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INSTITUT  FÜR  INTERNATIONALEN  AUSTAUSCH 
FORTSCHRITTLICHER  ERFAHRUNGEN. 


Bericht  über  die  Vereinstätigkeit  im  Jahre  1912. 

Das  abgelaufene  Vereinsjahr  hat  uns  nicht  nur  eine  Verdoppelung  un- 
seres Mitgliederstandes,  das  Aufblühen  zahlreicher  Ortsgruppen  und  regstes 
Interesse  allerwärts  für  unsere  Bestrebungen  beschert,  sondern  auch  eine 
neue  Etappe  in  der  innern  Entwicklungslinie  des  Vereins:  die  Entfaltung 
seiner  direkten  Einflußnahme  auf  die  Gesetzgebungen  Deutschlands,  Öster- 
reichs und  Frankreichs  gebracht.  .  .  . 

Kann  so  die  lebenstrotzende  Entwicklung  des  Vereins  alle  seine  Freunde 
mit  aufrichtiger  Genugtuung  erfüllen,  so  ist  doch  seine  Verzweigung  allzu 
differenziert,  als  daß  ein  Blick  zur  Beurteilung  der  erzielten  Fortschritte 
hinreichen  würde.  Wir  müssen  die  verschiedenen  Aktionsmethoden  des 
Instituts  einzeln  betrachten,  um  uns  ein  Urteil  bilden  zu  können. 

I. 

Der  aufklärenden  Tätigkeit  unseres  Instituts  dienen  in  erster  Linie  seine 
fünf  Organe: 

Dokumente  des  Fortschritts  (Berlin), 

Documents  du  Progres  (Paris), 

Progress  (London), 

Szocialpolitikai  Szemle  (Budapest), 

Saprossi  Schisni  (St.  Petersburg). 
Ihnen  allen  ist  das  Bestreben  gemein,  die  soziale  Entwicklung  des  eige- 
nen Landes  durch  den  Hinweis  auf  die  Erfahrungen  des  Auslandes  zu  be- 
fruchten. Und  gerade  das  abgelaufene  Vereins  jähr  hat  die  verschiedenen 
Organe  unseres  Vereins  und  vor  allem  auch  die  neu  hinzugetretenen  Zeit- 
schriften besonders  eng  aneinandergeschmiedet.  Die  Redaktion  des  Pro- 
gress wurde  nach  dem  schmerzhchen  Ableben  des  verdienten  leitenden 
Redakteurs  Byles  von  Mr.  Farley,  einem  bewährten  Freunde  unserer  Ideen, 
übernommen.  Progress  sieht  es  unter  dessen  Leitung  als  seine  vornehmste 
Aufgabe  an,  alle  Zweige  sozialer  Reform  und  sozialer  Hilfstätigkeit  in  Groß- 
Britannien  zu  vertiefen  und  durch  Heranziehung  des  im  Auslande  Bewährten 
zu  ergänzen;  von  diesem  Gesichtspunkte  ausgehend,  wurde  eine  noch  engere 
redaktionelle  Verbindung  mit  unseren  festländischen  Organen  angebahnt. 

Sehr  eng  hat  sich  auch  die  Beziehung  unseres  ungarischen  Organs  Szo- 
cialpolitikai Szemle  mit  ihren  Schwesterzeitschriften  gestaltet. 
Herr  Dr.  Länczi,  ihr  verdienstvoller  Herausgeber,  hat  sich  ferner  durch 
rege  Bemühung  um  die  Begründung  unserer  ungarischen  Ortsgruppen  große 
Verdienste  um  unsere  Sache  erworben. 

Herr  Dr.  Rubin  Blank,  Herausgeber  unserer  russischen  Ausgabe  „Sa- 
prossi Schisni",  hat  gleichfalls  an  der  Begründung  unserer  Peters- 
burger Gruppe  regen  Anteil  genommen,  und  dürfen  wir  hoffen,  daß  Saprossi 
Schisni  uns  die  Einwurzelung  unserer  Ideen  auch  im  national-russischen 
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Milieu  erleichtern  werde.  Unsere  übrigen  Ortsgruppen  auf  dem  Boden  des 
russischen  Reiches  haben  sich  bis  jetzt  ausschHeßÜch  in  den  Grenzländern, 
welche  ihre  nationale  Eigenart  bewahrten:  in  erster  Linie  in  Finnland  und 
Polen,  dann  auch  bei  den  Esthen  und  den  Deutschen  der  baltischen  Pro- 
vinzen, entwickelt.  Die  nationalistische  Bewegung,  welche  in  den  letzten 
Jahren  die  russische  Regierung  beherrscht,  läßt  diese  mit  einem  gewissen  Miß- 
trauen auf  den  Versuch  blicken,  ausländische  Erfahrungen  in  Rußland  zu 
propagieren;  so  gewiß  es  ist,  daß  weite  Kreise  der  russischen  IntelHgenz 
den  internationalen  Ideen  freundlich  gegenüberstehen,  so  gewiß  werden  ihre 
Verbände  eben  *)  durch  die  Regierung  an  der  entsprechenden  Fühlung  mit 
ausländischen  Vortragenden  gehindert. 

Wir  hoffen  jedoch,  daß  es  der  Redaktion  der  Saprossi  Schisni  gelingen 
werde,  vom  Standpunkt  russischer  Sozialreform  ausgehend,  unsere 
Methode  als  Hilfsmittel  russischer  Sozialentwicklung  auch  in  dieses  dornige 
Gebiet  einzuführen. 

Eine  neue  Ausgabe  unserer  internationalen  Zeitschrift,  ein  neues  Organ 
unseres  Instituts,  H  o  m  a  r  o  ,  in  Esperantosprache,  tritt  mit  diesem  Monat 
in  Madrid  inß  Leben.  Wir  wünschen  dem  Bruderorgan  ein  reiches  Leben, 

Die  ,,  Documents  du  Progres"  haben  sich  unter  Leitung  des 
Unterzeichneten  zum  Ziel  gesetzt,  vor  allem  jene  Reformgedanken  zu  fördern, 
denen  eine  reale  Verwirklichungsmöglichkeit  durch  Annahme  entsprechender 
Gesetzentwürfe  im  französischen  Parlament  gegeben  ist.  Die  demokra- 
tische Staatsverfassung  Frankreichs  gibt  der  öffentlichen  Meinung  weit- 
gehenden Einfluß  auf  die  Fortentwicklung  von  Kultur-  und  SozialpoHtik; 
eine  entsprechende  Aufklärung  eben  dieser  öffentlichen  Meinung  über  jene 
ausländischen  Erfahrungen,  welche  der  französischen  Politik  neue  Wege 
weisen  können,  ist  eines  unmittelbaren  praktischen  Einflusses  auf  die  fran- 
zösische Gesetzgebung  gewiß.  Diese  Gewißheit  der  öffentlichen  Meinung,  prak- 
tischen Einfluß  auf  die  Realpolitik  üben  zu  können,  läßt  wieder  das  Interesse 
vor  allem  jenen  Fragen  sich  zuwenden,  die  tatsächlich  auf  der  Tagesordnung 
des  Parlaments  stehen. 

Während  das  Interesse  der  deutschen  Öffentlichkeit  der  vertieftem 
Untersuchung  einzelner  sozialer  Fragen  —  ohne  speziellen  Hinblick  auf  die 
Tagespolitik  —  gilt,  mußten  die  Documents  du  Progres,  um  das  Maximum 
des  Einflusses  auf  den  realen  Fortschritt  des  Landes  zu  gewinnen,  einen 
ausgeprägt  politischen  Charakter  annehmen.  Dank  der  Mitarbeit  hervor- 
ragender Senatoren  und  Deputierter  konnte  so  in  der  Tat  ein  segensvoller 
Einfluß  auf  die  Reformpolitik  Frankreichs  ausgeübt  werden. 

Die  Dokumente  des  Fortschritts  dagegen  suchen  in  An- 
passung an  die  Wirkungsmöglichkeiten  einer  deutschen  Zeitschrift  vor  allem 
durch  Vertiefung  der  einzelnen  Problemstellungen  die  Zukunft 
vorzubahnen.  Um  diese  Vertiefung  zu  erleichtern,  haben  wir  jedes  Heft  der 
deutschen  Zeitschrift  einer  bestimmten  Problemreihe  gewidmet  (so  die  Januar  • 
Nummer  sozialhygienischen  Problemen,  die  Mai-Nummer  der  Arbeiterfrage, 
die  Juh-Nummer  der  Frauenfrage,  die  Oktober -Numm.er  pädagogischer  Re- 
form, die  November -Nummer  sozialer  Reform).  In  diesen  Heften  konnte 
so  ein  abgerundetes  Bild  afl  der  Reformnotwendigkeiten  in  der  Spezialsphäre 
der  Nummer  geboten  werden. 

*  * 
* 


*)  Wie  sich  der  Unterzeichnete  bei  einer  Vortragsreise  durch  Rußland  im  Oktober 
selbst  überzeugen  konnte. 
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Außer  den  Zeitschriften  selbst  gaben  wir  auch  eine  Reihe  von  Mono- 
graphien heraus :  Eben  jetzt  erscheint  in  deutscher  Sprache  eine  Übersetzung 
des  Morallehrbuches  von  Jules  Payot,  das  in  den  französischen  Staatsschulen 
die  Grundlage  der  Moralunterweisung  bildet,  aus  der  Feder  der  Herren  Gutmann 
und  Ganzenmüller. 

In  französischer  Sprache  erschien  eine  Schrift  von  Dr.  Julius  Deutsch 
und  dem  Unterzeichneten  „Le  Proletariat  moderne*',  welche  die  Arbeiter- 
institutionen und  Arbeiterpsychologie  in  den  verschiedenen  Kulturländern 
widerspiegelt. 

Um  die  Jahreswende  1911/1912  hatten  wir  bereits  in  deutscher  und 
französischer  Sprache  eine  Schrift  des  Unterzeichneten  „Inwieweit  ist  eine 
gesetzUche  Festlegung  der  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  möglich?"  (Er- 
fahrungen Englands,  Kanadas  und  Austrahens)  herausgegeben  und  einen 
Auszug  daraus  gleichfalls  in  deutscher  und  französischer  Sprache  in  einer 
Broschüre:  Wie  kann  die  Heimarbeit  wirksam  geregelt  werden?*'  in  12  000 
Exemplaren  verbreiten  lassen.  Eben  jetzt  wird  zur  Förderung  der  später  zu 
erwähnenden  Aktion  des  Institutseine  Broschüre  über  den  französischen  Moral- 
unterricht und  eine  Schrift  über  die  Resultate  des  belgischen  Proportional- 
wahlsystems (beide  in  deutscher  Sprache)  sowie  eine  Studie  über  die  Erfolge 
der  InvaUditätsversicherung  in  Deutschland,  in  französischer  Sprache,  aus- 
gearbeitet. 

*  * 
* 

II. 

Suchten  wir  vermöge  unserer  fünf  Zeitschriften  und  der  genannten 
Monographien  das  geschriebene  Wort  zur  Aufklärung  der  öffentlichen  Meinung 
zu  benutzen,  so  war  es  andererseits  Aufgabe  unserer  Vortragsorganisation, 
die  sich  in  diesem  Jahre  über  ganz  Europa  geweitet  hat,  das  gesprochene 
Wor.t  zur  Verbreitung  sozialer  und  kultureller  Reformideen  und  zum  Aus- 
tausch von  Erfahrungen  zwischen  den  einzelnen  Kulturvölkern  heranzu- 
ziehen. 

Im  ganzen  wurden  im  Jahre  1912  (die  letzten  Wochen  des  Jahres  1911 
-eingerechnet)  185  Vorträge  gehalten,  und  zwar,  sei  es  in  dieser  Zeitspanne, 
sei  es  vorher: 

in  den  deutschen  Städten : 

Aachen,  Alzey,  Aschaffenburg,  Baden-Baden,  Berlin,  Bielefeld,  Bochum, 
Bonn,  Bremen,  Breslau,  Danzig,  Darmstadt,  Dresden,  Düsseldorf,  Eisenach, 
Elberfeld,  Erfurt,  Essen,  Freiburg,  Gera,  Halle,  Hamburg,  Hannover,  Heidel- 
berg, Karlsruhe,  Kiel,  Koblenz,  Köln,  Königsberg,  Konstanz,  Krefeld,  Lan- 
dau, Leipzig,  Ludwigshafen,  Magdeburg,  Mainz,  Metz,  Minden,  Mühlhausen, 
Mühlheim  a.  Rh.,  München,  Münster,  Nürnberg,  Plauen,  Saarbrücken,  Sonno- 
berg, Straßburg,'  Stuttgart,  Tübingen,  Weimar,  Wiesbaden,  Witten,  Worms, 
Würzburg,  Zwickau; 
in  den  englischen  Städten 

Aberdeen,  Dundee,  Edinburg,   Glasgow,  Leicester,  Liverpool,  London, 
Oxford,  Sheffield; 
in  den  fmnländischen  Städten 

Äbo,  Helsingfors,  Tammerfors,  Uleaborg,  Wasa,  Wiborg; 
in  den  französischen  Städten 

Avignon,  Bordeaux,  Cambrai,  Dax,  Lille,  Limoges,  Lyon,  Marseille, 
Moulins,  Nantes,  Nizza,  Paris,  Rouen,  St.  Etienne,  Toulouse,  Vienne; 
in  den  holländischen  Städten 

Bloemendaal,  Bussum,  Haag; 
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in  den  italienischen  Städten 

Florenz,  Mailand,  Rom; 
in  den  österreichischen  Städten 

Beraun,  Brünn,  Czernowitz,  Eger,  Fiumo,  Graz,  Lemberg,  Linz,  Olmütz, 
Pilsen,  Prag,  Reichenberg,  Salzburg,  Stanislau,  Teplitz,  Triest,  Wien; 
in  den  portugiesischen  Städten 

Lissabon  und  Santarem ; 
in  den  russischen  Städten 

Dorpat,  Kalisz,  Lodz,  St.  Petersburg,  Reval,  Warschau; 
in  den  Schweizer  Städten 

Bern,  Genf,  Lausanne,  Luzern,  Neuchätel,  Zürich; 
in  den  skandinavischen  Städten 

Bergen,  Christiania,  Stockholm; 
in  den  spanischen  Städten 

Barcelona,  Saragossa ; 
in  den  ungarischen  Städten 

Arad,  Budapest,  Debreczin,  Györ,  Kaposvar,  Lugos,  Nagyvarad,  Palanka, 
Pancsowa,  Pees,  Szeged,  Zombor; 
und  endlich  in  den  Balkanstädten 

Belgrad,  Bukarest  und  Sofia. 

Die  nachstehenden  Persönlichkeiten  stellten  sich  als  Vortragende  in 
unseren  Dienst: 

Prof.  D.  Alf.  Agache,  Architekt,  Paris, 

Prof.  Georges  Blondel,  Paris, 

Prof.  Dr.  R.  Broda,  Paris, 

J.  Castberg,  Justizminister  a.  D.,  Christiania, 

Miss  Gecily  Dean  Corbett,  Honorary  secretary  of  the  International  vvomen 

franchise  Club,  London, 
Mme.  Alexandra  David,  Tunis, 
Dr.  Dragicesco,  Universitätsprofessor,  Bukarest, 

Dr.  Alfons  Fischer,  Vorsitzender  der  Propagandagesellschaft  für  Mutter- 
schutzversicherung, Karlsruhe, 
Dr.  Robert  Hercod,  Lausanne, 

Harrold  Johnson,  Secretary  of  the  Moral  Education  league,  London, 
Jean  Jaques  Kaspar,  Generalsekretär  der  Union  des  libres  penseurs  et  des 

libres  croyants  pour  la  culture  morale,  Paris, 
Dr.  Olga  Knischewsky,  Flörsheim, 
Dr.  Lessing,  Hannover, 

Paul  Hyacinthe  Loyson,  Paris,  Herausgeber  des  Journals:  Les  droits  de 

l'homme, 
Abbe  Paul  Naudet,  Paris, 

Dr.  Penzig,  Vorsitzender  der  Gesellschaft  für  Ethische  Kultur,  Berlin, 

Mlle.  Lydie  de  Pissargevsky,  secretaire  du  Congres  Permanent  du  Feminisme 

International,  Paris, 

Graf  Louis  Skarzynski,  St.  Petersburg, 

Mrs.  Stanbury,  London, 

Dr.  Unold,  Vorsitzender  des  Deutschen  Monistenbundes,  München, 
Dr.  af  Ursin,  ehem.  Vizepräsident  des  finnischen  Landtags,  Abo, 
Emile  Vandervelde,  Abgeordneter,  Brüssel, 
Dr.  Erich  Veidl,  Wien. 

Nachstehende  Themen  wurden  behandelt: 
Was  die  Völker  voneinander  lernen  können, 
Resultate  der  Sozialversicherung  im  Ausland, 
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Beamtengewerkvereine  in  Frankreich, 

Das  Verkehrsproblem  der  modernen  Großstädte, 

Trennung  von  Kirche  und  Staat  (Erfahrungen  Frankreichs  und  Amerikas), 
Konfessionsloser  Schul-  und  Moralunterricht  in  Frankreich, 
Soziale  Kunst  in  Frankreich, 

Gesetzhche  Festlegung  der  Arbeitsbedingungen  in  Australien, 

Länder  ohne  Trunksucht, 

Das  gesetzliche  Alkoholverbot  in  Amerika, 

Feminismus  und  Sozialismus, 

Munizipalsozialismus  in  Wien, 

Die  norwegische  Frau  im  Leben  und  an  der  Wahlurne, 
Die  Entwicklungsmöglichkeiten  der  slawischen  Frau, 
Indiens  Erwachen, 
Die  religiöse  Weltkrise, 

Neue  Entwicklungen  in  der  französischen  Gewerkschaftsbewegung, 
Die  internationale  Bewegung  für  Schaffung  von  Jugendgerichten, 
Kartelle  und  Trusts  in  Amerika, 

Resultate  des  Frauenstimmrechts  in  Finnland  und  Australien, 
Das  Zweikindersystem  in  Frankreich, 
Das  Problem  der  Ehescheidun?, 

Die  Entwicklungslehre  und  ihre  Anwendungen  auf  Weltanschauung,  Moral 

und  Leben, 
Bau  billiger  Volkswohnungen  in  Frankreich, 
Volksabstimmungen  in  der  Schweiz, 
Die  Erfolge  der  Schweizer  Antialkoholbewegung, 
Die  Lösung  der  nationalen  Frage  in  der  Schweiz, 
Das  Alkoholverbot  in  Finnland, 
Die  Vereinigten  Staaten  der  Erde, 

Das  Heimarbeitsproblem  im  Lichte  ausländischer  Erfahrungen, 

EntwicklungsmögHchkeiten  Chinas, 

Lärmschutzbewegung, 

Pädagogische  Reformen  in  den  Volksschulen  verschiedener  Länder,  und  viele 
andere. 

Haben  die  ersten  Vereinsjahre  eine  rege  Kooperation  zwischen  unserem 
Institute  einerseits,  dem  Deutschen  Monistenbunde,  der  Deutschen  Gesell- 
schaft für  Ethische  Kultur  und  den  deutschen  Frauenstimmrechtsverbänden 
andererseits  angebahnt,  so  stehen  wir  heute  mit  all  den  Verbänden,  welche 
eine  Sphäre  des  deutschen  Lebens  fortschrittlich  wandeln  wollen,  in  engster 
Waffenbrüderschaft.  Zahlreiche  Vorträge  konnten  wir  so  im  Einvernehmen 
mit  den  Freidenkerverbänden,  den  Verbänden  zur  Bekämpfung  der  Trunk- 
sucht, den  Ortsgruppen  der  Deutschen  Gesellschaft  für  Sozialreform,  den 
Friedensvereinen  sowie  auch  mit  verschiedenen,  fortschritthch  gerichteten, 
politischen  Organisationen  veranstalten. 

Allerdings  kann  heute  kaum  mehr  gesagt  werden,  daß  der  Schwerpunkt 
unseres  Unternehmens  im  Deutschen  Reiche  liege,  denn  von  den  blühenden 
Städten  an  den  Ufern  des  Rheins  und  der  Donau,  in  denen  unsere  ersten 
Ortsgruppen  begründet  wurden,  in  denen  uns  zuerst  werktätigste  Hilfe 
seitens  aller  Freunde  des  solidarischen  Kulturfortschritts  der  Völker  zuteil 
ward,  ist  unser  Gedanke  zu  den  kleinen  und  doch  so  tatfrohen  Städten 
Finnlands  an  der  äußersten  Grenze  der  Zivilisation,  zu  den  von  russischer 
Polizeiwillkür  in  ihrer  Lebensäußerung  so  oft  gehemmten  und  doch  stets 
unverzagt  für  den  Fortschritt  kämpfenden  Verbänden  Polens,  zu  den  Frei- 
denkervereinen Ungarns,  die  inmitten  eines  an  feudalen  Traditionen  hängen- 
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den  Staates  die  Ideen  des  Westens  zu  künden  suchen;  zu  den  aufstrebenden 
Völkern  am  Balkan,  zum  nordafrikanischen  Grenzgebiete  der  Wüste  und 
zu  den  lebensfrohen  Vorkämpfern  der  jungen  portuo:i(^sis(^hen  l^opublik  vor- 
gedrungen. 

Die  alten  Kulturstaaten  Frankreich  und  England  hab(,"ii  vielleicht  etwas 
weniger  olYenen  Sinn  für  die  Assimilierung  fremder  Erfahrungen  bewiesen; 
allzunahe  liegt  dort  der  Irrglaube,  daß  es  genüge,  in  der  eigenen  Ge- 
schichte, in  der  eigenen  Kultur  Anregungen  zu  suchen,  daß  man  vom  Aus- 
lande  nichts  zu  lernen  habe.  Trotzdem  geht  unser  Werk  auch  in  Frank- 
reich und  England  um  den  Preis  doppelter  Anspannung  aller  Kräfte  voran, 
und  speziell  die  praktischen  Reformaktionen  haben  das  Interesse  für  unsere 
Sache  in  Frankreich  wieder  lebhaft  angefacht.  Die  Vortragsorgani- 
sation selbst  soll  im  neuen  Jahre  planmäßig  in  die  Hand  genommen  werden. 
Auch  gedenkt  Unterzeichneter,  im  Herbst  wieder  eine  Reihe  von  Vorträgen 
in  englischen  Städten  zu  halten,  um  auch  dieses  große  Kulturvolk, 
das  unseren  Idealen  bisher  am  fernsten  gestanden,  für  die  Idee  des  Er- 
fahrungsaustausches zu  gewinnen. 

Die  Vortragsreise  des  Unterzeichneten,  in  den  vergangenen  Wochen, 
durch  Finnland  und  Rußland  brachte  auch  ein  wenig  Abenteuerluft  in  die 
Kreise  des  Institutes;  einige  der  Vorträge,  speziell  in  Finnland,  wurden  von 
der  russischen  Polizeiverwaitung,  die  in  den  letzten  Monaten  schwerer  und 
schwerer  auf  dem  freiheitsfrohen  nordischen  Volke  lastet,  verboten;  aber 
die  schöne  Treue,  welche  unsere  fmnländischen  Freunde  gerade  in  diesen 
Tagen  für  unsere  internationale  Sache  bekundeten,  der  Opfermut,  mit  dem 
sie  die  Versammlungen  auf  privatem,  der  Polizei  entrücktem  Boden  er- 
möglichten, haben  diesen  trüben  Eindruck  nach  der  persönlichen  Seite  hin 
mehr  denn  ausgelöscht.  Finnlands  Unterstützung  in  seinem  Kampfe  um 
Bewahrung  seiner  nationalen  Individualität,  um  die  Möglichkeit,  seine 
Rolle  als  soziales  Laboratorium  der  Erde  fortzusetzen,  wird  uns  eine  ernste 
Pflicht  bleiben;  auch  hat  der  Unterzeichnete  bereits  durch  eine  Reihe  von 
Vorträgen,  speziell  in  Paris  selbst,  das  seinen  finnischen  Freunden  gege- 
bene Wort  gehalten,  Finnlands  Sache  vor  der  öffentlichen  Meinung  des 
Westens  zu  vertreten. 

Gerade  diese  Verbindung  mit  Finnland  und  Polen  hat  uns  übrigens  eine 
neue  Betätigungsmöglichkeit  unseres  Instituts  gewiesen: 

Indem  wir  die  europäische  Öffentlichkeit  auf  die  Kulturleistungen  dieser 
Völker,  die  ob  des  Druckes,  unter  dem  sie  kämpfen,  doppelt  verdienstvoll 
sind,  hinweisen,  vermögen  wir  ihnen  Sympathien  zuzuführen,  die  sie  in  ihrem 
Leid  erheben,  in  ihrem  Streben  um  eine  bessere  Zukunft  unterstützen  können. 

* 

Die  Veranstaltung  der  Vorträge  wurde  im  abgelaufenen  Jahre  mehr 
und  mehr  von  unserem  unermüdhchen  jungen  Freunde  Louis  Ganzenmüller 
geleitet  und  dieser  Zweig  unserer  Tätigkeit  zu  einem  in  sich  geschlossenen 
Verwaltungskomplex  ausgebaut.  Dem  Unterzeichneten  ward  es  so  ermög- 
licht, seine  wesentliche  Kraft  den  anderen  Unternehmungen  des  Instituts, 
vor  allem  den  Aktionen  für  praktische  Reform,  zuzuwenden. 

III. 

Um  die  Jahreswende  1911/12  haben  wir,  wie  bereits  im  Bericht  über 
die  Vereinstätigkeit  des  Vorjahres  mitgeteilt,  einen  Versuch  unternommen, 
die  deutsche,  österreichische  und  französische  Öifenthchkeit  über  die  aus- 
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gezeichneten  Ergebnisse  der  Minimallohngesetzgebung  in  England  und 
Australien  aufzuklären  und  so  eine  entsprechende  Verbesserung  der  Gesetz- 
entwürfe zum  Schutze  der  Heimarbeit,  welche  den  deutschen  Reichstag, 
den  österreichischen  Reichsrat  und  die  französische  Deputiertenkammer 
beschäftigten,  anzubahnen.  Der  deutsche  Reichstag  hat  leider  diesen  Er- 
fahrungen des  Auslands  nur  in  sehr  beschränktem  Grade  Rechnung  getragen, 
wohl  aber  hat  der  österreichische  Arbeitsbeirat  wesentliche  Verbesserungen  am 
österreichischen  Entwurf,  der  ja  bereits  Minimallöhne  für  Heimarbeiter  vor- 
sah, deren  Erzwingung  er  jedoch  mit  allzu  vielen  Erschwernissen  umgab,  vor- 
genommen. Vielleicht  dürfen  wir  uns  schmeicheln,  daß  die  aufklärende 
Schrift,  welche  wir  allen  Mitgliedern  des  Arbeitsbeirates  übermittelten,  ein 
klein  wenig  zu  dieser  Wendung  beigetragen  hat;  jedenfalls  hat  uns  ein  Schrei- 
ben des  Vizepräsidenten  der  genannten  Körperschaft,  welches  dies  andeutet, 
große  Freude  bereitet. 

Tiefergreifend  noch  war  unser  Einfluß  auf  die  Verbesserung  des  franzö- 
sischen Gesetzes,  das  eben  jetzt  seine  entscheidenden  Kommissionsberatungen 
durchmacht.  Es  war  unserem  Vorstande  eine  aufrichtige  Genugtuung,  von 
einem  leitenden  Beamten  des  französischen  Handelsministeriums  zu  ver- 
nehmen, daß  der  aufklärenden  Tätigkeit  des  Instituts  ein  entschiedenes 
Verdienst  für  Beförderung  und  Verbesserung  des  Entwurfs  zuzusprechen  sei. 

Eben  jetzt  sind  wir  in  eine  Aktion  zur  Aufklärung  der  deutschen  Öffent- 
lichkeit bezüglich  der  Möglichkeit  einer  Schulreform  nach  dem  Muster  des 
weltlichenMoralunterrichts,  der  in  Frankreich  seit  30  Jahren 
erteilt  wird,  eingetreten,  und  hoffen  wir,  daß  die  Schrift  der  Herren  Gutmann 
und  Ganzenmüller  sowie  die  Versammlungen  und  Broschüren,  welche  wir 
gleicher  Aufklärungstätigkeit  dienstbar  gemacht  haben,  ihren  Zweck  erreichen 
werden.  Nicht  etwa,  daß  wir  auf  Einführung  des  weltlichen  Moralunterrichts 
in  den  deutschen  Schulen  für  die  nächste  Zukunft  hoffen;  aber  wir  glauben 
doch,  an  Hand  der  französischen  Erfahrungen  den  Beweis  erbringen  zu  können, 
daß  der  konfessionelle  Unterricht  für  die  Belebung  moralischer  Triebe  in 
der  Kinderseele  keineswegs  unentbehrlich  sei,  daß  gleiches  Ziel  ohne  jedwede 
konfessionelle  Beengung,  ohne  jedweden  Gewissenszwang  auf  die  Kinder 
.von  Nichtgläubigen,  durch  einen  neutralen  Moralunterricht,  der  keiner 
Religion  zuwider,  sich  auf  keine  stützt,  erreicht  werden  könne. 

Im  Sinne  einer  Anregung  unserer  Wiener  Gruppe  sind  wir  ferner  im  Be- 
griffe, die  Ergebnisse  des  Proportionalwahlsystems  in  Belgien 
und  Finnland  in  einer  Studie  zusammenzufassen  und  so  der  Durchführung 
gleicher  Reform  in  Österreich  vorzuarbeiten. 

In  Frankreich  steht  eben  jetzt  die  Einführung  der  obligatorischen 
Invalidenversicherung  auf  der  Tagesordnung,  und  glauben  wir 
darum,  die  beispielgebenden  Züge  der  deutschen  Invaliditätsversicherung 
(speziell  die  in  ihrem  Rahmen  geübte  Krankenfürsorge)  sowie  andererseits 
das  neue  englische  System,  das  Versicherungszwang  mit  vollständiger  Auto- 
nomie der  Versicherungskassen  verbindet,  in  einer  .  Broschüre  zusammen- 
stellen und  selbe  in  mehreren  tausend  Exemplaren  verbreiten  zu  sollen. 

IV. 

Die  wichtigste  Frage  unserer  weiteren  Vereinsentwicklung  liegt  in  der 
Begründung  autonomer  Ortsgruppen,  welche  unser  Zentralbureau  von  der 
allzugroßen  Fülle  von  Agenden  entlasten  und  bei  unseren  Mitgliedern  in 
allen  Städten  Europas  eigene  Initiative  für  Reformaktionen  unter  eigener 
Verantwortung  auslösen  sollen. 

Tatsächlich  haben  wir  auch  eine  große  Reihe  von  autonomen  Orts- 
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gruppen  begründet,  und  deren  Mitglieder  und  Leiter  haben  stets  ein  reges 
Interesse  für  den  Ausbau  derselben  an  den  Tag  gelegt.  Dessen  ungeachtet 
hat  sich  eine  wirklich  fruchtbringende  Tätigkeit  nur  in  einigen  wenigen 
Städten,  vor  allem  in  Paris,  Wien  und  Leipzig,  sowie  andererseits  an  einigen 
Peripheriepunkten,  insbesondere  in  Äbo  in  Finnland  und  Barcelona  in  Spanien, 
entfaltet.  Es  ist  darum  vielleicht  angebracht,  wenn  wir  im  nachstehenden 
einige  Gesichtspunkte  für  die  Tätigkeit  der  Ortsgruppen  darlegen. 

J.  Während  bisher  die  Vorträge  überwiegend  in  direkter  Verhandlung 
unserer  Zentralleitung  mit  den  verschiedenen  Vereinen  der  einzelnen  Städte 
veranstaltet  wurden,  würde  es  fürderliin  den  Ortsgruppen  obliegen,  die  von 
der  Zentralleitung  entsandten  ausländischen  Vortragenden  entweder  in 
ihrem  eigenen  Rahmen  zu  empfangen  und  die  Vorträge  selbst  zu 
veranstalten  oder  aber  zumindest  am  Orte  selbst  Fühlung  mit  Spezial- 
vereinen  zu  suchen  und  mit  ihnen  zusammen  die  Vortragstätigkeit  auszu- 
bauen. Dadurch  würde  ein  weitaus  intensiverer  Nachhall  der  von  unseren 
Vortragenden  mitgeteilten  Gesichtspunkte  ermöglicht,  eine  weitere  Diskussion 
und  Vertiefung  derselben  im  Kreise  der  Ortsgruppenmitglieder  angebahnt 
werden. 

2.  Nach  dem  schönen  Muster  unserer  Aboer  Ortsgruppe  könnten  ferner 
interne  Mitgliederabende  veranstaltet  werden,  in  denen  Per- 
sönlichkeiten der  Stadt  über  Probleme  der  sozialen  und  kulturellen  Reform 
vortragen.  Unsere  Zentralleitung  wäre  gern  bereit,  diesen  Persönlichkeiten 
alle  solchen  Materialien  über  ausländische  Erfahrungen,  die  sie  als  Grund- 
lage ihrer  Ausführungen  zu  benutzen  gewillt  sind,  zu  liefern;  ferner  bieten 
ja  auch  viele  Aufsätze  in  den  Dokumenten  des  Fortschritts  Material  für 
solche  Vorträöfe  und  Diskussionen. 

3.  Die  Ortsgruppen  könnten  ferner  nach  dem  schönen  Beispiel  unserer 
Barcelonaer  Ortsgruppe  Spezialkommissionen  für  Unter- 
suchung gewisser  sozialer  Fragen  am  Orte  bilden,  und  diese 
Kommissionen  würden  von  unserer  Zentralleitung  alle  Materialien  zur  Aus- 
arbeitung entsprechender  Gutachten  empfangen. 

4.  Sehr  willkommen  wäre  es  uns  auch,  wollten  die  Ortsgruppen  durch 
Untersuchung  gewisser  Institutionen  ihres  Landes 
und  durch  Erforschung  der  Ergebnisse  gewisser  in  ihrer  Sphäre  durchgeführ- 
ter Reformen  Materiahen  sammeln,  die  sie  entweder  in  den  ,, Dokumenten 
des  Fortschritts''  und  in  unseren  anderen  Organen  veröffentlichen  oder  in 
Broschürenform  zusammenstellen  oder  endhch  den  Ortsgruppen  solcher 
Länder,  welche  vor  die  Notwendigkeit,  parallele  Probleme  zu  lösen,  gestellt 
sind,  übermitteln  könnten.  So  geht  unsere  Aboer  Ortsgruppe  eben  daran, 
in  einer  Enquete  festzustellen,-  worauf  die  wunderbare  morahsche  Kraft 
des  finnischen  Volkes  zurückgehe,  die  dieses  in  den  schweren  politischen 
Stürmen  aufrecht  hält:  ob  auf  die  Volkshochschulen,  ob  auf  die  Verminderung 
der  Trunksucht  durch  das  Gesetz  des  partiellen  Alkoholverbots,  ob  auf  die 
demokratische  Konstitution,  ob  auf  das  Frauenstimmrecht  ?  Die  von  der 
Aboer  Gruppe  gesammelten  Nachweise  werden  uns  für  redaktionelle  Zwecke 
in  unseren  Zeitschriften  sowie  für  unsere  Vortrags-  und  . Aufklärungstätig- 
keit von  großem  Wert  sein. 

5.  Insoweit  unser  Institut  an  der  Verwirklichung  gewisser  Reformen 
Anteil  genommen  (wie  an  den  Gesetzen  zum  Schutze  der  Heimarbeiter), 
wäre  es  gleichfalls  Aufgabe  der  Ortsgruppen,  zu  untersuchen,  inwieweit 
sich  diese  Reformen  bewähren  und  inwieweit  daraus  Schlüsse 
für  die  Bewährung  der  Reformen  in  anderen  Ländern  gezogen  werden  können. 

6.  Um  endlich  ihren  Mitgliedern  persönliche  Aufklärung  zu  übermitteln. 


Dokumente  des  Fortschritts,  VI.  Jahr.  1.  Heft. 


könnten  die  Ortsgruppen  Lesezimmer  und  Verleihung  aufklärender  Schriften 
einleiten;  unsereJZentralleitung  würde  ihnen  sehr  gerne  Schriften  aus  unserer 
Bibliothek  zur  Verfügung  stellen. 

7.  Wichtiger  noch  als  diese  Aufgaben  wäre  es  jedoch  für  die  Ortsgruppen, 
die  Initiative  für  Begründung  von  sozialen  oder 
kulturellen  Institutionen  und  für  die  Durchführung 
sozialer  oder  kultureller  Reformen  nach  dem  Muster  • 
paralleler  Erfahrungen  des  Auslandes  zu  ergreifen. 
Die  Ortsgruppen  könnten  zu  diesem  Zweck  entweder  Broschüren  ausgeben, 
in  denen  diese  Erfahrungen  dargestellt  werden,  oder  die  von  der  Zentralleitung 
ausgegebenen,  gleichem  Zwecke  dienenden  Broschüren  weiterverbreiten.  Sie 
könnten  lokale  Versammlungen,  Debatten  und  Vorträge  veranstalten,  in 
denen  die  Mitglieder  der  Gruppe,  sei  es  an  Hand  des  von  der  Zentralleitung 
unseres  Instituts  gesandten  Materials,  sei  es  mit  Bezug  auf  die  Aufsätze 
in  den  ,, Dokumenten  des  Fortschritts'',  sei  es  in  ganz  selbständiger  Weise, 
eine  am  Orte  aussichtsreiche  Reforminitiative  vertreten  würden. 

Sie  könnten  ferner  entsprechende  Aufsätze  in  die  lokale  Presse  lancieren 
oder  aber  unsere  Zentralleitung  mit  den  entsprechenden  Redaktionen  in 
Verbindung  setzen.  Unsere  Erfahrung  hat  uns  gezeigt,  daß  solche  Appelle, 
wenn  sie  von  Paris  als  Vorort  des  Instituts  ausgehen,  stets  bereitwilhge  Auf- 
nahme in  die  ausländische  Presse  finden. 

Naturgemäß  müßten  die  Ortsgruppen  im  Einzelfall  klar  erwägen,  welche 
Reform  sich  für  ihre  Aktion  am  besten  eigne.  Ortsgruppen  in  den  Haupt- 
städten unabhängiger  Staaten  wären  in  erster  Linie  berufen,  politische 
Aktionen,  welche  die  Annahme  von  Reformgesetzen  in  ihren  parlamen- 
tarischen Körperschaften  zum  Ziele  haben,  durchzuführen.  So 
hat  auch  tatsächlich  unsere  Pariser  Ortsgruppe  in  entscheidender  Weise  in 
die  parlamentarische  Behandlung  des  Gesetzentwurfs  zum  Schutze  der 
Heimarbeiterinnen  eingegriffen  und  beabsichtigt  sie,  demnächst  in  einer 
öffentlichen  Versammlung  zur  parlamentarischen  Behandlung  des  Invali- 
ditätsversicherungsgesetzes  Stellung  zu  nehmen.  —  So  will  auch 
unsere  Wiener  Ortsgruppe  in  entsprechender  Weise  auf  die  Einfügung  des 
Proportionalwahlrechtsystems  in  den  konstitutionellen  Mechanismus  Öster- 
reichs hinwirken.  In  entsprechender  Weise  könnte  unsere  Helsingforser 
Ortsgruppe  für  politische  Reformen  Finnlands,  unsere  Londoner  Ortsgruppe 
für  soziale  Reformen  Englands  eintreten,  unsere  Berliner  Ortsgruppe  die 
Gesamtaktion  unseres  Instituts  für  Einführung  einer  Schulreform  nach 
Muster  des  weltlichen  Moralunterrichts  in  Frankreich  stützen. 

Auch  die  Ortsgruppen  der  Landeshauptstädte,  in  München,  Stuttgart, 
Karlsruhe,  Darmstadt,  Gera  könnten  sehr  wohl  die  Initiative  für  Annahme 
von  Reformgesetzen  in  den  betreffenden  Landtagen  ergreifen. 

Ortsgruppen  in  Provinzialstädten  hingegen  könnten  einerseits  an  all- 
gemeinen Aktionen  ihres  Landes  mitarbeiten,  andererseits  die  Initiative  für 
Reformen  im  Gemeindeleben  (Gemeindebetrieb  gewisser  öffentlicher 
Dienste  sowie  Begründung  selbstverwaltender  Institutionen)  ergreifen.  Nach- 
stehend seien  einige  solcher  möglicher  Initiativen  genannt:  Die  Volkshoch- 
schulen haben  sich  bekanntlich  in  Dänemark  und  Norwegen  in  charakte^ 
ristischer  und  für  das  Wirtschafts-  und  Kulturleben  dieser  Länder  wertvoller 
Weise  entwickelt;  eine  Verpflanzung  dieser  Einrichtungen  auf  den  Boden 
Zentraleuropas  würde  gewiß  wertvolle  Möglichkeiten  eröffnen,  und  unsere 
Zentral leitung  wäre  sehr  gerne  bereit,  solchen  Ortsgruppen,  welche  etwa 
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die  Initiative  zur  Gründung  solcher  Volkshoch- 
s  c  h  u  1  k  u  r  s  e  (nach  skandinavischem  Muster,  wesentlich  weitergehend  als 
die  entsprechende,  in  Deutschland  bereits  bestehende  Einrichtung)  ergreifen 
wollten,  die  entsprechenden  Dokumente  über  die  in  Skandinavien  gemachten 
Erfahrungen  zur  Verfügung  stellen. 

In  Paris  haben  sich  die  Museumsführungen  der  Arbeiterschaft 
schön  bewährt,  in  breite  Massen  der  Arbeiter  Verständnis  für  Kunst  getragen 
und  den  Geschmack  gehoben;  auch  solche  Initiative  würde  unsere  Orts- 
gruppen ehren. 

Die  Entwicklung  des  Genossenschaftswesens  in  England, 
Dänemark  und  Belgien  sollte  gleichfalls  in  anderen  Ländern  propagiert  wer- 
den. Gerne  würden  wir  unseren  Ortsgruppen  Dokumente  zur  Verfügung 
stellen,  welche  ihnen  die  Anregung  für  solche  Genossenschaftsgründungen  er- 
möglichen würden. 

Auf  dem  Gebiete  des  Schulwesens  könnten  unsere  Gruppen  die  Initiative 
zur  Gründung  von  Schulen  mit  gemeinsamer  Erziehung 
von  Knaben  und  Mädchen  (nach  skandinavisch-amerikanischem 
Muster)  sowie  von  Jugendfürsorgevereinen,  welche  den  Jugend- 
gerichten zur  Seite  ständen  (nach  englisch -amerikanischem  Muster)  ergreifen. 

Dies  alles  aber  nur  Beispiele;  jede  Gruppe  müßte  vor  allem  aufmerksam 
hinhorchen,'  womit  sich  die  öffentliche  Meinung  am  Orte  beschäftigt,  welche 
Mißstände  besonders  fühlbar  sind.  Sie  müßte  dann  an  Hand  aufmerksamer 
Lektüre  der  Dokumente  des  Fortschritts  nach  ausländischen  Erfahrungen, 
welche  Anregung  zur  Beseitigung  dieser  Mißstände  geben  könnten,  Umschau 
halten  und  sich  so  für  diese  oder  jene  Reformaktion  entscheiden.  Sowie 
dies  einmal  getan,  wolle  sie  sich  vertrauensvoll  an  unsere  Zentralleitung 
wenden,  welche  alle  Nachweise  zur  Verfügung  stellen,  eventuell  auch  Geld- 
mittel für  Herausgabe  von  Broschüren  anweisen  würde. 

* 

Unser  Verein  hat  sich  in  diesen  drei  Jahren  zu  einem  der  an  Mitglieder - 
zahl,  ökonomischer  Kraft  und  Aktionsradius  stärksten  internationalen  Ver- 
bände entwickelt;  sein  Hauptbureau  hat  eine  Arbeit  zu  bewältigen,  wie  sie 
in  gleicher  Intensität  wohl  kaum  in  einem  anderen  internationalen  Vereine 
geleistet  wird;  aber  gerade  diese  intensive  Arbeit,  welche  dem  Fleiße  unserer 
Hilfsorgane  ein  schönes  Zeugnis  ausstellt  und  den  Beweis  liefert,  daß  in 
unserem  Zeitalter  guter  Bahnen  und  guter  Post  die  Distanzen  mehr  und 
mehr  verschwinden,  hat  eben  doch  auch  ihre  Bedenken.  Bisher  war  es  z.  B. 
überwiegend  notwendig,  daß  unser  Pariser  Sekretariat  nicht  bloß  Vorträge 
in  Lissabon  oder  Reval,  Glasgow  oder  Sofia  in  direkter  Verhandlung  mit 
dortigen  Vereinen  ohne  jedwede  wirksame  Unterstützung  am  Orte  veran- 
staltete, sondern  daß  es  sogar  auch  die  Einladungskarten  an  unsere  Mit- 
glieder in  Lissabon  und  Reval,  Glasgow  und  Sofia  von  Paris  aus  versandte, 
in  Paris  auf  den  Karten  vermerkte,  zu  welcher  Stunde  und  in  welchem  Saale 
die  Redner  in  Lissabon  und  Reval,  Glasgow  und  Sofia  sprechen  würden. 
Das  scheint  uns  denn  doch  eine  zu  weitgehende  Ausbildung  zentralistischer 
Administration  darzustellen;  unseren  Ortsgruppen  in  all  diesen  Städten  muß 
es  fürderhin  überlassen  bleiben,  die  Vorträge  zu  veranstalten  und  ihre  Mit- 
glieder durch  entsprechende  Einladungskarten,  die  am  Orte  selbst  hergestellt 
werden,  von  Ort  und  Stunde  des  Vortrags  zu  verständigen. 

Auch  das  bisherige  System  hat  sich  bewährt,  dank  der  unermüdlichen 
Arbeit  vieler  Tage  und  Nächte,  die  von  unseren  Beamten  geleistet  ward; 
die  Zukunft  aber  gehört  der  s  e  1  b  s  t  ä  n  d  i  gen  Initiative  selbst- 
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verwaltender  Ortsgruppen.  An  die  vielen  Freunde,  die  wir 
in  all  den  Städten  und  Ländern  Europas  besitzen,  ergeht  darum  der  Ruf, 
sich  zu  solchen  Gruppen  zusammenzuschließen.  Wir  haben  in  unserer  Januar« 
nummer  eine  Liste  unserer  Mitglieder,  deren  Zahl  nun  schon  2000  übersteigt, 
veröffenthcht;  wir  werden  Persönhchkeiten,  weichte  die  Initiative  für  Grün- 
dung solcher  Gruppen  ergreifen  wollen,  alle  Adressen  zur  Verfügung  stellen, 
alle  Behelfe  liefern.  Unser  Sekretariat  wird  mit  aufrichtiger  Freude  die 
allzu  umfangreichen  Befugnisse,  die  es  bisher  auszuüben  hatte,  an  die  Selbst- 
verwaltung der  Gruppen  übergeben. 

Die  letzten  Jahre  haben  uns  die  Möglichkeit  zu  großen  einheitlichen 
internationalen  Aktionen  gegeben,  möge  das  neue  Jahr  die  Differenzierung 
dieser  Aktionen  und  ihre  Unterstützung  durch  lokale  und  individuelle  Ini- 
tiative bringen.  Der  Generalsekretär: 

R.  Broda. 
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PROFESSOR  I.  GONSER,  BERLIN,  GENERAL- 
SEKRETÄR DES  DEUTSCHEN  VEREINS  G.  D. 
MISSBRAUCH  GEISTIGER  GETRÄNKE:  DIE  OR- 
GANISIERTE TRINKERFÜRSORGE  IN  DEUTSCH- 
LAND. 

M  14.  und  15.  November  d.  J.  fand  —  veranstaltet  vom  Deutschen 
Verein  gegen  den  Mißbrauch  geistiger  Getränke  — •  im  Landeshaus 
der  Provinz  Brandenburg  in  Berlin  die  IV.  Konferenz  für  Trinker- 
fürsorge statt.  Es  ist  überraschend,  wie  machtvoll  in  wenigen 
Jahren  der  Gedanke  der  organisierten  Trinkerfürsorge  sich  durchgesetzt 
hat.  Staats-  und  Gemeindebehörden,  Versicherungsanstalten  und  Kranken- 
kassen, Vertreter  von  Kirche  und  Schule,  Ärzte  und  Sozialpolitiker  wandten 
der  Arbeit  mehr  und  mehr  ihr  tatkräftiges  Interesse  zu.  Bezirksvereine  der 
g.  d.  M.  g.  G.  und  Enthaltsamkeitsvereine  im  Bunde  mit  anderen  Wohlfahrts- 
vereinen,  insbesondere  Frauenvereinen,  stellten  sich  in  die  praktische  Arbeitt 
Was  in  Deutschland  sich  bewährte,  wurde  mit  Verwertung  der  von  uns 
gesammelten  Erfahrungen  auch  in  anderen  Ländern  —  in  Österreich,  Holland, 
Schweden,  Luxemburg,  in  der  Schweiz  —  eingerichtet.  Wir  stehen  heute 
schon  vor  einem  Werke,  das  im  Vergleich  zur  Kürze  der  Zeit,  erstaunlich 
in  die  Breite  und  in  die  Tiefe  geht. 

I.  Die  Entwicklung  der  Trinkerfürsorge  in  Deutsch- 
land. 

Vorbemerkuag:  Im  Oktober  1912  wurde  seitens  der  Geschäftsstelle 
des  D.  V.  g.  d.  M.  g.  G.  ein  Fragebogen  verschickt.  Von  den  bis  zu  diesem 
Zeitpunkte  bestehenden  178  Fürsorgestellen  haben  132  geantwortet.  Bei  den  nach- 
stehenden Zahlenangaben  konnten  also  nur  diese  132  Antworten  verwertet  werden. 

Zur  Zeit  (Anfang  November  1912)  sind  in  Deutschland  178  Trinker- 
fürsorgestellen in  Tätigkeit.  Es  wurden  gegründet  bis  zum  Jahre  1906:  6, 
im  Jahre  1907:  10,  1908:  16,  1909:  35,  1910:  39,  1911:  45,  1912  (bis  Ende 
Oktober):  27  Stellen. 

Von  den  178  Stellen  entfallen  auf  Preußen:  132,  Elsaß -Lothringen:  6, 
Bayern:  6,  Sachsen:  8,  Württemberg:  4,  Hessen:  4,  Baden:  6,  Oldenburg:  1, 
Sachsen-Weimar:  1,  Mecklenburg-Schwerin:  2,  Mecklenburg-Strehtz:  1, 
Braunschweig:  1,  Sachsen-Goburg-Gotha:  1,  Hamburg:  2,  Bremen:  2, 
Lübeck:  1. 

Die  Trinkerfürsorgestellen  sind  teils  in  Großstädten:  in  ihnen  erweist 
sich  aus  nahehegenden  Gründen  ihre  Notwendigkeit  besonders  dringend  — 
teils  in  mittleren  und  kleineren  Städten:  auch  in  den  kleinen  Städten  ist 
überreichhche  Arbeit  vorhanden,  zumal,  wenn  sie  auf  das  Land  ausgedehnt 
wird.  Auch  auf  dem  Lande  selbst  sind  bereits  die  ersten  Versuche  gemacht, 
ob  nun  die  Fürsorgestelle  einem  Sanatorium  angegliedert  wird  (so  z.  B.  der 
Heilstätte  Birkenhof  in  Schlesien)  oder  als  fliegende  Beratungs-  und  Aus- 
kunftsstelle eingerichtet  wird  (so  z.  B.  von  Pastor  Seitmann  in  Thammen- 
hain). 

Der  Umfang  der  Tätigkeit  der  Fürsorgestellen  ist  äußerst  verschieden. 
Dies  hängt  natürlich  ab  von  der  Tatkraft  und  dem  Geschick  derjenigen 
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Persönlichkeiten,  welche  die  Arbeit  übernehmen,  von  der  Unterstützung, 
welche  die  Behörden  gewähren;  es  hängt  ab  davon,  inwieweit  es  in  der  ein- 
zelnen Stadt  gelingt,  geeignete  Mitarbeiter  und  Mitarbeiterinnen  heranzu- 
ziehen, die  Fürsorgestelle  in  allen  Kreisen  bekanntzumachen,  und,  was 
besonders  wichtig,  in  den  Reihen  derer,  welchen  die  Fürsorge  zugute  kommen 
soll,  das  nötige  Vertrauen  zu  der  Gemeinnützigkeit  der  Fürsorgestelle  zu 
gewinnen.  Es  hängt  natüi'lich  auch  vor  allem  davon  ab,  wie  lange  die  Stelle 
bereits  in  Tätigkeit  ist. 

Wie  verschiedenartig  die  Verhältnisse  liegen,  erhellt  aus  zwei  Zahlen- 
reihen: 

Auf  1000  Einwohner  kommen  Anmeldungen  von  Fällen  (die  Städte 
sind  der  Größe  nach  geordnet)  z.  B.  in  Königsberg  4,78,  Münster  9,18,  Biele- 
feld 7,01,  Beuthen  5,15,  Lüdenscheid  13,53,  Oldenburg  5,52,  Lüneburg  5,43, 
Minden  5,18,  Haspe  8,01,  Hameln  6,66,  Waldenburg  i.  Schi.  10,11,  Gummers- 
bach 8,29,  Rheine  i.  W.  7,28,  Lyck  7,89,  Reichenau  6,88,  Schildesche  12,04. 

Dagegen  kommen  z.  B.  auf  1000  Einwohner  Anmeldungen  in  Berlin  0,56, 
München  0,51,  Essen  0,75,  Stuttgart  0,48,  Braunschweig  0,84,  Karlsruhe  i.  B. 
0,37,  Mülhausen  i.  E.  0,77,  Darmstadt  0,78,  Elbing  0,64,  Coblenz  0,74,  Thorn 
0,84,  Schwerin  i.  M.  0,47,  Greifswald  0,93,  Merseburg  0,14,  Passau  0,24, 
Waren  i.  M.  0,57. 

Bei  Neugründung  von  Trinkerfürsorgestellen  taucht  immer  wieder  neu 
die  Frage  auf,  wer  am  zweckmäßigsten  die  Anregungen  gibt,  die  Persön- 
lichkeiten zusammenruft  und  die  Stelle  schafft.  Die  geschichtliche  Ent- 
wicklung hat  hier  bereits  entschieden.  Der  Deutsche  Verein  g.  d.  M.  g.  G. 
hat  die  Bewegung  in  Fluß  gebracht;  er  hat  in  den  weitesten  Kreisen  Ver- 
ständnis und  Interesse  geweckt  durch  die  Konferenzen,  die  er  einberief, 
durch  die  Kurse  für  Trinkerfürsorger  und  -fürsorgerinnen,  die  er  veranstaltete, 
durch  die  Literatur,  die  er  verbreitete,  durch  die  Eingaben  und  Rundschreiben, 
die  er  an  Behörden,  Vereine  usw.  richtete;  er  sammelt  das  Tatsachen-  und 
Zahlenmaterial,  hilft  bei  Gründung  und  Ausbau  von  Fürsorgestellen,  gibt 
die  nötigen  Auskünfte  über  gesetzhche  und  verwaltungstechnische,  über 
prinzipielle  und  praktische  Fragen;  er  gibt  vom  1.  Januar  1913  ab  ein  eigenes 
Organ  heraus:  „Blätter  für  praktische  Trinkerfürsorge*'.  Er  wird,  sobald 
für  alle  Fürsorgestellen  einheitliche  Formulare,  die  zur  Zeit  in  einer  Kommission 
beraten  werden,  ein-  und  durchgeführt  sind,  das  so  zu  gewinnende  Material 
wissenschafthch  bearbeiten.  Etwa  Va  der  Trinkerfürsorgestellen  sind  von 
seinen  Bezirksvereinen  eingerichtet  und  geleitet.  Im  letzten  Drittel  sind 
mancherlei  Verschiedenheiten:  da,  wo  Bezirksvereine  bestehen,  sind  sie 
an  der  Trinkerfürsorge  mitbeteiligt;  die  übrigen  Stellen  werden  teils  von 
Gemeindebehörden,  teils  von  Abstinenzvereinen,  teils  von  Frauenvereinen, 
teils  von  sonstigen  Wohlfahrtsvereinen  geführt. 

II.  Erfahrungen  aus  der  Trinkerfürsorge. 

Als  die  neue  Arbeit  begann,  wurden  mannigfache  Bedenken  laut,  die 
sich  auch  heute  noch  da  wiederholen,  wo  der  Gedanke  neu  zur  Erörterung 
gestellt  wird. 

1.  Ist  die  Zahl  der  Alkoholkranken  so  groß,  daß 
es   einer   besonderen   Einrichtung  bedarf? 

Ein  Beispiel  für  viele  als  Antwort:  Aus  einer  Großstadt  an  der  Wasser- 
kante wird  uns  berichtet,  daß  dort  652  Fälle  in  den  Listen  geführt  werden 
(die  Stelle  besteht  seit  1908).    Es  wird  aber  ausdrücklich  hinzugefügt,  daß 
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neben  diesen  noch  5130  Fälle  durch  vertrauliche  Mitteilung  angemeldet 
wurden. 

In  allen  Städten,  in  denen  die  Voraussetzungen  für  genügende  Bekannt- 
machung und  ersprießhche  Wirksamkeit  gegeben  sind,  wird  übereinstimmend 
festgestellt,  daß  die  Zahl  der  Alkoholkranken  viel  größer  ist,  als  bei  den  amt- 
lichen Stellen  bisher  angenommen  wurde  und  auch  in  weiteren  Kreisen  be- 
kannt war.  Nahehegende  Gründe  machen  das  Bestreben  der  Beteiligten 
begreiflich,  mögHchst  lange  zu  schweigen  und  zu  verschweigen. 

In  den  132  Fürsorgestellen,  welche  genaue  Zahlen  angeben,  wurden 
im  ganzen  28  271  Alkoholkranke  gemeldet  (darunter  neue  im  Jahre  1912: 
7107).  Rechnet  man  die  Familien  im  Durchschnitt  zu  vier  Köpfen,  so  sind 
es  also  mehr  als  100  000  Famihengenossen,  welche  unter  der  Alkoholnot 
litten.    Am  1.  Oktober  1912  standen  in  Fürsorge  17  705  Personen. 

Wenn  auf  Grund  von  Schätzungen  bisher  angenommen  wurde,  daß  in 
Deutschland  etwa  400  000  Alkoholkranke  sind,  so  beweisen  die  bisherigen 
Erfahrungen  in  den  Fürsorgestellen,  daß  mit  dieser  Zahl  die  untere  Grenze 
angegeben  ist. 

Gegenüber  dieser  Massennot  haben  Staat  und  Gemeinde,  Kirche  und 
Schule,  Vereine  und  einzelne  mit  ihrer  Erziehung  und  Fürsorge,  mit  Ein- 
greifen durch  Zwangs-  oder  Straf  maßnahmen  —  bei  aller  Anerkennung 
des  besten  Willens  und  einzelner  Erfolge  • —  nicht  aufzukommen  vermocht. 
Die  Bedürfnisfrage  nach  Trinkerfürsorgestellen  ist  also  bejaht. 

2.  Werden  die  Alkoholkranken  und  deren  An- 
gehörige zu  den  Fürsorgestellen  kommen?  W^erden 
nicht  verschiedenartige  Erwägungen  die  Beteiligten  veranlassen,  sich  zurück- 
zuhalten ? 

Dieses  Bedenken  hat  sich  bewahrheitet  da,  wo  die  Fürsorgestelle  einen 
zu  stark  behördlichen  Charakter  (Armenverwaltung,  Pohzeiverwaltung)  trägt, 
und  dadurch  die  Besorgnis  nahegelegt  wird,  daß  eine  Anmeldung  allerlei 
unerwünschte  Konsequenzen  haben  könnte.  Dagegen  überall,  wo  es  gelungen 
ist,  den  Wohlfahrtscharakter  der  Stelle,  ihren  Fürsorgezweck,  in  überzeugender 
und  gewinnender  Weise  in  die  Erscheinung  treten  zu  lassen  und  so  Vertrauen 
zu  wecken,  da  ist  eine  Überfülle  von  Arbeit.  Einige  Zahlen  (aus  Städten  in 
den  verschiedensten  Gegenden  Deutschlands)  als  Beispiele:  in  Breslau  wurden 
seit  1909:  1694  Fälle  angemeldet,  in  Altona  seit  1909:  843,  in  Bielefeld  seit 
1906:  550,  in  Münster  seit  1909:  828,  in  Frankfurt  a.  M.  seit  1909:  496,  in 
Heidelberg  seit  1911:  143,  in  Mainz  seit  1909:  270,  in  Straßburg  seit  1911: 
262,  in  München  seit  1910:  302,  in  Stuttgart  seit  1910:  137. 

Ein  besonderer  Gradmesser  für  das  Vertrauen,  das  der  Fürsorgestelle 
entgegengebracht  wird,  dürfte  sein,  wenn  die  Alkoholkranken  selbst  Rat, 
Heilung  und  Hilfe  suchend  sich  einstellen.  Auch  dies  hegt  durchaus  im  Bereich 
dessen,  was  erreicht  werden  kann.  Dies  beweist  z.  B.  Düsseldorf,  wo  im 
Jahre  1910  unter  226  neuen  Fällen  65  Alkoholkranke  selbst  sich  meldeten. 

3.  W'ird  es  gelingen,  für  eine  doch  recht  schwie- 
rige, an  Kopf  und  Herz,  Zeit  und  Kraft,  Geduld  und  Takt,  hohe  An- 
forderungen stellende  Arbeit,  wie  die  Trinkerfürsorge, 
Helfer  und  Helferinnen,  Mitarbeiter  und  Mit- 
arbeiterinnen zu  finden? 

Dieses  Bedenken  ist  durch  die  bisherige  Entwicklung  widerlegt.  Der 
Optimismus  hat  Recht  behalten.  Die  Gemeindeverwaltungen  mehren  sich, 
welche  ihre  Sachkenntnis,  ihren  Einfluß  und  ihre  Mittel  in  den  Dienst  der 
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Sache  stellen.  In  den  Versicherungsanstalten  und  Krankenkassen  dringt 
mehr  und  mehr  die  Erkenntnis  durch,  daß  mit  den  Erfolgen  der  Trinker- 
fürsorge die  durch  Alkoholki'anke  schwer  belasteten  Kassen  entlastet  werden, 
und  daß  deshalb  die  Förderung  dieser  Arbeit  im  eigensten  Interesse  liegt. 
Die  Ärzte  überzeugen  sich  immer  mehr  davon,  daß  sie  sich  dieser  gemein- 
nützigen Arbeit,  für  welche  ärzthche  Beratung  so  dringend  nötig  ist,  nicht 
entziehen  dürfen.  Evangelische  und  katholische  Geistliche,  welche  die  reli- 
giösen und  sittlichen  Verheerungen  der  Trunksucht  in  so  vielen  Familien 
schwer  empfinden,  treten  in  steigender  Zahl  in  die  Reihen.  Frauen,  deren 
Mitarbeit  schlechterdings  nicht  entbehrt  werden  kann,  leisten  in  der  Sprech- 
stunde, bei  Hausbesuchen,  in  Beratung  und  Ermutigung  der  Trinkerfrauen, 
in  Fürsorge  für  Trinkerkinder  treffhche  Dienste.  In  den  Reihen  der  alkohol- 
gegnerischen  Vereine  verschwindet  unter  dem  Eindruck  der  zur  Nacheiferung 
reizenden  Beispiele  und  Erfolge  immer  mehr  die  anfänghche  Zurückhaltung 
und  tritt  an  ihre  Stelle  die  Bereitwilligkeit,  mit  Rat  und  Tat  mitzuhelfen. 

Im  Zusammenschluß  und  Zusammenwirken  all  dieser  Hilfskräfte  zu 
einmütigem  Vorgehen  gegen  die  Alkoholnot,  wo  und  wie  sie  immer  auftaucht, 
liegt  die  Gewähr  der  Möglichkeit  von  Erfolgen. 

4.  Wird  es  möglich  sein,  für  eine  Arbeit,  bei  welcher  ein  so 
verschiedenartiges  Einwirken  erforderlich  ist,  bei  welcher  in  vielen  Fällen 
Verbringung  in  Krankenhäuser,  Irrenanstalten,  Heilstätten  u.  a.,  materielle 
Unterstützung  u.  a.  geboten  ist,  die  nötigen  Geldmittel  flüssig 
zu  machen? 

Zwei  Vorbemerkungen  seien  vorausgeschickt:  Die  Fürsorgestellen 
brauchen  gar  nicht  soviel  eigene  Geldmittel,  jedenfalls  nicht  für  den  Anfang, 
wie  vielfach  angenommen  wird,  da  Aufbringung  der  Mittel  für  eine  Heil- 
stättenbehandlung,  für  finanzielle  Unterstützung  usw.  Sache  der  Landes - 
Versicherungsanstalten,  der  Gemeindeverwaltungen  usw.  ist.  Nicht  große 
Geldmittel  sind  erforderlich,  sondern  Menschen  —  solche  Menschen, 
die  mit  warmem  Herzen,  klugem  Verstand  und  mit  tatbereiter  Hand  sich 
einstellen  und  zugreifen.  Wo  aber  solche  Persönhchkeiten  die  Arbeit  be- 
ginnen, die  Not  aufdecken  und  den  Beweis  erbringen,  daß  Gutes  geschaffen 
und  erreicht  werden  kann,  fließt  erfahrungsgemäß  das  Geld  auch  zu. 

Da  ist  es  der  Kreisausschuß,  dort  die  Stadtverwaltung,  da  die  Landes- 
versicherungsanstalt, dort  die  Krankenkasse,  da  ein  Verein,  dort  eine  sozial - 
gesinnte  Persönlichkeit,  vielerorts  auch  verschiedene  Stellen,  welche  Bei- 
träge gewähren  —  in  sehr  verschiedener  Höhe:  Kreise  an  13  Fürsorgestellen 
von  20  Mark  bis  zu  500  Mark  (z.  B.  Zabrze),  Gemeindeverwaltungen  an 
101  Stellen  von  10  Mark  bis  zu  3000  Mark  (z.  B.  Hamburg),  Landesver- 
sicherungsanstalten an  78  Stellen  von  50  Mark  bis  zu  1000  Mark  (z.  B.  Stettin), 
Krankenkassen  an  11  Stellen  von  10  Mark  bis  zu  200  Mark  (z.  B.  Neiße). 

Wird  mit  der  Zeit  die  Tätigkeit  nach  allen  Richtungen  ausgebaut,  so 
erreichen  die  Budgets  der  Fürsorgestellen  eine  beträchtliche  Höhe,  z.  B. 
Stettin  1910/11  Einnahmen:  3998,83  Mark,  Ausgaben:  2859,80  Mark. 

5.  Wird  bei  der  Arbeit  auch  etwas  erreicht,  so  daß 
der  Einsatz  an  Zeit,  Kraft  und  Geld  sich  lohnt? 

Es  darf  nicht  geleugnet  werden,  daß  mancherlei  Enttäuschungen  unver- 
meidlich sind,  daß  es  nicht  wenige  Fälle  gibt,  die  kürzere  oder  längere  Zeit 
hoffnungslos  erscheinen.  Und  doch,  was  schon  früher  die  Trinkerrettungs- 
vereine  bezeugten,  was  in  den  Trinkerheilstätten  vielfach  sich  bestätigte,  — 
die  Trinkerfürsorgestellen  beweisen  es  in  vielen  einzelnen  Fällen:  die  Hoff- 
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nung  darf  eigentlich  bei  keinem  Menschen  und  an  keinem  Zeitpunkt  auf- 
gegeben werden.  Es  werden  mehr  Erfolge  erzielt,  als  früher  nicht  nur  Pessi- 
misten, sondern  auch  Männer  und  Frauen  der  Praxis  mit  viel  Optimismus 
anzunehmen  geneigt  waren. 

Von  den  28  271  Trinkern,  welche  in  den  132  Trinkerfürsorgestellen, 
aus  denen  Berichte  vorliegen,  in  Behandlung  und  Pflege  standen  (vgl.  II  1.), 
wurden  geheilt  mit  Anschluß  an  Abstinenzvereine  3130=  11,07%,  geheilt 
ohne  Anschluß  an  Abstinenzvereine  342  =  1,21%,  gebessert  haben  sich  \.x7 
4894  =  17,31%,  vorläufig  aufgegeben  wurden  2827  =  10%,  der  Fürsorge  tj.^i 
entzogen  sich  1160  =  4,10%,  verzogen  sind  1392  =  4,92%,  verstorben  sind  ^ 
709  =  2,50%,  bei  den  übrigen  war  ein  Urteil  noch  nicht  möghch. 

Heilung  oder  Besserung  konnte  also  im  ganzen  festgestellt  werden  bei  2 
8366  Personen  =  29,59%,  vorläufige  Erfolglosigkeit  bei  3S87  =  14,10%;  , 
beim  Rest  war  eine  Entscheidung  über  Erfolg  oder  Mißerfolg  noch  nicht  möghch. 

Ziehen  wir  den  ungefähren  Durchschnitt,  so  ergibt  er,  daß  mindestens 
ein  Drittel  der  Fürsorgefälle  zu  Erfolgen  führt,  —  um  so  sicherer  natürlich, 
je  intensiver  die  Einwirkungsarbeit  geleistet  wird. 

Dies  sind  nur  Zahlen.  Wenn  wir  aber  versuchen  auszudenken,  was  in 
ihnen  eingeschlossen  ist,  dann  gewinnen  sie  Leben:  wieviel  Not,  wieviel  körper- 
licher, geistiger,  sittHcher,  wirtschaftlicher  Zusammenbruch,  meviel  Tragödien 
fürqhterUchster  Art,  die  in  all  den  Fällen,  die  zur  Anmeldung  kommen,  vor- 
liegen !  Wieviel  Erziehungs-  und  Rettungsarbeit,  die  geleistet  ward  !  Wieviel 
Wohlfahrts-  und  Glückswerte,  die  neu  geschaffen  werden  ! 

In  der  Tat,  die  Arbeit  lohnt  sich  !  Dies  ist  nicht  mehr  nur  kühne,  viel- 
leicht allzu  kühne  Hoffnung  von  Idealisten,  sondern  eine  Gewißheit  auf  Grund 
all  der  Erfahrungen,  die  allerorts  gemacht  werden. 

Deshalb  muß  und  kann  alle  Kraft  eingesetzt  werden,  um  die  Trinker- 
fürsorge auf  den  Linien,  die  sich  bewährt  haben,  weiter  auszubauen,  —  in  den 
Städten,  wo  bereits  ein  schöner  Anfang  gemacht  ist,  wie  in  den  Städten,  wo 
bisher  eine  solche  Wohlfahrtsstelle  noch  nicht  eingerichtet  wurde.  Das  Ziel 
muß  sein,  ganz  Deutschland  mit  einem  Netz  von  Trinkerfürsorgestellen  zu 
überziehen. 

Dies  ist  eine  Riesenarbeit,  die  noch  zu  bewältigen  ist.  Sie  wird  erleichtert, 
wenn  die  Erfahrungen  zu  Nutz  und  Frommen  aller,  die  in  der  Arbeit  stehen, 
ausgetauscht  werden,  was  in  Zukunft  durch  die  ,, Blätter  für  praktische 
Trinkerfürsorge"  —  in  Ergänzung  dessen,  was  schon  bisher  durch  Einzel- 
veröffentlichungen, Konferenzen,  Kurse,  Vorträge  usw.  angestrebt  wurde  — 
erleichtert  und  gewährleistet  wird. 

Noch  eine  Erwägung  und  Prüfung  sei  an  den  Schluß  gestellt: 
Während  man  in  früheren  Zeiten  nur  in  der  Trunksucht  die  Gefahr, 
in  der  Rettung  der  Trunksüchtigen  die  Aufgabe  erbhckte,  ist  man  in  der 
Gegenwart  in  sachkundigen  Kreisen  davon  überzeugt,  daß  in  dem  gewohn- 
heitsmäßigen Alkoholgenuß,  an  dem  der  weitaus  größere  Bruchteil  der  Be- 
völkerung teilnimmt,  die  nationale  Gefahr  für  Gesamtkraft  und  Gesamt- 
tüchtigkeit unseres  Volkes  hegt,  und  daß  deshalb  eine  großzügige  Vorbeugung 
durch  planmäßige  Aufklärung  und  Erziehung  die  wichtigste  Aufgabe  ist. 
Die  Trunksuchtsfrage  alter  Zeiten  hat  sich  in  die  Alkoholfrage  neuer  Zeit 
umgebildet. 

Wird  durch  die  organisierte  Trinkerfürsorge,  d.  h.  durch  Konzentrierung 
vieler  Kräfte  und  Einflüsse  auf  Heilung  der  Alkoholkranken  und  auf  Sanierung 
ihrer  äußeren  Verhältnisse  nicht  wieder  ein  Schritt  rückwärts  gemacht  ? 
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Würde  dies  zu  befürchten  sein,  so  wäre  damit  wohl  das  schwerste  Be- 
denken gegen  die  Trinkerfürsorge  der  Gegenwart  ausgesprochen.  Alle  bis- 
herigen Erfahrungen  lehren  jedoch  das  Gegenteil.  Die  Trinkerfürsorge  deckt 
die  Alkoholnot  in  ihrem  ganzen  Umfang,  in  ihrer  unheimhchen  Vielgestaltig - 
keit,  in  all  ihren  ßegleit-  und  Folgeerscheinungen  auf  und  offenbart  die  ge- 
waltigen Gefahren,  welche  in  falschen  Trinkanschauungen  und  verhängnis- 
vollen Trinksitten  begründet  sind.  Die  Trinkerfürsorge  erzeugt  damit  eine 
alkoholgegnerische  Stimmung  in  der  Öffentlichkeit,  jedenfalls  in  den  Kreisen 
aller  sozial  Gesinnten  und  national  Gesinnten,  —  eine  Stimmung,  welche 
für  Reformen  großen  Stils,  für  ihr  Verständnis  und  ihre  Durchführung, 
unentbehrhch  ist.  Die  Trinkerfürsorge  zieht  neue  Kreise,  welche  bisher  fern- 
standen, in  den  Kampf  gegen  die  Alkoholgefahr.  Und  was  die  Hauptsache 
ist,  die  Trinkerfürsorge,  je  ernster  sie  aufgefaßt  und  betrieben  wird,  führt 
um  so  rascher  und  um  so  sicherer  zu  der  Erkenntnis:  Prophylaxe  ist  wichtiger 
als  Therapie,  Vorbeugen  ist  aussichtsvoller,  leichter  und  nötiger  als  Heilen  ! 


SIR  ROBERT  STOUT,  FRÜHER  MINISTERPRÄSI- 
DENT UND  JETZT  PRÄSIDENT  DES  OBERSTEN 
GERICHTSHOFES  VON  NEUSEELAND:  DIE 
ERGEBNISSE  DER  ALKOHOLVERBOTSGESETZ- 
GEBUNG IN  NEUSEELAND. 


M  Jahre  1893  wurde  der  erste  Gesetzentwurf,  welcher  den  Be- 
wohnern Neuseelands  eine  direkte  Kontrolle  über  den  Verkauf 
von  alkoholhaltigen  Getränken  geben  sollte,  vom  neuseeländischen 
Parlamente  angenommen.  Die  Hauptgrundsätze  dieses  Gesetzes 
haben  bis  heute  noch  keine  Änderung  erfahren  und  sind  die  folgenden: 

1.  Bei  jeder  Wahl  zum  Abgeordnetenhaus,  die  alle  drei  Jahre  statt- 
findet, ist  eine  Abstimmung  darüber  zu  veranstalten,  ob  Kozessionen  für  den 
Verkauf  berauschender  Getränke  erteilt  werden  sollen. 

2.  Die  Wahlbezirke  sind  zugleich  die  Konzessionsbezirke. 

3.  Wenn  drei  Fünftel  aller  Stimmen  gegen  die  Erteilung  von  Schank- 
konzessionen sind,  können  keine  mehr  erteilt  werden.  Alle  Erwachsenen, 
d.  h.  Männer  und  Frauen  über  21  Jahre,  sind  stimmberechtigt. 

Im  Jahre  1910  wurde  eine  weitere  Abstimmung  über  die  Frage  des 
absoluten  Aikoholverbots,  d.  h.  darüber,  ob  sämtliche  in  Neuseeland  be- 
stehenden Konzessionen  nach  einem  Zeitraum  von  vier  Jahren  ablaufen 
sollten  und  kein  berauschendes  Getränk  mehr  in  Neuseeland  hergestellt 
oder  importiert  werden  dürfe  (ausgenommen  für  gewisse  medizinische,  wissen- 
schaftliche, sakramentale  oder  industrielle  Zwecke),  autorisiert.  Damit  das 
absolute  Alkoholgesetz  in  Kraft  treten  kann,  müssen  drei  Fünftel  aller  Stimmen 
dafür  sein. 

Am  17.  November  1911  fand  die  erste  derartige  Volksabstimmung  mit 
folgendem  Ergebnis  statt:  für  das  nationale  Verbotsgesetz  waren  259  943, 
dagegen  205  661  Stimmen.  Daraus  geht  hervor,  daß  zur  Annahme  des 
Gesetzes  279  363  Stimmen  nötig  gewesen  wären  und  hiervon  19  420  fehlten. 
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Bei  der  allgemeinen  Wahl  im  Jahre  1893  wurde  das  Konzessionsverbot 
nur  in  einem  Bezirke,  nämlich  dem  von  Clutha,  in  dem  Provinzialbezirk 
Otago  und  Southland,  einem  der  südlichsten  Teile  Neuseelands,  durchgeführt. 
Es  ist  dies  ein  ländlicher  Bezirk,  dessen  Bewohner  hauptsächlich  Schotten 
oder  schottischer  Abstammung  sind.  Seit  1893  ist  in  diesem  Bezirk  bei  jeder 
Wahl  das  Konzessionsverbot  aufrechterhalten  worden.  Jetzt  gibt  es  von 
den  76  Wahlbezirken  Neuseelands  12,  in  denen  das  Konzessionsverbot  in 
Kraft  ist.  Die  Bezirke  haben  keine  natürlichen  Grenzen,  sondern  werden 
nach  der  Bevölkerungszahl  auf  einem  gewissen  Flächenraum  bestimmt; 
alle  fünf  Jahre  findet  eine  Volkszählung  statt  und  nach  jeder  derselben  setzt 
eine  Kommission  die  Grenzen  der  einzelnen  Bezirke  fest.  Dabei  bleiben 
-einige  fast  unverändert,  aber  in  einemLande  wie  Neuseeland,  wo  fortwährend 
neue  Ansiedelungen  entstehen,  finden  oft  bedeutende  Veränderungen  in  den 
Bezirken  statt.  Die  größte  Stadt,  in  der  das  Konzessionsverbot  besteht, 
ist  Invercargill,  die  Hauptstadt  des  südlichsten  Bezirks.  Die  Mehrzahl  der 
Bewohner  dieser  Stadt  ist  schottisch  oder  schottischer  Abstammung  und 
in  allen  Wahlbezirken  ist  die  große  Mehrheit  der  Bevölkerung  protestantisch; 
etwa  ein  Siebentel  ist  katholisch. 

Die  Wirkung  des  Konzessionsverbots,  insoweit  die  Vorbrechen  in  Be- 
tracht kommen,  ist  sehr  bedeutend.  Die  Zahl  hat  abgenommen,  und  schwere 
Verbrechen  sind  im  Süden,  wo  das  Konzessionsverbot  vorherrschend  ist,  fast 
unbekannt.  Die  Regierung  veranstaltete  eine  Statistik,  welche  die  Anklagen 
und  Überführungen  wegen  Beleidigungen  und  Anzahl  und  Alter  der  in  den 
konzessionslosen  Bezirken  in  dem  Zeitraum  vom  1.  Januar  bis  zum  30.  Juni 
1911  der  Trunksucht  überführten  Personen  registrierte.  Die  Bevölkerung 
•dieser  12  Kreise  beträc;t  160  996,  und  während  der  6  Monate  wurden  163 
Männer  und  5  Frauen,  im  ganzen  also  168  Personen  der  Trunksucht  über- 
führt. Die  Gesamtzahl  für  die  ganze  Kolonie  während  eines  Jahres  war 
10  873  männliche  und  803  weibliche,  zusammen  also  11  676  Personen.  Hätten 
die  Bezirke  mit  Konzessionsverbot  im  Verhältnis  zur  Bevölkerung  dieselbe 
Anzahl  wie  der  übrige  Teil  Neuseelands  gehabt,  so  wären  es  in  den  12  kon- 
zessionslosen Bezirken  nicht  168,  sondern  1843  Personen  gewesen. 

Überall,  wo  das  Konzessionsverbot  durchgeführt  ist,  hat  eine  Abnahme 
aller  Verbrechen,  sowohl  der  schweren  als  auch  der  leichten,  stattgefunden, 
in  Masterdon,  einem  Wahlbezirk  mit  einer  kleinen  Stadt  inmitten  eines  länd- 
lichen Kreises  kamen  nachstehende  Überführungen  vor 


1909  1910  1911 

letztes  Jahr  mit  Konzessionsverbot 
wegen  Konzessionsfreiheit 


Trunksucht   

287 

41 

26 

25 

2 

1 

21 

2 

5 

Diebstahl   

44 

8 

6 

Unsittlicher  Entblößung  

3 

0 

0 

Böswilliger  Eigentumsverletzung . 

5 

1 

1 

Hinderung  der  PoHzei  bzw.  Wider- 

stand gegen  dieselbe   

12 

0 

0 

In  den  Bezirken  mit  Konzessionsverbot  war  die  Gesamtzahl  der  wegen 
schwerer  Vergehen  vor  den  obersten  Gerichtshof  gestellten  Personen  während 
des  am  30.  Juni  1911  endigenden  halben  Jahres  23  Männer  und  1  Frau,  zu- 
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sammen  also  24  Personen;  die  Gesamtzahl  der  wegen  leichterer  Vergehen 
Überführten  betrug  932  und  55  mußten  Kaution  stellen.  In  der  ganzen 
Kolonie  wurden  im  Jahre  1911  859  Männer  und  53  Frauen  wegen  schwerer 
Vergehen  in  Haft  genommen,  19  501  Männer  und  1461  Frauen  wegen  leichter 
Vergehungen  summarisch  überführt.  Diese  Aufstellung  verzeichnet  jedoch 
nicht  jeden  individuellen  Fall,  so  daß  zu  berücksichtigen  ist,  daß  einige  Per- 
sonen mehrmals  überführt  wurden.  Unter  der  Voraussetzung,  daß  sich  dio 
Zahl  der  Verbrechen  in  jedem  Halbjahr  gleich  blieb,  würden  die  entsprechenden 
Zahlen  für  die  am  30.  Juni  1911  endigenden  6  Monate  für  ganz  Neuseeland 
456  schwere  Vergehen  und  10  481  leichtere  gewesen  sein.  In  bezug  auf  die 
Bevölkerung  stellen  die  konzessionslosen  Bezirke  7i9  des  ganzen  Landes 
dar,  und  selbst  wenn  man  in  Betracht  zieht,  daß  alle  großen  Städte  Konzession 
haben  und  infolgedessen  Verbrechen  dort  wahrscheinlicher  sind  als  in  kleineren 
Städten  oder  ländlichen  Bezirken,  ist  doch  der  Unterschied  zwischen  Bezirken 
mit  und  solchen  ohne  Konzession  sehr  bedeutend. 

Ferner  ist  zu  berücksichtigen,  daß  ungefähr  die  Hälfte  der  Bezirke  ohne 
Schankkonzession  nicht  gänzlich  ländliche  Bevölkerung  haben,  denn  in 
Invercargill,  Ashburton,  Masterton,  Gamaru,  Ghinemuri,  WeHington  South, 
Eden,  Grey  Lynn  usw.  ist  die  große  Masse  der  Bevölkerung  nicht  ländlich, 
sondern  städtisch.  Die  Zahlen  zeigen  daher,  daß  die  Anzahl  wegen  schwerer 
Vergehen  verhafteter  Personen,  wenn  man  die  Bevölkerung  der  konzessions- 
losen  Bezirke  nimmt,  72  hätte  sein  müssen;  die  wirkliche  Zahl  war  jedoch 
nur  24,  und  ferner  daß  die  Zahl  der  wegen  leichterer  Vergehen  Überführten 
1654  hätte  sein  müssen,  während  sie  in  Wirklichkeit  nur  932  betrug.  Was 
also  die  Zahl  der  Verbrechen  anbetrifft,  ist  der  Gewinn  für  die  Allgemeinheit 
durch  das  Schankkonzessionsverbot  sehr  groß  gewesen. 

Hat  die  Verminderung  der  Gelegenheiten  zum  Alkoholgenuß  auch  noch 
andere  Wirkungen  als  die  der  Verminderung  der  Verbrechen  zur  Folge  ge- 
habt ?  —  Es  ist  klar  bewiesen,  daß  die  wirtschaftliche  Lage  der  Bevölkerung 
sich  gebessert  hat.  Dies  ist  von  den  Armenämtern  festgestellt  worden.  In 
Gamaru  erklärte  der  Vorsteher,  daß  die  Anzahl  der  um  Unterstützung  An- 
suchenden abgenommen  habe;  in  Invercargill  wurde  eine  ebensolche  Er- 
klärung abgegeben.  Die  Spareinlagen  in  den  Postsparkassen  haben  zuge- 
nommen, und  die  überwiegende  Mehrheit  der  Ladenbesitzer  und  kleineren 
Kaufleute  sagt  aus,  daß  der  Handel  gefördert  worden  ist. 

Auch  die  Tatsache,  daß  kein  Bezirk,  in  dem  das  Konzessionsverbot 
durchgeführt  wurde,  wieder  zur  Konzessionserteilung  zurückgekehrt  ist, 
ist  bei  der  Beurteilung  der  W^irkung  des  Systems  von  W^ert. 

An  Sonntagen  ist  der  Verkauf  von  Getränken  nirgends,  auch  in  den 
Bezirken,  welche  Schankkonzession  haben,  gestattet,  und  daß  der  offene 
Verkauf  zur  Trunksucht  führt,  wird  durch  die  Statistik  der  wegen  Trunken- 
heit am  Sonntag  vorgenommenen  Arretierungen  bewiesen.  Die  Gesamt- 
zahl der  AiTetierungen  in  den  vier  größeren  Städten  Neuseelands  betrug 
im  Jahre  1911  6109  oder  17  pro  Tag.  Der  Durchschnitt  für  Sonntagsarre- 
tierungen war  nur  etwa  2  oder  genauer,  107  Personen  wurden  an  52  Sonn- 
tagen verhaftet.  Wenn  der  Durchschnitt  der  anderen  Tage  der  Woche 
derselbe  wie  an  Sonntagen  gewesen  wäre,  würden  nur  884  Personen  arretiert 
worden  sein. 

Manchmal  wird  gesagt,  daß,  obwohl  das  Schankverbotsystem  in  Kraft 
ist,  immer  noch  bedeutende  Mengen  alkoholischer  Getränke  ihren  Weg  in 
die  konzessionslosen  Bezirke  finden.   Dies  ist  wahr,  da  die  Bewohner  solcher 
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Bezirke  berauschende  Getränke,  die  sie  sich  außerhalb  eines  solchen  Bezirks 
verschafft  haben,  nach  Hause  bringen  können.  Diese  Menge  ist  jedoch  im 
Verhältnis  zu  den  in  Bezirken  mit  Schankfreiheit  konsumierten  Quantitäten 
gering.  Im  Jahre  1910  zeigten  die  Ausweise,  daß  der  Wert  der  in  Bezirken 
mit  Konzessionsverbot  eingeführten  berauschenden  Getränke  (Liköre,  Wein, 
Bier  usw.)  16,50  Mk.  pro  Kopf,  der  Wert  der  in  Bezirken  mit  Schankkonzession 
verkauften  Mengen  dagegen  85  Mk.  pro  Kopf  der  Bevölkerung  betrug. 


Im  Jahre  1910 


betrug  der  Kon- 
sum in  ganz  Neu- 
seeland 


Bier   

Liköre  aller  Art 
Weine  


9  671 030 G.*) 
767  620  „ 
153  430  „ 


wurden  in  Be- 
zirken mit  Kon- 
zessionsverbot 
eingeführt 


261  442 
35  716 
3  233 


Hätten  die  konzessions- 
losen   Bezirke  relativ 
dieselben  Mengen  wie 
das  übrige  Land  kon- 
sumiert, so  würde  ihr 
Konsum  betragen 
haben 
1  527  005  G. 
121  256  „ 
24  225  „ 


Zusammen . . 


10  592  080  G. 


300  391  G. 


1  672  486  G. 


Vorstehende  Zahlen  zeigen,  daß  der  Konsum  der  Bezirke  mit  Schank- 
verbot  im  Verhältnis  zur  Bevölkerung  nicht  einmal  den  vierten  Teil  des 
Konsums  des  übrigen  Neuseelands  erreichte. 

Zusammenfassend  kann  man  sagen,  daß  die  augenscheinlichen  Wirkungen 
der  Alkoholverbotsgesetzgebung  in  Neuseeland  folgende  sind:  Das  sittliche 
Niveau  der  Gesellschaft  hat  sich  gehoben,  die  Zahl  der  Verbrechen  hat  ab- 
genommen, die  Spareinlagen  haben  zugenommen,  der  Handel  ist  gefördert 
worden  und  der  Wohlstand  ist  gewachsen.  Dies  sind  alles  Dinge,  die  greifbar 
vor  uns  liegen,  die  man  sehen  kann,  aber  die  „unsichtbaren  Dinge",  wie  der  große 
Bastiat  in  einem  seiner  Essays  sagte,  sind  vielleicht  von  noch  größerer  Be- 
deutung. Viele  Familien  sind  glücklicher  geworden;  in  manchen  Fällen 
hatte  der  Familienvater  einen  großen  Teil  seines  Verdienstes  für  Alkohol 
ausgegeben  und  so  nicht  nur  sich  selbst  verarmt,  sondern  auch  seine  Frau 
und  Kinder  geschädigt  und  den  häuslichen  Frieden  zerstört.  Nachdem  die 
Versuchung  durch  die  offene  Bar  beseitigt  ist,  ist  er  ein  besserer  Gatte  und 
Vater  geworden.  Die  Uneigennützigkeit  ist  durch  die  Bewegung  für  das 
Verbot  der  Konzessionen  gefördert  worden,  die  Bewohner  haben  einsehen 
gelernt,  daß  das,  was  einen  schädigt,  alle  schädigt.  Das  menschliche  Leben 
ist  wertvoller  und  geheiligter,  Liebe  und  Aufopferungsfähigkeit  für  andere 
sind  gestärkt  worden.  Alles  in  allem  sind  die  Resultate  mannigfache  und 
wohltätige  gewesen. 

Gewiß  können  alle  sozialen  Übel  der  Menschheit  nicht  durch  diese  eine 
Reform,  die  Abschaffung  des  Alkoholverkaufs,  beseitigt  werden.  Von  einer 
einzigen  Reform  kann  man  nicht  erwarten,  daß  sie  angeborene  oder  ererbte 
Neigungen  und  alte  Sitten  und  Gebräuche  mit  einem  Schlage  ändert.  Dies 
darf  jedoch  alle  diejenigen,  welche  im  Kampf  gegen  den  Alkoholismus  stehen, 
nicht  entmutigen.  Bereits  ist  manches  Gute  erreicht  worden,  und  das,  was 
getan  worden  ist,  hat  die  Möglichkeit  anderer  Reformen  nahegerückt  und 
den  Weg  dafür  geebnet.  In  einer  vom  Alkoholübel  befreiten  Gesellschaft 
werden  weitere,  neue  Reformen  leichter  durchgeführt  werden  können. 


')  1  Gallone  =  4.54  ). 
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DR.  VON  URSIN,  EHEM.  VIZEPRÄSIDENT  DES 
FINNISCHEN  LANDTAGS:  DIE  ERFOLGE  DER 
FINNISCHEN  BESTREBUNGEN  FÜR  EIN  GESETZ- 
LICHES ALKOHOLVERBOT. 

R.  SGHARFFENBERG,  der  ausgezeichnete  Forscher  und  Kenner 
der  norwegischen  Antialkoholbewegung,  die  ja  ziemlich  fortge- 
schritten ist,  äußert  sehr  treffend:  „Die  wichtigste  Lehre,  die  uns 
die  Erfahrung  Norwegens  gibt,  ist,  daß  der  Kampf  gegen  den  Alko- 
holismus zum  besten  Resultat  führt,  wenn  er  mit  einer  prohibitiven  Alkohol - 
gesetzgebung  und  privater  Mäßigkeitsagitation  gleichzeitig  einhergeht.  Die 
Mäßigkeitsagitation  allein  hat  wenig  Einfluß  auf  den  Alkoholverbrauch  des 
ganzen  Volkes,  wenn  sie  nicht  von  einer  strengen  Alkoholgesetzgebung  unter- 
stützt wird.  Und  zwar  muß  zuerst  das  platte  Land  vom  Alkohol  gereinigt 
sein."  Die  Antialkoholbewegung  Finnlands  bestätigt  vollauf  diese 
Ansicht. 

Aber  jede  politische  Tätigkeit,  d.  h.  jede  Beeinflussung  der  Gesetzgebung, 
bedeutet  einen  Kampf  um  mehr  oder  weniger  unvereinbare  ökonomische 
Interessen.  Wie  auch  sonst  die  Gruppierungen  liegen  mögen,  die  ökono- 
mischen Interessen  bilden  immer  den  Hauptfaktor  jeder  politischen 
Bewegung.  Auch  diese  Tatsache  wird  von  der  finnischen  Antialkohol- 
bewegung bestätigt. 

Schon  im  18.  Jahrhundert  zeigte  sich  der  Einfluß  der  ökonomischen 
Interessen  auf  die  Herstellung  geistiger  Getränke.  Zu  dieser  Zeit  war  sie 
ein  freies  Gewerbe,  das  fast  ausschließlich  in  den  Händen  der  Bauern  lag.  Aber 
die  schon  damals  aufdämmernde  großkapitalistische  Produktionsweise 
wollte  an  der  offenbar  lohnenden  Alkoholerzeugung  (zu  jener  Zeit  fast  haupt- 
sächlich Branntweinerzeugung)  auch  ihren  Teil.  Die  „Hüte"  (wie  sie  genannt 
wurden),  die  eigentlichen  Vertreter  des  bürgerlichen  Kapitalismus,  drangen 
auf  die  Übertragung  der  Alkoholproduktion  auf  größere  kapitalistische  Fa- 
briken; die  „Mützen",  die  Verteidiger  der  kleinbürgerlichen  und  Bauern- 
interessen, hielten  am  „Hausbedarfsbetrieb"  fest.  Endlich  erklärte  Gustav  III. 
eigenmächtig  das  Brennen  des  Branntweins  für  ein  Staatmonopol.  Es  war 
unvermeidlich:  die  Staatsfinanzen  endigten  jährlich  mit  einem  Defizit.  Sogar 
Gustav  Adolfs  Schlafstube  im  Kalmarer  Schloß  wurde  zum  Aufbewahrungs- 
ort von  Trebern  degradiert.  Aber  vergebens.  Trotz  aller  Härte  bei  Durch- 
führung des  Monopols  (Zerschlagens  der  Brauereigeräte,  Festungshaft  usw.) 
mißlang  der  Staatsstreich,  das  Brauen  der  Bauern  wucherte  im  geheimen  weiter. 
Es  bildeten  sich  massenhaft  Vereine  gegen  das  Monopol  der  Krone:  Die  Er- 
laubnis zum  Hausbedarfsbrennen  wrde  den  Bauern  ^\^eder  erteilt  und  durch 
ein  Reichsgesetz  im  Jahre  1800  geregelt. 

Als  nun  Finnland  im  Jahre  1809  von  Schweden  getrennt  wurde,  schien 
das  Recht  der  Bauern  zum  Hausbedarfsbrennen  bereits  geheiligt.  Es  ver- 
banden sich  damit  viele  nationalistische,  von  den  Vätern  überkommene 
Erinnerungen,  es  hatte  sich  so  in  die  Sitten  und  Gedankenkreise  der 
gemeinen  Leute  eingeprägt,  daß  es  wie  ,, Fleisch  von  ihrem  Fleische"  war. 
Die  Hacke,  der  Pflug  und  der  Spaten  waren  manchem  Bauern  kaum  so  lieb, 
wie  „die  Branntweinpfanne".  Natürlich  —  weil  das  Brennen  zu  Hause 
für  den  Bauern  einen  großen  Gewinn  abwarf.   Der  Bauer  fand,  daß,  wenn 
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er  sein  Getreide  und  seine  Kartoffeln  in  natura  verkaufte,  er  nur  wenig  dafür 
bekam;  wenn  er  es  hingegen  zu  Branntwein  brannte,  so  „veredelte**  er  die 
Gaben  der  Natur,  verdiente  viel  mehr  und  behielt  noch  die  Treber  für  das 
Vieh.  Nach  einer  glaubwürdigen  Berechnung  zog  er  aus  einem  Verkauf  von 
Branntwein  zu  800  Frcs.  einen  Reingewinn  von  400  Frcs.  Das  war  freilich 
nicht  übel.  Allerdings  trank  man  im  Jahre  1859  in  Finnland  20 — 25  Mill. 
Liter  Branntwein  (d.  h.  ca.  15  Liter  pro  Person),  der  Getreideverbrauch  hier- 
zu war  wenigstens  Vs  aller  Ernte  und  die  Geldausgabe  machte  für  alle  Trinker 
zusammen  fast  15  Mill.  f.  M.  Doch  was  ging  das  den  brennenden  Bauern 
an?  Er  verdiente  tüchtig.  Vergebens  versachte  ein  großer  Patriot  (A.  Meur- 
man),  ein  sehr  gründlicher  Kenner  auch  der  ländlichen  Verhältnisse,  zu  zeigen, 
daß,  „wenn  das  Nationalvermögen  (durch  Aufhebung  des  Hausbedarf- 
brennens) wachse,  sich  auch  das  Vermögen  jedes  Einzelnen  vergrößere." 
Er  schloß  seine  Ausführungen  mit  den  Worten:  „Wenn  das  Brennen  zu 
Hause  aufgehoben  wird,  kriegt  der  Käufer  den  Branntwein  billiger  als  jetzt, 
der  Staat  macht  Einnahmen,  um  seine  Ausgaben  zu  decken  und  weniger 
Getreide  wird  zu  Branntwein  vergeudet".  Vergebens  suchten  ebenso  die 
nach  Fabriksgewinn  lüsternen  Kapitalisten  darzulegen,  daß  aus  demselben 
Maß  Getreide  sich  zu  Hause  nur  55  Liter  Branntwein  herstellen  ließen,  das 
im  Großbetrieb  70  Liter  ergäbe. 

Die  Regierung  war  diesen  Bestrebungen,  eine  alkoholische  Fabriks- 
industrie zu  schaffen,  nicht  abgeneigt  *).  Die  Bauern  ließen  sich  jedoch 
durch  nichts  irremachen.  Schließlich  wußte  sich  die  Regierung  keinen  Rat 
mehr;  denn  auch  die  Fabrikslustigen  forderten  immer  ungestümer:  eine 
höhere  Betriebsform  suchte  eine  niedere  zu  verdrängen.  —  Die  Regierung 
mußte  die  Stände  zusammenrufen,  die  seit  55  Jahren  nicht  zusammen- 
getreten waren:  Die  Alkoholfrage  ward  eine  der  wichtig- 
sten Ursachen  der  Wiederbelebung  unseres  verfas- 
sungsmäßigen Lebens.  ... 

Die  Verhandlungen  des  Landtages  im  Jahre  1863  waren  in  dieser  Frage 
außerordentlich  stürmisch.  Die  Bauern  forderten  als  Ersatz  die  Aufhebung 
der  Grundsteuer  und  anderer  schwerer  Lasten,  und  erst  als  der  Adel  und 
die  Bourgeoisie,  denen  an  den  Fabriken  gelegen  war  und  denen  sich  die  Geist- 
lichkeit aus  ideologischen  Gründen  angeschlossen  hatte,  sie  mit  einem  Ver- 
fassungskonflikt bedrohten  und  indirekt  bestachen,  gaben  sie  nach  mit 
22  Stimmen  gegen  20,  jedoch  unter  den  beiden  Bedingungen,  daß 
keine  Fabriken  auf  dem  platten  Lande  ohne  Erlaubnis  der  Gemeinde  an- 
gelegt würden  und  daß  der  festgestellte  Anteil  der  Gemeinden  am  Gewinn 
des  Fabrikbrennens  bis  zur  Aufhebung  der  Grundsteuer  unverrückt  bleiben 
sollte. 

Der  Sieg  der  „Fabrik freunde"  war  errungen.  Es  mußte  ja  schließlich 
dazu  kommen:  die  kapitalistische  Produktion  besiegt  immer  die  handwerks- 
mäßige. Die  erste  kleine  Mäßigkeitsgesellschaft,  die  hauptsächlich  gegen  das 
Brennen  zu  Hause  gewirkt  hatte,  schwieg  von  jetzt  an  fast  vollständig  — 
man  sah  die  Alkoholgefahr  als  beseitigt  an  —  man  fürchtete  nicht  die  all- 
mählich wachsende  neue,  im  Gemeininteresse  des  Kapitalismus  gelegene. 

Aber  zuerst  irrten  sich  sowohl  die  Bauern  als  auch  die  Herren.  Die 
Fabrikfreunde  fanden  im  Brennen  keine  Goldgruben,  denn  die  Bauern  brann- 
ten in  dem  letzten  Jahr  bedeutend  über  den  Bedarf  für  mehrere  Jahre  im 


•)  Vgl.  das  Verhalten  der  Regierung  in  den  Jahren  1841  und  1854. 
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voraus  und  dann  auch  im  geheimen  weiter.  Noch  im  Jahre  1867  erforderte 
der  Fabrikbedarf  nur  die  Produktion  eines  ^i:?  des  erlaubten  Maximums.  An- 
dererseits nahm  offenbar  die  Trunksucht  bedeutend  ab,  auch  wenn  man  die 
heimliche  Produktion  in  Betracht  zieht.  Wegen  dieser  geheimen  Produktion 
und  der  furchtbaren  Notjahre,  wo  Tausende  von  Menschen  Hungers  starben, 
kann  erst  das  Jahr  1871  als  ein  Normaljahr  angesehen  werden.  In  diesem 
Jahre  kamen  nur  3,5  Liter  Branntwein  (ä  50  %)  auf  jeden 
Einwohner  —  was  gegen  15  Liter  zur  Zeit  des  Hausbedarf- 
brennenseinegewaltigeAbnahme  bedeutete.  Die  Be- 
seitigung des  Brennens  zu  Hause  mußte  also  als  ein 
großer  Fortschritt  zur  Mäßigkeit  angesehen  werden. 
Daß  auch  Verbrechen,  Selbstmorde  und  Sterblichkeit  nach  Beseitigung  des 
Brennens  zu  Hause  bedeutend  abgenommen  haben,  kann  ungefähr 
durch  Zahlen  belegt  werden,  obgleich  freilich  unsere  Statistik  jener  Zeit 
recht  mangelhaft  ist. 

Mit  Recht  behauptete  z.  B.  Dr.  Holitscher  auf  dem  ersten  österreichi- 
schen Alkoholgegnertag  im  Jahre  1908,  daß  nur  „angebliche  Freunde  des 
Bauernstandes**  vor  einiger  Zeit  in  einem  österreichischen  Kronlande  dafür 
eingetreten  seien,  den  Landwirten  das  Brennen  von  Schnaps  aus  ihrem  Obst 
und  ihren  Feldfrüchten  zu  bewilligen.  Bei  uns  hat  die  von  Jahr  zu  Jahr 
gründlichere  Abschaffung  der  Hausbrennerei  auch  manche  andere  gute 
Folgen  gezeitigt,  vor  allem  die  erhöhte  Aufmerksamkeit  der  Bauern  auf  d  i  e 
Viehzucht,  die  Förderung  des  Ackerbaues  durch  Ein- 
führung besserer  Dungmethoden  usw. 

Die  Kapitalisten  suchten  ihrerseits  ihren  Alkoholabsatz  immer  mehr  zu 
steigern,  und  es  gelarg  ihnen  auch,  die  ursprünglich  auf  5  Jahre  angesetzte 
,, Versuchszeit*',  in  der  sie  Alleinherren  des  Alkoholmarktes  sein  sollten,  auf 
10  Jahre  auszudehnen.  In  den  schwierigen  ersten  Jahren  mußte  die  ur- 
sprüngliche Minimalgrenze  der  Produktion  bald  fast  um  ein  Zehntel  herab- 
gesetzt werden,  später,  als  jedoch  das  Geschäft  zu  gehen  begann,  wurde  die 
Maximalgrenze  aufgehoben  und  im  Jahre  1892  erreichten  es  die  Alkohol- 
freunde sogar,  daß  die  damals  festgelegten  Bestimmungen  nicht  mehr  auf 
eine  Frist,  sondern  für  unbegrenzte  Zeit  angenommen  wurden,  was  sie,  wie 
früher  und  auch  nachher,  mit  grundgesetzlichen  Floskeln  verbrämten. 

Die  Adeligen  und  Bürgerlichen  hatten  die  Bauern  im  Jahre  1863  besiegt 
und  die  Fabriken  begründet,  um  allein  und  ausschließlich  die  Schnäpse  aus- 
zuschenken, aber  es  war  jetzt  nicht  so  leicht,  den  weit  geöffneten  Spund 
zuzustopfen.  Die  Trunksucht  nahm  erschreckend  zu:  im  Jahre  1875  kamen 
schon  5,8  Liter  Schnaps  auf  eine  Person.  Dazu  kam  das  Bier  in  Mode  (von 
Bayern  her)  und  als  sogar  die  Regierung  unter  dem  Druck  der  öffentlichen 
Meinung  ein  Biergesetz  im  Jahre  1872  zustande  zu  bringen  versuchte,  wurde 
es  von  den  bierfreundlichen  Ständen  des  Adels  und  der  Bürgerschaft  zurück- 
gewiesen. 

Aber  gleichzeitig  wuchs  auch  die  Temperenzbewegung  mächtig  empor  *). 
An  Stelle  der  überlebten  ursprünglichen  „Mäßigkeitsgesellschaft**  trat  im" 
Jahre  1883  eine  lebenskräftige  Abstinenzgesellschaft  unter  Führung  des  noch 
lebenden  Abstinenzveteranen  A.  Granfeit  **).     Die  Gesellschaft,   die  von 

*)  Minna  Canth,  die  größte  Schriftstellerin  in  finnischer  Sprache  veranstaltete  eine 
sehr  große  Konferenz,  um  den  Branntweinfluß  einzudämmen  und  Fräul.  Hilda  Hellmann 
£^ündete  den  ersten  absoluten  Abstinonzverein  f'innlands  zu  Vasa  im  Jahre  1897. 
•*)  Granfeit  hatte  Voionmaa  und  Heleius-Seppälä  zu  Nachfolgern. 
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Anfang  an  eine  Abstinenz-,  keine  Tomperenzgesellschaft  war  und  sich 
vor  allem  aus  den  tiefen  Schichten  des  Volkes  rekrutierte,  entfaltete  eine 
wahrhaft  großartige  Tätigkeit.  Die  Mitgliederzahl  beträgt  gegenwärtig 
fca.  30  000,  aber  die  ganze  Abstinenzarmee  zählt  ca.  64  000  Köpfe.  Es  gibt 
nämlich  auch  sog.  „Bündnisse  der  Hoffnung'*,  wo  Kinder  (10 — 15  Jahre) 
u.  a.  Unterricht  in  der  Abstinenz  erhalten  (jetzt  ca.  12  000)  und  eine  recht 
lebenskräftige  „Gesellschaft  der  finnischen  lernenden  Jugend*'  (Studenten, 
Studentinnen  und  Schüler:  über  7000 — 8000  Mitglieder),  außerdem  den 
schwedischen  Abstinenzbund,  die  großen  Abstinenzvereine  der  Eisenbahn - 
angestellten  u.  a. 

Es  ist  ein  eigentümlicher  Zug  in  der  finnischen  Abstinenzbewegung,  daß 
sie  gleich  von  Anfang  an  die  Gesetzgebung  zu  beeinflussen  suchte.  Auch 
die  Frauen  gingen  hier  mit.  Frauen  aller  Schichten  wandten  sich  schon  im 
Jahre  1877  direkt  an  die  Regierung  und  forderten  eine  verbesserte  Alkohol - 
gesetzgebung,  nicht  ohne  Erfolg. 

Es  war  wirklich  ein  Glück,  daß  die  Bauern  im  Jahre  1863  durch  die 
Aufhebung  des  Brennens  zu  Hause  allen  ökonomischen  Alkoholinteresses  so 
völlig  verlustig  gegangen  waren,  wie  schon  früher  in  Norwegen  und  Schweden. 
Denn  das  war  der  Weg,  die  nordischen  Länder  zu  Mustern  der  Abstinenz 
zu  machen:  die  Bauern  hieben  nachher  recht  weidlich  auf  die  adeligen  und 
bürgerlichen  Fabrikbrenner  ein. 

Als  das  Fabriksbrennen  auf  seinem  Höhepunkt  stand,  wurden  im  Land- 
tag des  Jahres  1885  im  Bauernstand  sogar  19  Petitionen  um  Verbesserung 
der  Alkoholverhältnisse  eingereicht;  einige  forderten  vollständiges  Verbot. 
Die  Rollen  waren  jetzt  vertauscht:  die  Bauern  nahmen  die  Verbotsvorlagen 
an;  die  übrigen  Stände,  wenigstens  der  Adel  und  die  Bürger,  verwarfen  sie. 
Die  antialkoholische  Bewegung  wuchs  jetzt  lawinenmäßig  an;  die  Ideen  der 
Abstinenz  verbreiteten  sich  in  alle  Schichten  der  Bevölkerung.  Im  Jahre 
1898  forderten  zwei  einfache  Arbeiter  (in  der  Stadt  Kotka)  ihre  Genossen 
auf,  in  einen  Riesenstreik  gegen  den  Alkohol  zu  treten:  70  000  Menschen 
erklärten  sich  schriftlich  und  feierlich  bereit,  dem  Alkohol  zu  entsagen.  Die 
zielbewußte  Arbeiterschaft  Finnlands,  die  schon  auf  ihrem  ersten  Kongreß 
im  Jahre  1893  in  ihrem  Programm  gegen  den  Alkohol  entschieden  Front 
gemacht  und  auf  dem  zweiten  die  Lokaloption  angenommen  hatte,  erklärte  im 
Jahre  1899,  wo  sie  sich  als  eigene  Partei  organisierte,  ausdrücklich 
als  einen  Hauptpunkt  das  vollständige  Alkohol- 
verbot, schon  ehe  dies  von  den  eigentlichen  Absti- 
nenten in  ihrProgramm  aufgenommen  worden  war. 
Dies  war  eine  Tat !  —  ich  erinnere  mich  noch  sehr  lebhaft,  mit  welcher 
Begeisterung  dieser  Antrag  schon  in  dem  vorbereitenden  Komitee  begrüßt 
wurde  und  welche  Bewunderung  der  anwesende  Führer  der  schwedischen 
Sozialdemokratie  Hj.  Branting  dem  Beschluß  zollte.  Im  Jahre  1900  brach 
der  Sturm  los.  Von  305  Gemeinden  aus  500  kamen  Protokollauszüge  und 
von  165  000  Personen  Namensunterschriften  zu  einer  Massenpetition,  die 
das  allgemeine  Verbot  verlangten.  Auch  die  große  Mehrzahl  der  Vertreter 
des  Bauernstandes  reichten  eine  Petition  um  allgemeines  Alkoholverbot  ein. 
Als  nun  bekannt  wurde,  daß  der  vorbereitende  Ausschuß,  in  dem  die  Alkohol- 
freunde reichlich  vertreten  waren,  sowohl  das  allgemeine  Verbot  als  auch 
das  kommunale  Veto  verworfen  hatte,  ergriff  die  niederen  Schichten  eine 
ungeheure  Erregung.  Große  Volksversammlungen  überall  im  Lande  sprachen 
ein  sehr  strenges  Urteil  über  diese  Maßregel  aus. 
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Aber  nun  trat  etwas  Unerwartetes  oder  richtiger:  etwas  ganz  Natür- 
liches ein.  Alle  bedeutenden  Zeitungen,  welcher  Partei  sie 
auch  sonst  angehörten,  spraclien  sich  für  den  Ausschuß  und 
gegen  die  Verbotsgesetzgebung  aus.  Besser  als  alles  andere 
bezeugt  dies,  daß  die  Alkoholfrage  im  tiefsten  Grunde  eine  ökonomische 
resp.  kapitalistische  Frage  ist  und  bleibt:  man  hatte  jetzt  mit  einer  großen 
Massenbewegung  zu  tun,  die  entschieden  das  allgemeine  Verbot 
forderte,  aber  die  noch  nicht  so  angewachsen  schien,  daß  man  siezuhören 
brauchte.  Überhaupt  standen  die  tiefen  Schichten  mit  ihren  Vertretern 
auf  der  einen  Seite,  auf  der  anderen  die  mehr  oder  weniger  kapitalistischen. 
DerAlkoholkapitalismus  war  dastrennendeElement. 
Und  die  Alkoholinteressen  —  siegten  im  Landtag.  Die  große  Adresse  der 
Alkoholfeinde  wurde  nicht  angenommen,  weil  es  ,, unpassend  war,  daß  Außen- 
stehende auf  den  Gesetzgebungskörper  einzuwirken  suchten"  (!).  Jetzt 
schlössen  sich  auch  die  Geistlichen  den  kapitalistischen,  alkoholfreundlichen 
Edelleuten  und  Bürgern  an.  Das  kapitalistische  Alkoholgift  hatte  auch  sie 
bereits  infiziert.  Das  Verbotgesetz  mußte  im  Jahre  1900 
vor  dem  Kapitalismus  kapitulieren. 

Aber  die  unausgesetzten  Bemühungen  der  Abstinenten  und  der  Massen- 
bewegung hatten  doch  auch  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  Früchte  ge- 
zeitigt. Unsere  jetzige  Alkoholgesetzgebung  ist  ein  deutlicher  Ausdruck 
dieser  Bestrebungen.  Jetzt  können  nicht  nur  keine  Branntweinfabriken  auf 
dem  platten  Lande  gegründet  werden,  sondern  es  dürfen  auch  keine  Fabriken 
für  Malzgetränke  weder  auf  dem  platten  Lande  noch  in  den  Städten  ohne 
Erlaubnis  der  Gemeinden  errichtet  werden,  was  einem  Verbote  gleichkommt. 
Das  Verbot  des  Handels  und  Auschankes  von  Branntwein  und  Wein  ist 
ebenso  auf  dem  platten  Lande  gesetzlich  durchgeführt;  ebenso  wenigstens 
faktisch  (durch  das  Vetorecht  der  Gemeinden)  dasselbe  in  bezug  auf  Malz- 
getränke.  Wenn  man  von  den  Ausnahmen  für  Bäder,  Hotels,  Dampfer  und 
Eisenbahnstationen  absieht,  wo  nach  Einholen  der  mehr  oder  weniger  schwie- 
rigen Erlaubnis  der  Ausschank  stattfinden  kann,  wenn  man  weiter  das  Recht 
der  vorhandenen  Bierfabriken  ,, korbweise"  (jedesmal  24  Flaschen)  zu  ver- 
kaufen, ausnimmt,  so  kann  das  platte  Land  als  ziemlich 
trockengelegt"  gelten.  Freilich  können  von  den  Städten  her 
Alkoholgetränke  eingeführt  werden.  Wie  viel  nüchterner  das  platte  Land 
jedenfalls  ist,  sieht  man  deutlich  daraus,  daß  hier  im  Jahre  1906  (Normaljahr) 
nur  395  Personen  wegen  Trunkenheit  arretiert  wurden,  während  sich  die  Zahl 
solcher  Delinquenten  in  den  Städten  auf  6847  belief !  Aber  auch  in  den 
Städten  können  die  Stadtverordneten  den  Handel  und  den  Ausschank  so- 
wohl der  Schnaps-  als  auch  der  Malzgetränke  (freilich  nicht  der  Weine  und 
Weingemische)  fast  ganz  verbieten  *) ;  daß  sie  hiervon  nur  wenig  Gebrauch 
gemacht,  kommt  von  den,  auf  dem  Zensus  fußenden  Wahlrechtsverhältnissen 
her,  die  den  kapitalistischen  Interessen  das  Übergewicht  auch  in  diesen 
Sachen  einräumen.  j 

In  allen  Städten  haben  sich  Gesellschaften  nach  dem  „Gothenburger- 
muster"  (das  eigentlich  zuerst  in  Finnland  erfunden  wurde)  gebildet.  Fast 
80  %  von  allem  Verbrauch  des  Branntweins  geht  durch  diese  Ausschank- 
gesellschaften. In  den  Jahren  1906 — 10  warfen  sie  den  Stadtgemeinden 
durchschnittlich  einen  Gewinn  von  1  700  000  f.  M.  ab.    Dieser  Gewinn  ist 


*)  Mit  Ausnahme  einer  Verkaufsstelle  jeder  Bierfabrik. 
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zu  mehreren  gemeinnützigen  Zwecken  verwendet  worden;  freilich  hat  das 
System  den  Nachteil,  daß  dadurch  reich  gewordene  Gemeinden  sich  weniger 
um  das  Zustandekommen  eines  Verbotsgesetzes  bemühen.  Das  kommunale 
Gewinnmonopol  ist  verhältnißmäßig  ebenso  schädlich  wie  das  staatliche 
Alkoholmonopol  und  in  demselben  Grade  wie  der  jetzige  Staat  oder  die 
jetzige  Gemeinde,  wenn  sie  ihre  Macht  mißbrauchen  als  Arbeitgeber  gefähr- 
licher sind  als  Privatkapitalisten.  Man  kann  dies  ja  am  besten  aus  den 
Folgen  des  Staatsmonopols  Wittes  in  Rußland  schließen,  wo  mehr  als  ein 
Drittel  aller  Staatseinnahmen  hieraus  fließen  und  die  Trunksucht  also  eine 
außerordentlich  wichtige  Stütze  des  ganzen  Staates  ist.  Das  Gothenburger- 
system kann  nur  dann  einigermaßen  nutzen,  wenn  der  ganze  Gewinn  zu 
antialkoholischen  Bestrebungen  gesetzlich  und  direkt  verwendet 
werden  muß  *). 

Auch  das  Beispiel  Norwegens  zeigt  uns,  daß  nach  Aufhebung  des  Haus- 
bedarfbrennens (im  Jahre  1845)  bei  strenger  gesetzlicher  Überwachung, 
die  natürlich  nur  ein  Resultat  einer  starken  Abstinenzagitation  sein  kann, 
die  Abstinenz  und  Mäßigkeit  auffällig  wachsen  (in  den  Jahren  1851 — 55 
6,3  Liter,  in  den  Jahren  1896 — ISOO  2,5  Liter  pro  Person).  In  Finnland 
ist  aber  der  Verbrauch  des  Branntweins  vom  Jahre  1891  bis  1909  pro  Person 
fast  stabil  gewesen.  Was  besagt  dies  ?  Offenbar,  daß  unsere  Gesetzgebung 
in  den  letzten  Jahren  geruht  und  nicht  viel  mehr  ausgerichtet  hat 
als  die  englische  mit  ihren  300 — 400  Kleingesetzen.  Hätten  wir  wenigstens 
ein  kommunales  Veto  aller  25  jährigen  Mitbürger,  so  wäre  das  Resultat 
sicher  ein  ganz  anderes  (und  mit  absolutem  Verbotsgesetz  ein  noch  besseres  !). 
Dies  hat  man  in  der  letzten  Zeit  schon  lange  eingesehen  und  eben  deswegen 
immer  mehr  auf  ein  vollständiges  Alkoholverbot  hingearbeitet.  Aber  die 
schwarzen  Jahre  1900 — 1905  vereitelten  auch  diese  Hoffnungen  und  die  Ab- 
stinenten richteten  ihre  Bestrebungen  auf  Lokaloption.  Sie  brachten  auch 
die  sozialdemokratischen  Arbeiter  ausnahmsweise  (im  Jahre  1903)  zu  dieser 
Ansicht  und  einen  Augenblick  sah  es  aus,  als  ob  die  Alkoholkapitalisten  einen 
schweren  Stand  bekommen  sollten.  Da  retteten  sie  sich  noch  einmal  durch 
Vorschützen  des  Grundgesetzes!  Aber  der  Adel  und  die  Bürger 
hätten  wohl  kaum  nachgegeben:  somit  hätte  es  nichts  genutzt,  die  ur- 
sprünglichen Forderungen  des  allgemeinen  Verbots  herabzusetzen. 

Aber  die  Revolution  stimmte  sie  um.  Der  Generalstreik  im 
Jahre  1905  war  eine  großartige  Kundgebung  des  Volkswillens,  die  niemand 
vergisst,  der  sie  mitgemacht  hat.  Es  war  eine  schöne  Morgenröte,  die  den 
Himmel  unseres  Volkes  für  eine  kurze  Zeit  beleuchtete  !  Und  es  war  auch 
in  anderer  Beziehung  eine  schöne  Zeit,  weil  damals  tatsächlich  das  voll- 
ständige  Alkoholverbot  herrschte.  Alle  Kneipen  waren  ge- 
schlossen, kaum  ein  einziger  Betrunkener  konnte  angetroffen  werden,  ver- 
schwunden waren  auch  die  Verbrechen  !  Und  doch  fungierte  z.  B.  in  der 
Hauptstadt  im  November  die  Straßenbeleuchtung  nicht.  Ein  kleiner  Knabe 
kam  nach  Ende  des  Ausstandes  und  erzählte  mit  vor  Freude  strahlenden 
Augen,  daß  der  Vater  eine  ganze  Woche  gar  nicht  betrunken  gewesen  —  was 
ja  früher  nie  passiert  wäre. 


*)  Für  eine  derartige  ausschließliche  Anwendung  von  Gemeindeeinkünften  zur 
Alkoholbekämpfung  kann  bei  uns  aber  jetzt  nicht  die  Rede  sein,  wo  immer  neue 
positive  Kulturbedürfnisse  von  den  Gemeindeeinnahmen  gedeckt  werden  müssen,  weil 
die  Staatskasse  versagt. 
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So  kam  die  neue  Ordnung  und  neue  Kräfte  in  Bewegung:  das  Ein- 
kammersystem wurde  auf  allgemeine,  gleiche  und  direkte  auch  proportio- 
neile Wahl  gegründet  und  schließlich  die  einstimmige  Annahme  des  all- 
gemeinen Alkoholverbotsgesetzes  am  31.  Oktober  1907  durchgesetzt.  Es 
war  ein  feierlicher  Akt !  Der  Präsident  des  Landtags  erhob  sich  nach  der 
Annahme  des  Gesetzes  und  seinem  Beispiele  wurde  allgemein  gefolgt.  Was 
hier  vor  sich  ging,  hat  weder  vorher  noch  nachher  jemals  stattgefunden. 
Überall  im  Lande  war  der  Tag  der  Annahme  ein  Feiertag,  vor  allem 
indenärmstenHütten.  Nichts  hatte  man  ja  mit  größerer  Sehnsucht 
von  der  neuen  Volksvertretung  erwartet  als  jenes  Verbotsgesetz.  „Wenn  wir 
nur  einmal  vom  Alkohol  loskommen  könnten''  —  so  erscholl  es  in  allen 
Gegenden  des  weiten  Landes  —  und  sicherlich  war  hier  die  Stimme  der 
Frauen  von  nicht  geringem  Gewicht. 

Im  Gesetz  wird  verordnet,  daß  Herstellung,  Einfuhr,  Verkauf,  Transport 
und  Lagerung  über  2  %  Etylalkohol  enthaltender  Getränke  nur  zu  medizini- 
schen, technischen  und  wissenschaftlichen  Zwecken  erlaubt  sei.  Der  Betrieb 
selbst  ist  ein  Staatsmonopol,  das  nicht  übertragen  w^erden  kann.  Nur  für 
das  russische  Militär  und  für  den  Kommunionwein  der  griechisch-katholischen 
Bevölkerung  wurde  eine  Ausnahme  aus  politischen  Gründen  gemacht. 
Schwere  Strafen  und  auch  Haussuchung  sind  auf  die  Übertretung  des  Ge- 
setzes, wie  z.  B.  in  dem  isländischen  Verbotsgesetz,  festgelegt.  —  Außerdem 
nahm  die  Volksvertretung  ein  Gesetz  an,  das  einen  regelmäßigen  Alkohol - 
Unterricht  in  den  Schulen  Finnlands  einführen  sollte,  was  sich  freilich  erst 
im  Herbst  des  Jahres  1910  teilweise  verwirklicht  hat. 

Die  Freude  über  das  Verbotsgesetz  sollte  nicht  lange  dauern. 

Die  Sanktion  des  Gesetzes  durch  den  Monarchen  wurde  nicht  erteilt. 

Die  Rücksicht  auf  Frankreich  und  dessen  Weineinfuhr  und  anderer- 
seits die  von  vielen  Juristen  betonte  Unmöglichkeit,  die  bestehenden  Bren- 
nereien ohne  hohe  Entschädigung  zu  schließen,  scheinen  diesen  Widerstand 
motiviert  zu  haben. 

Trotz  alledem  nahm  die  Volksvertretung  bald  darauf  ein  neues 
Alkoholverbotsgesetz  nach  der  Vorlage  einer  Frau  an,  das  wesentlich 
das  alte  war  —  hauptsächlich  mit  einigen  den  Transitverkehr  und  den 
Import  für  das  russische  Militär  erleichternden  Verbesserungen  —  aber 
mit  dem  Zusatz  einer  ausdrücklichen  Ableugnung  aller  Ersatzansprüche 
der  Fabrikbesitzer.  Man  wollte  weder  von  einer  Aufschubspetition,  noch 
von  Lokaloption  etwas  wissen.  Besonders  rührend  war  die  Rede,  womit 
eine  proletarische  Frau  für  die  ,, Elendesten  unter  den  Elenden,  die 
am  meisten  unter  dem  Alkohol  gelitten,  für  die  Proletariermütter"  in  die 
Diskussion  eingriff.  Sie  erzählte  u.  a.,  wie  eine  alte  Frau  gleich  nach  der 
ersten  Annahme  des  Verbotsgesetzes  mit  ihrem  letzten  Geld  ein  kleines  Licht 
kaufte  und  ihr  gegen  eine  Wand  gelegenes  Fenster  festlich  erleuchtete;  wie 
sie  den  Kindern,  die  sie  darauf  aufmerksam  machten,  daß  es  ja  niemand 
sehen  würde,  in  aller  Einfachheit  antwortete:  „Ich  habe  wegen  des 
Alkohols  so  viel  allein  getrauert,  jetzt  kann  ich 
mich  auch  darüber  allein  freuen." 

Es  ist  für  ein  ausländisches  Publikum  ohne  Interesse,  von  allen  Intriguen 
zu  hören,  die  versucht  worden  sind,  um  das  Verbotsgesetz  zu  Fall  zu  bringen. 
Wie  viel  unsere  Alkoholkapitalisten  getan  haben,  um  den  französischen  Ein- 
fluß für  sich  zu  gewinnen,  ist  noch  nicht  recht  klar,  aber  ganz  sicher  ist,  daß 
sie  beim  russisch -finnischen  antinationalen  Senat  Anfang  des  Jahres  1910 
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antichambrierten,  um  ihn  zu  veranlassen,  bei  dem  Regenten  die  Nicht - 
bestätigung  der  vom  Landtag  beschlossenen  beträchtlichen  Erhöhung  der 
Malzsteuer  zu  bewirken.  Eine  Zeitlang  wurde  ihrem  Wunsche  willfahrt 
und  schwere  konstitutionelle  Konflikte  dadurch  heraufbeschworen.  Etwas 
später  wurde  das  Verbot  des  Transportes  der  Alkoholgetränke  auf  den  Staats- 
bahnen, das  man,  um  die  öffentUche  Meinung  zu  beschwichtigen,  im  Jahre 
ly07  eingeführt  hatte,  aufgehoben;  auch  zeigte  sich  die  alkoholfreundliche 
Haltung  der  jetzigen  Regierung  darin,  daß  sie  sich  in  ihrem  Gutachten  an 
den  Regenten  über  die  Branntwein-  und  Malzsteuer  am  Ende  des  vorigen 
Jahres  sehr  abfälHg  über  ,,die  Fürsprecher  des  Verbotgesetzes  im  Landtag'' 
äußerte.  Aber  eines  mußte  auch  ,  die  Regierung  zugeben:  daß  die  fast 
doppelte  Erhöhung  der  Branntweinsteuer  allerdings  ein  Herabgehen  der 
Konsumtion  bewirkt  habe. 

Festzuhalten  ist  jedenfalls,  daß  die  Regierung  bis  zum  heutigen  Tag 
nichts  wesentliches  getan  hat.  Die  Situation  ist  mehr  als  peinlich,  be- 
sonders da  auch  im  Jahre  1911  der  Landtag  auf  den  Vorschlag  der  Sozial- 
demokraten hin  eine  Petition  an  den  Monarchen  einreichte,  in  der  um 
die  Bestätigung  des  Verbotsgesetzes  vom  Jahre  1909  gebeten  wird.  Auf 
diesem  Punkte  steht  jetzt  die  ganze  Frage. 

Der  Kampf  hat  bisher  ganz  scheinbar  mit  einer  Niederlage  für  das 
finnische  Volk  und  besonders  für  die  niederen  Schichten  desselben  geendet. 
Aber  wir  werden  nicht  in  unserem  Kampf  ermatten. 

Wir  sollten  ja  das  erste  Volk  der  zivilisierten  Welt  sein,  das  ein  absolutes 
Verbotgesetz  alkohoHscher  Getränke  zustande  gebracht  hätte.  Wir  haben 
uns  redlich  bemüht,  in  dieser  Frage  der  ganzen  Menschheit  voranzuleuchten. 
Daß  wir  den  Ehrenplatz  dem  tüchtigen  Volke  der  Insel  Island  haben  abtreten 
müssen,  hing  von  Faktoren  ab,  über  die  uns  als  Volk  nicht  zu  bestimmen 
vergönnt  war.  Wir  haben  es  jedoch  soweit  gebracht,  daß  wir  Finnländer 
in  einem  Land,  das  durch  Rauheit  des  Khmas  förmlich  zur  Trunksucht  hindrängt, 
weil  auf  beiden  Seiten  des  Polarkreisesgelegen,  mitun- 
serem  Verbrauch  von  1,2  Liter  reinen  Alkohols  pro 
Person  unter  allen  christlichen  Völkern  noch  am 
nüchternsten  sind.  Das  ist  unser  Stolz  in  allen  unseren  jetzigen 
Leiden  und  Betrübnissen!  Und  wir  werden  auf  dem  begonnenen  Wege  fort- 
schreiten. 

Im  Jahre  1908  haben  die  Abstinenten  eine  eigene  Unterrichtsanstalt  ge- 
gründet, von  welcher  aus  die  Ideen,  geklärt  und  vertieft,  sich  weiter  ver- 
breiten; die  „Gesellschaft  der  lernenden  Jugend*'  hat  ebenso  neulich  eine 
Anstalt  für  die  wissenschaftliche  Erforschung  der  Alkoholfrage  errichtet  und 
die  Trinksitten  schwächen  sich  immer  mehr  und  mehr  ab  durch  den  Einfluß 
der  Abstinenzbewegung.  In  meiner  Jugend  mußte  jedes  Fest  mit  Alkohol 
gefeiert  werden;  jetzt  ist  das  Gegenteil  der  Fall;  aus  fast  allen  anständigeren 
Vereinen  und  Versammlungen  ist  der  Alkohol  beinahe  ganz  verbannt. 

Aber  was  hätten  wir  nicht  alles  erreicht,  wenn  wir  ein  Verbotgesetz 
hätten  durchsetzen  können !  Der  Alkoholismus  macht  uns  noch  immer 
genug  zu  schaffen.  65  %  aller  Verbrechen  verdanken  wir  ihm  —  um  von 
anderem  nicht  zu  reden.  Wir  werden  uns  immer  des  Ausspruchs  Emile 
Vanderveldes,  der  die  große  proletarische  und  antialkoholische  Bewegung 
wie  in  einem  Brennpunkt  in  sich  vereinigt,  gewärtig  sein:  W^  e  n  n  das 
Elend  den  Alkoholismus  fördert,  so  ist  der  Alkoho- 
lismus seinerseits  eine  Ursache  von  Elend  und  De- 
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g  e  n  c  r  a  t  i  o  n  Ja,  wir  wollen  trotz  aller  Schwierigkeiten,  sogar  wenn 
sie  noch  wachsen  *),  unsere  Ehre  darein  setzen,  wenn  möglich,  noch  immer 
voranzugehen  und  dadurch  die  Achtung  aller  gebildeten  Nationen  zu  ver- 
dienen. 

An  uns  aber  wird  sich  wohl  endlich  das  Wort  des  Dichters  erfüllen: 

„Da  sprangen  reich  die  Brunnen  auf  des  Lebens, 
Da  streckte  keine  Schale  sich  vergebens. 
Da  lag  das  ganze  Volk  auf  vollen  Garben, 
Kein  Platz  war  leer  und  keiner  durfte  darben/' 

DR.  QUERALTO,  PRÄSIDENT  DES  SOZIALHYGIE- 
NISCHEN INSTITUTS  VON  CATALONIEN  (BARCE- 
LONA): DIE  SOZIALE  BEDEUTUNG  DER  TUBER- 
KULOSE. 

UF  dem  Barceloner  Kongreß  für  Bekämpfung  der  Tuberkulose 
und  bei  so  vielen  anderen  Gelegenheiten  hat  sich  gezeigt,  daß 
die  üblichen  Methoden,  gegen  sie  zu  Felde  zu  ziehen^  durchaus 
___  unzureichend  sind,  und  daß  auch  die  natürliche  Immunität  ^egen 
die  Tuberkulose,  die  man  bei  starker  Körperkonstitution  und  nach  dem  Uber- 
stehen  gewisser  Krankheiten  vorausgesetzt  hatte,  in  Wahrheit  nicht  existiert, 
daß  heute  niemand  vor  ihr  gesichert  ist. 

Mehr  und  mehr  bricht  sich  auch  die  Erkenntnis  Bahn,  daß  die  Massen- 
verbreitung der  Tuberkulose  in  unseren  sozialen  Verhält- 
nissen ursächlich  begründet  ist,  daß  sie  nicht  wirksam  bekämpft  werden 
kann,  so  lange  Massenelend  und  Unterernährung,  luftlose  Wohnungen  und 
Alkohohsmus  in  der  bisherigen  Weise  die  Widerstandskraft  des  Körpers  bei 
den  arbeitenden  Millionen  untergraben. 

Auch  die  Kinder,  welche  vom  Elternpaar  eine  solche  Konstitution 
erben,  in  ihrem  elterlichen  Heim  des  Lichts  und  der  Luft  entbehren,  fallen 
der  Tuberkulose  zum  Opfer.  Ein  französischer  Gelehrter,  Professor  Grancher, 
hat  kürzlich  die  Zahl  der  Pariser  Schulkinder,  welche  an  Tuberkulose  leiden 
oder  vermöge  ihrer  Konstitution  für  den  Beginn  der  Krankheit  unmittelbar 
disponiert  sind,  auf  25  000  angegeben. 

Ein  anderer  Gelehrter,  Professor  Comby,  fand  bei  Sezierung  von  Kindern, 
die  im  Alter  von  10  bis  15  Jahren  gestorben  waren,  63  %,  welche  Zeichen 
tuberkulöser  Erkrankung  aufwiesen.  Ein  anderer  Gelehrter,  Professor  Barbier, 
stellte  in  gleicher  Weise  bei  Kindern  von  2 — 4  Jahren  50  %,  bei  solchen  zwischen 
4  und  7  Jahren  60%  und  bei  solchen  zwischen  7  und  15  Jahren  70%  tuber- 
kulöser Erkrankungen  fest. 

Ganz  kürzlich  konstatierte  Professor  Francis  Harbitz  von  der  Universität 
Christiania,  daß  75%  der  Kinder  zwischen  6  and  15  Jahren,  deren  Leichen 
er  sezierte,  Zeichen  tuberkulöser  Erkrankungen  aufwiesen;  bei  Kindern 
zwischen  14  und  15  Jahren  stieg  der  Prozentsatz  auf  85%. 


*)  Man  denkt  in  gewissen  Kreisen  sogar  an  ein  Branntweinmonopol  nach  russischem 
Muster. 
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Ob  die  Verbreitung  der  Krankheit  zurückgeht  oder  nicht,  darüber  gehen 
die  statistischen  Nachweise  auseinander,  Professor  Fraenkel  stellte  im  Oktober- 
heft 1911  der  Zeitschrift  ,,Tuberkulosis''  fest,  daß  die  Tuberkulose  in  Preußen 
im  Jahre  1910  gegenüber  der  Verbreitung  des  Jahres  1875  um  mehr  als  die 
Hälfte  zurückgegangen  sei.  Auch  er  zeigte  jedoch  andererseits,  daß  noch 
im  Jahr  1910  die  Zahl  der  Todesfälle  an  Tuberkulose  in  Preußen  60  479 
betragen  habe,  und  daß  die  Verbreitung  der  Tuberkulose  unter  der  Schul- 
jugend stationär  geblieben  sei.  In  Frankreich  andererseits  ist  auch  von  einer 
relativen  Abnahme  der  Tuberkulose  nichts  zu  melden. 

Die  Hoffnung  einiger  Jahre,  daß  das  Tuberkulin  von  Prof.  Koch  eine 
wirksame  Bekämpfung  der  Krankheit  gestatten  werde,  hat  sich  nicht  erfüllt; 
die  Illusion  ist  zerflattert. 

Die  hygienischen  Vorsichtsmaßregeln,  wie  das  Verbot  des  Aus- 
speiens und  die  Einführung  von  Spucknäpfen,  wie  auch  andererseits  die 
Behandlung  der  Tuberkulosekranken  in  Sanatorien,  haben  gewiß,  wie  auch 
der  Rückgang  der  Krankheit  speziell  in  Preußen  mit  seiner  besonders  weit- 
gehenden Ausbildung  dieser  Methoden  zeigt,  manchen  Erfolg  mit  sich  ge- 
bracht, aber  eine  Ausrottung  der  Krankheit  vermöge  dieser  Schritte  muß  doch 
als  eine  Utopie  erscheinen  und  wird  auch  allgemein  als  eine  solche  angesehen; 
ja  es  gibt  sogar  Schriftsteller,  die,  wie  Prof.  Le  Dantec  in  seinem  Buche: 
„La  lutte  universelle'*  noch  weitergehen  und  in  der  Tuberkulose  einen  Aus- 
lesefaktor  von  gewissem  Wert  und  damit  ihre  Ausrottung  für  nicht  wünschens- 
wert erklären. 

Ist  dieser  Versuch,  sich  mit  einem  scheinbar  unvermeidlichen  Übel 
philosophisch  abzufinden,  notwendig?  Müssen  wir  wirklich  zugeben,  daß 
die  800  000  Tuberkulosekranken  Deutschlands,  die  800  000  Tuberkulose- 
kranken der  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas  allzu  zahlreich  sind,  als  daß 
die  Heilstättenbehandlung  ihnen  gegenüber  durchgreifen  könnte  ?  Wäre 
diese  Methode  die  einzig  möghche,  so  müßten  wir  uns  vielleicht  geschlagen 
geben. 

Anders  liegt  das  Problem,  wenn  wir  die  Methode  einer  Reform  der  sozialen 
und  hygienischen  Mißstände,  aus  welchen  die  Tuberkulose  erwächst,  ins  Auge 
fassen.  Ein  erster  Schritt  dazu  ist  die  Feststellung,  daß  in  der  krankhaften 
Enge  der  Proletarierwohnungen  die  nebeneinander  in  unzureichendem 
Luftraum  gelagerten  Körper  der  Menschen,  welchen  bereits  Unterernährung 
und  Überarbeit  so  böse  mitgespielt,  im  Schlafe  noch  weiter  geschwächt  werden, 
daß  ein  Kranker  in  solcher  Wohnung  all  seine  Zimmergenossen  ansteckt. 

Aus  dieser  Feststellung  ergibt  sich  dann  als  zweiter  Schritt  die  Forderung, 
billige  und  dabei  hygienische  Volkswohnungen  zu  bauen,  die  Slums  der  Groß- 
städte niederzureißen,  Häuser,  in  denen  eine  spezielle  Sterblichkeit  an  Tuber- 
kulose festgestellt  wurde,  abzubrechen.  In  Paris  hat  die  Behörde  tatsächlich 
im  Verlauf  der  letzten  Jahre  2000  Häuser  mit  210  000  Bewohnern  nach 
dieser  Richtung  hin  untersucht,  das  Wohnverbot  für  Zimmer,  deren  Assa- 
nierung unmöglich  scheint,  ausgesprochen  und  für  andere  entsprechende  bau- 
liche Änderungen  vorgeschrieben.  1012  dieser  Häuser  sind  bereits  entsprechend 
umgestaltet  worden,  und  die  allgemeine  SterbUchkeit  ist  tatsächhch  wohl  in 
Beziehung  auf  diese  Maßregeln  im  Jahre  1909  um  13  Todesfälle  auf  je  10  000 
Einwohner,  im  Jahre  1910  um  16  auf  je  10  000  Einwohner  gesunken  *). 
Was  jedoch  die  eigentliche  Sterblichkeit  an  Tuberkulose  anlangt,  so  hat  sie  sich 


*)  Les  Dociiments  des  Progres,  Augustnuramer  1910. 
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nur  in  einigen  dieser  Tuberkuloseherde  erniedrigen  lassen;  in  anderen  ist  sie 
gestiegen.  Energischere  Maßregeln  werden  sich  als  notwendig  erweisen  und 
werden  bereits  erwogen. 

In  Wahrheit  ist  es  wenig  zu  verwundern,  daß  die  Tuberkulosesterblichkeit 
in  den  Elendsvierteln  der  Großstädte  so  groß  ist,  eher  ist  es  wunderbar,  daß 
sie  nicht  noch  größer  ist.  Wer  immer  die  Lebensbedingungen  in  ihnen 
studiert,  wird  verblüfft  dadurch,  daß  ihre  Bewohner  in  Entbehrung  und 
Schmutz  trotzdem  ihr  Leben  bewahren.  Als  Hoppe  in  Liverpool  einige  prole- 
tarische Häuserblocks  dieser  Stadt  ,  in  denen  140  000  Menschen  wohnten, 
untersucht  hatte,  erklärte  er,  daß  deren  Leben  einen  großartigen  Beweis 
für  die  Widerstandskraft  der  menschUchen  Natur  bilde.  Die  Ärzte  der  Pariser 
Tuberkuloseanstalt  Jeuye-Tanies  *)  berichten  furchtbare  Details  über  den 
in  den  Tuberkulosenheimstätten  herrschenden  Schmutz  und  begreifen  kaum, 
daß  deren  Inwohner  nicht  schon  längst  ausgestorben  sind.  Wenig  nur  wird 
getan,  um  diese  Verhältnisse  zu  wandeln,  während  relativ  beträchtliche 
Summen  für  die  therapeutische  Behandlung  der  bereits  Erkrankten  auf- 
gewendet werden.  Die  Steuerleistung  der  breiten  Massen  liefert  die  Geld- 
mittel dazu;  sie  müssen  trotz  schwacher  Gesundheit  ihre  Nahrung  einschränken, 
in  den  Werkstätten  und  Bergwerken  eifriger  arbeiten,  um  einen  Teil  der  Mittel, 
die  für  die  Sanatorien  und  Spitäler  notwendig  sind,  aufzubringen.  Sie  werden 
der  Krankheit  geopfert,  um  anderen  Kranken  Linderung  zu  bringen.  Sie 
übertragen  ihre  Keime  auf  die  arbeitenden  Genossen,  und  wenn  der  Tod  sie 
endlich  erlöst,  folgen  ihnen  neue  verelendende  Scharen,  die  schon  vom  Mutter- 
schoß an  für  diese  furchtbare  Existenz  vorbestimmt  erscheinen. 

So  läßt  sich  sagen,  daß  die  Tuberkulose  über  die  Wechselbeziehungen 
des  sozialen  Lebens  der  Armen  regiert.  Soziale  Ursachen  bestimmen  sie, 
soziale  Verkettungen  tragen  den  verderblichen  Keim  aus  der  Hütte  des  Armen 
in  das  Haus  des  Reichen. 

Die  Tuberkulose,  so  sagte  Strauß,  ist  ein  Wertmaßstab  der  Zivilisation; 
nehmen  wir  das  an,  so  muß  unsere  Kultur,  die  nach  so  vielen  Jahrhunderten 
des  Kampfes  dem  Bazillus  nicht  gewachsen  ist,  recht  ärmUch  erscheinen. 
Anzichul  nannte  die  Tuberkulose  den  Erbfeind  des  Menschen;  vielleicht 
ist  dies  nicht  ganz  exakt.  Der  Mensch  ist  es,  der  seit  alter  Zeit  sich  dem  Bazillus 
verschrieb ;  er  hat  sich  in  seiner  Verblendung  immer  wieder  dazu  hergegeben, 
ihm  das  Leben  leicht  zu  machen. 

Das  Problem  der  Tuberkulose  ist  das  Problem  des  sozialen  Lebens. 
Gewiß  hat  es  auch  in  Ägypten  und  Griechenland  Tuberkulosekranke  gegeben, 
aber  sie  waren  wenig  zahlreich  und  verloren  sich  in  der  großen  Masse  der 
Gesunden.  Kraft  und  Schönheit  war  Charakteristikum  der  Freien  von  Hellas ; 
von  den  Bewohnern  unserer  Industriestädte  kann  das  Gegenteil  behauptet 
werden,  und  darum  verfallen  sie  der  Tuberkulose. 

Wieso  kommt  diese  Wandlung?  —  Vielleicht  von  einer  organischen 
Schwächung  der  Menschheit,  die  auf  die  perverse  Auslese  der  Kriege  und 
Schlachten  zurückgeht;  da  die  Besten  und  Stärksten  in  all  diesen  Jahr- 
tausenden gefallen,  mochte  sich  nur  ein  Stamm  der  minder  Kampffreudigen, 
körperlich  weniger  Tüchtigen  vererben.  Präziser  jedoch  kann  wohl  gesagt 
werden,  daß  es  die  aufreibende  moderne  Fabrikarbeit  und  das  in  ihrem  Gefolge 
einhergehende  Umsichgreifen  des  Alkoholismus  sind,  welche  die  Tuberkulose 
als  Massenübel  verschuldet  haben. 


*)  In  der  Augustnummer  der  „Revue  phihintropique". 
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Dieser  verzweifelten  Situation  gegenüber  scheint  es  mir  Pflicht  der  Ärzte 
zu  sein,  mit  heiligem  Ernst  ihre  Aufklärungsarbeit  zu  erfüllen,  nicht  bloß  die 
ausgebrochene  Krankheit  zu  heilen,  sondern  auf  Veränderung  jener  Verhält- 
nisse zu  dringen,  aus  denen  die  Krankheit  erwächst;  ihnen  auch  liegt  es  ob, 
auf  die  Grundübel  einer  Gesellschaftsordnung  hinzuweisen,  welche  die  Krank- 
heit begünstigt,  und  zu  einem  Studium  der  möglichen  Wandlungen  an- 
zuregen. 

Nicht  der  Verkauf  von  Rezepten  ist  höchster  Beruf  des  Arztes,  sondern 
die  Anregung  zur  Regenerierung  der  Rasse. 


DR.  RENETTA  BRANDT- WYT,  BERLIN-STEGLITZ: 
DER  WILLE  ZUM  KINDE  BEIM  WEIBE,  EIN  VER- 
SUCH ZUR  ERKLÄRUNG  DES  GEBURTENRÜCK- 
GANGES. 

IE  Tatsache  des  Geburtenrückganges  in  Deutschland  und  in  ver- 
schiedenen anderen  Kulturländern  darf  als  bekannt  vorausgesetzt 
werden.    In  der  umfangreichen  Literatur  wird  die  Erscheinung 
i  des  Geburtenrückganges  teils  kritisch  behandelt,  teils  werden 
zur  Erklärung  Theorien  aufgestellt. 

Wenn  auch  die  nachfolgende  Betrachtung  sich  weder  auf  ein  zeitHch 
noch  örtlich  abgegrenztes  Beobachtungsfeld  stützt,  oder  statistische  Unter- 
lagen ge-  oder  mißbraucht  werden,  so  scheint  doch  der  Versuch  gestattet, 
den  vielen  Komponenten,  die  bei  der  Erscheinung  des  Geburtenrückganges 
zusammenwirken,  noch  eine  neue  Erklärung  hinzuzufügen.  Die  sogenannten 
objektiven  Beweismittel,  die  bei  der  wissenschaftlichen  Erforschung  des 
Geburtenrückganges  angewandt  zu  werden  pflegen,  sind  einerseits  häufig 
stark  von  subjektiven  Auffassungen  beeinflußt,  andererseits  leiden  sie  an 
dem  entgegengesetzten  Mangel,  daß  sie  wohl  die  wirtschaftliche  Lage  und 
äußere  materielle  Gründe  feststellen,  jedoch  die  für  diese  Frage  so  wichtige 
seelische  und  individuelle  körperliche  Veranlagung  nicht  zu  erfassen  ver- 
mögen. Die  nachfolgende  Betrachtung  ist  nichts  anderes  und  soll  nichts 
anderes  sein,  als  ein  Hinweis,  daß  neben  äußeren,  materiellen  Gründen  auch 
andere  ursächUche  Momente  bei  der  für  unser  Staats-  und  Gesellschaftsleben 
so  wichtigen  Erscheinung  des  Geburtenrückganges  zu  beachten  sind. 

Grotjahn  hat  den  Ausdruck  ,,Wille  zum  Kinde"  geprägt.  Er  gebraucht  ihn, 
um  damit  den  Gegensatz  zwischen  der  primitiven  Zeugung  und  der  bewußten 
Paarung  hervorzuheben.  Der  Wille  zum  Kinde  schließt  zwei  Momente  in 
sich:  den  Akt  der  Paarung,  und  den  Willen,  die  Folgen  dieser  Handlung 
zu  regeln.  Der  Wunsch,  die  Folgen  des  Geschlechtslebens  zu  regeln,  ist  uralt. 
Neu  in  diesem  Problem  ist,  daß  die  Überlegung,  ob  Vermehrung  oder  Be- 
schränkung der  Kinderzahl  erwünscht  sei,  nicht  mehr  für  den  einzelnen 
von  schwer  zu  fassenden  volkswirtschafthchen  und  populationistischen 
Anschauungen,  sondern,  wie  es  den  Anschein  erweckt,  von  der  Anwendung 
einer  einfachen  Präventivtechnik  abhängig  geworden  ist.  Nicht  repressive, 
sondern  vorbeugende  Maßnahmen  scheinen  die  Überhand  gewonnen  zu 
haben.    Das  Resultat  der  Überlegungen,  ob  ein  Kind  geboren  werden  soll, 
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ist  heutzutage  durch  eine  vervollkommnete  Technik  leichter  wie  einst  in 
die  Tat  umzusetzen.  Über  den  Umfang  der  Anwendung  antikonzeptionneller 
Mittel  liegt  Material  nicht  vor.  Es  ist  ebensowenig  bekannt  (und  nach  der 
Art  des  Ge-  und  Verbrauchs  der  Mittel  auch  nicht  feststellbar),  ob  auf  Seiten 
des  Mannes  oder  der  Frau  der  Mehrverbrauch  dieser  Mittel  liegt.  Nur  wissen 
wir,  daß  durch  das  Aufkommen  des  Kondoms,  von  dem  Madame  de  Stael 
bereits  sagte,  „er  sei  ein  Spinnwebe  gegen  die  Ansteckung  und  ein  Panzer 
gegen  das  Vergnügen",  eine  Einschränkung  der  Geburten  nicht  sofort  zu 
verzeichnen  ist.  Das  19.  Jahrhundert,  in  dem  der  Kondom  das  bekannteste 
Vorbeugungsmittel  war,  hat  hohe  Geburtenziffern  aufgewiesen.  Als  aber 
zur  Neige  dieses  Säkulums,  auch  andere  Präventivartikel  masscnweis  auf 
den  Markt  kamen,  da  nimmt  die  Geburtenzahl  rapide  ab.  Es  scheint,  als 
ob  die  privatökonomischen  Überlegungen,  die  eine  Verringerung  der  Kinder- 
zahl in  der  einzelnen  Familie  bezweckte,  erst  durch  die  Anwendung  dieser 
neueren  Technik  sich  in  die  Praxis  umsetzen  ließen.  Diese  neuere  Ver- 
hinderungstechnik wendet  sich  an  die  Frau. 

Wenn  wir  von  der  problematischen  Fragestellung,  ob  die  Präventiv - 
mittel  tatsächlich  die  Rolle  spielen,  daß  sie  theoretischen  Überlegungen 
zu  ihrem  Endziel,  d.  h.  zur  Beschränkung  der  Kinderzahl  verhelfen,  absehen, 
so  müssen  wir  aber  der  Frage,  die  wir  vorhin  offen  ließen,  und  die  dahin 
zu  präzisieren  wäre,  welches  Geschlecht  zur  Aufnahme  der  vorbeugenden 
Technik  prädestinierter  sei,  etwas  näher  treten.  Der  Kondom,  der  dem 
Organismus  des  Mannes  vorübergehend  anzupassen  ist,  beeinträchtigt, 
sowohl  das  Wollustempfinden,  wie  den  Willen  zur  Tat  beim  Manne.  Der 
Aufnahme  dieses  Verhinderungsmittels  sind  durch  die  körperliche  Veranlagung 
des  Mannes,  der  solche  Hemmung  als  Störung  empfindet,  wie  durch  die 
geistige  und  moralische  Stellung  des  Mannes  im  Gesellschaftsleben,  wesent- 
liche Hindernisse  in  den  Weg  gelegt. 

Anders  ist  die  Beanlagung,  wie  der  Wirkungskreis  und  folglich  auch 
die  Akzeptierung  der  Verhinderungstechnik  bei  der  Frau.  Während  im 
allgemeinen  der  Entschluß,  wirtschaftliche  und  gesellschaftliche  Gründe 
zur  Beschränkung  der  Kinderzahl  gelten  zu  lassen,  vom  Manne  auszugehen 
pflegt  und  durch  die  Frau  dieser  Entschluß  nur  übernommen  wird,  scheint 
es,  als  ob  die  Einwirkung  des  männlichen  Einflusses  bei  der  Anwendung 
antikonzeptionneller  Mittel  für  die  Frau  mehr  zurücktritt,  als  ob  die  Frau 
hier  selbständig  beschließt. 

Im  allgemeinen  stößt  erfahrungsgemäß  jede  Technik,  die  sich  lediglich 
an  den  weibhchen  Intellekt  richtet,  meist  auf  Widerspruch  und  Widerwillen. 
Die  Verhinderungstechnik  aber  ist,  wie  wir  dem  Anschein  nach  annehmen 
müssen,  sofort  angenommen  worden.  Diese  Technik  wendet  sich  aber  auch 
viel  weniger  an  intellektuelle  Überlegungen,  als  an  primitive  Instinkte 
der  Frau.  Die  Mutterschaft  ist  eine  Kraft,  die  in  der  Frau  ruht,  die  von  ihr 
nicht  selbständig  geweckt  werden  kann,  deren  Erfüllung  aber  von  Kindheit 
an  als  Zukunftswunsch  in  ihr  schlummert.  Mutter  werden,  sorgen  können, 
in  dem  Leben  des  Kindes  aufgehen,  dies  ist  das  weibhche  Ideal.  Die  Wirk- 
lichkeit entspricht  nun  aber  diesem  geträumten  Zustande  oft  gar  nicht. 
Zwar  gehört  der  Frau  der  eigene  Schoß,  aber  als  Verwalter  ist  ihr  der  Mann 
darüber  gestellt.  Er  erschließt  den  jungfräulichen  Boden.  Durch  seine  Kraft 
wird  ihre  Fruchtbarkeit  geweckt.  Er  auch  hat  das  Recht,  das  höhere,  gesetz- 
lich besser  geschützte  Recht  an  dem  Ertrag,  an  dem  Kinde.  Das  Geschlechts- 
leben wurde  wegen  des  Platzes,  den  seine  Folgen  in  dem  Leben,  Tun  und 
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Treiben  der  Frau  hatten,  zum  Mittelpunkt  ihres  Handelns  und  Denkens. 
Kommen  Frauen  zusammen,  so  reden  sie  vom  Wochenbett,  von  der  Ent- 
bindung, vom  Stillen,  von  der  Fehlgeburt.  Nicht,  wie  der  Mann,  von  den 
Genüssen  der  Liebe,  nein,  von  den  Leiden  ihrer  Mutterschaft  spricht  das 
Weib.  Die  Kinder,  die  körperlichen  Mühsale,  sie  stehen  bei  der  Hauptzahl 
unserer  gebärfähigen  Frauen  im  Vordergrund  des  weiblichen  Interesses. 

Jede  Frau  weiß  mit  großer  Sicherheit:  die  vielen  Geburten  belasten 
sie  schwer,  ihre  körperlichen  Kräfte  werden  dadurch  untergraben,  ihre  wirt- 
schaftlichen Aufgaben  erheblich  gesteigert. 

Die  Frau,  und  nicht  nur  die  Kulturfrau  unserer  Zonen,  kennt  bereits 
seit  langem  Mittel,  die  imstande  sein  sollen,  den  eigenen  Schoß  zu  schützen. 
Nur  waren  diese  Mittel  an  sich  fast  durchweg  untauglich.  Und  dennoch 
erhofften  die  Frauen  trotzdem  von  Fall  zu  Fall  Hilfe  von  diesen  Mitteln. 
Als  nun  bekannt  wurde,  ,,es  gäbe  auch  bessere,  sichere  Mittel'*,  da  war  die 
Vorbedingung,  durch  die  sich  diese  neue  antikonzeptionnelle  Technik 
Eingang  verschaffen  konnte,  bereits  geschaffen. 

Durch  die  Annahme  solcher  Technik  wurde  der  weibliche  Schoß  von  der 
Frau  gewissermaßen  zurückerobert.  Die  Frau  kann  jetzt,  wenn  auch  im 
negativen  Sinne,  über  ihn  walten.  Die  für  die  Frau  anwendbare  Verhinderungs- 
technik  knüpft  an  das  instinktive  Handeln  der  Frau  an,  die  Annahme  der 
Mittel  ist  zwar  durch  Reflektion  erfolgt,  aber  diese  Reflektion  ist  stark  an 
den  primitiven,  weiblichen  Sexualinstinkt  gebunden.  Versucht  man  diese 
Reflektion  zu  analysieren,  so  scheinen  die  Freude  an  dem  Besitzrecht 
des  eigenen  Schoßes  und  das  Verfügungsrecht  über  die  Frucht- 
barkeit oder  Unfruchtbarkeit  des  Schoßes  die  wesentlichsten  Momente 
zu  sein.  Von  großer  Wichtigkeit  ist  es  für  eine  psychologische  Untersuchung 
und  für  eine  psychologische  Bewertung  des  Weibes,  daß  der  ganze  Vorgang 
sowie  die  ganze  Überlegung  heimlich  vor  sich  gehen  kann.  Die  schöne 
Tugend  der  Frau,  im  Kämmerlein  ihres  Herzens  ihre  besten  Schätze  zu  ver- 
graben, kann  hier  in  das  Gegenteil  umschlagen  und  zur  Folge  haben,  daß 
ihr  die  größten  und  heihgsten  Genüsse  durch  diese,  ihr  vielleicht  in  sexualen 
Dingen  anerzogene  Geheimnistuerei  verloren  gehen. 

Frei  in  der  Beschlußfassung,  ob  sie  Mutter  werden  wollte  oder  nicht, 
ist  die  Frau  nie  gewesen,  und  kann  sie  auch  nie  sein,  auch  nicht  bei  der  An- 
wendung antikonzeptionneller  Mittel,  sondern,  von  physischen  Hemmnissen 
abgesehen,  ist  die  Befruchtung  stets  von  einem  Willensakt  des  Mannes  ab- 
hängig. Die  Frau  kann  nur  korrigierend  einwirken:  durch  Abtreibung,  durch 
Vorbeugung.  Der  Wille  zum  Kinde  kann  schließhch  aber  auch  in  negativem 
Sinne  bis  zum  Widerwillen  gegen  Schwangerschaft  und  ihre  Folgen  gesteigert 
werden.  Dieser  Unwille  geht  aus  zwei  Ursachen  hervor:  erstens  aus  dem 
allgemein  menschlichen  Wunsch  körperlichem  Unbehagen  und  Leiden  aus 
dem  Wege  zu  gehen,  und  zweitens  aus  der  etwas  zu  naiven  Freude,  Herrin 
über  den  eigenen  Gebärapparat  zu  sein.  Ohne  Kenntnisse  der  Feinheit 
dieser  Organe,  sowie  über  den  Umfang  der  Wirkungen  von  Schwangerschaft 
und  der  künstlicher  Verhütung  auf  Gesamtkonstitution  und  Nervensystem 
übernimmt  die  Frau  einen  Teil  der  Selbstverwaltung  über  den  eigenen  Schoß. 
Für  viele  ist  das  Geschenk  der  schlummernden  Mutterschaft,  wie  ein  neues 
Spielzeug  geworden,  das  aufzuziehen  und  in  Bewegung  zu  setzen,  in  seiner 
Bewegung  zu  hemmen,  ohne  auf  die  Folgen  dieser  Hemmung  für  das  hier- 
durch gefährdete  Spielzeug  zu  achten,  einen  neuen  Reiz  hat.  Der  Ernst  der 
negativen  Handlung  ist  der  Mehrzahl  unserer  Frauen  nicht  bewußt,  sie  ver- 
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stehen  diesen  Ernst  nicht,  weder  ihrer  eigenen  Person  gegenüber,  noch  in 
Beziehung  zu  den  privaten  oder  den  volkswirtschaftHchen  Interessen. 

Anstatt  der  fatalen,  oft  durch  tödUchen  Ablauf  gekrönten  Abtreibung 
tritt  die  Vorbeugung  oder  scheint  diese  wenigstens  zu  treten,  denn 
auch  die  sofort  nach  der  Konzeption  vollzogene  Keimvernichtung  muß  hierzu 
gerechnet  werden.  Manche  Frau  hat  mit  ihrem  Gute,  d.  h.  mit  ihrer  Fähig- 
keit zur  Mutterschaft,  gehandelt  wie  das  Kind  mit  der  Uhr,  von  der  Feder 
und  Werk  gebrochen  ward,  und  nur  das  Gehäuse  übrig  blieb.  Nicht  sacli- 
gemäßer  Eingriff  oder  andauernde  Reizung  durch  Präventivmittel  hat  schon 
mancher  Frau  die  Gesundheit  und  die  Gebährfähigkeit  genommen.  So  scheint 
die  Gefahr  der  körperlichen  Schwächung  durch  Schwangerschaft  vertauscht 
zu  sein  gegen  die  große  Gefahr  des  Unterleibsleidens.  Da  die  SterbUchkeit 
im  Wochenbett  glücklicherweise  nachläßt,  die  überlebenden  Mütter  jedoch 
nicht  durch  neue  Mütter,  die  den  ungebrochenen  Wunsch  nach  eigenen 
Kindern  noch  haben,  ersetzt  werden,  so  ist  bei  freiwilhger  oder  körperUcher 
Unfruchtbarkeit  die  Möghchkeit,  die  Kinderzahl  in  der  Ehe  zu  steigern, 
bedeutend  eingeschränkt. 

Daher  muß  die  Frau  Klarheit  über  die  tatsächliche  Wirkung  ihres 
Handels  haben.  Diese  Klarheit  kann  sie  aber  erst  bekommen,  wenn  ihre 
Überlegungen  nicht  mehr  an  die  primitive  Denkungsart  gebunden  sind, 
sondern  die  Wertung  dieses  Denkens  durch  höhere  Gefühlsmomente,  im 
Gegensatz  zu  den  körperlichen  Sexuaiinstinkten  beeinflußt  wird.  Das  rein 
physisch  Geschlechtliche  muß  durch  einen  positiven  Willen,  schaffen,  pflegen 
und  'hüten  zu  wollen,  ersetzt  werden.  Von  einem'  Äußersten,  Nur-Gebär- 
maschine,  zum  anderen  Äußersten,  ,,nur-zwei-Ivindern-das-Leben-geben 
zu  wollen*',  ist  die  Frau  gefallen.  Auf  eine  mittlere  Linie  wird  sie  sich  stellen 
müssen,  zum  Wohle  ihrer  eigenen  Entwicklung,  ihres  eigenen  Milieus  und 
nicht  zuletzt  zum  Wohle  der  eigenen  Volkswirtschaft,  mit  der  ihre  wirt- 
schaftliche Existenz  eng  verknüpft  ist. 

Der  Wille  zum  Kinde  ist  bei  der  heutigen  Frau  durch  Wirkungen,  die 
sie  auf  den  eigenen  Körper  erzielen  kann,  und  durch  Einwirkungen  ihres 
Milieus  geschwächt.  Können  wir  nun  auch  nicht  die  Konstitution  als  solche 
ändern,  so  können  wir  wohl  durch  Aufklärung  darauf  hinwirken,  daß  die 
Auffassung,  als  sei  die  geduldige  Passivität  des  weiblichen  Körpers  unbegrenzt, 
bei  der  Frau  nachläßt.  Es  ist  mögUch,  daß  die  Erkenntnis  über  die  ver- 
heerenden Wirkungen  der  sogenannten  Vorbeugung  abschreckend  wirken 
wird.  Es  ist  auch  möglich,  daß  das  mächtige  Gefühl  der  Mutterschaft,  das 
sich  zwar  zeitlich  unterdrücken  läßt,  doch  wieder  das  Glück  des  größeren 
Kinderreichtums  von  neuem  fordern  ward. 

Die  verantwortungsvolle  Mutterschaft,  die  sich  über  krämerische  Be- 
rechnungen, über  den  wirtschaftUchen  Vorteil  einer  möglichst  kleinen  Familie 
erhebt,  die  sich  im  Genüsse  morahsch  nicht  vollwertiger  Vergnüguncfen  nicht 
erschöpfen  kann,  ist  aber  ein   M  i  1  i  e  u  p  r  o  d  u  k  t. 

Die  heutige,  wenig  ausgeglichene  Lage  der  Frau  bringt  es  mit  sich,  daß 
die  Frau  leicht  sophistischen  Lehren  und  selbsttäuschenden  Ansichten  zum 
Opfer  fällt.  Die  Entwicklungsgeschichte  der  Gesamtheit  der  Frauen  wie 
der  einzelnen  Frau  hat  ferner  zur  Folge,  daß  das  weibliche  Individuum,  durch 
die  Gebundenheit  ihrer  Mutterschaft  weit  länger  in  dem  Stadium  des  Instinkt - 
lebens  festgehalten  worden  ist  als  der  Mann. 

Weil  die  Anwendbarkeit  der  für  die  Frau  verwendbaren  Verhinderungs- 
mittel  an  das  instinktive  Sexualempfmden  des  Weibes  anknüpft,  und  der 
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größere  Teil  unserer  Frauen  diesem  primitiven  Empfinden  weit  nähersteht 
als  dem  rationahstischen  Intellektualismus,  könnte  aus  dieser  Auffassung 
zum  Teil  eine  Erklärung  für  eine  Massenerscheinung,  wie  die  des  Geburten- 
rückganges, gefunden  sein. 

Aber  auch  der  rationahstische  Intellektualismus,  dem  die  Frau  so  leicht 
verfällt,  spielt  bei  der  Entfaltung  des  Willen  zum  Kinde  eine  wichtige  Rolle. 
Jede  Frau,  die  ihr  Leben  kritisch  zu  beurteilen  imstande  ist,  weiß,  daß  sie 
durch  diesen  geistigen  Zeitabschnitt  ihres  Lebens  hindurch  muß.  Daher 
ist  nicht  nur  für  die  einzelne  Frau,  sondern  für  die  Gesamtheit  der  Frauen 
die  Gefahr  in  bezug  auf  ihren  Willen  zur  Mutterschaft  so  groß.  Denn  die 
Phase  des  Lebens,  wo  das  rationahstische  Denken  den  Willen  beherrscht, 
fällt  im  Frauenleben  gar  zu  oft  zeitlich  mit  dem  Lebensabschnitt  zusammen, 
in  dem  der  Wille  zum  Kinde  die  entscheidende  Rolle  spielt. 

Diese  Entwicklungsstufe,  die  mit  der  geistigen  Höhe  des  Emporkömm- 
lings viel  Analoges  bietet,  und  die  für  die  Frau,  aus  Gründen,  die  vorhin 
erwähnt  wurden,  den  negativen  Willen  zum  Kinde  gefördert  hat,  ist  aber 
nichts  anderes  als  eine  Übergangsperiode,  als  ein  Stadium  in  der  Entwicklungs- 
geschichte der  Frau. 

Sollte  sich  die  Entwicklung  des  Willens  zum  Kinde  bei  der  Frau  im 
Hegeischen  Sinne  fortbewegen,  sollte  physiologisch  trotz  der  hemmenden 
Wirkungen  des  Präventivverkehrs  die  Möglichkeit  dieser  Entwicklung  er- 
halten bleiben,  so  wäre  in  bezug  auf  die  Entwicklung  des  Willens  zum  Kinde 
beim  Weibe  und  auf  die  Entwicklung  der  Geburtenzahl  eine  günstige  Prognose 
zu  stellen. 

<s> 

SCHW.  AGNES  KARLL-BERLIN,  VORSITZENDE 
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PFLEGERINNEN DEUTSCHLANDS,  EHRENPRÄ- 
SIDENTIN DES  WELTBUNDES  DER  KRANKEN- 
PFLEGERINNEN: DER  EINFLUSS  DER  KRAN- 
KENPFLEGE AUF  DEN  SOZIALHYGIENISCHEN 
FORTSCHRITT  IN  DEN  ANGELSÄCHSISCHEN 
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ä^^^Tl  S  wird  späteren  Zeiten  vorbehalten  sein,  diesen  Einfluß  in  seinem 
ganzen  Umfang  für  die  Kulturwelt  festzustellen.     Die  Stellung 
der  Frau  ist  heute  im  allgemeinen  noch  nicht  so,  daß  sie  ihre  wich- 
■      "  tigsten  Aufgaben  im  Volksleben  überall  erkannt  haben  könnte 
oder  gar  im  allgemeinen  fähig  wäre,  sie  zu  erfüllen.    Die  Krankenpflege  ist 
einer  der"  Berufe,  den  man  ihr  in  keinem  Lande  streitig  macht,  dessen  persön- 
liche Ausgestaltung  man  ihr  allerdings  noch  in  vielen  Ländern  bitter  erschwert, 
trotzdem  er  der  geeignetste  ist,  um  sie  für  ihre  wichtige  Arbeit  zum  Volkswohl 
zu  erziehen.  Wo  die  Frau  am  freiesten  ist,  finden  wir  die  hochentwickeltste 
Krankenpflege  und  die  beste  sozial-hygienische  Ausgestaltung:  in  den  Ver- 
einigten Staaten  Nordamerikas.     In  den  übrigen  germanischen  Ländern 
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Großbritannien  und  Deutschland  strebt  man  energisch  trotz  aller  Wider- 
stände dem  gleichen  Ziele  zu.  Aus  ihrer  Lebens-  und  Arbeitserfahrung  heraus, 
muß  jede  denkende  Krankenpflegerin  Frauenrechtlerin  werden  und  das 
Stimmrecht  als  höchstes  Ziel  betrachten,  weil  es  ihr  helfen  wird,  größere 
Rechte  an  Gesundheit  und  Wohlfahrt  für  die  Ärmsten  zu  schaffen,  für  die 
zu  sorgen  ihr  Lebenszweck  ist.  In  den  skandinavischen  Ländern  wird  eben- 
falls wacker  gearbeitet  und  die  geringere  räumhche  Ausdehnung  erleichtert 
manches.  In  den  romanischen  Ländern  sind  hier  und  da  Keime  für  die 
gleichen  Ideen,  kräftige  Ansätze  an  mancher  Stelle,  in  einigen  Ländern 
noch  nichts,  gar  nichts,  und  in  der  slawischen  Welt  ists  ebenso. 

Das  Erwachen  des  sozialen  Weltgewissens  fand  in  Amerika  Scharen 
von  F>auen  vor,  die  nur  den  gebildeten  Kreisen  entstammend,  sich  im  Pflege - 
beruf  eine  gründliche,  mehrjährige  Schulung  erworben  und  dann  Augen 
hatten,  zu  sehen  !  Ihre  Lehrmeisterin  war  Florence  Nightingale  gewesen, 
die  sich  wiederum  ihre  Fachschulung  bei  den  Diakonissen  in  Kaiserswerth 
und  den  barmherzigen  Schwestern  in  Paris  geholt  und  den  Frauen  der  ganzen 
Welt,  der  ganzen  Menschheit  nach  ihrem  körperlichen  Zusammenbruch 
durch  die  Strapazen  des  Krimkrieges  vom  stillen  Siechbett  aus  predigte: 
Nicht  nur  Kranke  gesund  pflegen,  nein  verhüten,  das  Gesunde  krank  werden.*' 
Ihre  Schriften  sollte  jeder  Sozialhygieniker  als  Brevier  betrachten,  denn 
einleuchtender  und  schlichter  können  die  Grundgedanken  dieser  Wissen- 
schaft nicht  wieder  geprägt  werden.  Jahrzehnte  sind  hingegangen  und  wir 
fangen  eben  an,  ein  w^enig  von  dem  zu  verwirkhchen,  was  sie  forderte  ! 

Die  amerikanische  Krankenpflegerin  hat  die  gründliche  Schulung,  die 
gute  Allgemeinbildung  und  vor  allem  die  persönhche  Freiheit  zur  Initiative. 
Ihre  Anregungen  fanden  williges  Gehör  bei  den  ausschlaggebenden  Instanzen. 
Ihr  danken  w^ir  die  schnelle  Entwicklung  einer  ganzen  Reihe  von  Institutionen, 
die  von  größter  Wichtigkeit  für  das  Volkswohl  sind  und  in  einer  kurzen  Reihe 
von  Jahren  eine  ungeahnte  Bedeutung  erhielten.  Einzelne  Frauen  haben 
durchweg  den  Antrieb  zum  Inslebentreten  derselben  gegeben.  Miß  Lillian 
Wald,  die  Gründerin  des  Henry  wStreet  Nurses  Settlement  in  New  York 
stellte  4  Wochen  eine  Pflegerin  für  eine  Schule  zur  Verfügung,  um  zu  beweisen, 
daß  die  Arbeit  des  Schularztes  nur  durch  eine  solche  von  Wert  sein  könne.  Es  sei 
nichts  damit  erreicht,  daß  er  Kinder  mit  Ungeziefer,  ansteckenden  Augen-  und 
Hautleiden,  usw.  aus  der  Schule  entferne,  damit  sie  auf  der  Gasse  nur  um  so 
mehr  Unheil  anstifteten  1  Das  Resultat  dieser  vierwöchentlichen  Arbeit  im  Jahre 
1902  ist,  daß  heute  57  Schulkollegien  181  Pflegerinnen,  19  Sanitätsbehörden 
deren  297  und  zwei  private  Schulen  2  Schulpflegerinnen  angestellt  haben. 
In  London  allein  hat  der  L.  County  Council  es  seit  1904,  wo  er  die  durch 
einen  Verein  im  Jahre  1898  begonnene  Arbeit  übernahm,  auf  einen  Stab 
von  112  Schwestern  unter  1  Oberin  mit  2  Assistentinnen  gebracht.  Neben 
aller  Fürsorgearbeit  jeder  Art,  die  das  Settlement  mit  seinen  Außenstationen 
direkt  für  New  York  leistet,  ist  es  Miss  Wald  auch  gelungen,  die  Metropolitan 
Life  Insurance  Company  davon  zu  überzeugen,  wie  wichtig  es  für  sie  sei, 
Fürsorge  zur  Gesunderhaltung  ihrer  Versicherten  zu  treiben  und  heute  hat 
sie  zu  diesem  Zweck  einen  Stab  von  210  Pflegerinnen  angestellt.  Im  ganzen 
stellen  1042  verschiedene  Institutionen  bislang  2777  Pflegerinnen  für  soziale 
Arbeit  zur  Verfügung.  Davon  entfallen  auf  Tuberkulosefürsorge  443  Pflegerinnen, 
auf  Kinderfürsorge  172.  24  Kirchen  haben  28  Pflegerinnen  angestellt.  311 
allgemeine  Vereine  für  Bezirkspflege  (Visiting  Nursing)  stellen  922  Pflege- 
rinnen an.   68  Hospitäler  haben  168  Schwestern  nur  für  soziale  Arbeit  oder 
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Bezirkspflege.  Man  fängt  an,  sich  um  die  entlassenen  Rekonvaleszenten 
auch  noch  in  ihrer  Häuslichkeit  zu  kümmern,  ist  sogar  in  2  Hospitälern 
schon  mit  5  Pflegerinnen  bis  zur  „geistigen"  Hygiene  gelangt.  29  Sanitäts- 
behörden haben  370  Pflegerinnen  angestellt,  davon  für  Kinderfürsorge  107. 
92  staatliche  ,,dispensaries'*  verfügen  über  112  Pflegerinnen,  20  private 
über  deren  68.  Von  Fabriken  sind  32  Pflegerinnen  angestellt,  von  Waren- 
häusern 15,  von  Telephongesellschaften  2,  von  Versicherungsgesellschaften  2, 
alle  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Krankheitsverhütung.  Der  mit  den  Ver- 
hältnissen Vertraute  kann  aus  diesen  wenigen  Zahlen  leicht  die  Bedeutung 
dieser  Arbeit  konstruieren.  Es  ist  durchaus  nicht  nötig,  noch  in  Zahlen  fest- 
zulegen, wie  viel  Besuche  die  Pflegerinnen  machten,  wieviel  Personen  durch 
ihre  Hände  gingen.  Jede  der  in  dieser  Weise  tätigen  Frauen  hat  selbst  dies 
Arbeitsfeld  gewählt,  also  Interesse  und  Verständnis  für  dasselbe  mitgebracht, 
ist  ein  lebendiges  Zentrum  sozialer  Hygiene  mit  aller  ihrer  Vielartigkeit 
geworden.  Daß  es  diesen  Frauen  auch  schnell  zum  Bewußtsein  kam,  wie 
wenig  selbst  die  beste  dreijährige  Hospitalausbildung  als  Vorbereitung  für 
solche  Arbeit  genüge,  ist  selbstverständlich.  Allerdings  erziehen  viele  ameri- 
kanische Hospitäler  viel  weitgehender  zu  sozialem  Verständnis  sowohl  durch 
die  Anschauungen  ihrer  Verwaltungen  als  auch  ihrer  Ärzte.  Man  fängt 
in  einigen  sogar  schon  an,  besondere  Trinkerabteilungen  einzurichten,  wo 
natürhch  die  beste  Grundlage  für  die  Trinkerfürsorgetätigkeit  gew^onnen 
werden  kann.  Aber  das  nötige  theoretische  Wissen  für  die  soziale  Arbeit 
kann  beim  besten  Willen  nicht  noch  neben  der  Hospitalarbeit  und  dem 
Studium  fürs  Krankenpflegeexamen  erworben  werden,  selbst  nicht  in  3  Jahren 
und  bei  vernünftiger  amerikanischer  Diensteinteilung.  Wie  der  Amerikaner 
alles  intensiv  treibt,  so  nutzt  er  die  kürzeren  Dienststunden  eben  auch  derartig 
für  die  Arbeit  aus,  daß  keine  Zeit  für  andere  nicht  dazugehörige  Dinge  bleibt. 

Seit  Jahren  hatten  die  Krankenhausoberinnen  erkannt,  daß  sie  für  ihre 
Aufgaben  einer  besonderen  Schulung  bedurften.  9  Jahre  lang  kamen  die 
bedeutendsten  von  ihnen  nach  New  York  um  ihren  Anteil  an  Kursen  zu 
geben,  damit  diese  für  den  Nachwuchs  erreicht  werde.  1907  war  man  so- 
weit gekommen,  daß  durch  eine  große  Schenkung  ermöglicht  dort  am 
Teacher's  College  der  Columbia  Universität  ein  eigener  Lehrstuhl  für  die 
Krankenpflege  geschaffen  werden  konnte,  auf  den  man  die  Oberin  der  be- 
deutendsten Krankenpflegeschule  der  Vereinigten  Staaten  Miss  M.  Adelaide 
Nutting  berief,  deren  15  jährige  Erfahrung  auf  diesem  Posten  ihr  die  volle 
Einsicht  in  alles  Erforderliche  gegeben  hatte.  In  5  Jahren  angespannter 
Arbeit  hat  sie  aus  dem  „Department  for  Nursing  and  Health"  das  gemacht, 
was  die  sozialhygienische  Entwicklung  am  brennendsten  braucht,  eine  Lehr- 
anstalt für  Leiterinnen  von  Krankenhäusern  und  für  Krankenpflegerinnen, 
die  sich  der  sozialen  Arbeit  widmen  wollen.  Die  praktischen  Amerikanerinnen 
haben  Theorie  und  Praxis  aufs  glückhchste  vereint.  Hochschule,  Hospitäler, 
Haushaltungsschule,  die  sozialen  Einrichtungen  des  Nurses  Settlement  sind 
so  kombiniert,  daß  alle  nötigen  Arbeits-  und  Studiengebiete  zur  Verfügung 
stehen.  Miss  Wald  hat  auch  dabei  ihren  anregenden  und  helfenden  Einfluß 
zur  Verfügung  gestellt,  aber  leider  hat  die  amerikanische  Krankenpflege, 
eine  der  wertvollsten  Persönhchkeiten  auf  dem  Gebiet  der  Erziehung  für 
ihren  Beruf,  Mrs.  Isabel  Hampton  Robb,  durch  einen  tragischen  Unfall  ver- 
loren. Ist  sie  auch  nie  zu  ersetzen,  so  verfügt  andererseits  ein  Beruf,  der  sich 
seit  40  Jahren  aus  den  besten  Frauenkreisen  auf  den  besten  Erziehungs- 
grundlagen entwickelte,  über  eine  Fülle  von  Persönhchkeiten,  die  Hervor- 
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ragendes  leisten  und  die  Krankenpflege  auf  eine  Höhe  des  Idealismus  stellten, 
wie  sie  leider  heute  nicht  mehr  selbstverständUch  ist.  Sehr  viel  für  die  Ent- 
wicklung sozial-hygienischer  Anschauungen  tat  Miss  Annie  W.  Goodrich, 
die  langjährige  Oberin  des  Bellevue-Hospitals,  jetzige  Präsidentin  des  Welt- 
bundes der  Krankenpflegerinnen,  welche  diesen  glänzend  dotierten  Posten 
für  eine  Staatsanstellung  mit  nicht  einmal  dem  halben  Gehalt  aufgab,  „weil 
sie  auf  diese  Weise  ihrem  Beruf  am  besten  dienen  könne''.  Sie  ist  Inspektorin 
der  sämtlichen  Krankenpflegeschulen  des  Staates  New  York,  so  daß  ihre 
Einflußsphäre  unendlich  gewachsen  ist,  und  sie  wird  sicher  überall  dazu  helfen, 
das  Verständnis  für  die  sozial-hygienischen  Pflichten  der  Pflegerinnen  zu 
wecken,  das  sie  in  ihrem  Hospital  so  glänzend  bewährte.  Als  eines  der  wich- 
tigsten Gebiete  erschien  einigen  der  amerikanischen  Führerinnen  die  Kenntnis 
der  Geschichte  des  eigenen  Berufs.  Miss  Lavinia  L.  Dock  und  Miss  M.  Adelaide 
Nutting  haben  dieselbe  nach  jahrelangem  Materialsammeln  und  einer  2jährigen 
Studienreise  der  ersteren  durch  fast  ganz  Europa  geschrieben  und  damit 
Einblicke  in  Kulturgeschichte  und  Sozialhygiene  oder  besser  Unhygiene 
früherer  Zeiten  geschaffen,  die  von  größtem  Interesse  sind.  Die  zwei  ersten 
reich  illustrierten  Bände  ,, Geschichte  der  Krankenpflege",  welche  von  Ur- 
zeiten bis  in  die  70er  Jahre  des  letzten  Jahrhunderts  reichen,  erschienen 
1907  bei  G.  P.  Putnam's  Sons,  New  York  und  London,  1910  und  1911  in  deutscher 
Sprache  bei  Dietrich  Reimer-Berlin.  Für  die  soziale  Arbeit  der  Pflegerin 
müssen  sie  ein  mächtiger  Antrieb  werden,  weil  die  Macht  der  Tatsachen- 
reihen, die  in  ihnen  redet,  vielleicht  noch  wirkungsvoller  sein  kann,  wie  die 
nationalökonomischen,  sozialpolitischen  und  pädagogischen  Studien,  die 
ihnen  die  Hochschule  ermöglicht. 

Frauen  von  diesem  Ernst  der  Auffassung  blieben  natürlich  auch  nicht 
blind  gegenüber  dem  fürchterlichsten  sozialen  Elend,  den  Geschlechtskrank- 
heiten. Sie  fordern  eine  Ausbildung  der  Pflegerin  für  dieses  Gebiet,  die  bisher 
kaum  existiert,  wodurch  die  Pflegerin  selbst  der  entsetzlichen  Ansteckungs- 
gefahr ausgesetzt  ist  und  ihr  vor  allem  Verständnis  und  Fähigkeit,  diesem 
Übel  entgegenzuarbeiten,  viel  zu  spät  erst  aus  der  Praxis  erwachsen  kann. 
Das  darf  heute  nicht  mehr  sein.  Der  in  London  1899  gegründete  Weltbund 
der  Krankenpflegerinnen  (Int.  Council  of  Nurses),  dem  jetzt  die  Vereinigten 
Staaten,  Großbritannien  und  Irland, Deutschland, Holland, Finnland, Dänemark,' 
Kanada,  Indien  und  Neuseeland  angegliedert  sind,  hatte  diesen  schlimmsten 
Schandfleck  der  Kulturwelt  1909  zur  besonderen  Verhandlung  auf  seine 
Tagesordnung  gesetzt.  Miss  L.  L.  Dock  sclirieb  darauf  1910  „Hygiene  and 
Morality'*,  ein  Lehrbuch  für  Krankenpflegerinnen  und  andere,  ein  Umriß 
der  medizinischen,  sozialen  und  gesetzlichen  Verhältnisse  der  Geschlechts- 
krankheiten. Da  Amerika  in  über  30  seiner  Staaten  bereits  ,, State  Registration*' 
für  die  Krankenpflege  erlangt  hat  und  die  Frauen  selbst  die  Handhabung 
derselben  entweder  beherrschen  oder  sie  doch  genügend  beeinflussen  können, 
ist  auch  die  Gewähr  geboten,  daß  dieser  traurige  Lehrstoff  zu  seinem  Recht 
kommt  und  die  amerikanische  Pflegerin  diesem  heimtückischen  Feind  des 
Volkswohls  bald  ganz  anders  gewappnet  gegenüberstehen  wird,  wie  bis  jetzt. 

Und  nun  die  alte  Welt  ?  In  Großbritannien  und  Irland  ist  die  Kranken- 
pflege hochentwickelt  und  die  sozial-hygienische  Arbeit  gleichfalls.  Hoch- 
gebildete, gründUch  geschulte  und  verständnisvolle  Frauen  gibt  es  in  unserem 

*)  Der  III.  u.  IV.  Band  erscheinen  soeben  und  führen  die  begonnenen  Schilderungen 
bis  in  die  neueste  Zeit  fort,  gerade  in  sozialhygienischer  Beziehung  voU  wertvollstem 
Material.    Die  deutsche  Übersetzung  folgt  in  den  Jahren  1913  u.  14. 
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Beruf  reichlich  neben  traurigem  Wohltätigkeitsdilettantismus  und  den 
ärgsten  beruOichcn  Mißständen.  Seit  30  Jahren  kämpfen  die  Zielbewußten 
um State  Registration*'  und  trotzdem  schon  1904  die  umfassenden  Erhebungen 
eines  „Select  Comittee''  des  Unterhauses  unzweifelhaft  die  Notwendigkeit 
dieser  Maßregel  ergab,  das  Oberhaus  schon  einmal  eine  große  Mehrheit  für 
dieselbe  hatte,  verweigert  die  Regierung  dieselbe  konsequent,  da  einige  große 
Londoner  Wohltätigkeishospitäler,  deren  Schatzmeister  den  höchsten 
Kreisen  angehören,  dadurch  mehrere  100  000  Mark  aus  den  Einnahmen  ihrer 
in  Privatpflege  gesandten  Schülerinnen  verlören,  die  sie  nicht  missen  wollen. 
Daher  benutzt  man  für  die  Fürsorge  auf  dem  Lande  an  vielen  Stellen 
lieber  die  ,,Gottage-Nurse''  mit  6  monatlicher  Ausbildung,  weil  sie  natürhch 
billiger  und  bequemer  ist,  wie  die  scharfbhckende,  gutgeschulte  Pflegerin, 
die  fordert,  daß  Mißstände  beseitigt  werden.  Weder  Organisation 
noch  Resultate  der  sozialen  Arbeit  können  also  die  gleichen  sein.  Die  technische 
und  praktische  Vorbildung  für  dieselbe  ist  durchweg  gut,  die  Möglichkeit 
zur  höheren  wissenschaftlichen  Fortbildung  fehlt  noch  vollkommen.  Als 
„Isla  Stewart  Memorial'*  hat  die  Schwesternschaft  des  altehrwürdigen 
St.  Bartholomäus-Hospitals,  unter  dieser  Oberin  eine  Hochburg  des  Fort- 
schritts, seit  ihrem  Tode  der  Reaktion  ausgeliefert,  eine  aus  ihrem  Kreis 
zu  einem  Jahreskurs  an  die  Hochschule  nach  New  York  geschickt.  Eine 
andere  ist  ihr  schon  auf  eigene  Kosten  gefolgt.  Als  Andenken  der  kürzlich 
verstorbenen  Florence  Nightingale  wollen  die  Pflegerinnen  Englands  und 
des  ganzen  Weltbundes  versuchen,  mit  der  Zeit  die  Grundlagen  zu  einem 
Lehrstuhl  der  Krankenpflege  in  London  zu  schaffen.  Sozialhygiene  war 
ihre  Hauptforderung,  ,, Gesundheitsmissionare  und  Apostel  der  Hygiene" 
sollten  nach  ihr  die  Pflegerinnen  sein,  und  diesem  Gedanken  würde  auch  der 
nötige  Nachdruck  von  diesem  Lehrstuhl  aus  gegeben  werden. 

In  Deutschland  haben  wir  zwar  eine  ,, staatliche  Prüfung"  in  der  Kranken- 
pflege, aber  nach  einem  Jahr.  Der  Eintritt  in  den  Beruf  ist  mit  20 
möglich,  sogar  mit  18  und  jünger,  die  Prüfung  kann  mit  vollendetem  21.  Lebens- 
jahr abgelegt  werden.  Die  vorgenannten  Länder  verlangen  22 — 23  als  Ein- 
trittsalter bei  durchweg  3  jähriger  Ausbildung.  Die  weitschichtige  Materie 
kann  nie  in  einem  Jahr  genügend  verarbeitet  werden,  am  wenigsten  auf 
Grundlage  der  Volksschulbildung.  Die  theoretischen  Kurse  werden  außerdem 
stellenweise  in  6  Wochen  absolviert.  Daß  sie  häufig  nicht  mehr  wie  ober- 
flächlichen Examensdrill  bedeuten  können,  liegt  auf  der  Hand.  Und  diesem 
Standpunkt  entspricht  die  sozial -hygienische  Arbeit.  Ansätze  überall  zu 
allem,  aber  wie  stehts  mit  der  Ausführung  !  Die  erste  Frage  ist  nicht  nach 
persönhcher  Eignung,  Verständnis,  Vorbildung  für  dies  wichtigste  aller 
Teilgebiete  des  Pflegeberufs,  sondern  von  zufälligen  persönlichen  Verhältnissen 
und  Beziehungen  hängt  die  Anstellung  der  betreffenden  Schwestern  ab, 
in  manchen  Fällen  gehts  auch  nach  der  Bilhgkeit,  statt  nach  der  Tüchtigkeit. 
Mutterhäuser  sind  oft  gezwungen,  einen  Platz  mit  der  Schwester  zu  besetzen, 
.  die  gerade  zur  Verfügung  steht,  ob  sie  sich  nun  eignet  oder  nicht.  Eine 
f  23  jährige  wurde  als  erste  Schulpflegerin  eingestellt  in  einer  unserer  an  der 
Spitze  der  Sozialpolitik  marschierenden  Großstädte.  In  der  Tuberkulose- 
fürsorge, wie  auch  in  anderen  Gebieten  stellt  man  zuweilen  auf  Posten,  die 
unbedingt  gründliche  Krankenpflegeausbildung  und  Erfahrung  fordern, 
Laien  oder  Dilettanten.  Eine  Initiative  der  Krankenpflegerin  auf  den  wich- 
tigen Fürsorgegebieten,  wie  die  Vereinigten  Staaten  und  auch  England  sie 
aufweisen,  ist  bei  unserem  System  undenkbar.  Die  Selbständigkeit  der 
deutschen  Frau  ist  noch  viel  zu  gering  entwickelt,  wird  im  Pflegeberuf  durch 
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Überbürdung  und  mangelhafte  Schulung  noch  besonders  verhindert.  Es 
wird  noch  lange  dauern,  bis  darin  ein  erheblicher  Wandel  möglich  ist.  Was 
unsere  großen  religiösen  Institutionen  auf  diesem  Gebiete  seit  lange  geleistet 
haben,  darf  nicht  unterschätzt  werden,  wie  das  häufig  geschieht,  schon  weil 
man  von  ihrer  Zahl  und  Arbeit  zu  wenig  Positives  weiß.  Aber  ihre  Eigenart, 
in  der  ihr  großer  moralischer  Wert  liegt,  bedeutet  doch  zugleich  große  Ein- 
schränkungen, die  breite  Lücken  schaffen.  Wie  kann  die  Nonne,  die  ihr  dunkles 
Wollgewand  nicht  ablegen  darf,  deren  eigene  Körperpflege  durch  religiöse 
Vorschriften  schwer  gehindert  wird,  der  es  verboten  ist,  eine  gesunde  Wöchnerin 
zu  pflegen,  volles  Verständnis  für  die  moderne  Sozialhygiene  bekommen, 
wie  soll  sie  für  Tuberkuloseverhütung  sorgen,  wenn  die  Reihen  ihrer  Genossen- 
schaften durch  dieselbe  in  unerhörtem  Maße  dezimiert  werden,  weil  man 
neben  allem  übrigen  die  Desinfektionsnotwendigkeit  völlig  außer  acht  läßt ! 
Wir  haben  viel  zu  lernen,  ernst  an  uns  zu  arbeiten  !  Eine  SchifTsschwester, 
dieses  modernste  Resultat  der  Sozialhygiene,  ist  nur  für  die  I.  und  II.  Klasse, 
nicht  für  das  Zwischendeck  da,  wohin  sie  zu  allererst  gehörte.  Bei  ihrer 
waschbaren  Kleidung  ist  die  Gefahr  der  Krankheitsübertragung  weit  geringer 
wie  beim  Arzt  im  wollenen  Anzug  !  Die  Hotelschwester  wird  nicht  darnach 
gewählt,  daß  sie  mit  dem  höchsten  geistigen  Niveau  den  Anforderungen  des 
Personalsund  der  hochzalilenden  Gäste  gleichmäßig  gewachsen  sei.  Man  muß  im 
einen  wie  im  anderen  Fall  schon  deshalb  von  den  besten  Persönhchkeiten 
absehen,  weil  man  ihnen  in  räumUchcr  Unterbringung,  in  ihrer  ganzen  Stellung 
nicht  gerecht  werden  will,  falls  es  sich  nicht  um  eine  Protektionspersönlichkeit 
handelt,  bei  der  die  Erfahrung  dann  wieder  nebensächlich  behandelt  wird. 
Bei  dem  richtigen  geistigen  Niveau  würde  die  Warenhausschwester  sehen, 
welche  erziehlichen  Aufgaben  ihr  z.  B.  in  der  Nahrungsmittelabteilung  ob- 
liegen. Seit  Oktober  hat  Deutschland  aber  seine  Hochschulkurse  für  Kranken- 
pflegerinnen an  der  Leipziger  Frauenhochschule  mit  den  gleichen  Zielen, 
wie  die  New  Yorker,  zu  denen  sie  aber  noch  einen  langen  mühsamen  Weg  hat. 
Und  Stipendien  hat  sie  noch  keine  und  deutsche  Krankenpflegerinnen  haben 
selten  Mittel !  Aber  Schritt  für  Schritt  werden  sie  ihren  Weg  erkämpfen, 
denn  auch  die  deutsche  Krankenpflegerin  fängt  an  aufzuwachen,  seit  sie 
vor  10  Jahren  begann,  sich  zu  organisieren  und  1904  im  Weltbund  den  Blick 
in  die  weite  Welt  ihrer  Arbeit  gewann,  den  ihr  die  deutschen  Verhältnisse 
mit  ihren  engen  bureaukratischen  Grenzen  bis  dahin  versperrt  hatten.  Noch 
ein  Weilchen,  dann  wird  auch  sie  zur  treibenden  Kraft  auf  sozial-hygienischem 
Gebiet  werden,  so  viel  Hindernisse  es  auch  zu  überwinden  geben  mag,  da 
man  ihr  den  Raum  für  die  nötige  Initiative  gewiß  nicht  bereitwillig  geben 
wird,  selbst  wenn  sie  sich  auch  zu  der  Fähigkeit  für  dieselbe  entwickelt  hat ! 

DR.  MED.  MAX  M  ARCUSE,  BERLIN :  FORTSCHRITTE 
IM  KAMPFE  GEGEN  DIE  GESCHLECHTSKRANK- 
HEITEN. 

IE    Bezeichnung    „Geschlechtskrankheiten"    ist  konventionell. 
Man  ist  übereingekommen,  darunter  den  weichen  Schanker,  den 
Tripper  und  die  Syphilis  zu  verstehen,  obwohl  alle  diese  Leiden 
auch  auf  andere  Weise  als  durch  den  Geschlechtsverkehr,  und 
andererseits  nicht  sie  allein  auf  diesem  Wege  erworben  und  übertragen 
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werden  können.  Immerhin  ist  jene  Übereinkunft  natürlich  nicht  willkür- 
lich, sondern  durch  die  Tatsachen  begründet,  daß,  insbesondere  unter  den 
westeuropäischen  Bedingungen  von  Reinlichkeit  und  Kultur,  die  Verbreitung 
des  weichen  Schankers  so  gut  wie  ausschheßlich,  des  Trippers  bis  auf  seltene, 
fast  immer  Kinder  betreffende  Ausnahmen  und  der  Syphilis  in  der  großen 
Mehrzahl  der  Fälle  durch  den  Geschlechtsverkehr  erfolgt;  dazu  kommt,  daß 
diese  Krankheitsgifte  in  der  Regel  an  den  Geschlechtsteilen  in  den  Orga- 
nismus eintreten  und  an  diesen  die  ersten  Erscheinungen  hervorrufen. 

Wo,  wie  an  dieser  Stelle,  im  wesentlichen  an  die  soziale  Bedeutung 
der  Geschlechtskrankheiten  gedacht  wird,  darf  man  den  weichen  Schanker 
aus  der  Betrachtung  ausscheiden,  weil  dieser  infolge  seines  rein  örtlichen 
Charakters  und  seiner  normalerweise  leichten  und  raschen  Heilbarkeit  die 
Interessen  der  Gesellschaft  kaum  berührt.  Um  so  mehr  bedeuten  Lues 
und  Gonorrhoe  für  die  Gesundheit  und  das  Vermögen  der  Allgemeinheit. 
In  welchem  Maße  und  Umfange  diese  durch  die  Syphihs-  und  Tripper - 
kranken  gefährdet  und  belastet  wird,  muß  hier  als  bekannt  vorausgesetzt 
werden;  darum  ist  auch  nicht  weiter  über  die  Notwendigkeit  des  Kampfes 
gegen  die  Geschlechtskrankheiten  zu  sprechen:  sie  versteht  sich  von  selbst. 

Das  war  nicht  immer  so,  und  erst  vor  etwa  anderthalb 
Jahrzehnten  setzte  der  Kampf  gegen  die  Venerie  ernsthaft  bei  uns  ein. 
Vor  allem  galt  es,  über  die  Größe  und  Art  der  Gefahr  Aufklärung  zu  ver- 
breiten, deren  nicht  nur  die  Laien,  sondern  damals  auch  noch  die  Ärzte 
dringend  bedurften.  Die  meisten  von  diesen  hatten  als  Studenten  eine  Vor- 
lesung über  die  Geschlechtskrankheiten  niemals  gehört,  zu  hören  auch  kaum 
je  Gelegenheit  gehabt,  denn  die  Einführung  derartiger  Kollegs  hat  erst  in 
neuerer  Zeit  stattgefunden.  Und  wenn  auch  in  manchen  mittleren  und  den 
meisten  kleineren  Universitäten  solche  Vorlesungen  selbst  heute  noch  nicht 
oder  nur  in  ganz  unzulänglicher  Weise  abgehalten  und  vor  allem:  besucht 
werden,  und  überhaupt  die  Venerologie  weder  im  Lehr-  noch  im  Prüfungs- 
plan  der  medizinischen  Fakultäten  im  allgemeinen  schon  die  gebührende 
Würdigung  findet,  so  ist  doch  auf  diesem  Gebiete  die  Vor-  und  mehr  noch  die 
Fortbildung  der  Ärzte,  insbesondere  der  jüngeren  Generationen,  so  viel  besser 
geworden,  daß  unter  den  Verständigeren  von  ihnen  der  Aberglaube,  den 
sie  bis  vor  kurzem  mit  der  Mehrzahl  der  Laien  teilten,  nämhch  die  Vor- 
stellung von  der  Harmlosigkeit  und  Selbstverständlichkeit  der  Geschlechts - 
leiden,  nicht  mehr  anzutreffen  ist,  und  sie  in  Theorie  und  Praxis  dem  Ernst 
der  hier  an  sie  herantretenden  Aufgaben  immer  mehr  sich  gewachsen  zeigen. 
Dieser  grundlegende  Fortschritt  in  dem  Kampfe  gegen  die  Geschlechts- 
krankheiten konnte  aber  nur  dadurch  für  die  wirksame  Bekämpfung  der 
Venerie  fruchtbar  werden,  daß  mit  der  besseren  Ausbildung 
der  Ärzte  die  Belehrung  des  Publikums  einherging,  das 
allmählich  dazu  erzogen  wurde,  im  Falle  einer  geschlechtlichen  Erkrankung 
möglichst  frühzeitig  ärztliche  Hilfe  in  Anspruch  zu  nehmen,  statt  wie  bis 
dahin  unter  der  Einwirkung  eines  falschen  Schamgefühls  ihr  Leiden  in  der 
Regel  entweder  gar  nicht  oder  zu  spät  oder  aber  —  meist  noch  schlimmer !  • — 
durch  einen  Kurpfuscher  behandeln  zu  lassen.  Auch  hier  ist  noch  lange 
nicht  alles  erreicht,  was  irn.  Interesse  der  sozialen,  insbesondere  sexuellen 
Hygiene  gefordert  werden  muß,  aber  die  fortschreitende  Ein- 
sicht der  Kranken  ist  immerhin  einer  der  unbestrittensten  Er- 
folge im  Kampfe  gegen  die  Venerie.  Und  nicht  nur  die  Einsicht  der  Kranken, 
sondern  auch  die  der  Gesunden,  die  sich  der  Ansteckungsgefahr,  die 
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mit  jedem  unehelichen,  regellosen  Geschlechtsverkehre  verbunden  ist,  mehr 
bewußt  geworden  sind  und  deshalb  in  weit  größerem  Umfange  als  früher 
sich  der  Schutzmittel  bedienen.  In  der  zunehmenden  technischen 
Vervollkommnung  dieser  und  ihrer  wachsenden  Verbreitung  liegt  die  sicherste 
Gewähr  für  einen  schließlich  entscheidenden  Erfolg  des  Kampfes  gegen  die 
venerischen  Leiden,  von  deren  individueller  Prophylaxe 
letzten  Endes  die  Beseitigung  der  von  ihnen  ausgehenden  sozialen  Gefahren 
allein  abhängt.  Die  hier  eingeschlagene  Richtung  zielbewußt  zu  verfolgen, 
wird  nun  aber  durch  feministische  und  moralistische  Mächte  vielfach  bis  zur  Un- 
möglichkeit erschwert.  So  wirft  auch  namentUch  die  von  gänzhch  verfehlten 
Sittlichkeitsvorstellungen  beherrschte  Rechtsprechung  des  Reichsge- 
richts aller  die  Empfehlung  und  Verbreitung  der  Schutzmittel  erstrebenden 
Tätigkeit  fortgesetzt  Steine  in  den  Weg  und  sucht  geradezu  eine  Verhütung  der 
geschlechthchen  Ansteckung  beim  außerehehchen  Gcschlechtsverkehre  mit 
Hilfe  des  §184  Nr.  3  StGB,  zu  verhindern.  So  bedeutet  denn  andererseits  schon 
der  Umstand,  daß  die  deutsche  Strafrechtskommission  sich  mit  dieser  Frage 
eingehend  beschäftigt  und  einer  zu  weitgehenden  Auslegung  jener  Gesetzes- 
bestimmung entgegenzuwirken  unternommen  hat,  einen  besonders  erfreu- 
lichen Fortschritt  in  dem  Kampfe  gegen  die  Geschlechtskrankheiten.  Vor- 
läufig werden  wir  freiUch  noch  weiterhin  das  seltsame  Schauspiel  erleben, 
daß,  während  der  Staat  mit  Hilfe  des  Seuchengesetzes  die  Verbreitung  und 
Übertragung  ansteckender  Krankheiten  nach  Möglichkeit  zu  verhüten  be- 
strebt ist,  im  Gegensatz  dazu  die  Rechtsprechung  eine  wirksame  Bekämpfung 
der  ganz  besonders  infektiösen  und  sozial-gefährhchen  Geschlechtskrank- 
heiten vereitelt.  Geradezu  groteske  Folgen  hatten  der  §  184,  3  und  seine 
Auslegung  dadurch  gezeitigt,  daß  auf  der  Internationalen  Hygiene -Ausstellung 
1911  in  Dresden,  die  ja  doch  vor  allem  auch  das  Ziel  hatte,  ein  größeres 
hygienisches  Verantwortungsgefühl  im  Volke  zu  wecken  und  es  zu  lehren, 
die  hygienischen  Verpflichtungen  des  einzelnen  gegen  jeden  anderen  und 
gegen  die  Gesellschaft  zu  erfüllen,  —  daß,  sage  ich,  hier  eine  Aufklärung 
über  die  Schutzmittel  unterbleiben  mußte  und  ihre  Würdigung  selbst  in  der 
Sonderabteilung  der  Gesellschaft  für  Bekämpfung  der  Geschlechtskrank- 
heiten nicht  erfolgen  durfte*).  Andererseits  hat  sich  die  Judikatur  wenigstens 
insofern  in  den  Dienst  des  Kampfes  gegen  die  Venerie  gestellt,  als  sie  gegen 
diejenigen,  die  der  wissentlichen  Übertragung  einer  Geschlechtskrankheit 
überführt  werden,  auf  Grund  der  Körperverletzungsparagraphen  seit  einiger 
Zeit  mit  besonderer  Schärfe  verfährt;  aber  wegen  der  verschwindend  geringen 
Minderzahl  der  Fälle,  die  zur  Anzeige  gelangen,  und  der  noch  größeren 
Seltenheit  der  Möghchkeit,  dem  Beschuldigten  die  Kenntnis  seiner  Krankheit 
und  ihrer  Infektiosität  nachzuweisen,  kann  der  Nutzen,  der  aus  jenen  Urteilen 
im  Kampfe  gegen  die  Geschlechtskrankheiten  erwächst,  immer  nur  sehr 
beschränkt  bleiben;  etwa  schon  eine  fahrlässige  Übertragung  oder  gar  die 
bloße  Gefährdung  eines  anderen  zu  bestrafen,  wird  aber  durch  das  geltende 

*)  Es  ist  unter  diesen  Umständen  ein  sacMich  nur  recht  bescheidener,  aber  wegen 
seiner  prinzipiellen  Bedeutung  doch  sehr  erfreulicher  Erfolg,  den  die  ärztlichen  Sach- 
verständigen und  die  Verteidiger  neuerdings  in  einem  Strafprozeß  vor  dem  Landgericht 
III  Berlin  erzielten,  indem  sie  durch  den  erwirkten  Freispruch  wenigstens  die  medi- 
zinische Fachpresse  gegen  den  §184,3  schützten;  daß  es  sich  in  diesem  Falle 
nicht  um  Vorbeugemittel  gegen  venerische  Infektion,  sondern  gegen  Konzeption  han- 
delte, ist  in  diesem  Zusammenhange  ohne  Bedeutung,  weil  beide  Arten  Prophylaktika 
bzw.  ihre  Ankündigung  ganz  derselben  juristischen  Beurteilung  unterliegt:  «zu  un- 
züchtigem Gebrauche  bestimmt"  1  — 
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Recht  zum  Teil  sehr  erschwert,  zum  Teil  sogar  ausgeschlossen.  Die  Frage, 
ob  eine  Reform  des  Strafrechts  nach  dieser  Richtung  hin  er- 
wünscht und  vor  allem  zweckmäßig  wäre,  wird  neuerdings  lebhaft  umstritten. 
Keineswegs  kann  ein  Zweifel  darüber  aufkommen,  daß  gerade  auf  diesem 
Gebiete  die  entscheidenden  Fortschritte  ganz  sicher  nicht  von  neuen  Gesetzes - 
Paragraphen  zu  erwarten  sind.  An  dieser  Stelle  ist  auch  an  die  Förderung 
zu  erinnern,  die  der  Kampf  gegen  die  Geschlechtskrankheiten  durch  einige 
auf  dem  Verwaltungswege  erlassene  Verordnungen  erfahren  hat.  Ich  denke 
hier  zunächst  an  die  verschiedenen  gesundheits  -  und  gewerbe- 
polizeilichen Bestimmungen,  wie  z.  B.  diejenigen  für  den 
Gastwirtschafts-  und  den  Bäckerei-Betrieb.  In  den  Nahrungsmittelgewerben, 
in  den  Betrieben  mit  Nachtarbeit,  bei  den  Friseuren  usw.  wurde  in  sozial- 
und  sexualhygienischer  Beziehung  lange  Zeit  viel  und  schwer  gesündigt, 
und  die  hier  eingeführten  Reformen  bedeuten  zwar  einen  gerade  für  die  Be- 
kämpfung der  Geschlechtskrankheiten  nicht  übermäßig  hoch  einzuschätzenden, 
aber  in  diesem  Zusammenhange  gewiß  erwähnenswerten  Fortschritt.  Ähn- 
lich sind  an  dem  die  Behandlung  der  Prostituierten 
regelnden  Ministerialerlaß  von  1909  vor  allem  die  vertiefte 
Einsicht  in  das  Problem  und  der  entschiedenere  Wille,  zu  bessern,  sehr  ver- 
dienstlich, und  schon  der  hier  unternommene  Versuch,  die  verhängnisvolle 
Verbindung  zwischen  sanitäts-  und  sittenpolizeilichen  Gesichtspunkten  und 
Maßregeln  zu  lockern,  darf  als  erfreulicher  Fortschritt  im  Kampfe  gegen 
die  Venerie  bezeichnet  werden,  wenn  auch  hier  ein  Erfolg  in  nennenswertem 
Umfange  noch  nicht  erkennbar  ist.  Uberhaupt  wird  m.  E.  die  Art,  wie  die 
Lösung  des  Prostitutionsproblems  auch  immer  versucht  werden  sollte,  an 
und  für  sich  auf  die  Verbreitung  der  Geschlechtskrankheiten  einen  erheb - 
Heben  Einfluß  kaum  je  ausüben;  es  handelt  sich  hierbei  viel  mehr  um 
eine  sozial-poHtische,  -pädagogische,  -morahsche  und  eine  humanitäre,  als 
um  eine  sexualhygienische  Frage;  denn  weder  die  Bordellierung  noch  die 
Kasernierung  noch  die  einfache  Reglementierung  noch  die  AboHtion  hat 
irgendwelche  Ergebnisse  gezeitigt,  die  vernünftigerweise  als  Beweis  für  die 
hygienische  Überlegenheit  des  einen  oder  des  anderen  Systems  ver- 
wertet werden  können.  Und  doch  ist  eine  Bekämpfung  der  Geschlechts- 
krankheiten nicht  denkbar  ohne  Rücksichtnahme  auf  die  Prostitution,  da 
diese  die  Hauptquelle  der  Venerie  darstellt.  Aber  in  diesem  Zusammen- 
hange, in  dem  nicht  von  Hoffnungen,  sondern  nur  von  Erfüllungen  berichtet 
werden  soll,  ist  die  Frage  nach  der  Assanierung  der  Prosti- 
tution nicht  näher  zu  erörtern ;  denn  bis  jetzt  sind  hier  wirkHche  Fort- 
schritte nicht  gemacht  worden.  Den  sinnfälhgsten  Erfolg  hat  dem  Kampfe 
gegen  die  Venerie  unser  Krankenversicherungsgesetz  ge- 
bracht, und  umgekehrt  hat  der  Kampf  selbst  diesem  Gesetze  vor  mehreren 
Jahren  eine  entscheidende  Verbesserung  erwirkt,  indem  die  bis  dahin  in 
Geltung  gewesene  Benachteihgung  der  Geschlechtskrankheiten,  d.  h.  den 
Versicherten,  die  sich  ihr  Leiden  durch  „geschlechthche  Ausschweifungen 
zugezogen"  hatten,  beseitigt  wurde.  Soeben  hat  bekannthch  die  Reichs- 
versicherungsordnung einen  weiteren  Ausbau  erhalten,  von  dem  aus  eine 
erneute  Förderung  der  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten  erwartet 
werden  darf.  NamentUch,  daß  nunmehr  gesetzlich  den  Krankenkassen  das 
Recht  der  Aufwendung  von  Mitteln  auch  zur  Verhütung  von  Erkran- 
kungen ihrer  Mitglieder  und  zu  den  hierzu  notwendigen  Ermittlungen 
und  Belehrungen  gesichert  worden  ist,  kommt  dem  Kampfe  gegen  die 
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Venerie  zu  Hilfe.  Dies  um  so  mehr,  als  die  Krankenkassen  dadurch  die  bis- 
her nur  auf  dem  Prozeßwege  erstrittene  Möglichkeit  erhalten  haben,  ihre 
so  verdienstHchen  Erhebungen  über  das  Wohnelend  fortzusetzen  und  an 
der  Besserung  dieses  Notstandes  weiter  mitzuarbeiten.  Denn  wenn  auch  der 
kürzlich  von  autoritativer  Seite  getane  Ausspruch,  die  Geschlechtskrank- 
heiten seien  Wohnungskrankheiten,  eine  ganz  außerordentliche  Übertreibung 
bedeutet,  so  steht  doch  der  Zusammenhang  zwischen  elenden  Wohnverhält- 
nissen, sexueller  Zuchtlosigkeit  und  somit  Verbreitung  der  venerischen  Leiden 
fest.  Daher  stehen  auch  alle  Bestrebungen  zur  Verminderung  des 
Wo  h  n  e  1  e  n  d  s  ,  namenthch  der  Ledigen,  im  Dienste  des  Kampfes  gegen  die 
Geschlechtskrankheit.  Ähnhchcs  ist  von  den  Maßnahmen  und  Organisationen 
zur  Bekämpfung  des  Alkoholmißbrauches  zu  sagen :  jede 
Einschränkung  des  Alkoholkonsums  ist  ein  Fortschritt  im  Kampfe  gegen 
die  venerische  Gefahr.  Diese  Erwägungen  führen  zur  Würdigung  aller 
sozial-ökonomischen  und  -ethischen  Reformen  überhaupt  als  Mittel  im 
Kampfe  gegen  die  Geschlechtskrankheiten.  Es  ist  unnötig,  auf  Einzelheiten 
einzugehen,  zumal  die  Summe  des  hier  Erreichten  im  Hinblick  auf  das  Ziel 
noch  unmeßbar  winzig  ist  und  nur  erst  Hoffnungen  auf  die  Zukunft  zu  er- 
wecken vermag.  Jugendfürsorge,  Unehelichenschutz, 
Verbesserung  der  Möghchkeiten  für  zeitige  Eheschließungen, 
ökonomische  Verselbständigung  der  Frau  —  das  sind  einige 
von  den  Stichworten,  welche  die  RichtungsHnie  andeuten,  die  über  die  dring- 
lichsten wirtschaftlichen  und  sittlichen  Reformen  hinweg  auch  zu  einer 
Linderung  und  Einschränkung  der  sexuellen  Nöte,  insbesondere  der  vene- 
rischen Gefahr  führen  wird.  Eine  ehrlichere  und  naturgemäßere 
Sitte  und  Moral,  die  sehr  mühsam  und  allmählich  nur,  aber  doch 
mit  Entschiedenheit  endlich  sich  durchzuringen  scheinen,  bedeuten  einen 
besonders  erfreulichen  Fortschritt  in  dem  Kampfe,  der  vergeblich  bleiben 
würde,  solange  der  Geschlechtstrieb  für  etwas  Niedriges  und  Verächtliches 
ausgegeben,  die  kirchhche  Vorstellung  von  den  Gegensätzen  zwischen  Geist 
und  Fleisch  aufrechterhalten,  der  Geschlechtsverkehr  im  wesentHchen  nur 
nach  seiner  sogenannten  Legitimität  oder  Hlegitimität  bewertet  und  eine 
geschlechtliche  Erkrankung  nicht  ganz  ebenso  als  ein  Unglück  wie  jedes 
andere  Leiden,  sondern  als  selbstverschuldete  und  „unsittliche"  Krankheit 
betrachtet  wird.  Daß  namentlich  auch  in  den  Kliniken  und  Kranken- 
häusern die  bis  vor  nicht  langer  Zeit  unterschiedliche  Behandlung  der 
Geschlechtskranken  gegenüber  den  anderen  Patienten  nicht  mehr  zu  finden 
ist,  bedeutet  in  diesem  Sinne  einen  starken  Ruck  nach  vorwärts.  Ob  das- 
selbe von  der  sexuellen  Aufklärung  der  Kinder  und  der 
sexuellen  Belehrung  der  Jugend,  überhaupt  von  der  gar 
zu  ungezwungenen  Erörterung  des  Geschlechtslebens  im  Verkehr  mit  den 
heranwachsenden  Generationen  wird  behauptet  werden  dürfen,  kann  zweifel- 
haft sein,  solange  für  alle  diese  Bestrebungen  und  Unternehmungen  nicht 
diejenige  Methode  gefunden  ist,  die  in  gleicher  Weise  sowohl  das  Wissen 
fördert  wie  den  Willen  stählt,  vorhandenes  Interesse  befriedigt,  ohne  Neu- 
gierde zu  wecken,  Vertuschungen  vermeidet  und  von  Übertreibungen  sich 
fernhält,  das  Recht  eines  geregelten  Geschlechtsverkehrs  für  den  reifen  und 
gesunden  Menschen  anerkennt  und  das  Gefühl  und  Bev>^ußtsein  der  Verant- 
wortung dem  Partner  und  der  Gesellschaft  gegenüber  stärkt  und  festigt, 
sowohl  die  Gefahren  aufdeckt  wie  die  Mittel  zur  Abwehr  zeigt  und  ihre  An- 
wendung fordert.  Aber  von  einer  anderen  Seite  her  ist  dem  Kampfe  gegen 
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die  Venerie  noch  ein  mächtiger  Bundesgenosse  erstanden,  indem  die  m  e  d  i  - 
zinischeForschung  neue  ErfoJge  errungen  hat,  die  der  Bekämpfung 
der  Geschlechtskrankheiten  in  weitem  Umfange  zugute  kommen  werden. 
Denn  es  ist  klar,  daß  jeder  Fortschritt  namentlich  in  der  Therapie  der  vene- 
rischen Leiden,  der  die  raschere  und  sicherere  Beseitigung  eines  Infektions- 
herdes ermöglicht,  der  Verbreitung  der  Geschlechtskrankheiten  entgegen- 
wirkt. Auf  dem  Gebiete  der  G  o  n  o  r  r  h  o  e  b  e  h  a  n  d  1  u  n  g  ist  die  Aus- 
beute der  wissenschafthchen  Forschung  allerdings  nur  sehr  spärhch  gebheben, 
seitdem  einmal  von  N  e  i  s  s  e  r  ,  dem  Entdecker  des  Trippergiftes,  auch 
die  den  Gonokokkus  vernichtende  Wirkung  der  Silbersalze  erkannt 
und  die  örthche  Apphkation  von  Silbersalslösungen  eingeführt,  und  seitdem 
diese  Errungenschaft  dann  von  C  r  e  d  e  auch  für  die  Behandlung  und  Ver- 
hütung der  Augengonorrhoe  der  Neugeborenen  nutzbar  gemacht  worden 
ist.  Alles,  was  auf  diese  Großtaten  später  folgte,  ist  Kleinarbeit  —  zum  Teil 
sehr  verdienstlich,  aber  noch  nicht  bewährt  genug  und  praktisch  von  zu 
geringer  Bedeutung,  um  als  wirklicher  Fortschritt  im  Kampfe  gegen  die 
Gonorrhoe  anerkannt  zu  werden.  Viel  fruchtbarer  ist  die  syphilido- 
logische  Forschung  der  letzten  Jahre  gewesen.  Den  Weg,  der  hier  zurück- 
gelegt worden  ist,  markieren  die  Namen  Roux,  Metschnikoff, 
Neisser-Schaudinn-Wassermann-Uhlenhut  und  Ehr- 
lich: Daß  die  Übertragung  der  Lues  auf  die  dem 
Menschen  nächststehenden  Säugetiere  gelungen  ist,  hat 
die  Möglichkeit  gebracht,  die  so  überaus  vielgestaltige  und  wechselvolle 
Krankheit  viel  gründlicher  zu  studieren,  als  es  möghch  war,  solange  der 
Arzt  nur  die  einzige  Pflicht  hatte,  zu  heilen,  nicht  aber  das  Recht,  zu  ,, beob- 
achten". Die  Auffindung  der  Spirochaeta  pallida  hat  endlich 
die  eigentliche  Ursache  der  Syphilis  festgestellt  und  damit  der  bis  dahin 
rein  empirischen  Therapie  die  wissenschaftliche  Grundlage  geschaffen.  Die 
Entdeckung  einer  besonderen  Eigenart  des  BlutserumsSyphi- 
1  i  t  i  s  c  h  e  r  hat  uns  um  ein  sehr  wertvolles  diagnostisches  Hilfsmittel 
bereichert  und  uns  in  den  Stand  gesetzt,  in  zahlreichen  Fällen  das  Vor- 
handensein oder  die  Nachwirkungen  einer  Syphihs  zu  erkennen,  in  denen 
wir  bisher  sie  nur  vermuten  oder  nicht  einmal  annehmen  konnten.  Die  Nutz- 
barmachung des  A  r  s  e  n  s  für  die  Syphihstherapie  hat  uns  in  unserer  Macht 
gegen  das  Luesgift  nachdrücklich  gestärkt,  indem  Salvarsan  und  Queck- 
silber vereint  nun  nicht  selten  Erfolge  erzielen,  die  dem  Quecksilber  allein 
bisweilen  nicht  beschieden  waren. 

Nach  alledem  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein,  daß  der  Kampf  gegen  die 
Geschlechtskrankheiten  uns  schon  viele  wertvolle  Siege  gebracht  hat;  es 
kann  aber  noch  weniger  geleugnet  werden,  daß  die  Hauptmacht  des  Feindes 
noch  nicht  entscheidend  geschwächt  ist  und  es  noch  ganz  ungeheurer  I^raft- 
anstrengungen  bedürfen  wird,  um  ihn  zu  vernichten  oder  doch  wenigstens 
unschädhch  zu  machen.  Aus  dem  bisherigen  Verlaufe  des  Kampfes  können 
und  müssen  wir  lernen,  wie  und  wo  wir  dem  Feinde  entgegentreten  und  aus 
welchem  Arsenal  wir  uns  die  W^affen  holen  müssen. 
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DR.  LUDWIG  HEYDE,  BERLIN:  URLAUB  FÜR  AR- 
BEITER UND  ANGESTELLTE  IN  DEUTSCHLAND. 

IE  Internationale  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz 
hat  auf  ihrer  VI.  Generalversammlung  (Lugano  1910)  beschlossen, 
der  Frage  des  Arbeiterurlaubs  näherzutreten  und  auch  die  Ferien 
der  Privatangestelltcn  und  Unterbeamten  in  die  Betrachtung 
einzuschheßen.  Das  Gewicht,  welches  den  Beschlüssen  dieser  hochangesehenen 
Vereinigung  in  allen  Kulturstaaten  und  bei  allen  Parteien  beigemessen  wird, 
sollte  für  den  Fall,  daß  das  zu  sammelnde  Material  über  die  Urlaubsfrage 
es  ermöghchen  und  erfordern  würde,  zugunsten  gesetzlicher  Eingriffe  in  die 
Wagschale  geworfen  werden.  Die  VII.  Delegiertenversammlung  (Zürich  1912) 
mußte  indessen  die  Behandlung  der  Urlaubsfrage  vertagen,  weil  nur  aus 
Deutschland  und  der  Schweiz  eingehende  Berichte  über  den  gegenwärtigen 
Stand  der  Feriengewährung  eingegangen  waren.  Bei  den  Schwierigkeiten, 
die  sich  für  die  Materialbeschaffung  allenthalben  geboten  haben  mögen,  ist 
es  nicht  verwunderlich,  daß  erst  die  Sektionen  der  genannten  beider  Länder 
abgeschlossene  Gutachten  vorlegen  konnten,  und  es  steht  nur  zu  hoffen, 
daß  auch  in  anderen  Ländern  die  Sammelarbeiten  bis  zur  nächsten  Delegierten - 
Versammlung  soweit  gefördert  sein  werden,  daß  eine  Beschhißfassung  über 
die  Frage,  ob  ein  gesetzgeberisches  Vorgehen  auf  internationalem  Wege  an- 
geregt werden  soll  oder  nicht,  dann  ermöglicht  wird. 

Der  Bericht  der  deutschen  Sektion  (Gesellschaft  für  soziale  Reform) 
ist  von  dem  Schreiber  dieser  Zeilen  erstattet  worden  und  liegt  nunmehr 
im  Buchhandel  vor,  verlegt  bei  Duncker  und  Humblot,  München  (207  S., 
Preis  4  Mk.).  Da  es  in  Deutschland  amtliche  Statistiken  über  den  Stand  der 
Urlaubsgewährung  —  im  Gegensatze  zur  Schweiz,  die  seit  1910  derartige 
Statistiken  führt  — ,  nicht  gibt,  war  es  erforderhch,  an  Behörden,  Arbeit- 
geber, Arbeiter-  und  Angestelltenorganisationen,  Handelskammern  usw. 
heranzutreten,  um  von  ihnen  Auskunft  zu  erlangen.  Daneben  konnte  eine 
Durchsicht  der  Berichte  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  aus  den  letzten 
15  Jahren  eine  große  Reihe  einzelner  Mitteilungen  über  Arbeiterferien  zutage 
fördern.  Es  versteht  sich  aber  von  selbst,  daß  das  auf  diese  Weise  zusammen- 
gekommene Material  irgendwelchen  Anspruch  auf  Vollständigkeit  nicht 
erheben  kann.  Erst  amthche  Ermittlungen  werden  es  einmal  ermöghchen, 
auf  die  Frage,  wie  es  mit  der  Urlaubsgewährung  eigentlich  steht,  ziffern- 
mäßig zu  antworten.  Für  die  Schweiz  lautet  die  Antwort  augenbhcklich : 
ein  Achtel  aller  Betriebe  gewährt,  ein  Zwölftel  aller  Arbeiter  erhält  Urlaub. 
Ähnliche  genaue  Antworten  sind  in  Deutschland  noch  nicht  zu  geben.  Man 
kann  nur  sagen,  daß  sich  die  Urlaubsgewährung  an  Arbeiter  schrittweise 
durchsetzt,  daß  aber  in  den  einzelnen  Industrien  noch  außerordentUclie 
Verschiedenheiten  bestehen.  Vvohl  am  besten  sind  die  Verhältnisse  im  Brau- 
gewerbe. Es  hängt  das  vor  allem  mit  der  technischen  Entwicklung  zusammen ; 
die  Mälzerei  war  ursprünglich  reines  Saisongewerbe,  und  geübte  Mälzer 
wurden  für  die  Zwischenzeit  jeweils  beurlaubt,  oft  natürlich  ohne  Ent- 
schädigung, nicht  selten  aber  doch  wenigstens  mit  einer  Lohnzahlung  für 
so  vielie  Tage,  als  sie  während  der  intensiven  Saisonarbeit  Sonn-  und  Feiertage 
durchgearbeitet  hatten.  Als  dann  technische  Umwälzungen  die  regelmäßige 
Entlassung  der  Mälzer  überflüssig  machten,  war  der  Verband  der  Brauerei - 
und  Mühlenarbeiter  bereits  stark  genug,  um  die  Gewohnheit  der  jährlichen 
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Ferien  auch  unter  den  veränderten  Verhältnissen  durchzusetzen.  Er  richtete 
seine  Tarifvertragspolitik  von  vornherein  auf  diese  Forderung  ein,  und  der 
§  616  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches,  welches  gerade  zu  jener  Zeit  m  Kraft 
trat,  wurde  von  der  Arbeiterorganisation  sofort  in  geschickter  Weise  auf- 
gegriffen: schon  Tarifverträge  aus  dem  Jahre  1901  sehen  eine  Definition 
des  in  ihm  vorkommenden  Begriffes  der  „nicht  erheblichen  Ze^t",  für  die 
ein  Lohnabzug  nicht  gestattet  sein  soll,  vor;  für  Kranyiejityfälle,  militärische 
Übungen  und  auch  für  etwaige  Urlaubstage  sollte  der \-L-öhp  .  fortgezahlt 
werden  müssen.  Nun  war  nur  noch  die  Frage,  inwiew;ei4^  der  Arbeitgeber 
auch  wirklich  Erholungstage  gewährte,  aber  gerade,  diesö  Verp^iichtimg 
wird  sehr  bald  ausdrücklich  in  den  Tarif  aufgenommen.  .  In.  dei\  let^^t^ii 
10  Jahren  hat  es  die  Brauereiarbeiterschaft  erreicht,  daß  der.  ,Üi-l^ub  bei* 
jedem  Tarifabschluß  etwas  Allgemeines  und  Selbstverständliches  gaworden 
ist.  Am  1.  Januar  1911  sahen  bereits  536  Tarifverträge  für  1237  Betriebe 
mit  44  744  Arbeitern  unter  bestimmten  Karenzbedingungen  die  Urlaubs - 
gewährung  vor,  und  inzwischen  soll  die  Zahl  der  Brauereiarbeiter,  denen 
die  Ferien  vertraglich  zustehen,  bereits  bei  weitem  50  000  überschritten 
haben. 

Auch  im  Buchdruckgewerbe  bestehen  günstige  Urlaubsverhältnisse. 
1910  wurden  1690  Betriebe  mit  Feriengewährung  gezählt;  21  315  Gehilfen 
hatten  Urlaubsanspruch.  1911  sind  dann  noch  127  Neubewilligungen  hinzu- 
gekommen, doch  meint  der  „Korrespondent",  das  Gehilfenorgan,  in  Wahrheit 
sei  die  Zahl  der  urlaubgewährenden  Firmen  noch  weit  größer,  da  viele  Buch- 
druckereibesitzer  nicht  wünschten,  daß  ihr  Entgegenkommen  bekannt  würde. 
Auffallenderweise  erfolgt  die  Feriengewährung  bei  den  Buchdruckern  im 
Wege  des  freien  Einzelvertrags  oder  ist  sogar  reine  Wohlfahrtseinrichtung 
sozialverständiger  Arbeitgeber.  In  den  Reichstarif  des  Buchdruckgewebes 
ist  die  Zusicherung  von  Ferien  noch  nicht  eingedrungen.  Deshalb  erfolgen 
auch  bisweilen  Urlaubsentziehungen,  und,  während  das  früher  nur  äußerst 
selten  vorkam,  sind  im  verflossenen  Jahre  (1912)  neben  Neubewilligungen 
doch  auch  auffallend  viele  Entziehungen  vorgekommen.  Es  hängt  das  mit 
den  neueren  Strömungen  im  Deutschen  Buchdruckerverein  (Arbeitgeber - 
verband)  zusammen,  in  welchem  die  sozialgesinnten  Elemente  nicht  mehr 
so  unbedingt  wie  früher  die  Oberhand  haben;  schon  bei  dem  letzten  Tarif - 
abschluß  (1911)  hatte  sich  das  gezeigt,  und  neben  der  Gründung  eines  „Fonds 
für  besondere  Zwecke'*  hat  wohl  auch  die  Entziehung  von  Urlaub  symptoma- 
tische Bedeutung:  man  will  zeigen,  daß  die  Bewilligungen  des  letzten  Tarifs 
die  äußersten  Zugeständnisse  darstellen,  ja  daß  man  freiwillige  Leistungen 
jetzt  bereits  einstellen  müsse.  Ob  diese  Strömung  dauernd  die  Oberhand 
behält,  ist  einigermaßen  fraglich,  wenn  man  auch  nicht  verkennen  darf,  daß 
der  bevorstehende  Konjunkturrückgang  in  dieser  Richtung  manches  be- 
fürchten läßt. 

Auch  im  Bäckereigewerbe  findet  sich  verhältnismäßig  nicht  selten 
Urlaub.  Durch  Tarifverträge  war  es  am  1.  Oktober  1911  für  5753  Beschäftigte 
in  2251  Betrieben  festgesetzt.  Hier  darf  man  freilich  nicht  vergessen,  daß 
der  Urlaub  zumeist  nur  eine  Entschädigung  für  Nacht-  und  Sonntagsarbeit 
darstellt. 

In  allen  anderen  Industrien  ist  die  Urlaubsgewährung  erhebUch  seltener. 
Durch  eine  größere  Zahl  bekannt  gewordener  Einzelfälle  zeichnen  sich  unter 
ihnen  aus  der  Bergbau  (überall  reine  Wohlfahrtseinrichtung,  bisweilen  aber 
in  der  Arbeitsordnung  gesichert),  die  Porzellanindustrie  (19  Betriebe  mit 
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über  6000  Arbeitern,  doch  erhalten  oft  nur  MitgUeder  einer  „gelben''  Unter- 
stützungsvereinigung Ferien),  die  Militärartikel-Industrie  (1907  erhielten 
5077  Arbeiter  in  10  Betrieben  Urlaub),  die  chemische  Industrie  (besonders 
Anilin-  und  andere  Farbwerke,  fast  immer  reine  Wohlfahrtseinrichtung), 
die  Textilindustrie  (sehr  häufig  unter  ausdrücklichem  Ausschluß  der  Frauen), 
das  Buchbindergewerbe  (mindestens  für  2388  Personen),  die  Gummiindustrie 
und  dJ^^  ^Konfekt' oUr  - 

Güristiger  "feM«  ilatürlich  die  Verhältnisse  der  Staats-  und  Gemeinde- 
arbeiter,-unter  letzteren  besonders  der  Arbeiter  in  Gasanstalten;  im  all- 
^emtJine'fi/ist  dit»  Ui^Iaubsgewährung  hier  ganz  üblich.  Allerdings  ist  innerhal 
'  cf6r  einzelner!-  Bundesstaaten  und  Gemeinden  die  Festsetzung  im  einzelnen 
'■^überau^'Urigieich;  bei  den  Unterbeamten  kommt  noch  eine  Mannigfaltigkeit 
je  nach '  der  Dienststellung  hinzu,  die  in  dem  Erholungsbedürfnis  keinerlei, 
in  dem  bedauerlichen  Abstufungsbedürfnis  der  Bureaukratie  nach  Chargen 
aber  wohl  ihren  einzigen  Grund  hat. 

Nicht  weniger  unbefriedigend  als  hinsichtlich  der  Verbreitung  der 
Urlaubsgewährung  sind  die  Verhältnisse  auch  hinsichtlich  der  Dauer  der 
Ferien.  Im  allgemeinen  beträgt  diese  drei  Tage  bis  eine  Woche,  so  zwar,  daß  die 
untere  Grenze  weit  häufiger  berührt  wird  als  die  obere.  Ein  längerer  Urlaub 
wird  fast  nur  einzelnen  alten  und  verdienten  Arbeitern  gewährt.  Viele  Ärzte 
stehen  auf  dem  Standpunkt,  daß  ein  Urlaub  von  weniger  als  acht  Tagen 
irgendwelchen  sozial -hygienisch  enNutzen  überhaupt  nicht  besitzt,  und, 
unter  diesem  Gesichtswinkel  betrachtet,  müßte  man  sagen,  daß  der  deutsche 
Arbeiterurlaub  bisher  noch  so  ziemlich  alles  zu  wünschen  übrig  läßt.  Die 
Bemühungen  der  Arbeiterorganisationen  werden  in  den  nächsten  Jahren 
sich  ganz  besonders  auf  die  Verlängerung  der  Ferien  zu  richten  haben. 

Fast  allgemein  ist  das  System  der  Staffelung  der  Urlaubsdauer  je  nach 
der  Beschäftigungszeit  im  Betriebe  eingeführt.  Die  Karenz  bis  zur  ersten 
Feriengewährung  pflegt  selten  weniger  als  drei  bis  fünf  Jahre  zu  betragen. 
Es  kommen  aber  auch  geradezu  monströse  Karenzen  vor  (20  und  sogar  30 
Jahre).  Soll  durch  die  Karenzen  der  Nebenzweck  der  Seßhaftmachung  von 
Arbeitern  verfolgt  werden,  so  wird  diese  Absicht  durch  überlange  Ausdehnung 
der  Karenz  bis  zum  ersten  Urlaub  schwerlich,  weit  besser  schon  durch  eine 
angemessene  Staffelung  der  Urlaubsdauer  erreicht  werden.  Neben  der 
Staffelung  der  Feriendauer  gibt  es  auch  Staffelungen  des  Lohnes:  bisweilen 
wird  zunächst  nur  ein  Bruchteil  und  erst  später  der  ganze  Lohn  gezahlt; 
selten  sind  besondere  Zuschüsse  für  die  Ferienzeit. 

Erhebhch  günstiger  liegen  die  Urlaubsverhältnisse  bei  den  Privat - 
angestellten.  Einzelne  Schichten  von  ihnen  haben  ganz  regelmäßigen  und 
auch  einigermaßen  ausreichenden  Urlaub;  so  bestehen  im  Buchhandel  und 
im  Bankfach  ausgesprochen  günstige  und  auch  bei  den  Anwaltsgehilfen 
ganz  erträghche  Ferienverhältnisse.  Eine  Umfrage  unter  den  letzteren  ergab 
1910,  daß  von  7321  Befragten  6077  Urlaub  hatten.  Vv^eniger  günstig  sind 
die  Apothekergehilfen  gestellt;  in  diesem  Berufe  entsteht  für  die  Kollegen 
der  Beurlaubten  zudem  auch  die  Unannehmlichkeit,  die  ihnen  als  Ersatz 
für  Nacht-  und  Sonntagsdienst  in  der  Regel  gewährte  Freizeit  an  Nach- 
mittagen und  Abenden  für  die  Vertretung  der  Beurlaubten  opfern  zu  müssen. 

Was  die  übrigen  Handlungsgehilfen  anlangt,  so  stellte  eine  Erhebung 
des  Deutschnationalen  Handlungsgehilfenverbandes  1908  fest,  daß  66,26  v.  H. 
der  von  ihm  befragten  etwa  30  000  Handlungsgehilfen  Urlaub  erhielten, 
wobei  die  Zahl  der  Urlaub  Erhaltenden  meist  um  so  größer  war,  je  größer 
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die  Stadt  war.  Eine  Erhebung  des  Kaufmännischen  Verbandes  für  weib- 
liche Angestellte  erstreckte  sich  1910  auf  1324  Betriebe  Groß- Berlins,  von 
denen  nicht  weniger  als  92  v.  H.  Urlaub  gewährten.  Der  Verband  kathoHscher 
kaufmännischer  Vereine  stellte  1911  fest,  daß  von  67  Städten  in  sieben  der 
Kleinhandel  keinerlei  Urlaub  gewährte,  in  fünf  auch  der  Großhandel  nicht, 
während  in  vier  weiteren  Städten  die  Angestellten  des  Kleinhandels  und  in 
zweien  auch  die  des  Großhandels  zu  höchstens  20  v.  II.  Ferien  bekamen. 
Bereits  1901  hatte  außerdem  eine  amtliche  Erhebung  über  die  Arbeitszeit 
in  Kontoren  des  Handelsgewerbes  und  nicht  mit  offenen  Verkaufsstellen 
verbundenen  kaufmännischen  Betrieben  stattgefunden,  bei  der  13  673  die 
Frage  nach  Urlaub  beantworteten;  33,8  v.  H.  der  Betriebe  gaben  regel- 
mäßigen, weitere  6  v.  H.  auf  Wunsch  Urlaub.  In  Großstädten  war  der  Urlaub 
fast  doppelt  so  verbreitet  wie  in  Landstädten,  und  zwischen  Norddeutschland 
und  Süddeutschland  stellte  sich  ein  erstaunlich  großer  Unterschied  zugunsten 
des  Südens  heraus. 

Gute  Urlaubsverhältnisse  bestehen  in  Warenhäusern  und  Konsum- 
vereinen; 19v.  H.der  ersteren  geben  sogar  nach  einjähriger  Karenz  bereits  eine 
Woche,  nach  zweijähriger  zwei  und  nach  dreijähriger  drei  Wochen  Ferien. 
Bei  den  Konsumvereinen  haben  etwa  3000  Angestellte  tarif vertraglich  sicher- 
gestellte Uriaubsverhältnisse. 

Weniger  günstig  als  die  kaufmännischen  Angestellten  sind  die  Techniker 
gestellt.  Der  Bund  der  technisch -industriellen  Beamten  ermittelte  1907, 
daß  von  3265  Berliner  Technikern  23,67  v.  H.  keinen  Urlaub  erhielten;  von 
denen,  die  Ferien  bekamen,  mußten  sich  19,3  v.  H.  Krankheitstage  und 
22,48  V.  H.  militärische  Übungen  auf  die  Feriendauer  anrechnen  lassen. 
Privatdozent  Dr.  Günther  stellte  1910  fest,  daß  von  3951  dem  Deutschen 
Technikerverband  angehörigen  und  von  ihm  befragten  Technikern  1312, 
also  13,18  V.  H.,  überhaupt  keinen  Urlaub  erhielten,  während  von  den  übrigen 
ein  Viertel  nur  bis  zu  10  Tagen  beurlaubt  wurde,  und  14  Tage  zumeist  die 
Höchstgrenze  darstellten.  Bei  den  Werkmeistern  findet  sich  in  vielen  In- 
dustrien kein  Urlaub,  während  allerdings  Faktoren  und  Braumeister  regel- 
mäßige Ferien  haben.  Geradezu  trostlos  liegen  die  Urlaubsverhältnisse  bei 
den  technischen  SchilTsoffizieren. 

Alles  in  allem  ist  das  Bild  der  Urlaubsgewährung  auch  im  Privat - 
angestelltenstande  noch  keineswegs  befriedigend. 

In  jeder  Industrie  und  bei  allen  Arbeitnehmerschichten  setzt  sich  indessen 
jedenfalls  der  Urlaubsgedanke  merklich  durch;  selbst  für  Heimarbeiterinnen 
hat  eine  Kölner  Firma  einen  W'eg  gefunden,  sie  des  Urlaubs  teilhaftig  werden 
zu  lassen  !  Überall  sind  die  Erfahrungen  mit  dem  Urlaub  auch  vom  Unter- 
nehmerstandpunkt aus  vorzüghch  gewesen,  und  die  Gewerbeaufsichtsbeamten 
vollends  loben  den  Segen  der  Ferien  oft  in  geradezu  begeisterten  Worten: 
der  Urlaub  sei  ein  Stück  bihigster  und  von  den  Arbeitern  am  meisten  an- 
erkannter sozialer  Versöhnungsarbeit,  er  gebe  gesundheitliche  Kräftigung, 
Minderung  der  durch  Überanstrengung  hervorgerufenen  Unfälle  und  Er- 
krankungen, und  er  sei  für  die  Volkswohlfahrt  geradezu  eine  Notwendigkeit. 
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CHRONIK 


M-   UTTERSCHAFT:  Aus  dem 
Interesse  für  das  Kind  er- 
Jj  wuchs  in  mir  das  Interesse 
für  die  Mutter,  aus  einer  ursprüng- 
lichen „Kinderrechtlerin"  mußte 
ich  schon  vor  mehr  als  einem 
Jahrzehnt  eine  ,, Mutterrech  tierin" 
werden,  oder  vielmehr  beides  zu- 
gleich, denn  unumstößlich  ward  mir 
die  Uberzeugung:  ,,Was  immer  Ihr 
an  der  Mutter  tut,  das  habt  Ihr 
dem  Kinde  getan."  So  beschäftigt 
mich  seit  geraumer  Zeit  der  Plan, 
meinem  „Buch  vom  Kinde",  er- 
schienen bei  B.  G.  Teubner,  Leipzig, 
als  unentbehrliches  Seitenstück  ein 
Buch  von  der  Mutter  zuzugesellen. 
Im  Laufe  des  letzten  Jahres  ist  das 
nunmehr  vorliegende  Sammelwerk  *) 
entstanden,  —  ich  bin  mir  bewußt, 
daß  es  noch  mancherlei  Lücken  auf- 
weist, aber  das  Thema  von  der 
Mutter  ist  unerschöpflich  !  Jeder 
Tag  bringt  neue  Gesichtspunkte  und 
unsere  nie  rastende  wirtschafthche 
und  geistige  Entwicklung  schafft 
unablässig  veränderte  Perspektiven 
für  das  Problem  der  Mutterschaft. 
Ich  sage  absichtlich  das  Problem, 
denn  darin  hegt  die  Besonderheit 
unserer  heutigen  Auffassung,  daß  die 
Mutterschaft  ein  Problem  geworden 
ist  —  vielleicht  das  brennendste 
der  ganzen  Frauenbewegung. 

,,Vor  50  Jahren  hätte  niemand  auf 
den  Gedanken  verfallen  können  über 
den  Begriff  der  Mütterlichkeit  zu  schrei- 
ben. Groß  und  stark  wie  die  Sonne  und 
das  Meer,  so  wurde  die  Mütterlichkeit 
genannt,  eine  ebenso  gewaltige  Natur- 
macht wie  diese,  ebenso  selbstver- 
ständlich  und   ebenso  unerschöpflich. 

*)Mutterschaft,  Ein  Sammel- 
werk für  die  Probleme  des  Weibes  als 
Mutter.  Herausgegeben  in  Verbindung 
mit  52  Mitarbeitern  von  Adele 
Schreiber.  Einleitung  von  LUy 
Braun,  mit  371  Abbüdungen.  (Verlag 
Albert  Langen,  München.) 


.  .  .  Große  Dichter,  beispielsweise 
Björnstjerne  Björnson,  haben  erkannt, 
daß  die  Mütterlichkeit  nicht  nur  das  die 
Menschheit  gebärende  mächtige  Prinzip 
ist,  sondern  daß  ,, alles  Schaffen  von 
Mutterart  ist",  .  .  .  Als  die  Frauen- 
bewegung um  die  Mitte  des  vorigen 
Jahrhunderts  begann  und  viele  die 
Befürchtung  aussprachen,  daß  die  Weib- 
lichkeit darunter  leiden  könnte,  fand 
man  diese  Behauptung  ebenso  unsinnig, 
wie  daß  die  Sonnenwärme  aufhören 
könnte.  Im  GegenteU,  damit  die  Sonne 
—  die  Mütterlichkeit  —  alle  Gebiete  des 
Lebens  durchdringen  könne,  wollte  man 
die  Befreiung  der  Frau.  Und  jetzt? 
Jetzt  sehen  wir  eine  stets  fallende 
Geburtsskala  infolge  der  wachsenden 
Unlust  zur  Mutterschaft.  Und  dies 
nicht  nur  bei  der  von  Kindern  be- 
lasteten Arbeitssklavin,  nicht  nur  bei 
den  faulen  Luxusgeschöpfen.  Nein, 
auch  die  zur  Mutterschaft  ganz  Taug- 
lichen und  Würdigen  wählen  entweder 
das  Zölibat  oder  höchstens  ein,  zu- 
weilen gar  kein  Kind.  Und  nicht  wenige 
Frauen  sind  eifrige  Anhängerinnen  der 
außerhäuslichen  Kindererziehung-  sohon 
vom  zartesten  Alter  an.  .  .  ." 

Dies  sind  Stellen  aus  dem  Aufsatz 
„Mütterlichkeit",  den  Ellen  Key  zu 
dem  Sammelwerk  beigesteuert  hat* 
Aber,  ich  möchte  die  Frage  auf- 
werfen :  sollen  wir  ihren  Pessi- 
mismus teilen?  Ist  wirklich  ein 
Bückgang  mütterhchen  Fühiens, 
mütterhcher  Wärme,  eine  Ab- 
schwächung  der  Muttersehnsucht  zu 
verzeichnen  ?  Findet  nicht  vielmehr, 
im  Gegenteil,  eine  bewußte,  not- 
wendige Anpassung  der  Mütterhcli- 
keit  und  der  Mutterschaft  an  die 
veränderten  Zeiten  statt,  und  damit 
ein  Aufblühen?"  Eine,  die  das  am 
frühesten  und  schärfsten  erkannte, 
Hulda  Maurenbrecher,  bringt  solche 
Gedanken  in  ihrem  Aufsatz  „Die 
neue  Auffassung  von  Mutterpflicht'' 
an  anderer  Stelle  des  W^erkes  zum 
Ausdruck. 

„Die  neue  Jugenderziehung  wird 
zweifellos  ein  neues  Verhältnis  der 
Mutter  zu  ihren  Kindern  schaffen.  Die 
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wir  das  Abbröckeln  dieser  alten 
Moral  mit,  wie  sehen  die  wachsenden 
Ansätze  neuer  Sittlichkeitsbegriffe 
im  Hinbhck  auf  die  Mutterschaft, 
das  Werden  eines  veränderten  Frauen - 
ideals  beim  Manne,  ausgehend  von 
einer  veränderten  Erziehung  beider 
Geschlechter,  einer  Erziehung,  die 
schon  früh  im  Dienste  der  künftigen 
Rassenaufgaben  stehen  muß  und  die 
Dr.  Hedwig  Bleuler  -  Waser  und 
Dr.  Julian  Marcuse  eindringhch  — 
schildern.  Mitarbeiter  aus  den  ver- 
schiedensten Kulturländern  zeigen 
(Charles  Drysdale,  Julius  Ofner,  Ro- 
sika  Schwimmer,  Anna  Wicksell^ 
Gertrud  Woker,  Alfred  Manes,  Hen- 
riette Fürth,  Alfons  Fischer  u.  a.), 
wie  sich  allmähhch  die  Stellung  der 
Frau  und  Mutter  aus  schwerem  Druck 
emporrichtet,  wie  allenthalben  gleich- 
zeitig mit  dem  geistigen  und  wirt- 
schaftlichen Voranschreiten  des  weib- 
hchen  Geschlechts,  unter  dem  Druck 
weibhcher  Mitarbeit  am  öffentHchen 
Leben,  die  Gesetze  anfangen,  den 
wirtschaftlichen  Notwendigkeiten 
nachzuhinken.  Bessere  Rechtsnormen 
für  eheliche  und  uneheliche  Mütter, 
Arbeiterinnenschutz  obligatorische 
Mutterschaftsversicherung,  wachsende 
Fürsorge  für  Schwangere  und  Wöch- 
nerinnen, Bekämpfung  der  Kinder - 
sterbUchkeit  durch  Schutz  der  Mutter, 
sind  unverkennbare  Richtungslinien 
der  Entwicklung  und  stehen  allent- 
halben in  direktem  Verhältnis  zu  der 
allgemeinen  Wertung  der  Frau.  Wir 
sehen  aber  auch,  wieviel  noch  überall 
zu  fordern  ist,  sowohl  im  Recht  wie 
in  der  sozialen  Fürsorge,  in  der 
Mutter  Schulung  und  in  der  öffent- 
lichen Auffassung.  Die  Unterstützung 
von  52  Mitarbeitern  gestattete  mir 
ein  umfangreiches,  wertvolles  Mate- 
rial zusammenzutragen.  Mögen  die 
Leser  aus  den  verschiedenartigen 
Meinungen  Berufener  ihre  eigene  An- 
sicht ableiten,  mögen  sie  aus  dem 
Rückblick  in  die  Vergangenheit,  dem 
Tief  blick  in  die  Abgründe  der  Gegen - 


Mutter  wird  dabei  verlieren  und  ge- 
winnen. Was  sie  preisgeben  muß,  ist: 
1.  die  Eitelkeit,  daß  die  Kinder  bei  ihr, 
weil  sie  die  Mutter  ist,  am  besten 
aufgehoben  seien.  2.  den  Irrtum,  daß 
der  mütterliche  Einfluß  auf  die  Kinder 
sich  nur  geltend  machen  könne,  wenn 
die  Kinder  den  ganzen  Tag  und  jeden 
Tag  um  die  Mutter  seien.  Dem  mütter- 
lichen Einfluß  wird  an  zeitlicher  Aus- 
dehnung genommen,  aber  an  Intensität 
und  Wucht  kann  er  dabei  nur  gewinnen. 
3.  die  Unbescheidenheit,  sich  besondere 
Besitzansprüche  an  das  Kind  beizu- 
messen, weil  sie  es  geboren  hat.  Die 
Mutter  hat  durchweg  keine  Rechte,  son- 
dern nur  Pflichten  an  ihre  Kinder,  einzig 
aus  strengster  Pflichterfüllung  heraus 
darf  sie  mit  der  Gewißheit  sich  trösten, 
daß  ihre  Kinder  ihr  freiwillig  schenken, 
was  doch  nie  zu  erzwingen  ist:  die 
Ehrfurcht  vor  ihrer  echten  Mütter- 
lichkeit. .  .  .  Die  Persönlichkeit  der 
Mutter  muß  sich  weit  über  ihr  heutiges 
Hausmuttertum  steigern,  anders  kann 
sie  nicht  bestehen  vor  ihren  Kindern.  .  . . 
Es  muß  Sache  ihrer  Mutterliebe  und 
ihres  Mutterwillens  sein,  sich  vor  dem 
strengen  Blick  der  Kinder  zu  be- 
haupten. .  .  .  Darüber  müssen  wir  uns 
klar  werden,  mit  dem  Eintritt  der 
Frauen  in  den  volkswirtschaftlichen 
Prozeß  der  Differentiation  der  Arbeit 
ist  die  alte  Tagesfamilie  gesprengt, 
tragen  wir  mutig  ihre  Trümmer  ab  und 
helfen  wir  bewußt  einer  neuen,  reicheren, 
innigeren  und  würdigeren,  kurz  sozi- 
alen Form  ans  Licht  der  Geschichte." 

So  ist  den  verschiedensten  Mei- 
nungen in  dem  Sammelwerk  Raum 
gegeben,  sofern  sie  nur  im  Dienst  des 
ehrhchen  Suchens  nach  einer  Lösung 
all  der  Konflikte  stehen,  die  eine  neue 
Zeit  zugleich  mit  reicheren  Freuden, 
reicherem  Lebensinhalt  der  Frau 
gebracht  hat.  Lily  Braun  zeigt  in 
ihrer  Einleitung,  wie  gerade  in  der 
Mutterschaft  die  Ströme  der  bürger- 
lichen und  der  proletarischen  Frauen- 
bewegung zusammenfließen  müssen, 
Rosa  Mayreder  rückt  in  ihrem  Essay 
über  „Mutterschaft  und  doppelte 
Moral"  die  Ächtung  der  unehehchen 
Mutterschaft  in  das  Licht  psycho- 
logischer Motive,  die  in  den  tiefsten 
Wurzeln  des  Vaterschaftsinteresses 
verankert  sind.  In  einer  ganzen 
Reihe  anderer  Abhandlungen  erleben 
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wart»  dem  Vergleich  der  Stellung  der 
Mutter  im  Entwicklungsleben  der 
Völker,  in  der  Religion,  in  der 
Dichtung  und  in  der  Kunst  mit  den 
tragischen  oder  unsagbar  mühseligen, 
alltagsgrauen  Wirklichkeiten  den  rich- 
tigen Ausblick  in  die  Zukunft  ge- 
winnen. Das  Werk  will  durch  reichen 
Tatsacheninhalt,  durch  juristische, 
statistische,  medizinische,  soziale  Auf- 
sätze (z.  B.  von  Prof.  Eulenburg,  Prof. 
Flesch,  Prof.  Weygandt,  Prof.  Köhler, 
Prof.  Silbergleit,  Dr.  Waldstein  usw.) 
ein  Handbuch  für  jene  sein,  die  sich 
ernsthaft  mit  der  Frage  der  Mutter- 
schaft beschäftigen,  ein  Ratgeber 
für  Frauen  und  Männer,  die,  in 
unserer  Zeit  verantwortlicher  Fort- 
pflanzung, Antwort  auf  viele  Fragen 
auchihres  persönlichen  Lebens  suchen. 
Es  bietet  aber  zugleich  nicht  nur  eine 
Sammlung  feinsinniger  Essays  aus 
der  Feder  von  Frauen  wie  Hedwig 
Dohm,  Anselma  Heine,  Bertha  von 
Suttner,  Marie  Stritt,  von  Männern 
wie  Maurenbrecher,  Müller  -  Lyer, 
Krauss,  Paul  Bartels  usw.,  sondern. 
Dank  dem  Entgegenkommen  desLan- 
genschen  Verlages,  eine  bildliche  Dar- 
stellung der  Mutterschaft  in  kunst- 
und  kulturgeschichtlicher  Beziehung, 
die  in  nahezu  400  Reproduktionen 
Kunde  gibt  von  der  Unerschöpfhch- 
keit  des  Themas  Mutter  und  Kind. 
Die  Auffassung  aller  Zeiten  und 
Länder,  der  größten  Künstler  des 
Mittelalters  und  der  Moderne  sind 
wiedergegeben,  in  zwei  besonderen 
Abschnitten  ,,Die  Mutter  in  der 
bildenden  Kunst''  und  „Die  Mutter 
in  der  Karrikatur"  ist  auch  im  Text 
ausführlich  auf  den  vieitausend- 
fältigen  künstlerischen  Vorwurf  der 
Mutterschaft  eingegangen. 

Das  Sammelwerk  ,, Mutterschaft'' 
will  den  Suchenden  ein  Helfer  sein, 
freilich  ein  Helfer,  der  sich  nicht  an- 
maßt, Lösungen  zu  bringen,  sondern 
Vorschläge,  nicht  Dogmen,  sondern 
Anregungen. 

Adele  Schreiber. 


Grundriß  der  sozialen  Hygiene  : 

Die  sozialhygienische  Forschung  und 
Betätigung  haben  in  den  letzten  Jahren 
einen  so  großen  Umfang  angenommen, 
daß  es  wohl  an  der  Zeit  sein  dürfte, 
einmal  das  Wichtigste  auf  diesem 
Gebiet  zusammenzufassen  und  syste- 
matisch zu  gruppieren.  Diese  Auf- 
gabe hat  sich  der  „Grundriß"  ge- 
stellt. Obwohl  es  an  Bausteinen  zu 
einem  solchen  System  wahrhch  nicht 
mangelte,  so  mußte  der  Verfasser 
dennoch  erst  mancherlei  an  Material 
hinzutragen,  um  an  dem  Gebäude 
wesentliche  Lücken  zu  vermeiden. 

Zunächst  war  es  wichtig,  einen 
soliden  Untergrund,  eine  klare  und 
umfassende  Definition,  zu  schaffen. 
Der  Verfasser  erklärt  den  Begriff 
folgendermaßen:  ,,Die soziale  Hygiene 
ist  die  Wissenschaft  von  den  Be- 
ziehungen zwischen  den  gesundheit- 
lichen und  den  sozialen  Verhältnissen 
der  örtlich,  zeitlich  und  gesellschaft- 
lich zusammenhängenden  oder  sonst 
praktisch  zusammenfaßbaren  Indi- 
viduen und  deren  Nachkommen;  sie 
ist  zugleich  ein  praktisches  Be- 
tätigungsfeld, indem  sie  den  jeweils 
gegebenen  Umständen  entsprechende 
Forderungen  zur  Erhaltung  und  Ver- 
mehrung der  Gesundheit  von  den 
genannten  Bevölkerungsgruppen  auf- 
stellt und  zu  verwirkHchen  sucht." 

Auf  die  Erörterung  über  die  Be- 
griffsdeutung folgen  dann  eine  Dar- 
stellung der  von  der  sozialen  Hygiene 
benutzten  Methoden  und  eine  kurze 
geschichtliche  Ubersicht.  Der  zweite 
Teil  ist  den  Faktoren  des  sozialen 
Gesundheitswesens  gewidmet ;  dies 
sind:  die  Vorgänge  bei  der  Be- 
völkerungsbewegung, die  Arbeitsver- 
hältnisse, das  Nahrungs-,  Wohnungs- 
und Kleidungswesen,  das  Volksbade - 
wesen,  die  Maßnahmen  für  die  Er- 
holung und  die  mit  der  Fortpflanzung 


verbundenen  Erscheinungen. 

*)  Alfons  Fischer:  „Grundriß  der 
Sozialen  Hygiene";  Verlag  von  Julius 
Springer,  Berlin  1913. 
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Im  dritten  Teil  werden  die  sozial - 
hygienischen  Zustände  bei  den  ein- 
zelnen Alters-  und  Personenklassen 
(Mütter,  Säughnge,  Kinder  im  Spiel - 
alter,  Schulkinder,  Jugendliche,  Ge- 
stellungspflichtige und  Soldaten  sowie 
Arbeiter,  Heimarbeiter,  Dienstboten, 
Handelsangestellte,  Beamte)  geschil- 
dert. Der  vierte  Teil  befaßt  sich  mit 
den  Beziehungen  der  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  zu  den  einzelnen  Krank- 
heitsarten (Tuberkulose,  Nerven-  und 
Geisteskrankheiten,Geschlechtskrank- 
heiten,  AlkohoUsmus,  gewerbliche 
Krankheiten,  Krebs  usw.). 

Der  Schlußteil,  der  eine  Übersicht 
über  die  allgemeinen  sozial- 
hygienischen Maßnahmen  bietet,  ent- 
hält folgende  Kapitel:  1.  Maßnahmen 
zur  Kräftigung  der  Gesundheit, 
2.  Maßnahmen  zur  Verhütung  von 
Krankheiten,  3.  Maßnahmen  zur  Be- 
handlung von  Krankheiten  ,  4.  Maß- 
nahmen zur  Verhütung  der  Invalidität 
und  Fürsorge  für  InvaHde,  5.  Für- 
sorge für  Greise  und  6.  Fürsorge 
für  Arme. 

Dr.  med.  Alfons  Fischer, 
Karlsruhe. 

Alkoholverbot  in  Fabriken :  Immer 
mehr  bricht  sich  die  Erkenntnis 
Bahn,  daß  auch  geringe  Mengen 
von  Alkohol  geeignet  sind,  die  Klar- 
heit des  Denkens  zu  beeinträchtigen 


13' 

und  so  während  der  Arbeit  unter 
Umständen  Unfälle  hervorzurufen. 
Bei  besonders  verantwortungsvollen 
Posten  (Lokomotivführern,  Chauf- 
feuren usw.)  fordert  man  daher 
grundsätzlich  volle  Enthaltung  von 
alkoholischen  Getränken  vor  Auf- 
nahme des  Dienstes  und  während 
desselben.  Es  erscheint  daher  im 
Interesse  der  Unfallverhütung  drin- 
gend erwünscht,  das  Biertrinken 
während  der  Arbeitszeit  in  den  Be- 
trieben allgemein  abzuschaffen.  Die 
Weltfirma  Krupp  in  Essen  hat  dies 
bereits  getan  und  in  ihren  Gußstahl - 
fabriken  das  Einbringen  und  Trinken 
von  Bier  gänzlich  untersagt.  Eine 
deutsche  Berufsgenossenschaft  emp- 
fiehlt die  Einführung  der  Milch  auf 
der  Arbeitsstätte.  In  vielen  nord- 
deutschen Fabriken  wird  gegen  ge- 
ringes Entgelt  Kaffee  während  den 
Pausen  verabreicht.  In  der  Schweiz 
hat  die  Schuhfabrik  Bally  in  Schönen- 
werd  einen  gut  organisierten  Milch - 
ausschank.  Täglich  werden  dort  etwa 
500  Liter  gekochte  Milch  zum  Selbst- 
kostenpreis an  Arbeiter  abgegeben. 
Die  bekannte  Maschinenfabrik  Firma 
Gebr.  Sulzer  in  Winterthur  liefert 
Tee  und  macht  damit  die  besten 
Erfahrungen.  Mögen  diese  dem 
Berner  „Bund''  entnommenen  Mit- 
teilungen dazu  Veranlassung  geben, 
daß  das  Alkoholverbot  während  der 
Arbeitszeit  in  recht  vielen  Betrieben 
eingeführt  werde. 

Dr.  J.  M. 
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ßlCHTUNGLINIEN 
DES  FORTSCHRnnrS 

VON  PROFESSOR  0R-R  BRODA-BARI5 

DIE  KULTURAUFGABEN  DES  JAHRHUNDERTS. 

I.   Das  Alkoholproblem  und  seine  Lösung. 
OLLTE  man  eine  statistische  Aufstellung  all  der  Fälle  individuellen 
Leidens  und  Verderbens  auf  Erden  veranstalten,   bei   all  den 
Familien,  die  verwahrlosen  und  verelenden,  den  Ursachen  dieser 
Zersetzung  nachforschen,  so  würde  man  zweifelsohne  in  der  Mehr- 


heit  der  Fälle  die  Trunksucht  des  Familienoberhauptes  als  wichtigste  Ursache 
des  Niederganges  nachweisen  können. 

So  schwer  auch  niedrige  Löhne  und  hohe  Arbeitszeiten  an  sich  auf  den 
Proletariermassen  lasten,  eine  gewisse  Anpassung  der  seelischen  Stimmungen 
an  die  äußeren  Daseinsbedirgungen  hat  sich  doch  überwiegend  vollzogen, 
ein  gewisses  Gleichgewicht  hergestellt;  soviel  Möglichkeiten  von  Glück  und 
Kultur  auch  noch  fehlen  und  einer  anderen  sozialen  Epoche  als  befruchtender 
Energie  warten  mögen,  der  direkte  Schmerz  kommt  doch  wohl  weniger 
vondiesenallgemeinen,  sich  gleichbleibenden  Faktoren -als  vom  Zwischen- 
fall,  der  Regel  und  Anpassung  durchbricht. 

Einerseits  kann  er  in  Erkrankung  liegen,  und  das  ist  ja  mit  in  gleicher 
Reihe  wie  die  großen  kollektiven  Faktoren  des  Elends:  Seuche,  Krieg, 
Hungersnot,  der  klassische  Fall  der  Vergangenheit  gewesen.  Heute  kann  man 
sagen,  daß  die  epidemischen  Krankheiten  der  medizinischen  Wissenschaft 
unterlegen  sind,  daß  sie  in  den  großen  Kulturstaaten  keine  der  Pest  ver- 
gangener Jahrhunderte  irgendwie  vergleichbare  Rolle  spielen,  daß  die  Hungers- 
not als  Folge  schlechter  Ernte  sich  wohl  noch  in  Indien  und  Rußland  zeigen 
mag,  in  Westeuropa  jedoch  verschwunden  ist,  daß  selbst  die  Kriege  wesent- 
lich seltener  geworden  sind,  im  Leben  der  einzelnen  nicht  mehr  eine  so 
regelmäßige  Störung  hervorrufen  wie  einst. 

Krankheiten  gibt  es  naturgemäß  heute  wie  früher,  aber  die  sozialen 
Versicherungen  sowie  die  unentgeltliche  Krankenhausbehandlung  haben  ihnen 
in  den  Augen  der  Armen  die  bittersten  Schrecken  genommen;  die  typische 
Tragödie  von  ehedem,  die  Hütte,  in  welcher  der  Todkranke  und  seine  An- 
gehörigen vom  Hunger  gemartert  werden,  ist  kein  Bild  von  heute  mehr. 

Nur  ein  größerer  Elendsfaktor  ist  geblieben,  nur  er  hat  den  Kreis  seiner 
Verheerungsmöglichkeiten  geweitet:  der  Alkohohsmus. 

Jeder  Beobachter  des  Arbeiterlebens  kann  aus  seiner  persönlichen 
Erfahrung  die  Beweismomente  dafür  anführen.  Wer  diesen  Lebenslinien 
fernersteht,  mag  sie  im  Spiegel  der  Kunst,  in  den  naturalistischen  Romanen 
Zolas  studieren;  er  wird  darin  finden,  daß  der  Dichter  in  seinem  Be- 
streben, ein  unmittelbares,  wahrheitsgemäßes  Bild  des  Lebens  zu  entwerfen, 
stets  wieder  die  Trunksucht  des  Vaters  als  entscheidungsvolles  Moment  des 
Niedergangs  und  der  Auflösung  der  Familien  hervorgehoben  hat. 
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Die  Trunksucht  bringt  aber  nicht  bloß  Leid,  zerstört  nicht  nur  jenen 
bescheidenen  Sonnenschein,  der  so  häufig  auch  über  dem  Leben  der  Gatten, 
der  Eltern  und  Kinder  in  den  niedrigsten  Hütten,  in  denen  der  Geist  ruhiger 
Arbeit  nicht  der  alkoholischen  Verwüstung  hat  weichen  müssen,  ruhte, 
sondern  sie  zerstört  auch  die  Keime  seehscher  und  geistiger  Kultur.  Die 
feineren  Empfindungen,  die  zwischen  den  Mitgliedern  des  Arbeiterhaushaltes 
aufkeimen  mögen,  werden  durch  den  AlkohoUsmus  ertötet;  das  Bildungs- 
bestreben, das  dem  modernen  Proletariat  einen  so  schönen  Ruhmestitel 
verleiht,  gedeiht  nur  bei  den  Nüchternen.  Die  Freude  an  den  höheren  geistigen 
Genüssen,  an  Theater  und  Kunst,  an  öffentlichem  Leben  und  Vereinen,  ja 
selbst  am  Sport,  wird  zugleich  mit  all  den  körperlichen  und  geistigen  Kräften 
durch  die  zur  Gewohnheit  werdende  Trunkenheit  vernichtet. 

All  dies  ist  bekannt,  und  bedarf  es  ja  bloß  eines  Hinweises,  keines  Be- 
weises. 

Forschungen  der  letzten  Jahrzehnte  haben  jedoch,  was  früheren  Gene- 
rationen nicht  in  dieser  Weise  bewußt  war,  aufgedeckt,  daß  nicht  nur  der 
Trunksüchtige  selbst  degeneriert,  sondern  auch  seine  Kinder  als  Degenerierte 
zur  Welt  kommen,  daß  sie  jedweder  Krankheit  gegenüber  weit  empfängUcher 
als  die  Kinder  nüchterner  Eltern  sind,  daß  ein  erschreckend  hoher  Prozentsatz 
derselben  wieder  der  Trunksucht  oder  aber  der  Tuberkulose,  der  sittHchen 
Verwahrlosung,  dem  Idiotismus  und  Verbrechertum  anheimfällt.  Die  Trunk- 
sucht gehört  somit  zu  den  entscheidungsvollsten  Faktoren,  welche  der  Höher - 
Züchtung  der  Rasse  entgegenarbeiten,  welche  somit  vom  Gesichtspunkte 
aus,  daß  die  Selbstvervollkommnung  der  menschHchen  Rasse  ihren  höchsten 
sitthohen  Imperativ  bilde,  auf  das  allerschärfste  bekämpft  werden  muß. 

Andere  Forschungen  und  Statistiken  wieder  haben  nachgewiesen,  daß 
der  AlkohoUsmus  einen  großen  Teil  aller  Verbrechen  verschuldet,  daß 
Prostitution  und  Zuhältertum  ohne  die  Massenerscheinung  des  Alkohohsmus 
nur  in  unvergleichlich  bescheideneren  Formen  als  heute  existieren  könnten. 
Die  vergleichenden  Statistiken  in  Ländern,  in  denen  der  Alkoholausschank 
in  gewissen  Bezirken  gestattet,  in  anderen  untersagt  ist,  wie  in  Neuseeland, 
haben  dieses  Verhältnis  von  Ursache  und  Wirkung  zahlenmäßig  in  ganz  klarer 
Weise  erkennen  lassen  *). 

Im  Lichte  all  dieser  Gesichtspunkte,  denen  noch  viele  andere  zur  Seite 
gestellt  werden  könnten,  muß  die  Alkoholverseuchung  als  die  schwerste 
aller  Volkskrankheiten,  welche  die  breiten  Massen  bedrohen,  erkannt  werden, 
und  damit  erhebt  sich  für  den  Freund  der  physischen  und  geistigen  Volks- 
gesundheit die  Frage:  Was  kann,  was  soll,  was  muß  geschehen,  um  diese 
Krankheit  zu  heilen?  —  Die  üblichste  Antwort  auf  diese  Frage  lautet:  „Der 
Trunksucht  gegenüber  muß  die  Mäßigkeit  im  Alkoholgenuß,  die  Selbst- 
disziphn  des  einzelnen  gepredigt  werden."  Wenige  Irrtümer  der  sozialen 
Wissenschaft  sind  menschlich  entschuldbarer,  ja  sympathischer,  wenige 
aber  auch  sind  verhängnisvoller  als  dieser  —  aus  einem  Grunde,  der  so  einfach 
ist,  daß  man  sich  fast  wundern  muß,  ihn  wiederholen  zu  sollen:  Die  Predigt 
der  Mäßigkeit,  mag  sie  nun  von  der  Kanzel  aus  gehalten  werden  (was  noch 
am  wirksamsten  ist),  mag  sie  von  der  Tribüne  eines  Vereins,  mag  sie  von  einer 
wohlmeinenden  Schrift  ausgehen,  wird  nur  in  den  allerseltensten  Fällen  jene 
Personen  erreichen,  die  der  Trunksucht  anheimgefallen  sind;  denn  diese 


*)  Siehe  die  Statistiken  im  Aufsatz  von  Sir  Robert  Stout,  Lord-Oberrichter 
TOn  Neuseeland,  auf  Seite  8  dieses  Heftes. 
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Entarteten  gehen  selten  in  die  Kirche  und  noch  viel  weniger  in  humanitäre 
Vereine,  noch  denken  sie  daran,  deren  aufklärende  Schriften  zu  lesen.  Man 
mag  einwenden:  Die  bereits  der  Trunksucht  Verfallenen  sind  aufzugeben, 
aber  durch  entsprechende  Aufklärung  kann  man  die  anderen  davon  abhalten, 
in  den  gleichen  Abgrund  zu  sinken.  Gewiß,  in  bescheidenem  Grade;  einige 
wenige  Personen,  welche  mangels  entsprechender  Aufklärung  Trunkenbolde 
geworden  wären,  mögen  durch  die  sonntägliche  Predigt  in  ihrer  Selbstzucht 
hinreichend  gestärkt  werden,  um  dem  Übel  zu  entgehen.  Es  werden  dies 
aber  nur  ganz  wenige  sein,  denn  insolange  der  einzelne  nicht  der  Trunksucht 
verfallen  ist,  nimmt  er  an  der  ganzen  Frage  nur  geringes  Interesse,  meint, 
daß  die  Predigt  gar  nicht  für  ihn  bestimmt  sei ;  im  konkreten  Falle  sagt  er  sich, 
daß  er  ja  doch  nur  einige  wenige  Glas  Bier  oder  Branntwein  trinke,  und  daß 
er  darum  noch  kein  Trinker  sei;  allmählich  verfällt  er  der  Leidenschaft,  ohne 
daß  er  sich  am  Wendepunkt  noch  irgendwie  an  theoretische  Mahnungen 
zu  erinnern  vermöchte. 

Wirksamer  bereits  ist  die  Schul  Unterweisung  über  die  Gefahren 
des  Alkoholismus,  weil  sich  das  Kind  so  Grundsätze  einprägt,  die  zu  Instinkten 
werden  können;  allzu  oft  jedoch  werden  diese  sich  gegenüber  den  Versuchungen 
des  späteren  Lebens  nicht  als  stark  genug  erweisen. 

Damit  soll  nicht  gesagt  werden,  daß  die  Predigt  gegen  den  Alkoholismus, 
vor  allem  der  beharrliche  Kreuzzug,  der  von  den  Kanzeln  aller  protestantischen 
Kirchen  Englands,  Amerikas  und  Australiens  gegen  das  Alkoholübel  als 
schlimmste  Quelle  aller  Versuchung  und  aller  Immoral  geführt  wird,  ganz 
vergeblich  wäre.  Es  ist  in  der  Tat  wertvoll,  ja  unentbehrlich,  daß  diejenigen 
Personenkreise,  die  vermöge  ihrer  gesellschaftlichen  und  sittlichen  Stellung 
an  und  für  sich  auch  ohne  die  gegen  den  Alkoholismus  gerichtete  Predigt 
demselben  gewiß  nicht  verfallen  würden,  aus  dem  Indifferentismus  gegenüber 
dem  Laster  und  Leid  ihrer  Mitmenschen  herausgehoben  und  zu  bewußter 
Abwehr  der  Trunksucht,  zu  planmäßigem  Kampf  gegen  dieselbe  erzogen 
werden.  Nur  darf  man  nicht  meinen,  daß  die  individuelle  Einwirkung  auf 
den  einzelnen,  den  man  gegen  die  Trunksucht  feien  will,  Selbstzweck  sei; 
man  muß  sich  vor  Augen  halten,  daß  damit  nur  kampffähige  Massen  zu- 
sammengeballt werden,  welche  dann  gegenüber  den  von  der  Trunksucht 
wahrhaft  Bedrohten  einschreiten  können,  und  zwar  nicht  mehr  mit  Mitteln 
der  Überredung,  die  ihnen  gegenüber  wirkungslos  wären,  sondern  mit  den 
Mitteln  der  Staatsgewalt.  Der  Rechtstitel  dafür  gibt  es  viele :  Nicht  nur  der 
Trunksüchtige  selbst  verfällt  in  Elend  und  Not,  und  das  Argument,  daß  der 
Staat  sehr  wohl  berufen  sei,  auch  den  einzelnen  gegen  die  Folgen  seiner 
eigenen  Verblendung  zu  schützen,  ist  gar  nicht  unentbehrhch ;  auch  die 
schuldlose  Frau  des  Trunksüchtigen  versinkt  in  Verzweiflung,  seine  Kinder 
werden  aus  gesichertem  Heim  auf  die  Straße  hinausgetrieben,  den  Ver- 
suchungen von  Laster,  Verbrechen  und  Prostitution  ausgeliefert,  ja,  die 
Neugeborenen  erben  bereits  die  Veranlagung  zur  physischen  und  geistigen 
Degeneration.  Im  Namen  dieser  Unschuldigen,  im  Namen  der  künftigen 
Generation,  im  Namen  seiner  eigenen  Zukunft  hat  darum  der  Staat  das  Recht 
und  die  Pflicht,  einzuschreiten. 

Genügt  es  in  diesem  Kampfe,  Mäßigkeit  zu  fordern ?  Wäre  sie 
als  solche  hinreichend  scharf  zu  erfassen,  könnte  sie  erzwungen  werden,  so 
würde  dies  vielleicht  genügen  und  einen  entsprechenden  Mittelweg  zwischen 
den  Gesichtspunkten  des  gesellschafthchen  Wohles  und  der  individuellen 
Freiheit  darstellen.   Dort,  wo  eine  ins  einzelne  gehende  Überwachung  mög- 
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lieh  ist,  so  bei  der  Einflußnahme  des  Vaters  auf  seine  Kinder,  mag  es  in 
der  Tat  hinreichend  sein,  daß  er  denselben  ein  genau  vorgeschriebenes  Quantum 
alkoholischer  Getränke  gestattet,  jedes  Mehr  aber  versagt.  Viele  Forscher 
wenden  demgegenüber  ein,  daß  auch  kleinste  Alkoholmengen  bereits  nach- 
weisbare Schädigung  der  körperÜchen  und  geistigen  Kräfte  des  Menschen 
mit  sich  bringen.  Prof.  Lehtonen  in  Helsingsfors,  Prof.  Forel  in  Yvorne 
haben  scharfsinnige  Untersuchungen  hierüber  veröffenthcht,  und  in  der  Tat 
zeigt  ja  das  Beispiel  der  Personen,  welche  sich  für  irgendwelche  sportlichen 
Leistungen  trainieren  und  sich  in  diesem  Falle  immer  des  Alkoholgenusses 
enthalten,  daß  sie  sich  auf  Grund  ihrer  unmittelbaren  Erfahrung  sehr  wohl 
der  Schwächung  der  Kräfte  durch  den  Alkohol  bewußt  sind.  In  der  Tat 
scheint  es  ja  klar  bewiesen,  daß  die  augenbhckliche  Anstachelung  der  körper- 
lichen und  geistigen  Kräfte  durch  den  Alkohol  stets  mit  einer  umso  nach- 
haltigeren Erschlaffung  derselben  erkauft  wird;  aber  es  mag  zugegeben 
werden,  daß  hier  nur  ein  strittiges  wissenschaftliches  Problem  vorliegt,  und 
daß  den  Schädigungen  des  Alkoholismus,  die  ja  bei  beschränkten  Mengen 
nicht  sehr  weitgehende  sind,  individuelle  Genüsse  gegenüberstehen,  und  daß 
ein  eigentlicher  Wertmaßstab,  um  die  einen  mit  den  anderen  zu  vergleichen, 
fehlt.  Auf  all  dies  habe*i  die  Verteidiger  des  mäßigen  Alkoholgenusses  immer 
wieder  hingewiesen,  sie  haben  jedoch  übersehen,  daß  das  Kernproblem  gar 
nicht  in  der  Frage  der  Schädigung  der  Nüchternen  durch  geringen  Alkohol - 
konsum  liege,  sondern  in  der  sozialen  Erscheinung  der  Trunksucht,  und  daß 
dieses  soziale  Übel  nicht  wirksam  bekämpft  werden  kann,  solange  man 
den  Alkoholkonsum  in  bescheidenem  Ausmaß  zuläßt. 

Gewiß  ist  in  den  Gesetzgebungen  der  meisten  Staaten  vorgesehen,  daß 
man  dem  bereits  Trunkenen  keine  weiteren  alkoholischen  Getränke  ver- 
abreichen darf.  Würde  dieser  Gesichtspunkt  erzwingbar  sein,  so  dürfte  es 
ja  überhaupt  keine  schweren  Trunksuchtsfälle  geben;  die  tägliche  Erfahrung 
jedoch  beweist  das  Gegenteil.  Das  individuelle  Interesse  des  Ausschenkenden 
an  der  Erweiterung  seines  Absatzes,  sein  Bewußtsein,  daß  gerade  der  schon 
Trunkene  der  allersicherste  Konsument  eines  reichhchen  „Nachgusses'*  sei, 
die  Schwierigkeit  der  Kontrolle  und  Überwachung  endhch  machen  diese 
Maßregel  illusorisch. 

In  Wahrheit  kann  der  Staat  nur  dann  wirksam  eingreifen,  wenn  er  den 
Alkohol  —  was  im  übrigen  durchaus  der  Logik  entspricht  —  den  anderen 
Giften  gleichstellt  und  seinen  Verkauf  nur  in  ganz  speziellen  Fällen  auf  Grund 
ärztlicher  Anordnung  gestattet.  Das  Alkoholverbot,  wie  es  in  Finnland 
und  Island,  Nordamerika  und  Neuseeland  ganz  oder  teilweise  durchgeführt 
ist,  bildet  die  einzige  vollständige  Lösung  der  Frage. 

Trotzdem  soll  ohne  weiteres  eingeräumt  werden,  daß  dieser  Gedanke 
weiten  Schichten  noch  utopisch  erscheint  und  sich  in  Europa  nur  in  schwersten 
Kämpfen  durchsetzen  ließe.  Immer  wieder  würde  ihm  entgegengehalten 
werden:  „Wir  wollen  uns  gar  nicht  betrinken,  wir  sind  gar  keine  Trunksüchtigen, 
aber  um  andere  vor  einem  Übel,  vor  dem  sie  sich  nicht  selbst  zu  bewahren 
verstehen,  zu  schützen,  wollen  wir  uns  nicht  die  unschuldige  Freude  an  unserem 
Glase  Bier  (Wein,  Likör,  Absinth)  nehmen  lassen.*'  Im  wesentlichen  ist  es 
also  ein  Argument  des  Egoismus,  welches  dem  sozialen  Gesichtspunkt  ent- 
gegengehalten wird.  Die  Zahl  derer,  die  den  Gesichtspunkt  der  Rassenzukunft 
über  den  Gesichtspunkt  persönlichen  Vergnügens  stellen,  ist  heute  wohl  noch 
allzu  klein,  um  in  den  Großstaaten  Europas  den  Kampf  aufzunehmen,  welchen 
die  Avantgardevölker  bereits  siegreich  beendet  haben, 
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Vom  taktischen  Standpunkt  muß  darum  und  wird  zweifelsohne  ein 
Weg  der  Etappen  eingeschlagen  werden,  für  den  sich  wieder  zwei  Möglich- 
keiten öffnen,  erstens  die  allmähliche  Verminderung  der  Ausschankgelegen- 
heiten und  zweitens  das  Verbot  zunächst  der  besonders  schädlichen  alko- 
holischen Gifte  (Absinth),  dann  des  Branntweins,  während  die  Frage  der 
minder  schädlichen  Getränke  geringeren  Alkoholgehalts  (Wein  und  Bier) 
einer  späteren  Zukunft  überlassen  bleibt.  Untersuchen  wir  zunächst,  wo 
und  wie  sich  die  erstere  Methode  der  Verminderung  der  Schenken  bewährt  hat. 

In  Deutschland  und  Österreich  hat  man  bereits  einen  ersten  Schritt 
in  dieser  Richtung  getan,  indem  die  Konzessionierung  von  Alkoholschenken 
von  der  Frage  des  Bedürfnisses  abhängig  gemacht  und  einer  bedeutenden 
Steuer  unterworfen  wird;  die  schrankenlose  Vermehrung  der  Versuchungen 
für  den  Trunk  wird  damit  in  gewissem  Grade  gehemmt.  In  Frankreich  wurde 
eben  diese  Maßregel  vor  kurzem  in  der  Deputiertenkammer  beantragt,  jedoch 
mit  starker  Mehrheit  abgelehnt.  Hier  bleibt  auch  der  erste  Schritt  noch 
zu  tun. 

In  England  ist  man  bereits  weiter  vorgeschritten.  Der  wahrhaft  uner- 
müdliche Kampf  der  protestantischen  Prediger  hat  große  Massen  zu  ziel- 
bewußtem Kampf  gegen  den  Alkoholismus  zusammengefaßt,  und  die  liberale 
Regierung  hat  bekanntlich  vor  einigen  Jahren  im  Parlament  ein  Gesetz 
annehmen  lassen,  welches  in  mehreren  Etappen  bis  zur  Berechtigung  der 
Gemeinden,  durch  Mehrheitsbeschluß  alle  Alkoholschenken  in  ihrem  Bezirk 
zu  schließen,  hätte  führen  sollen.  Das  Oberhaus,  das  zu  jedem  Zeitpunkte 
noch  sein  absolutes  Veto  besaß,  hat  das  Gesetz  zum  Scheitern  gebracht, 
aber  es  ist  wohl  nur  eine  Frage  der  Zeit,  daß  die  Regierung  es  in  neuer  Form 
wieder  einbringen  werde,  und  nunmehr,  da  das  Oberhaus  seines  absoluten 
Vetos  entkleidet  ist,  wird  der  Durchsetzung  der  Maßregel  nichts  Wesentliches 
mehr  im  Wege  stehen. 

In  Schweden  und  Norwegen  hat  man  vermöge  einer  anderen  Methode 
sich  gleichem  Ziel  zu  nähern  versucht ;  man  hat  den  Alkoholausschank  zum 
Staatsmonopol  erklärt  und  ihn  ausschließlich  (im  Sinne  des  „Gothen- 
burger Systems")  gemeinnützigen  Gesellschaften  übertragen,  welche  keinerlei 
Gewinninteresse  besitzen  und  nur  ganz  wenige  Ausschankstellen  unter  f 
halten.  Gerade  dieser  letztere  Gesichtspunkt  ist  von  sehr  großem  Wert, 
ist  für  die  Verminderung  der  Trunksucht  als  statistisch  erfaßbare  Massen - 
erscheinung  weit  wichtiger  als  Ermahnung  und  Überredung.  Sehr  viel 
Arbeiter  in  Zentraleuropa  gehen  nämlich,  wenn  der  Feierabend  ange- 
brochen ist,  in  die  nahegelegene,  mühelos  erreichbare  Schenke,  um  noch  ein 
wenig  mit  Bekannten  zu  plaudern  und,  ohne  es  eigentlich  zu  wollen,  machen 
sie  allmählich  den  Alkohol  zum  Mittelpunkt  der  Unterhaltung  und  enden 
ihren  Abend  in  der  Gosse.  Ist  in  unmittelbarer  Nähe  der  Arbeitsstätte  keine 
Ausschankgelegenheit  vorhanden,  so  vertagt  man  den  Besuch  auf  eine  be- 
quemere Gelegenheit ;  ist  die  Ausschankstelle  eine  Stunde  weit  entfernt,  nur 
mit  Mühe  oder  Kosten  zu  erreichen,  nimmt  man  sogar  mit  dem  alkohol- 
freien Cafe  oder  Gasthaus  quer  über  der  Straße  vorlieb,  geht  ins  Gewerkschafts - 
haus,  ins  Kinematheater  oder  —  nach  Hause.  Tatsächhch  hat  sich  in  Nor- 
wegen, in  Neuseeland,  in  Finnland  statistisch  nachweisen  lassen,  daß  mit 
der  zahlenmäßigen  Verminderung  der  Ausschankstellen  auch  die  Trunksucht 
sehr  wesentlich  zurückgegangen  ist. 

In  Ländern  des  Gothenburger  Systems  kommt  dann  noch  hinzu,  daß 
die  Verkäufer  nicht  bloß  vom  Gesetz  dazu  angehalten  werden,  dem  Trunkenen 
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weiteren  Trunk  zu  versagen,  was,  wie  oben  ausgeführt,  ergebnislos  zu  bleiben 
pflegt,  sondern  daß  sie  selbst  keinerlei  Gewinninteresse  an  demUmfang  ihres  Aus- 
schanks besitzen.  Der  Verkäufer  selbst  erhält  seinen  Tagelohn  unabhängig 
von  den  Mengen,  die  er  verkauft,  ebenso  der  Leiter  des  Hauses,  die  Gewinne 
müssen  von  den  Gesellschaften  an  die  Städte  resp.  Krankenhäuser,  Stiftungen 
für  Volkswohnungen  usw.  abgeführt  werden.  Diese  Summen,  so  wohltätig 
sie  auch  verwendet  werden  mögen,  zu  vergrößern,  hat  niemand  ein  egoistisches 
Interesse,  und  darum  wird  das  Geschäft  vom  kaufmännischen  Standpunkte 
aus  überaus  schlapp,  ohne  jeden  Eifer  geführt.  Niemand  wird  angelockt, 
in  die  Schenkstuben  zu  kommen;  nur  wer  ausdrücklich  zu  trinken  verlangt, 
bekommt  das  Verlangte,  aber  nur  unter  der  Voraussetzung,  daß  er  noch 
nüchtern  ist  und  das  gesetzHch  vom  Alkoholgenuß  ausgeschlossene  Jugend- 
alter überschritten  hat.  So  ist  tatsächlich  das  Geschäft  seit  Übernahme 
durch  die  sogenannten  „Samlags"  stark  zurückgegangen;  der  Alkoholkonsum 
und  damit  die  Trunksucht  haben  sich  wesentlich  vermindert. 

Weiter  noch  geht  das  Gemeindebestimmungsrecht,  wie  es  in  Norwegen, 
Finnland  und  Neuseeland  eingeführt  ist.  Es  besteht  darin,  daß  die  Bewohner 
(zumeist  auch  die  Bewohnerinnen,  da  ja  der  erfolgreiche  Kampf  gegen  den 
Alkoholismus  stets  auf  die  Frauen  als  wirksamste  Helferinnen,  weil  unglück- 
lichste Opfer,  zu  rechnen  hat)  jeder  Gemeinde  in  regelmäßigen  Zwischen- 
räumen Volksabstimmungen  zu  veranstalten  haben  und  in  denselben  ent- 
scheiden, ob  1.  die  Zahl  der  Ausschankstellen  zu  vermehren  oder  zu  ver- 
mindern und  2.  der  Ausschank  alkoholischer  Getränke  für  eine  Reihe  von 
Jahren  gänzlich  zu  untersagen  resp.  alle  bestehenden  Lizenzen  zu  unter- 
drücken seien.  Speziell  in  Neuseeland  hat  unter  dem  Einfluß  des  Frauen- 
stimmrechts ein  Bezirk  nach  dem  anderen  sich  für  das  absolute  Alkoholverbot 
ausgesprochen  *).  War  damit  auch  die  Möglichkeit,  sich  Alkohol  aus  benach- 
barten Bezirken,  in  denen  der  Ausschank  noch  freistand,  zu  besorgen,  nicht 
ganz  abgeschnitten,  so  trat  eben  doch  der  oben  erwähnte  Trägheitsgrundsatz 
in  seine  Rechte.  Derselbe  Arbeiter,  der  sich  gerne  in  einer  unweit  seiner 
Arbeitsstätte  gelegenen  Schankstube  mit  seinen  Kameraden  vergnügt  und 
vielleicht  betrunken  hätte,  war  nicht  geneigt,  sich  in  planvoll  überlegter  Weise 
und  gegen  erhöhte  Kosten  einen  Vorrat  von  Flaschen  aus  der  entlegenen 
Stadt  kommen  zu  lassen.  Der  Alkoholkonsum  ist  auf  ein  Minimum  zurück- 
gegangen und  mit  ihm  hat  sich  die  Kriminalität  sehr  wesentlich  vermindert  **). 

Der  Schreiber  dieser  Zeilen  konnte  selbst  im  Jahre  1906  in  Invercargill 
in  Neuseeland  beobachten,  wie  die  Einführung  des  Alkoholverbots  in  der 
genannten  Stadt  im  Verlaufe  weniger  Tage  den  Umfang  der  Gesetzesüber- 
tretungen und  Exzesse  jeder  Art  um  ein  sehr  Wesentliches  reduzierte  und  wie 
die  lokalen  Zeitungen  mit  einer  gewissen  Bonhommie  schreiben  konnten,  der 
Bezirk  von  Invercargill  sei  von  einem  neuartigen  Phänomen  der  Arbeits- 
losigkeit bedroht,  weil  die  Polizeileute,  die  ehedem  mit  der  Einbringung 
der  Alkoholexzedenten  beschäftigt  waren,  nun  nichts  mehr  zu  tun,  die  Richter 
nur  einen  Bruchteil  der  früher  vorgeführten  Subjekte  abzuurteilen  und  die 
Wächter  der  Arreste  nur  mehr  einen  kleinen  Bruchteil  ihrer  früheren  Schütz- 
linge zu  bewachen  hätten. 

Mit  dem  Wegfall  der  Trunksucht  selbst  mußten  ferner  all  die  am  Eingang 
des  Aufsatzes  geschilderten  Folgewirkungen  (Verelendung  und  Zersetzung 


*)  Siehe  Artikel  von  Sir  Rob.  Stout  aaf  Seite  8  dieser  Nummer. 

=*)  Siehe  gleichfalls  die  Nachweise  von  Sir  Robert  Stout  in  dieser  Nummer. 
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der  Familien,  Beschmutzung  ihres  Seelenlebens,  Gefährdung  der  Nach- 
kommenschaft) wegfallen.  Wenn  speziell  die  Finnländer,  Norweger  und 
Neuseeländer  heute  zu  den  sittlich  reinsten,  aufrechtesten,  stolzesten  Völkern 
der  Erde  gehören,  so  geht  dies  gewiß  auch  in  wesentlicher  Linie  auf  die  Freiheit 
von  der  relativen  Alkoholbeschmutzung  zurück. 

Trotzdem  läßt  ja  das  Gemeindebestimmungsrecht,  wie  oben  bemerkt, 
an  sich  die  Möglichkeit  bestehen,  sich  Alkohol  von  anderen  Bezirken  zu 
verschaffen.  In  Neuseeland  hat  diese  Möglichkeit  nicht  sehr  viel  Schaden 
angerichtet,  weil  das  Gesetz  wohl  den  individuellen  Ankauf  des  Alkohols 
duldete,  jedoch  irgendwelche  kollektiven  Unternehmungen,  irgendwelche 
Umgehungen  des  Gesetzes  durch  Eröffnung  geheimer  Ausschankstellen 
unerbittlich  unterdrückte.  In  Amerika,  dem  klassischen  Gebiete  des  partiellen 
Alkoholverbots,  aus  dem  Gegner  und  Freunde  immer  wieder  ihre  Argumente 
zu  holen  pflegen,  lag  die  Sache  anders.  Einerseits  wurde  dort  nicht  sowohl 
das  eigentliche  Gemeindebestimmungsrecht,  sondern  durch  entsprechende 
Volksabstimmungen  in  einer  ganzen  Reihe  von  Staatsgebieten 
das  Alkoholverbot  eingeführt,  in  Gebietsteilen,  die  von  mehreren  hundert- 
tausend Menschen  bewohnt  waren  und  häufig  10  000,  ja  hunderttausende 
von  Quadratkilometern  umfassen;  trotzdem  ist  der  Gewinntrieb  in  Amerika 
so  ausgebildet,  daß  sich  den  gesetzlichen  Bestimmungen  zum  Trotz  zahl- 
reiche Personen  fanden,  welche  durch  die  steigenden  Alkoholpreise  resp.  die 
Bereitwilligkeit  des  Publikums,  für  die  schwer  erlangbare  Ware  höhere  Preise 
als  im  Nachbarstaat  mit  unbeschränktem  Ausschank  zu  zahlen,  angelockt, 
den  Import  alkoholischer  Getränke  gewerbsmäßig  betrieben  und  in  Klubs, 
Apotheken  und  geheimen  Ausschankstellen  Mittel  und  Wege  fanden,  die- 
selben ans  Publikum  abzusetzen.  Möglich  war  dies  natürlich  nur  infolge  der 
weitverbreiteten  Bestechlichkeit  der  amerikanischen  PoHzeiorgane,  die  ja 
auch  die  vom  Gesetze  verbotenen  Spielhöllen,  Bordelle  usw.  gegen  ent- 
sprechende monatliche  Leistungen  seitens  der  Inhaber  dieser  zweifelhaften 
Orte  zu  dulden  pflegen  *).  So  wurde  das  Gesetz  vielfach  umgangen  und  die 
Trunksucht  nur  in  bescheidenem  Maße  zurückgedrängt.  Auch  konnten 
sich  die  günstigen  Folge  wirkungen  der  Länder  mit  einschneidendem  Alkohol - 
verbot  nur  vermindert  einstellen. 

Trotzdem  hat  sich  auch  in  manchen  Staaten  Amerikas,  in  denen  das 
Alkoholverbot  von  einer  lebhafteren  Volksstimmung  getragen  und  nur  einiger- 
maßen wirksam  durchgeführt  wurde,  sein  segensreicher  Einfluß  gezeigt  **). 
Es  ist  eben  einfach  eine  Frage  leistungsfähiger  oder  leistungsunfähiger  Ver- 
waltungen geworden.  In  Europa,  wo  Korruption  im  amerikanischen  Um- 
fange wohl  nur  auf  russischem  Boden  besteht,  in  Westeuropa  jedoch  unbekannt 
ist,  würde  mit  diesem  Hemmnis  nicht  zu  rechnen  sein. 

Bis  zum  absoluten  Alkoholverbot  ist  das  ferne  Island  im  nordischen 
Meere  gegangen,  dort  hat  das  Parlament  vor  mehreren  Jahren  das  absolute 
Alkoholverbot  beschlossen  und  seine  Durchführung  begegnete  keinen  Schwierig- 
keiten, da  sich  die  Grenze  des  Verbotsgebietes  mit  den  Grenzen  des  Zoll- 
gebietes deckte,  die  Zollorgane  selbst  somit  den  Alkoholimport  verhindern 
konnten,  während  eben  in  Amerika  die  einzelnen  Staatsgebiete  in  einem 
gemeinsamen  Zollverband  stehen,  der  Import  von  einem  Staat  in  den  anderen 
daher  in  keiner  Weise  gehemmt  werden  konnte. 

*)  Ein  grelles  Schlaglicht  hierauf  warf  der  jüngste  New-Yorker  Prozess  vom  Polizei- 
heutenant,  der  einen  Spielhöllenbesitzer  ermordete,  von  dem  er  Geld  zu  erpressen  pflegte. 

*')  Siehe  den  Aufsatz  über  das  Alkoholverbot  im  Staate  Arkansas  in  der  Janiiar- 
nummer  1912. 
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In  Finnland  besteht  seit  mehreren  Jahrzehnten  das  Verbot  des  Brannt- 
weinausschanks auf  dem  platten  Lande  *),  und  segensreiche  Wirkungen 
sind  damit  Hand  in  Hand  gegangen.  Das  weitgehende  Verbot  der  Einfuhr, 
der  Fabrikation  und  des  Ausschanks  sämtlicher  alkoholischer  Getränke, 
wie  es  vom  Landtage  zweimal  mit  großer  Mehrheit  beschlossen  war,  ist  jedoch 
vom  Zaren  nicht  gutgeheißen  worden;  immerhin  zeugen  die  beiden  Beschlüsse 
vom  ernsten  Willen  eines  ernsten  Volkes,  das  schwere  Übel  durch  eine  groß- 
zügige Tat  zu  bekämpfen. 

In  Neuseeland  besteht  seit  einigen  Jahren  ein  Staatsgesetz,  demzufolge 
das  allgemeine  Alkoholverbot  von  dem  Tage  an  in  Kraft  zu  treten  haben  wird, 
an  dem  die  im  Sinne  des  Gemeindebestimmungsrechts  regelmäßig  vorge- 
nommenen Bezirksabstimmungen  im  ganzen  Lande  eine  Dreifünftelmehrheit 
zugunsten  des  vöUigen  Alkoholverbots  ergeben  werden.  Bei  der  letzten 
Abstimmung  hat  sich  wohl  die  einfache,  jedoch  noch  nicht  die  geforderte 
Majorität  für  das  Alkoholverbot  gefunden;  es  verbheb  also  beim  Alkohol- 
verbot in  einer  Reihe  von  Bezirken,  während  andere  noch  das  Recht  des 
Alkoholausschanks  bewahrt  haben  **). 

Immerhin  geht  auch  Neuseeland  den  Weg  zum  absoluten  Alkohol  verbot, 
und  da  sich  das  neuseeländische  Volk  des  Segens  der  Selbstverwaltung  erfreut, 
da  kein  Selbstherrscher  seinem  Willen  entgegenzuhandeln  berechtigt  ist, 
wird  es  zweifelsohne  bald  jener  Segnungen  teilhaftig  sein,  nach  denen 
Finnland  bis  jetzt  vergeblich  gestrebt  hat. 

Der  zweite  Weg  zum  Alkoholverbot  führt,  wie  früher  bemerkt,  über 
das  Verbot  der  schädlichsten  Getränke  allmählich  zum  Verbote  auch  der 
weniger  schädHchen.  Dieser  Weg  wurde  von  der  Schweiz  eingeschlagen, 
welche  sich  vor  zwei  Jahren  durch  allgemeine  Volksabstimmung  zunächst 
des  Absinths  entledigte,  seine  Erzeugung  und  seinen  Verkauf  im  ganzen 
Gebiet  der  Schweizer  Eidgenossenschaft  durch  Staatsgesetz  untersagte 
Eine  Zeitlang  wogte  noch  der  Streit  darüber,  inwieweit  die  Absinthfabrikanten 
zu  entschädigen  seien,  aber  auch  diese  Frage  wurde  gelöst,  und  heute  steht 
das  Verbotsgesetz  uneingeschränkt  in  Kraft.  Die  Führer  der  Bewegung 
jedoch  waren  sich  sehr  wohl  dessen  bewußt,  daß  damit  nur  eine  Etappe 
erreicht  sei,  daß  die  Möghchkeit  offenstehe,  den  Kampf  gegen  den  Alkohol 
fortzusetzen.  Die  nächste  Etappe,  das  verkünden  sie  offen  und  freimütig, 
ist  das  Branntweinverbot. 

Vielleicht  ist  dieser  letzte  Weg  sogar  der  für  Europa  praktischere,  weil 
eben  die  fein  verzweigten  Verkehrsmittel  das  absolute  Alkoholverbot  in  ein- 
zelnen Gemeinden  immer  wieder  mit  der  Einschmuggelung  aus  Nachbar- 
gemeinden bedrohen  würden  und  für  ein  Alkoholverbot  in  ganzen  Staaten 
zunächst  die  nötige  Stimmung  im  Volke  kaum  zu  finden  wäre;  wohl  aber 
neigen  weite  Kreise  zur  Einführung  des  absoluten  Absinth  Verbotes;  in  Frank- 
reich, Holland  und  Belgien  sind  die  Parlamente  bereits  unmittelbar  mit  der 
Lösung  der  Frage  befaßt.  Was  aber  der  Absinth  an  Gefahren  für  die  Be- 
völkerung der  romanischen  Gebiete  mit  sich  bringt,  das  und  noch  viel  Schlim- 
meres bedeutet  der  Branntwein  für  Mittel-  und  Osteuropa;  ihm  gilt  der  nächste 
große  geschichtliche  Kampf,  und  so  wird  es  trotz  alledem  möglich  werden, 
ein  Ziel  zu  erreichen,  das  vielen  noch  als  Utopie  gilt:  den  Alkohohsmus  durch 
planmäßiges  Eingreifen  des    Staates    zu  vernichten. 

*)  Siehe  den  Artikel  von  Dr.  af  Ursin  auf  S.  12. 
**)  Siehe  den  früher  erwähnten  Artikel  von  Sir  Robert  Stont. 
***)  Siehe  Artikel  von  Dr.  Hercod  in  der  Januamummer  1908. 
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EMIL  VANDERVELDE,  PRÄSIDENT  DES  INTER- 
NATIONALEN SOZIALISTISCHEN  BUREAUS, 
BRÜSSEL:  WIESO  IST  DIE  INTERNATIONALE 
ARBEITERPARTEI  DIE  EINZIGE  UNBEUGSAME 
FRIEDENSPARTEI? 

Brüssel,  Anfang  Dezember  1912, 

ER  Baseler  Kongreß  gegen  den  Krieg  war  selbst  für  die  Bourgeoisie 
ein  packendes  Ereignis.  Man  sah  zum  erstenmal,  daß  ein  Re- 
gierungsoberhaupt —  wenn  auch  nur  das  eines  sehr  kleinen 
Staats  —  die  Vertreter  der  internationalen  Sozialdemokratie 
offiziell  empfange.  Man  hörte  von  der  Kanzel  der  Kathedrale,  in  der  1431 
ein  päpstliches  Konzil  getagt,  die  bedeutendsten  Führer  des  Soziahsmus 
in  Europa  mit  neuen  Worten  das  uralte  Evangelium  predigen:  ,, Friede  auf 
Erden  den  Menschen,  die  eines  guten  Willens  sind."  Das  war  sehr  schön, 
aber  es  war  nicht  der  wesentliche  Inhalt  der  Basler  Tage.  Das  Hauptinteresse 
mußte  sich  dem  bescheidenen  Saale  im  Gasthof  „Zu  den  drei  Königen**  zu- 
wenden. Hier  saßen  eine  ganze  Nacht  Jaures,  Bebel,  Kautsky,  Keir  Hardie, 
Victor  Adler  und  noch  andere  zusammen  und  entwarfen  ein  festes  Pro- 
gramm für  die  internationale  Aktion,  einen  unbedingten  W egweiser  für 
die  nationalen  Sektionen  der  internationalen  Partei,  deren  Anhänger  nach 
so  vielen  MiHionen  zählen. 

Die  Blätter  haben  die  Resolution,  die  diese  Männer  dem  Kongreß  unter- 
breiteten, und  die  der  Kongreß  einstimmig  annahm,  veröffentlicht.  Vielleicht 
wirft  man  ihr  vor,  etwas  langatmig  zu  sein;  aber  ,,man  hatte  nicht  Zeit,  sich 
kürzer  zu  fassen",  und  jedenfalls  liegt  ein  Dokument  von  weittragender 
Bedeutung  vor.  Es  zeigt,  daß,  vor  der  Einheit  des  offiziellen  Eu- 
ropas ein  einiges  sozialistisches  Europa  sich  gebildet  hat. 
Während  die  offizielle  Diplomatie  sich  noch  in  fruchtlosen  Versuchen  erging, 
Situationen  umzukrempeln,  die  sie  weder  zu  schaffen,  noch  zu  verhindern, 
noch  auch  bloß  vorherzusehen  vermochte,  proklamierten  die  Vertreter  der 
Arbeiterschaft  aller  Länder  ihre  politische  Einigkeit.  Sie  besprachen 
Mittel  und  W^ege,  sie  zu  erhalten ;  sie  unterrichteten  die  einzelnen  nationalen 
Sektionen  der  Internationale  von  der  besonderen  Aufgabe,  die  ihnen  im 
Kampf  gegen  den  Krieg  zufiel;  sie  verkörperten  die  Übereinstimmung  aller 
Soziahsten  ohne  Unterschied  der  Nationalität  in  der  Beurteilung  der  brennen- 
den Fragen  der  Stunde. 

Freilich  ist  diese  Übereinstimmung  keine  neue  Tatsache. 
Es  ist  bezeichnend,  daß  in  allen  den  Konflikten  dieser  letzten  Jahre  die 
verschiedenen  Sektionen  der  Internationale   eine  einige    Haltung,  eine 
einige  Politik  verfolgten. 
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Im  „Burenkrieg'*  haben  alle  Sozialisten  einschließlich  der  englischen, 
die  imperialistische  Politik  Englands  verdammt.  Während  des  russisch - 
japanischen  Krieges  l^ben  alle  Sozialisten,  inbegriffen  die  russischen,  den 
Fall  des  Zarentums  heiß  gewünscht.  Ebenso  verurteilten  alle  der  Inter- 
nationale angeschlossenen  SoziaHsten,  inbegriffen  die  italienischen,  den 
italienischen  Feldzug  nach  Tripolis,  diesen  ungerechtfertigsten  aller  Angriffs- 
kriege, aufs  schärfste. 

Aber  man  konnte  sich  fragen,  ob  angesichts  eines  so  verworrenen  Pro- 
blems, wie  des  Balkan  krieges,  noch  diese  einstimmige  Auffassung 
herrschen  werde.  Und  in  der  Tat  ließen  sich  zu  Beginn  einige  Schwankungen 
feststellen,  Meinungsverschiedenheiten  z.  B.  zwischen  unseren  französischen 
Kameraden  und  den  Genossen  Englands  und  Österreichs. 

Gewiß  waren  alle  mit  den  Balkansozialisten  einig,  als  diese  im  Januar 
1910  auf  einer  Konferenz  zu  Sofia  die  Konföderation  der  Balkanvölker,  und 
zwar  der  Serben,  Bulgaren,  Montenegriner  und  der  muselmanischen  Bestand- 
teile der  europäischen  Türkei,  auf  dem  Wege  friedlicher  Entente  forderten. 

Bald  stellte  sich  leider  heraus,  daß  die  VerwirkHchung  des  Endziels 
anders  als  durch  den  Krieg  außerhalb  der  geschichtHchen  MögHchkeiten 
lag:  Die  sozialistischen  Parteien  dieser  Länder  mit  noch  wenig  entwickeltem 
Kapitahsmus  waren  zu  schwach ;  die  Hoffnungen,  die  man  in  die  jungtürkische 
Revolution  gesetzt  hatte,  erwiesen  sich  als  eitel;  die  Ungeschicklichkeit 
oder  das  Übelwollen  der  Mächte  führte  den  Bankrott  der  Reformpolitik 
herbei ;  die  Anarchie  nahm  in  der  Verwaltung  der  europäischen  Türkei  noch 
mehr  überhand;  die  Aufrechthaltung  des  territorialen  Statusquo  wurde 
unmöglich.  Man  hatte  von  der  Föderierung  aller  Balkanvölker  geträumt; 
es  bildete  sich  indes  eine  griechisch -slavische  Militärallianz  und  bei;  der  ersten 
Gelegenheit  brach  ein  Krieg  aus,  trotz  des  mutigen  aber  ohnmächtigen  Ein- 
spruchs der  serbischen  und  bulgarischen  Sozialisten  *). 

Der  Donnerschlag  der  Ereignisse  hat  in  vielen  meiner  Freunde  die  Frage 
angeregt,  ob  es  im  Allgemeininteresse  der  Demokratie  und  des  Sozialismus 
liege,  den  Türken  oder  ihren  Feinden  den  Sieg  zu  wünschen.  Während  die 
Wiener  „Arbeiterzeitung",  z.  B.,  ihre  unbedingte  Solidarität  mit  den  Balkan- 
völkern aussprach,  war  die  ,,Humanite''  in  Paris  mehr  auf  türkischer  Seite. 

Mag  es  Sympathie  für  das  türkische  Volk  gewesen  sein,  das  ja  an  sich 
unschuldig  ist  an  den  Untaten  der  Regierung,  war  es  ein  unbewußtes  Wandeln 
in  altfranzösischen  Fußstapfen,  die  ja  immer  zum  Sultan  hinübergravitierten  — 
möglich.   Aber  gewiß  waren  andere  ernstere  Ursachen  maßgebend. 

Erstens  fürchtete  man,  daß  der  Krieg  sich  nicht  werde  lokalisieren  lassen. 
Man  zürnte  den  kleinen  Balkanvölkern,  daß  sie  den  Frieden  Europas  er- 
schütterten; man  sagte  sich,  nicht  ohne  Egoismus,  daß  wohl  das  sicherste 
Mittel,  um  gefährliche  Komplikationen  zu  verhüten,  der  sofortige  Sieg  der 
Türkei  wäre. 

Ferner  meinte  man,  hinter  den  Serben  und  Bulgaren  das  verhaßte  Ge- 
spenst des  Zarismus  dräuen  zu  sehen.  Man  erinnerte  sich,  daß  in  schon  recht 
weit  zurückliegenden  Zeiten  Marx  in  der  türkischen  Oberhoheit  auf  dem 
Balkan  die  notwendige  Abwehr  gegenüber  dem  russischen  Ungeheuer  erblickt 
habe,  und  man  wiederholte  seine  These,  ohne  viel  zu  fragen,  ob  die  Umstände 
noch  dieselben  seien. 

*)  Man  findet  die  Dokumente  und  Manifeste  bezüglich  des  Balkankonfiiktes  im 
regelmäßigen  Bulletin  des  Internationalen  sozialistischen  Bureaus,  3.  Jahrgang,  Heft  9 
(Brüssel,  C.  Huysmans,  17,  rue  Josef-Stevens). 
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Aber  von  diesen  beiden  Gründen,  um  die  Türkei  siegreich  zu  wünschen, 
mußte  natürlich  der  erstere  hinfälhg  werden,  sowie  die  Siege  von  Kumanowo 
und  Lüle  Burgas  eine  Aufrechterhaltung  des  Statusquo  unmöghch  erscheinen 
ließen.  (Wäre  es  übrigens  anders  gekommen,  so  wären  die  Schwierigkeiten 
niemals  ausgeschaltet,  nur  hinausgeschoben  worden.)  Was  den  zweiten 
Grund  betrifft,  so  wollen  wir  keineswegs  bestreiten,  daß  der  Zarismus  heute 
wie  ehemals  der  Erbfeind  des  Sozialismus  ist,  der  furchtbarste  Gegner  der 
Völker,  die  sich  befreien  wollen,  der  aufstrebenden  Klassen,  die  einen  Platz 
an  der  Sonne  suchen. 

Könnte  hierüber  der  leiseste  Zweifel  bestehen,  so  genügt  —  ganz  ab- 
gesehen von  seiner  inneren  Politik  —  ein  BHck  auf  das  ungeheure  Feld  inter- 
nationaler russischer  Tätigkeit:  in  Finnland,  in  Armenien,  in  China  (wo  gemein- 
sam mit  Japan  alles  getan  wird,  um  die  junge  Republik  ihrer  Stützen 
zu  berauben  und  zugrunde  zu  richten).  Das  packendste  Beispiel  aber  ist 
vielleicht  Persien;  das  eben  erschienene  Buch  von  W.  Morgan  Schuster  *) 
schildert,  wie  hier  mit  allen  Mitteln,  mit  England  um  die  Wette,  die  russischen 
Machthaber  zuerst  die  parlamentarischen  Freiheiten  erstickten,  um  allmählich 
die  Unabhängigkeit  des  Landes  selbst  völlig  zu  untergraben. 

Aber  wenn  heute  mehr  denn  je  die  Soziahsten  gegen  den  Zarismus  Front 
zu  machen  sich  gezwungen  sehen,  ist  es  berechtigter,  die  türkischen  Waffen 
zu  segnen  und  die  Niederlage  der  Balkanvölker  gutzuheißen? 

Unsere  österreichischen  Genossen  —  besser  geeignet,  die  Situation  richtig 
zu  erfassen,  als  irgend  jemand  —  haben  so  nicht  gedacht,  und  sie  überzeugten 
auch  jene,  die  vorher  anders  geurteilt  hatten.  Sie  wiesen  darauf  hin,  daß  die 
Balkanvölker,  und  besonders  die  Bulgaren  —  wenn  nicht  vor  allem  die 
Montenegriner  — ,  nicht  mehr  unbedingte  Schwertträger  des  Zarismus  seien; 
daß  sie  um  die  Freiheit  unterdrückter  Völkerschaften  kämpfen,  unglück- 
licher, von  einer  brutalen  und  habsüchtigen  Feudalherrschaft  ausgesogener 
Rajas;  daß  es  überdies  vielleicht  das  beste  Mittel  wäre,  um  sowohl  die  öster- 
reichischen territorialen  Ansprüche  als  auch  die  drohende  Kosakenpolitik 
unschädlich  zu  machen,  wenn  sich  an  der  zerbröckelnden  Grenze  des  türkischen 
Reiches  ein  mächtiger  Balkanbund  erhübe;  daß  folglich  die  Internationale 
ohne  Einschränkung  auf  ihre  Fahne  schreiben  müsse:  „Der  Balkan 
den  Balkanvölkern*'. 

Angenommen  jedoch  —  wir  teilen  diese  Meinung  nicht  — ,  daß  diese 
These  noch  in  Frage  gezogen  werde,  so  würde  doch  die  gegenteilige  Meinung 
jedenfalls  alles  praktische  Interesse  verlieren  nach  dem  militärischen  Zu- 
sammenbruch der  Türkei;  von  jenem  Augenblick  an  mußte  die  Internationale 
notwendig  und  einstimmig  den  sozialistischen  Parteien  des  Balkans  die  einzig 
mögliche  Haltung  einschärfen:  ,,nach  geschlossenem  Frieden  alles  aufzu- 
bieten, um  zu  verhindern,  daß  die  so  blutig  errungenen  Resultate  nicht  aus- 
getilgt, abgeschwächt  werden  möchten  durch  eine  Dynastie,  durch  den  Militaris- 
mus, durch  die  Bourgeoisie  des  Balkans;  sich  mit  Stärke  entgegenzustellen 
einer  Rückkehr  zur  Uneinigkeit  der  Serben,  Bulgaren,  Rumänen  und  Montene- 
griner untereinander,  wie  jeder  Unterdrückung  eines  Balkanvolkes,  fände 
es  sich  auch  in  einem  anderen  Lager  —  wie  die  Türken  und  Albaner;  aller 
Vergewaltigung,  die  den  Rechten  dieser  Völker  geschieht,  entgegenzutreten 
und  aller  entfesselten  nationalen  Leidenschaft  zum  Trotz  die  Brüderschaft 


*)  The  stranghng  of  Persia,  by  M.  Morgan  Schuster,  Zx.  Treasurer  general  of  Per- 
sia.  London  Fisher  Unwin  1912  (2)  regelmäßie^e  Schriften  des  B.  S.  f.  3.  Jahrgang, 
Nr  9,  S.  8. 
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der  Balkanvölker,  inbegriffen  Albaner,  Türken  und  Rumänen,  geltend  zu 
machen". 

Ebenso  wie  alle  Sektionen  der  Internationale  sich  über  die  Politik  einig 
wurden,  die  auf  dem  Balkan  zu  verfolgen  sei,  ebenso  stimmte  man  auch  über 
die  Wahl  der  Mittel  überein,  durch  die  ein  Ausarten  der  lokalen  Konflikte 
zu  einem  europäischen  Weltkrieg  zu  verhindern  ist. 

Hier  das  diesbezügliche  Manifest,  das  der  Kongreß  annahm: 
,,1.  Es  wird  den  Sozialisten  von  Österreich,  Ungarn,  Kroatien  und 
Slawonien,  von  Bosnien  und  Herzegowina  zur  Pflicht  gemacht,  ihre  ent- 
schiedene Opposition  gegen  jeden  Angriff  von  Seiten  der  Donaumonarchie 
auf  Serbien  fortzusetzen.  Sie  dürfen  nicht  zugeben,  daß  Serbien  durch  die 
Gewalt  der  Waffen  verunglimpft,  zu  einer  österreichischen  Kolonie  herab- 
gewürdigt und  einer  dynastischen  Laune  zulieb  das  ganze  österreichische  Volk 
und  mit  ihm  das  ganze  übrige  Europa  in  nicht  abzumessende  Gefahren  ge- 
stürzt werde. 

2.  Die  Soziahsten  Österreich-Ungarns  wie  auch  ItaUens  wenden  der 
albanischen  Frage  ihr  besonderes  Augenmerk  zu.  Der  Kongreß  anerkennt 
das  Recht  des  albanesischen  Volkes  auf  Autonomie,  aber  diese  Autonomie 
ist  kein  Vorwand  für  die  österreichisch -ungarischen  und  italienischen  Macht- 
ansprüche. 

3.  Das  Proletariat  der  russischen,  finnländischen  und  polnischen  Städte 
opponiert  gegen  jeden  kriegerischen  Vorstoß  der  Zarenmacht,  gegen  jede 
Unternehmung,  sei  es  gegen  die  Armenier,  sei  es  gegen  Konstantinopel  — 
und  wird  alle  Kräfte  in  einem  erneuten  Befreiungskampf  gegen  den  Zarismus 
konzentrieren. 

4.  Die  Arbeiterschaft  Deutschlands,  Frankreichs  und  Englands  hat 
von  ihren  Regierungen  völlige  Enthaltung  von  jeghcher  Hilfeleistung  vis-ä-vis 
Österreichs-Ungarns  und  Rußlands  zu  fordern,  strengste  Fernhaltung  von 
den  Konflikten  des  Balkans  und  Bewahrung  absoluter  Neutralität. 

5.  Die  Ai'beiterschaft  Frankreichs  und  Deutschlands  erklärt,  daß 
sie  ungeachtet  irgendwelcher  geheimen  Staatsverträge  sich  jeder  Teilnahme 
an  den  Konflikten  des  Balkans  entgegenstellen  werde." 

Es  gibt,  wie  man  sieht,  keinen  krasseren  Unterschied,  als  einerseits  diese 
Einmütigkeit,  welche  durch  Interessengemeinschaft  die  proletarische  Politik 
bestimmt,  und  andererseits  der  widerspruchsvollen  Politik  der  Regierungen, 
denen  es  unmöglich  ist,  die  einander  entgegengesetzten  Interessen  der  Klassen, 
die  sie  vertreten,  zu  befriedigen. 

Aber  es  genügt  keineswegs,  daß  die  Sozialisten  einig  seien  über  die  zu 
verfolgende  internationale  Politik.  Diese  Übereinstimmung  ist  nur  von 
Bedeutung,  wenn  in  ihren  Dienst  die  nötigen  Mittel  gestellt  werden  können. 

Ist  man  so  weit? 

In  Frankreich  ist  ein  Teil  der  Radikalen  allerdings  dieser  Ansicht;  man 
sieht  in  der  internationalen  Arbeiterschaft  das  festeste  Bollwerk  des  Friedens 
in  Europa.  Andere  Gegner  wieder,  wie  sie  das  große  französische  Blatt  ,,Le 
Temps"  repräsentiert,  wollen  diesen  Ruhmestitel  für  sich  ganz  allein  in 
Anspruch  nehmen  oder  sie  behaupten  schlankweg,  daß  keine  Kriegsgefahr 
vorhanden  gewesen  sei.  Die  Regierungen  seien  friedlicher  als  die  Völker,  und 
das  Heil  komme  von  den  Diplomaten,  den  Finanzleuten,  den  Staatsober- 
häuptern, die  im  Heiligtum  der  Banken  und  Botschaften  ihre  Anstrengungen 
verhundertfachen,  um  die  Interessengegensätze  auszugleichen. 

Wir  wollen  dieser  Anschauung  nicht  alle  Richtigkeit  absprechen.  Es 


58 


DOKUMENTE  DES  FORTSCHRITTS 


JAN.  1913 


müßten  denn  in  der  Tat  alle  Staatsoberhäupter  Tollhäusler  oder  Verbrecher 
sein;  denn  sonst  würde  doch  wohl  weder  dasjenige  von  Deutschland,  noch 
das  von  Frankreich,  noch  von  England,  noch  auch  von  Italien  die  nicht 
auszudenkenden  Greuel  eines  Weltkrieges  heraufbeschwören  wollen,  damit 
die  Serben  nicht  einen  adriatischen  Hafen  oder  einen  Landstreifen  im  Süden 
Montenegros  erhalten.  Wenn  also  sowohl  Reichskanzler,  Kiderlcn -Wächter, 
als  auch  Minister  Poincare  als  auch  Sir  Edward  Grey,  als  sogar  auch  der 
Italiener  San  Giuliano  uns  ihrer  friedlichen  Absichten  versichern,  so  sind 
sie  vollkommen  glaubwürdig.  Aber  aus  ihrer  Erklärung  selbst  erhellt,  daß 
die  westeuropäischen  Staaten  —  selbst  gegen  ihren  Wunsch  —  zum  Kriege 
gezwungen  werden  könnten.  Verträge  oder  geheime  Verbindungen 
knüpfen  sie  an  andere  Mächte.  Sie  sind  gewissermaßen  die  Gefangenen  ihrer 
Alhierten.  Während  der  Weltfrieden  vor  einem  Jahr  durch  den  deutsch - 
französischen  Zwischenfall  bedroht  war,  ist  heute  nicht  der  freie  Wille  der 
Völker  und  Regierungen  Westeuropas,  sondern  die  Tatsache,  ob  in  Rußland 
oder  Österreich  die  Kriegs-  oder  die  Friedenspartei  die  mächtigere  sein  wird, 
maßgebend  —  oder  wird  doch  für  maßgebend  angesehen. 

Wir  wissen  wohl,  daß  im  Grund  die  Verträge  den  Wert  besitzen, 
den  man  ihnen  beimißt,  und  daß  weder  der  Zar  in  Rußland  noch  der  Kaiser 
in  Österreich  soviel  zu  sagen  haben,  als  es  aussieht. 

AA'elches  auch  heute  die  Macht  sei,  der  der  Form  nach  das  Recht  zusteht, 
über  Krieg  und  Frieden  zu  entscheiden,  in  Wahrheit  entscheiden  die  Völker; 
auch  ist  es  unmöglich,  den  Frieden  aufrechtzuerahlten,  wenn  s  i  e  den  Krieg 
wollen,  so  gefahrvoll  er  auch  den  Regierungen  erscheinen  möge,  die  den 
Frieden  wollen.  Und  die  Ereignisse,  die  sich  eben  abspielen,  beleuchten 
schlagend  die  beiden  Seiten  dieser  Wahrheit. 

W^as  den  Balkankrieg  unvermeidlich  machte,  war  seine  Popularität: 
er  war  in  den  Geist  der  Massen  eingedrungen,  indem  diese,  durch  eine  kluge 
nationalistische  Kampagne  seit  langem  bearbeitet,  bereit  waren,  alles  zu 
opfern,  um  entweder  den  nur  zu  wirklichen  Leiden  ihrer  Rassen-  oderReligions- 
brüder  ein  Ende  zu  setzen  oder  einem  stolzen  Expansionsgelüste  zu  fröhnen. 

Was  mich  hingegen  immer  glauben  gemacht  hat,  daß  noch  einmal  das 
jüngste  Gericht  Europas  vermieden  werde,  ist,  daß  in  Ländern,  wo  der  Sozia- 
lismus tiefe  Wurzeln  geschlagen  hat,  die  Regierungen  bei  allen  etwaigen  kriege- 
rischen Anwandlungen  wissen,  daß  im  Falle  eines  Angriffskrieges  ein  großer 
Teil  der  Bevölkerung  nur  widerstrebend  und  gezwungen  marschieren  würde: 
angenommen,  daß  die  Mobilisation  an  sich  keine  ernsten  Schwierigkeiten 
bereitete,  wäre  doch  die  Sache  moralisch  höchst  bedenkhch  gewesen. 

Man  halte  hierzu  das  sich  stets  schärfer  ausprägende  Gefühl  der  leitenden 
Männer  selbst,  den  unaussprechlichen  Schrecknissen  und  rasenden  Schädi- 
gungen gegenüber,  die  ein  europäischer  Krieg  heraufführen  würde.  Es  war 
höchst  aufrichtig,  als  M.  Winston  Churchill  in  einer  Rede  kürzlich  sagte: 
,, Bräche  ein  solcher  Krieg  aus,  so  würde  die  Geschichte  erklären,  daß  er  von 
einer  Generation  von  Verrückten  gemacht  worden  sei." 


Wir  sehen  also  klar,  daß  im  Augenblick  England,  Deutschland,  Frankreich 
und  vielleicht  auch  andere  Staatsleitungen  den  Frieden  wollen,  weil  ihn  die 
Völker  wollen,  aus  denen  sie  zum  Teil  hervorgehen,  und  deren  Gefühle  sie 
teilen.  Auch  könnte  man  völlig  ruhig  sein  —  bis  zum  nächsten  Waffenruf  — , 
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wüßte  man  nicht,  daß  diese  friedliebende  Strömung  allzu  jung  ist,  um  nicht 
fürchterlich  unsicher  und  gebrechlich  zu  sein. 

Man  sah  es  in  Frankreich  beim  Agadirkonflikt:  Gewiß,  man  wollte 
nicht  den  Krieg,  aber  im  Kriegsfalle  wäre  man  von  Herzen  und  wie  e  i  n 
Mann  marschiert.  Noch  mehr  trat  es  in  Italien  zutage,  wo  doch  nicht  einmal 
die  nationale  Freiheit  bedroht  war:  Im  Süden  wenigstens  war  die  imperia- 
listische Raserei  so  groß,  daß  sie  sogar  die  mehr  oder  wenig  sozialdemokratisch 
angehauchten  Massen  ergriff.  Und  man  kann  nicht  ohne  Grauen  daran  denken, 
daß  es  in  allen  Ländern  so  und  so  viele  Leute  gibt  —  Berufsmilitaristen, 
koloniale  Finanzmänner,  Lieferanten  von  Kriegszubehör,  bezahlte  Zeitungs- 
schreiber — ,  die  ein  persönliches  und  unmittelbares  Interesse  daran  haben, 
Vorurteile,  Mißtrauen,  Eitelkeits-  und  Gewaltinstinkte  unter  den  Menschen 
wachzuerhalten  und  zu  nähren  und  damit  solche  atavistische  Rückschläge 
möglich  zu  machen. 

Dieser  permanenten  Kriegspartei  wagen  wir  die  internationale 
sozialistische  Aktion  gegenüberzustellen,  ohne  von  ihr  fürchten  zu  müssen, 
daß  sie  einen  Augenblick  lang  versagen  könne. 

Die  Staatsleitungen  können  bedingungsweise  den  Frieden  ehrlich 
wünschen,  nämHch  den  bewaffneten,  verderblichen  Frieden,  den  Bismarck 
den  „unbeweghchen  Krieg,  den  Krieg  der  klingenden  Münze"  nannte. 

Finanzmänner,  Geschäftsleute  —  wenigstens  soweit  sie  in  Europa  ge- 
bunden sind  —  haben  genau  so  wie  die  Soziahsten  den  Krieg  zu  fürchten, 
dessen  Zerstörungen  unberechenbare  wären;  M.  Caileaux  sagte  daher  mit 
Recht:  „Die  Hochfinanz  und  der  internationale  Sozialismus  sind  die  beiden 
hauptsächlichen  Kräfte,  die  für  den  Frieden  eintreten*' ;  aber  der  kapitalistische 
Friede  ist  der  gebrechliche,  ungewisse  Friede,  der  immer  von  neuen  Zufällig- 
keiten bedroht  werden  kann,  der  allerdings  unentbehrlich  ist  für  erfolgreiche 
Börsenspekulationen,  der  aber  die  Furcht  nicht  einschlafen  läßt,  daß  aus 
dem  ewigen  Zündeln  nicht  doch  endlich  die  Feuersbrunst  entstehe. 

Die  bürgerlichen  Friedensfreunde  endlich  —  deren  geleistete  Dienste 
und  gute  Absicht  gewiß  nicht  verkannt  werden  sollen  —  geben  allerdings  auch 
ihrerseits  zu,  daß  ein  europäischer  Krieg  ein  ,, Verstoß  gegen  die  Vernunft, 
die  Menschheit  und  die  Zivilisation''  wäre. 

Wenn  es  nun  immerhin  viele  Kräfte  gibt,  die  abseits  von  ihm  zur  Abwehr 
des  Krieges  beitragen,  so  ist  der  Sozialismus  die  einzige  Friedens - 
partei,  da  er  allein  unbedingt,  ihrem  Wesen  nach  und  unwidersprechlich 
auf  friedliche  Beziehungen  unter  den  zivilisierten  Nationen  gegründete 
Interessen  vertritt. 


ALFRED  H.  FRIED,  WIEN:  STURMZENTRUM 
ÖSTERREICH. 


ÜR  national-einheitliche  Staatengebilde  konnte  die  Erstarkung 
der  Nationahdee  wohl  Auswüchse  zeitigen,  aber  jenseits  von  diesen 
sich  dennoch  zu  einer  mächtigen  Förderung  des  Staatsganzen 
gestalten.  In  national -gemischten  Staaten  konnte  der  Nationahsmus 
nur  unterminierend  wirken.   Seinen  Auswüchsen  ist  keine  Schranke  gesetzt; 
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seiner  Wucherung  konnte  nicht  Einhalt  geboten  werden  von  einer  mächtigen, 
am  Staatswohle  interessierten,  demokratischen  Opposition.  Was  dort  als 
einigendes  und  stärkendes  Moment  wirkte,  wird  hier  zum  zersetzenden  und 
schwächenden  mit  all  den  Gefolgschaften,  die  ein  so  prädestinierter  Staats- 
körper über  sich  ergehen  lassen  muß. 

Hier  haben  wir  das  österreichische  Problem,  das  durch  die  letzten  Ereig- 
nisse aufgehört  hat,  ein  inneres  zu  sein  und  zu  einem  europäischen  wurde. 
Der  Nationalitätsgedanke,  der  das  deutsche  Volk  zur  Einheit  führte,  hat 
das  Volk  der  Monarchie  in  der  Zerrissenheit  bewahrt.  Der  Nationalitäts- 
gedanke,  der  im  Reich  ein  freies  und  in  den  Staatsangelegenheiten  mitbe- 
stimmendes Bürgertum  schuf,  hat  im  Donaustaate  den  Absolutismus  wieder 
eingeführt;  hat  das  Bürgertum  sogar  zu  der  Rolle  bestimmt,  den  Absolu- 
tismus zu  maskieren.  In  der  Sorge  um  seine  kleinen  und  kleinlichen 
Nationalinteressen  hat  das  österreichische  Bürgertum  die  größeren  Gesichts- 
punkte aus  den  Augen  verloren.  Es  hat  seine  Ideale  vergessen  und  ver- 
leugnet und  die  freiheithchen  Errungenschaften  von  1848  und  1866  preis- 
gegeben. Das  Parlament  der  allgemeinen  Wahlen,  das  in  den  innerpoli- 
tischen Angelegenheiten  durch  den  immer  bedenkenloser  hervorgeholten 
oder  angedrohten  §  14  beschränkt  und  in  der  außerpolitischen  durch  die 
den  Absolutismus  verkörpernden  Einrichtungen  der  Delegationen  überhaupt 
aufgehoben  wird,  hat  längst  aufgehört,  eine  Vertretung  der  Volksrechte 
zu  sein  und  ist  zu  einer  Börse  der  Nationalitäten  geworden,  wo  die  W^ohlfahrt 
des  Staates  auf  den  Markt  geworfen  wird,  um  gegen  nationale  Konzessionen 
und  Vorteile  eingetauscht  zu  werden.  Die  Expansionslust  von  acht  Nationen, 
ihr  Begriff  eines  ungesunden  Übernationalismus  frißt  am  Staate.  Die  nationale 
Inzucht  der  Staatsgruppen  hindert  das  Aufkommen  einer  starken  Demo- 
kratie und  überläßt  auf  der  einen  Seite  den  Extremen  der  proletarischen 
Bewegung,  auf  der  anderen  Seite  jenen  destruktiven  Elementen,  die  im 
Klerikalismus  und  Militarismus  verkörpert  sind,  uneingeschränkt  den  Platz. 

Darin  liegt  nun  die  große  Gefahr,  die  das  österreichische  Problem  zu 
einem  internationalen,  die  die  Monarchie  zu  einem  Sturmzentrum  für  Europa 
gemacht  hat.  Diesen  beiden  Erscheinungen  (man  könnte  eigentlich  auch 
von  einer  einheitlichen  sprechen,  die  nur  in  verschiedenen  Formen  zutage 
tritt)  wohnt  ein  Betätigungsdrang  inne,  der  über  die  Grenzen  des  Staates 
greift,  wenn  ihm  von  innen  heraus  keine  Schranken  gezogen  werden.  Der 
Klerikalismus  ist  ein  Teil  einer  internationalen  Macht  und  treibt  das  von 
ihm  beeinflußte  Land  dazu,  im  Dienste  dieser  Macht  internationale  Politik 
zu  treiben.  Diese  Taktik  Roms  ist  so  sehr  erwiesen  durch  die  Geschichte, 
daß  es  Raum  verschwenden  hieße,  hier  den  Einfluß  der  päpstlichen  Macht 
auf  die  Haltung  der  auswärtigen  Politik  Österreichs  klarzulegen;  überflüssig, 
erst  nachzuweisen,  wie  die  italienische,  wie  die  Balkanpolitik  der  Monarchie 
in  der  Richtung  ultramontaner  Grundsätze  liegt.  Was  nun  den  Militarismus 
anbelangt,  besitzt  er  in  allen  Militärstaaten  die  Neigung,  von  einem  Mittel 
zum  Selbstzweck  zu  werden.  Während  er  nun  in  den  entwickelten  Demo- 
kratien der  anderen  Mächte  Europas  einen  segensreich  wirkenden  Gegenpart 
findet,  vermag  er  in  Österreich  diesen  Gegenpart  nicht  zu  finden.  Die 
nationahstische  Demagogie  hat  es  da  verhindert,  daß  eine  zur  Gesundung 
des  Staatslebens  notwendige  Demokratie  sich  entwickeln  konnte.  Det 
Militarismus  hatte  den  Weg  frei,  und  bei  der  rapiden  Entwicklung  des 
militärischen  Wettbewerbs  in  Europa  mußte  er  sich  in  diesem  Lande  immer 
mehr  zu  jener  Stärke  entwickeln,  die  ihm  die  Macht  gab,  so  zu  handeln,  als 
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ob  der  Staat  zum  Schutze  der  Armee  da  wäre,  und  nicht  das  Umgekehrte 
das  Normale  wäre.  So  hat  der  mißverstandene  Nationalismus  die  Militär - 
herrschaft  gezeitigt,  die  vorläufig  noch  unter  dem  Hinweis  auf  einen  ihren 
Zwecken  entsprechend  zurechtgemachten  Patriotismus  die  Volksvertretung 
und  die  öffentliche  Meinung  gefügig  macht ;  die  aber  sicherlich  keinen  Augen- 
blick zögern  würde,  auch  weniger  einschmeichelnde  Mittel  geltend  zu  machen, 
wenn  sie  in  ihrem  Bestreben,  sich  durchzusetzen,  irgendwie  auf  Hindernisse 
stoßen  würde. 

Die  Gefahr,  die  darin  liegt,  ist  eine  doppelte.  Man  weiß,  daß  Österreich- 
Ungarn  kein  reiches  Land  ist.  Schwer  trägt  das  Land  an  seiner  Staatsschuld 
und  ihren  Folgen.  Handel  und  Industrie  befinden  sich  keineswegs  auf  einer 
Stufe,  auf  die  eine  „Großmacht"  stolz  sein  könnte,  wenn  Großmachtstellung 
im  Bürger  Wohlstand  ihren  Ausdruck  fände.  Die  Initiative  ist  gelähmt  durch 
allerlei  die  Trägheit  und  den  Ghquengeist  begünstigende  Gesetze,  die  Jugend 
trachtet,  irgendwo  in  einer,  ihr  eine  Sinekure  bietenden,  öffentlichen  oder 
privaten  Amtsstellung  „unterzukommen'*,  nur  um  den  Kampf  ums  Dasein 
nicht  aufnehmen  zu  müssen;  Großzügigkeit  wird  überall  vermißt  und  der 
„Etatismus'',  d.  h.  das  Erwarten  der  Hilfe  vom  Staate,  treibt  hier  seine 
ärgsten  Blüten.  Die  Volksbildung  liegt  im  Argen,  der  Analphabetismus 
weist  eine  erschreckende  Prozentzahl  auf,  die  Bildungsinstitute,  die  eben- 
falls unter  der  nationalen  Zerklüftung  leiden,  reichen  ebensowenig  aus,  die 
Bedürfnisse  einer  Kulturnation  zu  erfüllen,  wie  die  sanitären  Verhältnisse, 
die  in  den  großen  Städten  wie  am  Lande  zu  jenem  Zustand  geführt  haben, 
den  man  als  „Spitalsschande"  treffend  bezeichnet.  Wo  man  hinblickt,  zeigen 
sich  Blößen,  zeigen  sich  Bedürfnisse. 

Inmitten  dieser  Zustände  macht  der  zum  Selbstzwecke  erhobene  Milita- 
rismus in  erschreckender  Weise  seine  Ansprüche  geltend.  Jahr  für  Jahr  steigert 
er  seine  Erfordernisse,  als  deren  einziger  Maßstab  ihm  die  Ausgaben  solcher 
Länder  dienen,  die  sich  diese  vom  Standpunkt  eines  hohen  Nationabeichtums 
und  eines  betriebsamen  Bürgertums  auch  leisten  können.  Zu  dem  Land- 
militarismus  kam  der  Wasser-  und  zuletzt  sogar  der  Luftmilitarismus,  und 
immer  neue  MiUiarden  werden  so  für  die  produktive  Arbeit  lahmgelegt  und  den 
Regenerationsbedürfnissen  des  Landes  entzogen.  Mit  Ausnahme  der  Sozial- 
demokratie nimmt  das  gesamte  Bürgertum  diese  steigenden  Lasten  ruhig  hin. 
Es  sucht  nicht  einmal,  wie  dies  in  anderen  Ländern  geschieht,  mit  den  Militär- 
behörden zu  feilschen  und  ,, mildernde  Umstände"  zu  erzielen.  So  wurde  die 
neue  Wehrvorlage,  die  dem  Volke  eine  ungeheure  Last  auferlegt,  ohne  Debatte 
von  beiden  Häusern  des  Reichsrats  genehmigt,  so  wurden  in  den  Delegationen 
die  letzten  Hundertmillionenforderungen  für  die  Neubewaffnung  der  Artillerie, 
für  die  ins  uferlose  gehenden  Flottenpläne  durchgebracht.  Jede  Kritik  wird 
als  ein  Verbrechen  am  Patriotismus  stigmatisiert,  oder  sie  wird  im  vorhinein 
lahmgelegt  durch  eine  do-ut-des-Politik  seitens  der  Regierung  gegenüber 
den  die  Mehrheit  bildenden  Nationalitätenmaklern  in  den  Vertretungs- 
körpern.  Die  Intelligenz,  sofern  sie  sich  nicht  bereitwilligst  in  den  Dienst 
der  Regierung  stellt,  verhält  sich  diesem  Treiben  gegenüber  gleichgültig. 
So  fehlt  es  hier  vollständig  an  Kräften,  den  Raum  freizuhalten.  Ich  sage 
vollständig:  denn  die  Opposition  der  Sozialdemokratie  ist  in  dem  Maße 
ohnmächtig,  als  ihre  Organisation  großartig  ist.  Ihr  klassentrennendes  Prinzip 
verdammt  sie  zu  einem  mächtigen  Triebrade,  dem  der  Transmissionsriemen 
fehlt.  Allerdings  fehlt  es  auch  im  Bürgertum  an  der  festen  fortschrittlichen 
Partei,  bei  der  das  andereEnde  dieses  Transmissionsriemens  befestigt  sein  könnte. 
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Die  andere  Seite  der  Gefahr,  die  der  ausschließliche  Militarismus  zeitigt, 
greift  in  die  internationale  Politik  ein.  Ein  derartig  entwickelter  Organismus 
muß  notwendigerweise  den  Willen  zur  Betätigung  besitzen,  soll  er  nicht  in 
sich  selbst  zusammenfallen.  Und  die  Macht  dieses  Willens  wächst  mit  dem 
Zuwachs  der  Organisation.  Das  Schlagwort  des  ,,Si  vis  pacem  para  bellum", 
das  auf  dem  neuen  Palast  des  Wiener  Kriegsministeriums  (etwas  verschämt 
auf  der  rückw^ärtigen  Front)  angebracht  wurde,  ist  ja  auch  bei  seinen  Ver- 
teidigern schon  längst  als  schöne  Phrase  gewertet  worden.  Es  ist  nämlich  die 
Tatsache  nicht  von  der  Hand  zu  weisen,  daß,  je  mehr  die  Welt  sich  interna- 
tionalisiert, je  zahlreicher  die  Beziehungen  von  Land  zu  Land  werden,  je  mehr 
die  Technik  sich  entfaltet,  der  Handel  wächst,  auch  die  internationalen  Rei- 
bungen sich  vermehren  und  dementsprechend  die  Zahl  der  Konflikte  sich  ver- 
größert. Eine  weise,  auf  der  Höhe  der  Zeit  stehende  Politik  wird  darin  nichts 
Erschreckendes  finden;  denn  das  höchste  Übel  hat  auch  hier  sein  notwendiges 
Gegenmittel  gezeitigt.  Früher  war  man  genötigt,  wegen  jedes  Konfliktes  ein- 
fach loszuschlagen  und  ihn  kurzerhand  durch  das  Schwert  zu  lösen.  Die  höhere 
Verantwortung,  die  heute  mit  diesem  Mittel  verbunden  ist,  die  große  Schädi- 
gung, die  dadurch  der  gesamten  Menschheit  infolge  ihres  verwickeiteren  Zu- 
sammenhanges bereitet  wird,  und  schließlich  das  erhöhte  Risiko,  das  bei  der 
heutigen  Bewaffnung  und  bei  der  Kompliziertheit  des  modernen  Wirtschafts- 
lebens auch  für  den  mächtigsten  Staat  dabei  ersteht,  haben  die  friedliche  Bei- 
legung internationaler  Konflikte  zu  einer  Art  System  erhoben,  das  sich  dauernd 
entwickelt  und  die  ho ffnungs freudigsten  Ausblicke  für  die  Zukunft  bietet. 
Da  man  täglich  verwickelten  Konflikten  gegenübersteht,  keineswegs  aber 
mehr  täglich  darum  Krieg  führen  kann,  hat  man  einfach  gelernt,  sich  auch 
ohne  Gewalt  auseinanderzusetzen,  und  hat  dabei  eingesehen,  daß  man  auch 
in  den  verzweifeltsten  Fällen  zu  einer  sehr  annehmbaren  friedlichen  Lösung 
gelangen  kann.  In  dem  letzten  halben  Menschenalter  hat  die  europäische  Mensch  - 
heit  die  Möglichkeit  der  gewaltlosen  Streitlösung  bei  ernsten  Konflickten  ent- 
deckt und  schon  zu  einer  bedeutenden  Entwicklung  gebracht.  Den  aus  der  Natur 
der  Dinge  sich  ergebenden  Gefahren  ist  ein  natürliches  Hilfsmittel  erwachsen. 
Dieses  wird  aber  ausgeschaltet  in  einem  Lande  mit  hypertrophem  Militarismus,  in 
dem  die  Demokratie  jene  Stärke  nicht  erlangen  konnte,  die  notwendig  ist,  um 
einen  legitimationsbedürftigen  Militarismus,  den  die  Konflikte  der  inter- 
nationalen Politik  nur  so  entgegenströmen,  in  den  Schranken  zu  halten. 
Hier  vermag  sich  die  geschulte  Friedensdiplomatie,  die  wir  in  Westeuropa 
und  in  Amerika  erfolgreich  an  der  Arbeit  sehen,  noch  nicht  zu  entwickeln, 
während  eine  vom  Militarismus  abhängige  Altdiplomatie  noch  immer  mit 
ihrem  Schlagworteschatz  von  „Prestige'"  und  „Großmachtsstellung",  mit 
ihren  eingebildeten  Perspektiven  für  die  Aufrechterhaltung  gewisser  Interessen- 
sphären, politischen  Testamenten  und  zu  befürchtenden  Beschränkungen  des 
Atmens  und  der  Ellbogenfreiheit  laboriert. 

In  diesem  Dilemma  befindet  sich  heute  die  Donaumonarchie.  Statt 
mit  allen  Mitteln  der  friedlichen  Verständigung  und  des  Ausgleiches  die  neuen 
Verhältnisse  am  Balkan  zu  ihrem  Vorteile  zu  gestalten,  läßt  sie  sich  von  ihrem 
legitimationsbedürftigen  Militarismus  zu  einer  Politik  der  stark  gepanzerten 
Faust  hinreißen.  So  kraftvoll,  so  romantisch  unmodern,  so  kriegsgewillt 
übt  sie  diese  Politik,  daß  der  Tisch  im  eigenen  Hause  zu  zerspringen  droht, 
auf  den  sie  mit  ihrer  Faust  aufschlägt,  daß  die  Drohung  mit  dem  Kriege 
das  Wirtschaftsleben  des  Staates  fast  mehr  erschüttert,  als  es  früher  ein 
wirklich  geführter  Krieg  vermochte. 
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Man  wird  in  diesen  Darlegungen  eine  Erklärung  der  Verhältnisse  finden, 
die  etwas  überraschend  über  Europa  gekommen  sind.  Erfreulich  ist  diese 
Erkenntnis  nicht;  aber  es  liegt  kein  Grund  zur  Verzweiflung  vor.  Auch  hier 
trägt  das  Übel  bereits  das  Heilmittel  in  sich.  Es  gibt  heute  schon  ein  Europa, 
das  nicht  lediglich  ein  geographischer  Begriff  ist,  sondern  eine  politische  Macht 
darstellt,  wenn  es  sich  darum  handelt,  die  bedrohte  Ruhe  und  Ordnung 
der  auf  dem  alten  Erdteil  ansässigen  Staatenfamilie  zu  stützen.  Nicht  der 
Form  nach,  aber  durch  einen  starken  organisierten  Friedenswillen,  der  sich 
automatisch  auflehnt  gegen  jede  Störung,  äußert  sich  dieses  neue  Gebilde 
Wenn  aus  den  hier  geschilderten  Gründen  in  der  Donaumonarchie  ein  neues 
Sturmzentrum  sich  entwickelt,  so  wird  der  Friedenswille  Europas,  wenn  er 
erst  konzentriert  der  Gefahr  gegenübersteht,  auch  dieses  überwinden.  Der 
tatenlustige  Militarismus,  der  im  Lande  selbst  kein  Hemmnis  findet,  wird 
«s  außerhalb  des  Landes  finden.  Nicht  etwa  durch  eine  Koalition;  auch  das 
wäre  alte  Methode.  Die  freundschaftliche  Einwirkung  der  heutigen  Bündnis- 
systeme vermag  mehr,  als  früher  die  Kanonen  vereinigter  Armeen  vermochten. 
Ein  Staat,  der  ein  Unruhezentrum  geworden  ist  oder  zu  werden  droht,  ver- 
mindert seine  Bündnisfähigkeit,  und  hier  ist  der  Punkt,  aus  dem  mir  die 
Rettung  zu  kommen  scheint.  Die  „Nibelungentreue"  des  Deutschen  Reiches 
dem  verbündeten  Österreich -Ungarn  gegenüber  dürfte  sich  hier  in  ganz 
anderer  Weise  betätigen,  als  die  Säbelraßler  zu  glauben  scheinen.  Das  Be- 
dürfnis Deutschlands  nach  einem  starken  Bundesgenossen  —  nicht  nur  stark 
an  Rüstungen,  sondern  auch  stark  an  diplomatischer  und  vor  allen  Dingen 
an  wirtschaftlicher  Fähigkeit  —  wird  auf  den  Betätigungsdrang  des  hemmungs- 
los wirkenden  Militarismus  in  Österreich  wohltätig  beschränkend  einwirken.  An 
der  Besonnenheit  und  dem  Takt  der  Staatsmänner  im  Reiche  wird  es  liegen,  die 
Donaumonarchie  auf  die  Wege  einer  zeitgemäßen  Politik  der  internationalen 
Verständigung  zu  bringen,  auf  der  allein  dem  Lande  neuer  Wohlstand  und 
neue  politische  Stärke,  dem  Erdteil  selbst  die  unbedingt  erforderliche  Ruhe 
und  Ordnung  gesichert  werden  kann. 

FRANS  VAN  KALKEN:  DIE  MAZEDONISCHE 
FRAGE. 

®^***^|  AS  Problem,  das  durch  viele  Jahrzehnte  im  Vordergrunde  der 
Fragen,  welche  Europa  beschäftigen,  gestanden  hat,  die  maze- 
donische Frage,  geht  ihrer  endgültigen  Lösung  entgegen;  aber 
^BBssa  gerade  an  diesem  Wendepunkt  mag  es  interessant  sein,  die  letzte 
Entwicklungsphase  dieser  Frage,  die  jetzt  erst  als  ein  Ganzes  erfaßt  werden 
kann,  zu  überbUcken. 

Der  Auflösungsprozeß  des  türkischen  Reiches,  der  Freiheitsdrang  der 
unterjochten  Bulgaren,  Serben  und  Griechen  Mazedoniens  hat  sie  geschaffen, 
aber  ihre  äußeren  Wandlungen  und  Geschicke  wurden  in  erster  Linie  von 
ortsfremden  Faktoren,  vom  Kampfe  russischen  und  österreichischen  Ein- 
flusses, beherrscht.  Die  beiden  Großmächte  suchten  die  Balkanvölker  in  ihre 
Einflußsphäre  zu  ziehen  und  den  mazedonischen  Christen  gegenüber  eine 
Schützerrolle,  die  zu  wahrer  Beherrschung  des  Landes  führen  konnte,  an- 


*)  Dieser  Artikel  wurde  bereits  am  12.  Dezember  geschrieben.   Die  Red. 
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zunehmen.  Der  Vertrag  zu  Mürzsteg  am  21.  Februar  1903  schien  diese  Politik 
zu  präzisieren,  die  Reorganisierung  der  Gendarmerie  im  Jahre  1904,  die  Ein- 
setzung einer  internationalen  Finanzkommission  und  die  moderne  Um- 
gestaltung der  Verwaltung  schienen  eine  Lösungsmöglichkeit  des  Problems, 
das  ja  in  erster  Linie  durch  die  türkische  Mißherrschaft  und  Unfähigkeit  zu 
moderner  Verwaltung  geschaffen  worden  war,  anzuzeigen.  Wäre  die  Politik 
Rußlands  und  Österreichs  eine  wirklich  uneigennützige  gewesen,  so  hätte 
sie  auf  diesem  Wege  fortschreiten  können.  Da  beide  Mächte  jedoch,  weniger 
von  dem  Wunsche  einer  Besserung  der  mazedonischen  Verhältnisse,  vom 
Standpunkt  der  Bewohner  des  Landes,  als  von  der  Begierde  einer  Erweiterung 
ihres  politischen  Einflusses  geleitet  waren,  so  glaubte  Österreich  im  Jahr  1908 
die  Schwächung  Rußlands  durch  den  Krieg  mit  Japan  zur  Erlangung  direkter 
Vorteile  benutzen  zu  sollen.  Und  gerade  im  Augenblicke,  da  die  Einigkeit 
der  Mächte  zur  Erzwingung  der  letzten  wichtigsten  mazedonischen  Reformen 
unerläßlich  gewesen  wäre,  zog  es  Freiherr  von  Aehrenthal  vor,  in  direkter 
Verhandlung  mit  der  Türkei  österreichische  Eisenbahnwünsche  auf  Verbindung 
der  bosnischen  Bahnen  mit  der  Linie  Saloniki — Mitrowitza  der  Verwirk- 
lichung näherzubringen.  Die  Türkei  war  glücklich  über  diese  Wandlung 
ihres  trotzigen  österreichischen  Vormundes  in  einen  lächelnden  Bittsteller. 

Enttäuscht  bezüglich  der  Möglichkeit  eines  Zusammengehens  mit  Öster- 
reich, wandte  sich  Rußland  damals  England  zu,  und  mit  ihm  im  Bunde  drang 
es  nunmehr  auf  eine  wahrhaft  internationale  Kontrolle  Mazedoniens.  Sie 
sollte  eben  eingeführt  werden,  als  im  Juli  1908  die  türkische  Revolution 
allen  diesen  Unternehmungen  ein  Ende  zu  bereiten  schien.  Österreich  ging 
kurze  Zeit  nachher  mit  der  Annexion  Bosniens  vor,  und  es  ist  noch  in  all- 
gemeiner Erinnerung,  daß  die  darauffolgenden  diplomatischen  Verhand- 
lungen mit  einer  schweren  Diskreditierung  Rußlands  in  den  Augen  der  Balkan - 
Völker  endigten.  Seither  hat  sich  Rußland  ruhig  und  planmäßig  um  die 
Wiedererer langung  seines  Einflusses  auf  die  Balkanstaaten  bemüht;  unter 
seinem  Schutze  bildete  sich  der  Balkanbund,  ward  dessen  glücklicher  Krieg 
mit  der  Türkei  geführt,  ward  Mazedonien  von  den  christlichen  Heeren  erobert. 

Die  große  neue  Tatsache,  welche  diese  Lösung  der  Frage  ermöglichte, 
lag  im  Bund  der  Balkanmächte,  die  einander  ehedem  mit  so  großer  Leiden- 
schaft befehdeten;  man  erinnere  sich  des  serbisch -bulgarischen  Krieges  vom 
Jahr  1885,  der  Kämpfe  in  Mazedonien  zwischen  griechischen  und  bulgarischen 
Banden  in  den  Jahren  1902  und  1903,  des  konfessionellen  Kampfes  zwischen 
Anhängern  des  bulgarischen  Exarchats  und  des  griechischen  Patriarchats. 
Diese  jungen  Völker  haben  sich  aber  trotz  alledem  einigen  können,  weil  die 
hoffnungslose  Auflösung  der  Türkei  ihnen  die  Möghchkeit  großen  gemein- 
samen Erfolges  vor  Augen  führte  und  der  Egoismus  der  europäischen  Mächte, 
deren  vorgeblicher  Wunsch,  den  christlichen  Bevölkerungen  zu  helfen,  immer 
wieder  von  der  Verfolgung  ihrer  eigenen  Interessen  verdunkelt  wurde,  ihnen 
klar  anzeigte,  daß  nur  Selbsthilfe  ihren  unterdrückten  Brüdern  in 
Mazedonien  die  Freiheit  geben  könne. 

Eine  gewisse  innere  Reorganisation  der  Balkanstaaten  ging  ihrem  Bunde 
voran;  die  Bulgaren  haben  als  erste  seit  der  Begründung  ihres  Staates  an 
der  Ausbildung  eines  starken  Heeres,  einer  Militärmacht,  die  sich  auf  eine 
straffe  Verwaltung,  vorzügliche  Schulen  und  zielbewußte  Pflege  materiellen 
\¥ohlstandes  zu  stützen  vermochte,  gearbeitet.  Serbien  ward  lange  von 
inneren  Kämpfen  zerrissen,  aber  die  Demütigung  des  Jahres  1908,  die  ihm 
von  Österreich  zuteil  wurde,  ließ  alle  Parteien  in  dem  Wunsche  nach  einer 
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Stärkung  der  nationalen  Kraft  sich  einen.  Griechenland,  noch  vor  wenigen 
Jahren  vom  Kampf  zwischen  der  Armee  und  der  Volksvertretung  zerrissen, 
fand  in  dem  genialen  Staatsmann  Venizelos  gleichfalls  einen  Erneuerer  seiner 
nationalen  Einheit,  einen  Reformator  seiner  Verwaltung. 

All  das  soll  nunmehr  seine  Krönung  in  der  Schaffung  einer  neuen  Groß- 
macht finden;  wie  vor  50  Jahren  die  Staaten  der  Apenninenhalbinsel  sich 
zu  einem  einheitlichen  Staatengebilde  zusammenschlössen,  soll  nun  auch 
in  der  benachbarten  Balkanhalbinsel  ein  geordneter  Staat  an  Stelle  einander 
befehdender  Kleinstaaten  treten. 

Mag  auch  die  Umgebung  Konstantinopels,  mag  auch  Albanien  von  ihrem 
Bereiche  ausgeschlossen  bleiben,  mag  auch  diese  Entwicklung,  statt  direkt 
ihr  Ziel  zu  erreichen,  durch  Jahre  oder  vielleicht  Jahrzehnte  bei  einer  Etappe 
auf  halbem  Wege  stehen  bleiben,  die  mazedonische  Frage  selbst  bleibt  außer- 
halb dieser  Schwierigkeiten;  die  christlichen  Rajas  werden  keinem  mohamme- 
danischen Gutsherrn  mehr  zu  frohnden,  keine  türkischen  Beamten  mehr 
zu  bestechen  haben,  vor  keiner  türkischen  irregulären  Truppe  mehr  um  Leben 
und  Eigentum  zittern  müssen.  Sie  verdanken  dies  Resultat  ihrer  eigenen 
revolutionären  Kraft  und  der  Kraft  ihrer  Brüder,  die  einige  Jahrzehnte 
vorher  befreit  wurden;  die  logische  Lösung  einer  Frage,  die  durch  Jahrzehnte 
den  verschiedenartigsten  unlogischen  Zwitterlösungen  unrettbar  verfallen 
schien. 

V.  ARMENAK:  DIE  TÜRKISCHE  KRISE. 


ENN  auch  der  Frieden  zwischen  der  Türkei  und  den  Balkan- 
staaten die  türkische  Herrschaft  in  Europa  auf  ein  Bruchstück 
des  alten  Besitzes  beschränken  wird,  so  bleibt  doch  ein  großes 
türkisches  Reich  noch  in  Asien  bestehen  mit  gewichtigen  Ent- 
^yicklungsproblemen. 

Der  wichtigste  Gegensatz,  der  nach  Beseitigung  der  äußeren  Schwierig- 
keiten neu  aufleben  wird,  gipfelt  in  der  Frage :  Soll  der  Versuch  der  um  das 
Komitee  „Einigung  und  Fortschritt'*  gescharten  Jung- 
türken, einen  türkischen  Nationalstaat  mit  straff  zentrahsierter  Verwaltung 
und  möglichster  Assimilierung  der  anderen  Völkerstämme  zu  schaffen,  weiter- 
geführt werden,  oder  soll  das  Programm  der  liberalen  Partei  mit  ihrer  Forderung 
des  Föderalismus  unter  möglichster  Wahrung  der  Sonderrechte  der  nicht- 
türkischen  Bewohner  des  Reiches,  das  ja  in  der  derzeitigen  Regierung  manche 
Anlehnung  findet,  zur  Geltung  kommen?  Gewiß  wird  das  Problem  nach 
der  Beendigung  der  derzeitigen  Krise  ein  anderes  sein  als  vor  ihr.  Zugunsten 
der  zentrahstischen  These  muß  es  wirken,  daß  die  albanischen  und  bulgarischen 
Volkselemente,  welche  der  Zentralisierung  und  Assimiherung  durch  die 
herrschende  türkische  Nationalität  am  allerschär fsten  widerstrebten,  nun- 
raehr  dem  türkischen  Staate  nicht  mehr  angehören  werden.  Die  Türken 
werden  in  den  verbleibenden  Gebietsteilen  einen  starken  Bruchteil  der  Be- 
völkerung, die  Mohammedaner,  eine  große  Mehrheit  bilden. 

Andererseits  werden  die  Freunde  des  Föderalismus  darauf  hinweisen 
können,  daß  der  Versuch,  die  nichttürkischen  Volksstämme  zu  unterdrücken, 
zu  der  schweren  Reichskrise  geführt  habe,  und  daß  nur  eine  entschlossene 
Abkehr  von  dieser  Politik  die  Wiederkehr  einer  gleichen  Krisis  von  der  Seite 
des  armenischen  oder  des  arabischen  Volkes  verhindern  könne. 
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Über  all  dem  breitet  sich  der  Schleier  der  Zukunft;  immerhin  mag  ea 
zum  Verständnis  dieser  Frage  beitragen,  wenn  wir  den  Stand  des  Problems, 
wie  es  sich  vor  dem  Kriege  entwickelt  hatte,  rückschauend  zusammenfassen. 

Die  Zentralisten  haben  die  These  vertreten,  daß  nur  eine  Zu- 
sammenfassung des  Rassengemisches  auf  türkischem  Boden,  die  Schaffung 
eines  gemeinsamen  Staatsideals  ein  kraftvolles  modernes  Staatswesen  be- 
gründen könne.  Die  herrschende  türkische  Nation  sei  berufen,  ihre  Eigenart 
den  unterworfenen  Völkern  aufzuzwingen  und  so  den  Typus  eines  otto- 
manischen Bürgers  zu  schaffen.  In  allen  anderen  kraftvollen  Staaten  habe 
man  das  gleiche  versucht;  wo  es  nicht  getan  sei,  siechen  die  Völker  dahin. 

Seien  auch  heute  die  Völker  des  Reiches  von  ganz  verschiedenen  Idealen 
erfüllt,  so  werden  doch  die  gemeinsame  Schule,  der  gemeinsame  Militär- 
dienst, der  gemeinsame  Gebrauch  der  politischen  Rechte  zum  mindesten 
die  heranwachsende  Generation  zu  ottomanischem  Staatsbewußtsein  er- 
ziehen. 

Hierauf  erwiderten  die  Föderalisten,  daß  der  Eigenwille  der 
verschiedenen,  im  türkischen  Reich  zusammengefaßten  Völkerschaften  zu 
groß  sei,  als  daß  der  Versuch  einer  Entnationalisierung  derselben  gelingen 
könne.  Die  türkische  Schule  sei  den  Schulen  der  einzelnen  Nationen  gegen- 
über minderwertig;  sie  könne  die  ihr  von  den  Zentralisten  zugedachte  Rolle 
nicht  erfüllen.  Die  türkische  Schrift  sei  zu  arm,  um  den  anderen  Völkern 
als  höherwertig  zu  erscheinen;  das  türkische  Volk  habe  während  einer  der 
jahrhundertelangen  Geschichte  niemals  irgendwelche  Begabung  zur  Assi- 
milierung unterworfener  Völker  gezeigt,  die  einzige  Möghchkeit  für  den  Fort- 
bestand des  türkischen  Reiches  liege  in  der  vertrauensvollen  Mitarbeit  der 
einzelnen  Völker,  und  diese  sei  nur  durch  Gewährung  einer  weitgehenden 
Selbstverwaltung  zu  gewinnen. 

Der  unparteiische  Beobachter  muß  dieser  Antithese  gegenüber  fest- 
halten, daß  eine  Regierung  nach  klaren,  vereinheitlichten  Prinzipien  nur 
in  einem  Gemeinwesen  möglich  sei,  dessen  Mitgheder  dieselben  Bedürfnisse 
und  Interessen,  dieselben  Ideale  besitzen.  Die  Jungtürken  haben  eine  ge- 
fährliche Utopie  vertreten,  als  sie  sich  der  Hoffnung  hingaben,  Völkerschaften 
von  vollkommen  verschiedener  Artung,  welche  durch  keine  Gemeinschaftlich- 
keit der  Abstammung,  der  Lebensweise,  des  nationalen  Ideals,  der  Welt- 
auffassung zueinander  gezogen  werden,  einander  anzugleichen;  der  stolze 
Araber  der  Wüste  und  der  fleißige  und  intelligente  Armenier,  der  konservative 
Bauer  Kleinasiens  und  der  bewegliche  Grieche  der  Küsten  und  Inseln  können 
nicht  nach  gleichen  Gesichtspunkten  regiert  werden. 

Die  türkische  Rasse  besitzt  wohl,  mag  ihr  Unglück  der  letzten  Zeit  auch 
das  Gegenteil  meinen  lassen,  eine  starke  militärische  und  pohtische  Begabung, 
aber  die  Befähigung  zu  kulturellem  Schaffen,  zum  Aufbau  geistiger  Werte 
und  materiellen  Wohlstandes  fehlt  ihr.  Sie  hat  ihre  höchste  äußere  Blüte 
dort  erreicht,  wo  sie  andere  Völker  mit  dem  Schwerte  unterwarf  und  von 
deren  Fleiße  zu  leben  vermochte.  Gerade  dies  wird  ihr  in  den  Gebieten, 
die  ihr  noch  verbleiben,  schwerer  denn  je  gemacht  werden,  und  damit  wird 
die  absolute  Vorherrschaft  des  türkischen  Volkselementes  im  türkischen 
Reiche  noch  schwerer  als  bisher  aufrechtzuerhalten  sein;  damit  aber  fällt 
auch  die  Möglichkeit  straffer  Staatseinheit  fort. 

Man  hat  auch  von  der  Möghchkeit  der  Rassenkreuzung,  welche  einen 
von  der  türkischen  Rasse  abweichenden  neuen  Volkstyp  schaffen  würde, 
gesprochen:  eine  Utopie;  die  mohammedanische  Religion,  Herrin  des  Volks- 
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gewißsens,  steht  dem  starr  entgegen.  Sie  mag  wohl  unter  gewissen  schwer  zu 
erreichenden  Bedingungen  die  Ehe  des  Mohammedaners  mit  der  christlichen 
Frau  gestatten,  insoweit  der  mohammedanische  Glaube  der  Kinder  sicher- 
gestellt wird,  aber  sie  verfolgt  mit  unerbittlicher  Rache  die  mohammedanische 
Frau,  welche  den  Gedanken  einer  Heirat  mit  einem  Nichtmohammedaner 
ins  Auge  faßt. 

Auch  die  Verschmelzung  der  mohammedanischen  Völker  ist  eine  Unmög- 
lichkeit; mögen  sie  sich  auch  im  Angesicht  eines  äußeren  Feindes  zusammen- 
schließen, sowie  der  Friede  wiedergekehrt  ist,  werden  sie  den  inneren  Kampf 
wieder  beginnen,  insolange  das  herrschende  Volk  sein  Herrenrecht  weiter 
geltend  macht  und  damit  die  Unterworfenen  stets  erbittert,  durch  seine 
parteiische  Verwaltung  kein  frohes  Staatsbürgergefühl  bei  den  Nichttürken 
aufkommen  läßt.  —  Mögen  auch  die  eigenwilligsten  unter  den  Mohamme- 
danern des  Reiches,  die  Albaner,  aus  dem  Staatskörper  ausgeschieden  werden, 
auch  die  Araber  werden  zweifellos  trotz  der  Gleichheit  der  Religion,  die  sie 
mit  den  Türken  verbindet,  deren  Joch  in  Zukunft  nicht  wilHger  auf  sich 
nehmen  als  in  der  Vergangenheit. 

Wenn  jedoch  der  aufrichtige  und  ernste  Versuch  gemacht  würde,  alle, 
auch  die  nichttürkischen  Elemente,  zu  wahrer  Gleichheit  vor  dem  Gesetz, 
zu  wahrer  Teilhaberschaft  an  der  Regierung  des  Staates  heranzuziehen,  durch 
Aufgabe  der  türkischen  Staatsreligion  auch  die  Armenier,  Griechen  und  christ- 
lichen Araber  mit  dem  Bewußtsein  gleichen  Rechtes  zu  erfüllen,  wenn  endlich 
die  türkische  Rasse  selbst,  durch  so  viel  Unglück  belehrt,  sich  zu  einem  auf- 
richtigen Versuche  der  Reform  ihrer  Sitten,  vor  allem  der  Reform  ihrer 
Familienverfassung,  der  Hebung  ihrer  Frauen  verstehen  sollte,  dann  mag  auf 
asiatischem  Boden  eine  neue  Kräftigung  des  Reiches  erfolgen. 

Die  Türkei  hat  nunmehr,  da  sie  Mazedonien  und  Albanien  verloren, 
die  Aufgabe,  Armenien  und  Syrien,  Yemen  und  Arabien  zu  bewahren;  auch 
der  Siegespreis  dieses  Kampfes  lohnt  einen  gewichtigen  Einsatz.  Der  Erfolg 
ist  noch  möglich,  wenn  all  den  Völkern,  welche  auf  türkischem  Boden  wohnen, 
die  nationale  Autonomie  gegeben  und  die  Verwaltung  des  Reiches 
auf  die  freigewollte  Zusammenarbeit  all  dieser  Völkergruppen  aufgebaut 
wird. 
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UFRUF  serbischer  Frauen  an 
das  deutsche  Volk*):  Die 

gegenwärtige  Stunde  ist  für 
\mser  Volk  eine  der  entscheidungs- 
reichsten der  Geschichte. 

Nachdem  wir  im  Laufe  des  vorigen 
Jahrhunderts  durch  stets  erneute  An- 
strengungen unser  Recht  zu  leben 
erwirkten,  vollenden  wir  jetzt  durch 
eigene  Kraft  und  mit  Gottes  Hilfe 

*)  Wir  geben  diesen  Aufruf  als  interes- 
santes Dokument  der  in  Serbien  herrschen- 
den Anschauungen.  D.  Red. 


das  Werk  der  Erneuerung  und  der 
Befreiung. 

Zugleich  nehmen  wir  und  unsere 
Verbündeten  von  Europa  den  Alb- 
druck  jener  stets  bedrohlichen  imma- 
nenten „Balkanfrage". 

Nun  aber,  da  das  Ziel  so  nahe 
scheint,  die  ersehnte  Kampfesruhe 
winkt  und  wir  in  ruhiger  Arbeit, 
allen  Bürgern  zum  Segen,  das  Ver- 
trauen der  zivilisierten  Nationen,  das 
uns  erhob,  rechtfertigen  möchten, 
richtet  sich  plötzhch  ein  Hindernis  auf ; 
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wenn  es  nicht  beseitigt  wird,  sind  die 
Früchte  unseres  langen  und  schmerz- 
vollen Ringens  auf  immer  verloren. 

Unser  ganzes  bisheriges  Dasein 
war  auf  das  Wohlwollen  unserer  Nach- 
barn angewiesen,  sowohl  des  türki- 
schen als  auch  des  österreichischen. 
Nie  hatten  wir  den  Schlüssel  zu 
unserem  Hause  in  Händen.  Niemals 
haben  wir  eine  volle  und  ganze  Un- 
abhängigkeit gekannt.  Bis  zu  diesen 
Tagen  lebten  wir  in  ständiger  Angst, 
erstickt  zu  werden. 

Während  jeder  billig  Denkende, 
das  Unhaltbare  unserer  Lage  er- 
kennend, mit  Freuden  unsere  Trup- 
pen ans  Meer  schreiten  sah,  wurden 
unserer  Aktion  auf  einmal  falsche 
Beweggründe  unterschoben,  ein 
diplomatisches  Veto  entgegengestellt, 
das  einer  Gesinnung  entsprang,  der 
Worte  zu  leihen  aus  Gründen  morah- 
schen  Prestiges  unmöglich  war.  ■ — 
Serbiens  Zukunft  wollte  man  unter- 
binden, auf  daß  es  schwach  und  ab- 
hängig bleibe;  der  Welt  aber  sagte 
man :  „Die  Integrität  der 
albanischen  Nation  soll 
•gewahrt  bleiben"  — Öster- 
reich sagte  dies,  obgleich  ja  seine 
Existenz  auf  der  Negierung  eben 
dieses  Gedankens  voller  Unabhängig- 
keit jedes  Volksspiitters  aufgebaut  ist. 
„Die  Adria  ist  euch  auf  ewig  ver- 
wehrt*', sagt  uns  derselbe  Staat, 
sagte  es  zu  uns  Serben,  während 
dieses  Meer  an  seinen  Küsten 
unsere  ersten  Niederlassungen  ent- 
stehen, seit  Jahrhunderten  außer  den 
Italienern  nur  Leute  unserer 
Rasse  an  seinen  Ufern  wohnen  sah. 

Unsere  Sache  wird  jedenfalls  dem 
europäischen  Tribunal  vorgelegt  wer- 
den, und  die  Großmächte  werden  ihr 
Urteil  abgeben.  Alle  werden  er- 
kennen, daß  uns  eine  unbedingte 
Notwendigkeit  treibt,  den  freien  Zu- 
gang zum  Meere  zu  fordern.  Steht 
das  einmal  fest,  so  ist  eine  doppelte 
Lösung  möglich:  der  Zugang  zum 
Ägäischen  oder  Adriatischen  Meer  ? 


Wenn  der  gewünschte  Durchbruch 
nach  dem  Ägäischen  Meer  hin  ge- 
schehen könnte,  schwänden  alle 
Schwierigkeiten  von  selber.  Jedoch 
neben  manchen  anderen  halten  zwei 
machtvolle  Gründe  uns  von  dieser 
Lösung  zurück.  Erstens  verbietet 
uns  das  mit  unseren  Verbündeten 
geschlossenes  Abkommen,  diesen  Aus- 
gang zum  Meere  anzustreben;  aber 
auch  wenn  dieses  Hindernis  nicht 
bestünde,  würde  doch  der  Zugang 
zumÄgäischen  Meere  nicht  den  vitalen 
Interessen  unseres  Staates  ent- 
sprechen. 

Dieses  Tor  führt  in  der  Tat  gerade 
nach  Süden,  während  die  ganze  Be- 
wegung unseres  Handels  nach  Westen 
und  Norden  zu  gerichtet  ist.  Es 
würde  also  einen  Umweg  von  mehr 
als  500  km  nach  Süden  erheischen 
und  würde  dieser  durch  eine  fast 
ebenso  große  Strecke  verdoppelt 
werden,  um  Italien,  unseren  wich- 
tigsten Kunden,  zu  erreichen. 

Dem  Zeitverlust  würde  sich  eine 
empfmdUche  Erhöhung  der  Trans- 
portspesen zugesellen  und  vor  allem 
die  Gefahren  eines  weiten  Transportes 
in  heißem  Klima,  wo  doch,  wie  man 
weiß,  das  Vieh  und  seine  Produkte 
den  Hauptbestandteil  unserer  Volks- 
wirtschaft bilden. 

Der  Weg  über  die  Adria,  kurz, 
direkt  und  der  Hauptstrecke  nach 
von  Bewohnern  unserer  Rasse  ein- 
gesäumt, läßt  keine  Wahl.  Nur  das 
letzte  Stück  durchschnitte  albanesi- 
sches  Gebiet. 

Als  aber  unsere  Truppen  durch 
Albanien  zogen,  stießen  sie  nicht 
nur  auf  keine  Feindseligkeiten,  son- 
dern sie  wurden  von  diesem  keines- 
wegs als  gastfreundhch  bekannten 
Volksstamm  aufs  wärmste  empfangen. 

Man  hat  uns  zugemutet,  daß  wir 
Eroberungsabsichten  hätten,  und  doch 
war  unsere  Absicht  rein,  wir  ge- 
dachten, an  jenem  in  nationaler  Hin- 
sicht amorphen  Volk  ein  Erziehungs- 
werk zu  tun;  der  nationale  Auf- 
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Schwung  unseres  Landes  machte  uns 
für  die  Erkenntnis  der  Bedürfnisse 
aller  bedrückten  Völker  empfäng- 
lich. Wir  konnten  diese  unsere  Ge- 
vsinnung  nicht  klarer  dartun,  als  indem 
wir  jeglicher  territorialen  Expansion 
am  Meere,  dort,  wo  sie  albanisches 
Gebiet  in  Mitleidenschaft  zöge,  feier- 
lich entsagten.  Es  genügt  uns,  wenn 
uns  ein  Streifen  Erde  überlassen 
wird,  nur  so  breit,  daß  der  freie 
Durchzug  bis  zum  serbischen  Hafen 
an  der  Küste  gewährleistet  sei. 

Das  ist  die  einfache  Forderung, 
von  der  eine  ganze  Nation  ihre  Zu- 


kunft, ja,  ihre  Existenz  abhängen 
fühlt.  Gegenüber  den  mehr  oder 
weniger  zugegebenen  egoistischen 
Interessen  des  großen  Nachbarstaates 
wie  auch  gegenüber  der  übertriebenen 
Skrupel  für  die  Behütung  einer  nur 
fiktiven  nationalen  Integrität  können 
wir  uns  auf  den  Wahrspruch  eines 
großen  Staatsmannes  berufen. . .  „Eh 
sind  Männer,  die  ein  Recht  zu  leben 
haben,  da  sie  so  gut  sterben  können". 
Für  den  Nationalbund  serbischer 
Frauen : 

Die  Präsidentin: 
Cath.  M.  Milovouk. 
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ER  Verein  „Deutsches  Zei- 
tungs- Archiv«  wird  mit 
Beginn  des  neuen  Jahres 
seine  Arbeit  aufnehmen.  Als  die 
Frucht  mehrjähriger  Vorarbeiten 
an  denen  sich  hervorragende  Ver- 
treter der  Journalistik,  der  politi- 
schen und  der  gelehrten  Welt  be- 
teiligten, fand  das  Unternehmen  schon 
im  Entstehen  das  Interesse  weitester 
Kreise.  Seine  grundlegende  Be- 
deutung liegt  darin,  daß,  wie  die 
Erfahrung  lehrt,  die  Tagespresse  eine 
Fülle  von  Material  enthält,  das,  über 
das  Tagesinteresse  hinausgehend,  von 
erhebücher  Bedeutung  für  die  poli- 
tische, soziale,  wirtschaftliche  und 
kulturgeschichtliche  Information  ist. 
Bei  dem  Mangel  geeigneter  Ein- 
richtungen zur  Aufbewahrung  und 
Erschließung  dieses  Materials  ergibt 
sich  die  Notwendigkeit,  eine  Zentral- 
stelle zu  schaffen,"  die 

1.    aus  der  Fülle  des  Materials 


den  das  Tagesinteresse  überdauernden 
Teil  aussondert, 

2.  über  dieses  Material  durch  täg- 
lich und  monatlich  erscheinende  zu- 
sammengefaßte systematische  Aus- 
züge nebst  Jahresregister  laufend 
orientiert, 

3.  die  Zeitungen  aufbewahrt,  da- 
mit man  auch  nach  längerer  Zeit  noch 
auf  das  Original  zurückgreifen  kann; 

4.  von  Artikeln  aus  vergriffenen 
Zeitungsnummern  durch  Abschriften 
oder  auf  photographischem  Wege 
Kopien  beschafft. 

Diese  Forderungen  wird  das 
Deutsche  Zeitungs -Archiv  zunächst 
auf  dem  Gebiet  der  Wirtschaft,  Sozial- 
politik und  Politik  erfüllen,  um  dann 
allmählich  auf  Grund  der  gesammel- 
ten Erfahrungen  noch  andere  Wissens- 
gebiete einzubeziehen.  Im  einzelnen 
leistet  das  Archiv  dem  Journalisten 
und  jedem  im  öffentlichen  Leben 
Stehenden  durch  seine  täglich  er- 
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scheinenden  Auszüge  aus  der  Tages- 
presse wichtige  Dienste  dadurch,  daß 
es  schnell  und  verläßlich  über  die 
öffentliche  Meinung  in  den  drei 
wichtigsten  Gebieten  orientiert.  Dem 
Wissenschaftler,  dem  Kaufmann  und 
jedem  sozial  und  politisch  Inter- 
essierten gibt  es  in  seiner  monatlichen 
Ausgabe  mit  Jahresregister  einen 
Überblick  über  alle  Artikel  der  Tages- 
presse auf  seinem  Spezialgebiete. Dem 
Archivar  endUch  ermöglicht  es  eine 
Erweiterung  seines  Arbeitsgebietes 
auf  einen  Teil  der  Literatur,  der 
sich  bis  heute  ganz  oder  zum  größten 
Teil  seinem  Wirken  entzog.  Das  sind 
seine  Leistungen  in  der  Gegenwart. 
In  der  Zukunft  aber  wird  das  Deutsche 
Zeitungs -Archiv  dem  Kulturhisto- 
riker die  wichtigsten  Dokumente 
bieten. 

Bearbeitet  werden  täglich  über 
100  in  deutscher  Sprache  erschei- 
nende Blätter,  also  auch  österreichi- 
sche, schweizerische  und  deutsch - 
amerikanische.  Im  übrigen  wird  jeder 
den     Auf  nähme  f  orderungen  ent- 


Sprechende  Artikel  aufgenommen,  so- 
fern ein  Belegexemplar  übersandt 
wird. 

Es  ist  erfreulich,  daß  die  Grund- 
idee des  Deutschen  Zeitungs -Archivs 
eine  derartige  Werbekraft  besessen 
hat,  daß  es  möglich  war,  einen  Verein 
als  Träger  des  Unternehmens  zu 
bilden,  dem  sowohl  aus  den  Kreisen 
der  Journalistik  als  auch  des  Handels, 
der  Industrie  und  der  Wissenschaft 
erhebliche  finanzielle  und  moralische 
Förderung  wurde. 

Das  Zeitungs -Archiv  stellt  seinen 
Abonnenten  jede  einzelne  seiner  drei 
Abteilungen:  Wirtschaft,  Sozialpolitik 
und  Politik  zu  einem  Preise  von 
60  Mk.  für  die  Monatsausgabe  bzw. 
120  Mk.  für  die  tägliche  Ausgabe 
mit  Nachdrucksrecht  zur  Verfügung. 
Außer  diesen  drei  Abteilungen  ist  der 
gesamte  Stoff  noch  in  16  verschiedene 
Unterabteilungen  nach  Spezialge- 
bieten gegliedert,  die  einzeln  bezogen 
werden  können. 

L.  E.  Dillinser. 


MORAUSCHE^RECHTS- 
ENTWICKLUNG 

DIE  ROLLE  DER  GEWALT  IN  KONFLIKTEN  DES 
MODERNEN  LEBENS. 

Eine  Rundfrage. 
Antworten. 
II. 

Manuel  Ugarte  (eh.  Buenos  Aires) : 

u  unserer  Zeit  und  im  Lichte  der  Ideen  und  Gefühle,  die  uns  er- 
füllen, kann  die  Gewalt  nur  als  eine  veraltete  Ausdrucksform  der 
sozialen  Energie  und  Vitalität  gewertet  werden. 

Dennoch  ist  nicht  zu  verkennen,  daß  dieser  Prozeß,  mit  der  Zeit 


gehend,  eine  Entwicklung  durchgemacht  hat,  und  daß  er  im  19.  und  20.  Jahr 
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hundert  in  neuen  oder  früher  wenig  bekannten  Anwendungen  zur  Geltung  kam  . 
Statt  blutig  zu  sein,  ist  die  Gewalt  in  diesen  letzten  Zeiten  öfters  rein  morali- 
scher Natur  gewesen;  statt  von  den  Unterdrückern  nach  unten  zu  wirken, 
ist  sie  öfters  von  den  unterdrückten  Völkern  nach  oben  geschleudert  worden 
und  anstatt  den  freien  Aufschwung  der  Rasse  zu  hemmen,  war  sie  in  gewissen 
Augenblicken  ein  Modus,  um  ihn  zu  beschleunigen  und  zu  erweitern.  Und 
wie  die  Leidenschaften,  die  Gefühle  und  die  Handlungen  —  weit  davon 
entfernt,  eine  unveränderliche  Bedeutung  zu  haben  —  gut  oder  schlecht 
sind,  je  nach  den  Umständen,  die  zu  ihnen  gehören,  und  dem  Ziel,  das  wir 
mit  ihnen  verbinden,  darf  man  wohl  vor  der  gänzlichen  Verdammung  der 
Gewalt  haltmachen. 

Bei  dem  heutigen  Stand  der  Zivilisation,  wenn  wir  nicht  das  Ideal, 
das  uns  begeistert,  sondern  die  Wirklichkeiten,  die  uns  gefangen  halten, 
betrachten,  würde  der  absolute  Gewaltverzicht  der  Altruisten,  der  Entrechteten, 
der  Intellektuellen,  der  zur  Verteidigung  weniger  Vorbereiteten  wie  der 
zur  Reinigung  des  sozialen  Zustandes  am  best  Begabten  höchst  wahr- 
scheinlich eine  bedrohliche  Rückkehr  der  Vergangenheit  und  ihrer  Barbarei 
bedeuten. 

Ich  will  damit  nicht  sagen,  daß  Gewalt  und  Gewalt  zweierlei  sei,  die 
gute,  die  uns  begünstigt,  und  die  schlechte,  die  uns  schädigt.  Aber  es  ist 
unleugbar,  daß  die  Gewalt,  die  ein  kleines  Volk  gebraucht,  um  sich  der  Ver- 
nichtung seiner  Nationalität  zu  widersetzen,  einen  anderen  Charakter  hat 
als  jene,  die  ein  Staat  gebraucht,  um  es  zu  verschlingen,  und  daß  die  Gewalt 
der  Arbeiter,  die  durch  einen  Streik  der  Schmälerung  ihrer  Interessen 
entgegentreten,  nicht  zur  Ordnung  jener  Gewalttaten  gehört.  Zu  unter- 
scheiden wäre  die  offensive  von  der  defensiven  Gewalt,  welch  letztere 
in  gewissen  Fällen  der  Schutzwall  verkannter  Rechte  ist  und  aus  dem  Ver- 
teidigungsarsenal der  Menschheit  nicht  ausgeschieden  werden  kann,  solange 
nicht  die  erstere  aus  der  menschlichen    Gesellschaft    verschwunden  ist. 

Aber  auch  die  Gewalt  der  Verteidigung  kann  nur  als  ein  vorübergehender 
Faktor  angesehen  werden  und  darf  nur  bei  größter  Überlegung  und  in  den 
äußersten  Fällen  Anwendung  finden.  Solange  unter  den  gegnerischen  Par- 
teien, handle  es  sich  nun  um  persönliche,  nationale  oder  internationale  Fragen, 
der  gute  Wille  herrscht,  solange  werden  die  friedlichen  Mittel  der  Aussöhnung 
und  des  Schiedsgerichtes  immer  die  erfolgreichsten  sein  und  dem  Geist  unseres 
Jahrhunderts  am  besten  entsprechen. 

Die  Gewalt  kann  heute  nur  mehr  als  ein  Mittel  gelten,  um  Gewalt  nieder- 
zuwerfen. 


Edmond  Briat,  Arbeiterdelegierter  im  französischen  Arbeits- 
beirat, Paris: 

Der  Streik  sollte  als  Aufhebung,  nicht  als  Bruch  des  Arbeitskontraktes 
gelten. 

Als  Gegner  der  Gewalt  bin  ich  für  die  friedhche  Regelung  von  Kon- 
flikten.   Der  Weg  dazu  ist  das  obligatorische  Schiedsgericht. 

Dieses  Schiedsgericht  wäre  zur  Hälfte  aus  Arbeitgebern  oder  gewesenen 
Arbeitgebern  und  zur  Hälfte  aus  Arbeitern  oder  gewesenen  Arbeitern  zu- 
sammenzusetzen. 
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Im  Fall  der  Stimmengleichheit  hätte  der  Schiedshof  gemeinsam  einen 
Obmann  zu  wählen,  dessen  Stimme  den  Ausschlag  gibt. 

Um  rechtlich  anerkannt  zu  werden,  dürfte  ein  Streik  nur  nach  einer 
geheimen  Abstimmung  erklärt  werden. 

Wenn  die  Mehrheit  sich  für  den  Streik  erklärt,  ist  die  Fabrik  zu  schheßen 
bis  zum  Augenblick,  da  die  Mehrheit  Minderheit  wird. 

Um  die  Streikdauer  so  kurz  als  möglich  zu  machen,  verpflichtet  das 
Gesetz  Unternehmer  imd  Arbeiter,  sich  dem  Schiedsspruch  unterz?j ordnen, 

Payen-Payne,  London: 

Meiner  Ansicht  nach  ist  die  Zuflucht  zur  Gewalt  bei  der  Entscheidung 
von  Konflikten  nur  sehr  selten  gerechtfertigt  oder  ratsam;  sie  ist 
es  dort,  wo  ein  Volk  sich  gegen  die  Eroberung  durch  ein  anderes  Volk  in 
legitimer  Selbstverteidigung  zur  \¥ehr  setzt,  genau  so,  wie  der  einzelne  Mensch 
berechtigt  ist,  sein  Leben  gegen  einen  Mörder  zu  verteidigen. 

Dagegen  werden,  wenn  wir  auf  dem  Wege  des  Fortschritts  genug  weit- 
gekommen  sind,  schiedsrichterUches  Verfahren  und  Beweisgründe  mächtig 
genug  sein,  um  das  Übergewicht  der  rohen  Gewalt  aufzuheben. 

*  * 

Abbe  Paul  Naudet,  Professor  am  College  libre  des  Sciences- 
sociales,  Paris. 

Alle  die  Fragen,  die  Ihr  Rundschreiben  stellt,  auf  einmal  zu  beantworten, 
fehlt  mir  die  Muße.  Ich  will  aber  versuchen  in  einem  einzigen  Punkt  gründlich  zu 
sein.  Ich  glaube,  daß,  was  den  Streik  anbelangt,  die  Gewalt  kein  notwendiger 
Fortschrittsfaktor  ist.  Zugegeben,  „der  starke  Ton"  hat  manchmal  Erfolg; 
aber  es  ist  dies  die  Ausnahme.  Die  Gewalt  kann  manchmal  den  Aus- 
schlag geben,  ist  aber  nicht  unersetzlich  und  erreicht  nur  dort  etwas,  wo  auch 
ohne  sie  erreicht  worden  wäre,  vielleicht  weniger  schnell,  aber  nur  desto 
sicherer.  Ich  bin  also  Anhänger  des  Streikrechts,  zugleich  aber  auch  für  seine 
gesetzliche  Begrenzung.  So  legitim  an  sich  eine  Einrichtung  auch  sei,  darf 
sie  doch  nicht  ihrerseits  die  Quelle  von  Ungerechtigkeit,  Unordnung  und 
Anarchie  werden.  Wenn  es  unzulässig  ist,  daß  ein  Unternehmer  über  Nacht 
seine  Fabriken  schließe  und  seine  Leute  auf  die  Gasse  werfe,  so  ist  es  nicht 
weniger  unzulässig,  daß  die  Arbeiter  nach  ihrem  Beheben  plötzHch  gemeinsam 
von  der  Arbeit  laufen  können,  unbekümmert  um  die  Folgen,  die  diese  plötz- 
liche Unterbrechung  für  den  Brotherrn  und  für  die  Gesamtheit  hat.  Es  liegt 
ein  scheinbarer  Gegensatz  darin,  daß  weder  einer  übermächtigen  Kapitals- 
macht Hunderttausende  von  Individuen  schutzlos  überlassen  sein  sollten, 
noch  auch,  daß  eben  diese  Hunderttausende  von  Individuen,  wenn  sie  ihren 
Vorteil  darin  ersehen,  in  kurzer  Wallung  das  gesamte  Wirtschaftsleben  auf 
den  Kopf  stellen  dürfen.  Diesen  Gegensatz  auszusöhnen,  müssen  klare, 
gesetzliche  Bestimmungen  geschaffen  werden,  ähnlich  wie  ja  sogar  der  Krieg 
ein  Kriegs  recht  anerkennt.  Gewiß  wäre  die  Frage  viel  leichter  zu  lösen, 
jeder  einzelne  sein  Tagewerk  nicht  bloß  auf  den  Nutzen  hin  ansehen  wollte, 
den  er  daraus  zieht,  sondern  den  es  der  Gesamtheit  bringt.  Aber  ein  der- 
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artiger  Gesichtspunkt  ist  von  unseren  Zeitgenossen  nicht  zu  verlangen,  die  ja 
im  IndividuaHsmus  so  tief  darin  stecken. 

Seit  einigen  Jahren  haben  Länder,  wie  England,  Kanada,  Belgien  und 
Italien,  dem  Beispiel  Australiens  folgend,  versucht,  die  Streikerklärung 
gesetzlich  zu  regeln.  Gewiß  wünscht  man  diesen  Versuchen  den  besten  Erfolg. 
Eine  gewisse  Skepsis  läßt  sich  jedoch  nicht  unterdrücken.  In  meinem  Buch 
„Eigentum,  Kapital  und  Arbeit"  habe  ich  mich  zu  erklären  versucht.  Hier 
möge  mir  genügen,  darauf  hinzuweisen,  daß,  solange  die  arbeitende  Gesell- 
schaft nicht  organisiert  sein  und  nicht  ihren  Teil  von  Selbstherrlichkeit  haben 
wird,  um  ihr  eigenes  Leben  zu  leben  und  durch  ihr  Dasein  ihren  Angehörigen 
die  bestmögliche  Zukunft  zu  sichern,  wir  im  Argen  liegen  bleiben.  Heißt 
das,  daß  man  dem  Heft  das  Messer  nachwerfen  soll?  Keineswegs;  wenn  es 
unmögHch  sein  sollte,  das  Mehr  zu  gewinnen,  muß  man  das  Weniger  nehmen.  — 
In  Frankreich  gibt  es  bis  jetzt  einige  Einrichtungen,  sowohl  um  Konflikten 
vorzubeugen  als  auch^  um  sie  zu  schlichten;  so  die  Arbeiterausschüsse  und 
Einigungsämter,  bestehend  aus  Arbeitgebern  und  Arbeitern. 

Auch  das  französische  Gesetz  von  1892  über  Ausgleich  und  Schieds- 
gericht hat  gute  Resultate  erzielen  lassen;  doch  da  es  rein  beschwichtigend, 
nicht  vorbeugend  wirkte  und  oft  sehr  schwierige  Aufgaben  einer  wenig  ent  - 
sprechenden Richterschaft  übertrug,  bildet  das  spätere  Gesetz  vom  17.  Juli 
1908  einen  entschiedenen  Fortschritt.  Auch  dieses  könnte  noch  vervollkomm- 
net werden;  in  ernsteren  Fällen  könnte  an  noch  qualifiziertere  Behörden 
appelliert  werden  —  aber  alles  das,  Palhative. 

Meiner  Ansicht  nach  kann  nur  ein  gesetzhch  bekräftigtes  Zunft- 
wesen (Zunft  nicht  zu  verwechseln  mit  Gewerkverein  —  seit  Turgot  gibt 
es  in  Frankreich  keine  Zunft  mehr  — )  den  ersehnten  industriellen  Frieden 
bringen.  Ihm  käme  die  Obhut  über  die  Rechte  seiner  Glieder  zu,  die  wiederum 
seiner  Oberhoheit  unterstünden.  Die  Zunft  könnte  demnach  im  Notfalle 
auch  für  sie  haften.  Sie  ist  die  Beschließerin  des  kollektiven  Arbeitsvertrages, 
dessen  Stabilität  sie  verbürgt.  Vor  dieser  Wiedergeburt  der  Zunft 
aber  —  könnte  nicht  von  den  heute  bestehenden  Gewerkvereinen 
wenigstens  ein  Teil  dessen  verlangt  werden,  was  die  Zunft  der  Gesellschaft 
bieten  würde  ?  —  Für  den  Anfang  würde  es  genügen,  den  Gewerkschaften 
als  einziger  organisierter  Macht  —  neben  einer  tatsächlichen  gewerblichen 
Juridiktion  über  die  Arbeiter  —  die  gesetzliche  Vertretungsbefugnis  für  die 
Gesamtheit  der  GewerbemitgUeder  zuzuerkennen-  Sogar  das  Recht  könnte 
ihnen  beigegeben  werden,  alle  interessierten  Arbeiter  zur  Abstimmung  für 
und  gegen  den  Streik  aufzurufen.  Dann  allein  wäre  es  mögUch,  Maßregeln 
gegen  jene  zu  fordern,  die  der  Entscheidung  der  Mehrheit  auf  Niederlegung 
der  Arbeit  zuwiderhandeln.  Es  ist  unzulässig,  daß  die  außerhalb  des  Gewerk- 
vereins Stehenden  im  Augenblick  des  Kampfes  die  Pflichten  einer  Solidarität 
verleugnen,  deren  Nutznießer  sie  nach  geschlagener  Schlacht  sein  werden, 
wo  sie  selbst  doch  diese  Schlacht  durch  Erhöhung  des  patronalen  Wider- 
standes nur  verlängert  haben. 

Ich  glaube  nicht,  daß  beim  heutigen  Stand  der  Dinge  die  Verfolgung 
der  Streikbrecher  —  auch  ohne  Gewalt  —  gutgeheißen  werden  könne;  denn 
weder  den  Gewerkschaften  noch  den  Streikenden  kommt  es  zu,  die  Arbeit 
zu  untersagen;  indem  sie  keine  soziale  Macht,  keine  soziale  Autorität  dar- 
stellen, besitzen  sie  keine  rechtlichen  Zwangsmittel,  und  überhaupt  kann 
die  Geseflschaft  nicht  zulassen,  daß  einfache  Privatleute  ihr  eigene  Gerecht- 
same handhaben. 
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Aber  wenn  die  Gewerkschaft  schon  nicht  Einsprache  erheben  könnte 
während  des  Streiks,  und  wenn  die  Macht  und  Meinung  der  ÖffentUchkeit  zu- 
rückwiche vor  der  unmittelbaren  Einengung  dessen,  was  man  recht  fälschlich 
„die  Arbeitsfreiheit"  nennt  —  so  würde  doch  nach  der  Schlacht  nichts  ver- 
schlagen, die  Dissidenten  zur  Verantwortung  zu  ziehen  und  eine  Stufenleiter 
von  Strafen  aufzustellen  von  der  wöchentlichen  oder  monatlichen  Lohii- 
entziehung  an  bis  zum  ultimo  ratio  einer  zeitweisen  Außerdienststellung, 
die  —  wie  es  im  Falle  unwürdiger  Lehrer  geschieht  —  bis  zum  bleibenden 
Ausschluß  von  gewissen  Ämtern,  Rechten  oder  Privilegien  eines  Gewerbes 
gehen  könnte. 

*  * 
Dr.  Sakunoshi   Motoda,  Tokio: 

Ich  bin  nicht  der  Ansicht,  daß  die  Entscheidung  internationaler  oder 
anderer  Konflikte  durch  Gewalt  zu  geschehen  habe,  es  sei  denn  im  Falle 
der  Selbstverteidigung,  Noch  im  gegenwärtigen  Stadium  der  Zivilisation 
werden  oft  unvernünftige  Angriffe  gemacht,  um  das  Leben  anderer,  sei  es 
nun  das  von  Nationen  oder  Einzelmenschen,  zu  gefährden.  Nur  auf  solche 
Angriffe  hin  sind  Gewaltmittel  zur  Selbstverteidigung  zulässig. 

Das  einzig  mögliche  Mittel  zur  Entscheidung  von  Streitpunkten  ohne 
Gewalt  ist  die  Moral.  Keine  andere  willkürliche  Einrichtung  ist  imstande,  die 
entscheidende  Überlegenheit  physischer  Gewalt  aufzuheben.  Die  Entwicklung 
des  moralischen  Gewissens  sowohl  der  Gesamtheit  als  auch  des 
einzelnen  ist  daher  dasjenige,  was  nottut. 

Wilhelm  Börner,    Sekretär  der    österr.  ,, Ethischen  Gesell- 
schaft", Wien: 

Zunächst  einige  Bedenken  zum  Fragebogen  selbst: 
Ich  halte  es  nicht  für  zutreffend,  den  „Kampf  ums  Dasein''  mit  „Gewalt" 
gleichzustellen.  Es  ist  sehr  wohl  ein  „Kampf  ums  Dasein*'  ohne  Gewalt 
zu  denken  —  durch  reine  ,, Auslese  der  Tauglichsten"  nach  Prinzipien 
der  Gerechtigkeit^ — ,  wie  es  andererseits  vielfache  Gewalt  gibt, 
die  mit  „Kampf  ums  Dasein"  gar  nichts  zu  tun  hat. 

Weiter  sind  die  angeführten  Formen  der  Gewalt  keineswegs  erschöpfend, 
wie  das  ,,usw."  übrigens  schon  andeutet.  Der  Begriff  der  Gewalt  ist  bedeutend 
weiter  zu  fassen,  als  er  durch  die  genannten  Begriffe  umschrieben  wird.  Das 
ganze  Strafrecht  beruht  ja  auf  Gewalt;  auf  der  Gewalt  der  Gesellschaft  über 
den  einzelnen. 

Endhch  möchte  ich  bemerken,  daß  man  sehr  wohl  ein  Verteidiger  der 
Gewalt  sein  kann,  ohne  sie  deshalb  „als  das  beste  Mittel  zur  Entscheidung 
ökonomischer,  poHtischer  und  persönlicher  Streitpunkte"  ansehen  zu  müssen. 

Soviel  über  den  Fragebogen.  — 

Im  folgenden  will  ich  mich  nun  an  die  gestellten  Fragen  halten. 

1. 

Lynchjustiz  ist  eine  atavistische  Erscheinung,  die  ihrem  Wesen 
nach  der  Zivilisation,  Gerechtigkeit  und  Menschenwürde  ins  Gesicht  schlägt 
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und  durch  das  geordnete,  normative  Justizwesen  der  Kulturgemeinschaften 
ohnehin  ausgeschaltet  ist. 

Revolution  ist  ihrem  Wesen  nach  auflösend  und  zersetzend, 
während  die  positiven  Erfolge  nicht  mit  dem  geringsten  Grade  von  Bestimmt- 
heit vorauszusehen  sind.  Deshalb  ist  diese  Form  der  Gewalt,  eben  wegen 
ihrer  negativen  Tendenz  —  die,  wie  die  Geschichte  zeigt,  natürUch  mit 
positiven  Ergebnissen  sehr  wohl  vereinbar  ist  — ,  sittlich  verwerflich. 

Krieg  ist  der  Ausfluß  des  heute  bestehenden  anarchischen  Ver- 
hältnisses der  Staaten  zueinander  und  ist  einzig  und  allein  als 
Notwehr  gegen  meuchlings  geführte  Einbrüche  in  die  eigenen  Rechte  eines 
Staates  sittlich  gerechtfertigt. 

Das  Duell,  das  seinem  Ursprünge  nach  eine  Verirrung  des  kulturell 
rückständigen  Spaniens  ist,  entbehrt  jeder  ethischen  Basis  und  fristet  nur 
durch  gesellschaftliche  Vorurteile  und  geistige  Unselbständigkeit  weiter 
Kreise  sein  unwürdiges  Dasein. 

Der  Streik  nimmt  insofern  eine  Sonderstellung  ein,  als  er  nicht 
einen  aktiven,  sondern  einen  passiven  Gewaltakt  darstellt.  Dieser 
ist  als  Defensiv  mittel  sittlich  gerechtfertigt,  als  Offensivmittel  zu 
verpönen. 

3. 

Als  Ersatz  der  Kriege  sind  ständige,  internationale  Schieds- 
gerichte einzusetzen,  welche  hauptsächlich  den  Konflikten  vorzubeugen 
haben. 

Duelle  sind  durch  Ehrengerichte  zu  beseitigen,  denen  Männer 
und  Frauen  verschiedener  Berufe  und  verschiedener  sozialer  Schichten 
angehören  sollen. 

Den  Streiken  ist  durch  parteilose  Schiedsgerichte  vorzu- 
beugen, denen  durchwegs  uninteressierte  Persönlichkeiten  aus 
dem  Lager  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  anzugehören  haben. 

Im  allgemeinen  wird  die  Gewalt  in  dem  Maße  aus  dem  öffentlichen 
und  privaten  Leben  ausgeschaltet  werden,  in  dem  die  Konflikte  an  Ungerechtig- 
keit, Schärfe  und  egoistischer  Einseitigkeit  verlieren.  Der  sicherste  Weg, 
die  Gewalt  zu  beseitigen,  ist  demnach  die  Steigerung  des  Ge- 
rechtigkeits  -  und  Verantwortlichkeitsgefühles  und 
der  selbstlosen  Hingabe  an  soziale,  ideelle  Zwecke. 
Dieser  Weg  kann  aber  nur  angebahnt  werden  durch  eine  vertiefte 
sittliche  Erziehung  aller  Volkskreise  auf  rein 
humaner  Grundlage. 

Generalprokurator  Line  Ferriani,  Como: 

Unter  keiner  Form  entspricht  der  Würde  der  modernen  Menschheit 
die  Gewalt.  Denn  sie  ist  an  und  für  sich  ein  Überbleibsel  des  barbarischen 
Mittelalters. 

Das  große  Werkzeug  der  sozialen  Wiedergeburt  muß  die  Erziehung 

sein. 

Die  allgemeinen  Konflikte  zwischen  den  verschiedenen  Völkern  sind  durch 
internationale  Schiedsgerichte  zu  schlichten,  wie  es  mit  privaten  Streitig- 
keiten schon  lange  und  ausschließlich  durch  die  nationale  Gerichtsbarkeit 
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geschieht.  Die  Konflikte  zwischen  dem  Kapital  und  der  Arbeit  können  durch 
Lohnämter,  bestehend  aus  gewählten  Vertretern  aller  Klassen  und 
Interessen,  beigelegt  werden.  Auf  einer  wahrhaft  demokratischen 
Grundlage  hat  die   Gewalt   keinen  Platz  mehr. 


Alexandra  David,  Tunis: 

Im  Hintergrunde  jedes  der  sechs  Gesichtspunkte,  aus  denen  heraus 
die  Frage  gestellt  ist,  erscheint  das  Problem  des  individuellen  Daseins. 
Kann  der  Durst  nach  Leben,  Freude,  Wachstum,  Dauer,  den  jeder 
individualisierte  Organismus,  sei  er  Mensch,  soziale  Klasse,  Gesellschaft, 
Nation,  in  sich  trägt  —  kann  dieser  Durst  anders  als  durch  Aufsaugung 
anderer  Organismen  befriedigt  werden,  die  ihrerseits,  von  den  gleichen 
Instinkten  beseelt,  nach  Verminderung,  Unterwerfung  oder  Vernichtung 
des  Besiegten  zugunsten  des  Siegers  verlangen  ? 

Wie  auch  unser  Herz  sich  zusammenkrampft  beim  Anblick  der  Dramen, 
die  dieser  Kampf  entrollt  —  nicht  Gefühle  können  derartige  Fragen  ent- 
scheiden. Die  Wissenschaft  bestärkt  leider  nicht  unseren  Optimismus.  Die 
Naturbeobachtung  zeigt  uns  ein  großes  Schlachtfeld.  Welch  phantastischer 
Kampf  der  Mikroben  in  jeder  unserer  Zellen,  jedem  Blutkörperchen  in  uns 
selber  !  In  Wahrheit  widersteht  unser  Dasein  den  anstürmenden  Elementen, 
die  es  umgeben,  nur,  indem  es  ihnen  —  vernichtend  und  assimilierend  zu- 
gleich —  noch  mehr  nimmt,  als  sie  ihm  entziehen.  Der  Tag,  wo  das  Ver- 
hältnis sich  umkehrt,  wo  die  nachbarlichen  Leben  mehr  aus  uns  heraus- 
schöpfen, als  uns  abgeben,  ist  der  Zeitpunkt  des  Verfalles,  ist  die  Auflösung, 
ist  der  Tod. 

Was  Gesetz  ist  in  der  physischen  Welt,  kann  es  nicht  Gesetz  sein 
in  der  moralischen  Welt,  die  ja  aus  der  physischen  hervorgeht,  sie  zur  Grund- 
lage hat,  freilich  auch  wieder  auf  sie  zurückwirkt,  jedenfalls  aber  untrennbar 
mit  ihr  verbunden  ist? 

Wir  möchten  Ja  !  rufen,  möchten  die  Kraft  des  Geistes  der  Schwach- 
heit des  Fleisches  entgegenstellen,  möchten  für  uns  den  Titel  der  Überlegen- 
heit über  die  anderen  Wesen  fordern.  Aber  der  Geist  erscheint  uns  zu  sehr 
an  das  Gehirn  gebunden,  durch  das  wir  ihn  erkennen,  und  wir  sind  von 
dem  Wahne  genügend  geheilt,  eine  Kluft  zwischen  der  Natur  des  Menschen 
und  der  der  übrigen  Ausdrucksformen  organischen  Lebens  aushöhlen  zu 
wollen,  um  hier  kategorisch  zu  antworten. 

Eine  unbedingte  Verneinung  der  Möglichkeit,  an  Stelle  der  physischen 
Gewalt  Frieden  zu  setzen,  wäre  andererseits  ebenso  kühn,  wenn  nicht  noch 
weniger  gerechtfertigt.  Es  wäre  sogar  falsch  zu  behaupten,  daß  die  Gewalt 
nicht  langsam  und  allmählich  aus  dem  Kreise  menschlicher  Gemeinwesen 
ausscheide.  Der  Abstand  unserer  Sitten  von  denen  der  barbarischen  Zeiten 
braucht  nicht  aufgezeigt  zu  werden.  Sind  wir  besser  geworden,  im  über- 
tragenen Sinn  ?  —  Ich  würde  nicht  wagen  es  zu  entscheiden  und  um  diese 
Frage  handelt  es  sich  hier  auch  gar  nicht.  Aber  unsere  Nerven  haben  sich 
verfeinert,  wir  haben  etwas  von  unserem  Hang  zum  Tierischen  verloren, 
weil  wir  dem  Schmerz  empfindlicher  geworden  sind,  den  zu  umgehen,  wu' 
uns  mehr  bestreben.  Die  Vielgestalt  des  zivihsierten  Lebens  hat  uns  unsere 
Interessen  anders  auffassen  gelehrt.    Es  ist  erlaubt  zu  denken,  das  diese 
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selbst  sich  mehr  und  mehr  erleuchten  und  uns  dahin  führen  werde,  die  Gewalt 
als  dem  Endziel  (Wohlergehen  und  Glück),  das  wir  suchen,  schädlich^ 
zu  verschmähen. 

Vom  Moment  an,  wo  es  uns  gelungen  ist,  die  erste  und  natürlichste  Form 
der  Gewalt  unwesentlich  zu  machen:  die  Regelung  individueller  Uneinigkeiten 
durch  physischen  Kampf  beider  gegnerischen  Parteien,  dürfen  wir,  gestützt 
auf  diese  Tatsache,  die  Einschränkung  kollektiver  Gewaltausbrüche  anstreben. 

Der  Krieg  begann  damit,  ein  etwas  ausgedehnterer  individueller  Kampf 
zu  sein,  j  Man  schlug  sich  familienweise,  in  Stämmen  eines  Zweckes  willen, 
der  jeden  einzelnen  Kämpfer  anging.  Heut  ist  es  anders.  Die  Nationen  sind 
aus  heterogenen  Elementen  gebildet,  öfter  durch  die  Zufälligkeiten  der  Politik 
als  innere  Angleichung  verbunden;  die  Interessen  dieser  Bestandteile  können 
sich  tief  widersprechen.  Die  sozialen  Klassen  andererseits  sind  noch  viel 
weiter  von  einer  Interessengemeinschaft  entfernt. 

Man  hat  heute  aufgehört,  sich  für  Ideen  zu  schlagen;  die  internationale 
Politik  behandelt  nur  mehr  ,, Affären".  Jede  Staatsgewalt  kann  einem  Handels- 
haus verglichen  werden,  das  die  Prosperität  seiner  Firma  zu  steigern  und  der 
Konkurrenz  die  Stirn  zu  bieten  wünscht.  Dabei  gibt  es  in  jeder  Nation  eine 
bedeutende  Masse  Individuen,  die  nicht  oder  nur  ganz  geringfügig  an  den 
Einkünften  der  sozialen  Firma  beteiligt  sind,  so  daß  sie  aus  eigenem  Interesse 
wohl  nicht  ihr  Leben  daran  wagen  würden.  Während  aber  so  die  vielfach 
rein  konventionelle  Scheinnatur  der  nationalen  Solidarität  hervortritt,  läßt 
die  Notwendigkeit  der  internationalen  Solidarität  sich  immer  schärfer  erkennen. 
Eine  doppelte  Bewegung  setzt  ein,  Bande  lockern  sich  und  Bande  knüpfen 
sich,  und  eine  Interessenkreuzung,  moralisch  und  materiell,  gefolgt  von 
einer  Sympathiekreuzung,  macht  die  gewaltsame  Regelung  von  Konflikten 
immer  schwieriger,  da  unter  diesen  Bedingungen  eine  bedeutende  Anzahl 
der  Mitkämpfer  auf  beiden  Seiten  gestört  und  geschädigt  würde. 

Schon  leisten  die  Schiedsgerichte  der  Sache  des  Friedens  wichtige  Dienste, 
vor  allem  aber  sind  sie  ein  Fingerzeig  in  die  Zukunft,  da  die  gereifte  Einsicht 
der  Völker  eine  Methode,  die  heute  schon  erfolgreich  persönliche  Konflikte 
schlichtet,  auch  für  die  Schlichtung  kollektiver  Zwistigkeiten  zulassen  wird. 

Immerhin  muß  man  von  ihr  nicht  die  Abschaffung  des  Krieges  er 
warten,  solange  dieser  noch  von  den  Massen  ereduldet  wird  und  sie  noch 
den  Hintergedanken  nicht  aufgegeben  haben,  zu  ihm  ihre  Zuflucht  zu  nehmen. 

Die  Entwicklung  des  Friedensgedankens  ist  ganz  und  gar  eine  Erziehungs- 
frage. 

Die  Wirksamkeit  der  Gewalt  im  Klassenkampf  ist  anders  zu  beurteilen. 
Wir  kommen  damit  auf  jene  alte  Kampfform  zurück,  die  ich  oben  erwähnte, 
wo  der  Stamm  einen  anderen  Stamm  bekriegt,  um  Interessen  willen,  die  jeden 
einzelnen  Mann  direkt  angehen.  Die  Leidenschaften  sind  natürlich  lebendiger, 
und  es  ist  schwer,  hier  über  Instinkte  zu  richten.  Jedoch  erscheint  mir  die 
Idee,  durch  eine  gewaltsame  Auflehung,  die  Wegräumung  gewisser  Indi- 
viduen, eine  radikale  Umwandlung  der  sozialen  Be- 
ziehungen zwischen  den  Menschen  herstellenn  zu  können,  recht  ein- 
fältig. Die  Revolution  kann  den  Platz  verändern,  den  bestimmte  Elemente 
in  der  Gesellschaft  eingenommen  hatten,  kann  Reichtum  und  Macht  der 
einen  Kaste  einer  anderen  in  die  Hände  spielen,  aber  das  innere  Wesen  der 
Menschen  umändern,  das  kann  sie  nicht:  Jeder  soziale  Zustand  ist  der  Wider- 
schein der  ökonomischen,  politischen,  morahschen  oder  philosophischen 
Ansichten  derer,  die  ihn  geschaffen  haben  und  ihn  erhalten. 
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Der  Streik,  der  eine  Form  der  Revolution  ist,  in  der  die  List  die 
offene  Gewalt  ersetzt,  kann  gewiß  in  besonderen  Fällen  Erfolg  haben.  Aber 
Erfolg  worin?  ...  In  einer  Aufbesserung  der  Löhne  um  einige  Pfennige: 
diese  Pfennige  mögen  nicht  unwichtig  sein  für  die,  die  sie  errungen  haben, 
aber  wodurch  ändern  sie  die  Grundfesten  der  sozialen  Organisation,  die  Be- 
ziehungen zwischen  Arbeit  und  Kapital  und  die  Auffassung,  die  die  Mehrzahl 
der  Menschen  von  der  Rolle  des  Schiedsgerichts  und  von  dessen  wahrem 
Wesen  hegen? 

Die  Sabotage  ist  nur  eine  ausgeübte  Bosheit  oder  ein  Kampf- 
manöver von  höchst  beschränkter,  episodenhafter  Tragweite.  Die  Bosheit 
ist  öfters  sehr  vcrständUch,  und  das  Manöver  kann  von  vorübergehendem 
Interesse  sein,  aber  nie  kann  darin  ein  Weg  zu  irgendwie  großzügigen  Re- 
sultaten erblickt  werden. 

Auch  hier  wieder  kann  nur  die  Erziehung  mit  ihrem  Einfluß  auf  die 
Geistesrichtung  der  Arbeitermassen  etwas  bewirken.  Sie  sind  in  der  Über- 
zahl. Ohne  zu  tragischen  Gebärden  greifen  zu  müssen,  würde  es  genügen, 
daß  sie  sagten:  ,,Wir  wollen.*'  Aber'  um  es  derart  sagen  zu  können,  müßten 
sie  einen  klaren  Willen  gefaßt  und  den  sozialen  Zustand  daraufhin  erkannt 
haben,  wie  er  zum  größtmöglichen  Glück  der  größtmöglichen  Zahl  zu  führen  sei. 

Die  Lynchjustiz  leitet  zu  der  Frage  von  der  Todesstrafe  über 
mit  dem  Unterschied,  daß  jene  als  Ausfluß  einer  spontanen  Empörung  der 
meist  direkt  Betroffenen  in  den  Augen  des  Denkers  einer  gewissen  Ent- 
schuldigung gewärtig  sein  kann,  die  dem  juridischen,  von  Gleichgültigen 
kalten  Sinnes  begangenen  Mord  keineswegs  gebührt.  Man  darf  nichtsdesto- 
weniger nur  mit  Grauen  derartige,  die  Menschenwürde  entstellende  Gedanken- 
gänge verfolgen  und  muß  ihrer  energisch  Herr  zu  werden  suchen. 

Hierauf  vom  Duell  zu  sprechen,  das  heißt  von  der  Tragödie  zur 
Komödie  übergehen. 

Wie  kann  man  vergessen,  was  die  Grundlage,  das  Prinzip  und  die  Recht- 
fertigung des  Duells  waren:  der  Glaube  an  eine  göttUche  Dazwischenkunft ? 
An  seine  Stelle  ist  eine  galante  Spielerei  getreten,  die  nur  brutal  ist,  aber 
keinen  Sinn  hat.  Das  Gottesurteil  sollte  im  Duell  den  Schuldigen  vom  Schuld- 
losen unterscheiden.  Der  Besiegte  war,  dem  Zeitgeist  entsprechend,  unfehlbar 
im  Unrecht. 

Heute,  wo  viele  Duellanten  nicht  mehr  an  Gott  glauben  oder  zu  mindest 
nicht  daran,  daß  er  so  unmittelbar  seine  Meinung  abgeben  werde  —  was 
beweist  da  ein  Waffengang  ?  Etwa  die  Tapferkeit  der  Widersacher  ?  —  Viele 
Sporte,  die  in  aller  Einfachheit  geübt  werden,  sind  gefahrvoller  als  das  Duell. 

Ein  epischer  Hauch  konnte  im  Mittelalter  selbst  die  Roheiten  der  Blut- 
rache ein  wenig  idealisieren;  das  Duell  von  heute  gleicht  eigentlich,  ins  Salon- 
fach übertragen,  den  abgekarteten  Schlägereien  der  Plattenbrüder,  nur  daß 
die  Duellanten  sich  antiseptischer  Khngen  und  geschwächter  Ladungen 
bedienen  und  ein  Arzt  sofort  bereit  ist,  die  Wunden  zu  verbinden.  Eine 
zivilisierte  Gesellschaft  kann  weder  die  eine  noch  die  andere  Form  von  Zeit- 
vertreib gestatten. 

Habe  ich  die  mir  gestellten  Fragen  beantwortet  ?  Vielleicht  hätte  ich 
mich  präziser  fassen  sollen.  Allein  der  Trieb  zur  Gewalt,  der  Glaube  an  ihre 
Wirksamkeit  lassen  sich  meines  Erachtens  nicht  durch  Gesetzestexte  und 
internationale  Konventionen  abstellen.  Es  ist  immer  mißlich,  Gesetze  zu 
schreiben  für  eine  Zukunft,  wo  die  moralischen  und  sozialen  Bedingungen 
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in  denen  die  Menschen  leben  werden,  ihnen  andere  Bedürfnisse  und  andere 
Gefühle  einflößen  werden,  als  die  sich  uns  heute  aufdrängen. 

Die  Intelligenz  ist  es,  die  allen  Fortschritt  bewerkstelligt,  alles  wahr- 
hafte und  dauernde  Glück  aufbaut  und  in  der  Anregung  des  Denkens 
in  den  Gehirnen  besteht  die  Aufgabe  derer,  die  davon  träumen,  das  Leiden 
der  Menschheit  zu  mindern.  Ich  kann  keinen  anderen  Weg  erblicken,  noch 
eine  andere  Antwort  geben. 

Julius  V.  Pflugk- Härtung,  Geheimer  Archivrat,  Professor, 
Berlin : 

Mir  erscheinen  alle  Gewalttaten  verwerflich,  weil  sie  unmoralisch 
sind,  außer  da,  wo  es  gilt,  Verbrechen  zu  verhindern  oder  zu  bestrafen.  Sach- 
lich aber  lehrt  eine  vieltausendjährige  Geschichte,  daß  die  Macht  und  die 
auf  dem  Machtgefühie  beruhende  Gewalttat  stärker  war  als  das  Recht; 
es  sei  denn,  daß  das  Recht  sich  zur  Macht  gestaltete.  Deshalb  gälte  es,  dem 
Recht  überall  möglichst  zur  Macht  zu  verhelfen,  gewissermaßen  Recht  und 
Macht  zur  Einheit  zu  bilden.  Dies  ist  sehr  schwer,  ja  unmöglich,  weil  die 
Auffassung  von  Recht  und  Unrecht  nicht  nur  bei  den  einzelnen  Menschen, 
sondern  auch  bei  den  verschiedenen  Völkern  verschieden  sind.  Durch  Natur 
imd  Verhältnisse  sind  die  Menschen  verschieden,  und  die  Verschiedenheit  steigt 
mit  dem  Wachsen  der  Kultur.  Es  bleibt  nur  übrig,  die  Gewaltanwendung  ein- 
zudämmen, die  Selbstsucht  und  Leidenschaften  zu  beschränken.  Dies  geschieht 
am  besten  durch  Schiedsgerichte,  denen  aber  die  Macht  des  Vollzugs  und  Straf- 
gewalt zu  Gebote  stehen  muß.  Freilich  auch  die  Schiedsgerichte  bilden  zu- 
nächst nur  einen  Notbehelf,  weil  sie  schwer,  vielleicht  unmöglich  ins  Werk 
zu  setzen  und  wie  alles  Irdische  dem  Irrtum  ausgesetzt  sind.  Bei  wirkhcher 
Lebensfähigkeit  würden  sie  außerdem  überlastet  sein.  Erst  wenn  es  gehngen 
sollte,  die  Menschheit  geistig  und  sittlich  bis  zu  der  Tatsache  werdenden 
Erkenntnis  zu  veredeln,  daß  das  W^ohl  des  einzelnen  das  der  Gesamtheit 
bedingt,  und  umgekehrt,  der  einzelne  erst  in  der  Gesamtheit  wahrhaft  glück- 
lich ist  und  sein  kann,  erst  dann  wird  die  Gewalttat  zurücktreten.  Aber  auch 
hier  ist  zu  bedenken,  daß  die  Erhöhung  der  Kultur  keineswegs  die  der  Sitt- 
lichkeit bedingt,  sondern  nur  zu  oft  mit  der  Ausbildung  des  Individuums 
das  Gegenteil  bewirkt.  Alle  Völker  von  hoher  oder  gar  Überkultur  sind  zu- 
grunde gegangen  oder  doch  rückfäUig  geworden. 

Praktisch  bleibt  nur:  Erziehung  der  Menschen  zur  Menschlichkeit,  zur 
Abkehr  von  Vergewaltigungen  und  Eindämmung  von  Selbstsucht  und  Leiden- 
schaft durch  Schiedsgerichte  mit  Vollzugsgewalt.  Bis  dahin  wird  die  Gewalt 
weiterherrschen,  wie  sie  es  stets  getan  hat. 

Thomas  Barclay,  London: 

Meiner  Ansicht  nach  ist  die  Anwendung  der  Gewalt  nur  zur  Vollziehung 
eines  gerechten  Schiedsspruches  gerechtfertigt,  wenn  alle  vernünftigen  fried- 
lichen Mittel  erschöpft  sind  und  es  unmöglich  geworden  ist,  demselben  auf 
eine  andere  Art  und  Weise  Geltung  zu  verschaffen. 

Ich  kann  mir  kein  System  der  Schlichtung  von  Streitpunkten  denken, 
das  die  entscheidende  Überlegenheit  physischer  Gewalt  beiseiteschöbe. 
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Selbst  ein  allgemeiner  Staatenbund,  der  über  die  Befolgung  der  Sprüche 
eines  internationalen  Schiedsgerichts  zu  wachen  hätte,  stellt  in  sich  selbst 
nur  einen  Appell  an  numerische  Stärke  dar,  und  die  Entscheidungen  des 
Schiedsgerichts  könnten  einer  widerspenstigen  Nation  gegenüber  nur  mit 
Hilfe  physischer  Gewalt  vollzogen  werden.    Quis  custodiet  custodis  ? 

Das  Streben  der  Friedensfreunde  muß  darauf  gerichtet  sein,  die  An- 
wendung physischer  Gewalt  bloß  auf  die  Vollziehung  richterlicher  Ent- 
scheidungen zu  beschränken,  nicht  aber  diese  zunichte  zu  machen. 

Der  Hauptgegenstand,  der  mich  vom  internationalen  Standpunkt  aus 
interessiert,  ist  die  Verbreitung  der  Lehre  vom  Weltfrieden  über  die  ganze 
Erde.  Jede  in  diesem  Sinne  erhobene  Stimme,  jede  in  diesem  Sinne  geleistete 
Arbeit  wird  durch  die  Verstärkung  der  Zahl  der  Friedensfreunde  dazu  bei- 
tragen, die  Nationen  aufwärts  zu  führen. 

Dr.  Karl  von  Amira,  Profe  sor  an  der  Universität  München: 

Gewisse  Formen  der  Gewaltanwendung  sind  vom  positiven 
Recht  gestattet.  Dahin  gehört  nach  dem  heutigen  Völkerrecht  der 
Krieg,  nach  nationalem  Privatrecht  die  Selbsthilfe  in  Notfällen  und  bei 
Besitzentziehung  sowie  bei  Besitzstörung,  nach  nationalem  Gewerberecht 
der  Strike.  Andere  Formen  hingegen  sind  vom  positiven  Recht  bei  Strafe 
verboten  wie  z.  B.  Duell,  Lynchjustiz,  Sabotage.  Ihrem  Begriff 
nach  widerrechtlich  ist  die  Revolution. 

Von  den  widerrechtlichen  Formen  der  Gewaltanwendung 
wird  sich  im  Zweifel  sagen  lassen,  daß  sie  auch  zweckwidrig  sind, 
wenn  dadurch  Streitigkeiten  ausgetragen  werden  sollen.  Wie  oft  ist  dies 
nicht  bezüglich  des  Duells  mit  zahllosen  Gründen  ausgeführt  worden?  Und 
ähnliche  würden  sich  auch  gegen  die  anderen  Formen  rechtswidriger  Gewalt 
geltend  machen  lassen.  Aber  schon  hier  wäre  eine  Klausel  zu  machen.  Zwar 
nicht  bei  Duell  und  Sabotage,  wohl  jedoch  bei  Lynchjustiz  und  Revolution. 
Es  hat  immer  Fälle  gegeben,  wo  diese  Formen  rechtswidriger  Gewalt  sich 
als  einzige  und  eben  darum  auch  zweckmäßige  Ent- 
scheidungsmittel erwiesen.  In  der  Lynchjustiz  kann  sich  das  materielle 
Recht  durchsetzen,  wo  das  formeile  seinen  Dienst  versagt;  die  Gesellschaft 
stößt  den  Verletzer  ihrer  Ordnung  in  außerordentlichem  Verfahren  aus, 
wo  er  ausgestoßen  werden  muß,  aber  das  ordentliche  Verfahren  dazu  nicht 
ausreicht  (z.  B.  wegen  Parteilichkeit  oder  Lässigkeit  oder  Schwäche  der 
Staatsorgane).  In  der  Revolution  kann  sich  die  Gesellschaft  an  Stelle 
eines  unerträglichen  formalen  Rechtszustandes  einen  neuen  schaffen,  wenn 
sich  ihre  Glieder  dem  neuen  tatsächUchen  Zustand  zu  assimilieren  vermögen, 
so  daß  er  ihnen  fortan  als  der  ordentliche  gilt.  Beispiele  dafür  liefert  die 
Geschichte  der  meisten  Revolutionen. 

Was  die  rechtlich  erlaubte  Gewalt  betrifft,  so  verhält  sich 
hier  die  Sache  umgekehrt.  Im  allgemeinen  ist  die  Gewalt  erlaubt,  weil  und 
soweit  sie  als  zweckmäßig  gilt.  Allein  es  kann  Ausnahmen  geben, 
wo  sie  zwar  erlaubt,  jedoch  zweckwidrig  ist.  Dies  wäre 
von  vielen  Kriegen  zu  sagen.  Zweckmäßig  könnte  der  Krieg  nur  sein,  wo 
eine  Entscheidung  unentbehrlich,  aber  auf  keinem  anderen  Weg  zu  finden 
ist.  So  waren  z.  B.  die  Eroberungskriege  der  Völkerwanderungsperiode  meist 
zweckmäßig,  weil  die  Übervölkerung  der  Staatsgebiete  die  Bewohner  dazu 
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zwang,  entweder  die  Gebiete  mit  Gewalt  zu  erweitern  oder  mit  Gewalt  neue 
Gebiete  aufzusuchen.  Mutatis  mutandis  gilt  das  nämliche  vom  Strike.  Er 
ist  rechthch  erlaubt.  Jedoch  wie  oft  hat  er  nicht  seinen  Zweck  verfehlt,  wie 
oft  war  er  andererseits  das  einzige  Mittel,  das  zu  seinem  Ziele  führte  ? 

Zu  den  Schäden,  welche  die  Gewalt  für  die  Gesellschaft  wie  für  deren 
einzelne  Glieder  verursachen  kann,  wären  außer  den  Wertzerstörangen  noch 
zu  rechnen  und  dann  vielleicht  noch  höher  zu  veranschlagen;  dauernde 
Verstimmung  und  Unfriede  unter  den  Gliedern  der  Gesellschaft,  Erschütterung 
ihres  Rechtsgefühls,  Nachwirkung  des  schlechten  Beispiels  u.  dgl.  m.  Diese 
Schäden  werden  im  allgemeinen  durch  keinerlei  Vorteile  aufgewogen. 

Aber  anders  verhält  es  sich,  wenn  überhaupt  einmal  nach  obigem  die 
Gewaltanwendung  für  zweckmäßig  gelten  muß.  Da  liegt  in  der  gewonnenen 
Entscheidung,  in  der  wiederhergestellten  Ordnung  allein  schon  der  Vorteil, 
der  die  etwa  sonst  angerichteten  Schäden  aufwiegt.  Dieses  zeigt  sich  schon 
darin,  daß  nach  Eintritt  des  Friedenszustandes  auch  die  Besiegten  sich 
in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  den  neuen  Verhältnissen  zu  assimilieren 
pflegen.  Sie,  die  meist  Geschädigten,  bringen  das  Opfer  um  der  neuen  Ordnung 
willen. 

Schiedsgerichte  zum  Austrag  von  Lohnkämpfen  und  von  Ehrenhändeln 
innerhalb  des  Staates  und  internationale  Schiedsgerichte  zum  Austrag  von 
Streitigkeiten  unter  Staaten  erweisen  sich  mehr  und  mehr  als  vorzügliche 
Mittel  zum  Ausschluß  von  Gewalttätigkeiten.  Internationale  Schiedsgerichte 
werden  es  mit  der  Zeit  insbesondere  auch  unmöglich  machen  können,  daß 
ein  einmal  völkerrechtlich  geordneter  Zustand  hinterher  noch  durch  Gewalt- 
anwendung erschüttert  werde.  Doch  darf  man  sie  nicht  als  Allheilmittel 
betrachten.  Denn  es  wird  immer  darauf  ankommen,  ob  ihre  Entscheidungen 
befolgt  werden.  Innerhalb  des  Staates  kann  dafür  gesetzlich  gesorgt  werden 
und  pflegt  gesetzlich  gesorgt  zu  sein,  daß  dem  Schiedsspruch  die 
Streitteile  auch  nachleben.  Nicht  so  von  Staat  zu  Staat.  Hier  könnten  nur 
Verträge  unter  Staaten  vorkehren,  indem  sie  eine  internationale  Polizei 
errichten  würden.  Aber  Verträge  unter  Staaten  müssen  von  diesen  freiwilHg 
erfüllt  werden,  wenn  sie  ihren  Zweck  erreichen  sollen.  Es  wird  folglich  letzten 
Endes  alles  davon  abhängen,  zu  welchem  Grad  von  Einsicht  die  Völker  und 
ihre  Regierungen  gelangt  sind.  Man  muß  daher  trachten,  unter  den  Völkern 
ein  möghchst  tiefes  gegenseitiges  Verständnis  zu  verbreiten  sowie  die  Er- 
kenntnis, wie  sehr  sie  aufeinander  angewiesen  sind. 

* 

Stoyan  Marko  witsch  (Sarajewo): 

Ich  glaube  recht  daran  zu  tun,  wenn  ich  mich  auf  Beurteilung  der  Ge- 
sichtspunkte beschränke,  welche  aus  dem  augenblickhchen  Balkankonflikt 
erwachsen. 

Der  Krieg  der  Balkanstaaten  mit  der  Türkei  scheint  mir  seinem  inneren 
Wesen  nach  weniger  ein  Krieg  als  eine  Revolution  zu  sein.  Seit  einem 
Jahrhundert  sind  die  christlichen  Rajas  der  europäischen  Türkei  in  offenem 
oder  latentem  Aufstand  gegen  den  türkischen  Feudalismus,  der  ihnen  gesetz- 
lich —  in  Form  hoher  Pachtzinse  an  den  Pachtherrn  und  Steuererpressung 
durch  die  Behörden  —  sowie  ungesetzlich,  durch  sonstige  Erpressungen 
seitens  der  Obrigkeit,  Plünderung  seitens  der  mohammedanischen  Bevölkerung 
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usw.  schwerste  Bedrückung  auferlegt.  Die  aufständischen  Kajas  wurden 
Ende  der  siebziger  Jahre  durch  Rußland  unterstützt  und  ein  Teil  von  ihnen 
befreit;  heute  machen  die  damals  Befreiten,  die  inzwischen  die  Königreiche 
Bulgarien  und  Serbien  begründet  haben,  gemeinsame  Sache  mit  den  revo- 
lutionäi'en  Kämpfern  in  Mazedonien  und  suchen  deren  endgültige  Befreiung 
zu  erzwingen. 

Die  schiedsgerichtlichen  Methoden,  v/elche  Konflikte  zwischen  konsoli- 
dierten Staaten  ausgleichen  können,  sind  natürhch  auf  die  mazedonische 
Frage  nicht  anwendbar.  Jeder  Schiedsgerichtshof  hätte  im  Sinne  des 
formalen  Rechtes  entscheiden  müssen,  daß  Bulgarien  und  Serbien  keinerlei 
Rechtsanspruch  auf  Aufgabe  der  türkischen  Souveränität  besitzen,  gerade 
so,  wie  die  Kämpfer  der  französischen  Revolution  offenbar  einen  Rechtsbruch 
gegenüber  dem  Königtum  begingen,  der  von  jedem  Gerichtshof  als  solcher 
hätte  beurteilt  werden  müssen,  geradeso  wie  die  Männer,  welche  die  öster- 
reichische, preußische,  russische  Konstitution  im  Kampfe  mit  den  absoluten 
Regierungen  erstritten,  sich  gegen  das  formale  Recht  vergangen  haben. 
Hier  liegen  eben  Zersetzungsprozesse  im  Innern  eines  Staates  vor,  welche 
die  alten  Formen  zerreißen  und  das  Werden  neuer  Formen  erzwingen.  Das 
Fl  e  c  h  t ,  welches  ja  nur  die  von  der  Gewalt  geschaffenen  tatsächhchen 
Verhältnisse  umschreiben  und  einheitlichen  Gesichtspunkten  unterordnen 
kann,  kommt  da  nicht  in  Frage. 

Wohl  aber  läßt  sich  auf  die  Befreiung  der  christlichen  Balkanbewohner 
die  zweite  Frage  Ihrer  Enquete  anw^enden,  die  nach  der  Legitimi- 
tät der  Revolution.  Für  Staaten,  welche  auf  die  Herrschaft  eines 
Volksstammes  begründet  sind  (Türkei,  Rußland)  oder  auf  die  Herr- 
schaft einer  Klasse  (was  in  gewissem  Grade  auf  Preußen  zutrifft), 
für  Staaten,  in  denen  der  herrschende  Volksstamm  oder  die  herrschende 
Klasse  der  unterjochten  Bevölkerungsmehrheit  die  Möglichkeit,  ihre  Wünsche 
mit  den  Methoden  einer  demokratischen  Staatsverfassung  geltend  zu  machen, 
verv/eigern,  scheint  mir  allerdings  die  Revolution  das  einzige  Mittel,  um  den 
geschichtlichen  Wandlungsprozessen  zum  Durchbruch  zu  verhelfen;  für 
Staaten  jedoch,  in  welchen  eine  demokratische  Verfassung  jedem  Bevölkerungs- 
bestandteii,  jeder  sozialen  Klasse,  jeder  geistigen  Richtung  die  Möglichkeit 
verleiht,  sich  insoweit  zur  Geltung  zu  bringen,  als  Zahl  und  politische  Reife 
dies  zulassen,  scheint  mir  die  Revolution  ein  Versuch,  im  Sinne  Ihres  Rund- 
schreibens das  ,, Recht  des  Stärkeren"  gegenüber  den  Gesichtspunkten  der 
größeren  Zahl  und  der  Billigkeit  zur  Geltung  zu  bringen;  sie  scheint  mir  dann 
im  Vv^ider Spruche  zu  stehen  mit  der  allgemeinen  Entwicklungstendenz  un- 
serer Zeit,  welche  die  Vernunft  über  die  Gewalt  setzt.  In  Demokratien  wie 
Frankreich,  England,  Amerika  scheint  mir  also  die  Revolution  ihrer  Legitimität 
zu  entbehren  und  auch  Parlamente  des  allgemeinen  Wahlrechts  wie  der 
Deutsche  Reichstag  scheinen  sie  mir  für  den  Kreis  ihrer  Beziehungen  als 
legitim  auszuschließen. 


Ganz  andere  Gesichtspunkte  müssen  meiner  Ansicht  nach  für  die  zweite 
Phase  des  Balkankonfliktes,  die  Spannung  zwischen  Österreich  und  Serbien, 
gelten.  Diese  gi'ündete  sich  in  erster  Linie  auf  den  Wunsch  Österreichs, 
Serbien  die  ökonomische  Unabhängigkeit,  welche  ihm  der  Zugang  zum  Meere 
verschaffen  würde,  zu  verwehren  und  auch  weiterhin  in  der  Versagung  des 
Transits  durch  österreichisches  Gebiet  ein  schweres  Pressionsmittel  gegenüber 
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dem  jungen  Königreiche  zu  besitzen,  sowie  eine  solche  poUtische  Stärkung 
Serbiens  hintanzuhalten,  die  ihm  für  die  südslawische  Einigungsbewegung 
die  Rolle  Piemonts  in  der  italienischen  Einheitsbewegung  geben  und  Bosnien 
und  Kroatien  mit  dem  Geschicke  der  Lombardei  und  Venetiens  bedrohen 
würde. 

Insolange  jedoch  Serbien  sich  nicht  aktiv  an  den  Befreiungsbestrebungen 
der  auf  österreichischem  Boden  wohnenden  Südslawen  beteiligte,  ist  die 
Beziehung  zwischen  Österreich  und  Serbien  offenbar  die  zwischen  zwei  unab- 
hängigen Staaten  und  irgendein  Rechtsanspruch  eines  Staates 
auf  die  Nichterstarkung  resp.  ökonomische  und  politische  Schwächung  eines 
anderen  Staates  kann  nicht  bestehen;  ihn  bloß  aufrichtig  zu  formuheren, 
schlägt  jedem  modernen  Empfinden  ins  Gesicht,  und  tatsächHch  hat  ja  auch 
Österreich  niemals  seine  wahren  Beweggründe  vor  den  Augen  Europas  klar 
und  deutlich  enthüllt,  sondern  immer  Scheingründe  (von  Bedrohung  seiner 
Seegeltung  im  Adriatischen  Meere  durch  einen  serbischen  Handelshafen  kann 
ja  offenbar  keine  Rede  sein,  da  auch  eine  solche  Bedrohung  durch  die  monte- 
negrinischen Häfen  Antivari  und  Dulcigno  nicht  stattgefunden  hat)  in  den 
Vordergrund  geschoben. 

Sein  einziger  wahrer  Titel  auf  Verneinung  des  serbischen  Anspruchs 
auf  den  selbständigen,  über  eigenes  Gebiet  führenden  Weg  zum  Meer,  war 
und  ist  offenbar  seine  zahlenmäßige  und  militärische  Überlegenheit.  Gerade 
die  Bedrohung  schwächerer  Staaten  durch  stärkere  Nachbarn,  gerade  diese 
Geltendmachung  des  ,,  Rechtes  des  Stärkeren"  auf  dem  Felde  der  Staaten- 
beziehung ist  jedoch  offenbar  den  Kerngedanken  der  modernen  Entwicklung, 
welche  einen  internationalen  Rechtszustand  zu  begründen,  das  ,, Recht  des 
Stärkeren"  durch  das  Recht  —  sans  phrase  —  zu  ersetzen  sucht,  zuwider. 

Das  menschheitliche  Gesamtgewissen,  wie  es  heute  noch  unvollkommen, 
in  Zukunft  jedoch  stets  vollkommener  im  Konzert  der  Großmächte,  in 
der  werdenden  internationalen  Exekutivgewalt  zur  Geltung  kommen  wird, 
ist  berufen,  solchen  friedenstörenden  Bestrebungen  des  stärkeren  Staates 
gegenüber  dem  schwächeren  entgegenzutreten.  Tatsächlich  ist  ja  auch 
gerade  der  Verlauf  der  gegenwärtigen  Krise  ein  Beweis  für  die  wachsende 
Geltung  dieses  Gedankens;  hat  ja  doch  Rußland  in  uneigennütziger  Weise 
erklärt,  daß  es  eine  Vergewaltigung  des  kleinen  südslawischen  Königreichs 
nicht  dulden  werde,  hat  doch  die  unabhängige  öffentliche  Meinung  Deutsch- 
lands erkennen  lassen,  daß  sie  nur  mit  äußerster  Unlust  einen  österreichischen 
Angriffskrieg  auf  Serbien  gegenüber  den  unvermeidlichen  Folgen  jenes  Kon- 
fliktes mit  Rußland  decken  werde;  hat  ja  das  europäische  Konzert 
schheßhch  die  ganze  Streitfrage  geschlichtet. 

In  zweiter  Linie  haben  sich  die  österreichisch-serbischen  Beziehungen 
um  der  Reibungen  willen,  die  zwischen  dem  österreichischen  Konsul  zu 
Prisrend,  Prochaska,  und  den  serbischen  Militärbehörden  ausbrachen,  vor- 
übergehend zugespitzt.  Von  serbischer  Seite  warf  man  dem  Konsul  vor, 
daß  er  aus  seiner  pflichtgemäßen  Neutrahtät  herausgetreten  sei  und  die 
albanesische  Bevölkerung  zum  Widerstand  gegen  Serbien  aufgehetzt  habe; 
von  österreichischer  Seite  wieder  beschuldigte  man  Serbien,  daß  es  die  Be- 
wegungs-  und  Korrespondenzfreiheit  des  Konsuls  eingeschränkt  habe.  Hier 
lag  offenbar  ein  Fall  vor,  der  unparteiisch  nur  beurteilt  werden  konnte,  wenn 
der  tatsächliche  Sachverhalt  von  Unparteiischen  untersucht  und  festgestellt 
und  im  Sinne  des  gerade  in  dieser  Richtung  (Pflichten  und  Rechte  der  Neutralen 
im  Kriegsfalle,  Pflichten  und  Rechte  der  diplomatischen  Vertreter)  bereits 
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fein  ausgebildeten  Völkerrechtes  interpretiert  wurde.  Es  lag  also  ein 
Schulfall  für  das  Eingreifen  des  Haager  Schieds- 
gerichts vor,  genau  so  wie  mit  den  Deserteuren  von  Gasablanca, 
wie  ein  hervorragender  österreichischer  Völkerrechtslehrer,  Prof.  Lammasch, 
auch  in  einem  Wiener  Blatte  erklärt  hat. 

Statt  dieser  bilKgen  Schlichtung  des  Streitfalles  wurde  er,  infolge  eines 
auf  Serbien  ausgeübten  übermächtigen  Druckes,  ohne  unparteiische  Unter- 
suchung, durch  Entschuldigung  der  serbischen  Behörden  Österreich  gegen- 
über geregelt;  immerhin  wurde  auch  so  Gewaltanwendung  vermieden. 

Fassen  wir  also  die  Folgerungen,  die  sich  aus  dem  speziellen  Fall  des 
Balkankonfliktes  für  die  so  bedeutende  allgemeine  Antithese  „Hie  Recht 
des  Stärkeren,  dort  Billigkeit  und  Recht,  von  schiedsgerichtlichen  Instanzen 
promulgiert*'  ziehen  lassen,  zusammen,  so  finden  wir: 

1.  daß  die  derzeitige  Haager  Schiedsgerichtsinstanz  für  Geltendmachung 
des  Rechtsgedankens  in  Fällen  wie  dem  Konsulstreit  zu  Prisrend  genüge, 
jedoch  eine  wirksame  Betonung  dieses  Gedankens  durch  die  unparteiischen 
Mächte  nottue,  damit  nicht  starke  Mächte  sich  zu  Ü  b  e  r  m  u  t  handlungen 
gegen  schwächere,  die  ihren  eigenen  Interessen  ohnehin  nicht  nützen, 
hinreißen  lassen, 

2.  daß  die  Verhütung  einer  Vergewaltigung  schwächerer  Staaten  durch 
starke  Nachbarn,  insoweit  wahre  Interessenkonflikte  vorliegen,  von  einer 
reinen  Rechtsinstanz  nicht  ausgehen,  daß  nur  das  Werden  einer  internatio- 
nalen Exekutivgewalt  in  dieser  Richtung  Wandel  schaffen  kann, 

3.  daß  gegenüber  revolutionären  Entwicklungen  wie  der  gewaltsamen 
Befreiung  der  Balkanslawen  von  türkischer  Feudalherrschaft  nur  die  Aus- 
breitung demokratisch -parlamentarischer  Institutionen  eine  gewisse  Garantie 
zu  bieten  vermag. 

Mögen  auch  selbst  demokratische  Staaten  vom  Gespenste  der  Revolution 
bedroht  sein,  jedenfalls  sind  sie  ihm  minder  ausgesetzt  als  solche,  in  denen 
das  Recht  ein  Herrschaftsverhältnis,  das  auf  Machtbeziehungen  einer  ver- 
gangenen Epoche  aufgebaut  war,  kodifiziert  hat,  in  denen  also  offenbar 
die  neuen  Machtverhältnisse  der  Gegenwart  sich  nicht  auf  rechtlichem 
Wege,  sondern  nur  auf  dem  der  Gewalt  durchzusetzen  vermögen. 

Die  Macht  der  öffentlichen  Meinung  aber  und  die  Vernunft,  an  welche 
ja  diese  Rundfrage  appelliert,  werden  in  den  demokratisch  regierten  Ländern, 
und  nur  in  diesen,  ihr  klares  Votum  zuungunsten  der  Revolution  und  zu- 
gunsten legaler  Fortentwicklung  der  sozialen  Verhältnisse  in  die  Wagschale 
werfen  können. 


Verantwortlich   för  die  Redaktion  Erich  Lilionthal  Berlin- Wilmersdorf. 
Druck  von  Georg  Reimer  in  Berlin  W.  35. 
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BECK  &  GLÄSER 

Halle  a.S.,  Gr.  Steinstraße  24: 
»."ns-Wagen 

technische  XU  n  er  an 
spezifische 

Analytische  und  Präzisions  -  Gewichtsätze 

Abt.  2,  vorm.  WESSELHÖFT: 

Physikal.  Unterrichts- Apparate.  Spezialität : 
Akustik.    Zentral-  und  Polarkurvimeter 
D.  R.  P.  nach  Prof.  Dr.  üle.  Farben-Skalen 
—  nach  Porell  -  üle  = 


Altern,    die  sjcä  der  Erziehung  ihrer  SKinder  nicht  genügend  widmen  können,   freunde  besonnener 
ICnterridtisreform,    verlangen    ^Prospekte    der    in    herrlichem    Waldgebirge    gelegenen  3(eformanslalt 

^ürmct)ule  Oocjjwaldbausen 

bei  £auterbact} 

(Ober-Oessen) 

JorgfSitigt.  Srstlich  beaa/sichiigte  dCörper- 
pflege.    Wanderungen  und  Studienreisen. 

u 

^Unterricht    durch    berufsfreudige  Xehrer. 
(Ziel:  Selbständig,  wissenschaftl.  Slrbeit). 
Ernste    UCunstpflege.      Spiel    und  Sport. 
Qartenbau.    Erziehung  zu  Pflichterfüllung 
und    feiner    Sitte.      SKarmonisches  Qe- 
meinschaftsleben.   Sichere  'Vorbereifung  zu 
Oberrealsdiul-u.Siealgymnasial-iPrüfangen. 
(<SinJ.-(5x.,  Mbitur.J.  Allererste  Sieferenzen. 

Kants  Populäre  Schriften 

Unter  inittütrhmc^  ber  Kant^efellfdiaft  {'}^xa\xsq,^q,^h^n  r?on 
Paul  2nen5er 

®eJ}eftet  ^  IRarf^  in  £etnen  ^ebunbcn  5  VTiait 


Verlag  von  Qeorg  Reimer  in  Berlin  W  35 


^p^icfe  ^lusgabe  fei  all  benen  iparm  empfoE^Ien,  bie  mit  betn  großen  bcutfdjen 
X/  pbilofoptjen  näher  befannt  3U  madjen  ipünfd^eii.  Der  Banb  beginnt  mit 
ben  iibl^anblungeii  „Don  ber  Sdjöpfung  im  9an3cn  Umfang  iJjrer  UnenbIid;>Feit 
unb  üon  ben  Betpoljnern  ber  (Seftirne'^,  bringt  'i>a\\n  u.  a.  bie  Beobad^tungen  über 
bas  (Scfübl  bes  5d?önen  unb  (£rt^abeiien,  bie  Cräume  eines  (Seifterfetjers,  bie 
Beantwortung  ber^rage:  IPas  ift  21uffläuing  ?  unb  m'bzi  mit  ben  brei  2luffä^cn: 
Das  (2nbe  aller  Dinge,  3um  eipigen  ;^rieben  unb  ron  ber  ITlad^t  bes  (Semüts. 
Die  2Iusgabe  u)enbet  fic^  tiid?t  an  ^ad^geletjrte,  fonbern  w\\i  pJ^ilofoptjifd?  inter= 
effierten  £aicn  ein  roillfommcnes  £efebud?  für  nad?benflid?e  Stunben  feien. 

(i^amburger  <£orrefponben5). 
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Zusammenschluß 
der  freien  Geister! 

Wer  die  Bestrebungen  des 
Deutschen  Freidenkerbundes 
fördern  helfen  will: 


unter  Beiseitelassung  der  Politik  für  Humanität, 
religiöse  Aufklärung,  wissenschaftliclic  Er- 
kenntnis und  Bildung,  Wahrung  der  vollen 
Glaubens-  und  Gewissensfreiheit,  der  freien 
Selbstbestimmung  in  allen  religiösenAngelegen- 
heiten  gemäß  den  Grundsätzen  der  fortschrei- 
tenden Vernunft  und  Wissenschaft  zu  wirken : 

Der  erkläre  seinen  Beitritt! 

Mindestbeitrag  4  Mark  jährlich,  wofür  die  Zeit- 
schrift »Der  Freidenker«,  Organ  des  Deutschen 
Freidenkerbundes,  monatlich  zweimal  kosten- 
los geliefert  wird. 

Geschäftsstelle: 

München  2,  NW.  18 


Ethische  Kultur 

Halbmonatsschrift 
für  ethisch -soziale  Reformen 

Begründet  von  GEORG  VON  GIZYCKI 

Mit  der  Monatsbeiiage  „Kinderland",  Blätter  für 
ethische  Jugenderziehung,  u.  der  Viert  eljahrsbei- 
lage :  „Weltliche  Schule".  (Mitteilungen  des  Deut- 
sehen Bundes  für  weltl. Schule  u.Moralunten'icht.) 

Herausgeg.  von  DR.  RUDOLF  PENZIG 

Verlag:  Verlag  für  ethische  Kultur 
Richard  Bieber,  Berlin  80.1 6,Rungest.27 

Die  im  siebzehnten  Jahrgange  erscheinende  Halb- 
monatsschrift »Ethische  Kultur«  mit  ihren  wertvollen 
l'>eil)lättern  Kinderland  und  Weltliche  Schule  ist  mit 
stetig  wachsendem  Erfolge  bemüht,  gegenüber  der 
zum  Teil  unvermeidlichen  Zersplitterung  moderner 
fortschrittlicher  Kulturentwicklung  nachdrücklich 
(leren  E  i  n  h  e  i  t  zu  betonen  und  festzuhalten  und  so- 
mit eine  gemeinschaftliche  Basis  zu  schaffen,  auf  der 
alle  freiheitlichen  Gedankenrichtungen  sich  begeg- 
nen, und  alle  vorwärts  gerichteten  Elemente  sich 
zusammenfinden  können. 

Die  »Ethische  Kultur«  mit  der  Monatsbeilage 
»Kinderland«,  Blätter  für  ethische  Jugenderziehung, 
und  der  Vierteljahrsbeilage  »Weltliche  Schule«  (Mit- 
teilungen des  Deutschen  Bundes  für  weltliche  Schule 
und  Moralunterricht)  erscheint  am  i.  und  15.  jeden 
Monats.  Preis  vierteljährlich  Mk.1.60.  Man  abonniert 
bei  allen  Buchhandlungen  und  Postanstalten,  sowie 
direkt  beim  Verlage  Berlin  SO.  16,  Rungestraße  27, 
der  auf  Verlangen  Probenummern  gratis  und  franko 
versendet. 


Franz  Oppenheimer 

Theorie  der  reinen 
und  politischen 

Ökonomie 

2.  Aufl.  Geh.  14  Mk.  Geb.  15  Mk. 

Berliner  Tageblatt : 

jetzt  hat  nun  wieder  ein  tapferer  Kämpe 
den  Kampfplatz  betreten  und  sein  Bestes  her- 
gegeben, damit  Frieden  auf  Erden  werde  und 
den  Menschen  ein  Wohlgefallen.  Mit  dem 
ganzen  Rüstzeug  unsererWissenschaft  gewappnet, 
müht  sich  der  frühere  Menschen-  und  jetzige 
Volksarzt  Franz  Oppenheimer  mit  seinem  vor 
kurzem  erschienenen  inhaltsschweren  Werke: 
»Theorie  der  reinen  und  politischen  Ökonomie. 
Ein  Lehr-  und  Lesebuch  für  Studierende  und 
Gebildete«,  die  Erkrankung  unseres  sozialen 
Kijrpers  zu  erkennen,  ,  .  , 

üppenheimers  Lehre  ist  —  kurz  charakte- 
risiert —  das  System  des  liberalen  Sozialismus, 
das  an  Adam  Smiths  Untersuchungen  angeknüpft, 
aber  im  Gegensatz  zur  bürgerlichen  Klassen- 
theorie von  Carey  und  Dühring  weiter  entwickelt 
wurde.  Getragen  von  einer  wundervoll  opti- 
mistischen Stimmung,  glaubt  diese  liberal-soziale 
Menschheitstheorie  an  eine  Gesellschaftsordnung, 
in  der  das  wirtschaftliche  Selbstinteresse  seine 
Herrschaft  bewahrt  und  sich  in  völlig  freiem 
Wettbewerb  durchsetzt.  Nur  eine  Art  von  Ein- 
kommen gibt  es :  das  Arbeitseinkommen.  Kapital- 
profit und  Grundrente  sind  verschwunden. 


Im  Januar  191 2  begann  derVIIL Jahrg.  derZeitschrift : 

Sexual-Probleme 

Zeitschriftfür  Sexualwissenschaft 
und  Sexualpolitik 
Herausgeber  Dr.  med.  Marcuse 

Preis:  Halbjährlich  (6  Hefte)  Mark  4.— 
Einzetheft  80  Pfg. 

Mit  den  »Sexual-Problemen«  wollen  wir  ein  er- 
schöpfendes Quellen-  und  Sammelwerk  für  die  ge- 
samte Sexualwissenschaft  und  ein  großzügiges  Organ 
für  praktische  Sexualpolitik  bieten.  Eine  stattliche 
Reihe  angesehener  Fachschriftsteller  auf  allen  in 
Betracht  kommendenWissensgebieten  sind  ständige 
Mitarbeiter.  Neben  ausführlichen,  allgemein  ver- 
ständlichen Aufsätzen  aus  dem  Gebiete  der  Medizin 
und  Hygiene,  der  Naturwissenschaft  und  Völker- 
kunde, der  Rechts-  und  Sozialwissenschaft,  der 
Philosophie,  Pädagogik  und  Ethik  wird  sich  unsere 
Zeitschrift  auch  die  eingehende  Berichterstattung 
über  die  einschlägige  Literatur,  über  die  aktuellen 
Ereignisse  im  öffentlichen  Leben,  über  die  Fort- 
schritte und  Erfahrungen  auf  sexualwissenschaft- 
lichem Gebiet  angelegen  sein  lassen. 

Abonnements  nehmen  alle  Buchhandlungen  und 
Postanstalten  entgegen. 

Probehefte  gratis  und  franko  durch 

J.  D.  Sauerländers  Verlag 

Frankfurt  a.  M.,FlnkenhofstraBe  21 
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LA  HOMARO 

Monatliche  Esperanto-Revue  für 
fortschrittliche  Kulturbestrebungen 

Esperanto  -Ausgabe 
der  Dokumente  des  Fortschritts 

Redaktion:  Dr.  med.  Fr.  Uhlmann,  Schussenried  (Württemberg) 
Bureau:  A. Thonney,  18^  Avenue  Bergieres,  Lausanne  (Schweiz) 
Verlag  U.Administration :  Julio  Mangada,  96  S. Bernardo, Madrid 

Jahresabonnement  nach  allen  Ländern  Fr.  2.50  (Mark  2.—) 
Probenummern  gratis  durch  den  Verlag 


BRITISH  INSTITUTE  OF  SOCIAL  SERVICE 

0  b  j  e  c  t  s :  To  collect,  register  and  disseminate  information  relating 
to  all  forms  of  Social  Service  in  order: 

1.  To  make  such  information  available  to  all  concerned 
in  the  improvement  and  elevation  of  our  national  lif  e. 

2.  To  promote  the  Initiation  and  development  in  this 
country  of  the  most  beneficial  and  successful  forms 
of  Social  Service. 

3.  To  give  assistance  to  all  organizations  that  have 
social  aims,  and  to  facilitate  co-operation  between 
them;  and,  as  far  as  possible,  to  prevent  overlapping. 

Progress  serves  as  the  medium  for  distributing  the  information 
which  has  been  gathered  and  stored  in  the  Library.  Each 
issue  contains  articles  by  experts  on  the  subjects  with 
which  they  deal,  also  shorter  articles  which  merely  outline 
various  civic,  social  and  industrial  activities  in  order  to 
stimulate  inquiry.  It  contains  in  addition  reviews  of  the 
latest  sociological  books,  with  a  valuable  bibliography  of 
such  books  and  articles  as  have  been  published  during 
the  previous  quarter. 

Office:  4  Tavistock  Place,  London. 
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iDeutftfit  lOürgertunöe 

^itms  IßanDbut^  Des  politifcf)  llDif(en0merten  für  jeDcrmann  oon 

Öjoffmann  unD  lOroti) 

5erf)(}e  Huflage  -  eebimötn  IHart  2.50 

10erlflg  uon  ißeorg  Öieimer  in  Berlin  110  3S 


SZOCIALPOLITIKAI  SZEMLE 

(Sozialpolitische  Rundschau) 

Mitteilungen  aus  dem  Bereiche  der  Sozialpolitik,  Sozialhygiene,  Sozialtechnik,  der  Tarif- 
vereinbarungen zwischen  Arbeitgebern  u.  Arbeitern,  der  Organisation  der  Arbeitgeber  u. 
Arbeiter  u.  des  wirtschaftl.,  technischen  u.  Wissenschaft!.  Fortschritts  im  In-  u.  Ausland 

Ungarische  Ausgabe  der  Dokumente  des  Portschritts 

Herausgegeben  von  Dr.  Eugen  Länczi 

in  Verbindung  mit  Dr.  Marcel  Kadosa 
Erscheint  monatlich  zweimal.  Abonnement  jährlich  20  Kr.  Redaktion  n.  Administration :  Budapest  V.,  Vicistraße  4 


Alle 
14  Tage 
ei/n  Heft 


Zum  Studium  des  modernen  Sozialismus  und  seiner  politischen 
und  kulturellen  Wirksamkeit  unentbehrlich  ist  die  Lektüre  der  jetzt 
zweiwöchentlich  erscheinenden  Zeitschrift: 

Sozlaiütücbe  monatsftefte 

Internationale  Revue         Redigiert  von  Dr.  J,  Bloch 

Preis  pro  Quartal  (6—7  Hefte)  3  M.  Einzelheft  50  Pf. 

Die  SOZIALISTISCHEN  MONATSHEFTE  sind  ein  unabhäng-iges  Organ  für  Theorie  und 
Praxis  des  Sozialismus,  eine  Revue  des  geistigen  und  sozialen  Lebens. 

An  den  SOZIALISTISCHEN  MONATSHEFTEN  arbeiten  die  ersten  Kräfte  des  inter- 
nationalen Sozialismus  mit,  Wissenschaftler  und  Künstler  ersten  Rang-es. 

Rundschau:  kritische  Übersichten  über  alle  Zweige  des  öffentlichen  Lebens,  der  Wissenschaft, 
Kunst  und  Kultur,  bearbeitet  von  Dr.  J.  Bloch,  Dr.  B.Borchardt,  G.David,  Dr.  H.Grün,  Dr.  W.  Hau- 
senstein.  G.  Hildebrand,  M.  Hochdorf,  Paul  Kampffmeyer,  Otto  Lang,  Dr.  H.  Leichtentritt, 
Dr.  H.  Lindemann,  F.  Linke,  Dr.  O.  Lipmann,  Dr.  H.  Lux,  Max  Schippel,  Dr.  Conr.  Schmidt, 
Robert  Schmidt,  W.  Schröder,  Dr.  A.  Schulz,  Prof.  F.  Staudinger,  Lisbeth  Stern,  H.  Stühraer, 
P.  Westheim,  H.  Winand,  R.  Wisseil,  Wally  Zepler  u.  a. 

Außer  den  Vorstehenden  seien  nur  noch  folgfcnde  Mitarbeiter  genannt:  von  Politikern, 
Wissenschaftlern  und  Essayisten  Dr.  H.  B.  Adams  Lehmann,  Dr.  Leo  Arons,  Ed.  Bern- 
stein, Dr.  L.  Bissolati,  W.  Bölsche,  H.  Branting,  Hedwijr  Dohm,  A.  von  Elm,  Prof.  A.  Forel, 
E.  Fourniere,  P.  Göhre,  H.  Greulich,  J.  KeirHardie,  Wolfg-.  Heine,  J.  Jaures,  Ellen  Key,  C.Legien, 
Th.  Leipart,  Karl  Leuthner,  J.  R.  Mac  Donald,  Dr.  M.  Maurenbrecher,  J.  Meier-Graefe,  Oda 
Olberg,  E.  Pernerstorfer,  Dr.  A.  Südekum,  Ad.  Thiele,  Job.  Timm,  Dr.  P.  J.  Troelstra,  F.  Turati, 
E.Vandervelde,  G.  von  Vollmar,  Beatrice  Webb  u.a.;  von  Künstlern:  R.  Dehmel,  Anatole 
France,  Max  Halbe,  H.  Heijermans,  Georg  Hirschfeld,  Ricarda  Huch,  Heinr.  Mann,  Thomas 
Mann,  Rosa  Mayreder,  Joh.  Schlaf,  Arthur  Schnitzler,  Herm.  Stehr,  Helene  Voigt-Diederichs, 
Frank  Wedekind  u.  a.  m. 

Porträts  der  für  das  moderne  Geistesleben  charakteristischen  Persönlichkeiten  werden  als 
Beigaben  g'ebracht. 

Für  Bibliotheken  bilden  gebundene  Bände  der  SOZIALISTISCHEN  MONATSHEFTE 
ein  wertvolles  Nachschlag'ematerial. 

Zu  haben  in  allen  Buchhandlungen,  Kiosken,  Postanstalten  etc. 
Probehefte  stehen  auf  Verlangen  jederzeit  kostenfrei  zur  Verfüg-ung  : 
VERLAG  DER  SOZIALISTISCHEN  MONATSHEFTE,  Potsdamer  Str.  121  H,  Berlin  W.  35 
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Kapitalanlagen 

\)tattifd)es>  ^anbhuä)  von  2(rtb«c  XXotbcn 

Unter  UTItwirFung  von  Dr.  jur.  et  phil.  J^ubwtg  ^of,  Dr.  jur.5eU^ 
pmner,  Dr.  jur.  lYiavtin  5t^teMaenber  unt)  Dr.  phil.libolf  Koebeir 

(5etjeftet  ZHarf  5.—  (5ebunben  JUart  6.— 


Perlag  von  (Beorg  Äeimer  in  Serlm     5  5 


2Ibfd?nitt:  iZinUiturxQ.  JTtobtlcunb  immobile  IPertc.  2(Fticn.  Por3ugs-- 
aftien.  Sanierung  bcr  2iFtiengefeIIfd/aft.  2Ibfdjreibungen  unb  Hücf» 
ftellungen.    Diribcnben.    Die  Hettorente,    Tilgung  bes  Kapitals. 

2.  2ibfd?nitt:  ^cponicirung  pon  <5clb  bei  bcn  ©pacf äffen  unb  hänfen. 
SparFaffeneinlagen.    Depofitengelber.    Ultimogelber.  XPed^fcI. 

3.  2Xbfd?nitt:  Icibccntcn. 

^.  21bfd?niit:  (Bcunbiliicfe  unb  ^vpot^efcn.    Stäbtifd^e  (Srunbftücfe. 
£änblic^e  (Srunbftücfe.  i^ypotl^efen, 

5.  2{bf(^nitt:  ^nbuflciellc  Obligationen. 

6.  2rbfd?nitt:  'üor3ugsaFticn  mit  be0rcn3tci*  ^ir>iöcn6c. 

7.  2Ibfd?nitt:  5)cutf^c  "Kei^ys»  unb  @taatsanlcit)cn 

8.  2Ibfd?nitt:  Staats-  unb  Qtabt^d>u[bhüd>cv, 

9.  2ibfd?nitt:  ©tabtanlei^cn. 

;o.  2Ibfd^nitt:  Pfanb=  unb  ^entcnbciefc.    !£anbfd?aftlid?e  Pfaubbricfe. 

berliner  pfanbbriefe.    IlTagbeburger  pfanbbriefe.  Hentenbriefe. 
n.  Zlbfd^nitt:  ^vpotbcfenbanFobligationen.   pfanbbriefe.  Kommunal- unb 

KIeinbatjnfct?ulbDcrfd?reibungen.  prätnien-pfanbbriefe.  Ituslanbstperte. 
\2.  2(bfd?nitt:  %  sldnbifc^e  ^Hcnten. 

\5.  2lbfd?nitt:  I.  :3'anfaftifn.  (Effeftenbanfen.    Uotinhanhn  (Heid?sbanP= 
anteile).    {^ypottjefenbanPen.  HTaflerbanfen.  2Ibred?nungsbanfen.  Tlvis^ 
länbifd^e  Sanfen.    ÜbcrfeebanFen.  CcuftbanFen. 
II.  ^anffc^ulbi?erfc^ccibungcn. 

2Ibfd?nitt:  i^ifcnba^nujectc.    Perftaatlid?ungen.  Die  Betriebsred?nung. 

StammaPtien,  Stammptioritäten  unb  ©bligationen.  Kanaba=paciftc= 

S-tjares.    2ImeriPanifd?e  (Eifenbatjntoerte. 
^5.  2Ibfd?nitt:  Q&>iffa\>vt9aft\tn, 
\6.  2Ibfd7nitt:  ^ctQivcvfs-  unb  ^uttcnaftien. 
\7.  Zlbfc^nitt:  Uftkn  von  IHafc^inen^  unb  ItTctallfabriiPcn. 
\s.  2lbfd)nitt:  iSlcPtd^itdtswccte. 
^9.  2lbfd?nitt:  Ufticn  von  ^c^rtilfabcifen. 
20.  21bfd?nitt:  ^cauccciafticn  — 
2U  2tbfd?nitt:  Ufticn  von  3cmcntfabciFen. 

22.  2Ibfd?nitt:  CcrratnaFticn. 

23.  2^bf i?nitt:  T3ccftd)CCung0aFtien. 

2^.  Zlbfc^nitt:  tOectc  o^nc  ^ocfcnnoti^. 

25.  2Ibfd?nitt:  %u}:c,  Bo^canteile,  :RaIiaFticn  unb  !Rali=@c^uIbr>ei-fd)i-ci= 
bungen. 

2G.  2Ibftnitt:  ^^olonialirecte.  vEnttütcPIungtenbcn^en.  (Sefeüfd^aftsformen. 

27.  2Ibfd?nitt:  Einteile  von  (BefeUfc^aftcn  mit  bcfc^rdnftcr  /ya^tunQ, 

28.  2Ibfd}nitt:  (Los^  unb  Pcdmicnanlci^en. 

29.  2Ibfd/nitt:  tTTünbclftc^ece  tOectpapiccc  unb  lUunbelgelb  in  Qpav- 
fafjten. 
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Observatorium  der 
wissenschaftlichen  Weltliteratur 

Auf  allen  Wissensgebieten  wird  der  Einzelne  heute  mit  einer  ungeheuren 
Anzahl  von  literarischen  Erzeugnissen  geradezu  überschüttet,  so  daß  es  selbst 
auf  ganz  engen  Fachgebieten  schlechthin  unmöglich  geworden  ist,  diese 
Literatur  ohne  größeren  Aufwand  an  Zeit  und  Geld  planmäßig  zu  verfolgen. 

Diesem  Übelstande  abzuhelfen,  sind  seit  1905  in  Berlin  vier  gemeinnützig- 
wissenschaftliche Vereine  gegründet  worden,  die  mit  Unterstützung  zahl- 
reicher Korrespondenten  im  In-  und  Auslande  die  neueste  Bücher-,  Brochüren- 
und  Patentliteratur,  ferner  die  Aufsätze  aus  etwa  4000  Zeitschriften  und  den 
wichtigsten  Tageszeitungen,  sowie  die  Reden  auf  Kongressen  und  in  den  Par- 
lamenten systematisch  zusammenstel  len,  wobei  nicht  nur  die  Titel,  sondern  auch 
kurze  Inhaltsangaben  und,  wo  nötig,  bildliche  Darstellungen  gegeben  werden. 

Diese  Zentralstellen,  quasi  das  Observatorium  der  Weltliteratur,  haben  die 
Doppelaufgabc: 

l.in  Monatschriften  eine  Übersicht  aller  Neuerscheinungen  der  einzelnen 
Wissenschaften  und 

2.  in  einer  Auskunftstelle  über  alle  Fragen  der  Fachliteratur  Auskunft  zu 
geben,  Literaturzusammenstellungen  Uber  spezielle  Fragen  zu  liefern  und 
damit  dem  schnellen  Austausch  der  Erfahrungen  und  des  Wissens  zu  dienen. 


riiP  QnTiülwiccPncrhaff  "^'^^^  ^^"^  ^"^  deutschen  Reichsmitteln  lau- 
UIC  OU£l<tlWl^^Cll^Cllml  fenj  subventionierten  internationalen  Institut  für 
Sozial -Bibliographie,  E.V.,  bearbeitet.  Jahresbeitrag  25  Mk.  (für  Studierende,  Ge- 
lehrte und  Schriftsteller  Ermäßigung).  Organ:  Blätter  für  die  gesamten  Sozial- 
wissenschaften, 8.  Jahrgang  1912. 

riiA  PArfifcwiccPncrliiiff  Gehandelt  das  Internationale  Institut  fürBiblio- 
I/lCnCt/lil^Wi^^Cll^t/Uml  graphie  der  Rechtswissenschaft,  E.V.  Jahres- 
beitrag  20  Mk.  (Ermäßigung).  Organ:  Zentralblatt  der  Rechtswissenschaft.  32.  Jg.l912. 

riip  MA/1i7in  ^^^^  Internationalen  Institut  für  Bibliographie  der  Medizin, 
LIIC  lYiCillAin  zunächst  in  zwei  selbständigen  Abteilungen  bearbeitet: 

I.Biologie  —  II.  Biophysik  und  Biochemie.  Jahresbeitrag  15  Mk.  3.  Jahrgang  1912. 

^t^rVtruth-  ttrtA  InHiicifiP  bearbeitet  das  Internationale  Institut  für  Techno- 
leCnniK  UnU  inUUhine  Bibliographie,  E.V.  7  Abteilungen;  I. Maschinen- 
technik —  II.  Elektrotechnik  —  III.  Bautechnik  —  IV.  Berg-  und  Hüttenwesen  — 
V.  Chemie  —  VI.  Militär-  und  Marinetechnik  —  VII.  Supplement.  Jahresbeitrag  25  Mk. 
(Ermäßigung).    Organ:  Technische  Auskunft,  4.  Jg.  1912.  Erscheint  in  7  Ausgaben. 


Prospekte  und  Probenummern 
von  den  Geschäftsstellen  der  Institute  oder  deren  Verlag: 

Bibliographischer  Zentral -Verlag,  Berlin  W.  50,  Spichernstr.  17 
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EXTBÜCHERZU  STUDIEN  ÜBER 
WIRTSCHAFT  UND  STAAT 

HERAUSGEGEBEN  VON  PROF.  DR.  J.  JASTROW 


Handelspolitik 

In  biegsames  Leinen  gebunden  Preis  3  Mark 

Ein  auf  diesem  Gebiete  anerkannter  Fachmann  hat  es  unternommen,  aus 
den  weitzerstreuten,  teils  umfangreichen,  teils  alten  Quellen  ein  Büchlein  zu- 
sammenzutragen, das  auf  beschränktem  Räume  alles  das  gibt,  was  in  den 
Lehrbüchern  über  Handelspolitik  fehlt.  Kurz  und  knapp,  in  Form  eines 
Taschenbuches  (Baedeker-Format),  bietet  der  Band  das  Wichtigste  aus  den 
maßgebenden  Urkunden  zur  älteren  wie  neueren  Handelspolitik;  das  geltende 
Zolltarifgesetz  wie  die  älteren  Gesetze  der  freihändlerischen  Periode  Deutsch- 
lands, Dokumente  der  Anti-Cornlaw-Liga,  Reden  Bismarcks,  Caprivis,  Cham- 
berlains,  Überblicke  über  die  Vertragsbeziehungen  zu  allen  Ländern  der 
Erde,  internationale  Ein-  und  Ausfuhrstatistik,  Auszüge  ans  freihändlerischen 
und  schutzzöUnerischen  Theoretikern  (Adam  Smith,  List)  und  Übersichten 
über  die  Vertretung  der  beiden  Richtungen  in  der  Tagespresse  der  Haupt- 
kulturländer. Das  Buch  eignet  sich  insbesondere  für  akademische  Vorlesungen 
und  Übungen,  aber  auch  für  jeden,  der  auf  eigene  Hand  sich  über  unsere  oder 
anderer  Länder  Handelspolitik  unterrichten  will.  Denn  es  ist  nicht  nur  Deutsch- 
land, sondern  es  sind  auch  Frankreich,  England,  Nordamerika  usw.  berücksichtigt 
worden.  Für  vollständigere  Studien  sind  überall  die  Quellen  angegeben. 

Arbeiterschutz 

In  biegsames  Leinen  gebunden  Preis  3  Mark 

Auch  der  zweite  Band  der  Textbücher  ist  lediglich  praktischen  Bedürf- 
nissen entsprungen.  Einem  Textbuche  zum  Arbeiterschutz  erwächst  aus  der 
wenig  einladenden  äußeren  Gestalt  der  meisten  einschlägigen  Gesetze  eine 
nicht  gerinjge  Schwierigkeit.  Für  eine  erste  Lektüre  dieser  Gesetze  muß 
daher  grundsätzlich  die  Auswahl  als  der  richtige  Weg  angesehen  werden. 
Durch  Anführung  billiger  Gesetzesausgaben  ist  überall  die  Anleitung  ge- 
geben, wie  auch  bei  beschränkten  Mitteln  eine  kleine  Büchersammlung  über 
Arbeiterschutz  zusammengestellt  werden  kann.  Als  Beispiel  der  Ideenent- 
wicklung über  Arbeiterpolitik  im  allgemeinen  sind  einige  Abschnitte  aus  dem 
kommunistischen  Manifest  und  der  Enzyklika  Berum  Novarum  sowie  die 
kaiserlichen  Erlasse  von  den  Jahren  1881  und  1890  abgedruckt  worden.  Die 
internationale  Seite  des  Arbeiterschutzes  ist  dadurch  gewahrt,  daß  neben 
Deutschland  namentlich  auch  England  sowie  dessen  koloniale  Entwicklung 
in  Neuseeland  und  Australien  berücksichtigt  sind. 

Das  Register  ist  so  eingerichtet,  daß  man  mit  seiner  Hilfe  für  jedes  nur 
einigermaßen  wichtige  Gewerbe  zum  mindesten  die  Einsatzpunkte  für  weitere 
Studien  auffinden  kann. 


Bandl 


Band  II 
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DIE  FRAUENBEWEGUNG 

Herausgegeben  von  MINNA  CAUER 

Mit  der  Beilage: 

ZEITSCHRIFT  FÜR  FRAUENSTIMMRECHT 

Monatsschrift  für  die  staatsbürgerliche  Bildung  der  Frau 

„DIE  FRAUENBEWEGUNG" 

ocfianucii  diic  sozialen^  Kuiiurciicn  unu  poiiiiscnen  rragen 
der  Gegenwart  mit  Beziehung  auf  das  Leben  der  Frau 

„DIE  ZEITSCHRIFT  FÜR  FRAUENSTIMMRECHT" 

bringt  neben  Nachrichten  über  den  Fortgang  der  Stimmrechtsbewegung 
in  allen  Ländern  orientierende  Artikel  zur  staatsbürgerlichen  Erziehung 

1 

Das  Blatt  erscheint  am  1.  und  15.  jeden  Monats  und  ist 
durch  alle  Buchhandlungen,  Postämter,  sowie  durch  den 
Verlag  W.  &  S.  LÖWENTHAL,  Berlin  C.  19,  zu  beziehen 
Preis  für  beide  Blätter  zusammen  vierteljährlich  1  Mark 

■ 

Probenummern  gratis  durch  das  Pressekomitee  „Frauenbewegung" 
Berlin,  Neue  Winterfeldtstrasse  17 

1 

■ 

■ 

■  1 

■ 

IM  SCHATTEN  DES  KONüOSTAATES 

©c^ilberung  bcc  ecflcn  Reifen  bct  öeutfc^cn  innct-afv\fani^<i>cn  Joff(^ung6= 
c;;pebition  von  1904  bis  J$0<5;  bcvcn  ^Offc^ungen  un&  Beobachtungen  auf 
geogcaphifc|)em  unb  toloniahxx>ivt^&>aftli&>an  (Bebtet.  Xtlit  $  jRacten,  33  Cafein 
unb  über  300  2(bbtI6ungen  unb  (Bcianbebatrflellungen  im  Ce);t 

Don  Ceo  ^fcobenius,  C^cf  &cr  &eutfc^en  inner=ofrtfönifc^en  5ot*rc^ungdcppct)ition. 

(Bebeftet  H  Xtlatf,  gebunbcn  15  tUatf  50  Pfß- 

5robcntuS,  t>cr  &aö  Buc|)  „3m  &(^^atten  t>eä  ^ongoflaatcd"  gefctjrtcbcn  bat,  ifl  unö  begannt 
bur4)  jene  intime  tTIenf4)ltct»feit,  mit  bei*  er  &aS  £cben  t>er  t^aturwölfer  gefct)tlbert  unö 
unfercm  DcrJl:änJ>niS  na^e  bringen  gefud^t  ixit.  3"  tiefem  J^ud^e  U\?en  voit  ibn  mit 
£)cn  grogcn  fc^tDör^en  l^in&ern  am  abendlichen  ^eu^c  ouf  t>er  tTTatte  liegen  unt)  plauöern. 
ü:r  fluöicrt  ibr  Tonnen  unt>  Dcrmögcn,  er  jetgt  an  /ßpperimentcn,  in  trcicbcr  tüeife  fie 
3ur  ^ulturleiflung  crsogen  tocr&cn  fönnen;  er  3eigt  i$re  Bc^tDäc^cn  unö  Stärf cn  und 
vertieft  fi4>  in  i^re  <5efeQe,  "Hec^tÄflreitigfeitcn  un&  Bitten,  um  i^re  "Hrt  3u  durc^öringcn. 
Wir  re|)en  i^n  auf  jenen  tüegen  roantJcln,  öie  reincr3ett  öeutfc^e  tlTänner,  tüie  tüigmann 
unt)  Poggc,  ü.  5tan9oiö  unt)  IPolff,  eröffnet  haben;  toic  er  t)ie  feit  t)cm  Sortgange  t)er 
öeutfc^cn  Bulturpioniere  abgeflorbcne  Sorfchung  neu  belebt  unt>  fortführt.  ISr  bringt 
durch  den  pon  ptoei'SC»  betoohnten  Urroalt)  3u  den  roeit  im  Büt)en  gelegenen  tounber« 
poUcn  tDafTerfäUen,  er  laufcht  ben  poetifchen  unb  philofophifchc", ^^C3<i^Iwtt9cn,  bic  au6 
alter,  untergegangener  ^ultur3cit  nachklingen,  unb  übertoinbct,  3urüctfehrenb,  bic  Bchu^ie» 
rigfciten,  bie  ihm  bereitet  tocrben,  alö  ängfllich  geu?orbcnc  £eutc  fchen,  bap  er  fehr  tief 
in  bic  Derhültniffe  beS  £.anbeö  gefchaut  h^t.  iber  £citcr  bcr  /ßppcbition  hatte  fich  3um 
^Begleiter  einen  3eichner  geiDählt,  beffen  mit  5eber,  Blei  unb  pinfel  aufgenommenes, 
Tüi|yenf4»aftlich  toie  fünfllcrifch  überaus  tDertüolleö  tlTatcrial  bem  Tüerfe  einen  befonberen 
"ilnfchauungö«  unb  BchönhcitStoert  ücrleiht. 
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Französische  Ausgabe 

„Les  Documenis  du  Progr^s" 

Revue  Internationale 
Direcieur:  Dr.  R.  Broda  Paris,  59  rue  Claude  Bernard 

Englische  Ausgabe 

„Progress" 

Published  by  the  British  Institute  of  Social  Service,  London 

Russische  Ausgabe 

„Saprossi  Schisni'V 

Herausgeber:  Prof.  Kowatewsky  und  Dr.  R.  Blank,  SL  Petersburg 

Ungarische  Ausgabe 

SZOCIÄLPOLITIKAI  SZEMLE 

Herausgegeben  von  Dr.  Eugen  Lanczi 
In  Verbindung  mit  Dr.  Marcel  Kadosa,  Budapest 

Esperanto-Ausgabe 

Homaro 

Herausgeber:  Dr.  Uhlmann,  Schussenried 


Probenummern  aller  Ausgaben  erhältlich  durch  daa 
Hauptbureau,  59  rue  Claude  Bernard  Paris. 


m  (ZI  ß)  iz)  INSTITUT  ca  ca  cd  o 
fQr  internationalen  Austausch 
fortschrittlicher  Erfahrungen 


l^urch  Einsandung  eines  Jahresbetrages  von  15  iWark 
^an  das  Hauptbureau,  Paris,  59  rue  Claude  Bernard 
werden  nachstehende  Rechte  erworben. 

1  Bezugder„DOKUIVIENTEDESFORTSCHRinS«' 
und  sämtlicher  anderen  im  Laufe  des  betr. 
Jahres  vom  Institut  herausgegebenen  Publi- 
kationen. 

2.  Benutzung  des  internationalen  Auskunfts* 
bureaus  und  leihweise  Ueberlassung  der  im 
Archiv  befindlichen  ausländischen  Zeitschriften. 

3.  Freier  Zutritt  zu  den  Vorträgen  des  Instituts. 


Jede  gewünschte  Auskunft  wird  vom  Generalsekretär 
des  Instituts,  Professor  Dr.  R.  Broda,  Paris,  59  rue 
Claude  Bemard  erteilt. 


FORTSCHRITTS 

INTERNATIONALE  REVUB 


G^JAHR 


l^HEFT 


^^^^^^^ 


f 


1 


0^ 


VERLKTBEl  GEORG  REIMBt-BBUJN 


Neuer  deutscher 

Hausrat 


In  Gemeimchaitt  mil  bedeutenden  Künstlern 
haben  wir  bestimmte  Arbeitsarten,  Maige  und 
Normen  festgelegt  und  damit  eine  wesentlidie 
Verbilligung  unserer  Arbeit  erreidit.  Wir 
streben  mit  diesem  zweckdienlichen  und  seit« 
gem&^en,  schönen  und  preiswerten  Hansrat 
nadi  einem  deutschen  StiL  Das  Ergebnis  14 Jähri- 
ger Arbeit  zeigt  unser  neues  Preisbuch  D82  mit 
fiber  150  Bfldem.  Preis  M.  1.80  das  Stüde  Dazu 
D.FriedridiNaumanns  neue  Sd&rift  (Preis  50PI.) 

Der  deuisdie  Siil 


Deutsche  Werkstätten 


Hellerau 

bei  Dresden 


Dresden 

Rmgstr.  15 


Berlin 

Mündien    Beiievucstr.io  Hannover 

WitteUb.  PL  1    Königsh-.  37  a 

Stoffe  «Teppidie  Beleudihingskörper 
Gartenmöbel 


INSTITUT  FÜR  INTERNATIONALEN  AUSTAUSCH 
FORTSCHRITTLICHER  ERFAHRUNGEN. 


Bericht  über  die  Vorstandssitzung  vom  10.  Dezember  1912. 

Nach  Entgegennahme  des  finanziellen  Rechenschaftsberichtes  durch 
Herrn  Gaston  Sauvebois  trat  der  Vorstand  in  eine  Debatte  über  die  Aktion 
des  Institutes  im  ersten  Halbjahre  1913  ein.  Professor  Broda  legte  eine  Reihe 
von  Methoden  dar,  durch  welche  die  Verwirklichung  eines  entsprechenden 
Invaliditätsversicherungsgesetzes  in  Frankreich  gefördert  werden  könnte. 
Im  Sinne  seiner  Anträge  wurde  die  Ausgabe  einer  Broschüre  beschlossen, 
in  welcher  einerseits  die  beispielgebenden  Vorsorgen  des  neuen  englischen 
Gesetzes,  anderseits  die  wertvolle  Tuberkulosenfürsorge,  wie  sie  im  Rahmen 
des  deutschen  Invaliditätsversicherungsgesetzes  geübt  wird,  zur  Darstellung 
gebracht  werden  sollen.  Gerade  die  letztere  Einrichtung  soll  zur  Einfügung 
in  das  neue  französische  Gesetz  empfohlen  werden. 

Ferner  wurde  beschlossen,  im  Februar  eine  große  Demonstrations- 
versammlung  in  Paris  unter  Vorsitz  eines  Parlamentariers  zu  veranstalten, 
um  für  entsprechende  Ausgestaltung  des  Regierungsentwurfes  über  Invalidi- 
tätsversicherung Stimmung  zu  machen.  Entsprechende  Noten  an  die  Presse 
sollen  gleichem  Zwecke  dienen. 

Was  das  Deutsche  Reich  anlangt,  so  nahm  der  Vorstand  davon  Kenntnis, 
daß  im  Sinne  der  Beschlüsse  der  letzten  Sitzung  im  Monate  August  eine 
deutsche  Übersetzung  des  Morallehrbuches  von  Jules  Payot  durch  den  Unter- 
zeichneten verfaßt  worden  ist  und  in  den  nächsten  Wochen  an  unsere  deutschen 
Leser  zur  Versendung  gelangen  wird.  Des  ferneren  wurde  Professor  Broda 
damit  beauftragt,  in  einer  kurzen  Broschüre  die  wesentlichen  Vorteile  des 
französischen  Moralunterrichtes  gegenüber  dem  deutschen  Konfessions- 
unterricht darzulegen;  diese  Broschüre  soll  in  vielen  tausend  Exemplaren 
an  alle  mit  dem  Problem  befaßten  Vereine  zur  Weiterverteilung  hinaus- 
gehen. 

An  die  deutsche  Presse  soll  ein  Rundschreiben  gerichtet  werden,  das 
auf  die  beispielgebenden  französischen  Erfahrungen  der  letzten  30  Jahre 
hinweist;  bei  der  Veranstaltung  der  Institutsvorträge  soll  ein  besonderes 
Augenmerk  auf  die  Propagierung  des  weltlichen  Moralunterrichtes  gelegt 
werden. 

Professor  Broda  machte  hierauf  Mitteilung  von  dem  Beschluß  der  Wiener 
Ortsgruppe,  eine  Propagandaaktion  für  Einführung  des  Proportionalwahl- 
systems in  Osterreich  einzuleiten.  Nach  lebhafter  Debatte  erklärte  sich  der 
Vorstand  damit  einverstanden  und  beschloß,  der  Wiener  Ortsgruppe  die 
nötigen  Dokumente  bezüghch  des  Ergebnisses  des  Proportionalwahlsystems 
in  Belgien,  Finnland  und  Württemberg  zur  Verfügung  zu  stellen,  sowie  die 
entsprechenden  Geldmittel  für  die  Ausgabe  einer  Broschüre  anzuweisen. 
Versammlungen  in  den  größeren  Städten  Österreichs  sowie  ein  Aufruf  an 
die  Presse,  der  von  Paris  aus  versandt  wird,  soll  dem  gleichen  Zwecke  dienen. 
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Bericht  über  die  Kotniteesitzung  der  Wiener  Ortsgruppe. 

Am  30.  Dezember  1912  versammelten  sich  die  Delegierten  der  Wiener 
fortschrittlichen  Vereine,  welche  das  Komitee  unserer  Wiener  Ortsgruppe 
bilden,  zu  einer  Sitzung,  in  welcher  zunächst  die  Veranstaltung  einer  großen 
Reihe  von  Vorträgen  in  den  nächsten  Monaten  beschlossen  wurde.  Insbesondere 
soll  Senator  Martinet  aus  Paris  nach  Wien  berufen  werden,  um  über  das 
Thema:  ,,Auf  welche  Volksschichten  stützt  sich  die  französische  Demokratie 
zu  berichten.  Miss  Sheebsbank  aus  London  soll  über  mehrere  Themen  aus 
der  englischen  Frauenstimmrechtsbewegung  vortragen,  Herr  Dozent  Täsler 
aus  Görlitz  über  ,, Freireligiösen  Moralunterricht".  Herr  Professor  Broda  wird 
im  Mai  über  ,, Trennung  von  Kirche  und  Staat"  (Erfahrungen  Amerikas  und 
Frankreichs)  sowie  über  gesetzliche  Festlegung  der  Löhne  (Erfahrungen 
Englands  und  Australiens)  vortragen. 

Diese  Vorträge  werden  so  wie  bisher  im  Einvernehmen  mit  einem  der 
dem  Komitee  angeschlossenen  Vereine  veranstaltet  werden,  alle  anderen 
Vereine  jedoch  werden  wie  bisher  durch  Einladung  ihrer  Mitglieder  an  diesen 
Kollektivveranstaltungen  teilnehmen. 

Die  Ortsgruppe  des  Institutes  beabsichtigt  im  eigenen  Rahmen  eine 
Propagandaversammlung  für  Einführung  des  Proportionalwahlrechtes  in 
Österreich  zu  veranstalten,  in  der  Senator  Martinet  aus  Paris  sprechen  soll. 

Ferner  soll  im  Sinne  der  Ermächtigung  des  Zentralvorstandes  in  Paris 
eine  Broschüre  in  mehreren  tausend  Exemplaren  ausgegeben  werden,  in 
welcher  Professor  Broda  die  Ergebnisse  des  Proportionalwahl- 
systems in  Belgien  und  Finnland  zusammenstellt. 

Eine  Reihe  von  Komiteemitgliedern  hat  sich  ferner  bereit  erklärt, 
entsprechende  Artikel  in  die  wichtigsten  Wiener  Blätter  zu  lancieren  und 
so  aus  Anlaß  der  Einbringung  einer  diesbezüglichen  Vorlage  im  niederöster- 
reichischem Landtag  die  Öffentlichkeit  über  die  wertvollen  Ergebnisse,  die 
das  Proportionalwahlsystem  in  Belgien  und  Finnland  gezeitigt  hat,  aufzu- 
klären^ die  Bahn  für  die  Einführung  dieser  Reform  in  Österreich,  durch 
welche  soviele  unerbittlich  scheinende,  für  allgemeine  kulturelle  Entwicklung 
verderbliche  Gegensätze  gemildert  werden  könnten,  zu  ebnen. 

Weiter  wurde  beschlossen,  die  Aktion  des  Institutes  für  Einführung 
weltlichen  Moralunterrichtes  nach  Kräften  zu  fördern, 
eine  Reihe  von  Aufsätzen  darüber  in  die  Wiener  Tagespresse  zu  lancieren 
und  im  Einvernehmen  mit  dem  Verein  ,, Freie  Schule'*  sowie  mehreren  Lehrer- 
verbänden eine  große  Anzahl  von  Exemplaren  der  Broschüre  über  Moral- 
unterricht, deren  Herausgabe  der  Zentralausschuß  in  Paris  beschlossen, 
zu  verbreiten.  An  den  genannten  Zentralvorstand  soll  mit  der  Bitte  heran- 
getreten werden,  einen  Herrn  aus  Deutschland,  welcher  solchen  Moralunter- 
richt erteilt,  nach  Wien  zu  entsenden,  um  mit  -Kindern,  welche  die  Wiener 
Sozialpädagogische  Gesellschaft  zusammenrufen  wird,  einige  solcher  Probe- 
moralstunden abzuhalten,  ähnlich  wie  Mister  Gould  dies  auf  dem  Haager 
Kongreß  für  Moralerziehung  getan  hat. 

Wir  erwähnen  im  einzelnen  diese  Beschlüsse  des  Komitees  unserer 
Wiener  Ortsgruppe,  weil  sie  uns  in  vieler  Beziehung  für  die  Ortsgruppen 
der  Landeshauptstädte  des  Deutschen  Reiches  vorbildlich  erscheinen.  Auch 
in  ihnen  sollten  mehrere  fortschrittliche  Verbände  einen  Vereinigungspunkt 
finden,  auch  ihre  Vorträge  sollten  im  Einvernehmen  einer  größeren  Anzahl 
von  Vereinen  veranstaltet  werden  und  anderseits  sollte  die  direkte  Veranstal- 
tung durch  die  Ortsgruppen  mehr  in  den  Vordergrund  geschoben  werden. 
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Audi  die  wertvolle  Anteilnahme  der  Ortsgruppe  an  unserer  allgemeinen 
Aktion  für  Moralunterricht  und  die  direktelnitiativeder  Gruppe  in  der  Aktion 
für  das  Proportionalwahlrecht  müssen  als  durchaus  vorbildlich  für  die  Orts- 
gruppen des  Deutschen  Reiches  bezeichnet  werden. 

Für  den  Vorstand  des  Instituts 

Der  stellvertretende  Sekretär: 
Louis  Ganzenmüller. 


Bericht  über  die  Begründung  neuer  Ortsgruppen. 

Im  Anschluß  an  Vorträge  des  Unterzeichneten  wurden  in  Breslau 
(29  Mitgl.),  Königsberg  i.  Pr.  (20),  Berhn  (56),  Bremen  (24),  Hannover  (23), 
Leipzig  (67),  Görlitz  (12),  Gera  (11)  und  Mainz  (19  Mitglieder)  Ortsgruppen 
des  Instituts  gebildet. 

In  Breslau  wurde  die  Gruppe  durch  Delegierte  der  fortschritthchen 
Vereine,  in  Königsberg  und  Berün  wurde  der  Vorstand' durch  Wahl  seitens 
der  Mitglieder  des  Instituts  selbst,  analog  jedem  in  sich  geschlossenen  Ver- 
eine, gebildet;  in  Bremen,  Hannover,  Leipzig,  Mainz  und  Gera  wurde  der 
Vorstand  zunächst  von  den  Mitgliedern  erwählt,  jedoch  mit  dem  Rechte 
betraut,  Delegierte  der  befreundeten  Vereine  zu  kooptieren;  in  Görlitz  und 
Liegnitz  endlich  wurden  den  Delegierten  Täsler  und  Gaßmann  alle  weiteren 
Verfügungen  überlassen.  Die  Gruppen  sollen  den  sozialen  und  kulturellen 
Fortschritt  auf  Grund  der  Erfahrungen  des  Auslands  in  ihrem  Bereiche  zu 
fördern  suchen  und  das  Entsprechende  autonom  veranlassen.  Im  einzelnen 
sei  von  der  Gruppe  Breslau  berichtet:  An  den  am  8.  Januar  abge- 
haltenen Vortrag  des  Unterzeichneten  schloß  sich  die  konstituierende 
Versammlung  an.  Die  Vertreter  der  meisten  fortschrittlichen  Vereine 
Breslaus  waren  erschienen,  u.  a.  vom  Bund  für  Mutterschutz,  Preußi- 
schen Landesverein  für  Frauenstimmrecht,  Verein  Frauenwohl,  von  der 
Gesellschaft  für  soziale  Reform,  vom  Deutschen  Esperanto -Verein,  Frei- 
denker-Verein, von  der  Ethischen  Gesellschaft  und  vom  Monistenbund.  Auf 
Antrag  des  Rechtsanwalts  Dr.  Püschel  wurde  die  Gründung  einer  autonomen 
Ortsgruppe,  die  zugleich  als  Kartell  der  fortschrittlichen  Vereine  Breslaus 
fungieren  soll,  nach  dem  Vorbilde  der  Gruppen  in  Wien  und  Prag,  beschlossen. 
Die  Geschäftsführung  wurde  in  die  Hände  des  Herrn  Max  Stein,  Breslau  13, 
gelegt.  —  Ferner  von  der  Gruppe  Berlin  :  Am  16.  Januar  schritt  der 
Unterzeichnete  nach  Vorträgen  an  den  vergangenen  Tagen  zur  Begründung 
einer  Berliner  Ortsgruppe,  welche  die  Pariser  Zentrale  von  ihrer  Propaganda- 
arbeit entlasten  und  selbst  die  Initiative  bei  Reformaktionen  ergreifen  soll. 
Geheimrat  W.  Foerster,  der  bekannte  Begründer  der  Ethischen  Gesellschaft, 
ergriff  in  der  Debatte  das  Wort  und  teilte  mit,  daß  er  gern  zu  einer  Mit- 
arbeit bereit  sei.  In  seinen  weiteren  Ausführungen  legte  er  dar,  wie  die 
gesamte  Entwickelung  immer  mehr  auf  eine  Verständigung  und  auf  ein 
Abschleifen  der  Spitzen  und  Kanten  hinauslaufe;  der  Zusammenschluß  von 
Vertretern  verschiedener  Reformbewegungen  in  der  Gruppe  des  Instituts 
werde  das  wechselseitige  Verstehen  fördern.  In  den  Vorstand  der  Orts- 
gruppe wurden  gewählt  die  Herren  Patentanwalt  Schiff,  Dr.  E.  Schloß, 
Verlagsbuchhändler  H.  C.  Jessen  und  Schriftsteller  W.  Aßmus.  —  Des 
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weiteren  von  der  Gera  er  Gruppe:  Am  25.  Januar  begründole  der 
Unterzeichnete  nach  einem  sehr  gut  besuchten  Vortragsabende  in  Gera, 
der  Hauptstadt  des  Fürstentums  Reuß,  eine  Gruppe.  Die  Leitung  derselben 
übernahm  Redakteur  Erich  Dombrowski,  der  sofort  ein  ausführhches  Pro- 
gramm für  die  praktische  Tätigkeit  der  Gruppe  entwickelte.  Danach  sind 
regelmäßige  Diskussionsabende,  vierzehn  Tage  nach  dem  Erscheinen  der 
Dokumente,  vorgesehen,  zu  denen  das  Material  der  Dokumente  den  Stoff 
bieten  solle,  ferner  ist  eine  Fühlungnahme  mit  den  anderen  thüringischen 
Staaten  in  Aussicht  genommen,  um  auch  die  hier  gemachten  fortschritt- 
lichen Erfahrungen  auszutauschen  und  entsprechende  Reformaktionen 
anzustreben.  —  EndUch  von  der  Leipziger  Gruppe:  Die  Konstituierung 
derselben  fand  statt  unter  dem  Patronate  der  Herren  Geheimräte  Lamprecht 
und  Ostwald,  die  bereits  seit  Jahren  dem  Ehrenausschuß  des  Instituts 
angehören.  Vorsitzende  wurde  Frau  Annie  Pevsner  und  Schriftführer  Herr 
Cornelius  Bergmann.  Speziell  der  Gedanke  des  Internationalismus  in  seiner 
Beziehung  zum  veredelten  Nationalismus  soll  in  den  Versammlungen  der 
Leipziger  Gruppe  gepflegt  werden. 

Weitere  Einzelheiten  über  die  neuen  Ortsgruppen,  vor  allem  die  Namen 
der  gewählten  Vorstände,  werden  erst  in  einer  allgemeinen  Liste  ver- 
öffentlicht werden  können,  die  im  Märzheft  der  Dokumente  erscheint,  da- 
mit noch  alle  im  Februar  hinzukommenden  neuen  Gruppen  mitberück- 
sichtigt werden  können. 

Der  Generalsekretär: 
R.  Broda. 
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PROF.  DR.  ROBERT  WILßRANDT,  TÜBINGEN: 
DIE  GRUNDLEGENDp-N  ;PRI?:{ZipEN  AMERIKA- 
NISCHER wiRTScHAFi"  *)  " 

1 .  M  €?  h's*  c"h*6  n^m  a  n  g  e  1. 


AS  dem  Europäer  zuerst  entgegentritt,  sobald  er  die  Freiheits- 
statue und  das  Profil  des  himmelstürmenden  New  York  im  duftigen 
Zauber  des  Morgennebels  erschaut  und  das  Land  des  neuen  Menschen  - 

 typs  betreten  hat,  das  ist  der  wohlgenährte,  Behagen  und  Kraft 

ausstrahlende  Amerikaner  selbst,  kraftvoll  und  zu  intensivster  Anspannung 
befähigt,  eine  gepflegte  und  darum  zur  höchsten  Leistung  gediehene  Arbeits- 
kraft. Dieser  jahrzehntelang  hinter  der  Nachfrage  zurückgebUebene  teure 
Artikel,  trotz  Einwanderung  und  Krisen  noch  immer  hoch  bezahlt,  ist  als 
Droschkenkutscher  oder  Barbier  oder  gar  als  Dienstbote  kaum  erschwinglich 
teuer  und  darum,  das  ist  das  erste  Grundprinzip  amerikanischer  Ökonomie, 
tunlichst  durch  andere  Lebensgestaltung  ersetzt. 

Dienstboten  zu  halten,  ist  Vorzug  einer  gewissen  Wohlhabenheit.  Der 
Mittelstand,  besonders  die  untere  Schicht,  hat  sein  Leben  darauf  eingerichtet, 
mit  mögUchst  wenig  Bedienung  auszukommen.  Daher  Gewohnheit,  was 
deutsche  Hausfrauen  verabscheuen  würden:  daß  man  Unordnung  und  Un- 
gepflegtheit  der  Wohnung  nicht  allzu  schwer  nimmt,  ebensowenig  wie  zerrissene 
Wäsche  am  Leibe  oder  auf  Tisch  und  Bett,  die  zu  flicken  ja  teure  Hand- 
arbeit kosten  würde;  ebenso  selbstverständlich  ist  der  Verzicht  auf  häuslich 
geputzte  Stiefel,  sie  werden  von  einem  Berufsvirtuosen  des  Stiefelputzens 
auf  der  Straße  alle  paar  Tage  mit  einem  ,,first  class  shine"  versehen,  für 
5  Gents  glänzen  sie  tagelang;  überhaupt  systematische  Vereinfachung  des 
Haushalts,  der  möglichst  wenig  Arbeit  kosten  muß.  Der  Dienstbotenmangel 
läßt  oft  auf  größere  Kinderzahl,  ja  wohl  auch  auf  die  Heirat  oder  wenigstens 
auf  eigenen  Haushalt  verzichten;  und  um  der  Frau  beizustehen,  übernimmt 
der  Mann  mit  eingebürgerter  Selbstverständlichkeit  mehr  Vaterpflichten 
als  uns  gewohnt  ist.  Altenglische  Ritterlichkeit,  zur  Galanterie  gesteigert 
auf  dem  kolonialen,  der  holden  Weiblichkeit  lang  entbehrenden  Boden, 
besonders  in  den  Weststaaten,  deren  Frauenstimmrecht  deutlich  dem  Mangel 
an  Frauen  parallel  geht,  und  noch  vertieft  durch  die  Schätzung  der  Frau 
als  Trägerin  gebildeter  feiner  Kultur,  die  dem  Mann,  zunächst  all  den  reichen 
Erwerbsmöglichkeiten  hingegeben,  meist  versagt  ist  —  all  das  macht  der 
Frau  die  Dienstbotennot  erträglicher. 

Und  derselbe  Menschenmangel  durchzieht,  wie  das  Familienleben,  so 
alle  Zweige  dieses  neuen  Volkes:  arbeitsparenden  Methoden  begegnet  man 
auf  Schritt  und  Tritt  (ganz  wörtlich:  auch  als  eine  sich  selbst  bewegende 
Treppe  zur  Hochbahn  hinauf),  jede  umständliche  Kontrolle  wird  ersetzt 
durch  Einheitstarife,  die  Fahrkarte  wird  nur  am  Eingang,  nie  mehr  am  Aus- 
gang vorgezeigt  und  durch  Einwurf  erledigt,  die  Zeit  wird  sparsamer  be- 

*)  Ich  habe  im  Winter  1911/12,  von  meiner  Frau  begleitet,  im  Auftrag  der 
Kahn -Stiftung  eine  Weltreise  unternommen,  die  mich  über  Amerika  nach  Ostasien 
und  durch  die  Tropen  wieder  nach  Europa  führte.  Die  Ergebnisse  dieser  Studien - 
fahrt  werden  demnächst  im  Verlag  von  Eugen  Diederichs,  Jena,  unter  dem  Titel 
,,Als  Nationalökonom  um  die  Welt"  veröffentlicht.  Das  erste  Kapitel  dieser  Schrift 
liegt  hier  dem  Leser  vor.  Der  Verfasser. 
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handelt  als  das  Geld,  Expreßzüge  der  ilAtcji'grundbahn,  nur  für  weite  Strecken, 
und  Expreßaufzüge,  nur  für  die  höheren  Stockwerte,  ersparen  unnötigen 
Zeitverlust;  die  industrit^ller  P^'(7duktj'pfi'Vird**AiiTh  strengste  Arbeitszerlegung 
des  Riesenbetriebs,  wie  in  den  iitobkyards  Gkiöagos,  und  durch  eine  den 
Europäer  geradezu  beschämende  Iniensitöt  der  Anwendung  von  Maschinen- 
kraft an  Stelle  von  Menschen,  wie  in.cHiji'Caonegie-Works  in  Pittsburgh  oder 
gar  in  Gary,  der  jüngsten  Schöpfung  des  Stahltrusts,  aufs  kapitalistisch - 
gewaltigste  konzentriert,  spezialisiert  und  mechanisiert,  die  Technik  wird 
neben  genialem  Erfinden  des  Weges  zum  Ziel  zugleich  auch  zur  Ökonomisierung, 
zur  Abkürzung  jedes  Weges.  Und  derselbe  Geist  ergreift  die  Wissenschaft 
an  ihren  sonst  so  gern  konservativen  geheihgten  Stätten:  die  Arbeitsteilung 
greift  auch  hier  viel  weiter  als  bei  uns;  ja  die  Staatsuniversität  von  Wisconsin, 
das  kleine  Madison,  weiß  die  Arbeit  seiner  Professoren  dem  ganzen  Lande 
direkt  praktisch  fruchtbar  zu  machen  durch  sein  wohlorganisiertes  junges 
System  einer  einzigartigen  Ausdehnung  der  Tätigkeit  und  Anpassung  der 
Forschungsergebnisse  an  den  Bedarf  des  Lebens. 


2.   Reichtum  an  Gaben  der  Natur. 


Mit  geringer  Menschenzahl  ein  zunächst  unermeßlich  reiches  weites 
Land  besiedelnd,  greift  der  Amerikaner  nach  dem  Boden  und  seinen  Kräften 
wie  nach  freien  Gütern,  die  vor  allem  der  ärgsten  Verschwendung,  der  Un- 
benutztheit, zu  entreißen  sind.  Selbstverständlich  extensiv,  das  Land  zunächst 
einmal  überhaupt  dem  Pflug  erschließend,  den  die  Dampfkraft  über  die 
weiten  Flächen  des  Westens  und  nun  vor  allem  Kanadas  treibt,  oder  gar 
vordringend  bis  an  den  Westrand,  wo  die  einstige  „Sandwüste**  nun  Reich- 
tum über  Reichtum  offenbart,  schreitet  der  glückliche  Eigner  all  der  sich 
erst  allmählich  klärenden  natürlichen  Reichtumsquellen  zuversichtlich  vor- 
wärts, sorglos  durch  immer  neuen  Erfolg,  leicht  zur  Tat  geneigt,  wo  wir  lange 
überlegen,  optimistisch  und  chauvinistisch  im  anschwellenden  kindlichen 
Stolz  auf  die  Geschenke  seines  großen  Landes:  die  Grundrente,  die  hier  zu- 
nächst Reichtum  bildet,  erweckt  die  ihr  zugehörende  Stimmung,  large  wie 
ein  Grandseigneur  gibt  der  Yankee  das  leicht  errungene  Geld  auch  aus,  zahlt 
hohe  Preise  ohne  Murren,  ist  so  verschwenderisch  wie  unternehmend,  hat 
Geld  für  die  selbstverständlichen  feinsten  Sachen,  ja  für  Tiffanys  Perlen 
und  Diamanten,  sieht  seinem  Wagemut  keine  Schranken  gesetzt  und  gibt 
sich  der  großen  Reichtumswelle,  die  ihn  trägt,  in  freiem  Verfügen  über  Geld 
und  Geldeswert  hin. 

So  mit  der  Natur  nicht  verwachsend,  sondern  eilig  von  ihr  nehmend, 
was  sie  dem  Ansiedler  auf  seinem  ersten  entbehrungsreichen  Pfade  bietet, 
und  dann  gierig  ergreifend,  was  des  allgemeinen  Reichtums  mit  teilhaftig 
werden  läßt,  hat  der  Yankee  mit  allen  Schätzen  der  Natur  wie  mit  „un- 
begrenzten Möglichkeiten'*  um  sich  geworfen.  Die  zunächst  freien  Güter, 
jedem  Bedarf  verfügbar,  schrumpften  bald  zusammen.  Raubbau  zeigte 
sich  am  Ergebnis:  verödete  und  verlassene,  weil  ausgesogene  Fluren,  Flora 
und  Fauna  verarmt,  und  Wirtschaft  ,  vor  allem  Forstwirtschaft,  erweist 
sich  nötig  wie  im  alten  Europa.  Ja  gewaltige  Strecken  Landes,  brach  liegend 
und  bereits  ungern  entbehrt,  werden  erst  durch  Bewässerungsanlagen  der 
Benutzung  erschlossen.  Kurz,  je  mehr  die  Bevölkerung  und  mit  ihr  der 
Bedarf  anwächst,  je  mehr  zugleich  der  Raubbau  den  Vorrat  an  Natur  ver- 
mindert hat,  um  so  mehr  ändert  sich  dasVerhältnis  zwischenVorrat  und  Bedarf; 
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um  so  mehr  muß,  damit  es  nicht  schließlich  an  Mitteln  fehle,  eine  ganz  ver- 
änderte, mehr  und  mehr  konservierende  Wirtschaft  zum  Prinzip  gemacht 
werden,  und  das  ist  es,  was  hervorragende  Amerikaner,  wie  van  Hise,  Professor 
und  Präsident  der  Staatsuniversität  von  Madison-Wisconsin,  jetzt  in  der 
Öffentlichen  Meinung  zum  Durchbruch  bringen.  Wobei  freilich  zugleich 
die  Frage  des  Natur-  und  Heimatschutzes  mit  hervortritt:  sollen  z.  B.  Wasser- 
fälle wie  der  Niagarafall,  dessen  Schönheit  und  Majestät  schon  zum  Teil 
der  industriellen  Verwertung  zum  Opfer  gefallen  ist,  sollen  sie  als  Quelle  der 
mechanischen  oder  der  seelischen  Kraft,  Lasten  hebend  oder  Seelen  erhebend, 
erhalten  werden  ?  Vorläufig  stehen  sich  das  nüchterne  Nützlichkeitsprinzip 
einerseits  und  die  Erhaltung  großartiger  Naturparks  andererseits  noch  in 
unentschiedenem  Gegensatz  gegenüber.  Die  Frage  brennt  noch  nicht,  es 
ist  an  Natur  vorläufig  noch  für  beide  Zwecke  ein  Überfluß  da,  und  die  Ent- 
scheidung hängt  ab  von  der  seelischen  Entwicklung,  die  ja  die  obersten  Wert- 
urteile fällt  und  so  den  Bedarf  in  letzter  Linie  entscheidet. 


3.   Der  Bedarf,  geschichtlich  bedingt. 

W^endet  man  sich  von  den  Mitteln  oder  Gütern,  über  die  der  Amerikaner 
verfügt,  zu  den  Zwecken  oder  Bedürfnissen  hin,  denen  er  nachlebt,  so  drängen 
sich  folgende  Schichten  in  der  amerikanischen  Seele,  historisch  aufeinander- 
gehäuft  und  alle  zusammen  den  Bedarf  gestaltend,  dem  Blick  auf. 

Zu  Unterst,  als  geschichtliche  Grundlage,  die  Ansiedlertradition,  das 
Provisorische  der  Kolonistenwirtschaft.  Sie  hat  sich  vorläufig  nur  auf  das 
Nötigste  eingerichtet;  eine  Anpassungsvirtuosität  wurde  so  gezüchtet,  die 
alles  nicht  so  genau  nimmt,  froh  im  Gefühl  der  errungenen  Existenz  und 
Freiheit.  Von  daher  stammt  vielleicht  auch  ein  gut  Teil  der  Anspruchs- 
losigkeit der  amerikanischen  FamiUe  gegenüber  dem  Haus,  seiner  Solidität 
und  Dauerhaftigkeit,  sowie  jene  Gleichgültigkeit,  die  mit  allem  zufrieden 
ist,  sogar  Zeitverluste  sich  ruhig  gefallen  läßt  —  alles  in  allem  eine  Stimmung, 
die  dem  Amerikaner  vor  leicht  räsonierenden  oder  schimpfenden  Alteuropäern 
einen  Vorsprung  der  Bedürfnislosigkeit  gibt. 

Über  dieser  untersten  historischen  Schicht  in  der  Seele  des  Amerikaners 
liegt  die  zweite:  die  sich  einnistende  Tradition  gewisser  Regeln,  eine  tyrannische 
Ordnung  dessen,  was  angeblich  sein  muß;  ganz  wie  bei  uns,  hier  aber  über- 
raschend durch  den  Gegensatz  zu  dem,  was  so  eben  geschildert  ward. 

Als  dritte  Schicht  liegt  darüber  die  Bedarfsgestaltung  durch  den  Reich- 
tum. Das  materielle  Wohlleben,  mit  der  Erschließung  der  Naturschätze 
ermöglicht  und  infolge  der  zunächst  unbefriedigten  Arbeitsnachfrage  auch 
breiten  Massen  durch  relativ  hohe  Bezahlung  ihrer  Arbeitskraft  zugänglich, 
wirkt  bedarfgestaltend  als  eine  verlockende  Möglichkeit,  die  über  mitgebrachte 
puritanische  Ideen  manchen  Sieg  davonträgt,  ja  zum  alles  beherrschenden 
Ideal  wird,  nachdem  von  den  Freuden  und  Ideen  der  Heimat  so  manches 
Kulturerbe  unerreichbar  wurde:  so  blieb  nur  Reichtum  als  Ziel  des  Strebens. 
Geld,  möglichst  viel  Geld,  um  alles  das  haben  zu  können,  was  für  Geld  zu 
kaufen  ist,  das  ist  der  fern  wirkende  Siegespreis  für  den  „Businessman'', 
der  sich  in  der  „Business**  kaum  ein  „quiekest  businessmans  quick  lunch" 
gönnt,  um  dann  daheim  und  auf  Reisen  den  erworbenen  Reichtum  umzusetzen 
in  die  Verfügung  über  alles  was  Geld  kostet  und  für  Geld  zu  haben  ist,  oder 
aber  um  unwillkürlich,  vom  Erwerbskampf  hingerissen,  von  dem  Zauber 
der  Tätigkeit  unwiderstehhch  gepackt,  doch  wieder  puritanisch -kapitalistisch 
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in  diesem  Wirtschaften  aufzugehen,  ohne  dessen  Endzweck  jemals  zu  erleben, 
oder  gar  um  zuletzt  in  großen  Stiftungen  über  das  Errungene  zu  verfügen. 

Eine  jüngste  Schicht  der  Bedarfsbildung  lagert  sich  jetzt  darüber.  Neben 
der  sprichwörtUchen  Geschmacklosigkeit  und  Rohheit,  die  auch  jetzt  noch 
häufig  anzutreffen  ist,  erhebt  sich  auf  den  reichen  Mitteln  eine  Renaissance 
der  Kunst  aller  Länder.  Aus  monumentalen  Bauwerken,  wie  Bibliotheken, 
Banken  und  Bahnhöfen  (Pennsylvanian  Railroad  I)  spricht  klassischer 
Stil  in  reinen  Formen;  ja  in  feiner  Anpassung  an  Objekt  und  Umgebung, 
wie  in  Pittsburgh  bei  dem  wuchtigen  Stil  des  Bahnhofs  und  des  Gerichts - 
gebäudes,  sowie  bei  manchen  der  gigantischen  40  Stock -Türme  der  Wolken- 
kratzer, macht  sich  eigener  Stil,  selbständiger  Ausdruck  eigenen  Wesens, 
geltend.  Neben  vielem  gutem  Geschmack,  der  sichtbar  altenglische  Tradition 
fortführt  oder  wieder  aufnimmt,  wie  in  den  zahlreichen  entzückenden  Land- 
häusern und  Country-Clubs.  Kurzum:  ein  künstlerisches  Bedürfnis  offenbart 
sich  als  oberste  dünnste  Schicht  der  amerikanischen  Seele.  Freilich  eher 
noch  für  bildende  Kunst  als  für  das  innerlichst  ästhetische  Verhalten:  Kontem- 
plation, Musik,  Poesie,  Mystik,  Lyrik  —  das  sind  noch  seltene  fremde  Gäste. 
Die  Einwanderung  ist  doppelt  amusisch  gewesen:  Engländer,  noch  dazu 
Puritaner,  und  überhaupt  stets  die  aktiveren,  weniger  die  lyrischen  Elemente. 
Die  Deutschen  brachten  etwas  mehr  von  dieser  Art  herein;  die  jüngste  Ein- 
wanderung, aus  Süd-  und  Südosteuropa,  das  schreckUchste  Rassenproblem, 
das  sich  in  den  Sammelbecken  der  Einwanderung,  vor  allem  New  York  und 
Chicago,  zusammendrängt,  bringt  vielleicht  auf  die  Dauer  einen  Einschlag 
von  Gemüt  und  Klang,  ist  aber  noch  nicht  selbstbewußt,  taucht  vielmehr 
zunächst  eilig  im  Yankeetum  unter. 

Dies  der  Bedarf  —  soweit  ein  flüchtiger  Besuch  es  gestattet,  aus  Ein- 
drücken und  Gesprächen  weitgehende  Schlüsse  abzuleiten.  Inzwischen  lernt 
Amerika  vom  alten  Europa  und  holt  mit  reich  gespendeten  Mitteln  vieles 
eilig  nach.  Die  überall  auftauchenden  Volksbibhotheken  und  Sammhingen, 
Carnegies  Stiftung,  durch  altenglische  Sonntagsruhe  der  Benützung  empfohlen, 
oft  aufs  schönste  ausgestattet  und  bequem  benutzbar,  mögen  das  ihrige 
dazu  beitragen,  daß  die  Kolonistenrohheit,  von  der  heimatlichen  Kultur 
getrennt,  in  Urwälder  Bresche  schlagend,  vom  Reichtum  dann  geblendet 
und  verführt,  nun  die  Kultur  der  Seele  aufnimmt  und  immer  mehr  als  Be- 
dürfnis empfindet. 

Soweit  die  Grundlagen  der  Wirtschaft:  die  verfügbaren  Mittel  und  der 
Bedarf. 

4.  Gesellschaft  und  Politik. 

Fragen  wir  zuletzt  nach  der  Gesellschaft,  nach  dem  sozialen  und  politischen 
Verhältnis,  innerhalb  dessen  die  Menschen  ihre  Mittel  und  Zwecke  in  wirtschaft- 
lichen Einklang  zu  bringen  suchen,  so  ist  der  berühmte  Milhardärsreichtum,  der 
alles  in  entwürdigende  Abhängigkeit  von  den  großen  Geldgebern  setzt,  sowie 
die  technisch  und  wirtschaftüch  vorteilhafte,  sozial  aber  aussaugerische  und 
tyrannische  Konzentration  der  Trusts  bekannt  genug.  Diese  beiden  Punkte, 
Reinigung  des  öffentUchen  Lebens  von  der  Korruption  und  Unterstellung 
der  Trusts  unter  Staatskontrolle,  sind  denn  auch  das  Programm  der  Reform - 
bewegung,  die  aus  den  beiden  großen  Parteien  als  eine  jüngere  dritte  Gruppe 
jetzt  hervorgeht.  Tief  eingewurzelt  ist  indessen  vom  Osten  bis  zum  Westen 
die  Bestechlichkeit  der  Polizei,  die  Abhängigkeit  der  Beamten  von  der  Wahl- 
macht raffiniert  arbeitender  politischer  Gesellschaften  und  die  Selbstverständ- 
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lichkeit,  auch  die  Politik  nur  als  Geschäft  zu  bewerten.  Ein  Geisteszustand, 
der  jeden  Gemeinsinn  auf  das  äußerste  erschwert,  die  Organisation  der  Kon- 
sumenten bisher  nicht  über  kümmerliche  Anfänge  hinauskommen  läßt  und 
auch  die  junge  sozialistische  Bewegung  gefährdet.  Die  schwach  entwickelte 
Gemeinwirtschaft,  die  nur  in  einigen  bemerkenswerten  Ansätzen  vorbildlich 
vorangeht,  wie  in  den  Play-Grounds  der  Kommune  von  Chicago,  muß  im 
allgemeinen  vertreten  werden  durch  Widmungswirtschaft,  durch  Stiftungen 
und  gemeinnützige  Vereine,  die  Grundlage  von  Universitäten,  Bibhotheken, 
Museen,  Schulen,  unentgeltlich  geöffneten  zoologischen  Gärten;  hier  in  einem 
Maßstab  angewandt  und  jedem  nach  seinem  Einkommen  sozusagen  zur 
Pflicht  gemacht,  wie  man  es  sich  in  Europa  kaum  vorstellen  kann.  So  wird 
die  herrschende  Tauschwirtschaft  durch  Schenkungen  korrigiert,  zugleich 
aber  in  ihrem  Ergebnis  als  fehlerhaft  bezeichnet;  ihr  geheimnisvoller  Ver- 
teilungsprozeß wird  verdächtig,  die  Reichtumshäufung  wird  angeklagt. 
Vorherrschend  ist  noch  die  Stimmung  der  „unbegrenzten  Möglichkeiten'*;, 
doch  der  soziale  Gegensatz  wird  bewußt,  die  Einwanderermassen  verschärfen 
ihn  und  sind  selbst  ein  beängstigendes,  nur  von  oben  durch  Kulturarbeit 
lösbares  Problem,  das  daher  den  Pionieren  der  Settlements  die  starke  Haupt- 
macht, Kommune  und  Staat,  nachfolgen  läßt,  um  durch  Fürsorge  und  Er- 
ziehung die  sich  bildende  amerikanische  Rasse  vor  Degeneration  zu  be- 
wahren. 

Mit  naiver  Selbstverherrlichung  liebt  diese  neue  Rasse  sich  selbst  anzu- 
sehen als  zusammengesetzt  aus  den  besten  und  stärksten,  die  der  heimischen 
Tyrannei  darum  entflohen,  um  die  Freiheit  zu  suchen;  so  viel  geschichtlich 
Wahres  in  dieser  Auffassung  steckt,  welch  schlagenden  Gegensatz  bildet  der 
Anblick  der  neuen  Massen,  in  denen  der  schöne  amerikanische  Typ  so  selten 
auftaucht ! 

Sprachfremd  und  oft  in  tiefste  Not  geratend,  von  Arbeitslosigkeit  gedrückt 
in  Krisen  wie  im  alten  Europa,  immer  mehr  als  Großstadtproletariat  gehäuft 
neben  unbenutzten  weiten  Flächen,  auf  die  der  Eisenbahndirektor  als  koloni- 
sierender Grundherr  durch  großartige  Land-Show  in  all  den  großen  Städten 
mit  gewaltiger  Reklame  hinweist,  so  sammelt  sich  ein  häßliches,  kulturloses, 
verachtetes  und  ausbeutbares  Elend,  die  ,,Wops'',  wie  man  die  Italiener ,^ 
Ungarn,  Slawen  usw.  nennt,  die  als  rücksichtslos  aufzuopfernde  Arbeitskräfte 
bei  Wolkenkratzerbauten  und  ähnlichen  Gefahrenquellen  der  modernen 
Technik  Gesundheit  und  Leben  lassen.  Arbeiterschutz,  nur  in  geringen 
Anfängen  vorhanden,  wird  gefordert.  Die  städtischen  Konsumenten,  die 
mehr  und  mehr  von  Teuerung  leiden,  z.  B.  Obst  als  zu  teuer  sich  versagen, 
während  es  auf  den  Farmen  herumhegt  und  verfault,  werden  ebenso  wie  die 
Farmer  durch  die  Schule  der  Not  schließlich  doch  wohl  für  Zusammenschluß 
gelehrig.  Eine  geschickte  sozialistische  Propaganda  beginnt  an  die  Gebildeten 
heranzukommen  und  die  Praxis  der  Behörden  einem  praktischen  Sozialismus 
zuzuführen. 

So  nähert  sich  die  soziale  Frage  und  Bewegung  mit  dem  wachsenden 
Gedränge  neuer  Massen  dem  Vorbild  der  europäischen  Heimat. 

Und  doch  !  Verläßt  man  diese  Massenquartiere  der  neuen  W^elt,  fährt 
man  weite  Strecken  durch  menschenleeren  Vv^ald  und  gar  von  Chicago  west- 
lich im  „Overland  Limited"  3  Tage  und  Nächte  nach  San  Franzisko,  durch 
Einöden  und  Wildnis,  nur  auf  einsamem  Bahnhof  einmal  erfahrend,  daß 
Hian  den  Frauenstimmrechtstaat  Wyoming  betreten  hat,  nimmt  man  die 
Eindrücke  kümmerlicher  Neuansiedlungen  und  reicher  saftstrotzender  kali- 
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fornischer  Vegetation  in  sich  auf,  das  Ergebnis  einer  Kulturarbeit,  die  noch 
so  weite  Flächen  zu  gleicher  Blüte  zu  bringen  berufen  ist  —  so  nimmt  man 
Abschied  von  dem  großen  Land  mit  dem  Bewußtsein,  daß  tapferen  Menschen 
auch  künftig  noch  Überfluß  in  die  Hand  gegeben  ist,  ausnutzbar  je  nach  ihrem 
Wollen  und  allen  zugänglich  zu  machen  durch  höhere  Organisation:  jeden- 
falls aber  vorhanden  als  das  Charakteristische  des  neuen  Volkes. 


EDGAR  MILHAUD,  PROFESSOR  AN  DER  UNI- 
VERSITÄT ZU  GENF:  DIE  BEKÄMPFUNG  DER 
LEBENSMITTELTEUERUNG  DURCH  GEMEINDE- 
INITIATIVE. 

S  ist  merkwürdig  zu  beobachten,  daß  man  ständig  von  der  kon- 
tinuierlichen Steigerung  aller  Lebensmittelpreise  zu  sprechen  sich 
gewöhnt  hat,  ohne  zu  beachten,  daß  es  im  wirtschaftlichen  Leben 
ein  Bereich  gibt,  das  außerhalb  der  Regel  der  allgemeinen  Preis- 
steigerung liegt,  ein  Bereich,  in  dem  eine  umgekehrt  gerichtete  Bewegung 
der  Preissenkung  sich  zur  Geltung  bringt.  Dieser  Bereich  ist  der  der 
öffentlichen  Dienste,  welche  vom  Staat  und  den  Gemeinden 
geleitet  werden,  oder  mit  anderen  Worten,  während  im  Bereich  der  Privat- 
industrie die  Preise  steigen,  werden  sie  im  Bereich  der  öffentlichen  Wirt- 
schaft niedriger. 

Einige  Beispiele  für  viele:  In  Frankreich  wurde  im  Jahre  1906  das  Brief- 
porto von  15  auf  10  Centimes  herabgesetzt.  Die  preußische  Staatseisenbahn 
hat  in  den  Jahren  1900 — 1909  verschiedene  Tarifreduktionen  vorgenommen, 
durch  die  der  durchschnitthche  Personenfahrpreis  pro  Kilometer  von  2,65 
Pfennig  auf  2,32  Pfennig,  das  ist  um  12%,  herabgesetzt  ward. 

In  der  Schweiz  wurde  durch  die  staatliche  Brandversicherungsanstalt 
am  1.  Januar  1912  die  Anfangsprämie  pro  1000  Franken  versicherten  Wertes 
von  80  auf  70  Centimes  herabgesetzt.  In  Frankreich,  im  Departement  der 
Cote  d'Or,  wurden  durch  die  öffentliche  Brandversicherungsanstalt,  die  am 
1.  Januar  1909  gegründet  wurde,  sofort  Prämiensätze  festgesetzt,  die  um 
30 — 40  %  niedriger  waren  als  die  der  Privatgesellschaften  im  gleichen  Bezirk, 
und  wurden  diese  gezwungen,  ihre  Preise  sofort  um  20%  herabzusetzen, 
was  den  Versicherten  des  Departements  eine  Ersparnis  von  etwa  140  000 
Franken  gebracht  hat. 

In  Schärbeek,  einem  Vororte  Brüssels,  wurden  im  Jahre  1905  städtische 
Bäder  eingerichtet,  in  denen  ein  Wannen-  oder  Schwimmbad  16  Pfennig, 
ein  Duschebad  9  Pfennig  kostet,  inbegriffen  den  Gebrauch  von  zwei  Hand- 
tüchern. 

Die  Stadt  Genf  gewährte  seit  der  VerstadtUchung  des  Elektrizitäts- 
wesens im  Jahre  1906  eine  Reihe  von  Begünstigungen  an  ihre  Kunden,  be- 
sonders an  diejenigen,  welche  den  ärmeren  Schichten  der  Bevölkerung  an- 
gehören und  die  Listen  dieser  Begünstigungen  vom  Januar  1911  sind  tat- 
sächUch  außerordenthch  bedeutend.    Als  die  Stadt  im  Jahre  1906  die  alte 
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Gesellschaft  ablöste,  wurde  der  Strompreis  von  1  Franken  auf  80  Gentimes 
pro  Kilowattstunde,  also  um  20  %  ermäßigt.  Ebenso  wurden  Erleichterungen 
für  die  Einlegung  der  Elektrizität  in  neue  Häuser  eingeführt. 

Im  Jahre  1900  wurde  ein  neuer  Tarif  veröffentlicht,  der  den  kleinen 
Verbrauchern  besonders  günstig  war  und  in  gewissen  Fällen  den  Strom- 
verbrauch für  eine  gewöhnliche  Lampe  von  50  Watt,  für  den  ehedem  4  Centimes 
pro  Stunde  an  die  Gesellschaft  bezahlt  werden  mußte,  auf  1  Gentime  er- 
mäßigte. Im  Jahre  1902  wurde  der  Preis  der  Zähler  herabgesetzt,  und  zwar 
für  die  kleinste  Type,  die  für  die  kleinen  und  mittleren  Verbraucher  in  Frage 
kommt,  von  25  auf  12  Franken  pro  Jahr.  Im  Jahre  1905  neue  Herabsetzung; 
der  Zähler  wird  nunmehr  mit  6  Franken  pro  Jahr  vermietet.  Im  Jahre  1906 
endlich  vollkommene  Unentgeltlichkeit  aller  Zähler. 

Im  Jahre  1910  wurden  speziell  für  die  ländlichen  Verbraucher  große 
Vergünstigungen  bewilligt,  mit  1.  Januar  1911  weitere  Herabsetzung  für 
kleinen  und  großen  Verbrauch.  So  mußte  z.  B.  ein  Hotel  für  1000  Lampen 
und  einen  Verbrauch  von  25  000  Kilowattstunden,  während  es  in  der  Zeit 
der  alten  Gesellschaft  25  000  Franken  pro  Jahr  hätte  zahlen  müssen,  nach  der 
Verstadthchung  20  000  Franken  zahlen,  im  Jahre  1606  nach  der  Festlegung 
des  neuen  Tarif  es  15  000  und  nunmehr  nach  der  neuen  Tarif  herabsetzung 
bloß  8000  Franken.  Also  seit  dem  Jahre  1895,  dem  letzten  Jahre  der  alten 
Gesellschaft,  eine  Herabsetzung  um  68%. 

Andererseits  wurde  der  Tarif  für  die  kleinen  Verbraucher,  speziell  der 
Mieter  von  Wohnungen  mit  höchstens  drei  Zimmern,  weiter  in  wesentlichster 
Weise  heruntergesetzt  und,  insoweit  sie  nur  vier  Lampen  besitzen,  die 
völlige  Unentgeltlichkeit  der  Installation  verordnet. 

Gegenüber  dieser  letzteren  Anordnung  hätte  man  allerdings  einwenden 
können,  daß  sie  eine  Prämie  für  die  ganz  kleinen  Wohnungen  einführe  und 
damit  die  Bestrebungen  sozialer  Reformatoren  für  die  Bekämpfung  der 
Wohnungsüberfüllung  durchkreuzen.  Kaum  war  dieser  Einwand  erhoben 
worden,  als  die  Verwaltung  der  Elektrizitätswerke  sofort  Mittel  und  Wege 
fand,  ihm  zu  begegnen.  Anstatt  die  Zahl  der  Wohnräume  für  die  Berechnung 
zugrunde  zu  legen,  beschloß  man  die  Unentgeltlichkeit  der  elektrischen 
Installation  für  die  vier  ersten  Lampen  jeglicher  W'ohnung  einzuführen, 
eine  Lösung  von  großer  Einfachheit,  klarer  Gerechtigkeit  für  jedermann  und 
andererseits  doch  mit  einer  Begünstigung  der  kleinen  Verbraucher  verbunden, 
da  sie  eben  für  die  Installation  gar  nichts  zu  zahlen  haben,  während  der 
größere  Verbraucher,  insoweit  er  mehr  als  vier  Lampen  benötigt,  einen  ent- 
sprechend wachsenden  Beitrag  für  die  Installation  zu  leisten  hat. 

All  diese  verschiedenen  Maßregeln  haben  den  Verbrauch  der  Elektrizität 
sehr  wesentlich  gesteigert,  besonders  bei  den  ärmeren  Schichten.  Die  Zahl 
der  Abonnenten,  die  bis  zu  einer  Grenze  von  60  Franken  pro  Jahr  Elektrizität 
verbrauchen,  betrug  im  Dezember  1896,  ein  Jahr  nach  der  Verstadtlichung, 
228.  Wir  kennen  nicht  die  exakte  Zahl  im  Augenblick  der  Verstadthchung, 
aber  eingehend  motivierte  Schätzungen  lassen  annehmen,  daß  die  Zahl  der 
Abonnenten  im  genannten  Zeitpunkte  nicht  über  100  betrug;  das  ist  während 
der  8  Jahre,  während  welcher  die  Gesellschaft  die  Regie  geführt  hat,  eine 
durchschnittliche  Zunahme  von  etwa  12  Abonnenten  pro  Jahr.  Die  Zahl 
der  Abonnenten  betrug  am  31.  Dezember  1912  5976,  also  in  den  16  Jahren 
seit  der  Verstadtlichung  eine  Gesamtvermehrung  von  5876  resp.  eine  jährliche 
Vermehrung  um  373.  Während  der  beiden  letzten  Jahre  hat  diese  Vermehrung 
unter  dem  begünstigenden  Einfluß  der  Tarifherabsetzungen  2971  betragen. 
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Es  ist  wohl  nicht  zu  leugnen,  daß  hier  in  unserer  Zeitepoche  allgemeiner 
Preissteigerung  und  allgemeiner  Einschränkung  des  Verbrauches  der  Genuß - 
güter  durch  die  Massen  eine  ganz  spezielle,  umgekehrt  gerichtete  Bewegung 
der  Preisherabsetzung  und  der  Verbrauchssteigerung  vorhegt. 

Das  ist  übrigens  kein  Zufall.  Einer  der  wesentlichsten  Faktoren  der 
Preissteigerung  liegt  offenbar  in  der  wachsenden  Ausschaltung  der  freien 
Konkurrenz  durch  das  Privatmonopol,  das  im  Kartell,  in  der  Genossenschaft 
und  in  der  Verschmelzung  der  Unternehmungen  zutage  tritt.  Alle  diese 
Monopolgestaltungen  sehen  es  als  erste  Notwendigkeit  an,  die  Produktion 
in  bewußter  Weise  einzuschränken,  um  die  Preise  erhöhen  zu  können.  Ein 
sehr  gediegener  Autor  der  Schule  der  freien  Konkurrenz,  Arthur  Raffalovich, 
sagt  z.  B.  in  einem  Aufsatz  der  Zeitschrift  „L'economiste  europeen"  über 
deutsche  Kartelle  im  Jahre  1909:  Einer  der  ernstlichsten  Vorwürfe,  den  man 
gegen  Kartelle  erheben  kann,  ist  der,  die  volle  ökonomische  Ausnutzung 
der  Produktionsmöglichkeiten  einzuschränken.  Vom  Jahre  1906  bis  zum 
Jahre  1908  hat  das  rheinisch-westfälische  Kohlensyndikat  bloß  67,63  resp. 
55%  jener  Kohlenförderung  durchgeführt,  zu  welcher  seine  Werke  befähigt 
sind;  Zement  bloß  33%,  Potasche  30%.  Wäre  diese  Produktionsmöghchkeit 
vollständig  ausgenutzt  worden,  so  würde  der  Erzeugungspreis  um  55%  er- 
niedrigt werden.  Die  Einschränkung  dieser  Erzeugung  scheint  aus  einer 
Nothilfe  zu  einer  dauernden  Einschränkung  zu  werden.  Es  liegt  da  in  einem 
gewissen  Grade  eine  Vergeudung  der  staatlichen  Hilfsquellen  vor. 

Der  Übergang  von  der  freien  Konkurrenz  zum  Kartell  und  zum  Trust 
gestattet  die  Festlegung  von  Monopolpreisen  oder,  richtiger  gesagt,  Privat- 
monopolpreisen, welche  den  Monopolisten  möghchst  hohen  Gewinn  sichern 
sollen.  Ihre  Unternehmungen  haben  keinen  anderen  Zweck,  kein  letztes 
Ziel  außer  der  Erzielung  von  Gewinnen,  und  zwar  von  größtmöglichen  Ge- 
winnen. Produktion,  Verkauf,  Konsum,  d.  i.  die  Befriedigung  der  Bedürfnisse 
der  Verbraucher,  sind  nur  Mittel  zu  diesem  Zweck.  Die  wirtschafthchen 
Unternehmungen  von  Stadt  und  Staat  können  sich  natürlich  auch  das  Ziel 
setzen,  Gewinne  zu  erzielen,  durch  welche  die  öffentlichen  Bedürfnisse  be- 
friedigt werden  sollen.  Dies  ist  der  Fall  bei  der  Elektrizitätsunternehmung 
der  Stadt  Genf,  die  im  Jahre  1911  an  die  Stadtgemeinde  Genf  und  die  anderen 
Gemeinden  des  Kantons,  die  von  ihr  versorgt  werden,  einen  Reingewinn 
von  1  974  000  Franken  ausschüttete,  ungerechnet  die  Bezahlung  der  Kapitals- 
zinsen und  die  Amortisierung. 

Auf  die  Stadt  Genf  entfiel  ein  Reingewinn  von  1  287  400  Franken,  das 
ist  74%  der  Gemeindesteuern. 

Aber  sämtüche  Wirtschaftszweige  von  Staat  und  Stadt  haben  nicht 
diesen  Zweck  der  Gewinnerzielung.  So  ist  dies,  um  bei  den  Beispielen  zu 
bleiben,  die  wir  oben  genannt  haben,  nicht  der  Fall  bei  der  Brandversicherungs- 
anstalt des  Kantons  Vv^adtland,  ebensowenig  bei  der  des  französischen  Departe- 
ments Cote  d'Or  oder  bei  den  städtischen  Bädern  von  Schärbeck.  Einziger 
Zweck  dieser  Unternehmungen  ist  die  möglichst  vollständige  und  weitest- 
gehende Befriedigung  des  Bedürfnisses,  für  welches  diese  Betriebe  eingerichtet 
wurden,  d.  h.  die  Herstellung  bestmöghcher  Leistungen  zu  niedrigsten  Preisen. 
Selbst  dort,  wo  man  einen  Gewinn  verschmäht,  bleibt  das  Interesse  für  gute 
Qualität  und  niedrigen  Preis  überwiegend  vorherrschend. 

Auch  von  diesen  Gesichtspunkten  ausgehend,  hat  man  in  Genf  sein 
Möglichstes  getan,  solche  Tarife  zu  kombinieren,  welche  den  Verbrauch 
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möglichst  erweitern,  dem  Publikum  möglichst  entgegenkommen  und  dabei 
doch  einen  Gewinn  übrig  lassen. 

Wenn  die  private  Volkswirtschaft  in  ihrer  letzten  Entwicklungsphase 
des  Privatmonopols,  um  mit  Raffalovich  zu  sprechen,  die  vollständige 
ökonomische  Benutzung  aller  wirtschaftlichen  Kräfte  des  Staates  einschränkt, 
also  eine  Art  Neumalthusianismus  im  Bereich  der  Wirtschaft  begründet, 
hat  der  öffentliche  Betrieb  die  umgekehrte  Tendenz  und  geht  darauf  hinaus, 
die  wirtschaftlichen  Möglichkeiten  bis  zum  äußersten  auszunützen,  um  die 
Bedürfnisse  der  Bewohner  bestens  zu  befriedigen  resp.  —  um  dem  zu 
dienen:  die  Preise  möglichst  herabzusetzen. 

Naturgemäß  hat  man  sich  also,  um  gegen  die  Preissteigerung  im  all- 
gemeinen und  speziell  die  der  Lebensmittel  anzukämpfen,  dazu  entschließen 
müssen,  von  den  Stadtgemeinden  eine  analoge  Einwirkung  auf  die  Preise 
zu  fordern. 

Die  eigentliche  Staatsinitiative  kam  dafür  kaum  in  Frage,  sie  begnügte 
sich  mit  einer  in  der  Regel  wenig  bedeutenden  Herabsetzung  der  Einfuhrzölle 
und  mit  Einfuhrerleichterungen  für  gefrorenes  Überseefleisch  sowie  Herab- 
setzung der  Tarife  für  Nahrungsmitteltransporte  auf  ihren  eigenen  Bahnen. 

Andererseits  haben  viele  Gemeinden  Schritte  unternommen,  um  den 
Mißständen  der  Lage  abzuhelfen.  Viele  derselben  haben  in  Deutschland, 
Österreich,  der  Schweiz  Kartoffeln  im  Großen  eingekauft  und  im  Detail  ohne 
Zwischenhandelgewinn  verkauft,  sei  es,  daß  einfach  die  Kosten  des  Transportes 
und  der  Verteilung  zum  Einkaufspreis  geschlagen  wurden,  sei  es,  daß  diese 
letzteren  der  Gemeinde  zur  Last  fielen.  Sehr  häufig  wurden  auch  in  den 
genannten  Ländern  und  in  Italien  Kohlen  durch  die  Gemeinden  verkauft, 
in  der  Regel  in  Verbindung  mit  den  Gaswerken  der  Gemeinde,  die  ja  Koks 
stets  verkaufen.  An  und  für  sich  liegt  da  eine  rein  kaufmännische  Operation 
vor,  aber  durch  den  Detailverkauf  an  die  kleinen  Konsumenten  statt  der 
Abgabe  an  den  Großhandel  und  durch  entsprechende  Ermäßigung  der  Preise 
ist  auch  in  dieser  Art  sozial  vorgegangen  worden. 

In  all  diesen  Ländern  lag  eine  der  wesentlichsten  Maßregeln  der  Stadt- 
gemeinde in  der  Eröffnung  von  städtischen  Verkaufsstellen  für  Seefische. 
Der  Zweck  war  ein  doppelter:  1.  zu  einem  wesentlich  niedrigeren  Preise  ein 
Ersatzmittel  des  Fleisches  zu  liefern  und  2.  durch  die  Konkurrenz  den  Fleisch- 
preis selbst  zu  senken  und  den  Fleischkonsum  damit  für  die  Massen  zu  er- 
leichtern. 

Der  direkte  Fleischverkauf  durch  Gemeinden  ist  seltener,  im  allgemeinen 
wird  er  bloß  vorgenommen,  um  einen  augenblicklichen  Druck  auf  die  Fleisch- 
hauer, die  zu  allzu  hohen  Preisen  verkaufen,  zu  üben.  In  Deutschland  z.  B. 
wurde  bloß  für  den  Verkauf  von  Schweinefleisch  eine  regelmäßige  Vorsorge 
getroffen  und  in  Berhn,  Gharlottenburg,  Karlsruhe  und  Mannheim  wurden 
sogar  für  diesen  Zweck  eigene  Schlachthäuser  errichtet.  In  Italien  wieder 
haben  viele  Stadtgemeinden  dauernde  Schlachthäuser  geschaffen,  ebenso 
mehrere  russische  Städte  und  die  Stadt  Budapest.  In  den  genannten  Orten 
finden  wir  auch  städtische  Bäckereien,  sei  es,  daß  dieselben  wie  in  Budapest 
direkt  an  die  Konsumenten  verkaufen,  sei  es,  daß  sie  wie  in  Verona  einerseits 
an  die  Konsumenten,  andererseits  an  Detailhändler  verkaufen  und  diese 
auf  eine  fixe  Gebühr  des  Weiterverkaufs  festlegen;  in  Verona  beträgt  sie 
3  Centimes  pro  Kilogramm,  und  zwar  hat  der  Detailhändler  das  Brot  zum 
Engrospreis  der  städtischen  Bäckerei  mehr  der  genannten  Gebühr  zu  ver- 
kaufen. 
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Der  Umsatz  der  städtischen  Bäckerei  in  Budapest  (730  000  Einwohner) 
beträgt  derzeit  78  000  kg  pro  Tag,  der  der  städtischen  Bäckerei  zu  Verona 
(73  000  Einwohner)  3500  kg. 

Mehrere  deutsche  Städte,  Mannheim,  Baden-Baden,  Hanau,  Wiesbaden, 
Freiburg  im  Breisgau,  haben  städtische  Depots  und  Verkaufsstellen  für  Milch 
eingerichtet. 

Alle  diese  Gemeindeunternehmungen  haben  der  Bevölkerung  neben  der 
Preisermäßigung  auch  andere,  bedeutende  Vorteile  gebracht.  Verbesserungen 
in  der  Qualität  der  Produkte  werden  von  überall  her  gemeldet.  In  Budapest 
z.  B.  wird  bei  der  Broterzeugung  der  privaten  Bäckereien  ein  bis  zu  40% 
ansteigendes  Quantum  von  Kartoffeln  dem  Mehl  beigemischt,  während 
dasselbe  in  städtischen  Bäckereien  bloß  18%  beträgt.  Die  ökonomischen 
Verhältnisse  sind  ungleich  günstiger  in  den  städtischen  Bäckereien,  die  Hand- 
arbeit ist  auf  ein  Minimum  reduziert  und  die  wenig  zahlreichen  Arbeiter 
haben  vor  Arbeitsbeginn  ein  Bad  zu  nehmen  und  spezielle  Kleidung,  die 
von  der  Leitung  zu  ihrer  Verfügung  gestellt  wird,  anzulegen. 

In  Verona  werden  die  Fische  der  städtischen  Stände  ilu-er  Frische  wegen 
gelobt,  das  Fleisch  der  städtischen  Schlächterei  ist  von  vorzüglicher  Qualität. 

Die  schweizerische  Gemeinde  Grenchen  hat  kürzlich  einen  Verkaufsstand 
für  Meerfische  eröffnet  zum  ausgesprochenen  Zwecke,  um  der  Bevölkerung 
frischere  Ware  als  die  Privatstände  zu  bieten.  SchheßUch  wird  in  den  Be- 
richten der  Stadt  Zürich  und  Lausanne  über  Kartoffelverkauf  der  Gemeinden 
berichtet,  daß  die  Bevölkerung  über  die  Qualität  des  Lobes  voll  sei. 

Dieser  allgemeinen  Hebung  der  Qualität  stehen  allgemeine  Senkungen 
der  Preise  gegenüber.  Vor  der  Eröffnung  der  städtischen  Bäckerei  in  Budapest 
am  22.  August  1909  wurde  das  Schwarzbrot  für  30  h  verkauft,  während  die 
städtische  Bäckerei  es  sofort  für  19  h  verkaufte,  also  für  11  h,  fast  ein  Drittel, 
weniger.  Weißbrot  wurde  in  Privatbäckereien  zu  43  h  verkauft,  in  der  städti- 
schen Bäckerei  zu  33  h,  10  h  weniger.  In  Verona  wurde  im  Jahre  1909  zur  Zeit 
der  Eröffnung  der  städtischen  Bäckerei  das  Brot  in  den  privaten  Bäckereien 
zu  49 — 51  Centimes  pro  Kilogramm  verkauft,  in  der  städtischen  Bäckerei 
um  40  Centimes,  also  9 — 11  Centimes  weniger.  Im  übrigen  wurden  die  Privat- 
bäckereien sofort  durch  die  Konkurrenz  der  städtischen  Bäckerei  gezwungen, 
ihre  Preise  zu  erniedrigen  und  zwar  betrug  diese  Erniedrigung  in  Verona 
5  Centimes  pro  Kilogramm,  in  Budapest  nach  Ablauf  von  6  Monaten  6  h 
und  nach  Ablauf  eines  Jahres  9  h  für  das  Schwarzbrot  und  8  h  für  das  Weiß- 
brot. Ein  Jahr  nach  Eröffnung  der  städtischen  Bäckerei  in  Budapest  war 
ein  doppeltes  Resultat  erreicht.  Die  Preise  der  städtischen  Bäckerei  waren 
um  40  %  niedriger  als  die  der  Privatbäckereien  im  Augenblick  ihrer  Eröffnung 
und  in  dieser  Zeitspanne  hatten  die  Privatbäckereien  ihre  eigenen  Preise 
um  24%  vermindert.  ^ 

In  Deutschland  wurde  durch  städtischen  Betrieb  und  städtischen  Ver- 
kauf der  verschiedenen  Nahrungsmittelzweige  im  allgemeinen  eine  Lebens- 
mittelverbilUgung  von  10 — 30%  erzielt.  Häufig  genügte  sogar  die  bloße 
Ankündigung  des  städtischen  Lebensmittelverkaufes,  um  die  Privatverkäufer 
zu  einer  Preisermäßigung  zu  veranlassen. 

In  der  Schweiz  wurde  durch  den  Verfasser  dieser  Zeilen  eine  eingehende, 
direkte  Enquete  über  die  Resultate  der  städtischen  Intervention  i^it  recht 
großer  Präzision  durchgeführt  *).    Wir  haben  festgestellt,  daß  die  Preis- 

*)  Siehe  Annales  de  la  regle  directe,  April  1912:  Unsere  Enquete  über  die 
Initiative  der  Schweizer  Gemeinden  gegen  die  Lebensmittelteuerung  (S.  97 — 164). 
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ermäßigung  für  Kartoffeln  gegenüber  den  Preisen  vor  Beginn  der  städtischen 
Initiative  in  Schaffhausen  12—20%,  in  Luzern  14—18%,  in  Bern  17—24% 
betragen  hat.  Für  gelbe  Rüben  in  Luzern  11 — 16%  und  in  dieser  gleichen 
Stadt  für  Äpfel  10%.  Für  Koks  in  Bern  15—24%,  für  allgemeine  Brenn- 
materialien in  Zürich  29—50%  (29%  für  das  Unterzündholz,  32%  für  Koks 
erster  Güte,  38  %  für  Anthrazit,  39  %  für  Briketts,  45  %  für  Koks  zweiter  Güte, 
47%  für  Kleinspaltholz,  50%  für  gewöhnliches  Holz). 

Der  Verkauf  der  Seefische  in  der  Stadt  St.  Gallen  ließ  den  Preis  derselben 
in  den  Privatständen  um  ungefähr  30%  zurückgehen.  In  Freiburg  wurde 
durch  den  Verkauf  der  Kartoffeln  durch  die  Gemeinde  eine  Preissteigerung 
dieses  Nahrungsmittels  verhindert.  In  Lausanne  hat  ein  Kartoffelverkauf 
von  bloß  wenigen  Tagen  eine  starke  Preisermäßigung  dieses  Nahrungsmittels 
mit  sich  gebracht,  mehrere  Spekulanten  haben  viel  verloren.  In  Zürich 
wurde,  wie  ein  Bericht  der  Stadtgemeinde  ausführt,  durch  die  städtische 
Initiative  eine  wesentliche  Ermäßigung  der  Privathandelspreise  herbei- 
geführt. In  Odessa  wurde,  wie  der  Direktor  der  städtischen  Wasseranstalt 
und  Bäckerei  ausführt,  der  Brotpreis  vor  schädlichen  Schwankungen  bewahrt. 
In  Kischinew  hat  die  städtische  Schlachtanstalt  den  Preis  um  12  %  zurück- 
gehen lassen. 

Die  praktischen  Erfahrungen  haben  also  gezeigt,  daß  das  Eingreifen 
der  Stadtgemeinden  in  den  Lebensmittelhandel  ein  wirksames  Mittel  dar- 
stellt, um  gegen  die  Teuerung  anzukämpfen.  Allerdings  ist  die  Wirksamkeit 
des  Mittels  an  gewisse  Grenzen  gebunden.  Man  kauft  im  großen  ein  und 
verkauft  zum  Erstehungspreise.  Der  Vorteil  der  Konsumenten  besteht  in 
der  Ausschaltung  des  Zwischenhandelprofites.  Er  ist  gleich  demjenigen, 
welchen  die  Konsumvereine  für  ihre  Mitglieder  vermitteln.  Der  Detailhandel- 
preis fällt  nahezu  auf  das  Niveau  der  Großhandelspreise,  bloß  die  in  der  Regel 
nicht  bedeutenden  Betriebsspesen  fügen  sich  demselben  hinzu.  Dieser  Engros- 
preis ist  jedoch  naturgemäß  ein  gegebener  Posten,  den  man  einfach  zu  akzep- 
tieren hat,  unter  den  man  nicht  hinuntergehen  kann,  sofern  man  nicht  etwa 
das  Produkt  selbst  erzeugt. 

Gerade  das  tut  man  im  Falle  der  Broterzeugung.  Die  Gemeinde  kauft 
als  Großindustrielle  sehr  bedeutende  Quantitäten  Mehl  ein,  führt  die  Er- 
zeugung mit  modernsten  Hilfsmitteln  durch  und  gewährleistet  so  der  Gesamt- 
heit der  städtischen  Konsumenten,  an  welche  zum  Erzeugungspreise  verkauft 
wird,  den  Vorteil  aller  Ersparnismöglichkeiten  des  Großbetriebes. 

Trotzdem  hat  auch  die  Ausdehnung  dieser  Vorteile  gewisse  Grenzen: 
Preiskurse  der  Rohstoffe,  z,  B.  des  Getreides  sowie  der  Maschinen  und  Ein- 
richtungen. Andererseits  natürUch  die  Löhne,  die  ja  bei  dem  ganzen  Problem 
eine  wichtige  Rolle  spielen. 

W^enn  eine  Finanzgruppe  durch  eine  glückliche  Spekulation  den  Kurs 
der  Rohstoffe  in  die  Höhe  getrieben  hat,  wenn  ein  Trust,  wenn  Kartelle  den 
Preis  der  Maschinen  und  Einrichtungen  monopolistisch  aufschnellen  machen, 
ist  die  handeltreibende  Stadtgemeinde  gezwungen,  bei  ihren  Einkäufen  an 
Spekulationen  der  Monopole  den  Tribut  zu  entrichten,  den  sie  notgedrungen 
von  denjenigen  wieder  erheben  muß,  an  die  sie  weiterverkauft.  Die  Produkte, 
die  sie  verkauf t,tragen  alle  jenePreissteigerung  in  sich, welche  die  kapitalistische 
Wirtschaft  den  Rohstoffen  und  Betriebsmitteln  auferlegt  hat. 

Will  dies  jedoch  sagen,  daß  die  Gesamtheit  der  Bürger  dem  waffenlos 
gegenüberstehe?    Kaum.     Dort,  wo  die  Machtmittel  der  Gemeinde  auf- 
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hören,  können  andere  Gemeinschaften  auf  den  Plan  treten,  Produktivgenossen- 
schaften und  Verbände  von  Produktivgenossenschaften,  Gemeindeverbände, 
Provinzen,  Staaten  und  Staatenverbände.  Der  glückliche  Erfolg  der  Ge- 
meindebetriebe zeigt  für  diese  anderen  Gemeinschaften  den  Weg  an,  den 
sie  einzuschlagen  haben,  um  das  Resultat  zu  vervollständigen. 


D.  J.  WERNICKE,  SYNDIKUS  DES  VERBANDES 
DEUTSCHER  WAREN-  UND  KAUFHÄUSER,  BER- 
LIN: DIE  BEDEUTUNG  DER  DEUTSCHEN  WAREN- 
HÄUSER ALS  PREISREGULATOREN. 

^■■■■■■■■^  CHON  in  früheren  Zeiten  wurde  über  die  vielfach  übermäßige 
Verteuerung  der  Preise  durch  den  Zwischenhandel  infolge  zu 
hoher  Aufschläge  ständig  geklagt.  Die  Konsumvereinsbewegung 
I  hat  hier  ihren  Ursprung,  und  der  Verein  für  Sozialpolitik  be- 
schäftigte sich  Ende  der  80er  Jahre  eingehend  mit  dieser  Frage.  Man  kam 
zu  dem  Resultate,  daß  die  Aufschläge  auf  die  verschiedenen 
Waren  außerordentlich  verschieden,  und  zwar  bei  den 
allgemeinen  täglichen  Konsumartikeln  am  geringsten,  dagegen  bei  den 
Qualitäts-,  Luxus-  und  Modeartikeln  am  höchsten  seien. 

Aber  nicht  nur  zwischen  den  einzelnen  Artikeln  sind  die  Preisaufschläge 
sehr  verschieden;  sie  variieren  auch  für  jede  Ware  an  den  einzelnen  Orten 
und  in  den  verschiedenen  Stadtgegenden  sehr  bedeutend,  obwohl  in  der 
Gegenwart  gewichtige  Faktoren  auf  eine  gewisse  Preisausgleichung 
hinarbeiten,  so  besonders  folgende: 

1.  Die  Entwicklung  der  Verkehrsmittel  und  des  Verkehrs, 
insbesondere  die  Schnelligkeit  und  die  Verbilligung  des  Transports; 

2.  Die  Zunahme  der  Kartelle  und  Konventionen  und 
die  Festsetzung  einheitlicher  Preise  durch  diese  oder  durch  einzelne  Firmen  — 
sogenannte  Markenartikel. 

3.  Die  Ausbreitung  des  Filialsystems  bei  den  größeren  Ge- 
schäften. 

Aber  trotz  dieser  Preisausgleichungstendenzen  weist  dieselbe  Ware  an 
den  verschiedenen  Orten  oder  Stadtgegenden  doch  häufig  sehr  verschiedene 
Preise  auf. 

Auf  solche  Preisunterschiede  wirken  —  abgesehen  von  den 
Ernteverhältnissen  bei  den  Lebensmitteln  in  den  verschiedenen  Gegenden  — 
folgende  Umstände  hin: 

1.  Qualitäts-  oder  Quantitätsunterschiede,  d.h. 
eine  etwas  andere  Gestaltung  oder  Zusammensetzung  oder  etwas  größere 
oder  knappere  Bemessung  einer  Ware,  die  den  gleichen  Gebrauchszwecken 
dient;  denn  jeder  Fabrikant  sucht  nach  MögUchkeit,  seinem  Fabrikate  eine 
besondere  Eigenart  zu  geben.  Dazu  kommen  die  verschiedenen  Patente 
und  Urheberrechte,  die  ebenfalls  Differenzierungen  der  Waren- 
qualität zur  Folge  haben,  da  sie  eine  völlig  gleichgestaltige  Herstellung  der 
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betrellenden  Waren  verbieten,  ferner  die  verschiedenen  Lebens- 
gewohnheiten des  Publikums,  infolge  deren  an  den  ver- 
schiedenen Orten  und  in  den  verschiedenen  Stadtgegenden  sehr  verschiedene 
Waren  und  Warenqualitäten  verlangt  werden. 

2.  Die  verschiedenen  Unkosten  der  Geschäfts- 
leute üben  auf  die  Preise  der  gleichen  Waren  einen  erheblichen  Einfluß 
aus,  so  die  Mietspreise,  die  Löhne,  die  Lebensgewohnheiten  usw. 

Ein  Fleischer  oder  Bäcker  in  Berlin  W.  muß  z.  B.  —  ganz  abgesehen 
von  eventuellen  Qualitätsunterschieden  der  Waren,  so  besonders  beim  Fleisch 
—  schon  deshalb  höhere  Preise  nehmen  als  sein  Kollege  in  Berlin  0.,  weil 
er  weit  höhere  Miete  und  Löhne  zu  zahlen  hat  und  selbst  höhere  Lebens 
ansprüche  stellt  als  die  Kollegen  in  Berlin  0. 

3.  Der  Einfluß  des  Publikums. 

In  den  besseren  Stadtgegenden  und  in  den  wohlhabenden  Städten  zahlt 
das  Publikum  ohne  weiteres  höhere  Preise  als  das  Publikum  in  den  bilhgeren 
Gegenden  und  weniger  wohlhabenden  Städten,  das  mit  jedem  Pfennig 
rechnen  muß. 

Es  kommt  hinzu,  daß,  je  reicher  die  Bevölkerungsklassen,  sie  auch  um  so 
exklusiver  sind,  und  schon  um  deswillen  höhere  Preise  zahlen,  um  in  gewissen, 
anerkannt  feineren  Geschäften,  ,, unter  sich"  kaufen  zu  können.  Solche 
Geschäfte,  die  nach  dieser  Richtung  hin  ein  gewisses  Monopol  haben,  können 
ganz  andere  Preise  fordern  als  diejenigen  Geschäfte,  die  mit  mittlerer-  oder 
Arbeiterkundschaft  zu  rechnen  haben.  Die  Geschäfte  können  daher  je  nach 
ihrer  Kundschaft  ihre  Preise  wesentUch  differieren.  Solche  aber,  die,  wie  viele 
Warenhäuser,  auf  die  Kundschaft  aus  den  verschiedensten  Bevölkerungs- 
klassen rechnen,  müssen  stets  auf  wirkliche  Preiswürdigkeit  ihrer  Waren 
halten. 

Am  größten  können,  wie  gesagt,  die  Preisdifferenzen  bei  Luxus-  und 
Modewaren  sein,  am  niedrigsten  bei  den  Massenkonsumartikeln.  In  teueren 
Zeiten  werden  die  Preisunterschiede  im  allgemeinen  geringer  werden,  weil 
die  große  Masse  des  Publikums  dann  besonders  scharf  rechnen  muß.  In 
bilhgeren  Zeiten  dagegen  werden  sich  die  Preisspannungen  eventuell  ver- 
größern können. 

4.  Die  räumliche  Entfernung  spielt  immer  noch  eine 
erhebhche  Rolle,  sie  bildet  einen  gewissen  Schutz  der  kleineren  Geschäfte 
gegen  die  größeren.  Es  ist  daher  für  Preisausgleichungen  noch 
ein  bedeutender  Raum  vorhanden.  Aber  nicht  nur  für  solche,  sondern  auch 
für  absolute  bzw.  relative  Preisermäßigungen. 

Die  Warenhäuser  bilden  in  bezug  auf  die  uns  beschäftigende 
Frage  eine  Skala,  und  zwar  von  den  höchstentwickelten  Betrieben,  die  ihr 
Hauptgewicht  bzw.  ein  sehr  großes  Gewicht,  auf  die  Qualität  der  Waren 
legen,  bis  herab  zu  denjenigen  Warenhäusern,  die  den  bilhgen  Konsum  der 
unteren  Klassen  versorgen.  Das  B  i  1 1  i  g  k  e  i  t  s  p  r  i  n  z  i  p  ist  bei  den 
ersteren  nicht  mehr  durchaus  überwiegend,  während  es  bei  den  mittleren 
und  kleineren  Warenhäusern  noch  ausschlaggebend  ist. 

Aber  wenn  auch  das  Qualitätsprinzip  neben  dem  Bilhgkeits- 
prinzip  bei  den  größeren  Warenhäusern  eine  bedeutende  Rolle  spielt,  so  darf 
letzteres  doch  bei  ihnen  niemals  vernachlässigt  werden,  weil,  wie  wir  bereits 
vorher  bemerkt  haben,  auch  die  großen  Warenhäuser  immer  auf  den  Konsum 
der  breiten  Massen  rechnen  müssen;  sie  werden  daher  immer  auf  Preiswürdig- 
keit ein  sehr  großes  Gewicht  zu  legen  haben. 
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Im  Anfange  der  Warenhäuser  war  ihre  Bilhgkeit,  ihre  vermeintliche 
Preisschleuderei  bekanntlich  der  Hauptangiuffspunkt.  Die  Forderung  der 
Warenhaussteuern  wurde  deshalb  damit  begründet,  daß  die  Warenhäuser 
weit  billiger  verkaufen  könnten  als  die  kleineren  Geschäfte. 

Charakteristisch  dafür  ist  die  Begründung  des  Preußischen 
Warenhaussteuer  gesetzes  vom  Jahre  1900,  in  der  es  heißt: 

„Durch  ihre  Kapitalkraft  und  die  Größe  ihres  Umsatzes  sind  jene  Betriebe 
in  den  Stand  gesetzt,  sich  einen  billigeren  Einkauf  ihrer  Waren  zu  verschaffen  als 
ihre  kleineren  Konkurrenten.  Sie  vermögen  größere,  eine  reichere  Auswahl  bietende 
Läger  zu  halten  und  dabei  doch  ihr  Kapital  rascher  umzusetzen,  das  Prinzip  des 
Verkaufes  nur  gegen  Barzahlung  durchzuführen,  brauchen  nicht  mit  Zins-  und 
Kapitalverlusten  an  Außenständen  zu  rechnen  und  können  sich  mit  einem  geringeren 
Nutzen  im  einzelnen  begnügen  oder  sogar  ohne  Gefährdung  ihrer  Existenz  längere 
Zeit  ohne  Reinertrag  arbeiten.  Sie  sind  in  der  Lage,  ihre  Geschäftshäuser  bis  in 
die  höchsten  Etagen  zu  Verkaufsräumen  zu  benutzen,  während  der  kleine  und 
mittlere  Detailhst  nicht  daran  denken  kann,  als  Verkaufsräume  höhere  und  deshalb 
billigere  Etagen  zu  mieten. 

Sind  diese  Vorteile  mehr  oder  minder  jedem  Großbetriebe  im  Detailhandel 
eigen,  so  potenzieren  sie  sich  und  werden  noch  durch  besondere  wesenthch  verstärkt 
für  diejenigen  Warenhäuser  usw.,  die  Waren  der  verschiedenartigsten  Branchen 
führen.  In  dieser  Hinsicht  sei  nur  darauf  hingewiesen,  daß  der  langsamere  Kapital - 
Umschlag  in  einer  Branche  durch  den  rascheren  in  einer  anderen  ausgeglichen  wird, 
Absatzstockungen  in  einzelnen  Branchen  weniger  empfindlich  werden  und  die 
Möglichkeit  gegeben  ist,  einzelne  Artikel  ohne  Verdienst,  ja  mit  Verlust  abzugeben 
und  sich  dafür  durch  den  Verdienst  an  anderen  zu  erholen,  und  daß  endhch  die 
Gelegenheit,  die  verschiedenartigen  Einkäufe  in  einem  Geschäfte  zu  bewerkstelligen, 
einen  starken  Anreiz  auf  das  Pubhkum  ausübt." 

Von  größter  Bedeutung  sind  die  straffe  Organisation,  der  günstigere 
Einkauf  im  großen,  die  dadurch  ermöglichte  Vermeidung  der  Zwischenspesen 
beim  Einkaufe,  die  Frachtermäßigungen  und  schheßlich  die  den  großen 
Häusern  von  allen  Seiten  angebotenen  Gelegenheitskäufe.  Wenn  allgemein 
über  wachsende  Spesen  (so  besonders  Miete,  Löhne,  soziale  Lasten,  Be- 
leuchtung, Ausstattung,  Dekoration,  größere  Auswahl)  geklagt  wird,  so 
leiden  darunter  alle  Geschäfte,  besonders  aber  gerade  die  kleineren  am 
härtesten;  sie  werden  dadurch  vielfach  immer  weniger  konkurrenzfähig. 

In  den  Untersuchungen  des  Vereins  für  Sozial- 
politik über  den  Einfluß  des  Zwischenhandels  und  der  distributiven 
Gewerbe  auf  die  Preise  aus  dem  Jahre  1888  (Band  36,  37  und  38)  findet  sich 
eine  große  Reihe  von  Angaben  über  die  Aufschläge,  die  der  Zwischen- 
handel damals  auf  die  Preise  machte.  Danach  stiegen  diese  Aufschläge  bis  zu 
200%;  bei  9  Artikeln  betrugen  sie  25—30%,  bei  7  Artikeln  30—40%,  bei 
4  Artikeln  40—50%,  bei  1  Artikel  50—60%,  bei  1  Artikel  100—150%,  bei 
1  Artikel  150—200  %.  Bei  Reis  z.  B.  war  der  Aufschlag  33,98  %,  bei  Essig  50  %. 

Bayerdörffer  konstatierte  in  diesen  Untersuchungen  (Band  37),  daß 
auf  Nüsse  von  den  Detailhändlern  75%  aufgeschlagen  würden,  bei  Schiefer- 
stiften 67 — 100%.  Ferner  teilte  er  mit,  daß  in  einem  Zigarrengeschäfte  50% 
Aufschlag  genommen  würden. 

Professor  Conrad  führte  in  seinem  Referate  über  den  Einfluß  des  Detail- 
handels auf  die  Preise  (Band  38)  aus,  daß  bei  kleinen  Luxusartikeln  der 
Gewinn  den  Einkaufspreis  sehr  oft  nicht  nur  erreiche,  sondern  noch  um  das 
Doppelte  übersteige.  Er  führte  verschiedene  Artikel  an,  die  mit  200  und 
300%  Aufschlag  verkauft  wurden.  Auf  Luxusgegenstände  sei  der  Aufschlag 
ein  ganz  außerordentUcher.  Die  Aufschläge  für  Apothekerwaren  gingen 
sogar  bis  zu  1000%. 
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Seitdem  sind  aber  infolge  des  Wachsens  der  Spesen  die  Aufschläge  des 
Detailhandels  noch  erheblich  größer  geworden.  Während  frülier  der  Detail- 
händler eventuell  noch  mit  einem  Durchschnittsaufschlage  von  30 — 40% 
auskommen  konnte,  müßte  dasselbe  Geschäft  heute,  um  einen  gleich  hohen 
Gewinnertrag  zu  erzielen,  etwa  50 — 60%  Aufschlag  nehmen,  falls  es  nicht 
durch  wachsenden  Umsatz  entschädigt  würde. 

Vor  der  Gründung  des  Kaiserbazars  in  Berlin  im  Jahre  1891  schon  wurde 
in  dem  Prospekt  mit  einem  Durchschnittsauf  schlage  von  33 1/3%  gerechnet. 
Einen  solchen  gibt  auch  Göhre  *)  für  das  Warenhaus  A.  Wertheim  in  Berlin 
an.  Hirsch  **)  führt  an,  daß  bei  Modewaren  oft  ein  Aufschlag  von  100  % 
des  Einkaufs  genommen  wird,  bei  Lebensmitteln  ein  solcher  von  kaum  15%, 
vgl.  auch  Käthe  Lux  ***).  Der  Aufschlag  für  Textilwaren,  besonders  Mode- 
waren, Herren-  und  Damenkonfektion  muß  schon  aus  dem  Grunde  viel 
größer  sein,  weil  diese  nach  Beendigung  der  Saison  mit  erhebhchen  Preis- 
nachlässen verkauft  werden  müssen.  Ferner  sind  bei  vielen  dieser  Waren 
Änderungen  vorzunehmen,  die  auch  erhebhche  Kosten  verursachen. 

In  den  Damenkonfektionsgeschäften  werden  laut  „Gonfectionair"  Nr.  20, 
1911,  70 — 80%  auf  den  Einkauf  aufgeschlagen.  In  der  Porzellan-  und  Glas- 
branche soll  ein  Aufschlag  von  100%  übHch  sein. 

Man  kann  wohl  als  Regel  aufstellen,  daß  die  kleineren  Geschäfte  — 
abgesehen  von  der  Lebensmittelbranche  —  je  nach  der  Branche,  50 — 100% 
auf  die  Einkaufspreise  aufschlagen  müssen,  um  dabei  existieren  zu  können. 
Demgegenüber  kalkulieren  die  meisten  Warenhäuser  wohl  mit  einem  erheblich 
niedrigeren  Aufschlage. 

Die  Warenhäuser  sind  daher  in  der  Lage,  zahlreiche  Artikel  preiswürdiger 
zu  liefern  als  die  kleineren  Geschäfte,  besonders  in  denjenigen  Branchen, 
in  denen  sie  ihren  Hauptumsatz  erzielen;  das  sind  —  abgesehen  von  Gelegen- 
heitsposten —  z.  B.  folgende:  Kinderkonfektion,  Wäsche,  Blusen,  Schürzen, 
Handschuhe,  Zwirne  und  Garne,  Kurzwaren  aller  Art,  Lederwaren,  Teppiche, 
Bücher,  Eisenwaren,  Glas-  und  Porzellanwaren,  Haushaltsartikel,  Lebens- 
mittel aller  Art,  besonders  Fleisch,  W^urst,  Konserven,  Obst  und  Gemüse. 

Alle  bisherigen  Untersuchungen,  auch  die  von  Wetzlar  -  Kilzer  t), 
haben  das  bestätigt,  daß  auf  vielen  Gebieten  die  Warenhäuser  bahnbrechend 
und  preisermäßigend  gewirkt  haben. 

Bezüghch  der  Fleischpreise  hat  das  selbst  auch  der  Abgeordnete 
Dr.  Roesicke  im  Reichstage,  ferner  die  ,, Deutsche  Tageszeitung"  und  die 
„Kreuzzeitung"  anerkannt. 

Wenn  auch  die  preisreguherende  Wirkung  der  Warenhäuser  nicht  immer 
offensichtlich  in  die  Erscheinung  tritt,  weil  die  Konkurrenz  in  ihren  Preisen 
ihnen  vielfach  folgen  muß,  so  kann  man  doch  wohl  mit  Recht  behaupten, 
daß  für  viele  Waren  allgemein  erheblich  höhere 
Preise  gefordert  werden  würden,  wenn  die  Waren- 
häuser nicht  beständen;  und  wenn  man  schon  in  früheren  Zeiten 
sehr  über  die  Preisverteuerung  durch  den  Kleinhandel  geklagt  hat,  so  würden 
diese  Klagen  jetzt  infolge  der  ständig  gewachsenen  Spesen  und  Unkosten 
noch  erheblich  größer  sein. 


*)  Das  Warenhaus,  Frankfurt  a.  M.,  1907,  S.  64. 
**)  Das  Warenhaus  in  Westdeutschland,  Leipzig  1910,  S.  76. 
***)  Studien  über  die  Entwicklung  der  Warenhäuser  in  Deutschland,  Jena 
1910,  S.  167. 

t)  Archiv  für  Sozialwissenschaft  und  SozialpoUtik  1904,  S.  435  ff. 
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Infolge  der  Ökonomisierung  des  Detailhandels  durch 
die  Warenhäuser  ist  —  abgesehen  von  den  Konsumvereinen  — 
nunmehr  auch  der  Konsument  zu  Worte  und  nach  Möghchkeit  zu 
seinem  Rechte  gekommen. 

Zwar  treffen  die  Behauptungen  der  Mittelstandskreise,  daß  die  Waren- 
häuser den  ganzen  Detailhandel  an  sich  reißen  und  alle  kleineren  Geschäfte 
verdrängen  würden,  in  keiner  Weise  bisher  zu.  Denn  der  Umsatz  der  etwa 
400  Warenhäuser  in  Deutschland  macht  gegenüber  dem  gesamten  Detailumsatz 
von  mindestens  18  Milliarden  und  dem  eigen  1  liehen  Konkurrenzumsatze  von 
vielleicht  10  Milliarden  noch  nicht  1  Milliarde  aus.  Aber  dieser  bereits  erreichte 
und  stetig  wachsende  Umsatz  der  überall  dezentralisierten  Warenhäuser 
genügt  vollständig,  um  ihren  allgemein  anerkannten  wohltätigen  Einfluß 
auf  die  Preisbildung  auszuüben,  und  die  Aufschläge  des  Detailhandels  auf 
der  richtigen  und  gerechtfertigten  Höhe  zu  halten. 


GUSTAV  KOEPPER,  SYNDIKUS  DER  HAND- 
WERKSKAMMER, COBLENZ:  DER  GENOSSEN- 
SCHAFTLICHE GEDANKE  IN  DEUTSCHLAND. 

^"■"■■■■^1 1 R  unterscheiden  die  Genossenschaften  nach  zwei  Gesichtspunkten, 
1.  nach  den  Aufgaben,   welche  die  Genossenschaften  sich 
stellen,  und  2.  nach  den  Verpflichtungen,  die  die  Mit- 
 IgHeder  untereinander  und  gegen  Dritte  übernehmen. 

Wenn  wir  die  Genossenschaften  zunächst  nach  den  ihnen  obliegenden 
Aufgaben  betrachten,  so  finden  wir,  daß  1.  die  Kreditgenossen- 
schaften den  wichtigsten  Teil  unseres  Genossenschaftswesens  bilden, 
ursprünglich  hervorgewachsen  aus  den  Groschensparkassen  von  Schulze - 
Delitzsch,  vielfach  ausgebaut  zunächst  als  eine  charitative  Einrichtung  zu- 
gunsten des  kreditbedürftigen  Standes  der  kleinen  Gewerbetreibenden  haben 
sich  diese  Genossenschaften  zu  einem  imposanten  Werk  der  Selbsthilfe  des 
gewerblichen  und  landwirtschaftlichen  Mittelstandes  emporgearbeitet.  Sie 
sind  fast  die  einzigen  Quellen,  aus  denen  der  Mittelstand  seinen  Kredit  schöpft. 
Die  älteren  großen  Volksbanken  ähneln  in  ihrer  Tätigkeit,  in  ihrem  ganzen 
Aufbau  den  großen  Bankgeschäften,  die  Spar-  und  Darlehnskassen  nach  dem 
Raiffeisenschen  System  haben  es  vermocht,  die  Befriedigung  des  gesamten 
ländUchen  Kredits  in  ihrer  Hand  zu  vereinigen,  sind  auch  hier  und  da  über 
ihr  eigentliches  Ziel  bei  der  oft  großen  Fülle  der  ihnen  zuströmenden  Gelder 
hinausgewachsen  und  haben,  mit  den  Sparkassen  konkurrierend,  ihre  Be- 
stände vielfach  in  Hypotheken  angelegt.  Es  gibt  hier  große  und  alte,  an- 
gesehene Genossenschaften,  die  über  ein  stattliches  Vermögen  verfügen  und 
dem  Inhaber  von  Geschäftsanteilen  eine  mühelose  Rente  abwerfen,  so  daß 
die  MitgUedschaft  als  eifersüchtig  bewahrtes  Erbteil  in  ländlichen  Familien 
forterbt. 

Die  Kreditgenossenschaften,  wie  sie  unter  der  Bezeichnung  einer  Ge- 
werbebank auch  wohl  als  Spar-  und  Kredit  vereine  auftreten,  sind  meist 
jüngeren  Ursprungs  und  suchen  vielfach  das  Prinzip  der  Selbsthilfe  mit  dem 
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Gedanken  der  Staatshilfe  zu  vereinen.  In  ihnen  ist  vielfach  neben  dem  Mittel- 
stand auch  das  Kleingewerbe  vertreten,  das  hier  für  seine  kleinen  Kreditnöte 
ein  Entgegenkommen  findet,  wie  es  sonst  nirgendwo  geboten  werden  könnte. 
Neben  dem  gedeckten  Kredit  wird  vielfach  besonders  der  Personalkredit 
gepflegt,  der  in  den  engen  Grenzen,  wie  er  hier  benötigt  wird,  wirtschaftlich 
durchaus  gerechtfertigt  werden  kann.  Die  Anzahl  der  Kreditgenossenschaften 
betrug  nach  der  letzten  Statistik  17  493  mit  einer  Mitgliederzahl  von 
2  302  827,  soweit  diese  Zahl  statistisch  genau  festgelegt  werden  konnte. 
Der  Umsatz  betrug  21,5  MilUarden,  das  aktive  Vermögen  4,311  Milliarden, 
die  Summe  der  angeliehenen  Gelder  3,61  Milliarden.  Wir  ersehen  hieraus, 
daß  zwar  die  in  den  Kreditgenossenschaften  angesammelten  Sparkapitalien 
eine  beträchtliche  Höhe  haben,  daß  sie  aber  gegenüber  den  in  deutschen 
Sparkassen  angelegten  Beständen  von  rund  16  MiUiarden  immer  noch  ver- 
hältnismäßig gering  sind.  Da  der  deutsche  Mittelstand  zu  seinem  Gedeihen 
der  Unterstützung  der  Kreditgenossenschaften  nicht  entraten  kann,  so  wird 
seitens  seiner  Freunde  immer  wieder  der  Ruf  erhoben,  in  erster  Linie  mittel- 
ständische Gelder  bei  den  eigenen  Kreditgenossenschaften  anzulegen,  um  auf 
diese  Weise  dem  steigenden  Geldbedürfnis  derselben  Rechnung  zu  tragen. 

An  zweiter  Stelle  seien  hier  erwähnt  die  gewerblichen  Roh- 
stoff- und  Magazingenossenschaften.  Es  bestanden  deren 
691  mit  einer  Mitgliederzahl  von  22150;  der  Erlös  für  den  Verkauf  aus 
Rohstoffen  betrug  94,5  MiUionen,  eine  immerhin  beträchtliche  Summe,  die 
sich  allerdings  durch  rege  Agitation  auf  diesem  Gebiete  wesentlich  steigern 
ließe.  Neuerdings  haben  sich  diese  Rohstoffgenossenschaften  untereinander, 
nach  Gewerben  geordnet,  zu  größeren  Verbänden  zusammengeschlossen, 
von  denen  einige  über  Umsätze  von  Millionen  verfügen.  Wer  da  weiß,  welche 
Bedeutung  im  modernen  geschäftlichen  Leben  der  gemeinsame  Einkauf 
größeren  Umfangs  direkt  vom  Fabrikanten  oder  vom  Großhändler  bedeutet, 
wird  die  Wucht  dieser  Zahlen  zu  schätzen  wissen.  Der  Umsatz  der  Magazin- 
genossenschaften beläuft  sich  auf  26,3  Millionen.  Die  Magazingenossenschaft 
bildet  zweifellos  die  schwierigste  Art  der  gewerblichen  Genossenschaften, 
da  sie  einen  regen  kaufmännisch  geschulten  Geist  erfordert,  der  im  Handwerk 
nicht  immer  zu  finden  ist.  Die  Vorteile,  die  sie  bietet,  sind  in  zahlreichen 
Berufen  erhebliche,  da  sie  der  im  Handwerk  unvermeidlichen  Unregelmäßig- 
keit in  der  Anspannung  der  Kräfte  eine  gewisse  Regelmäßigkeit  in  der  Ge- 
staltung der  Produktion  entgegensetzt.  In  zahlreichen  Berufen  gibt  es  Zeiten, 
die  eine  Anspannung  aller  Kräfte  erfordern,  während  abhängig  von  gewissen 
Jahreszeiten,  Festtagen  oder  sonstigen  Umständen  der  sich  ergebende  Über- 
fluß oder  Mangel  an  Bestellungen  eine  Anspannung  von  Arbeitskräften  oder 
deren  unvollkommene  Ausnutzung  mit  sich  bringt.  Hier  setzt  die  Magazin- 
genossenschaft erfolgreich  ein,  da  sie  dem  Handwerker  die  in  der  toten  Zeit 
angefertigten  Waren  abnimmt  und  für  gemeinsame  Rechnung  zum  Verkauf 
bringt.  Die  Vorteile  einer  derartigen  Genossenschaft  sind  demnach  zweifellos 
für  zahlreiche  Berufe  ganz  beträchthche,  und  es  bedarf  wohl  keiner  Frage, 
daß  die  angestrebte  kaufmännische  Schulung  des  Handwerkerstandes  eine 
günstige  Entwicklung  dieser  Genossenschaften  mit  sich  bringen  muß. 

An  dritter  Stelle  seien  die  gewerblichen  Produktiv- 
genossenschaften genannt.  Ihre  Aufgabe  besteht  darin,  in  gemein- 
samen Werkstätten  Waren  herzustellen  und  deren  Verkauf  für  gemein- 
same Rechnung  vorzunehmen.  Betrachten  wir  diese  Form  unserer  Ge- 
nossenschaften genauer,  so  finden  wir,  daß  sie  im  Grunde  genommen  nichts 
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weiter  sind  als  Fabriken,  die  für  gemeinsame  Rechnung  der  Arbeiter  be- 
trieben werden.  Aus  diesem  Grunde  bringt  auch  der  Handwerkerstand 
diesen  Genossenschaften  nicht  allzu  viel  Vertrauen  entgegen,  wir  wir  denn 
finden,  daß  sie  fast  sämtlich  aus  der  Notlage  eines  örtlichen  Gewerbes  hervor- 
gegangen sind.  Der  selbständige  Handwerker  wird  nur  sehr  ungern  einer 
derartigen  Genossenschaft  beitreten,  da  dies  seine  wertvollste  Eigenschaft, 
die  Selbständigkeit  in  so  hohem  Maße  beeinträchtigen  muß.  Die  Anzahl 
dieser  Genossenschaften  betrug  415  mit  einer  Mitghederzahl  von  11 892 
und  einem  Warenerlös  von  13,2  Millionen. 

Die  an  vierter  Stelle  zu  betrachtenden  Werkgenossenschaften 
haben  eine  Aufgabe,  die  auf  den  ersten  Blick  derjenigen  der  Produktiv - 
genossenschaften  ähnlich  erscheint,  aber  doch  wesentüche  Unterschiede  auf- 
weisen. Die  Werkgenossenschaften  sollen  dem  Handwerker  die  MögUchkeit 
bieten,  die  Vorteile  der  fabrikmäßigen  Produktion  unter  Zuhilfenahme  von 
Maschinen  zu  erlangen,  ohne  daß  dabei  die  Selbständigkeit  ü*gendwie  auf- 
gegeben zu  werden  braucht.  Bei  der  Errichtung  dieser  Genossenschaften 
geht  man  von  dem  Gedanken  aus,  daß  dem  kleinen  Handwerker  die  Aus- 
nutzung von  Maschinen  nicht  in  dem  Umfange  möglich  ist  wie  Verzinsung 
und  Amortisation  der  in  ihnen  angelegten  Kapitalien  dies  erfordern.  So 
schließt  sich  eine  Anzahl  von  Handwerkern  zu  einer  Werkgenossenschaft 
zusammen,  beschafft  gemeinsam  die  Maschinen  und  bearbeitet  mit  ihnen 
das  Rohmaterial,  soweit  dies  für  die  Fertigstellung  der  W^aren  in  der  eigenen 
Werkstatt  notwendig  oder  vorteilhaft  erscheint.  Die  Anzahl  der  Werk- 
genossenschaften beträgt  766  während  die  Summe  der  MitgUeder  nicht  genau 
zu  ermitteln  w^ar. 

Wir  kommen  damit  zu  den  landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaften und  betrachten  hier  zunächst  5.  die  Bezugs- 
genossenschaften.  Die  durchschnittliche  Anzahl  der  Mitglieder 
ist  bei  den  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  naturgemäß  eine  höhere 
als  bei  den  gewerblichen,  da  die  ausgesprochene  Gleichartigkeit  der  Ver- 
hältnisse die  Zusammenbaliung  größerer  Mitgliederzahlen  ermöglicht.  Die 
Anzahl  der  Bezugsgenossenschaften  beläuft  sich  hier  auf  2085  mit  einer 
Mitghederzahl  von  231  000,  die  Summe  der  verkauften  Produkte  auf  rund 
200  MilHonen. 

Auch  die  Anzahl  6.  der  Molkereigenossenschaften  ist  eine  beträchtliche 
insofern,  als  sie  3230  mit  234  299  MitgUedern  beträgt.  Es  ist  nicht  von  der 
Hand  zu  weisen,  daß  gerade  diese  Art  von  Genossenschaften  die  erhofften 
Vorteile  nicht  allenthalben  für  die  Landwirtschaft  im  Gefolge  gehabt  hat. 
Es  scheint  deshalb,  daß  die  Molkereigenossenschaften  für  die  Zukunft  mit 
einiger  Vorsicht  anzufassen  sind,  und  zw^ar  dies  um  so  mehr,  als  die  Trans- 
portverhältnisse den  Versand  auch  geringwertiger  Rohprodukte  begünstigen 
und  die  Technik  die  Herstellung  vollkommenster  Kleinmaschinen 
ermöglicht.  Es  ist  klar,  daß  dort,  wo  durch  den  Ausbau  der  Eisenbahnen 
der  Versand  der  Milch  in  günstiger  Weise  auf  weite  Entfernungen  möglich 
wird  und  Vorteile  bringt,  die  Herstellung  der  Butter  im  gemeinsamen  größeren 
Betriebe  zurückgehen  muß.  Des  weiteren  aber  auch  wird  man  mit  Vorteil 
in  einem  kleinen  Betriebe  geeignete  Maschinen  verwenden,  um  den  Transport 
der  Rohmaterialien  auf  größere  Entfernungen  zu  vermeiden. 

Wir  kommen  damit  7.  zu  den  Winzergenossenschaften. 
Deren  Anzahl  beläuft  sich  auf  196  mit  angebhch  5962  Mitghedern.  Bei  dem 
räumlich  eng  begrenzten  Gebiet  des  Weinbaues  erscheint  die  Zahl  der  Winzer- 
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genossenschaften  immerhin  beträchtlich.  Sic  haben  für  den  Winzer  nament- 
iich  im  Gebiet  der  Ahr  manche  Vorteile  im  Gefolge  gehabt,  ein  Fehler  war 
es  vielleicht  aber,  daß  die  Winzergenossenschaften  zu  sehr  den  Verkauf 
ihrer  Produkte  direkt  an  die  Konsumenten  forzierten.  Dadurch  wurde  der 
Weinhandel  mehr  oder  weniger  ausgeschaltet  und  bereitete  nunmehr  mit 
seiner  ausgedehnten  Organisation  den  Winzergenossenschaften  mancherlei 
Schwierigkeiten.  Immerhin  sind  der  gut  geleiteten  Winzergenossenschaften 
die  ihren  Mitghedern  erhebliche  Vorteile  gebracht  haben,  nicht  zu  wenige. 

Ein  Kapitel  für  sich  sind  8.  die  Konsumvereine.  Nach  der 
vorliegenden  Statistik  bestanden  deren  im  Jahre  1910  2311  mit  einem  Mit- 
gliederbestand von  1  473  740.  Die  Anzahl  wird  inzwischen  nicht  unbeträcht- 
lich gestiegen  sein.  Der  Umsatz  dürfte,  soweit  er  festzustellen  ist,  auf  etwa 
700  Millionen  Mark  sich  belaufen.  Für  den  Handwerkerstand  ebenso  wie 
auch  für  die  Fabrikanten  ist  bemerkenswert,  daß  die  Konsumvereine  immer 
mehr  zur  Eigenproduktion  übergehen  und  so  nicht  nur  den  Detaillistenstand 
sondern  auch  die  produzierenden  Gewerbe  schädigen.  NamentUch  sind  die 
Bäckereibetriebe  bei  den  Konsumvereinen  stark  entwickelt,  so  daß  dadurch 
zahllose  Handwerker  in  ihrem  Erwerb  beeinträchtigt  wurden.  Nun  mag 
ein  Umsatz  von  700  Millionen  gegenüber  den  gewaltigen  Zahlen,  mit  denen 
wir  in  Deutschlands  Detailhandel  zu  rechnen  haben,  nicht  überwältigend 
scheinen,  wenn  wir  aber  den  Einfluß  des  Konsumvereinswesens  in  Städten 
wie  Breslau,  Halle,  Hamburg  und  anderen  betrachten,  so  finden  wir,  daß 
es  doch  für  manche  Gemeinwesen  verhängnisvoll  werden  kann.  Ob  der  Kon- 
sumverein bei  der  heutigen  Anspannung  aller  Kräfte  im  Konkurrenzkampf 
seinen  Mitgliedern  wesentliche  wirtschaftUche  Vorteile  bieten  kann,  mag 
dahingestellt  bleiben.  Auf  jeden  Fall  ist  er  aber  zu  einem  bedeutungsvollen 
Mittel  politischer  Agitation  geworden,  so  daß  die  bürgerlichen  Parteien  zum 
Teil  mit  ernster  Sorge  einer  weiteren  Entwicklung  des  Konsumvereinswesens 
entgegensehen. 

Auch  ist  9.  die  Entwicklung  der  Baugenossenschaften  seit 
Jahren  gleichmäßig  stark.  Die  letzte  Zählung  ergab  deren  1056  mit  196  751 
Mitgliedern.  Der  Zweck  der  Baugenossenschaft  ist  die  Errichtung  von 
Wohnungen  für  gemeinsame  Rechnung  und  deren  Vermietung  an  ihre  Mit- 
glieder. Dadurch,  daß  die  Landesversicherungsanstalten  unter  Garantie- 
leistung der  Gemeinden  zu  niedrigem  Zinsfuß  Baugelder  an  die  Genossen- 
schaften abgaben,  haben  diese  sich  in  rascher  Folge  ausgedehnt  und  in  der 
Tat  für  manche  Gegenden  auf  dem  Gebiet  der  Wohnungspolitik  manches 
Ersprießliche  geleistet.  Da  neuerdings  keineswegs  immer  das  örtliche  Be- 
dürfnis für  die  Errichtung  und  den  Ausbau  der  Baugenossenschaften  maß- 
gebend gewesen  ist,  so  hat  dies  zu  einer  erfolgreichen  Stellungnahme  der 
Hausbesitzerverbände  gegen  die  Hergabe  der  geringverzinslichen  Darlehen 
seitens  der  Landesversicherungsanstalten  geführt.  Die  damit  im  Zusammen- 
hang erfolgte  Erhöhung  des  Zinssatzes  dürfte  für  die  nächste  Zeit  wohl  ein 
Nachlassen  der  Wohnungsproduktion  auf  diesem  Wege  im  Gefolge  haben. 

Haben  wir  oben  die  Genossenschaften  nach  ihren  Aufgaben  besprochen, 
so  erübrigt  es  nun  sie  in  zweiter  Linie  nach  den  Verpflichtungen 
zu  betrachten,  die  die  Genossenschaftsmitglieder  untereinander  oder  gegen 
Dritte  übernehmen.  Zunächst  einmal  ist  es  Aufgabe  jeden  Mitgliedes,  einen 
Geschäftsanteil  der  Genossenschaft  zu  erwerben,  dessen  Höhe  nach  den 
verschiedensten  Gesichtspunkten  festgesetzt  werden  kann.  Die  Höhe  des 
Geschäftsanteils  schwankt  zwischen  wenigen  Mark  und  beträchtlichen  Summen 
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und  ist  meist  abhängig  von  der  Art  der  Haftpflicht,  die  neben  dem  Geschäfts- 
anteil seitens  der  Genossenschaftsmitglieder  zu  tragen  ist.  Diese  Haftpflicht 
war  ursprünglich  allein  die  unbeschränkte.  Auch  heute  noch  sind 
nicht  weniger  als  19  116  Genossenschaften  mit  2  220  000  Mitgliedern  auf 
dem  Prinzip  der  unbeschränkten  Haftpflicht  aufgebaut.  Bei  diesen  Genossen- 
schaften kann  jedes  Mitglied  nur  einen  Geschäftsanteil  übernehmen  und  haftet 
für  diesen  Anteil  bereits  mit  seinem  ganzen  Vermögen.  Es  bedarf  keiner 
Frage,  daß  diese  Form  der  Haftpflicht  unter  Umständen  eine  verhängnisvolle 
werden  kann,  und  daß  sie  in  größeren  Gemeinwesen  oder  dort,  wo  Genossen- 
schaften sich  über  einen  größeren  Bezirk  erstrecken,  bei  der  Unsicherheit 
der  heutigen  Verhältnisse  nicht  immer  empfehlenswert  erscheinen  kann. 
Um  die  Übelstände,  die  mit  der  unbeschränkten  Haftpflicht  verknüpft  sind, 
zu  vermeiden,  wurde  alsdann  in  das  Genossenschaftsgesetz  die  beschränkte 
Haftpflicht  eingeführt.  Daß  diese  Form  vielfach  als  eine  Wohltat  empfunden 
worden  ist,  geht  daraus  hervor,  daß  nach  dem  Prinzip  der  beschränkten 
Haftpflicht  heute  bereits  10  163  Genossenschaften  mit  2  628  000  Mitgliedern 
existieren,  obwohl  die  Geschichte  dieser  Genossenschaftsart  eine  verhältnis- 
mäßig junge  ist.  Daneben  her  geht  eine  dritte  Art  von  Genossenschaften: 
diejenige  mit  unbeschränkter  Nachschußpflicht.  Während  bei  der  Genossen- 
schaft mit  unbeschränkter  Haftpflicht  das  Mitglied  sowohl  der  Genossen- 
schaft als  auch  direkt  den  Gläubigern  gegenüber  mit  seinem  ganzen  Vermögen 
haftet,  ist  bei  den  Genossenschaften  mit  unbeschränkter  Nachschußpflicht 
diese  Haftung  nur  der  Genossenschaft  selbst  gegenüber  ausgesprochen.  Die 
VerbindUchkeiten  der  Genossenschaft  können  also  im  Falle  eines  Konkurses 
nur  durch  Umlage  unter  den  Mitgliedern  gedeckt  werden,  die  so  lange  fort- 
zusetzen ist,  bis  die  VerbindUchkeiten  der  Genossenschaft  getilgt  sind.  Daß 
diese  Form  der  Genossenschaft  wenig  Anklang  gefunden  hat,  geht  daraus 
hervor,  daß  ihre  Anzahl  auf  158  mit  28  237  Mitgliedern  beschränkt  ge- 
blieben ist. 

Die  Genossenschaften  stehen  nun  in  der  Regel  nicht  allein,  sie  sind  in 
Verbänden  zusammengeschlossen,  und  zwar  einerseits  nach  dem  Gesichts- 
punkt der  gemeinsamen  Revision,  andererseits  nach  dem  des  Geldausgleichs 
und  schUeßlich  nach  dem  eines  gemeinsamen  Einkaufs  oder  gemeinsamen 
Absatzes  der  Waren.  Da  das  Genossenschaftsgesetz  bestimmt,  daß  sämtliche 
Genossenschaften  zum  mindesten  alle  2  Jahre  sich  einer  ordnungsmäßigen 
Revision  zu  unterziehen  haben,  so  ist  man  schon  früh  dazu  übergegangen, 
besondere  Revisions-  oder  Genossenschaftsverbände  zu  bilden,  denen  die 
Aufgabe  wurde,  die  angeschlossenen  Genossenschaften  in  bestimmten  Zwischen- 
räumen durch  angestellte  Beamte  einer  Revision  zu  unterziehen.  Da  die 
Registergerichte,  sofern  die  Revision  nicht  rechtzeitig  nachgewiesen  wird, 
die  Verpflichtung  haben,  ihrerseits  die  Revision  vornehmen  zu  lassen,  so 
steht  infolge  der  hierdurch  unvermeidlichen  Verteuerung  nur  ein  geringer 
Prozentsatz  der  deutschen  Genossenschaften  außerhalb  der  Verbände.  Die 
bedeutendsten  sind  diejenigen,  die  das  Landwirtschaftsgenossenschaftswesen 
umfassen,  und  zwar  zunächst  der  Reichsverband  in  Darmstadt,  der  sogenannte 
Haassche  Verband,  und  der  Generalverband  in  Berlin,  der  die  Raiffeisenschen 
Genossenschaften  umschheßt.  Diese  Verbände  umfaßten  im  Jahre  1909 
nicht  weniger  als  12  894  Genossenschaften  während  der  nächst  größere  All- 
gemeine Verband,  der  die  Genossenschaften  nach  dem  System  Schulze - 
Delitzsch  in  sich  aufgenommen  hat,  965  Genossenschaften  umschließt. 
Daneben  bestehen  wiederum  zahlreiche  andere,  zum  Teil  provinziell-  zum 
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Teil  nach  dem  Gebiet  der  einzelnen  Bundesstaaten  gegliederte  Verbände, 
die  teils  für  sich  allein  stehen,  teils  wieder  wie  die  gewerblichen  Genossen- 
schaften dem  Verbände  der  deutschen  gewerbhchen  Genossenschaften  an- 
gehören. 

Für  die  Zwecke  des  Geldausgleichs  bestehen  wiederum  Zentralstellen, 
die  ihre  Aufgaben  für  bestimmte  Gebiete  „Verbandskassen"  übertragen 
haben.  Die  Verbandskassen  dienen  den  Genossenschaften  dazu,  soweit  dies 
notwendig  ist,  nach  bestimmten  Grundsätzen  Kredit  zu  gewähren,  über- 
schüssige Gelder  aufzunehmen  wie  überhaupt  für  die  angeschlossenen  Ge- 
nossenschaften diejenigen  Geschäfte  auszuführen  oder  zu  vermitteln,  die 
die  Genossenschaft  selbst  wegen  ihrer  örtlichen  Lage  nur  schwer  oder  gar 
nicht  auszuführen  vermöchte.  Die  bedeutungsvollste  Zentralkasse  Deutsch- 
lands ist  die  „Preußische  Zentralgenossenschaftskasse**  kurz,  ,, Preußenkasse" 
genannt,  in  BerHn.  Ihr  waren  nicht  weniger  als  12  363  Genossenschaften 
mit  einer  Zahl  von  1  339  988  Mitgliedern  angeschlossen.  Sie  ist  vom  preußi- 
schen Staate  zum  Zwecke  einer  Förderung  des  Genossenschaftswesens  ge- 
gründet worden  und  hat  diese  Aufgabe  bisher  mit  großem  Geschick  erfüllt, 
wie  schon  aus  dem  Umsatz  von  16  398  Millionen  im  Jahre  1911  hervorgeht. 
Durch  sie  ist  das  Prinzip  der  Vereinigung  von  Staatshilfe  und  Selbsthilfe 
im  preußischen  Genossenschaftswesen  sehr  glücklich  gelöst  worden,  da  sie  die 
Haftpflicht  der  GenossenschaftsmitgHeder  zum  Ausgang  der  Kreditbemessung 
gemacht  hat.  Für  die  Raiffeisen-Genossenschaften  besteht  die  landwirt- 
schaftHche  Zentraldarlehnskasse,  die  in  Berlin,  früher  Neuwied,  in  Form 
einer  A.-G.  begründet  wurde  und  zurzeit  4463  Genossenschaften  umfaßt. 
Der  Umsatz  belief  sich  auf  900  MilHonen  Mark.  Die  Genossenschaften  der 
Haasschen  Richtung  sind  in  der  Reichsgenossenschaftsbank  mit  dem  Sitz 
in  Darmstadt  vereinigt,  die  ebenfalls  die  Form  einer  A.-G.  angenommen  hat. 

Der  Zusammenschluß  der  Genossenschaften  erfolgt,  wie  schon  bemerkt, 
in  letzter  Linie  nach  dem  Gesichtspunkte  des  gemeinsamen  Ein-  und  Ver- 
kaufs von  Waren.  Am  meisten  entwickelt  nach  dieser  Richtung  hin  sind 
neben  den  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  die  Konsumvereine,  die 
in  der  Großeinkaufsgesellschaft  deutscher  Konsumvereine  in  Hamburg  1554 
Genossenschaften  vereinigen.  Der  Warenumsatz  der  Gesellschaft  belief  sich 
auf  88,7  Milhonen  Mark.  Daneben  haben  sich  viele  andere  Genossenschaften 
unter  dem  gleichen  Gesichtspunkte  zusammengetan,  und  es  darf  wohl  be- 
hauptet werden,  daß  nach  dieser  Richtung  hin  vortreffliche  Entwicklungs- 
möglichkeiten  gegeben  sind. 

Schon  dieses  kleine  Bild  von  dem  gewaltig  entwickelten  Genossen- 
schaftswesen Deutschlands  wird  einen  Begriff  davon  geben,  in  welch  viel- 
seitiger Gestaltung  sich  der  genossenschaftliche  Gedanke  entwickelt  hat. 
Es  zeigt  aber  auch,  welche  Entwicklungsmöglichkeiten  auf  diesem  Gebiete 
gegeben  sind.  Wenn  auch  hier  ein  Allheilmittel  für  die  vielfachen  Schäden 
namenthch  im  Gewerbsleben  unserer  Zeit  nicht  zu  finden  ist,  so  bedarf  es 
doch  wohl  keiner  Frage,  daß  in  dem  Erbteil  Schulze -Delitzschs  und  Raiffeisens 
eine  Waffe  geboten  ist,  von  der  namentlich  der  gewerbliche  Mittelstand 
Deutschlands  in  noch  weit  umfangreicherem  Maße  Gebrauch  machen  kann, 
als  dies  bisher  geschehen  ist. 
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CHARLES  GIDE,  PROFESSOR  AN  DER  UNIVER- 
SITÄT PARIS:  DIE  ZIELE  DER  FRANZÖSISCHEN 
GENOSSENSCHAFTSBEWEGUNG. 

©tf*-  ■  \|IE  Grundidee  unseres  Programms  ist  sehr  einfach.  Wir  glauben, 
daß  die  Arbeiterklasse  zu  ihrer  Befreiung,  zu  ihrer  Besitzergreifung 
der  Produktionsmittel  und  zur  vollen  Gewinnung  ihres  Arbeits- 
' —  Produktes  keineswegs  gezwungen  ist,  eine  Revolution  zu  machen, 
sie  kann  das  gleiche  Resultat  vermöge  der  Genossenschaftsbewegung 
erreichen.  Sie  ist  keineswegs  veranlaßt,  die  Kapitalien  der  Reichen  zu  kon- 
fiszieren, da  sie  in  der  Lage  ist,  neue  Kapitalien  zu  schaffen,  die  ihr  gehören 
und  die  die  Kapitalien  der  besitzenden  Klasse  ihres  Wesens  und  ihrer  Ver- 
wendungsmöglichkeit berauben. 

Von  sozialistischer  Seite  wird  dagegen  eingewandt,  daß  die  kärglichen 
Löhne  der  Arbeiterschaft  nicht  hinreichen,  um  durch  Ersparung  von  Groschen 
jene  Kapitalien  anzusammeln,  welche  die  besitzenden  Klassen  aus  ihren  größeren 
Einnahmen  unvergleichlich  leichter  haben  ansammeln  können.  Wir  erwidern 
darauf,  daß  wir  durchaus  nicht  an  eine  Ansammlung  dieser  Kapitalien  durch 
Ersparnisse  denken,  ebensowenig  wie  die  bestehenden  Kapitalien  im  Wesen 
durch  Ersparnis  angesammelt  wurden.  Sie  wurden  erzeugt  durch  Industrie 
und  Handel,  durch  Ansammlung  der  in  ihnen  erzielten  Gewinne.  Genau 
so  kann  die  Arbeiterklasse  vorgehen.  Unrichtig  ist  auch,  zu  meinen,  daß  das 
bestehende  Kapital  sich  im  Laufe  langer  Jahrhunderte  angesammelt  habe. 
Das  mobile  Kapital  wird  ohne  Unterlaß  zerstört  und  erneut  sich  ohne  Unterlaß. 
Fast  alles  bestehende  Kapital  woirde  im  Laufe  der  letzten  zwei  oder  drei 
Jahrzehnte  angesammelt.  Warum  sollte  die  Arbeiterklasse  nicht  das  Gleiche 
treffen?  W^arum  sollte  nicht  auch  sie  in  ihrer  Gesamtheit  als  Kaufmann 
und  Industrieller  auftreten  und  die  Gewinne  dieser  Unternehmungen  an- 
sammeln, zu  Kapitahen  umgestalten  können  ?  Warum  sollte  sie  nicht,  statt 
zu  arbeiten  und  Gewinn  und  Kapital  für  andere  zu  erzeugen,  arbeiten  können, 
um  Gewinn  und  Kapital  sich  selbst  zuzuführen  ?  Gerade  der  sozialistischen 
Theorie  gegenüber,  daß  alles  bestehende  Kapital  einzig  vom  Mehrwerte  der 
Arbeit  abstamme,  können  wir  festhalten,  daß  dieser  gleiche  Mehrwert  auch 
hinreichen  müsse,  um  Arbeiterkapital  zu  schaffen. 

Gewichtiger  ist  naturgemäß  der  Einwand  der  individualistischen  Schule, 
daß  man  niemals  dazu  gelangen  könne,  das  individuelle  durch  das  kollektive 
Unternehmen  zu  ersetzen,  die  monarchische  Leitung  des  Unternehmens 
durch  die  Arbeiterrepublik  in  der  Werkstätte  oder  —  zumindest  — ,  daß 
sich  Genossenschaften  nur  unter  besonders  günstigen  Umständen  durchsetzen 
können,  daß  die  Entwicklung  stets  sehr  beschränkt  sein  und  das  neue  Kapital, 
das  so  erwachse,  stets  unbedeutend  bleiben  werde. 

Auf  dieses  entscheidungsvolle  Argument  können  wir  nur  durch  einen 
Hinblick  auf  das  bereits  Geleistete  erwidern  und  erkennen  gewiß  an,  daß  ein 
vollgültiger  Beweis  noch  nicht  zu  erbringen  ist.  Immerhin  bietet  uns  der 
Verband  der  englischen  Konsumvereine  mit  seinem  Umsatz  von  650  MilHonen 
Mark  und  65  MilHonen  wertiger  Erzeugung  in  den  eigenen  Fabriken  ein 
ermutigendes  Beispiel.  Wir  können  hinweisen  auf  Städte  wie  Basel,  Leeds,  in 
gewissem  Grade  auch  Leipzig,  wo  fast  die  ganze  Bevölkerung  in  gewissen 
Beziehungen  zu  den  Konsumvereinen  steht,  wir  können  hinweisen  auf  Länder 
wie  Dänemark,  in  denen  das  Genossenschaftsleben  in  seinen  verschiedenen 
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Formen  bereits  das  Rückgrat  des  wirtschaftlichen  Lebens  bildet.  Gewiß  ist 
all  das  noch  nicht  bedeutend,  wenn  man  es  mit  den  gewaltigen  PrivatkapitaHen 
und  Unternehmungen  vergleicht.  Aber  die  Genossenschaftsbewegung  existiert 
eben  erst  seit  70  Jahren  und  das  Geleistete  gewinnt  an  Bedeutung,  wenn 
man  es  an  dieser  Zeitspanne  mißt. 

Die  Genossenschaftsbewegung  hat  einen  ausgesprochen  konstruktiv 
aufbauenden  Charakter.  Sie  will  das  ökonomische  Leben  erneuern,  indem 
sie  an  Stelle  der  alten  Ordnung  eine  neue  setzt.  Sie  beginnt  bei  jenen  seiner 
Zweige  die  ihr  am  nächsten  liegen,  beim  Detailhandel  und  innerhalb  dieses 
wieder  beim  Bäckerei-  und  Gemischtwarenhandel,  welche  die  unmittelbarsten 
lagesbedürfnisse  der  Mitglieder  am  innigsten  berühren.  Aber  von  Anbeginn 
an  hat  sie  sich  doch  ein  größeres  Arbeitsfeld  gesteckt  und  bereits  heute  ist 
sie  auch  dem  Großhandel  auf  den  Leib  gerückt,  ebenso  der  Industrie  und 
Landwirtschaft,  indem  sie  selbst  viele  Artikel  erzeugt,  deren  sie  für  ihren 
Verkauf  bedarf.  Auch  an  den  Bau  von  Häusernn  ist  sie  für  ihre  Mitglieder 
herangetreten. 

Die  Genossenschaftsbewegung  tritt  bekanntlich  in  verschiedenen  Formen 
zutage,  als  Produktivgenossenschaft,  Konsumverein,  Kreditverein,  Bau- 
genossenschaft, landwirtschaftliche  Genossenschaft.  In  Frankreich  speziell 
hat  man  lange  die  erstgenannte  für  die  erfolgverheißendste  gehalten,  für 
diejenige,  welche  direktester  Linie  zur  Ersetzung  des  Lohnsystems  führt. 
Das  Jahr  1848  hat  eine  weitgehende  Anwendung  dieser  Idee  gesehen.  Gerade 
diese  eine  Form  jedoch  hat  am  schwersten  unter  den  Unbilden,  die  sich 
jeder  Genossenschaftsbewegung  entgegensetzen,  gelitten  und  heute  gibt 
man  wohl  zu,  daß  sie  nur  in  Anlehnung  an  die  Konsumvereine  sich 
im  Daseinskampfe  behaupten  könne.  Dieses  Hervortreten  der  letzteren 
mag  übrigens  auch  geschichtsphilosophisch  begrüßt  werden,  weil  ja  die  neue 
Gesellschaftsordnung,  die  am  Genossenschaftsleben  heranwächst,  nicht  vom 
Standpunkte  des  Produzenten,  der  nach  Gewinn  strebt,  sondern  von  dem 
der  Bedürfnisbefriedigung  aus  gedacht  ist. 

Die  französischen  Konsumvereine  zählen  heute  bereits  856  000  Mitglieder 
in  3000  Gesellschaften:  weniger  als  die  französischen  wechselseitigen  Unter- 
stützungsvereine, aber  fast  ebensoviel  als  die  französischen  Ge  werk  vereine. 
Wenn  wir  berücksichtigen,  daß  diese  856  000  Mitglieder  im  wesentlichen 
ebensoviele  Haushalte  repräsentieren,  und  zwar  in  der  Regel  Familien  mit 
Kindern,  so  sehen  wir,  daß  es  im  ganzen  3 — 4  Millionen  Menschen  sind,  die 
in  dieser  Weise  an  die  Genossenschaftsbewegung  angeschlossen  sind.  Aber 
gerade  die  Frauen  und  Kinder  nehmen  naturgemäß  direktem  Anteil  am 
Genossenschaftsleben  —  da  sie  ja  selbst  viele  der  Käufe  be- 
sorgen — ,  als  sie  am  Gewerkverein  oder  wechselseitigen  Unterstützungsvereine, 
der  allen  ferner  liegt,  nehmen  können.  Sie  leben  sich  also  auch  mehr  in  diese 
neue  Denkweise  hinein. 

Allerdings  waren  diese  3000  Konsumvereine  bis  jetzt  in  zwei  verschiedene 
Gruppen  gespalten,  in  die  Union  cooperative,  ohne  politische  Nuancierung, 
und  in  die  Bourse  de  cooperative  socialiste  et  ouvriere  mit  ausgesprochen 
sozialistischem  Programm.  Jede  der  beiden  Gruppen  besaß  ihre  große  Ein- 
kaufsgesellschaft, ihre  Zeitungen,  ihren  Almanach,  ihren  Jahreskongreß, 
ihre  Vortragenden,  ihre  Propagandareisen.  Dieser  Gegensatz,  der  eben  jetzt 
sich  auflöst,  hat  die  Entwicklung  des  französischen  Konsumvereinswesens 
wesenthch  beeinträchtigt. 
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Daß  im  übrigen  die  französische  Konsumvereinsbewegung  noch  hinter 
der  anderer  Länder  zurücksteht,  mag  folgende  Tabelle  zeigen: 


Groß- 
britannien 

Deutsch- 
land 

öcnweiz 

Zahl  der  Gesellschaften  .... 

3050 

1407 

1134 

319 

856000 

2  640  000 

1  313  000 

224000 

Verhältniszahl  für  1000  Ar- 

22% 

58% 

20% 

67% 

Höhe  der  Verkaufssumme  (in 

Millionen  Franken)   

296 

1870 

444 

110 

Umsatz   der  Großverkaufs- 

verbände   (in  Milhonen 

Franken)   

12 

893 

137 

32 

Wir  sehen,  daß  Frankreich  wohl  an  Zahl  der  Gesellschaften  in  erster 
Linie  steht,  aber  gerade  das  ist  ein  Zeichen  minderer  Entwicklung,  da  es 
eher  auf  Zersplitterung  anstatt  Konzentration  hindeutet.  Noch  schärfer 
kommt  dieser  Minderwert  in  der  geringen  Ziffer  der  großen  Einkaufsgesell- 
schaften zum  Ausdruck. 

Eine  neue  Ära  beginnt  vielleicht  in  Frankreich  gerade  jetzt,  da  eine 
Verschmelzung  der  einander  befehdenden  Zentralverbände  am  1.  November 
1912  vorgenommen  wurde.  Auf  zwei  Kongressen  zu  Ronen  und  Paris  haben 
beide  Verbände  die  Einigkeit  besiegelt,  indem  sie  eine  Resolution  annahmen, 
in  der  gesagt  wird,  daß  beide  Verbände  im  Einklang  seien  bezüglich  der 
wesentlichen  Grundlagen  der  Genossenschaft,  wie  sie  die  Pioniere  von  Roche - 
dale  in  England  proklamiert  haben.  Sie  haben  zum  Ziele  die  Ersetzung  des 
gegenwärtigen  auf  der  Konkurrenz  und  dem  Kapitalismus  aufgebauten 
Wirtschaftssystems  durch  ein  anderes  Wirtschaftssystem,  das  vom  Stand- 
punkt der  Bevölkerungsgesamtheit  organisiert  ist.  Beide  Verbände  kon- 
statierten den  Einklang  dieses  Prinzips  mit  dem  des  internationalen  Sozialis- 
mus, wie  es  auf  dem  Kongreß  zu  Kopenhagen  formuhert  wurde  und  anderer- 
seits die  völHge  Autonomie  beider  Bewegungen,  der  sozialistischen  und  der 
Genossenschaftsbewegung,  in  bezug  auf  Methoden  der  Neuordnung.  Beide 
Verbände  beschlossen  ihre  eigene  Organisation  aufzugeben  und  sich  in  eine 
„Föderation  Nationale  des  Gooperatives  de  Consommation,  Organe  d'eman- 
cipation  des  travailleurs"  zu  verschmelzen.  Am  29.  und  30.  Dezember  endhch 
wurde  ein  gemeinsamer  Kongreß  abgehalten  und  die  Neuorganisation  ge- 
schaffen. 

Wir  hoffen,  daß  die  neue,  gemeinsame  Arbeit  es  ermöglichen  wird, 
wenigstens  einen  Teil  des  Vorsprungs,  den  andere  Länder  gegenüber  Frank- 
reich in  der  Genossenschaftsbewegung  gewonnen  haben,  einzuholen. 
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LEOPOLD  KATSCHER,  PARIS:  DER  GEWINN- 
BETEILIGUNGSTAG ZU  BORDEAUX. 


AN  kann  über  die  Gewinnbeteiligung  und  ihren  Wert  denken 
wie  man  will,  eins  ist  sicher:  daß  sie  diejenigen  ihrer  Vorzüge, 
über  welche  ihre  Anhänger  und  Gegner  einig  sind,  nur  dann  wirk- 
lich allgemein  nutzbringend  entfalten  kann,  wenn  ihre  Einführung 
eine  sehr  ausgedehnte  wird.  Aber  wie  die  Dinge  stehen,  ist  ihre  Verbreitung 
noch  immer  eine  recht  geringfügige.  Trotz  aller  offiziellen  und  privaten 
Förderung  durch  zahllose  Vorträge  und  Abhandlungen,  Bücher  und  Preis- 
ausschreibungen, Regierungen  und  Vereine,  Ausstellungen  und  Kongresse 
hat  die  schon  vor  hundert  Jahren  vom  Theätre  Frangais  und  vor  siebzig  Jahren 
von  Leclaire  praktisch  eingeführte  Lohnreform  bislang  keine  nennenswerten 
Fortschritte  gemacht:  die  bestehenden  Anwendungsfälle  zählen  nur  nach 
Hunderten,  und  andere  Hunderte  von  begonnenen  Versuchen  —  darunter 
viele  sehr  erfolgreiche  —  wurden  wieder  eingestellt. 

Soll  die  Gewinnbeteiligung  sich  ausbreiten,  so  müssen  die  dem  Personal 
zuzubilligenden  Anteilansätze  verlockend  hoch  sein  —  mindestens  50% 
des  Reinertrages  der  Unternehmung  — ,  wenn  die  dem  System  innewohnende 
wahre  Bedeutung  sich  merklich  geltend  machen  soll.  Wahrscheinlich  ver- 
schuldet die  Vernachlässigung  dieses  Grundsatzes  die  Langsamkeit  der  Ent- 
wicklung in  allererster  Reihe.  Da  aber  voraussichtUch  die  überwiegende 
Mehrheit  der  Unternehmer  kreise  sich  niemals  freiwilhg  auf  diesen  Stand- 
punkt stellen  wird  —  denn  sie  kennt  viel  zu  wenig  die  großen  Vorteile,  die 
ein  großzügiges  Gewinnbeteiligungsverfahren  ihr  selbst  bieten  kann  und 
erfahrungsmäßig  bietet  — ,  könnte  die  mehr  oder  minder  allgemeine  Ein- 
führung der  Reform  in  anderer  Weise  angestrebt  werden:  entweder  durch 
gesetzliche  Vorschrift  oder  durch  das  private  Drängen  mächtiger  Arbeiter- 
organisationen. 

Diese  beiden  Alternativen  kamen  auf  einem  französischen  „National- 
kongreß für  Gewinnbeteihgung  zur  Sprache,  der  vom  23.  bis  zum  25.  November 
1912  in  Bordeaux  abgehalten  wurde,  um  die  in  Frankreich  seit  längerer  Zeit 
vielumstrittene  Frage  der  Zwangseinführung  der  Neuerung  durchzusprechen 
und  gleichzeitig  über  den  jetzigen  Stand  ihrer  praktischen  Anwendung  zu 
orientieren.  Veranstaltet  war  die  von  zahlreichen  Behörden  und  Körper- 
schaften beschickte  und  von  Paul  Doumer  geleitete  Tagung  durch  den 
„Ausschuß  für  Arbeiterwohnungen  und  für  soziale  Fürsorge  im  Gironde- 
Departement"  in  Verbindung  mit  dem  Pariser  ,, Verein  zum  Studium  der 
Gewinnbeteiligung",  und  die  führenden  Persönlichkeiten  dieser  Verbände 
waren  denn  auch  die  Hauptredner  bzw.  -berichterstatter  auf  dem  Kongreß: 
Charles  Cazalet,  Paul  Delombre,  Albert  Trombert. 

Die  erste  Alternative  wurde  nur  von  einem  einzigen  Redner  näher  be- 
handelt. Er  empfahl  der  lebhaften  Beachtung  aller  Anhänger  der  Gewinn- 
beteiligung die  von  Hermann  Beck  im  Jahre  1902  in  seinem  wert- 
vollen Buche  „Gerechter  Arbeitslohn"  (er  nannte  es  „eins  der  besten  Werke" 
der  FachUteratur)  vorgebrachten  Gedanken  bezüglich  des  Verhältnisses 
der  organisierten  Arbeiterschaft  zur  Anteilfrage.  Während  jetzt  die  sozialisti- 
schen Arbeiter  kr  eise  teils  grundsätzUch,  teils  aus  Unwissenheit  gegen  die 
Gewinnbeteiligung  eingenommen  sind,  sollten  und  müßten  sie  deren  all- 
gemeine Einführung  (im  Wege  der  Arbeitsverträge  unter  Regelung  der  Einzel- 
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heilen  nach  den  Umständen  jedes  Falles)  als  ihr  gutes  Natur- 
recht fordern,  sobald  ihre  Organisationen  an  Stärke  und  Macht  denen  der 
Unternehmer  ebenbürtig  geworden  sein  würden,  so  daß  beide  auf  gleichem 
Fuße  miteinander  verhandeln  könnten.  Beck  meint  mit  Recht,  daß  die  über- 
wiegende Mehrzahl  der  Arbeitgeber  sich  nie  freiwillig  zur  Annahme  der 
Neuerung  entschließen  werden,  wohl  aber  dem  Andrängen  einer  gewaltigen 
Arbeitnehmerorganisation  nachgeben  würden,  namentlich  wenn  es  dieser 
gelänge,  sie  von  den  großen  Vorteilen  zu  überzeugen,  die  das  System  auch 
für  sie  selbst  —  die  Kapitalisten  —  haben  kann  und  erfahrungsmäßig  hat. 
Übrigens  erinnerte  ein  anderer  Redner  des  Kongresses  in  anderem  Zusammen- 
hang an  die  außerhalb  Frankreichs  ganz  unbekannt  gebliebene  Tatsache, 
daß  der  französische  Ministerpräsident  Waldeck-Rousseau  schon 
1884  eine  ähnhche  Idee  wie  Beck  zum  Ausdruck  brachte:  ,,Ich  glaube,  daß 
die  Arbeitervereinigungen  bald  an  die  Spitze  ihrer  Reformforderungen  die 
allgemeine  Einführung  der  Gewinnbeteiligung  als  der  gerechtesten  Lohn- 
form stellen  werden".  Und  ein  dritter  Redner  sagte  u.  a.:  ,,Wenn  die  Arbeiter 
gebildeter  sein  werden,  werden  sie  die  Gewinnbeteiligung  verlangen". 

Während  bei  einer  ausgedehnten  Anwendung  auf  dem  von  Beck  vor- 
geschlagenen W^ege  der  Privatinitiative  die  der  Reform  innewohnende  große 
Elastizität  der  Einzelheiten  des  Verfahrens  gewahrt  bliebe,  erklärte  sich  der 
Kongreß  mit  bedeutender  Mehrheit  überzeugt,  daß  dies  nicht  der  Fall  sein 
würde,  wenn  die  obligatorische  Einführung  der  Gewinnbeteiligung  durch 
Staatsgesetze  erfolgte.  Mit  den  Beziehungen  der  Gesetzgebung  zur  Gewinn- 
beteiligung befaßten  sich  nicht  weniger  als  drei  von  den  vier  Gegenständen 
der  Tagesordnung:  Die  gesetzlichen  Hindernisse  und  die  gesetzliche  Er- 
leichterung der  Reform;  die  Zwangsvorschreibung  der  letzteren  durch  die 
Gesetzgebung;  „Würde  die  obligatorische  Einführung  in  Ausnahmefällen 
dem  Anteilsystem  sein  eigentliches  Wesen  und  seinen  besonderen  Wert 
nehmen  ?" 

Bezüghch  des  zuletzt  genannten  Punktes  wurde  einstimmig  beschlossen, 
daß  es  dringend  erwünscht  sei,  die  Gesetzgebung  jedes  mittelbare  oder  unmittel- 
bare Hemmnis  der  Einführung  beseitigen  und  jede  mögliche  Erleichterung 
derselben  schaffen  zu  sehen,  also  z.  B.  Vermeidung  allzu  schwerer  Besteuerung 
von  Industrie,  Handel  und  Landwirtschaft  sowie  jeder  anderen  gesetzlichen 
Erhöhung  der  Gestehungskosten;  ,, Befolgung  einer  Finanz-,  Wirtschafts- 
oder Sozialpolitik,  die  den  Unternehmungen  eine  gewisse  ruhige  Sicherheit 
bietet  und  ihnen  die  Erzielung  von  Erträgnissen  gestattet,  welche  die  freie 
Vereinbarung  wirksamer  Gewinnbeteiligungsklauseln  ermöglichen".  Nicht 
so  glatt  lief  die  Beratung  über  die  zwei  anderen  Punkte  ab,  die  naturgemäß 
zusammen  behandelt  wurden  —  Punkte,  welche  die  französischen  Fachkreise 
seit  vielen  Jahren  so  lebhaft  beschäftigt  hatten,  daß  in  der  Kammer  bereits 
zweimal  Gesetzentwürfe  eingebracht  wurden,  welche  die  Gewinnbeteiligung 
obligatorisch  hätten  einführen  sollen;  sie  fielen  aber,  von  der  Kammer  ange- 
nommen, im  Senat  durch. 

Für  die  allgemeine  Zwangseinführung  der  Gewinnbeteiligung  trat  nur 
ein  Redner  ein.  Mehr  Anhänger  fand  der  Antrag  des  Referenten  Professor 
Benzacar  (Bordeaux)  auf  gesetzliche  Einführung  der  Reform  „bei  allen 
öffentlichen  Industrie-  und  Handelsbetrieben  sowie  in  allen  durch  den  Staat, 
die  Provinzialverwaltungen  oder  die  Gemeinden  konzessionierten  oder  sub- 
ventionierten Unternehmungen".  Handelsrat  Zebaume  (Paris)  fand 
viel  Beifall  mit  seinem  Vorschlag,  die  Einführung  solle  durchweg  fakultativ 
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bleiben,  doch  mögen  die  öffentlichen  Behörden  bei  der  Wahl  ihrer  Lieferanten 
denjenigen  Firmen  den  Vorzug  geben,  die  ein  Anteilverfahren  üben.  Der 
Rechtsanwalt  und  Journalist  Gaben  (Paris)  wünschte  die  Zwangs  vor - 
Schreibung  der  Gewinnbeteiligung  bei  jenen  Aktien-  und  Kommanditgesell- 
schaften, welche  ihren  Verwaltungsräten  und  Direktoren  Tantiemen  ge- 
währen; die  allgemeine  Zwangseiniuhrung  werde  „erst  nach  Vollendung 
der  Industrialisierung  und  Kommerzialisierung  des  Staates  möghch  sein"; 
gegenwärtig  müsse  ein  entsprechendes  Gesetz  wirkungslos  bleiben.  Das 
Parlamentsmitglied  Justin  Godart  wollte  eine  interessante  Aus- 
nahme gemacht  sehen,  von  deren  gesetzlicher  Annahme  er  sich  eine  Be- 
schleunigung des  Übergangs  von  der  Gewinnbeteiligung  zum  Genossenschafts- 
wesen versprach:  die  an  die  Stelle  der  ausgelosten  Aktien  tretenden  Genuß- 
scheine mögen  nicht  mehr  —  oder  doch  nur  zur  Hälfte  —  dem  Aktienbesitzer 
zugute  kommen,  sondern  dem  Personal,  und  zwar  in  Gestalt  von  Arbeiter- 
anteilscheinen am  Unternehmen.  Der  Vertreter  des  ,, Verbandes  der  franzö- 
sischen Produktivgenossenschaften'*,  Bäsch,  verlangte  die  gesetzliche 
Vorschreibung  der  Gewinnbeteiligung  für  sämtliche  Angestellten  aller  Ge- 
nossenschaften. 

Die  meisten  Diskussionsredner  traten  auf  die  Seite  des  Berichterstatters 
Gustave  Denis,  Vorsitzenden  der  Handelskammer  von  Laval.  Er 
schloß  sein  Referat,  das  Ergebnis  einer  Sitzung  dieser  Kammer,  mit  den 
Worten:  „Die  Gewinnbeteiligung  kann  nur  fakultativ  sein;  es  wäre  gefährlich, 
sie  obligatorisch  zu  machen,  und  es  würde  sich  wohl  auch  kaum  je  ein  Parla- 
ment finden,  das  ein  Zwangsgesetz  annähme."  Paul  Delombre  (Paris), 
der  Präsident  des  Vereins  zum  Studium  der  Gewinnbeteiligung,  hielt  einen 
langen  und  glänzenden  Vortrag  zugunsten  ausnahmslosen  Obwaltens  der 
freien  Privatinitiative  in  Sachen  der  Gewinnbeteiligung  und  gegen  jeden 
gesetzlichen  Ztvang,  wobei  er  ein  großzügiges  Gesamtbild  des  Wertes  und 
der  Bedeutung  der  Gewinnbeteiligung  entwirft.  Ein  anderer  Redner, 
S  e  r  V  a  n  ,  der  das  Anteilsystem  seit  25  Jahren  in  den  eigenen  Unter- 
nehmungen betreibt,  betonte  mit  Recht,  daß  der  Vielfältigkeit  der  An- 
wendungsformen und  der  Einzelbedürfnisse  kein  Gesetz  gerecht  werden 
könnte.  Wie  schon  erwähnt,  erklärte  sich  die  große  Mehrheit  der  Versammlung 
gegen  jede  Einmischung  der  Gesetzgebung  in  diese  Angelegenheit  ohne  jede 
Ausnahme.  Nur  bezüglich  des  Godartschen  Genußscheinantrags  wurde  die 
Stellungnahme  ausgesetzt  und  dem  nächsten  nationalen  Gewinnbeteiligungs- 
kongreß  (Lyon  1914)  vorbehalten. 

Was  den  augenblicklichen  Stand  der  ganzen  Anteilfrage  betrifft,  so  ist 
das  äußerst  wertvolle  Referat  Albert  Tromberts,  des  verdienst- 
vollen Sekretärs  der  ,,Societe  pour  Tetude  pratique  de  la  participation  aux 
benefices"  (er  redigiert  auch  die  Vierteljahrsschrift  dieser  Gesellschaft),  viel 
zu  reichhaltig  und  ausführlich  (vier  Druckbogen),  als  daß  ich  versuchen 
könnte,  auf  irgendwelche  Einzelheiten  einzugehen.  Ich  muß  mich  darauf 
beschränken,  die  Schlußfolgerungen  des  Berichterstatters  wiederzugeben: 
„Die  Erfahrung  lehrt,  daß  zur  normalen  Entwicklung  jedes  einzelnen  Anteil- 
verfahrens ein  günstiges  Milieu,  gründhche  Vorstudien  und  die  vollkommenste 
gegenseitige  Gutgläubigkeit  unentbehrlich  sind.  Die  Anwendung  der  Gewinn - 
beteihgung  verträgt  sich  nicht  mit  starren  Vorschriften.  Deshalb  hat  unser 
Verein  von  der  Aufstellung  eines  Musterstatuts  abgesehen  und  es  vorgezogen, 
den  Interessenten  das  praktische  Tatsachenmaterial  in  einer  Anordnung  zu 
bieten,  die  eine  leichte  Auswahl  ermöghcht."  Die  weitaus  beste  Gruppierung 
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der  Erfahrungen  und  Vorbilder  in  der  ganzen  Fachliteratur  findet  sich  in 
Tromberts  neuestem,  geradezu  meisterhaftem  Buche  „La  participation 
aux  benefices"  (Paris  1912,  A.  Chaix),  dessen  niemand  entraten  kann,  der 
die  Gewinnbeteiligung  einführen  oder  studieren  will. 

Selbstverständlich  nahmen  an  dem  Kongreß  auch  viele  Unternehmer 
teil,  die  die  Gewinnbeteiligung  in  ihren  Betrieben  praktisch  üben.  Die  Redner 
unter  ihnen  verfehlten  nicht,  das  Lob  der  Reform  zu  singen.  Fouquet  (Gaen) 
z.  B.  sagte:  ,,Die  Gewinnbeteiligung  gehört  zu  den  wirksamsten  und  sichersten 
Mitteln  der  Erreichung  des  Arbeitsfriedens.*'  Gazalet  (Bordeaux)  erklärte: 
„Die  Ergebnisse  haben  unsere  Erwartungen  nicht  enttäuscht;  wir  haben 
nur  Anerkennung  für  die  Wirksamkeit  des  Verfahrens  in  unserem  Hause." 
Boyer  (Bordeaux)  bemerkte:  ,,\Venn  die  Vorteile  der  Gewinnbeteiligung 
den  Arbeitern  der  Großindustrie  besser  bekannt  wären,  würden  sie  sie  laut 
fordern,  während  sie  sie  jetzt  ablehnen;  und  mindestens  die  Aktiengesell- 
schaften würden  sie  ihnen  gewiß  gern  bewilligen"  usw. 

Obwohl  nur  ,, national",  hatte  der  Kongreß  in  Wirklichkeit  internationale 
Bedeutung,  denn  er  bot  eine  erfreuliche  Fülle  von  Anregungen  und  Be- 
schlüssen von  allgemeinem  Interesse  für  alle  Länder  und  verdient  daher 
überall  Beachtung. 


DR.  ALBERT  HOFACKER,  BERLIN:  ZUM  PETRO- 
LEUMMONOPOL. 

'"^^^ER  dem  Reichstag  vorliegende  Entwurf  eines  Gesetzes  über  den 
Verkehr  mit  Leuchtöl  (Petroleummonopol)  betritt  in  der  wirt- 
schaftlichen Gesetzgebung  eine  durchaus  neue  Bahn.  Monopole 

 ü  sind  in  der  Finanzgeschichte  Deutschlands  nichts  Neues.  Ein 

Tabakmonopol  ist  zweimal,  das  Branntweinmonopol  sogar  dreimal  im  Laufe 
der  letzten  Jahrzehnte  vom  Reichstag  abgelehnt  worden.  Bei  beiden  aber 
handelte  es  sich  um  Finanzmonopole,  während  der  jetzt  vorliegende  Ge- 
setzentwurf als  eine  Maßregel  gegen  ein  Monopol,  gewissermaßen  als  ein 
Antimonopol  bezeichnet  werden  muß.  Vergleichen  ließe  sich  die  Maßregel 
höchstens  mit  der  vor  einem  Menschenalter  erfolgten  Verstaatlichung  der 
Eisenbahnen,  bei  denen  es  sich  auch  darum  handelte,  zwecks  Beseitigung 
veralteter  Mißstände  die  Regelung  und  Befriedigung  des  Verkehrsbedürf- 
nisses in  staatliche  Leitung  zu  übernehmen. 

Die  Entwicklung  des  deutschen  Petroleumhandels  kann  als  ein  Muster- 
beispiel moderner  großkapitalistischer  Entwicklung  angesehen  werden. 
Der  Standard  Oil  Co.  ist  es  gelungen,  durch  eine  zielbewußte  Konkurrenz 
und  durch  eine  immer  weitere  Ausdehnung  ihrer  Organisation  allmählich 
das  gesamte  Petroleumgeschäft  in  ihre  Gewalt  zu  bringen  und  neuentstehende 
Konkurrenz  entweder  im  Keime  zu  ersticken,  oder  nach  heftigen  Kämpfen 
zur  Unterwerfung  zu  zwingen.  Erst  hat  sie  den  russischen  Wettbewerb 
geschlagen,  dann  den  rumänischen  und  endlich  in  letzter  Zeit  den  galizischen. 
Diese  letztere  Entwicklung  ist  allerdings,  wie  überhaupt  die  Zustände  im 
Petroleumhandel  meist,  mehr  oder  weniger  verschleiert.  Nach  außen  hat 
es  den  Anschein,  als  ob  es  sich  um  den  Vertragsschluß  voneinander  unab- 
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hängiger  großer  Importgesellschaften  handelte.  In  Wirklichkeit  liegt  die 
Sache  aber  anders.  Die  gaUzischen  Raffinerien,  müde  des  von  der  Standard 
Oil  Co.  gegen  sie  geführten  Wettbewerbs,  verkauften  ihre  deutsche  Export- 
organisation, die  sogenannte  Olex,  an  die  Deutsche  Erdöl-Aktiengesellschaft 
(Dea)  und  zwar  gleich  mit  dem  Auftrage,  zu  sehen,  ob  sich  nicht  eine  güt- 
liche Verständigung  mit  den  Amerikanern  erzielen  lasse.  Diese  hat  nun 
stattgefunden,  indem  die  Deutsche  Erdöl-Aktiengesellschaft  ihrerseits  einen 
Kartellvertrag  mit  der  Deutsch-Amerikanischen  Petroleumgesellschaft,  der 
Tochtergesellschaft  der  Standard  Oil  Co.,  geschlossen  hat  mit  gemeinsamer 
Preisverabredung,  Kontingentszuweisung  usw.  Tatsächlich  aber  geht  das 
Einverständnis  zwischen  beiden  über  den  Rahmen  dieses  Kartellvertrages 
hinaus.  Gleichzeitig  nämlich  hat  die  Deutsche  Erdöl-Aktiengesellschaft, 
wohl  mit  Unterstützung  der  Standard  Oil-Gruppe,  das  österreichische  Pro- 
duktionsgeschäft aufgenommen.  Die  Dinge  sind  hier  noch  in  der  Entwicklung; 
ohne  ein  Eingreifen  des  Reiches  ist  aber  mit  Sicherheit  zu  erwarten,  daß  die 
Dea  in  wenigen  Jahren  genau  in  demselben  Verhältnis  zur  Standard  Oil  Co. 
stehen  würde,  wie  die  einst  auch  unabhängige  Mannheim- Bremer  Petroleum- 
gesellschaft und  die  Königsberger  Handelskompagnie.  Wir  sehen  also  von 
jener  großen,  die  ganze  Welt  bedeckenden  amerikanischen  Kapitalgesellschaft, 
der  Standard  Oil  Co.,  in  immer  neuen  Verzweigungen,  Verschleierungen, 
Verästelungen,  den  Leuchtölhandel  Deutschlands  bis  auf  kleine,  unbedeutende 
Reste  beherrscht. 

Die  Gefahren  dieser  Entwicklung  zeigen  sich  nun  noch  verhältnismäßig 
wenig  in  der  Gegenwart,  und  darin  hegt  für  die  politische  Durchsetzung 
des  Vorgehens  der  Reichsregierung  zweifellos  eine  große  Schwierigkeit, 
sondern  es  handelt  sich  mehr  um  die  Befürchtung  für  die  kommenden  Jahre. 
Bisher  hat  sich  infolge  der  Konkurrenz  die  Standard  Oil  Co.  in  ihrer  Preis- 
festsetzung zurückgehalten.  Die  Reichsregierung  befürchtet  aber,  und 
zwar  auf  Grund  der  in  anderen  Ländern  gemachten  Erfahrungen  wohl  zweifel- 
los mit  Recht,  daß  die  Standard  Oil  Co.,  sobald  sie  einmal  ein  wirkHches 
Monopol  in  Deutschland  besitzen  würde,  dann  auch  mit  lebhaften  Preis- 
auf Schlägen  vorgehen  würde.  Nun  ist  zwar  einer  solchen  Verteuerung  eine 
Konkurrenz  durch  die  Benutzung  anderer  Beleuchtungsmittel  gesetzt, 
insbesondere  durch  Gas  und  elektrisches  Licht,  die  beide  in  siegreichem 
Vormarsch  gegen  die  Petroleumlampe  begriffen  sind.  Aber  die  Entbehrlichkeit 
der  Petroleumlampe  zeigt  sich  doch  im  wesentlichen  nur  in  den  großen 
Städten.  Auf  dem  flachen  Lande  und  auch  in  einem  erheblichen  Teil  der 
kleineren  Städte  bleibt  die  Petroleumlampe  unentbehrlich  und  der  Groß- 
städter ist  nur  zu  sehr  geneigt,  den  Gang  dieser  Entwicklung  zu  überschätzen. 
Anders  könnte  es  höchstens  dann  werden,  wenn  sich  die  großen  Elektrizitäts- 
gesellschaften entschlössen,  die  Installation  der  Privatwohnungen  selbst 
in  die  Hand  zu  nehmen,  denn  das,  was  der  Einführung  des  elektrischen  Lichtes 
widersteht,  sind  mehr  die  Kosten  der  Anlagen,  als  die  für  den  Strom  selbst. 
Für  die  meisten  Gebiete  Deutschlands  könnte  jedenfalls  noch  ein  sehr  erheb- 
licher Zuschlag  zum  Literpreis  des  Petroleums  genommen  werden,  bevor 
die  Konkurrenz  jener  Beleuchtungsmittel  einträte. 

Dem  vorzubeugen  und  gleichzeitig  den  noch  vorhandenen  Handel  in 
Petroleum,  insbesondere  den  seßhaften  Detailhandel,  vor  einer  vöQigen 
Unterwerfung  unter  die  Standard  Oil  Co.  zu  schützen,  ist  jenes  in  gewissen 
Teilen  der  Öffenthchkeit  seit  langem  geforderte  Vorgehen  bestimmt,  das  man, 
wie  gesagt,  als  Antimonopol  bezeichnen  kann. 


116 


DOKUMENTE  DES  FORTSCHRITTS 


FEB.  1913 


-0 


Möglich  ist  ein  solches  nun  nur  unter  der  Voraussetzung,  daß  man  unab- 
hängig von  der  Standard  Oil  Co.  genügende  Mengen  Leuchtöl  erhalten  kann. 
Es  ist  dies  eine  rein  technische  Frage,  die  sich  gründet  auf  die  Zuverlässigkeit 
und  Ausdehnungskraft  der  noch  vorhandenen  Außenseiter  der  Standaird 
Oil  Co.  Die  Reichsregierung  rechnet  darauf,  und  hat,  wie  sie  bekanntgegeben 
hat,  auch  darüber  bereits  ziemhch  erhebliche  Vorverträge  geschlossen,  daß 
sie  aus  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  sowie  aus  Österreich,  Rußland 
und  Rumänien  genügende  Mengen  Leuchtöl  auch  für  den  Fall  bekommen 
kann,  daß  die  Standard  Oil  Co.  grundsätzUch  sich  vom  deutschen  Markte 
zurückziehen  könnte.  Sie  meint  ferner,  daß  weder  eine  Verschlechterung 
der  Qualität  noch  eine  Erhöhung  des  Preises  eintreten  könnte. 

Diese  technische  Frage  kann  nur  von  einem  verhältnismäßig  kleinen 
Teil  von  Sachverständigen  gelöst  werden  und  ihre  Erörterung  in  der  Öffent- 
lichkeit hat  bisher  wenig  neue  Ergebnisse  gezeitigt.  Im  Interesse  der  Standard 
Oil  Co.  liegt  es  zweifellos,  ihre  eigene  Macht  als  besonders  groß  und  die  ihrer 
Außenseiter  als  besonders  gering  hinzustellen,  um  so  unentbehrlich  zu  er- 
scheinen, und  diese  Bestrebung  der  Standard  Oil  Co.  wird  von  einem  erheb- 
lichen Teil  der  deutschen  Presse  mit  besonderem  Nachdruck  unterstützt. 
Ob  dies  durch  die  Verhältnisse  gerechtfertigt  ist,  ist  eine  Frage,  die  sich 
schheßhch  nur  nach  Einführung  des  Gesetzes  wird  entscheiden  lassen  können. 
Vielfach  glaubt  man  allerdings  nicht,  daß  es  zu  einer  solchen  Entscheidung 
kommen  wird;  sobald  die  Standard  Oil  Co.  sähe,  daß  es  ernst  wird,  daß  das 
Gesetz  im  Reichstag  angenommen  wird,  würde  sie  nachgeben  und  sich  an 
den  Lieferungen  beteihgen. 

Nimmt  man  an,  daß  diese  Vorfrage  sich  zugunsten  des  Reichsmonopols 
entscheiden  lassen  wird,  so  ist  eine  weitere  Frage,  wie  dessen  Organisation 
beschaffen  sein  soll,  und  hier  treten  eine  ganze  Anzahl  pohtischer  und  sozial- 
politischer Erwägungen  hervor,  die  auch  über  den  Bereich  des  Petroleum- 
monopols hinaus  nicht  ohne  Interesse  sind. 

Man  könnte  zunächst  in  Erwägung  ziehen,  ob  der  Vertrieb  des  Leucht- 
öls —  denn  nur  um  ein  Handelsmonopol,  nicht  um  ein  Fabrikationsmonopol 
handelt  es  sich  nach  Lage  der  Dinge  — ,  nicht  durch  eine  von  Beamten  ge- 
leitete Reichsanstalt  geschehen  sollte,  also  etwa  nach  Analogie  der  preußischen 
Staatseisenbahnen.  In  der  Tat  sind  derartige  Vorschläge  mehrfach  im  Reichs- 
tage seitens  der  Sozialdemokratie  gemacht  worden,  aber  auch  sonst  in  der 
ÖffentUchkeit  aufgetaucht.  Von  Seiten  eines  früheren  Petroleumhändlers, 
des  rumänischen  Konsuls  Leiß  in  Regensburg,  wird  z.  B.  angeregt,  es  sollte 
die  inländische  Verteilung  des  Leuchtöls  durch  Zollbeamte  geschehen,  während 
der  Einkauf  des  Petroleums  im  Ausland  —  es  müssen  95%  des  Gesamt- 
bedarfs vom  Ausland  gedeckt  werden  —  durch  Agenten  geschehen  sollte. 

Ein  solches  Staatsmonopol  hätte  den  Vorteil,  daß  der  gesamte  sich  dabei 
ergebende  Gewinn  dem  Reiche  zuflösse.  Im  übrigen  aber  erweckt  es  folgende 
Bedenken: 

Einmal  würde  es  dem  Reiche  die  volle  VerantwortUchkeit  für  das  gesamte 
Petroleumgeschäft  aufbürden,  eine  Verantwortung,  die  sich  bei  dem  heimi- 
schen Verteilungsgeschäft  wohl  tragen  ließe,  schwer  aber  bei  dem  ausländischen 
Einkaufsgeschäft,  denn  Petroleum  ist  ein  Spekulationsobjekt  wie  wenige 
andere.  Die  Produzenten  und  Händler,  mit  denen  man  es  im  Ausland  zu  tun 
hat,  gehören  zum  Teil  zu  den  raffiniertesten  und  unzuverlässigsten  Elementen 
und  ihnen  gegenüber  kann  eine  Einkaufsgesellschaft  nur  dann  florieren, 
wenn  sie  auch  ihrerseits  in  der  Wahl  ihrer  Mittel  völlig  unbedenkHch  sein 
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kann.  Das  aber  ist  den  Beamten  nicht  nur  durch  bestimmte  Vorschriften, 
sondern  auch  durch  den  Gesamtcharakter  des  deutschen  Beamtentums 
von  vornherein  schwer  gemacht  und  würde  unter  Umständen  zu  den  größten 
Konflikten  führen. 

Weiter  kommt  in  Betracht,  daß  die  Organisation  im  Inlande  gleichfalls 
möglichst  kaufmännisch  und  leicht  gehandhabt  werden  kann,  da  der  Gewinn 
beim  Petroleum  in  der  genauen  Kalkulation  und  der  Ersparnis  einzelner 
Pfennigbruchteile  besteht.  Das  Reich  besitzt  aber  hierfür  geeignete  Organi- 
Bationen  in  keiner  Weise.  Weder  hat  es  eigene  Beamte,  denn  auch  Zoll- 
beamte sind  nicht  Reich«beamte,  sondern  müßten  durch  Vermittlung  der 
Landesbehörden  angewiesen  werden,  und  noch  dazu  eignen  auch  sie  sich 
ihrer  ganzen  Ausbildung  nach  keineswegs  zu  dem  Geschäfte.  Weiter  würde 
dem  Reich  auch  das  ganze  finanzielle  Risiko  auferlegt,  es  müßte  eine  große 
Anleihe  aufnehmen,  was  bei  der  gegenwärtigen  Spannung  des  Geldmarktes 
gerade  für  festverzinsliche  Papiere  schwer  ins  Gewicht  fällt.  Es  ist  ein  Irrtum, 
anzunehmen,  daß  das  Petroleummonopol  ein  risikofreies  Geschäft  ist,  denn 
das  Leuchtöl  unterliegt  je  länger,  desto  mehr  der  heftigen  Konkurrenz  anderer 
Beleuchtungsmittel  und  es  kann  sehr  wohl  sein,  daß  der  Verbrauch  und 
damit  der  Gewinn  zurückgeht.  Die  große  Vermehrung  der  vom  Staat 
abhängigen  Persönlichkeiten  mit  allem,  was  daran  hängt,  widerspricht  auch 
durchaus  den  sonst  hervortretenden  staatspolitischen  Tendenzen.  Für  die 
gewöhnlichen  Beamtengehälter  kann  man  hervorragende  Petroleumfachleute 
überhaupt  nicht  gewinnen  und  eine  Umänderung  der  Gehaltsbestimmungen 
zieht  wieder  weitgreifende  Konsequenzen  für  alle  anderen  Beamtenkategorien 
mit  sich. 

Aus  all  diesen  Erwägungen,  die  teils  in  der  Begründung  des  Gesetz- 
entwurfs, teils  in  der  Einführungsrede  des  Reichsschatzsekretärs  im  Reichstag 
hervorgehoben  sind,  hat  die  Reichsregierung  nicht  ein  reines  Staatsmonopol, 
sondern  eine  Mischform  vorgeschlagen,  nämlich  die  Errichtung  einer  be- 
sonderen Vertriebsgesellschaft  auf  Aktien,  der  die  ausschließliche  Befugnis 
zum  Vertrieb  des  Leuchtöls  übertragen  wird,  und  die  in  einer  ganzen  Reihe 
von  Bestimmungen  einer  zum  Teil  sehr  weitgehenden  Aufsicht  des  Reiches 
unterworfen  ist.  Es  muß  die  entscheidende  Anzahl  der  Aktien  hinterlegt 
werden  und  darf  nicht  ohne  Zustimmung  der  Reichsaufsicht  veräußert  werden 
—  als  Schutz  gegen  etwaige  Versuche  der  Standard  Oil  Co.,  sich  die  Leitung 
der  Gesellschaft  zu  verschaffen  — ,  ferner  sollen  Vorstand  und  Aufsichtsrat 
von  der  Genehmigung  des  Reichskanzlers  abhängig  sein,  der  Gewinnn,  den 
die  Gesellschaft  nehmen  kann,  ist  begrenzt  usw.  Das  Reich  läuft  ein  finanzielles 
Risiko  gar  nicht,  sondern  das  Kapital  wird  privatim  aufgebracht.  Das  Reich 
deckt  auch  nicht  etwa  entstandene  Verluste  oder  garantiert  eine  gewisse 
Verzinsung,  sondern  es  nimmt  nur  mit  einem  bestimmten  Teil,  nämlich 
normalerweise  Vs»  an  dem  entstehenden  Gewinn  teil.  Diese  Konstruktion 
hat  den  Vorteil,  daß  die  Gesellschaft  kaufmännisch  geleitet  werden  kann, 
was  sowohl  für  das  Verteilungs-  wie  für  das  Einkaufsgeschäft  von  wesent- 
licher Bedeutung  ist,  daß  keine  Staatsmittel  in  Anspruch  genommen  werden 
und  daß  die  Beschränkung  des  freien  Verkehrs  in  möglichst  engen  Grenzen 
gehalten  wird.  Andererseits  besteht  aber  die  Gefahr,  daß  die  Leiter  der 
Vertriebsgesellschaft  auf  Kosten  der  Verbraucher  besondere  Gewinne  machen, 
eine  Gefahr,  die  gerade  bei  dem  Bezug  aus  dem  Ausland  und  der  Übersichtlich- 
keit des  Geschäfts  als  erheblich  dargestellt  wird.  Insbesondere  befürchtet 
man,  daß  diejenige  Banken,  die  sowohl  an  der  Leitung  der  Vertriebsgesell- 
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Schaft  wie  auch  an  den  ausländischen  Produktionsgesellschaften  beteiligt 
sind,  ihre  Machtstellung  in  der  ersteren  dazu  benutzen  könnten,  um  ihren 
Produktionsgesellschaften  besondere  Gewinne  zuzuführen.  Das  gilt  nament- 
lich von  derjenigen  Bank,  die  bei  der  finanziellen  Vorbereitung  der  Angelegen- 
heit in  erster  Linie  in  Betracht  kommt,  der  Deutschen  Bank,  da  diese  große 
Interessen  in  Rumänien  (Steaua  Romana)  hat.  So  ist  die  Befürchtung  des 
sogenannten  Bankenmonopols  entstanden,  der  Argwohn,  daß  das  Eingreifen 
des  Reiches  nur  zur  Folge  haben  könnte,  an  Stelle  des  bisherigen  Monopols 
der  Standard  Oil  Co.  ein  solches  der  Deutschen  Bank  und  der  mit  ihr  ver- 
wandten und  zusammengehenden  Interessenten  zu  setzen. 

Aus  dieser  Befürchtung  sind  nun  abermals  neue  Vorschläge  erwachsen, 
nämhch  den  Einfluß  dieser  Banken  dadurch  zurückzudämmen,  daß  man  die 
am  inländischen  Verteilungsgeschäft  beteihgten  Kreise,  also  die  noch  be- 
stehenden Großkaufleute,  die  Detaillisten,  die  Kannenhändler,  die  Konsum- 
vereine, am  Aktienbesitz  und  an  der  Leitung  beteiligt,  sowie  daß  man  auch 
dem  Reich  noch  einen  Teil  des  Aktienbesitzes  zuweist.  Ob  es  gelingt,  zwischen 
diesen  divergierenden  Ansichten  eine  mittlere  Linie  zu  finden,  läßt  sich  zurzeit 
noch  gar  nicht  übersehen. 

Wie  man  sieht,  sind  es  teils  Bedenken  praktischer  Art,  die  sich  gegen 
diesen  oder  jenen  Vorschlag  richten,  teils  Erwägungen  theoretischer  Natur. 
Insbesondere  liegt  es  der  Sozialdemokratie  nahe,  den  Staatseinfluß  und  die 
Staatsverantwortlichkeit  möglichst  w^eit  zu  erstrecken,  während  es  Hberalen 
Anschauungen  mehr  entspricht,  zwar  in  bestimmten  staatlichen  Normen, 
aber  doch  in  freier,  kaufmännischer  Tätigkeit  das  Gesamtgeschäft  zu  führen. 

Insbesondere  über  das  Verhältnis  von  Staat  und  Privatkapital  gehen 
die  Ansichten  in  charakteristischer  Weise  auseinander.  Nach  Ansicht  der 
Reichsregierung  bedeutet  ihre  Konstruktion,  daß  der  Staat  die  entscheidende 
Stimme  hat  und  das  Privatkapital  als  Hilfsinstrument  in  seinen  Dienst  gestellt 
wird.  Nach  Ansicht  der  Gegner  des  Entwurfs  bedeutet  die  Konstruktion 
nichts  anderes,  als  daß  ein  bestimmtes  Bankkonsortium  bestimmte  Hoheits- 
rechte erhält,  und  der  Staat  nur  seine  Mittel  in  dessen  Dienst  stellt.  Sicher 
ist,  daß  es  dabei  nicht  nur  auf  die  Konstruktion,  sondern  auch  auf  die  Persön- 
lichkeiten ankommt.  Bei  schwachen  Aufsichtsbeamten  und  starken  Ge- 
schäftsleitern kann  das  Bankenmonopol  die  entscheidende  Stimme,  bei 
einer  energischen  Staatsaufsicht  sehr  wohl  der  Staat  den  entscheidenden 
Einfluß  erhalten. 

Während  also  der  Ausgangspunkt  des  Ganzen  ein  Eingreifen  des  Staates 
gegenüber  dem  Privatmonopol  ist,  ergibt  sich  bei  der  Durchführung  wiederum 
ein  eigenartiges  Gegeneinander-  und  Miteinanderspielen  von  Staatshoheit 
und  Privatkapital.  Es  würde  in  diesem  Bilde  einer  durchaus  modernen 
Entwicklung  ein  charakteristischer  Zug  fehlen,  wenn  sich  die  Einflüsse  des 
Privatkapitals  nicht  auch  in  der  Politik  wiederspiegelten.  Tatsächlich  wird 
denn  auch  von  den  verschiedenen  Seiten  des  Privatkapitals  in  der  Öffent- 
lichkeit wie  auch  im  Reichstag  mit  Nachdruck  gearbeitet,  und  nur  der  genaue 
Kenner  der  Verhältnisse  vermag  im  einzelnen  zu  sagen,  auf  welche  Quellen 
Information  und  Stellungnahme  zurückgeht. 

Die  unbeteihgte  öffentUche  Meinung  hat  eine  feste  Haltung  noch  nicht 
gewonnen.  Auf  der  einen  Seite  hat  der  Gedanke,  die  Staatsmittel  gegen 
ein  ausländisches  Privatmonopol  zu  verbinden,  zahlreiche  Anhänger  gefunden 
und  es  ist  zunächst  der  Grundsatz  des  Entwurfs  ziemÜch  zustimmend  auf- 
genommen worden.   Eine  charakteristische  Abwandlung  gegen  früher  bietet 
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ferner  die  Erscheinung,  daß  ein  Eingreifen  des  Staates  an  sich  keine  besonderen 
Schrecknisse  mehr  hervorruft.  Im  Gegenteil  drängt  die  öfTenthche  Meinung 
noch  mehr  dazu,  das  Staatsmonopol  zu  verstärken,  statt  sich  ihm  in  den  Weg 
y.n  werfen.  Diese  Gesamtstimmung  beruht  auf  der  richtigen  Erkenntnis, 
daß,  wenn  sich  doch  in  einem  Handelszweig  ein  Monopol  oder  ein  monopol- 
artiger Zustand  herausgestellt  hat,  dann  ein  im  Interesse  der  Allgemeinheit 
arbeitendes  Staatsmonopol  immer  noch  besser  ist,  als  das  lediglich  nach 
privatwirtschafthchen  Gesichtspunkten  arbeitende  Privatmonopol. 

Dieselbe  Abneigung,  die  sich  aber  nun  gegen  das  vorhandene  Privat- 
monopol aufbäumt,  führt  wiederum  zu  einem  starken  Mißtrauen  gegen  die 
Hilfskräfte,  deren  sich  die  Regierung  bei  der  Durchführung  ihres  Plans  be- 
dienen will,  und  so  entsteht  gerade  aus  der  Grundstimmung,  die  dem  Monopol 
Freunde  zuführt,  eine  Abneigung  gegen  die  geplante  gesetzgeberische  Durch- 
führung. Wie  stark  das  Mißtrauen  gegen  unser  inländisches  Großkapital, 
insbesondere  gegen  die  Banken  ist,  hat  sich  bei  dieser  Gelegenheit  mit  Händen 
gi'eifen  lassen. 

Mit  dieser  vorherrschenden  Stimmung  kreuzen  sich  dann  noch  eine  ganze 
Reihe  ganz  anderer  Erwägungen,  einmal  die  naheliegende  und  begreifUche 
Befürchtung,  daß  das  Petroleum  teurer  werden  könnte,  eine  Frage,  deren 
Beantwortung  sich  lediglich  nach  technischen  Erwägungen  bestimmen  läßt, 
dann  gewisse,  noch  nicht  ausgestorbene,  manchesterhche  Ideen,  die  besonders 
in  den  Äußerungen  der  Handelskammern  zutage  treten.  Erschwert  wird  die 
Stellungnahme  noch  durch  die  unglaubliche  Unübersichtlichkeit  des  ganzen 
Petroleumgeschäfts,  insbesondere  dadurch,  daß  die  großen  Gesellschaften 
unter  den  verschiedensten  Namen  an  die  Öffenthchkeit  treten.  Der  Petroleum - 
handel  ist  geradezu  ein  klassisches  Beispiel  für  jenes  Schachtelsystem,  das 
unsere  Aktiengesetzgebung  sehr  gegen  ihren  Willen  hervorgerufen  hat.  Dann 
kommen  besondere  Erwägungen  aus  dem  Gesichtspunkt  des  Mittelstands, 
des  Kleinhandels,  hinzu,  und  alle  möghchen  auf  diesem  oder  jenem  Gebiet 
liegenden  Sonderinteressen. 

Was  das  Endergebnis  dieser  divergierenden  Anschauungen  sein  wird, 
ob  sich  im  Reichstag  eine  Mehrheit  dafür  findet,  und  ob  es  wiederum  der 
Reichsregierung  mögUch  sein  wird,  mit  ihr  ins  Einvernehmen  zu  kommen, 
all  das  läßt  sich  zurzeit  noch  gar  nicht  übersehen.  Ein  Vorteil  dürfte  bisher 
jedenfalls  schon  erreicht  sein,  ein  praktischer  und  ein  prinzipieller.  Der 
praktische  in  einer  gewissen  Besorgnis  der  amerikanischen  Privatmonopol- 
gesellschaft, in  der  Unterwerfung  des  Handels  und  der  Ausbeutung  der  Kon- 
sumenten nicht  zu  weit  zu  gehen.  Sie  hat  bereits  einige  erhebliche  Pflöcke 
zurückgesteckt,  seit  der  Entwurf  zur  Veröffenthchung  gelangt  ist,  und  eine 
ganze  Reihe  von  Klagen  hat  sie  sich  bemüht  zu  beseitigen,  namenthch  auf 
dem  Gebiete  des  inländischen  Verteilungsgeschäfts. 

Der  prinzipielle  Vorteil  dürfte  aber  sein,  daß  die  Allgemeinheit  meder 
mahnend  auf  den  Gegensatz  zwischen  Privat-  und  Staatsmonopol  hingewiesen 
ist,  ein  Problem,  das  die  ÖffenUichkeit  im  Laufe  der  letzten  Jahre  wiederholt, 
beim  Branntwein,  beim  Kohlensyndikat,  beschäftigt  hat,  und  das  sie,  wenn 
nicht  alle  Anzeichen  trügen,  in  den  nächsten  Jahren  und  Jahrzehnten  erst 
recht  beschäftigen  wird.  Je  mächtiger  diese  Privatmonopole  und  privat - 
kapitahstisch  geleiteten  Organisationen  werden,  desto  mehr  sieht  sich  der 
Staat  genötigt,  sich  mit  ihnen  auseinanderzusetzen,  um  nicht  ins  Hinter- 
treffen zu  geraten. 
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EDWARD  R.  PHASE,  LONDON:  DIE  ERGEBNISSE 
DER  DEMOKRATISCHEN  FINANZREFORM. 


©^''^''^^^jlAS  englische  Budget  des  Jahres  1909  mit  seinen  weitgehenden 
Einkommens-,  Erbanfalls-  und  Grundsteuern  hat  nicht  bloß  in 
England  selbst  schwerwiegende,  politische  Folgen  nach  sich  gezogen, 

^  ^'  (da  sich  ja  bekannthch  gerade  an  diesem  Streitpunkte  der  Konflikt 

zwischen  Ober-  und  Unterhaus,  der  mit  der  Einschränkung  der  Befugnisse 
des  ersteren  endete,  entzündet  hat),  sondern  auch  im  Auslande  hat  man  mit 
berechtigtem  Interesse  auf  diese  demokratische  Steuerreform  geblickt.  Sie 
verwirklicht  in  der  Tat  Gedanken,  um  die  auch  sonst  überall  mit  großer 
Lebhaftigkeit  gekämpft  wird.  Es  mag  also  interessant  sein,  einerseits  einen 
rückschauenden  Blick  auf  das  Zustandek  mmen  dieser  Maßregel  zu  werfen, 
andererseits  zu  untersuchen,  inwieweit  sie  sich  wirtschaftlich  und  politisch 
bewährt  hat. 

Die  erste  der  neuen  Steuern,  welche  der  englische  Schatzkanzler  Lloyd 
George  in  das  Budget  des  Jahres  1909  aufnahm,  forderte  von  allen  Personen 
mit  einem  Einkommen  über  100  000  Mark  einen  Zuschlag  zur  Einkommen- 
steuer. Der  Ertrag  dieses  Zuschlages  belief  sich  im  Jahre  1911  auf  annähernd 
60  Millionen  Mark,  im  Jahre  1912  auf  ein  wenig  über  60  Millionen  Mark. 

Bereits  bisher  wurde  in  England  eine  beträchtliche  Erbanfallsteuer 
erhoben  und  Lloyd  George  sah  in  seinem  Budget  eine  wesentliche  Erhöhung 
derselben  vor.  Der  Ertrag  dieser  Erbanfallsteuer  hat  in  den  Jahren  1901 
bis  1907  zwischen  240  und  290  Millionen  Mark  pro  Jahr  geschwankt,  sie 
betrug  380  Millionen  im  Jahre  1908, 370  Millionen  im  Jahre  1909, 435  Millionen 
im  Jahre  1910,  510  Millionen  im  Jahre  1911  und  wieder  510  Millionen  im 
Jahre  1912,  sämtliche  Finanzjahre  bis  Ende  März  gerechnet. 

Vergleichen  wir  die  Ergebnisse  der  beiden  genannten  Steuern  vor  and 
nach  der  Steuerreform,  so  finden  wir  eine  Steigerung  des  Staatseinkommens 
um  etwa  200  Millionen. 

Von  konservativer  Seite  hatte  man  geklagt,  daß  diese  schwere  Steuer- 
last, welche  auf  die  Schultern  der  Reichen  gewälzt  wird,  eine  Gefahr  für  da£ 
wirtschaftliche  Leben  darstelle.  Man  hatte  erklärt,  daß  der  Handel  zurück- 
gehen, die  Arbeitslosigkeit  zunehmen,  das  Staatseinkommen  in  letzter  Linie 
sinken  werde. 

Im  Gegensatz  zu  diesen  Prophezeiungen  finden  wir,  daß  sich  Handel 
und  Gewerbe  in  England  in  den  letzten  Jahren  in  ausgezeichneter  Weise 
gehoben  haben.  Trotz  all  der  großen  Streiks  ist  der  Außenhandel  Englands 
niemals  blühender  gewesen  als  in  diesen  letzten  3  Jahren,  er  betrug  in  den 
ersten  8  Monaten  des  Jahres  1912  7720  Millionen  Mark,  ein  Anwachsen  gegen- 
über 1911  um  440  Millionen  und  gegenüber  1910  um  660  Millionen. 

Guter  auswärtiger  Handel  muß  nicht  immer  einen  niedrigen  Stand  der 
Arbeitslosigkeit  bedeuten,  da  ja  die  inländische  Produktion  schlecht  gehen 
mag,  tatsächlich  ist  aber  trotz  all  der  Streiks  der  Stand  der  Lage  besser 
gewesen  als  je  zuvor.  So  zeigen  die  Ausweise  für  den  Monat  August,  die  vom 
englischen  Handelsamte  veröffentlicht  wurden,  bloß  2,2%  von  Arbeitslosen, 
die  niedrigste  Ziffer  im  gleichen  Monat  seit  10  Jahren. 

Die  Staatseinnahmen  sind  in  den  letzten  Jahren  höher  gewesen  als 
jemals  zuvor  in  der  engUschen  Geschichte,  sie  betrugen  im  abgelaufenen 
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Finanzjahre  3  Milliarden  680  Millionen  Mark,  der  Überschuß  der  Einnahmen 
über  die  Ausgaben  betrug  130  Millionen. 

Die  auch  in  anderen  Ländern  vielfach  geäußerte  Befürchtung,  daß 
eine  Erhöhung  der  Steuerlast  für  die  Reichen  sich  indirekt  am  National- 
einkommen rächen  würde,  ist  durch  die  englische  Erfahrung  somit  keineswegs 
bestätigt. 

Andererseits  hat  man  auch  prophezeit,  daß  die  Steuerreform  der  hberalen 
Regierung  für  diese  wachsende  UnbeUebtheit  im  Gefolge  haben  werde.  Das 
Oberhaus  hatte  behauptet,  daß  es  nicht  nur  für  seine  eigenen  Privilegien 
und  das  Einkommen  seiner  Mitglieder,  sondern  für  den  Nationalwohlstand 
kämpfe  und  Zustimmung  auch  in  den  breiteren  Schichten  des  Volkes  erhofft. 

Demgegenüber  hat  sich  die  Regierung  bei  zwei  Neuwahlen  mit  großer 
Mehrheit  behauptet.  Bei  einzelnen  Neuwahlen  mag  sie  Parlamentssitze 
verlieren,  weil  eine  sozialistische  Kandidatur  die  demokratischen  Wähler 
entzweit,  oder  weil  ein  Nachlassen  der  Wahlagitation  einige  hundert  Stimmen 
zur  gegnerischen  Seite  führt;  doch  hat  sich  wieder  bei  den  letzten,  allgemeinen 
Nachwahlen  gezeigt,  daß  solche  Zufälle  keineswegs  symptomatisch  für  den 
allgemeinen  Ausfall  einer  Nachwahl  sind  und  die  liberale  Partei  kann  zuver- 
sichtlich darauf  rechnen,  bei  einer  Neuwahl  wieder  die  Mehrheit  zu  erlangen. 

Der  Schatzkanzler  selbst  ist  der  populärste  Staatsmann  seines  Landes. 
Es  muß  zugegeben  werden,  daß  sein  Gesetz  über  Sozialversicherung  gewisser 
Mißstimmung  begegnete,  weil  eben  zu  Beginn  jedermann  zu  zahlen  hat, 
während  sich  die  Vorteile  erst  später  zeigen  werden.  Trotz  alledem  hat  er  den 
ersten  Platz  in  der  Beliebtheit  der  öffentlichen  Meinung  behauptet,  man 
stellt  ihn  höher  als  selbst  den  Ministerpräsidenten. 

Die  Steuerreform  des  Jahres  1909  hat  neben  den  oben  angeführten 
wichtigen  und  ertragreichen  Steuern  auch  insofern  der  Zukunft  vorgebaut, 
als  eine  Grundsteuer  eingeführt  wurde,  und  um  diese  durchzuführen,  eine 
allgemeine  Schätzung  des  Landes  und  der  Häuser  des  Landes  angeordnet 
ward.  Diese  für  das  Ausland  mehr  oder  minder  selbstverständliche  Maßregel 
war  für  England  neu. 

Der  Ertrag  behef  sich  im  Finanzjahre,  das  im  März  1912  endete,  auf 
bloß  10  MilHonen  Mark.  Aber  diese  geringe  Ziffer  kann  nicht  überraschen, 
da  eben  die  Landschätzung  noch  nicht  vollendet  ist  und  die  Steuern  auf 
unverdienten  Wertzuwachs  sich  erst  in  ihrer  Folge  in  ihrer  ganzen  Ertrags - 
fähigkeit  entwickeln  können. 


IER  Plan  eines  Getreidehandel-  des  russischen  Getreideexportes  vor« 
Monopols  in  Rußland:  Die  sieht.  Die  Vorlage  wird  damit  be- 
russische Regierung  hat  in    gründet,  daß  Rußland  schon  jetzt 


der  Reichsduma  einen  Antrag  ein-  eine  große  Rolle  im  Getreidehandel 
gebracht,  der  die  Verstaatlichung  spiele,  die  sich  aber  in  der  Zukunft 
des  russischen  Getreidehandels  und    durch  Überflügelung  der  amerika- 
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nischen  Getreideausfuhr  —  sobald 
nämlich  die  wachsende  Bevölkerung 
Amerikas  das  im  eigenen  Lande  ge- 
baute Getreide  mehr  und  mehr  selbst 
verzehren  sollte  —  noch  steigern 
werde. 

Die  kommerzielle  Leitung  des 
russischen  Unternehmens  soll  einem 
Getreiderat  im  Ackerbauministerium 
zu  St.  Petersburg  übertragen  werden, 
während  in  den  Provinzen  die  Semst- 
wos  und  Dorfgemeinden  diese  Auf- 
gabe erfüllen.  Die  Regierung  soll 
den  Landwirten  Vorschüsse  auf  das 
von  ihnen  zu  bestellende  Areal  aus- 
folgen und  für  die  Einlieferung  des 
Getreides  an  den  Staat  soll  wiederum 
der  volle  Preis  bezahlt  werden. 

Ein  wesentlicher  Nebenzweck  des 
Gesetzes  geht  dahin,  den  Bauern 
billigen  Kredit  zu  verschaffen,  indem 
sie  schon  zur  Saatzeit  Vorschüsse 
erhalten.  Hierfür  wird  allerdings, 
was  die  Gegner  der  Vorlage  zweifellos 
betonen  werden,  ein  enormes  Be- 
triebskapital nötig,  welches  sich  wohl 
nur  im  Anleihewege  beschaffen  ließe. 
Zunächst  müssen  Vorschüsse  an  den 
Landwii't  erfolgen,  dann  soll  das 
Getreide  selbst  bar  bezahlt  werden, 
während  der  Verkauf  auch  im  In- 
lande  natürlich  nur  allmählich  er- 
folgen kann  und  der  richtige  Moment 
für  den  Export  von  der  Weltmarkt- 
lage abhängig  ist.  Gewisse  Schwierig- 
keiten mögen  auch  daraus  erwachsen, 
daß  die  russischen  Getreidehändler 
bisher  den  Müllern,  welche  das  Ge- 
treide ankauften,  Kredite  zu  ge- 
währen pflegten.  Wenn  der  Staat 
das  gleiche  täte,  würde  dies  eine  noch 
weitere  Erhöhung  des  notwendigen 
Betriebskapitals  bedingen,  im  gegen- 
teiligen Falle  aber  die  russischen 
Mühlen  empfindlich  getroffen  werden. 

Man  schätzt  denn  auch  das  für 
das  Unternehmen  notwendige  Kapital 
auf  mindestens  2  Milliarden  Mark. 

Andererseits  kann  gewiß  nicht  in 
.fAbrede  gestellt  werden,  daß  sich  durch 
eine  solche  einheitliche  Leitung  des 


Getreideexportes  große  Gewinne  für 
den  russischen  Landwirt  erzielen 
ließen  und  die  russische  Regierung 
auch  bis  zu  gewissen  Grenzen  einen 
wesentlichen  Einfluß  auf  die  Ge- 
staltung der  Weltmarktpreise  ge- 
winnen würde. 

Das  Gewinnbeteiligungssystera  in 
England :  Ein  charakteristisches  Bei- 
spiel für  die  Möglichkeiten  der  Ge- 
winnbeteiligung bietet  die 
englische  Firma  Taylor,  Limited  in 
Batley,  die  schon  im  Jahre  1892 
Anteilscheine  für  Beteiligung  am 
Geschäftsgewinn  an  ihre  Vorarbeiter 
und  Beamten  ausgab  und  seit  1896 
alle  Arbeiter  am  Gewinne  beteiligt. 

Zunächst  werden  die  Erträgnisse 
für  gewisse  Abschreibungen  und  eine 
fünfprozentige  Verzinsung  des  Kapi- 
tals verwandt,  der  verbleibende  Rein- 
gewinn aber  zu  gleichen  Teilen  zwi- 
schen den  Besitzern  und  der  Arbeiter- 
schaft geteilt.  Und  zwar  erhalten 
die  einzelnen  Beamten  und  Arbeiter 
ihren  Anteil  im  Verhältnis  zu  ihren 
Löhnen.  Die  Anteile  der  Arbeiter 
werden  jedoch  nicht  in  bar  aus- 
gezahlt, sondern  in  Aktien  der  Gesell- 
schaft, die  ihrerseits  im  nächsten 
Jahre  zum  Bezug  regulärer  Dividende 
berechtigen;  diese  letztere  wird  bar 
ausgezahlt.  Die  im  Besitz  der 
Arbeiter  befindlichen  Aktien  können 
nur  dann  verkauft  werden,  wenn  ihr 
Wert  das  Ausmaß  der  Löhne  eines 
Jahres  übersteigt. 

In  den  vergangenen  16  Jahren 
hat  sich  das  System  gut  bewährt  und 
zu  keinerlei  Unzuträglichkeiten  ge- 
führt. 


Baugenossenschaften  !n  Frank- 
reich:  Seit  dem  Jahre  1908  besteht 
in  Frankreich  die  sogenannte  Lex 
Ribot,  derzufolge  die  Begründung 
von  Baugenossenschaften  durch  eine 
Reihe  staatlicherMaßregeln  begünstigt 
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werden  soll.  Ihr  Endeffekt  bedeutet, 
daß  Arbeiter,  welche  sich  den  be- 
treffenden    Genossenschaften  an- 
schließen, für  einen  jähr  liehen  Beitrag^ 
der  den  üblichen  Mietzins  nicht  über- 
steigt, 1.  Nutznießung  einer  Wohnung 
und  2.  die  Aussicht,  nach  einer  Reihe 
von  20 — 30  Jahren  Eigentümer  des 
betreffenden  Häuschens  zu  werden, 
erlangen.      Verbunden   sind  diese 
Verträge  stets  mit  einer  Lebensver- 
sicherung des  Arbeiters,  derzufolgc 
seine  Witw^e  im  Falle  des  Ablebens 
des  Familienerhalters,  auch  wenn  die 
betreffende  Reihe  von  Jahren  noch 
nicht   zu   Ende   gegangen,  Eigen- 
tümerin des  Häuschens  wird  und 
somit  keinerlei  Jahresbeiträge  mehr 
zu  entrichten  hat. 

Ribot  selbst  unternahm  es,  durch 
eine  Reihe  von  Vorträgen  die  Be- 
gründung von  Baugenossenschaften 
in  die  Wege  zu  leiten.  Am  Ende 
des  Jahres  1911  gab  es  12  solcher 
Baugenossenschaften  in  Frankreich, 
und  man  erwartet  für  das  laufende 
Jahr  eine  Verdoppelung  der  Ziffer. 

Insoweit  bereits  praktische  Re- 
sultate vorliegen,  hat  man  den  gün- 
stigen Einfluß  der  neuen,  gesunden 
Wohnungen   auf   die  betreffenden 
Arbeiterfamilien  feststellen  können. 
Am  stärksten  war  die  Bewegung  im 
Norddepartement  längs  der  belgischen 
Grenze,  wohl  unter  dem  ermutigen- 
den Einfluß  des  Beispiels  Belgiens, 
wo  im  Jahre  1911  allein  staatliche 
Subventionen  von  3  200  000  Mark 
(in  Form  von  Steuernachlässen)  ge- 
währt wurden,  und  wo  heute  bereits 
55  000  Arbeiterhäuser  im  Sinne  der 
obgenannten  Prinzipien  von  Bau- 
genossenschaften verwaltet  werden. 
In  Frankreich,  das  —  speziell  im 
Norden  des  Landes  —  den  gleichen 
Weg  eingeschlagen  hat,  kommt  der 
so   überaus   niedrige  landesübliche 
Zinsfuß  von  2%,  21/2  und  2y4% 
den  Darlehen  der  genannten  Bau- 
genossenschaften zugute. 


Bergwerksverstaatlichung  in  Neu- 
Süd- Wales:  Im  austrahschen  Staate 
Neu  -  Süd  -  Wales  wurde  ein  Gesetz 
angenommen,  welches  den  Erwerb 
eines  Kohlenbergwerkes  durch  den 
Staat  vorsieht.  Allerdings  soll  kein 
Kohlenverkauf  auf  offenem  Markte 
stattfinden,  sondern  die  Kohlen - 
Produktion  ist  bestimmt,  gewisse 
Staatsbetriebe,  vor  allem  die  Bahnen, 
mit  entsprechendem  Feuerungsmate- 
rial zu  versehen. 

Die  gegenwärtige  Kohlenproduk- 
tion von  Neu- Süd -Wales  beträgt 
6  MilKonen  Tonnen,  und  dem  Staate 
gehören  weite  Landstriche,  in  denen 
er  Kohlenbergwerke  betreiben  kann. 
Ein  Ausbau  des  neuen  Versuches 
steht  somit  für  die  Zukunft  zu 
erwarten. 


Das  Wiener  städtische  Brauhaus: 

Die  Stadt  Wien  betreibt  bekanntlich 
seit  einer   Reihe  von   Jahren  ein 
städtisches  Brauhaus,  das  die  Auf- 
gabe hat,  Erhöhungen  des  Bierpreises 
durch  die  privaten  Brauereien  ver- 
möge seines  W'Cttbewerbes  zu  ver- 
hindern;   von   Seiten   der  Leitung 
wird   betont,    daß    dies   auch  im 
wesentlichen  gelinge.    Auch' die  im 
letzten   Jahi'e   unvermeidliche  Er- 
höhung des  Bierpreises,  der  sich  auch 
das  städtische  Brauhaus  anschließen 
mußte,  sei  glimpflicher  ausgefallen  als 
ohne   den  Einfluß   des  städtischen 
Brauhauses   zu   erwarten  gewesen 
wäre.    Übrigens  hat  das  städtische 
Brauhaus  seine  Preise  nicht  formal 
erhöht,  sondern  nur  gewisse  Rabatte, 
die  es  bisher  gewährte,  gestrichen, 
was   allerdings   im   Endeffekt  das 
Gleiche  bedeutet.  —  Die  Entwicklung 
des  Geschäftsganges  ist  eine  überaus 
scharf  ansteigende  gewesen;  während 
in  den  ersten   Jahren  wesentliche 
Fehlbeträge  zu  decken  waren,  hat 
das  letzte  Jahr  mit  einem  Rein- 
gewinn von   192  000   Kronen  ab- 
geschlossen. 
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Aus  all  diesen  Gesichtspunkten 
heraus  kann  es  nicht  wundernehmen, 
daß  die  Gemeinde  Wien  kürzlich  ein 
Kaufangebot  der  Dresdener  Bank 
für  Brauindustrie  ablehnend  beant- 
wortet hat. 

€> 

Der  deutsche  Verein  der  Industrie- 
beamten hat  eine  interessante  Neue- 
rung getroffen,  um  die  Spargelder 
seiner  Mitglieder  in  nützlicher  Weise 
anzulegen.  Während  dieselben  bis- 
her in  üblicher  kapitalistischer 
Weise  angelegt  worden  waren,  hat 
er  eine  Industriebeamten-Sparbank 
errichtet,  die  das  Geld  in  üb- 
licher Weise  verzinst,  das  Kapital 
jedoch  zur  Förderung  von  Konsum- 
vereinen, Errichtung  von  Bauge- 
nossenschaften und  von  Gartenstädten 
verwenden  soll.  Es  kommt  so  direkt 
den  Mitgliedern  des  Verbandes  zugute. 

<$> 

Landwirtschaftliche  Schulen  in  den 
Vereinigten  Staaten.  In  dreizehn  Staa- 
ten des  amerikanischen  Bundes  wird 
in  den  Volksschulen  Ackerbaukunde 
vorschriftsmäßig  gelehrt.  In  einigen 
Staaten  ist  auch  Kenntnis  der  Jagd- 
nnd  Fischereigesetze  sowie  der  Vor- 
schriften über  die  Erhaltung  der  Sing- 
vögel obligatorisch.  Der  Wert  der 
ackerbautechnischen  Lehrinstitute 
und  der  Fonds,  deren  Zinsen  ihren 
Unterricht  decken,  übersteigen  400 
Milhonen  Mark.  Die  Gesamtkosten 
des  Unterrichts,  der  wesentlich  auch 
aus  Subventionen  der  Bundesregie- 
rung bestritten  wird,  belaufen  sich 
auf  80  Millionen  Mark  pro  Jahr; 
die  Zahl  der  Schüler  übersteigt  be- 
reits 100  000.  Die  Professoren  wer- 
den in  den  Ackerbauhochschulen,  die 
zur  Staatsuniversität  von  Minne- 
sota gehören,  ausgebildet. 


Das   Bahnsystem   Argentiniens : 

Argentinien  entwickelt  in  den  letzten 
Jahren  sein  Bahnsystem  in  aus- 
gedehnter Weise ;  durch  Fertigstellung 
des  Andentunnels  steht  die  Haupt- 
stadt Argentiniens,  Buenos  Aires, 
mit  ihrer  eine  Milhon  übersteigenden 
Einwohnerzahl  in  direkter  Verbindung 
mit  der  Hauptstadt  Chiles  und  dem 
Pazifischen  Ozean  und  anderseits 
baut  man  das  Bahnnetz  von  Chile 
nach  dem  Norden  und  Nordwesten 
aus,  so  daß  in  absehbarer  Zeit  ein 
direkter  Überlandverkehr  von  Buenos 
Aires  nach  den  Städten  Bolivias  und 
Perus  zulässig  sein  wird.  Im  Laufe 
der  nächsten  Jahre  soll  das  Chako- 
territorium  im  Norden  Argentiniens 
erschlossen  werden,  von  dem  man 
sich  das  Aufblühen  einer  ausgedehnten 
Baumwollkultur  verspricht.  Ferner 
sollen  zwei  neue  Bahnen  über  die 
Anden  gebaut  werden,  wodurch  einer- 
seits Argentinien  und  Chile  noch 
näher  aneinandergeschlossen,  an- 
dererseits die  westhchen  Bezirke  Ar- 
gentiniens in  gute  Frachtverbindung 
mit  dem  Meere  gebracht  werden 
sollen.  Allerdings  werden  so  die  reichen 
westhchen  Gebiete  Argentiniens  dem 
Pazifischen  Ozean  und  damit  den 
Häfen  Chiles  näher  als  den  Häfen  des 
eigenen  Landes  am  Atlantischen 
Ozean  gerückt  werden,  was  dem 
Handel  Chiles  zugute  kommen  und 
für  den  Ackerbau  des  argentinischen 
Westens  einen  Aufschwung  bedeuten 
wird. 

Ferner  sollen  im  äußersten  Süden 
Argentiniens  an  den  Grenzen  Pata« 
goniens  neue  Bahnen,  zum  Teil  direkt 
auf  Initiative  der  argentinischen  Re- 
gierung, gebaut  werden.  So  soll  auoh 
dieses  Gebiet,  das  heute  nocli 
Steppencharakter  trägt,  aber  duroh 
entsprechende  Behandlung  durch- 
aus zugänglich  gemacht  werden 
könnte,  erschlossen  werden. 

Alle  diese  Bahnanlagen  werden 
jedenfalls  den  großen  Vorteil  mit  sich 
bringen,  daß  damit  die  Bevölkerungs- 
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Verteilung  Argentiniens  auf  eine  ge- 
sundere Grundlage  gestellt  wird. 
Heute  zählt  dieses  Land  in  seinem 
Bereiche  wohl  die  weitaus  größte 
Stadt  Südamerikas,  Buenos  Aires, 
aber  eine  weitaus  weniger  zahlreiche 
landwirtschaftUche  Bevölkerung,  als 
etwa  der  Nachbarstaat  BrasiHen. 
Durch  diese  Bahnanlagen  wird  es  der 
europäischen,  speziell  der  italienischen 
Einwanderung  ermöglicht  werden, 
die  Landschaften  des  Inneren  in  ähn- 
licher Weise  zu  besiedeln  wie  etwa 
Nordwestkanada,  das  ja  unter  gleicher 
geographischer  Breite  wie  Südargen- 
tinien liegt.  Durch  diese  Bahnen 
wird  ferner  das  europäische  Element 
in  der  Blutmischung  der  argentini- 
schen Bevölkerung  noch  entschie- 
dener in  den  Vordergrund  treten  und 
damit  das  Aufblühen  eines  großen, 
reichen  und  kulturstarken  Gemein- 
wesens im  Süden  Amerikas  be- 
günstigt werden. 


Der  Außenhandel  Bulgariens :  Bis 

zu  diesen  letzten  Jahren  kennzeich- 
nete sich  der  Außenhandel  Bulgariens 
durch  ein  Überwiegen  der  Einfuhr 
über  die  Ausfuhr.  Aber  mit  zu- 
nehmender Entwicklung  der  inländi- 
schen Industrien  konnte  Bulgarien 
der  auswärtigen  Waren  mehr  und 
mehr  antraten. 


Wir  veröffentlichen  einige  Ziffern, 
die  Einblick  in  den  Aufschwung 
des  internationalen  Handels  Bul- 
gariens seit  1880  gestatten: 

Jahr        Einfuhr  Ausfuhr 

(in  Levas,  1  Leva  =  80  Pf.) 
1880  48  000  200  33  000 100 
1890       84  000  200     71  000 100 


Jahr          Einfuhr  Ausfuhr 
O'n  Levas) 

1901  70  044073  82  769  759 

1902  71  246493  103  684  530 

1903  81  802  581  108  073  639 

1904  129  687  577  157  618  914 

1905  122  249  938  147  960  688 

1906  108  474373  114  573356 

1907  124  661  089  125  594  697 

1908  151  388 142  112  346  997 

1909  146  634  625  106  581  500 

1910  143  925  000  96  900  000 

1911  147  110100  107  895  500 

Während  des  Jahres  1909  betrafen 
Import  und  Export  die  folgenden 
Produkte: 

Einfuhr 

(in  Levas) 

Kohle   27  750000 

Eisen   19  000000 

Bauholz   4  125  000 

Maschinen   9  775  000 

Baumwolle   20  450000 

Häute  Leder    6  000000 

Ausfuhr 

Getreide   32  475000 

Mais   17  000000 

Vieh   5  525  000 

Seidenkokons   3  825  000 

Häute,  Leder   4  175  000 

Rosenessenz   5  325  000 

* 

Die  geographische  Verteilung  der 
Ein-  und  Ausfuhr  war  die  folgende: 

Länder  Einfuhr  Ausfuhr 
(in  Levas) 

England  ....  27  025  000  8  275  000 
Österreich- 

Ungarn  ..  38  875000  11  775  000 

Türkei   21  075000  36  650000 

Deutschland  29  225  000  13  525  000 
Belgien  ....    7  900  000  19  350  000 

Frankreich..  11  175000   5  050000 


Hier  die  Tabelle  der  Ein 
Ausfuhr  von  1901 — 1911: 


und 
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Die  Landwirtschaft  in  Bulgarien: 

Ehe  sie  die  Waffen  gegen  die  Türkei 
ergriffen,  haben  die  bulgarischen 
Bauern  ihre  Felder  gepflügt.  Fünf 
Siebentel  der  Bevölkerung  treiben 
Ackerbau.  Von  9  570  000  Hektar 
sind  mehr  als  ein  Drittel  bestellt. 

Im  allgemeinen  gehört  das  Land 
dem  Kleingrundbesitz  in  Ausdeh- 
nungen von  6 — 50  ha.  Die  aller- 
größten Besitzungen  übersteigen  kaum 
300  ha.  Hier  folgen  Angaben  über 
die  Verteilung  der  Territorien  im 
Königreich ; 

Unbebautes 

Land  ...  .2  156  000  ha   22,50 % 

Wälder  2  867  000  „    30  % 

Bestelltes 

Land  ....2  975  000  „    31  % 

Wiesen            352  000         3,7  % 

Weiden  ....   970  000  „    10,1  % 

Das  bebaute  Land  ist  ergiebig 
und  Zerealien  gedeihen  überall.  Ein 
bebautes  Gebiet  von  2  158  000  ha 
bringt  leichtlich  30  000  000  hl  Korn 
oder  7  000  000  hl  Mais  oder  5  000  000  hl 
Roggen  oder  2  500  000  hl  Hafer 
hervor. 

Die  rhodopischen  Berge  und  der 
Balkan  bilden  den  ungeheuren  Wald- 
reichtum  des  Landes.  Die  stärkst 
vertretenen  Holzarten  sind  die  Esche, 
die  Buche,  die  Hainbuche,  die  Fichte, 
die  Tanne,  die  Lärche,  wie  auch  der 
Nußbaum,  der  speziell  der  öster- 
reichischen Holzindustrie  ein  sehr 
gesuchtes  Material  liefert. 

Mehrere  landwirtschaftHche  Schu- 
len werden  vom  bulgarischen  Staat 
unterhalten;  so  die  von  Sadovo  bei 
Phihppopel,  von  Rustschuk  und  Ple- 
ven.  Diese  Schulen  sind  nach  den 
besten  westeuropäischen  Mustern  ein- 
gerichtet. Wein-,  Seiden-  und  Acker- 
bau werden  zugleich  theoretisch  und 
praktisch  gelehrt. 

Nach  verschiedenen  Landschaften 
schickt  der  Staat  auch  sogenannte 
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Wander lehi'er  *),  die  die  Bauern  über 
rationelle  Wirtschaft,  den  richtigen 
Gebrauch  der  Maschinen  usw.  auf- 
klären. 

Der  landwirtschaftliche  lu'edit 
wird  von  ländlichen  Kassen  aus- 
gegeben, die  der  Minister  für  Handel 
und  Ackerbau  leitet.  120  landwirt- 
schaftliche Banken  arbeiteten,  als  der 
Krieg  ausbrach;  ihr  Gesamtkapital 
betrug  mehr  als  32  Millionen  Mark. 

<^ 

Die  bulgarische  Industrie:  Seit 
10  Jahren  ungefähr  nahm  die  Industrie 
in  Bulgai'ien  einen  starken  Auf- 
schwung. Auch  tut  der  Staat  alles, 
um  ihre  Entwicklung  im  Innern  des 
Landes  zu  begünstigen.  Durch  ein 
besonderes  Gesetz  erhalten  Privi- 
legien und  alle  möglichen  Erleichte- 
rungen sow^ohl  bulgarische  als  auch 
ausländische  Industrielle,  die  im 
Lande  Unternehmungen  begründen 
wollen.  Die  hauptsächlichsten  Be- 
dingungen, die  gefordert  werden, 
sind:  Vorhandensein  eines  Kapital - 
fonds  von  20  000  Mark  oder  täg- 
liche Beschäftigung  von  20  Arbeitern 
bei  tadellosem  Handwerkszeug. 

Hierfür  werden  folgende  Privi- 
legien bewilMgt: 

Steuer-  und  zollfrei  sind  alle 
Waren  mit  ihrem  Zubehör  und  Roh- 
material, die  nicht  im  Lande  vor- 
kommen. 

Auf  den  Staatseisenbahnen  35% 
Ermäßigung. 

Für  Fabriksbau  stellt  der  Staat 
Territorien  und  Wasserkräfte  zur  Ver- 
fügung und  sorgt  für  Verbindung  mit 
den  Schienensträngen  und  Land- 
straßen. 

Die  Produkte  dieser  Fabriken 
werden  denen  des  Auslandes  vom 
Staat  und  den  Gemeinden  vorgezogen 
selbst  bei  Preisaufschlag  bis  zu  15%. 

Für  die  wichtigsten  industriellen 


*)  Ähnlich  wie  in  Oberösterreich. 
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Unternehmungen  sowie  für  Papier-, 
Zucker-,  Zwirn-,  Tuch-,  Leinen-, 
Seiden-,  Zündhölzerfabriken  überläßt 
der  Staat  den  Grund  und  Boden 
für  10—15  Jahre. 


Der  industrie -gewerbliche  Unter- 
richt wird  auf  Staatskosten  erteilt, 
und  zwar  bestehen  derartige  Schulen 
zum  Beispiel  in  Samokov  für 
Schmiede-  und  Gußeisenindustrie, 
in  Sliven  für  Weberei  und  Färberei, 
in  Rustschuk  für  Tischlerei. 

Serbien  in  Landwirtschaft  und 
Industrie:  Bis  jetzt  lebte  Serbien  nur 
von  seiner  Landwirtschaft. 

Die  48  303  km  seines  Bodens 
ernährten  die  2  600  000  Köpfe  zäh- 
lende Bevölkerung  leicht.  Es  kommen 
also  ungefähr  44  Einwohner  auf  den 
Quadratkilometer.  Die  bevölkertste 
Gegend  ist  das  Tal  der  Morava, 
welches  das  ganze  Königreich  von 
der  bulgarischen  Grenze  bis  Belgrad 
durchzieht. 

Die  Niederungen  des  Landes  sind 
mit  Feldfrüchten  bedeckt;  die  Küsten 
tragen  ausgezeichnete  Weinberge,  die 
Gebirge  krönen  reiche  Wälder. 

Der  große  Ausfuhrhandel  beruht 
auf  dem  Obst,  vor  allem  den  Zwetsch- 
gen, die  in  Mengen  nach  Österreich - 
Ungarn  vertrieben  werden. 

Der  industriell  betriebene  Land- 
bau,  wie  Flachs,  Hanf,  Tabak,  ge- 
deiht vornehmhch  in  der  Provinz 
Nich.  Endlich  bildet  die  Viehzucht, 
vor  allem  Schafe,  einen  großen  Teil 
des  serbischen  Reichtums. 


Der  Bergbau,  der  in  Serbien  lange 
Zeit  hindurch  unbekannt  war,  setzt 
seit  einiger  Zeit  ein.  Schon  werden 
die  Blei-  und  Antimonminen  des 
nordwesthchen  Gebietes  entlang  der 


Save  ausgebeutet  doch  finden  sich 
dort  auch  Zink,  Kupfer  und  Stein- 
kohle. 

Im  südhchen  Gebirgsmassiv  des 
Kopaonik  hat  man  ausgedehnte  Lager 
von  Eisen,  Blei,  Silber  und  Gold  ent- 
deckt, auch  weiß  man,  daß  der  Mont 
Avala  ganz  nahe  bei  Belgrad  be- 
deutende Mengen  von  Quecksilber 
enthält. 

In  industrieller  Hinsicht  ist  Ser- 
bien noch  durchaus  unerschlossen. 
Aber  der  Tag  ist  vielleicht  nahe,  wo 
dank  der  leichteren  Verkehrsmöglich- 
keiten mit  Eisenbahnen  usw.  eine 
solche  Ausbeutungsmöglichkeit  für 
die  unterirdischen  Schätze  Serbiens 
ergeben  wird,  daß  entsprechende 
ausländische  Kapitalien  sich  ihnen 
zuwenden  werden. 

Ist  ein  deutsch-englischer  Krieg 
eine  volkswirtschaftliche  Notwendig- 
keit? Unter  diesem  Titel  ist  eine 
Broschüre  von  Walter  L.  Haus- 
mann *)  erschienen,  die  diese  Frage 
von  einem  neuen  Gesichtswinkel  aus 
behandelt.  Bisher  argumentierte 
man  so,  daß  man  auf  die  zunehmende 
Industrialisierung  Deutschlands  hin- 
wies, die  die  Erzeugung  so  großer 
Gütermengen  zur  Folge  habe,  daß 
ihre  Unterbringung  auf  dem  Inlands- 
markte nicht  möglich  sei;  nur  durch 
die  Ausfuhr  könnten  und  müßten  für 
die  wachsende  Bevölkerung  Deutsch- 
lands die  nötigen  Existenzmittel  be- 
schafft werden.  Da  aber  England 
ebenfalls  auf  den  Export  seiner 
Industrieprodukte  in  steigendemMaße 
angewiesen  sei,  so  müsse  sich  früher 
oder  später  der  Wettbewerb  zu  einem 
Kampf  um  die  wirtschaftliche  Exi- 
stenz auswachsen  und  zum  kriegeri- 
schen Zusammenstoß  führen. 

Ganz  anders  urteilt  Hausmann: 

*)  Verlag  von  Puttkammer  «fe  Mühlbrecht. 
Berlin  (0,80  M). 
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er  fragt  zunächst,  woher  kommt  die 
Kaufkraft  eines  Volkes  ?  Da  Deutsch- 
land 45  Milliarden  anWaren  kauft  und 
verbraucht  und  nur  4,5  Milliarden 
an  Gold,  Silber  und  Banknoten  be- 
sitzt, so  kann  offenbar  die  Kaufkraft 
nicht  ihren  Ursprung  im  Oelde  nehmen 
denn  dieses  reicht  ja  nur  für  einen 
Monat  des  deutschen  Bedarfes.  Offen- 
bar ist  Oeld  nur  der  Vermittler  der 
Kaufkraft,  und  sie  selbst  kommt 
von  den  Erzeugungskräften.  H.  setzt 
den  Fall,  daß  alle  Deutschen  ihre 
Erzeugnisse  in  ein  gemeinsames  Waren- 
haus liefern  würden  —  gegen  Ein- 
lieferungsscheine, auf  bestimmteWert- 
einheiten  lautend,  die  den  Einlieferer 
ermächtigen,  Sachgüter  der  anderen 
aus  dem  Warenhause  zu  entnehmen: 
diese  unendlich  oft  abtretbaren  Ein- 
lieferungsscheine haben  „Oeltung" 
für  gewisse  Werteinheiten,  sie  sind 
Geld.  Je  mehr  geeignete  Waren  die 
deutsche  Bevölkerung  einliefert,  desto 
mehr  kann  sie  dem  gemeinsamen 
Warenhause  entnehmen,  umso  besser 
kann  sie  leben.  Kurzsichtig  urteilen 
daher  alle  diejenigen,  die  die  Ansicht 
vertreten,  daß  England  sowohl  wie 
Deutschland  durch  das  Bedürfnis, 
ihre  industriellen  Erzeugnisse  auszu- 
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führen,  früher  oder  später  gezwungen 
sein  würden,  um  das  Absatzgebiet 
gegeneinander  mit  dem  Schwerte  zu 
kämpfen.  Der  Einwand,  daß  Deutsch- 
land nicht  alle  seine  Anilinfarben, 
England  nicht  alle  seine  Baumwoll- 
fabrikate selbst  konsumieren  könnte, 
ist  deshalb  nicht  von  Bedeutung, 
weil  alle  Länder  solcher  Spezialitäten 
bedürfen,  um  damit  diejenigen  Dinge 
einzutauschen,  die  nur  auf  tropischem 
Boden  wachsen,  H.  bestreitet,  daß 
es  eine  allgemeine  Übererzeugung  an 
geeigneten  Sachgütern  geben  könnte, 
ohne  in  Abrede  zu  stellen,  daß  durch 
ungeregelte  Produktion  sehr  wohl 
eine  Übererzeugung  (an  Zement, 
Fahrrädern,  Eispalästen  u.  dgl.)  her- 
vorgerufen werde.  Diese  nennt  er 
„strichweise"  Überproduktionen,  die 
wohl  den  Aktionären  große  Verluste 
bringen,  aber  —  da  sie  sich  auf 
Jahrzehnte  verteilten  —  nie  die  Ur- 
sache sein  könnten,  daß  —  wie  1900 
und  1907  —  alle  Fabriken  in  allen 
Geschäftszweigen  gezwungen  werden, 
um  Va  oder  mehr  ihre  Erzeugung 
einzuschränken. 

Dr,  Kreuzkam, 
Berlin. 
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DIE  KULTURAUFGABEN  DES  JAHRHUNDERTS. 

II.  Die  Aufgaben  des  modernen  Staates. 

N  den  vergangenen  Jahrhunderten  haben  die  herrschenden  Klassen 
und  vor  allem  die  herrschenden  Dynastien  den  Staat  als  einen 
Besitz  angesehen,  dessen  Bestimmung  es  sei,  ihnen  größtmögliche 
Erträge  zu  liefern.  Um  dieses  Besitztum  gegen  mögliche  Störungen 
TO  sichern,  war  man  bestrebt,  den  Gehorsam  der  Massen  auf  jede  Weise  zu 
erhalten,  allzu  großes  Bildungsstreben  niederzuhalten,  ihre  freie  Be- 
tätigung zu  hemmen.  So  wurde  gleichsam  als  eine  Notwendigkeit  der  „staat- 
lichen" Selbstverteidigung,  die  ja  identisch  war  mit  der  Selbstverteidigung 
der  Interessen  der  Herrschenden,  der  Gesichtspunkt  erfaßt,  daß  der  Staat 
vermöge  enger,  der  freien  Meinungsäußerung  der  Presse,  den  Versamm- 
lungen, der  religiösen  und  philosophischen  Entwicklung  gezogener  Grenzen 
daß  Unterwürfigkeits Verhältnis  der  Untertanen  zu  wahren  habe. 

Als  wichtigstes  Machtmittel  in  dieser  Bestrebung  mußte  naturgemäß 
eine  Staatskirche  erscheinen,  die  den  Massen  die  Notwendigkeit 
der  Unterordnung  unter  die  herrschenden  Gewalten  als  gottgewollt  und  unver- 
änderlich vor  Augen  hielt,  und  darum  lag  es  im  Interesse  der  Herrschenden 
und  ihres  Staates,  solche  Staatskirchen  gegen  jede  Anfechtung  seitens  freierer 
Religionsgemeinden  oder  des  freien  Gedankens  selbst  zu  verteidigen. 

In  zweiter  Linie  handelte  es  sich  um  materielle  Ausnutzung  der  so  ge- 
sicherten Herrschaft  vermöge  entsprechender  Steuerleistungen  der  Unter- 
tanen sowie  in  manchen  Fällen  durch  Schaffung  staatlicher  Monopole.  Beide 
Gesichtspunkte  finden  wir  in  Rußland  und  der  Türkei  bis  in  die  Gegenwart, 
in  Frankreich  bis  zur  großen  Revolution,  in  Deutschland  und  Österreich 
bis  zur  Periode  des  aufgeklärten  Absolutismus  streng  festgehalten. 

War  somit  eine  straffe  Ausbildung  der  staatHchenVerwaltung  in  materieller 
und  geistiger  Beziehung,  Polizei,  Steuer-  und  Monopolwesen,  mit  wohl- 
geordneten Staaten  des  alten  Systems  untrennbar  verbunden,  so  rafften 
sich  nur  wenige  zum  Standpunkt  Heinrichs  IV.  und  der  glücklichen  Jahre 
Ludwigs  XIV.  auf:  daß  auch  die  Ordnung  der  materiellen  Güterproduktion 
und  die  planmäßige  Förderung  des  nationalen  W  ohlstandes  in  den  Pflichten- 
kreis des  Staates  falle.  In  den  meisten  Fällen  überHeß  man  die  Sphäre  der 
materiellen  Güterproduktion  den  vom  Interesse  der  Berufskreise  geschaffenen 
Bestimmungen  (Zünfte)  oder  der  völligen  Anarchie,  wobei  jedoch  zugegeben 
werden  muß,  daß  die  relativ  undifferenzierte  Volkswirtschaft  jener  Zeit 
mit  ihrem  Vorherrschen  der  Produktion  für  den  eigenen  Bedarf  (primitive 
Landwirtschaft  und  Hausindustrie)  staathches  Eingreifen  in  den  sozialen 
Mechanismus  nicht  als  unabwendbar  erscheinen  ließ.    Insoweit  sich  ver- 
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schiedene  Staaten  schon  damals  durch  eine  dem  heutigen  Schutzzollsystem 
entsprechende  Förderung  von  Großhandel  und  Großindustrie  (Merkantilismus) 
wirtschafthch  betätigten,  galt  solche  Betätigung  wohl  im  letzten  Grunde 
einer  Erhöhung  der  Steuerfähigkeit  und  somit  der  Förderung  des  Eigen - 
interesscs  der  Herrschenden.  Rücksicht  auf  Wohl  und  Wehe  der  am  Wirt- 
schaftsleben rein  passiv  beteihgten  arbeitenden  Millionen  lag  ihnen  fern. 

Die  großen  politischen  und  sozialen  Umwälzungen,  welche  das  19.  Jahr- 
hundert mit  sich  brachte  und  die  in  allen  Kulturstaaten  den  Einfluß  der 
arbeitenden  Schichten  auf  die  Staatsverwaltung  in  entscheidender  Weise 
zur  Geltung  brachten,  änderten  auch  die  Auffassung  von  den  Aufgaben 
des  Staates,  ja  in  gewissem  Sinne  läßt  sich  wohl  festhalten,  daß  sich  dieselbe 
in  ihr  Gegenteil  verkehrt  hat,  daß  das  Quantum  der  staatlichen  Aufgaben 
sich  vielleicht  wenig  änderte,  ihr  Schwergewicht  jedoch  vollständig  nach 
entgegengesetzter  Richtung  gekehrt  wurde.  Die  Niederhaltung  der  Unter- 
tanenschaft durch  polizeiliche  Mittel  ist  gewiß  noch  nicht  in  allen  Staaten 
Europas  aufgegeben.  Auch  der  Mißbrauch  der  Kirche  als  geistiger  Polizei 
gehört  noch  nicht  überall  der  Vergangenheit  an;  aber  die  Auffassung  dei' 
aufgeklärten  Kreise  ist  wohl  eine  nahezu  einmütige  geworden ;  sie  geht  dahin, 
daß  politischer  und  geistiger  Betätigung  möghchste  Freiheit  zu  sichern  sei, 
daß  sogar  aolchen  Geistesrichtungen,  die  dem  wirklichen  oder  vermeintlichen 
Staatsinteresse  zuwiderlaufen,  keine  äußeren  Schranken  auferlegt  werden 
dürfen,  weil  nur  der  unbeeinflußte  Kampf  ums  Dasein  der  geistigen  Mächte 
den  Sieg  des  wirklich  Daseinsfälligsten,  Zukunftsreichsten  gewährleiste, 
weil  jede  äußere  Bindung  dieses  Gegeneinanderprallens  geistiger  Strömungen 
eine  Fälschung  des  für  die  Aufwärtsentwicklung  der  Kultur  unentbehrlichen 
Gesetzes  vom  Sieg  dessen,  was  nottut,  bedeuten  würde. 

Vor  allem  ist  man  sich  heute  fast  einmütig  darüber  klar,  daß  es  nicht 
in  den  Aufgabenkreis  des  Staates  falle,  eine  Staatskirche  zu  beherrschen 
und  durch  seine  Organe,  seinen  Zwecken  entsprechend,  zu  verwalten.  Die 
Entstaathchung  der  Kirche  ist  in  Frankreich  durchgeführt,  in  England  auf 
dem  Wege  und  wird  in  Deutschland  mit  immer  größerer  Entschiedenheit 
gefordert. 

Geht  somit  der  Aufgabenkreis  des  Staates  nach  manchen  geistigen 
Beziehungen  zurück,  so  hat  man  andererseits  erfassen  gelernt,  daß  er  die 
Pflicht  habe,  in  den  Daseinskampf  auf  dem  Gebiete  der  materiellen  Interessen 
regelnd  einzugreifen ;  denn  während  der  Kampf  der  geistigen 
Strömungen  allein  die  Bürgschaft  der  menschhchen  Aufw^ärtsentwicklung 
hält,  führt  der  Daseinskampf  auf  materiellem  Gebiete  zur  Vernichtung 
oder  einer  solchen  Schwächung  der  Schwächeren,  daß  der  Volksorganismus 
an  sich  in  seinen  Gliedern  schwer  geschädigt  wird. 

Vor  allem  bedeutet  ein  regelloses  Sichausleben  der  wirtschaftlichen 
Kräfte  im  Rahmen  der  modernen  Großindustrie  eine  Verelendung  der  prole- 
tarisierten  Massen,  eine  Degeneration  der  Gattung  infolge  Frauen-  und 
Kinderarbeit,  infolge  schlechter  Wohnungsverhältnisse  in  Fabrikvierteln, 
infolge  des  Umsichgreifens  von  Alkoholismus  und  Verbrechen.  Selbst 
vom  Standpunkt  der  Herrschenden  aus,  vom  Standpunkt  der  Erhaltung 
der  Untertanen  und  ihrer  Wehrkraft,  mußte  staathches  Eingreifen  geboten 
erscheinen;  wiesehr  erst  vom  Standpunkt  der  modernen  Auffassung:  daß 
das  Wohl  und  die  Aufwärtsentwicklung  des  Volkes  Zweck  und  Inhalt  des 
Staates  bilde  —  welche  Auffassung  eben  durch  die  Demokratisierung  des 
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Staates  und  die  wachsende  Einflußnahme  der  Massen  naturgemäß  er- 
wachsen mußte. 

Diese  soziale  Tätigkeit  des  Staates  mußte  sich  zunächst  in  gewissen 
Vorbotsgesetzen  äußern,  in  Einschränkung  der  Frauen-  und  Kinderarbeit, 
in  Einschränkung  der  Arbeitsdauer  auch  der  Erwachsenen,  im  Verbot  un- 
hygienischer Betriebsstätten.  Nur  in  wenigen  Fällen  ist  diese  Verbots- 
gesetzgebung noch  weiter  gegangen,  hat  sie  —  im  Alkoholverbot,  in  der 
Unterdrückung  der  Prostitution  —  auch  schwerer  zu  fassende  Degenerations- 
faktoren  ausgeschaltet. 

Anknüpfend  an  diese  Abwehr  des  Staates  gegenüber  den  Kräften,  welche 
das  Volkswohl  bedrohen,  hat  sich  in  den  allerletzten  Jahren  eine  kon- 
struktive Sozial-  und  Kulturpolitik  entwickelt.  Am  ausgebildetsten 
unter  diesen  neuen  Maßnahmen  ist  wohl  der  Komplex  der  sozialen 
Versicherung,  der  staatliche  Zwang  auf  die  Arbeiterschichten,  einen 
gewissen  Bruchteil  ihres,  sei  es  auch  noch  so  geringen  Lohnes  abzugeben, 
damit  in  der  Ansammlung  von  Mitteln  aus  diesen  Beiträgen  sowie  Zwangs- 
beiträgen der  Unternehmer  und  einem  Zuschuß  des  Staates  die  Möglichkeit 
zu  Unterstützungsleistungen  in  Fällen  von  Krankheit,  Invalidität  und  eines 
arbeitsunfähigen  Alters  geboten  sei. 

Noch  schärfer  tritt  der  gleiche  Gedanke  in  der  Politik  Englands  und 
Australiens,  in  der  Verabfolgung  einer  staatlichen  Altersrente  ohne  Heran- 
ziehung von  Arbeiterbeiträgen  zutage. 

Noch  weiter  ging  die  positive  Einflußnahme  des  Staates  auf  das  soziale 
Leben  in  den  Maßnahmen  gegen  den  aufreibenden  Kampf  der  Interessen- 
gruppen durch  Einführung  von  gewerblichen  Schiedsgerichten 
zur  Beseitigung  von  Aussperrung  und  Streiks,  zur  Entscheidung  strittiger 
Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  nach  Gesichtspunkten  der  Billigkeit,  der 
sozialen  Hygiene  und  des  allgemeinen  Volkswohls.  In  gleicher  Richtung, 
jedoch  noch  einen  Schritt  nach  vorwärts,  liegt  die  staatliche  Lohn  - 
festsetzung, wie  sie  von  den  Lohnämtern  Austrahens  und  Englands 
geübt  wird. 

Fassen  wir  den  Komplex  dieser  Maßnahmen  zusammen,  so  müssen 
wir  sagen:  das  Wirtschaftsleben  rückt  in  seiner  Vervollkommnung  immer 
mehr  aus  dem  Bereich  anarchischen  Gegeneinanders  seelenloser  Kräfte  und 
unterwirft  sich  dem  planvollen  Willen  der  Gesamtheit.  Der  Staat,  der  bei 
primitiven  Völkern  allzuoft  als  notwendiger  Gegner  des  Individual- 
interesses erschien,  wird  zu  seinem  wertvollsten  Förderer;  hatte  er  früher 
den  Freiheitstrieb  auf  geistigem  Gebiete  verletzt,  so  konnte  er  jetzt  in  Ordnung 
des  Regellosen  im  ökonomischen  Leben  eine  heilsame,  niemand  verletzende 
Tätigkeit  entfalten. 

Der  letzte  Schritt  in  dieser  Reihe  endUch  liegt  in  der  direkten  Übernahme 
der  industriellen  Betriebe  durch  den  Staat;  er  ist  in  Europa  zunächst  bloß 
in  gewissen  Beziehungen  getan  worden;  so  hat  der  Staat  in  den  meisten 
Ländern  unseres  Erdteils  die  Bahnen,  nur  in  einer  kleinen  Minderzahl  die 
Bergwerke  übernommen;  Tabak-  und  Zündhölzermonopol,  Petroleum- 
monopol, Lebensversicherungsmonopol  sind  nur  da  und  dort  verwirklicht 
oder  der  Verwirklichung  nahe.  Weiter  ist,  wie  an  dieser  Stelle  schon  wieder- 
holt mitgeteilt,  Australien  gegangen;  eben  jetzt  verstaatUcht  es  den 
Schiffahrtsdienst,  die  Tabak-,  Zucker-  und  Eisenindustrie,  und  zum  ersten- 
male  in  der  Weltgeschichte  wird  es  damit  als  staatUche  Aufgabe  anerkannt, 
das  wirtschaftUche  Leben  nicht  bloß  zu  regeln,  sondern  direkt  zu  leiten. 
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W  ie  weit  diese  Entwicklung  gedeihen  möge,  darüber  sind  allerdings  die 
Meinungen  geteilter,  als  in  bezug  auf  irgendeine  andere  Frage  der  Zeit, 
weil  eben  einerseits  gewichtige  Klasseninteressen  an  die  Lösung  der  Frage 
in  diesem  oder  jenem  Sinne  geknüpft  sind  und  weil  andererseits  auch  starke 
ideologische  Mächte  auf  beiden  Seiten  kämpfen.  Vielleicht  aber  mag  es  zur 
Klärung  gerade  dieses  Gegensatzes  beitragen,  wenn  festgehalten  wird,  daß 
die  Ausdehnung  der  staatlichen  Einflußsphäre  auf  das  industrielle  Leben 
an  sich  noch  keine  Beeinträchtigung  direkter  Gegenwartsinteressen  der 
Besitzenden  bedeuten  muß.  Insoweit  die  Verstaatlichung,  wie  dies  ja  überall 
in  Europa  und  Australien  der  Fall  ist,  eine  Entschädigung  der  aus  dem  Eigen- 
betrieb ihrer  Industrie  verdrängten  Personenkreise  vorsieht,  liegt  wohl  eine 
Einflußminderung,  jedoch  keine  Vermögensbenachteiligung  vor;  nur  die 
Erzielung  künftiger  Gewinne  wird  allerdings  ausgeschaltet  resp.  der 
Volksgesamtheit  vorbehalten.  Für  die  Zukunft  wird  eine  andere  Vermögens- 
verteilung vorbereitet;  aber  diese  Veränderung  der  Zukunftschancen  ist  von 
keinem  so  unmittelbaren  Interesse,  als  daß  sie  einen  wahrhaft  unerbittlichen 
Widerstand  vom  Standpunkt  natürlichen  Selbsterhaltungstriebes  aus 
rechtfertigte. 

Was  endlich  die  ideologische  Seite  der  Frage  ,  den  unerbittlichen  Kampf 
gegen  die  Ausdehnung  der  Staatsgewalt,  der  im  Namen  der  individuellen 
Freiheit  gegen  kollektive  Einschränkung  geführt  wird,  anlangt,  so 
mögen  vielleicht  gerade  die  vorhergehenden  Ausführungen  ein  klareres  Ver- 
ständnis dieser  Widerstände  und  ebenso  ihre  gedankliche  Widerlegung  er- 
leichtern. Dieser  Freiheitsgesichtspunkt  im  Kampfe  mit  dem  Staate  ist  in 
jenen  Geschichtsperioden  groß  geworden,  da  der  Staat  die  geistige  Ent- 
wicklung und  politische  Betätigung  der  Massen  zu  unterbinden  suchte;  dieser 
Freiheitstrieb  hat  sich  nun  weiter  als  selbständige  ideologische  Macht  bewährt 
und  stellt  sich  auch  heute  der  Ausdehnung  des  staatlichen  Einflusses  entgegen. 
Das  ist  begreiflich,  wenn  wir  uns  vor  Augen  halten,  daß  eben  auch  ideo- 
logische Mächte  im  Laufe  der  Geschichtsentwicklung  eine  Eigenexistenz 
gewinnen  und  unter  veränderten  Milieu  Verhältnissen  festzuhalten  ver- 
mögen. .  .  .  Die  Verhältnisse  haben  sich  deshalb  nicht  weniger  geändert.  .  .  . 
Der  moderne  Kulturstaat  sucht  nicht  mehr  berechtigte  Geisterfreiheit  zu 
hemmen,  sondern  wirtschaftliche  Mißstände  zu  beseitigen;  und  je  mehr  diese 
verschiedene  Problemstellung  erfaßt  wird,  desto  mehr  muß  die  alte  ideo- 
logische Schule,  der  nur  mehr  die  Tradition  zur  Seite  steht,  die  aber  aus  dem 
modernen  Leben  keine  erneuernden,  verjüngenden  Einflüsse  mehr  empfängt, 
an  Überzeugungskraft  verlieren. 

\  ir  dürfen  also  wohl  hoften,  daß  bald  Einstimmigkeit  darüber  herrschen 
wird,  daß  der  Staat  sich  jedes  Einflusses  auf  den  Kampf  der  geistigen  Strö- 
mungen völlig  zu  begeben  habe,  daß  er  jedoch  eine  segensvolle,  stets  um- 
fassendere W  irksamkoit  in  der  Regelung  des  ökonomischen  und  sozialen 
Lebens  entfalten  solle. 


KORRESPO^4I«N20^ 

POUTISCHE  ^KmcmüNG 

PROF.  DR.  PONTUS  FAHLBECK,  LUND  (SCHWE- 
DEN): DIE  TRIPLEENTENTE  UND  DEUTSCH- 
LAND*). 

^1  IE  ein  drückender  Alp  lastet  auf  Europa  und  somit  auf  der  ganzen 
Welt  die  Allianz-  und  Ententepolitik,  die  heute  die  europäischen 
Großmächte  in  zwei  Lagern  einander  gegenüberstellt.  In  Frank- 
^..^.J  reich,  das  hierin  die  Erfüllung  seiner  innigsten  Wünsche  erbhckt, 
wird  dieser  Zustand  ein  glückliches  Gleichgewicht  und  eine  Bürgschaft  des 
Friedens  genannt.  Man  weiß  nicht  recht,  ob  man  dies  als  Heuchelei  oder  als 
Selbstbetrug  betrachten  soll.  Vielleicht  ist  es  beides.  Denn  ein  Zustand, 
der  uns  mit  jedem  Tag  dem  Kriege  näher  bringt,  kann  schwerlich  als  Bürg- 
schaft des  Friedens  gelten.  Und  so  müßte  ja  mit  psychologischer  Notwendig- 
keit, scheint  es,  diese  ständig  wachsende  Spannung  enden.  Der  vermehrte 
Druck  der  Rüstungen  und  die  beständige  Unruhe,  die  die  Situation  mit  sich 
führt,  bringt  die  Menschen  schließhch  zu  einer  Entscheidung,  wobei  sie  den 
Krieg  als  eine  Befreiung  von  dem  aufreibenden  Warten  hinnehmen. 

Wäre  dem  wirklich  so,  daß  der  Krieg  auf  einmal  alle  die  Gegensätze 
löste,  die  heute  die  Völker  gegeneinander  in  Harnisch  bringen,  so  möge  er 
kommen,  damit  Europa  nachher  Frieden  erhielte,  wirkHchen  Frieden  mit 
Einschränkung  der  Rüstungen  und  weniger  Brutalität  in  den  Beziehungen 
der  Völker  zueinander.  Ein  verheerendes  Unwetter,  das  schnell  die  Luft 
reinigt,  ist  besser  als  eine  ständige,  drückende  und  krankheitserzeugende 
Schwüle.  Aber  unglücklicherweise  ist  gegenwärtig  von  einem  Kampfe  zwischen 
den  beiden  Großmachtsgruppen,  die  einander  gegenüberstehen,  nichts  Der- 
artiges zu  erwarten.  Denn  wenn,  wie  mancher  glaubt,  die  TripleaUianz  zu 
Lande  und  die  Tripleentente  zur  See  siegt,  so  gewinnt  doch  keine  der  ge- 
nannten drei  Mächte  das,  warum  sie  kämpft.  Frankreich  kann  also  die  1871 
verlorenen  Provinzen  nicht  wieder  zurückerhalten,  Deutschland  sich  nicht 
in  den  Besitz  der  Kolonien  setzen,  welche  seine  Übermacht  zu  Lande  Frank- 
reich sonst  abzwingen  könnte.  Daß  jenes  wieder  Ersatz  hierfür  suchen  könnte 
in  neuem  Landerwerb  innerhalb  Europas,  das  dürfte  für  ausgeschlossen 
gelten  nach  den  Erfahrungen,  die  es  im  Norden,  Westen  und  Osten  immerfort 
machen  muß,  den  Erfahrungen  nämUch,  daß  es  in  der  Neuzeit  unmögUch 

*)  Wir  haben  den  bekannten  schwedischen  Politiker,  Herrn  Professor  Fahlbeck, 
am  Überlassung  dieses  vor  dem  Balkankrieg  geschriebenen  Aufsatzes  gebeten,  da 
wir  annahmen,  daß  die  Großzügigkeit  der  darin  zum  Ausdruck  kommenden  poli- 
tischen Betrachtung,  auch  jetzt  noch  von  besonderem  Interesse  sein  dürfte.  Prof. 
Fahlbeck  ist  der  Verfasser  einer  Schrift  über  schwedische  und  nordische  Politik,  die 
zusammen  mit  dem  „Warnungswort"  von  Sven  Hedin  von  größter  Bedeutung  für  die 
äußere  Politik  des  gesamten  skandinavischen  Nordens  war.  D.  Red. 
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ist,  ein  Kulturvolk  zu  entnationalisieren  und  eroberte  Bevölkerungen  zu 
assimilieren.  England  s'cnlipßlich,  obgleich  Herrscher  zur  See,  könnte  die 
Deutschen  nicht  vom  Weltmarkt  ausschließen,  wo  sie  fortan  wie  bisher  in 
friedlichem  VV^ttbe^cr^-  die  Briefen*;  schlagen  würden,  während  der  Traum 
von  der  WeKHerrscliaf  t  zur  See  bald  .verfliegen  würde,  da  Rußland  und  die 
Vereinigten  Staaten  jf^de^s  für  sich  den  Platz  Deutschlands  einnehmen  würden. 

Sollte  dagegen^  *  wa,s  *  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  am 
wahrscheinlichsten  ist,  der  Krieg  unentschieden  bleiben  und  mit  allgemeiner  Er- 
schöpfung enden,  so  würde  die  gegenseitige  Machtstellung  zwischen  diesen  drei 
Völkern  ungefähr  dieselbe  bleiben  wie  bisher.  Bloß  der  Haß  wäre  dabei  größer 
geworden  mit  der  Folge,  daß  die  Rüstungen,  wenn  auch  mit  geschwächter 
Kraft,  fortgesetzt,  und  der  Revanchegedanke,  die  Plage  Frankreichs,  all- 
gemein europäisch  würde.  Dadurch  wäre  die  internationale  Moral  um  ein 
oder  mehrere  Jahrhunderte  zurückgefallen,  und  die  westländische  Kultur 
hätte  ein  gut  Teil  von  ihrem  Vorsprung  vor  der  russischen  verloren.  Rußland 
dagegen,  infolge  seines  niedrigeren  Kulturstandes  weniger  berührt  von  der 
Kjiegsverwüstung  und  durch  den  wimmelnden  Bienenstock  seiner  Volks- 
stämme mit  einer  unerschöpflichen  Kraftquelle  ausgestattet,  würde  in  dem 
allgemeinen  Niedergang  allein  aufrecht  stehen  und  dadurch  für  lange  Zeiten 
in  Europa  dominieren  —  eine  Rolle,  mit  der  sozusagen  schon  die  gegen- 
wärtige Situation  dies  Land  beschenkt  hat. 

Denn  das  ist  augenblicklich  die  äußere  politische  Signatur  Europas. 
Beinahe  alle  Mächte  machen  Rußland  den  Hof.  Von  Frankreich  brauche 
ich  dabei  nicht  zu  sprechen.  Ihm  folgt  bedauerlicherweise  England  auf  den 
Fersen  aus  Unwillen  über  die  deutsche  Konkurrenz  und  aus  eingebildeter 
Furcht  vor  einem  Überfall  von  selten  Deutschlands.  Aber  auch  Deutschland 
tut  auf  seine  Weise  dasselbe,  um  die  französisch -russische  Allianz  zu  schwächen 
und,  den  Bismarckschen  Traditionen  folgend,  die  in  diesem  Punkt  sich  selbst 
überlebt  haben,  in  der  trügerischen  Hoffnung  auf  das  monarchische  Gemein- 
samkeitsgefühl rechnen  zu  können.  Die  übrigen  Mächte,  außer  Österreich- 
Ungarn  und  Rumänien,  folgen  auf  gut  Glück  dem  Beispiel  der  genannten 
Großmächte.  Rußland,  das  für  Angriffe  unverwundbar  ist  und  daher  eine 
unüberwindliche  Defensivstärke  besitzt,  hat  bei  weitem  nicht  eine  dem- 
entsprechende  Offensivkraft.  Die  politische  Stellung,  die  es  heute,  so  kurz 
nach  der  Niederlage  gegen  Japan,  einnimmt,  gründet  sich  daher  weit  weniger 
auf  eigene  Stärke  als  auf  das  Gegensatzverhältnis  zwischen  den  Westmächten 
und  dem  Deutschen  Reich  sowie  auf  das  Bemühen  dieser  drei  Mächte,  es 
für  sich  zu  gewinnen. 

Die  Folgen  dieser  verkehrten  Haltung  zeigen  sich  schon  heute  mit 
erschreckender  Deutlichkeit.  Die  Unterdrückung  von  Finnlands  Recht  und 
Kultur  könnte  sicher  niemals  so  rücksichtslos  vor  sich  gehen,  wie  es  heute 
geschieht,  ohne  diese  für  die  russische  Regierung  vorteilhafte  Situation. 
Auch  Persien  könnte  anderenfalls  nicht  so  mißhandelt  werden,  wie  es  heute 
der  Fall  ist.  In  Asien  hat  Rußland  zweifellos  eine  große  Mission  für  ganz 
Europa  zu  erfüllen,  indem  es  ein  festes  Bollwerk  gegen  die  gelbe  Rasse  bildet. 
Daher  muß  man  gegenüber  seiner  Politik  in  der  Mongolei  und  Mandschurei 
ein  Auge  zudrücken.  Aber  Persien,  dieses  alte  Reich  mit  stammverwandtem 
Volk,  dürfte  nicht  wie  ein  Kolonialland  behandelt  werden.  Und  hierbei 
fungiert  England  unter  einem  radikalen  Ministerium  als  „Seconder'"  und 
wahrscheinlich  sogar  als  „Partner''.  Wer  hätte  das  von  Disraelis,  um  nicht 
zu  sagen  Gladstones  und  Salisburys  Land  geglaubt  ?  Alles  dies  ist  die  Folge 
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des  politischen  Zweikampfs^  in  dem  die  eigentlichen  Kulturstaaten  sich 
befinden  und  den  L  e  T  e  m  p  s  mit  schlecht  verhehlter  Freude  das  glück- 
liche Gleichgewicht  und  die  Bürgschaft  des  Friedens  nennt.  Wenn  das  schon 
heute  geschehen  kann,  wo  bloß  die  Diplomaten  Krieg  führen  —  und  wii* 
wissen  ja  noch  gar  nicht,  was  alles  Sazonow  in  den  Konferenzen  mit  Poin- 
care  und  Sir  Edward  Grey  an  alten  Wünschen  und  neuen  Versprechungen 
zugunsten  Rußlands  eingeheimst  hat  — ,  wie  würde  Europa  nicht  erst 
unter  Rußlands  Übermacht  zu  leiden  haben,  wenn  ein  wirklicher  Krieg 
über  unseren  Erdteil  gegangen  wäre  und  alle  anderen  Mächte,  vom  Kampf 
erschöpft,  daniederlägen  ?  Es  graut  einem  bei  diesem  Gedanken,  besonders 
mit  Rücksicht  auf  alle  germanischen  Völker,  Rußlands  nächste  Nachbarn. 

Unwillkürlich  fragt  man  sich:  läßt  sich  denn  für  die  gegenwärtige  ge- 
spannte Situation  nicht  irgendeine  andere  Lösung  finden  als  der  Krieg, 
ein  Krieg,  der  nach  den  obigen  Ausführungen  eine  wirkliche  Lösung  nicht 
sein  kann,  sondern  im  Gegenteil  eine  fortgesetzte  und  noch  mehr  erbitterte 
"Spannung  mit  sich  bringen  müßte,  wenn  auch  auf  einem  tieferen  Niveau 
materieller  und  geistiger  Kultur.  Denn  auch  abgesehen  von  der  eben  ge- 
nannten Gefahr  einer  Europa  bedrohender  Slawenherrschaft  ist  ein  Krieg 
ohne  abschließendes  Resultat  nicht  bloß  sinnlos,  sondern  auch  für  die  Kultur- 
völker gefährlich.  Die  moralische  Stählung,  die  ein  glücklicher  Krieg  dem 
Sieger  bringt,  der  aber  ein  entsprechender  Verlust  auf  Seiten  des  Besiegten 
gegenübersteht,  würde  hier  zweifellos  auf  keiner  Seite  erreicht  werden.  Denn 
keiner  würde  als  unbestrittener  Sieger  dastehen.  Auch  aus  diesem  Grunde, 
dessen  Gültigkeit  selbst  die  anerkennen  müßten,  die  mit  General  Bernhardi 
für  den  Krieg  schwärmen,  sollte  man  daher  den  gegenwärtig  drohenden 
Weltkrieg  abwehren.  Und  das  ist  möglich.  Die  Macht,  darüber  zu  entscheiden, 
liegt  in  Deutschlands  Hand.   Möge  es  nur  von  ihr  Gebrauch  machen. 

Daß  die  Lösung  der  gegenwärtigen  Spannung  in  Deutschlands  Hand 
liegt,  beruht  freilich  nicht  darauf,  daß  Deutschland  der  Friedenstörer  ist, 
wie  von  französischer  Seite  aus  oft  behauptet  wird,  indem  es  über  einem 
Angriff  auf  seine  Nachbarn  und  besonders  auf  Frankreich  brütet.  Man  tut, 
soweit  ein  außerhalb  stehender  Unparteiischer  darüber  urteilen  kann,  Deutsch- 
land unrecht,  wenn  man  das  behauptet.  Was  die  Alldeutschen  und  einige 
Chauvinisten  denken,  kann  man  nicht  als  Ausdruck  dessen  nehmen,  was  die 
verantwortliche  Leitung  oder  das  deutsche  Volk  in  dieser  Sache  meint. 
Deutschland  verlangt  nach  neuen  Kolonien,  ebenso  wie  Österreich -Ungarn 
sich  den  Einfluß  auf  die  Balkanhalbinsel  zu  sichern  wünscht,  aber  von  hier 
bis  zu  einer  Angriffspolitik,  die  zu  einem  Weltbrand  führen  kann,  ist  ein 
weiter  Weg.  Die  Tripleallianz  ist  wie  ein  Friedenswächter  gekommen,  und 
ein  Friedenswächter  ist  sie  zweifellos  noch  immer.  Ohne  Schuld  an  der  be- 
drohlichen Lage  ist  Deutschland  jedoch  keineswegs.  Die  Schuld  liegt  in  den 
beständig  vermehrten  Rüstungen,  die  von  den  Nachbarn  als  eine  Kriegs- 
drohung aufgefaßt  werden  und  daher  wirken  wie  Stoß  und  Gegenstoß.  Hier 
hat  also  Deutschland  ein  Mittel  in  seiner  Hand,  das  je  nach  seiner  Anwendung 
den  Sturm  erregen  oder  auch  besänftigen  kann. 

Aber  davon  abgesehen,  ist  es  selbstverständUch  Deutschlands  Sache, 
auf  geschickte  Art  die  vorbereitende  diplomatische  Kampagne  niederzu- 
schlagen, die  so  energisch  von  Petersburg  ebensogut  wie  von  London  und  Paris 
aus  geführt  wird,  und  deren  Absicht  es  ist,  Deutschland  zu  isolieren  und 
einzukreisen.  Denn  das  ist,  wie  erwähnt,  das  nächste  Ziel  für  alle  diese  in 
den  letzten  Monaten  arrangierten  Begegnungen,  Übereinkommen  und  Flotten- 


10* 


136 


DOKUMENTE  DES  FORTSCHRITTS 


FEB.  1915 


9 


bewegungen,  darunter  auch  die  Zusammenkunft  zwischen  König  Gustav  von 
Schweden  und  dem  Zaren  mit  dem  dabei  von  den  russischen  Diplomaten  ver- 
faßten Communiqu6,  ebenso  wie  den  letzten  englischen  Flottenbesuch  in  der 
Ostsee.  Wenn  man  alle  diese  diplomatischen  Manöver  sieht,  kommt  einem 
unwillkürlich  das  Verfahren  der  Chirurgen  in  dem  Sinn,  vor  dem  entscheiden- 
den Schnitt  alle  umliegenden  Parteien  abzuscheren,  um  dadurch  die  Operation 
zu  erleichtern.  Deutschland  ist  gegenwärtig  das  Objekt  einer  derartigen 
vorbereitenden  Behandlung  von  seiten  der  Tripelententemächte.  Es  bleibt 
also  seine  Sache,  die  Hände  zu  steuern,  die  heute  mit  ebenso  großem  Geschick 
wie  Eifer  das  Messer  führen,  und  dadurch  die  ganze  Operation  zu  verhindern. 
Das  vom  Kriege  erlösende  Wort  muß  von  Deutschland  kommen.  Von  seinen 
Gegnern  ist  es  nicht  zu  erwarten. 

Wenn  ich  nicht  fehlgehe,  herrscht  auch,  abgesehen  von  den  gewohnheits- 
mäßigen Kriegsschwärmern,  überall  in  Deutschland  der  Wunsch,  den  drohen- 
den Weltkrieg  zu  beschwören.  Aber  man  vergreift  sich  hierbei  in  den  Mitteln 
und  Wegen.  So  scheint  es  eine  allgemein  verbreitete  Vorstellung  zu  sein: 
wenn  nur  England  sich  nicht  ins  Spiel  gemischt  hätte,  dann  hätten  Deutsch- 
land und  Frankreich  sich  ganz  gut  verständigen  können  und  dann  wäre  die 
gegenwärtige  gespannte  Situation  leicht  zu  lösen.  Sie  wurde  unter  dem  ganzen 
Marokkohandel  oft  ausgesprochen  und  kam  auch  zum  Vorschein  in  den 
Äußerungen,  die  der  Figaro  kürzlich  von  hervorragenden  deutschen  Männern 
einholte.  Ich  habe  nicht  alle  diese  Äußerungen  gelesen.  Aber  diejenigen, 
die  von  Gustav  Schmoller  und  Adolf  Wagner  herrühren, 
erscheinen  als  typisch  sowohl  wegen  der  Männer,  die  sie  getan  haben,  als 
wegen  ihres  Inhalts.  Empfohlen  wird  Versöhnung  mit  Frankreich.  England 
ist  der  Feind,  der  eine  solche  Versöhnung  hindert.  Dies  ist  das  Thema,  das 
auf  verschiedene  Art  variiert  wird.  Was  so  in  den  höchsten  Kreisen  der 
deutschen  Intelligenz  gesprochen  wird,  gibt  ganz  gewiß  eine  in  diesem 
Lande  sehr  verbreitete  Ansicht  wieder. 

Aber  diese  Ansicht  ist  ein  Irrtum.  England  ist  nicht  „der  wahre  Feind**, 
und  Frankreich  kann  nicht  versöhnt  werden.  Der  Irrtum  in  betreff  Englands 
erklärt  sich  durch  die  kühne  und  ränkevolle  Politik,  die  dieses  Land  in  letzter 
Zeit  führt  und  die  Deutschlands  Wege  auf  allen  Punkten  kreuzte.  Diese 
Politik  ist  jedoch  mehr  ein  Ausfluß  von  Sir  Edward  Greys  persönlichen 
Neigungen  als  dem  Willen  des  englischen  Volkes.  Aber  ein  noch  größerer 
Irrtum  ist  es,  zu  glauben,  daß  Frankreich  versöhnt  werden  kann.  Frankreichs 
Revanchedurst  ist  die  treibende  Kraft,  die  heute  die  Großmächte  in  zwei 
Lager  teilt,  wenn  auch  für  den  Augenblick  nicht  Frankreich,  sondern  England 
den  diplomatischen  Feldzug  zu  leiten  scheint.  Denn  Frankreich  trägt  seit 
1871  eine  blutende  Wunde,  die  nicht  heilt  und  nicht  geheilt  werden  will. 

Als  das  siegreiche  Deutschland  nicht  bloß  das  alte  deutsche  Land  Elsaß, 
sondern  auch  einen  Teil  von  dem  rein  französischen  Lothringen  nahm,  da 
verletzte  es  das  Nationalitätsprinzip,  das  Prinzip,  das  seit  hundert  Jahren 
das  hohe  Pathos  der  Völker  bedeutet.  Das  vergißt  Frankreich  niemals.  Man 
muß  das  bedauern,  aber  auch  zugeben,  daß  nichts  anderes  zu  erwarten  ist, 
denn  das  wäre  gegen  die  Natur.  Möge  man  in  Deutschland  dieses  Faktum 
nie  außer  Acht  lassen  und  damit  die  Illusion  aufgeben,  Frankreich  werde  ver- 
gessen.  Das  geschieht  nicht  in  Generationen,  wenn  es  überhaupt  geschieht. 

Um  eine  Lösung  für  das  größte  politische  Problem  der  Zeit  zu  finden, 
müssen  andere  Wege  aufgesucht  werden,  und  einer  von  ihnen  ist  der,  von 
dem  man  ebenfalls  oft  hört  und  den  die  verantwortliche  Leitung  der  aus- 
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wärtigen  Politik  Deutschlands  nunmehr  — ■  früher  dürfte  sie  es  mit  demselben 
Wege  versucht  haben  wie  die  oben  genannte  Meinung  —  zu  betreten  scheint. 
Diese  Ansicht,  die  kurz  so  ausgedrückt  werden  kann:  man  soll  das  Pulver 
trocken  halten  und  im  übrigen  seinen  Geschäften  ruhig  nachgehen,  kehrt 
auch  in  dem  Aufsatz  „Hindernisse  auf  dem  Wege  deutscher  auswärtiger 
Politik'*  im  Septemberheft  der  Deutschen  Revue  wieder. 

In  diesem  Aufsatz  wird  zuvörderst  den  „Alldeutschen" ,  und  anderen 
Heißspornen,  die  von  Deutschlands  Vergrößerung  sprechen  und  fortwährend 
mit  dem  Säbel  rasseln,  eine  Mahnung  zur  Ruhe  erteilt.  Diese  Mahnung  ist 
sehr  am  Platz,  denn  wenn  etwas  bei  den  Nachbarn  Mißtrauen  erwecken  und 
dazu  dienen  kann,  Deutschland  zu  isoUeren,  so  ist  es  die  Anspielung  auf 
derartige  Sachen.  Ein  uns  Schweden  betreffendes  Beispiel  hiervon,  das 
geradezu  zum  Lachen  herausforderte,  war  es,  wenn  die  Magdeburgischc 
Zeitung  im  Sommer  bei  Besprechung  eines  eventuellen  Anschlusses  an 
die  Tripleallianz  die  Frage  diskutierte,  ob  Schweden  Deutschland  als  Kolonie 
dienen  könnte.  Äußerungen  dieser  und  ähnlicher  Art  erregen  die  öffentliche 
Meinung  in  Europa  gegen  Deutschland.  Man  fürchtet,  daß  dieses  Expansions- 
begierden  auf  Kosten  der  Nachbarn  hegt.  Daher  ist  ein  Dämpfer  auf  diese 
Großsprecherei  eine  Wohltat  sowohl  für  Deutschland  selbst  wie  für  andere. 

Die  Grundanschauung  aber,  die  hinter  dieser  Mahnung  steckt,  ruht  auf 
dem  eben  angeführten  Wort.  Alles  sich  entwickeln  zu  lassen,  wie  es  will, 
und  bloß  seine  Streitkräfte  zu  erhöhen  — •  das  ist,  wie  es  scheint,  das  offizielle 
Programm.  Dieses  Programm,  das  auch,  wie  gesagt,  Resonanz  in  weiten 
Kreisen  besitzt,  zeugt  von  friedlichen  Tendenzen  und  ist  daher  aller  An- 
erkennung wert.  Aber  unglücklicherweise  befestigt  es  nicht  den  Frieden, 
wie  das  doch  zweifellos  die  Absicht  ist,  sondern  führt  mit  innerer  Notwendig- 
keit, wie  ich  sagen  möchte,  zum  geraden  Gegenteil. 

Wohl  gilt  im  Allgemeinen  der  Satz:  si  vis  pacem,  para  bellum, 
aber  er  darf  ebensowenig  wie  andere  W^ahrheiten  ins  Extrem  getrieben  oder 
ohne  Rücksicht  auf  den  besonderen  Fall  angewendet  werden.  Ein  solcher 
liegt  nun  hinsichtUch  der  Flottenrüstung  vor,  denn  in  ihr  vor  allem  besteht 
die  Kriegsgefahr.  England  glaubt  aus  bekannten  Gründen  und  nicht  ohne 
Recht  seine  Flotte  auf  einem  Two  power  Standard  halten  zu  müssen, 
wie  es  früher  hieß,  und  auf  mindestens  um  die  Hälfte  stärkerem  Stand  als 
Deutschland,  wie  das  Programm  heute  lautet.  Aber  das  legt  dem  englischen 
Volke  Opfer  an  Mannschaften  und  Geld  auf,  die  schließUch  zu  einem  Punkt 
führt,  wo  die  Geduld  ein  Ende  hat,  zumal  da  hierbei  das  quälende  Gefühl, 
daß  das  Landheer  in  seinem  jetzigen  Zustand  nicht  ausreicht,  sowie  die  Ab- 
neigung gegen  die  allgemeine  Wehrpflicht  hinzukommt.  Das  englische  Volk 
ist  nicht  kriegslustig,  zum  wenigsten  in  diesem  Fall.  Aber  alles  hat  seine 
Grenzen,  und  werden  die  deutschen  Flottenrüstungen  in  demselben  Maßstab 
wie  bisher  fortgesetzt,  so  kommt  der  Krieg  von  selbst,  ganz  automatisch 
und  wie  eine  psychologische  Notwendigkeit.  Man  greift  in  heller  Verzweiflung 
lieber  zu  einer  raschen  Tat,  als  daß  man  in  ständiger  Unruhe  unter  drückenden 
Lasten  lebt. 

Diese  passive  Politik  auf  deutscher  Seite,  alles  seinen  Gang  gehen  zu 
lassen  und  sich  bloß  für  alle  Fälle  bereit  zu  halten,  trägt  in  Wirkhchkeit 
den  Krieg  ebenso  unfehlbar  im  Busen  wie  eine  rein  aggi'essive  Politik.  Sie 
schiebt  nur  die  direkte  Verantwortung  für  den  Krieg  von  sich,  ohne  doch 
von  ihr  loszukommen.  Der  Ausweg,  die  gegenwärtige  Krise  zu  lösen,  der 
in  diesem  Programm  liegt,  ist  somit,  wenn  auch  in  anderer  Weise,  ebenso 
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trügerisch  wie  die  Illusion  einer  Aussöhnung  mit  Frankreich.  Es  ist  auch; 
so  scheint  es  mir,  kaum  würdig  eines  Landes,  das  vor  nicht  langer  Zeit 
gerade  durch  eine  aktive  Politik  in  das  Schicksal  unseres  Erdteils  mächtig 
eingriff. 

Man  muß  andere  Auswege  suchen,  wenn  solche  zu  finden  sind.  Und  es 
gibt  einen  solchen  Ausweg,  wenn  er  auch  für  den  Augenblick  nicht  populür 
ist,  und  der  heißt:  —  Verständigung  mit  England. 

Verständigung  mit  England,  was  dasselbe  bedeutet  wie  Einschränkung 
der  Flottenrüstungen,  ist  wohl  die  einzig  mögliche  Lösung  der  Krise.  Damit 
bricht  der  Ring,  den  die  Diplomaten  rings  um  Deutschland  zusammen- 
geschmiedet haben,  in  Stücke.  Die  Tripleentente,  diese,  was  England-Rußland 
betrifft,  ganz  unnatürliche  Verbindung,  löst  sich  dann  von  selbst  auf.  Wahr- 
scheinlich wäre  das  nicht  nach  Sir  Edward  Greys  Geschmack,  aber  die  öffent- 
liche Meinung  in  England  sollte  dessen  auswärtige  Politik  dazu  zwingen. 
Sicherlich  ist  der  Unwille  über  die  deutsche  Konkurrenz  in  großen  Kreisen 
stark,  aber  verschwindet  die  Furcht  vor  der  deutschen  Flotte  und  vor  einer 
Blockade  der  Lebensmittelzufuhr,  so  nehmen  die  friedlichen  Interessen  so 
überhand,  daß  alle  Lockungen  Frankreichs  und  alles  Wohlwollen  Rußlands 
nichts  dagegen  vermögen.  Der  Weltkrieg  ist  dann  abgeblasen  und  der  euro- 
päische Friede  auf  unbegrenzte  Zeit  gesichert. 

Aber,  so  ruft  sicher  der  deutsche  Leser  aus,  wie  kann  auf  diese  Art 
Deutschlands  Bedarf  an  vermehrten  Kolonien  gedeckt  werden  ?  Wir  ant- 
worten, besser  als  auf  irgendeine  andere  Art.  Sicher  kommt  eine  Gelegenheit, 
wie  sie  Professor  Delbrück  darstellte  (Preußische  Jahrbücher,  August- 
heft), wo  dieses  Bedürfnis,  dessen  Berechtigung  ich  nicht  bestreiten  will, 
befriedigt  werden  kann,  ohne  zu  einem  Weltkrieg  zu  führen.  Schon  eine 
Verständigung  über  die  Einschränkung  der  Rüstungen  zur  See  konnte, 
nach  dem  Satze  d  o  u  t  des,  Deutschlands  kolonialen  Hoffnungen  ein 
gewünschtes  Feld  eröffnen.  Gewiß  ist  es  leichter  —  ein  Punkt,  den  ja  auch 
Bismarck  öfter  betonte  — ,  im  Einverständnis  mit  England  Kolonien  zu 
erwerben  als  in  Feindschaft  mit  diesem  oder  durch  einen  allgemeinen  Krieg. 
Denn  so  ein  Krieg  wird,  wie  oben  dargetan,  aller  Wahrscheinlichkeit  nach 
ohne  endgültiges  Resultat  für  irgendeine  andere  Macht  enden  als  Rußland. 
Rußland  wird  bei  der  allgemeinen  Erschöpfung  faktisch  Europas  Beherrscher. 
Das  ist  das  Ende  des  Weges,  den  die  europäische  Diplomatie  heute  geht.  Un- 
möglich kann  es  für  England  angenehm  sein,  aber  noch  weniger  für  Deutsch- 
land, die  Vormacht  der  Germanen.  Möge  man  daher,  solange  es  noch  Zeit 
ist  und  ehe  noch  aus  der  Entente  eine  unwiderrufliche  Allianz  wird,  die  passive 
Politik  des  Abwartens  aufgeben  und  in  der  angedeuteten  Weise  den  Ring 
sprengen  und  den  Frieden  sichern. 
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ENGELBERT  PERNERSTORFER,  VIZEPRÄSIDENT 
DES  ÖSTERREICHISCHEN  ABGEORDNETEN- 
HAUSES, WIEN:  ÖSTERREICH  NACH  DEM  BAL- 
KANKRIEGE. 

AS  Wort  „Österreich  müßte  erfunden  werden,  wenn  es  nicht  be- 
stünde*' ist  zu  einer  Art  Dogma  geworden.  Und  in  der  Tat:  die 
geo-  und  ethnographische  Gestaltung  des  Ländergebietes,  das  heute 
Österreich  bildet,  ist  so  wenig  einheitlich,  so  einzigartig  infolge 
der  Lagerung  der  Nationen  über-,  neben-  und  durcheinander,  daß  selbst 
ein  Zerfall  der  heutigen  Monarchie  irgendeine  Neuformung  zur  Folge  haben 
müßte.  Die  Völker  und  Volkssplitter  müßten  sich  irgendwie  wieder  zusammen- 
fassen und  eine  wenn  auch  noch  so  lose  Einheit  herstellen.  Weder  könnte 
das  Deutsche  Reich  einfach  den  Westen,  noch  Rußland  den  ganzen  Osten 
sich  einverleiben.  So  erscheint  die  Monarchie  als  eine  Notwendigkeit  und 
ihr  Bestand  gesichert. 

Es  ist  auch  leicht  einzusehen,  daß  dieser  Staat  wenigstens  in  der  Phase 
der  büi'gerlichen  Gesellschaft  wichtige  Aufgaben  zu  erfüllen  hätte.  Er  ist 
der  Stoßballen  zwischen  der  deutschen  und  slawischen  Welt,  enthält  Volks - 
demente  dieser  beiden  Welten  in  sich  und  außerdem  noch  italienische  und 
rumänische  Volksteile  und  beherbergt  überdies  noch  das  ganze  madjarische 
Volk.  So  kann  dieser  Staat  kein  Nationalstaat  sein.  Um  zu  seiner  äußeren 
Existenzberechtigung  auch  die  innere  zu  gewinnen,  müßte  er  also  eine  orga- 
nische Verbindung  seiner  Nationen  herbeiführen.  Denn  die  Anschauung, 
daß  der  ganze  Staat  nur  für  die  habsburgische  Dynastie  da  sei,  dürfte  doch 
allgemein  als  veraltet  gelten. 

In  welcher  Weise  nun  hat  die  österreichische  Monarchie  diese  ihre  Auf- 
gabe, das  Reich  zu  einer  Einheit  zu  gestalten,  erfüllt  ?  In  der  Zeit  des  Ab- 
solutismus ist  außer  bei  Kaiser  Josef  II.  von  einer  solchen  Richtung  der 
inneren  Politik  nichts  zu  spüren.  Kaiser  Josef  wollte  eine  Einheit  herstellen, 
aber  auf  dem  rein  mechanischen  Wege  der  Verwaltung,  wobei  der  deutschen 
Sprache  eine  überragende  Geltung  zugeschrieben  wurde.  Man  irrt  sehr, 
wenn  man  Kaiser  Josefs  germanisatorische  Bestrebungen  auf  nationale 
Beweggründe  zurückführt.  Das  lag  nicht  im  Geiste  der  Zeit.  Zweckmäßigkeits- 
gründe  leiteten  ihn.  Was  daran  richtig  war,  das  war  der  Zentralisations- 
gedanke.  Aber  das  Mittel  der  wenigstens  in  der  Verwaltung  durchzuführenden 
Einheitssprache  war  falsch.  So  wenig  stark  zu  jener  Zeit  das  Nationalitäts- 
bewußtsein  war,  so  mächtig  war  doch  die  Nationalitätstatsache.  Zu  der 
Tatsache  der  Nationalitäten  kamen  die  Besonderheiten  der  Länder.  Sie 
waren  ja  nach  und  nach  und  durch  Verträge  an  das  Haus  Habsburg  gekommen. 
Sie  hatten  ständische  Verfassungen.  Sie  fühlten  sich  gegenüber  dem  Reiche 
als  Individualitäten.  Völker  und  Länder  hatten  in  der  Tat  ihre  Einheit  nur 
in  der  Dynastie.  Aber  sie  widerstrebten  ihr,  wenn  sie  versuchte,  ihre  Sonder- 
existenzen anzutasten.  So  scheiterte  Josef  mit  allen  seinen  Absichten  und 
Plänen. 

Auch  seine  Nachfolger  kamen  in  der  Vereinheitlichung  des  Reiches 
nicht  weiter.  So  blieb  das  Kaiserreich  ein  Konglomerat  und  wurde  kein 
Organismus.  Aber  vom  Anfange  des  vorigen  Jahrhunderts  an  entwickelte 
sich  die  Tatsache  der  Nationalitäten  zu  einem  Bewußtsein  der  Nationalitäten. 
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Was  hatte  es  genutzt,  daß  man  in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  die  oberen 
Schichten  des  tschechischen  Volkes  germanisiert  hatte.  Die  Bauernschaft 
war  tschechisch  gebheben,  und  aus  ihr  heraus  entstand  wieder  eine  tschechische 
Nation.  Die  Revolution  des  Jahres  1848  traf  sie  schon  als  eine  entwickelte 
Nationalität  an.  Die  Revolution  hatte  ihre  Träger,  insbesondere  nach  der 
Bauernbefreiung,  nur  in  den  Intelligenzschichten.  Immerhin  ist  es  kein 
geringer  Ruhm  für  diese,  daß  sie  ein  erhebUches  Verständnis  für  die  kon- 
stitutiven Notwendigkeiten,  einer  festen  Neugestaltung  des  Reiches  zeigten. 
Palacky  war  der  erste,  der  darauf  hinwies,  daß  Österreich  nur  bestehen  könne 
als  ein  Bund  der  Nationalitäten  und  er  war  kühn  genug,  den  direkten  Vor- 
schlag einer  Neueinteilung  des  Reiches  zu  machen,  wobei  er  nicht  vor  dem 
Gedanken  einer  Zerschlagung  der  Länder  zurückschreckte.  Sein  Plan  war 
kühn,  aber  wie  staatsmännisch  er  war,  sehen  erst  wir  vollständig  ein.  Aber 
wenn  auch  nur  die  sogenannte  Kremsierer  Verfassung  in  Rechtskraft  getreten 
wäre,  wie  geradlinig  hätte  sich  Österreich  weiter  entwickeln  können. 
Sie  war  im  ganzen  von  demokratischem  Geiste  erfüllt.  In  den  seither  ver- 
flossenen 60  Jahren  hätte  die  Demokratie  sich  entwickeln  können.  Statt 
dessen  hat  der  demokratische  Gedanke  in  Österreich  bis  heute  nur  wenige 
Fortschritte  gemacht  und  eigentUch  nur  einmal  gesiegt  im  Zeichen  des  all- 
gemeinen, gleichen  und  direkten  Wahlrechtes  für  das  Reichsparlament. 
So  steht  das  Parlament  dieses  Wahlrechtes  als  einzige  demokratische  In- 
stitution in  Österreich  einsam  und  verlassen  da  und  kann  sich  nicht  sinn- 
gemäß ausleben. 

Das  19.  Jahrhundert  kannte  den  modernen  Imperialismus  noch  nicht. 
Aber  es  hatte  schon  den  Länderhunger  der  Dynastien.  Der  Absolutismus 
nach  1848,  reaktionär  bis  in  die  Knochen,  war  seinen  inneren  Aufgaben 
gegenüber  ohnmächtig,  aber  er  hätte  gerne  neue  Länder  erworben.  Vom 
Standpunkte  der  österreichische  Krone  aus  wäre  nichts  natürUcher  gewesen, 
als  den  Bhck  nach  Südosten  zu  richten.  Aber  auch  da  verpaßte  man  alle 
Gelegenheiten.  Nach  dem  Krimkriege  wäre  es  vielleicht  ohne  Schwertstreich 
gelungen,  Rumänien  zu  erwerben.  Es  wurde  versäumt.  Man  hätte  den  Balkan 
im  Auge  behalten  müssen,  denn  daß  die  Türkei  irgend  einmal  zerfallen  müsse, 
war  auch  schon  damals  klar.  Dazu  hätte  eine  weitausschauende  äußere 
Politik  gehört.  Aber  um  eine  solche  äußere  Politik  zu  machen,  hätte  man 
auch  an  innere  Reformen  solcher  Art  gehen  müssen,  die  eine  Perspektive 
der  Entwicklung  geboten  hätten.  Als  innere  Reformen  nicht  mehr  zu  ver- 
meiden waren,  nach  1866,  gab  man  ihnen  durchaus  halbschlächtigen  Charakter. 
Man  trennte  Österreich  in  zwei  selbständige  Staaten,  schuf  den  Dualismus 
und  glaubte  dadurch  im  Westen  die  Herrschaft  der  Deutschen,  im  Osten 
die  Herrschaft  der  Madjaren  aufzurichten.  Das  ging  im  Westen  gleich  vom 
Anfang  an  nicht,  denn  hier  standen  neben  den  Deutschen  andere  Kultur- 
nationen, die  sich  mit  Macht  durchzusetzen  suchten.  Das  ging  in  Ungarn 
bisher  zur  Not,  aber  es  geht  auch  dort  auf  die  Dauer  nicht,  denn  die  nicht - 
madjarischen  Nationen  erwachen,  je  länger  je  mehr.  So  sind  die  unbefriedigten 
Nationen  hüben  und  drüben  Sprengmittel  des  Gesamtreiches.  Von  Demo- 
kratie war  nirgends  die  Rede,  die  Macht  des  römischen  Klerikalismus  blieb 
bestehen  trotz  allem  liberalen  Klimbim.  Es  kam  wie  es  kommen  mußte. 
Keine  ruhige  organische  Entwicklung.  Überall  innere  Widerstände,  ein  wildei' 
innerer  Streit,  der  in  Westösterreich  zur  wütenden  Obstruktion  auswuchs 
und  der  auch  Ungarn  verheert. 

Das  Experiment,  den  Staat  auf  diese  neue  Grundlage  zu  stellen,  mit 
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unzulänglichen  Mitteln  und  in  unzulänglicher  Wiese  durchzuführen,  ist  schon 
heute  als  gescheitert  zu  betrachten. 

Der  kurzsichtigen  inneren  Politik  entsprach  die  Gedankenlosigkeit 
der  äußeren  Politik.  Den  Balkan  behielt  man  im  Auge.  Und  im  Jahre  1878 
ließ  sich  Österreich  im  BerHner  Vertrag  Bosnien  und  die  Herzegowina  zur 
Verwaltung  übergeben.  Aber  wenn  man  auch  wußte^  man  werde  diese  Länder 
nie  wieder  herausgeben,  tat  man  doch  nichts,  um  ihre  politische  und  wirt- 
schaftliche Entwicklung  zu  fördern.  Als  Österreich  1908  die  beiden  Länder 
förmlich  der  österreichischen  Krone  einverleibte,  war  die  Bauernbefreiung 
kaum  begonnen,  geschweige  denn  durchgeführt,  die  Masse  der  Bevölkerung 
in  30  Jahren  nicht  einmal  moralisch  erobert  und  kein  Schritt  getan,  um  der 
Lösung  der  Balkanfrage  im  österreichischen  Sinne  näherzutreten.  Ja  mehr 
als  das.  Man  hatte  die  Kroaten  und  Serben  an  die  Madjaren  völlig  ausgeliefert 
und  in  Kroatien  ein  Regiment  walten  lassen,  das  an  Willkür,  Gesetzesver- 
letzung und  politischer  Unterdrückung  kaum  zu  übertreffen  war.  Die  Sym- 
"pathien  der  schon  selbständigen  Balkanstaaten  Rumänien,  Bulgarien  und 
Serbien  hat  man  sich  in  diesen  Jahren  so  vollständig  verscherzt,  daß  es  größter 
Anstrengungen  bedürfen  wird,  um  sie  zurückzugewinnen.  Statt  gesunder 
Handelsverträge,  die  uns  und  den  Balkanstaaten  zum  Vorteil  hätten  ge- 
reichen können,  hat  Österreich  durch  eine  extreme  agrarische  Protektions- 
politik der  österreichischen  Industrie  ebenso  geschadet  wie  der  Wirtschaft 
der  Balkanstaaten.  Man  ist  ganz  blind  gegenüber  der  Tatsache,  daß  die 
Bulgaren  und  Serben  kultur freudige  und  demokratische  Staaten  sind.  Man 
belügt  die  österreichische  Bevölkerung,  indem  man  ihr  vorredet,  daß  die 
Bulgaren  und  Serben  noch  so  eine  Art  von  Indianern  seien,  denen  wir  erst 
Kultur  bringen  müssen.  Prof.  Broda  hat  in  einem  am  3.  Januar  in  Wien 
gehaltenen  Vortrage  in  dankenswerter  Weise  nachdrücklichst  darauf  hin- 
gewiesen, daß  dies  ein  verhängnisvoller  Irrtum  sei.  Das  in  Österreich  immer 
wieder  zu  sagen,  ist  sehr  notwendig.  Die  Bulgaren  und  die  Serben  sind  auf- 
strebende Völker,  vorerst  nur  Bauernvölker.  AJber  sie  bringen  schon  viele 
Intelligenzen  hervor,  die  ihre  Bildung  in  Wien  oder  Paris  empfangen,  die 
Bevölkerung  ist  fleißig,  ein  Adel  existiert  nicht,  die  Demokratie,  die  erste 
und  notwendigste  Grundlage  aller  Völker-  und  Staatenentwicklung,  herrscht 
bei  ihnen  im  vollsten  Maße. 

Es  braucht  keines  Beweises,  daß  bei  der  heutigen  Gestaltung  der  Dinge 
die  Balkanstaaten  eine  immer  wachsende  Anziehungskraft  für  alle  Süd- 
slawen in  Österreich  bekommen  wird^  was  bei  der  Zahl  der  Südslawen  in 
Österreich  etwas  besagen  will.  Denn  Österreich  herrscht  über  Südslawen  in 
Untersteiermark,  einem  Teil  Kärnten,  in  Krain,  im  Küstenland,  in  I Strien, 
in  Dalmatien,  in  Kroatien,  in  Südungarn,  schließlich  in  Bosnien  und  in  der 
Herzegowina.  Schon  reden  alle  diese  von  Trialismus,  d.  h.  von  einer  solchen 
Neugestaltung  Österreichs,  daß  aus  Teilen  des  heutigen  Westösterreichs  und 
Ungarns  in  Verbindung  mit  Bosnien  und  der  Herzegowina  ein  neuer  selb- 
ständiger Staat  gebildet  werden  soll.  Aus  Furcht  vor  diesem  Trialismus 
haben  deutschbürgerhche  Abgeordnete  in  Österreich  Versuche  gemacht, 
sich  mit  den  herrschenden  Madjaren  zu  verständigen.  Dabei  verraten  sie  in 
gleicher  Weise  die  Sache  der  Demokratie,  wie  ihre  zwei  Millionen  deutscher 
Stammesgenossen  in  Ungarn,  abgesehen  davon,  daß  eine  solche  Politik  von 
vornherein  völlig  aussichtslos  ist. 

So  scheint  es  denn,  daß  auch  heute  wie  immer  bisher  die  Dynastie  das 
einzige  wirkliche  Band  ist,  das  Österreich  zusammenhält.    Dieser  Eindruck 
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wurde  im  Ausland  gewiß  noch  verstärkt  durch  allerlei  Nachrichten,  die  von 
der  Kriegsbegeisterung  der  Österreicher  zu  erzählen  wußten.  Aber  diese  Nach- 
richten sind  zum  Teil  gefälscht,  zum  Teil  entstellt.  Es  gibt  gewisse  Kreise, 
ja  Schichten  in  der  Bevölkerung,  die  zum  Kriege  hetzten  und  heute  noch 
hetzen.  Das  sind  in  erster  Linie  die  Klerikalen  und  zumeist  in  Wien,  wo  ja 
die  Christhchsozialen  großen  Anhang  haben.  Aber  in  der  Provinz  ist  das 
schon  ganz  anders,  so  daß  man  in  Warheit  sagen  kann,  daß  es  in  der  Be- 
völkerung im  großen  und  ganzen  mit  der  Kriegsbegeisterung  nicht  weit  her 
ist.  Es  ist  ganz  zweifellos,  daß  die  Person  des  greisen  Monarchen  dabei  eine 
große  Rolle  spielt.  Das  hohe  Alter  ist  immer  etwas  Ehrfurchterweckendes. 
Greise  Monarchen  haben  an  sich  bei  den  Massen  eine  große  Beliebtheit.  Dazu 
kommt,  daß  das  viele  politische  und  persönliche  Unglück,  das  der  öster- 
reichische Kaiser  während  seines  langen  Lebens  erlitten  hat,  gewisse  Gefühle 
der  Sympathie  auslöst.  Diese  Gefühle  werden  von  den  Kriegshetzern  aller 
Art  auf  das  schlaueste  ausgenützt.  Zu  diesen  Kriegshetzern  gehört  auch  eine 
gewisse  sensationslüsterne  Presse,  dann  eine  Gruppe  von  gelehrten  Politikern, 
die  nichts  im  Auge  haben,  als  das  „Prestige''  des  Reiches,  die  noch  nach 
alten  Vorstellungen  glaubten,  der  Ruhm  eines  Staates  bestehe  in  etwas 
anderem  als  in  der  Wohlfahrt  der  Völker,  lauter  Leute,  die  selbst  nicht  mehr 
in  den  Krieg  zu  ziehen  brauchen  und  die  nur  gezwungen  außerordentliche 
Kriegsleistungen  (etwa  in  einer  erhöhten  Besteuerung)  tragen.  Die  großen 
Massen  der  Bevölkerung  wollen  den  Krieg  nicht.  Es  ist  doch  heute  anders, 
als  noch  vor  einem  Menschenalter.  Heute  denken  auch  schon  die  Massen,  oder 
sie  fangen  wenigstens  zu  denken  an.  Sie  sind  nicht  mehr  die  gedanken-  und 
willenlose  Menge  von  ehedem.  Sie  fangen  an,  zu  wissen,  daß  der  Staat  sie 
sind.  Auch  selbst  ihnen  ist  nicht  unbekannt,  was  ein  Krieg  heute  bedeutet. 

W^enn  die  Dinge  auf  dem  Balkan  endgültig  geordnet  sind,  so  steht  Öster- 
reich da,  wie  vordem:  es  ist  nicht  klüger  geworden.  Nirgends  sieht  man, 
daß  Ansätze  dazu  da  wären,  daß  nunmehr  eine  zielbewußte  innere  und  äußere 
Politik  eingeschlagen  würde.  Wie  es  nun  eben  einmal  ist,  muß  man  gewärtig 
sein,  daß  Österreich  bleibt,  was  es  bisher  war,  ein  schlecht  und  kopflos  regiertes 
Land.  Ein  Land,  von  dem  man  sagen  kann,  was  Mommsen  von  Cicero  gesagt 
hat:  ohne  Einsicht,  Ansicht  und  Absicht. 

Die  inneren  Schwierigkeiten  wachsen  aber  in  Österreich  beständig. 
Wir  haben  17  Landtage,  die  zum  großen  Teile  (und  darunter  der  so  wichtige 
böhmische)  obstruiert  sind.  Der  deutsch-tschechische  Ausgleich  kommt 
nicht  zustande.  Die  darauf  bezüglichen  Verhandlungen  ziehen  sich  schon 
einige  Jahre  hin,  sind  aber  schon  seit  Monaten  völlig  abgebrochen.  Zwischen 
Polen  und  Ruthenen  sind  zwar  in  den  letzten  Tagen  gewisse  Vereinbarungen 
zustande  gekommen.  Aber  in  beiden  Lagern  werden  sie  wieder  angefochten. 
Die  Slowenen  führen  in  Steiermark  gegen  die  deutsche  Landtagsmehrheit 
einen  erbitterten  Kampf.  Der  Reichsrat  arbeitet  nur  unter  fortwährendem 
Gestöhne  der  Parlamentsmaschine.  Was  ihm  die  Regierung  abpreßt,  ist  so 
unvolkstümlich  wie  möglich.  Seit  Jahren  verlangen  die  Staatsbeamten 
eine  Regelung  ihrer  Verhältnisse  und  eine  Aufbesserung  ihrer  Bezüge.  Das 
Abgeordnetenhaus  ist  ihren  Wünschen  entgegengekommen,  aber  das  Herren- 
haus hat  die  Vorlage  geändert  und  die  in  dieser  den  Beamten  gewährleistete 
Koalitionsfreiheit  gestrichen.  Das  Abgeordnetenhaus  hat  sich  dem  Herren- 
hause  gefügt.  Das  heißt  mit  anderen  Worten:  durch  dieses  Gesetz  wird  die 
Beamtenschaft  nicht  zufriedengestellt.  Dazu  kommt,  daß  die  durch  dieses 
Gesetz  den  Beamten  in  Aussicht  gestellte  Regulierung  ihrer  Bezüge  erst 
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mit  der  Bewilligung  neuer  Steuern  in  Kraft  treten  soll.  Diese  neuen  Steuern 
bestehen  in  einer  Erhöhung  der  Personaleinkommensteuer  und  in  einer 
Tantiemensteuer.  Außerdem  enthält  dieser  sogenannte  kleine  Finanzplan 
die  Forderung  der  Bucheinsicht.  Er  soll  noch  im  Januar  vom  Parlamente 
beschlossen  werden.  Heute  aber  hört  man  schon,  daß  die  Vertreter  der 
besitzenden  Klassen  im  Herrenhause  von  diesen  Plänen  wenig  erbaut 
sind.  Wenn  sie  sich,  vorausgesetzt,  daß  die  Steuern  im  Abgeordneten- 
hause angenommen  werden,  auch  dem  Drucke  der  Regierung  fügen  werden, 
so  erregen  allein  schon  die  Gerüchte  über  diese  Widerstände  eine  starke 
Erbitterung.*)  Ist  es  doch  jedermann  bekannt,  welche  Unsummen  die  Kriegs- 
bereitschaft verschlungen  habt.  Die  Geschäfte  gehen  schlecht,  die  Teuerung 
hält  an,  mit  einem  Worte,  die  allgemeine  Stimmung  ist  dcsparat. 

Nun  hat  das  Parlament  ja  auch  das  neue  Kriegsleistungsgesetz  be- 
schlossen, ein  Gesetz  voll  der  härtesten  Bestimmungen,  die  sofort,  nicht  nur 
^  bei  den  bösen  Sozialdemokraten,  geradezu  Bestürzung  erweckten.  Der  Energie 
der  Opposition  ist  es  gelungen,  das  Gesetz  bloß  auf  Kriegszeiten  zu  beschränken, 
während  die  ursprüngliche  Fassung  so  gehalten  war,  daß  es  der  Regierung 
die  Möglichkeit  gegeben  hätte,  es  auch  in  Friedenszeiten,  etwa  bei  großen 
Streiks,  in  Kraft  treten  zu  lassen.  Das  war  aber  auch  der  einzige  Erfolg. 
Nun  wird,  je  länger,  je  mehr,  das  Gesetz  durch  die  rege  Agitation  der  oppo- 
sitionellen Parteien  in  der  Bevölkerung  bekannt,  was  auch  nicht  dazu  bei- 
trägt, die  ,, patriotische*'  Stimmung  zu  steigern.  Unter  dem  Vorwande  der 
Kriegsgefahr  hat  nun  die  österreichische  Regierung  eine  Konfiskationspraxis 
entfaltet,  deren  sich  die  ältesten  Leute  nicht  erinnern.  Sie  hat  u.  a.  auch  das 
Basler  Friedensmanifest  in  seinem  ganzen  Umfange  konfiszieren  lassen. 
Die  Sozialdemokraten  pflegen  in  solchen  Fällen  durch  eine  Interpellation 
solche  konfiszierte  Texte  zu  immunisieren.  Die  Regierung  übte  auf  den 
Präsidenten  des  Abgeordnetenhauses  einen  solchen  Druck  aus,  daß  er  die 
Verlesung  des  Manifestes,  das  den  Inhalt  einer  sozialdemokratischen  Inter- 
pellation bildete,  nicht  zuließ.  Die  Blamage  der  Regierung  und  des  Präsidenten 
des  Hauses  war  groß,  als  bei  der  gegen  die  Konfiskation  erhobenen  Einspruch 
das  Gericht  fast  den  ganzen  Text  freigab  und  nur  bei  wenigen  Stellen  die 
Konfiskation  bestätigte.  Gegenüber  der  von  den  Kriegshetzern  verbreiteten 
Meinung,  als  sei  die  Bevölkerung  Österreichs  kriegslustig  gestimmt,  steht  die 
andere  sehr  nüchterner  und  erfahrener  Männer,  die  offen  aussprechen,  daß, 
wenn  heute  allgemeine  Wahlen  stattfänden,  die  Sozialdemokraten  an  Zahl 
der  Mandate  sehr  erhebliche  Erfolge  haben  würden. 

Aber  in  Ungarn  steht  es  nicht  besser.  Im  Budapester  Rumpfparlament 
freilich  ist  Ruhe.  Man  hat  die  Opposition  hinausgeworfen.  Das  ist  freilich  die 
einfachste  Art  zu  regieren.  Aber  ob  das  Budapester  Parlament  heute  so  oder 
so  ausschaut  —  es  ist  ein  Parlament  der  ärgsten  Oligarchie.  Die  Frage  einer 
Wahlreform  steht  in  erster  Linie.  Nun  hat  der  Ministerpräsident  Lukacs  eine 
Vorlage  eingebracht,  die  ein  Hohn  auf  den  Gedanken  eines  allgemeinen  Wahl- 
rechtes ist.  Und  in  Kroatien  herrscht  unverändert  das  Regiment  Cuvaj, 
wenn  er  selber  auch  auf  Urlaub  gegangen  ist. 

Hoffen  wir,  daß  in  wenigen  Wochen  auch  die  letzten  Kriegswolken  sich 
verzogen  haben.  Was  wird  dann  sein  ?  Ich  habe  in  einer  Versammlung  gesagt: 
Österreich  muß  sterben.   Das  hat  einige  Patrioten  verdrossen.   Und  doch 


*)  Diese  Zeilen  waren  vor  dem  16.  Januar  geschrieben.  Seitdem  haben  sich 
Weite mngen  ergeben,  die  den  beabsichtigten  Finanzplan  wieder  hinausschieben. 


144 


DOKUMENTE  DES  FORTSCHRITTS 


FEB.  1913 


ist  es  nicht  schwer,  Prophet  zu  sein.  Nach  der  Liquidation  der  Türkei  kommt 
unweigerlich  die  Liquidation  Österreichs,  wenn  Österreich  die  Irrwege  seiner 
inneren  und  äußeren  Politik  weiter  wandelt.  Wenn  manche  sich  trösten, 
daß  auch  bei  der  Türkei  die  Liquidation  lange  gedauert  hat  und  noch  nicht 
ganz  zu  Ende  sei,  so  erscheint  mir  eine  solche  Denkungswoise  nicht  sehr 
patriotisch.  Es  wäre  dann  wenig  Ehre  dabei,  ein  Österreicher  zu  sein.  Oder 
aber,  Österreich  besinnt  sich  im  letzten  Augenblicke  und  kommt  zur  Elr- 
kenntnis,  daß  es  eines  großen  Reiches  unwürdig  ist,  so  weiterzuwursteln, 
wie  es  bisher  weitergewurstelt  hat.  Aber  auch  dann  muß  das  alte  Österreich 
mit  seinen  tausend  Rückständigkeiten  und  Kulturwidrigkeiten  strrben,  damit 
ein  neues  Österreich  entstehen  könne.  Und  dieses  neue  Österreich  kann  nur  ein 
Nationalitäten- Bundesstaat  sein,  aufgerichtet  auf  dem  Boden  gleichen 
Rechtes,  der  weitesten  politischen  Freiheit  und  aufwärts  steigender  Kultur  l 


FRITZ  TELMANN,  WIEN:  EINIGE  BEMERKUNGEN 
ZUR  ÖSTERREICHISCH  -  UNGARISCHEN  AUS- 
LANDSPOLITIK. 

NDE  August  1912  sprach  einer  meiner  jüngeren  journalistischen 
Freunde  mit  Herrn  v.  Ugron,  Österreichs  Gesandten  in  Belgrad, 
in  Ischl,  wohin  der  Diplomat  gekommen  war,  um  dem  Kaiser 
und  Kanzler  über  die  Balkandinge  Bericht  zu  erstatten.  Herr 
V.  Ugron  sagte  damals  dem  aufhorchenden  Jüngling  —  das  Interview  erschien 
danach  in  einem  oberösterreichischen  Blatte  —  ungefähr  folgendes: 

„Wenngleich  der  politische  Horizont  auf  dem  Balkan  von  Wolken  verdüstert 
scheint,  so  hege  ich  die  zuversichtliche  Erwartung,  daß  der  Friede  nicht  gestört 
werden  wird.  Ich  kann  Ihnen  übrigens  nicht  viel  mehr  sagen.  Ich  bin  seit  3  Monaten 
auf  Urlaub  und  erfahre  Neuigkeiten  nur  aus  den  Zeitungen." 

Ende  September  kehrte  Herr  v.  Ugron  auf  seinen  Posten  zurück,  Anfang 
Oktober  brach  der  Krieg  der  vier  Balkanstaaten  gegen  die  Türkei  aus.  .  .  . 

Man  kann  danach  nicht  gerade  behaupten,  daß  wir  auf  dem  Balkan 
einen  glänzenden  Informationsdienst  hatten.  Wahrscheinlich  auch  die  anderen 
Großmächte  nicht.  Aber  wir,  als  an  den  Balkandingen  nächstinteressierte 
Macht,  durften  dem  größten  Ereignis,  das  sich  seit  Menschengedenken  auf 
dem  Balkan  vollzog,  nicht  unvorbereitet  entgegengehen.  Unsere  Diplomatie 
durfte  hier  nicht  wieder  versagen,  nachdem  sie  das  vorhergehende  Ereignis, 
die  jungtürkische  Revolution,  eingestandenermaßen  vollkommen  überrascht 
hatte.  Item,  das  Malheur  war  geschehen.  Der  Balkanbund,  dessen  Errichtung 
Ährenthal  mit  soviel  Mühe  verhindern  wollte,  geschlossen,  seine  gesamte, 
schon  in  der  ersten  Erscheinung  imposante,  Wehrmacht  gegen  die  Türkei 
gerichtet. 

In  diesen  Schicksalstagen  für  die  Monarchie,  als  die  verbündeten  Balkan- 
heere die  Grenzen  überschritten,  bedurfte  es  eines  klaren  Staatsprogramm». 
Aehrenthal  hatte  kein  solches  hinterlassen.  Die  Sandschakbahn  war  ein 
Wunsch,  bestenfalls  ein  Fingerzeig,  die  Annexion,  ohne  darauffolgende 
Herstellung  eines  fixen  Verhältnisses  zu  Serbien,  eine  halbe  Tat,  bestenfalls  eine 
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mit  unverhältnismäßig  hohen  Opfern  erkaufte  Demonstration  des  Satzes: 
„Wir  Österreicher  sind  auch  noch  auf  der  Welt  und  reden  auch  mit."  Mit 
dem  Sandschakbahnprojekt  und  der  Annexion  erscheinen  aber  die  Taten 
Aehrenthals  erschöpft,  und  mit  Worten  hat  er  stets  gekargt. 

In  der  österreichischen  öffenthchkeit  ist  seitdem  ein  klares  Programm 
des  auf  dem  Balkan  Anzustrebenden  nicht  aufgestellt,  geschweige  denn 
diskutiert  worden.  Die  Kaufleute  wollen  gute  Geschäfte  machen,  die  Nationen, 
Deutsche,  Slawen,  Italiener,  richten  ihre  Politik  nach  nationalen  Sympathien 
ein  und  die  Zeitungen  loben  den  jeweihgen  Minister  des  Äußern. 

So  stand  denn  die  Frage  für  Österreichs  Staatslenker  am  Tage  des  Ein- 
marsches der  Balkanheere  nicht:  Wie  setzen  wir  unseren  Willen  durch?, 
sondern:  Was  sollen  wir  denn  eigentlich  wollen?  (Auch  diese  Sorge  drückte 
wohl  in  der  ersten  Zeit  nicht  zu  stark.  Man  vertraute  blind  der  militärischen 
Kraft  des  türkischen  Heeres,  das  v.  d.  Goltz  Pascha  so  treffhch  gedrillt  hätte. 
^  Das  würde  mit  den  kleinen  Lausevölkern  da  unten  schon  fertig  werden.) 
Als  aber  dann  die  Serben  stetig  vorrückten,  verrückte  sich  auch  merkwürdig 
unser  Wollen. 

Zuerst  hieß  es:  Kein  serbischer  Soldat  darf  in  den  Sandschak  hinein. 
Aber  der  Sandschak  wurde  besetzt.  Dann,  bei  Prilep  und  später  bei  Prizrend: 
Bis  hierher  und  nicht  weiter  !  —  „Österreichs  Halt  an  Serbien"  war  die  bezüg- 
liche Drohnote  der  Regierung  in  den  offiziösen  Blättern  überschrieben.  Aber 
die  Serben  machten  nicht  Halt  und  zogen  weiter.  „Aber  ans  Meer  dürfen 
sie  uns  nicht",  schrie  es  in  den  offiziösen,  also  in  allen  Blättern.  Worauf  die 
Serben  Durazzo  besetzten.  Da  man  eine  Besetzung  des  Meeres  nicht  auch 
verbieten  konnte,  hielt  man  sich  an  das  letzte:  „Kein  serbischer  Hafen  an  der 
Adria."  Nun  hatte  man,  endhch,  etwas  zu  „wollen".  Die  Begründung  der 
mit  gewaltigem  Truppenaufgebot  unterstützten  Forderung  war  —  Korvetten- 
kapitän Lengnick  hat  sie  in  einem  in  der  Wiener  ,, Urania"  gehaltenen  Vortrag 
zu  geben  versucht  —  nicht  unbedingt  zwingend.  Zugegeben  wurde  von 
vornherein,  daß  die  Ausgestaltung  des  sandigen  Hafens  Hunderte  von  Millionen 
Dinars  verschlingen  würde.  Weil  sie  aber  Serbien  nicht  aufbringen  könnte, 
müßte  eine  andere  Macht  dahinterstecken,  diese  Macht  könne  nur  Rußland 
sein;  „Rußlands  Seemacht  dürfen  wir  aber  in  der  Adria  nicht  dulden."  (Weil 
sie,  das  darf  der  Marineoffizier  nicht  aussprechen,  mit  der  des  verbündeten 
Italien  vereint  uns  das  Meer  sperren  könnte.) 

Einwände  wie:  daß  ja  schon  in  Antivari  und  D  u  1  c  i  g  n  o  Häfen 
einer  mit  Rußland  mindestens  wie  das  Königreich  Serbien  befreundeten 
Balkanmacht  (Montenegros)  beständen,  hinsichtlich  derer  wir  anno  1908 
sogar  unser  Recht  auf  Hafenpolizei  aufgaben,  daß  ein  Beweis  für  Rußlands 
Absicht,  in  der  Adria  sich  eine  militärische  Position  zu  schaffen,  ja  auch  nur 
die  Wahrscheinlichmachung  dieser  Absicht  nicht  gelungen  ist,  daß  unser 
gespanntes  Verhältnis  zu  Rußland  doch  keine  fixe  Größe  ist,  wurden  nicht 
gehört.  Unser  Ministerium  des  Äußern  machte  die  Marinelogik  ohne  weiteres 
zu  der  ihren,  und  der  Pivot  unseres  Wollens  in  diesen  Schicksalstagen  blieb: 
„Kein  serbischer  Hafen  an  der  Adria."  (Was  sonst  in  österreichischen 
Zeitungen  über  wirtschaftliche  Forderungen  Österreichs  geschrieben  wurde, 
war  so  vage,  daß  die  von  Serbien  herüberklingende  Antwort:  Die  Öster- 
reicher sollen  doch  endlich  sagen,  was  sie  wollen,  nicht  unberechtigt  erscheint.) 

Österreich-Ungarn  hat  gesiegt.  Um  eines  Adriahafens  willen  wurde 
ein  Weltkrieg  riskiert,  wurden  Milliarden  an  Werten  zerstört,  ungeheure 
Opfer  für  die  Bereitstellung  der  Wehrmacht  verlangt,  die  Bevölkerung  zu 
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einer  Betätigung  ihres  Patriotismus  veranlaßt,  die  man  nur  in  den  Zeiten 
wirklicher  Not  des  Vaterlandes  oder,  wenn  man  zu  wirklich  großen  Plänen 
gerüstet  ist,  verlangen  darf ;  das  Offizierskorps  —  zum  zweiten  Male  seit  1908  — 
zu  einer  Kampagne  gerufen,  von  der  es  ohne  Tat  und  Sieg  wieder  heim- 
ziehen muß. 

Welche  Summe  an  Haß  wir  durch  unser  Vorgehen  bei  unseren  slawischen 
Nachbarvölkern  aufgespeichert  haben,  wird  —  es  ist  zu  fürchten  —  die  Zu- 
kunft lehren. 

Ist  der  Mangel  eines  Staatsprogramms  einer,  der  in  der  Natur  Österreich - 
Ungarns  als  Völkerstaat  begründet  ist,  dessen  Nationen,  wie  die  Feinde 
hämisch  sagen,  sich  auf  eine  Plattform  nicht  einigen  können,  oder  fehlt  es  nur 
an  den  Männern  und  an  den  Maßnahmen,  die  einen  Staatswillen  schaffen 
könnten  ?  Ich  sehe  keinen  Grund,  an  der  Möglichkeit  einer  vom  Willen  der 
Völker  getragenen  Reichspolitik  nach  außen  zu  zweifeln.  Es  handelt  sich 
nur  darum,  nach  Renners  Wort,  ein  „geistiges  Commercium"  der  Nationen 
zu  schaffen.  Dann  wird  es  wohl  auch  nicht  möglich  sein,  daß  man  —  am 
Vorabend  eines  möglichen  Krieges  mit  Serbien  — in  Wien  „Nieder  mit  Serbien" 
und  zugleich  in  Prag  und  Ragusa  ,,Hoch  Serbien"  schreit.  Dann,  wenn  die 
Völker  Österreichs  mündig  und  einig  geworden  sind,  werden  sie  sich  auch 
nicht  wegen  eines  serbischen  Adriahafens  in  gefährliche  Abenteuer  hinein- 
hetzen lassen  und  im  Ernstfall  von  ihren  Staatsmännern  klare  Antwort  auf 
die  Frage  fordern:  „Was  hat  Österreich-Ungarn  auf  dem  Balkan  zu  tun?** 


DR.  HALLSTEIN,  WIEN:  DER  GROSSÖSTER- 
REICHISCHE GEDANKE*). 


N  der  Krise  der  letzten  Wochen  ist  wohl  zum  erstenmal  ein  Ge- 
danke in  praktische  Erscheinung  getreten,  der  bis  jetzt  nur  in  der 
Theorie  vertreten  worden  ist:  Die  Idee,  ein  österreichische» 
Imperium  mit  neuer  Verfassung  und  er- 
weiterten Grenzen  zu  schaffen.  Die  Zahl  der  Männer,  die  diesen 
Gedanken  theoretisch-programmatisch  vertreten,  ist  zwar  nur  klein  —  aber 
zu  diesen  Männern  gehört  der  zukünftige  Herrscher  des  Staates. 

Die  Verfassung  Österreichs  gibt  den  Parlamenten  zu  Wien  und  Budapest 
entscheidenden  Einfluß  auf  die  innere  Politik  der  beiden  Staaten;  die 
auswärtige  ist  im  Grunde  von  der  alleinigen  Entschließung  des  Herr- 
schers abhängig;  er  ernennt  nach  freiem  Ermessen  die  gemeinsamen  Minister, 
die  ihre  Politik,  praktisch  gesprochen,  ohne  wirksame  Kontrolle  der  Dele- 
gationen —  die  durch  ihre  Zusammensetzung  aus  Mitgliedern  des  Ober- 
und  Unterhauses  jedes  tatsächhchen  Einflusses  bar  sind  —  durchführen. 

Es  ist  darum  durchaus  damit  zu  rechnen,  daß  im  Falle  eines  Thron- 
wechsels der  tatsächliche  Versuch  gemacht  werden  wird,  den  großösterr- 
reichischen  Gedanken  zu  verwirklichen. 


*)  Wir  veröffentlichen  diesen  Aufsatz  als  interessantes  Dokument,  ohne  zu  den 
darin  ausgesprochenen  Meinungen  in  irgendwelcher  Weise  Stellung  zu  nehmen. 

D.  Red. 
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Wohl  wurden  in  der  letzten  Krise  noch  nicht  die  entscheidenden  ver- 
fassungsrechtlichen Gesichtspunkte  geltend  gemacht,  sondern  zunächst 
bloß  der  imperialistische  Gedanke  an  sich,  wie  wir  ihn  ja  auch  bei 
anderen  Völkern  haben  beobachten  können:  das  Bestreben  nach  einer  Aus- 
dehnung militärischer,  politischer  und  wirtschaftlicher  Machtstellung  —  Er- 
weiterung des  territorialen  Besitzes  und  des  politischen  Einflusses. 

Von  militärischer  Seite  wurde  offen  zugegeben,  daß  man  eine  Bewilligung 
der  österreichischen  Forderungen  durch  Serbien  nicht  wünsche,  sondern 
in  ihrer  Nichtbewilligung  einen  willkommenen  Anlaß  erwarte,  den  Krieg 
zu  beginnen  und  nicht  bloß  Albanien,  sondern  Serbien  selbst,  sowie  die  Gebiete, 
welche  es  aus  der  türkischen  Erbschaft  erstrebt,  zu  unterwerfen.  Hierdurch 
solle  die  Möglichkeit  verhütet  werden,  daß  vom  serbischen  Königreich  eine 
gewisse  Attraktion  auf  die  unter  österreichischem  Zepter  lebenden  kroatisch- 
serbischen und  slowenischen  Völker  ausgehe,  daß  das  serbische  Königreich 
gegenüber  seinen  in  der  Monarchie  wohnhaften  Volksbestandteilen  die  Be- 
deutung gewinne,  die  Piemont  für  die  Lombardei  und  Venezien  hatte.  Man 
machte  weiter  geltend,  daß  die  Mehrheit  der  Serben  bereits  heute  in  Österreich 
und  Ungai'n  leben,  und  das  dies  der  Monarchie  das  Recht  gäbe,  den  ge- 
samten serbischen  Nationalbesitz  zu  „arrondieren'*. 

Ferner  hieß  es:  die  Monarchie  sei  nicht  in  der  Lage,  Kolonien  jenseits 
der  Ozeane  zu  erwerben,  da  ja  eine  entsprechende  Flotte  und  Handelsmacht 
dafüi'  fehle,  sie  besitze  jedoch  in  den  Balkanländern,  die  an  ihre  eigenen 
Grenzen  stoßen,  die  Möglichkeit  für  Verwirklichung  kolonialer  Gedanken, 
politische  Machterweiterung  und  den  Absatz  ihrer  Industrieprodukte. 

Die  österreichische  Kriegspartei,  welche  die  Mehrheit  der  Offiziere  und 
einen  nicht  unbeträchtlichen  Bestandteil  der  bürgerlichen  Klassen  zu  ihren 
Anhängern  zählte,  gab  sich  allerdings  der  Hoffnung  hin,  diese  Eroberung 
der  westlichen  Balkanländer  im  Kampfe  mit  den  Balkanslawen  allein 
durchführen  zu  können.  Man  meinte,  daß  Rußland  aus  Furcht  vor  deutschem 
Einspruch  einen  österreichischen  Eroberungskrieg  gegen  Serbien  nicht  weiter 
stören  werde,  man  berief  sich  darauf,  daß  der  deutsche  Reichskanzler  feierlich 
erklärt  habe,  das  Reich  werde,  wenn  Österreich  in  der  Geltendmachung  seiner 
Interessen  gegenüber  Serbien  mit  Rußland  in  kriegerischen  Konflikt  geriete, 
Rußland  mit  Waffen  gegenübertreten.  Man  vergaß  oder  wollte  vergessen, 
daß  der  deutsche  Reichskanzler  offenbar  nicht  schlechtweg  einen  Er- 
oberungskrieg Österreichs  ins  Auge  faßte. 

In  Wahrheit  würde  auch  Italien  einen  solchen  Eroberungskrieg  seitens 
Österreichs  nicht  haben  zulassen  können,  es  wäre  also  zu  einem  Weltkriege 
gekommen.  Dank  dem  Einspruch  des  regierenden  Monarchen  ist  er  vermieden 
worden;  aber  für  das  In-  und  Ausland  mag  immerhin  interessant  bleiben, 
klar  zu  erfassen,  daß  eine  solche  österreichische  Initiative  von  einflußreichen 
Kreisen  tatsächlich  beabsichtigt  war.  Auch  unterläßt  die  österreichische 
Kriegspartei  es  nicht,  die  ^  Milharde  Kronen  laut  zu  beklagen,  die  dem 
Budget  aufgebürdet  wurde,  ohne  daß  man  den  Zielen  der  groß  österreichischen 
Propaganda  näher  gekommen  war. 

Diese  imperialistische  Politik  bildet  jedoch  nicht  den  einzigen  Begriffs- 
inhalt der  großösterreichischen  Idee,  ja  es  mag  vielleicht  sogar  gerechterweise 
angemerkt  werden,  daß  nicht  alle  Mitglieder  der  großösterreichischen  Partei 
die  radikalsten  Gesichtspunkte  der  Militärpartei  geteilt  haben.  WesentUches 
Ziel  der  ersteren  ist  es  vielmehr,  eine  großzügige  Expansionspohtik  dadurch 
vorzubereiten,  dadurch  erst  möglich  zu  machen,  daß  die  innere  Konstitution 
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der  Monarchie  geändert  wird.  Nach  Ansicht  der  großösterreichischen  Partei 
paralysieren  sich  die  beiden  Hälften  der  Monarchie  durch  ihre  Eifersucht, 
durch  wirtschafthche  und  politische  Gegensätze.  Es  sei  daher  zweckmäßig, 
speziell  die  Konstitution  Ungarns  zu  verändern  und  an  Stelle  des  Duahsmus 
eine  Verbindung  von  drei,  vier  oder  fünf  Teilstaaten  unter  habsburgischem 
Zepter  zu  setzen.  Der  erste  dieser  Staaten  würde  vom  Kern  der  öster- 
reichischen Länder  gebildet  werden,  der  zweite  von  den  magyarischen  Be- 
standteilen Ungarns,  ein  dritter  von  den  südslawischen  Gebieten,  denen  durch 
einen  Krieg  gegen  Serbien  auch  dieses  anzugliedern  sei;  ein  vierter  Bestand- 
teil aus  den  polnischen  Gebieten,  welchen  durch  einen  glücklichen  Krieg 
mit  Rußland  auch  die  heute  noch  unter  russischer  Herrschaft  stehenden 
Teile  Polens  anzugliedern  wären. 

Einige  besonders  weitgehende  Vertreter  dieser  Pläne  versicherten  dem 
Verfasser  dieser  Zeilen  auch,  daß  im  Falle  eines  glücklichen  Krieges  mit 
Rußland  auch  die  Ukraine,  d.  h.  ein  großer  Teil  des  südlichen  Rußland, 
der  von  kleinrussischen  Volksstämmen  bewohnt  wird,  der  habsburgischen 
Monarchie  angegliedert  und  eventuell  hieraus  ein  weiterer  Teilstaat  ge- 
bildet werden  müsse. 

Man  hofft  also,  ein  föderatives  Staatengebilde  schaffen  zu  können,  das 
eine  derart  scharfe  Unterdrückung  einzelner  Nationalitäten,  wie  sie  heute 
von  Seiten  der  Magyaren  gegenüber  den  nichtmagyarischen  Völkerschaften 
Ungarns  geübt  wird,  ausschließen  würde  und  bei  weitgehender  Selbstver- 
waltung der  einzelnen  Gliedstaaten  doch  der  Gesamtmonarchie  eine  weitaus 
größere  Einheit  und  weitaus  wesentlichere  zentrale  Kompetenzen  geben 
würde,  als  sie  heute  der  Gesamtmonarchie  im  Unterschiede  von  Zis-  uns 
Transleithanien  gegeben  sind. 

Der  unparteiische  Beobachter  muß  dem  gegenüber  wohl  feststellen, 
daß  an  sich  eine  Neuordnung  der  staatsrechtlichen  Verhältnisse  Österreichs, 
speziell  eine  Ausgestaltung  des  südslawischen  Bestandteiles,  eine  definitive 
staatsrechtliche  Ordnung  in  Bosnien  und  Kroatien,  vielleicht  durchaus  dis- 
kutabel wäre,  daß  jedoch  andererseits  eine  Einschränkung  der  Grenzen  des 
ungarischen  Königreiches  nur  um  den  Preis  schwerer  Erschütterungen  zu 
erringen  wäre,  und  daß  andererseits  die  Träume  von  einer  Einverleibung 
der  westlichen  Balkanländer,  um  von  Russisch-Polen  und  der  Ukraine  ganz 
zu  schweigen,  offenbar  nur  durch  einen  überwältigenden  Sieg  in  einem 
europäischen  Krieg  gegen  alle  südlichen,  östhchen  und  nördlichen  Nach- 
barländer Österreichs  zu  verwirklichen  wäre. 

Da  ein  derartiger  Sieg  nur  wenig  Wahrscheinlichkeit  für  sich  hat,  liegt 
die  Möglichkeit  weit  näher,  daß  die  Entfesselung  eines  solchen  Krieges  zu 
einer  Besiegung  Österreichs,  zu  einer  Aufteilung  seiner  Gebiete  an  die  benach- 
barten Nationalstaaten  führen  würde.  Damit  scheint  die  notwendige  Be- 
urteilung des  Gedankens  vom  österreichischen  Standpunkte  aus  gegeben. 
Vom  europäischen  Standpunkte  aus  muß  wohl  festgehalten  werden,  daß  die 
furchtbare  Kriegsgefahr,  welche  dieser  Idee  anhaftet,  nicht  scharf  und  nicht 
früh  genug  gekennzeichnet  werden  kann. 
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JEAN  JACQUES  KASPAR,  PARIS:  ZUR  FINN- 
LÄNDISCHEN FRAGE. 

AS  vergangene  Jahr  hat  eine  schwere  Verschärfung  des  PoHzei- 
druckes,  der  auf  dem  unglücklichen  finnländischen  Volke  lastet, 
gebracht.  Die  Versammlungsfreiheit  wurde  eingeschränkt,  den 
vom  Landtage  beschlossenen  Gesetzesvorschlägen  die  kaiserliche 
Sanktion  verweigert,  die  Vorbereitung  weiterer  Reformgesetze  durch  die 
Regierung  verschleppt  und  jede  weitgehende  Reforminitiative  dadurch 
gelähmt.  Unter  all  den  Eingriffen,  die  sich  der  harmonischen  Entwicklung 
des  Landes  entgegenstellten,  verdienen  indes  drei  Gewaltmaßregeln  des 
abgelaufenen  Jahres  besonders  herausgehoben  zu  werden. 

L  Seit  der  Auflösung  des  finnländischen  Heeres  im  Jahre  1901  schwebte 
ein  Konflikt  zwischen  Finnland  und  Rußland  wegen  der  Beitragsleistung 
.  des  ersteren  zu  den  Wehrausgaben  des  Reiches.  Statt  indessen  in  legaler 
Verhandlung  mit  dem  finnländischen  Landtag  ein  Kompromiß  zu  suchen, 
versuchte  die  russische  Regierung  in  Mißachtung  des  parlamentarischen 
Budgetrechtes  schon  im  Jahre  1907,  Finnland  eine  Geldbeisteuer  abzu- 
zwingen. Der  Landtag  verweigerte  die  diesbezüglichen  Kredite,  worauf  die 
Regierung  eine  Gewaltmaßregel  ergriff.  Die  betreffenden  Summen  wurden 
jenen  Dispositionsfonds  der  Regierung  entnommen,  welche  gesetzlich  zu 
ganz  anderen  Zwecken  (Unterricht,  Spitäler,  soziale  Hilfstätigkeit)  be- 
stimmt waren;  so  wurde  z.  B.  3  Millionen  der  zur  Erbauung  von  Schulen 
bestimmten  Gelder  ihrem  ursprünglichen  Zweck  entzogen. 

Von  finnländischer  Seite  suchte  man  daraufhin  durch  private  Samm- 
lungen den  Weiterbestand  der  Schulen  und  Hospitäler  zu  gewährleisten; 
die  Regierung  aber,  nicht  zufrieden  damit,  sich  das  Geld  für  russische  Militär- 
zwecke angeeignet  zu  haben,  wünschte,  ihren  Gewaltakt  den  Finnländern 
besonders  schmerzlich  zu  gestalten  und  verbot  diese  Samm- 
lungen. 

IL  Eine  zweite  Maßregel  der  russischen  Regierung,  für  die  gleichfalls 
die  vom  Gesetz  vorgesehene  Genehmigung  des  finnländischen  Parlaments 
nicht  eingeholt  wurde,  verlieh  den  Russen  ohne  jedwede  Formalität  das 
finnländische  Bürgerrecht.  Die  Regierung  kann  somit  landesfremde  Personen 
zu  finnländischen  Beamten  ernennen  und  die  gesetzestreuen  Beamten,  die 
den  russischen  Willkürerlässen  gegenüber  passive  Resistenz  üben,  durch 
Ausländer  ersetzen. 

Wohl  weigerten  sich  die  Gemeinderäte  mehrerer  finnländischer  Städte, 
diesem  Gesetz  entsprechend  zu  verfahren,  aber  ihre  Mitglieder  wurden  des 
Amtes  entsetzt  und  vom  Petersburger  Gericht  zu  langandauernden  Freiheits- 
strafen verurteilt.  Die  Mitglieder  der  finnländischen  Gerichte  jedoch,  welche 
die  Freilassung  der  von  der  russischen  Polizei  verhafteten  Gemeinderäte 
angeordnet  hatten,  wurden  ihrerseits  in  Untersuchung  gezogen  und  sollen 
für  die  Befolgung  ihrer  beschworenen  Amtspflicht  bestraft  werden. 

IIL  Die  dritte  Gewaltmaßregel  der  russischen  Regierung  lag  in  der 
Unterordnung  des  finnischen  Lotsenwesens  unter  das  russische  Marine - 
ministerium.  Ein  großer  Teil  der  finnischen  Lotsen  demissionierte  deshalb 
und  wurde  durch  Lotsen  von  den  Ufern  des  Kaspischen  Meeres  ersetzt.  Diese 
in  der  Mehrheit  unfähigen  und  mit  den  spezifischen  Verhältnissen  der  finnischen 
Küste  unvertrauten  Personen  waren  jedoch  nicht  in  der  Lage,  die  Leucht- 
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feuer  in  Ordnung  zu  halten  und  den  Lotsendienst  zu  versehen;  die  finnische 
Küstenschiffahrt  resp.  der  Verkehr  all  derjenigen  Schiffe,  die  nicht  von 
ständig  angestellten  Privatlotsen  gesteuert  werden,  ist  in  schwerster  Weise 
behindert.  Da  die  finnische  Küste  von  Felsinseln  und  KHppen  umgeben 
ist  und  die  Binnenseen  des  Landes  gleichfalls  schwieriges  Fahrwasser  auf- 
weisen, wurde  so  die  Schiffahrt  des  Landes,  welche  bei  dessen  ökonomischem 
Gedeihen  eine  überaus  wichtige  Rolle  spielt,  desorganisiert. 

Welche  einheitliche  Idee  liegt  all  dem  zugrunde  ?  Keineswegs  ein  russisches 
Reichs-  oder  Volksinteresse  an  der  SchHeßung  der  finnischen  Hospitäler, 
an  der  Zerrüttung  der  unabhängigen  finnischen  Gerichte  und  an  der  Ver- 
nichtung der  finnischen  Schiffahrt;  in  Wahrheit  will  man  Finnland  durch 
all  diese  barbarischen  Zerstörungsakte  für  seinen  Unabhängigkeitssinn  be- 
strafen, seine  wirtschafthche  und  geistige  Blüte,  welche  bisher  einen 
so  schönen  Beweis  für  die  segensvolle  Wirksamkeit  seiner  freien  Institutionen 
bildete,  brechen,  sein  wirtschafthches  und  geistiges  Niveau  auf  das  der 
anderen  Teile  des  russischen  Reiches  herabziehen.  Zu  offener  Gewalt,  wie  sie 
ehedem  Polen  gegenüber  angewendet  wurde,  bietet  sich  kein  Vorwand,  da  die 
finnische  Bevölkerung  jeden  „Aufstand'*,  der  mit  bewaffneter  Gewalt  unter- 
drückt werden  könnte,  jede  Gesetzesverletzung  auf  das  peinlichste  ver- 
meidet. Durch  die  Zerrüttung  ihrer  Verwaltung  soll  ihr  gezeigt  werden,  daß 
man  dem  passiven  Widerstand  des  Volkes  gegen  die  Gesetzesverletzungen 
seitens  der  Regierung  einen  passiven  Widerstand  der  Regierung  gegen  das 
Gedeihen  des  Landes  entgegenzustellen  imstande  sei.  Das  Ausland  mag  sich 
ein  Urteil  darüber  bilden,  welche  von  diesen  beiden  Methoden  sich  von 
moralischen  Gesichtspunkten  aus  rechtfertige. 

In  den  letzten  Wochen  wurden  diese  Verfolgungen  noch  weiter  aus- 
gedehnt, die  Gemeinderäte  mehrerer  anderer  finnländischer  Städte,  so  von 
Nystadt,  wurden  gleichfalls  verhaftet  und  nach  Petersburg  transportiert. 
Der  einmütige  Widerstand  der  finnländischen  Städte  läßt  jedoch  erwarten, 
daß  allzu  viele  Gemeinderäte  ihres  Amtes  werden  entkleidet  werden  müssen, 
ohne  daß  sich  entsprechende  Ersatzleute  durch  die  Regierung  finden  ließen. 
Es  ist  also  durchaus  nicht  unmöglich,  daß  auch  dieses  Gesetz  zum  gleichen 
Ende  führt  wie  das  konstitutionelle  Gesetz  der  neunziger  Jahre,  welches  die 
Finnländer  zu  Diensten  im  russischen  Heere  verurteilte.  Auch  damals  sah 
sich  die  Regierung  nach  einigen  Jahren  angesichts  des  einmütigen  Wider- 
standes der  Wehrpflichtigen  veranlaßt,  von  ihrer  Forderung  abzusehen. 
Die  moralische  Opferwilligkeit  der  finnländischen  Bevölkerung  hat  damals 
den  Sieg  davongetragen. 

CHRONIK. 


Fi'  iJORTSCHRlTTE  des  deutsch- 
tschechischen Komitees  in 
■i  .  I  Wien:  Ich  habe  in  der 
Dezembernummer  1911  der  „Doku- 
mente des  Fortschritts"  über  meine 


Gründung  eines  deutsch-tschechi- 
schen Komitees  in  Wien  berichtet. 
Heute  freue  ich  mich,  hier  fest- 
stellen zu  können,  daß  sich  die 
mit  der  neuen  Organisation  inten- 
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dierte  Kulturarbeit  ruhig  und  ohne 
Hindernisse  vollzieht.  Ich  habe  in 
den  Herren  Wilhelm  Börner,  Sekretär 
der  Ethischen  Gesellschaft  in  Wien, 
dem  Rechtsanwalt  Dr.  Herbatschek, 
der  als  Übersetzer  der  Werke  Vrch- 
lickys  und  Machars  schon  früher  gute 
Beziehungen  zu  den  Tschechen  unter- 
hielt, in  dem  tschechischen  Gelehrten 
und  Mitarbeiter  von  Masaryks  ,,Öa8", 
Dr.  Soudek,  und  in  dem  jungen 
Wiener  Philosophen  Dr.  Ermers 
arbeitsfreudige  und  opferwillige  Mit- 
arbeiter gefunden.  In  Prag  arbeitet 
für  unsere  Sache  u.  a.  Universitäts- 
professor Dr.  Krejci  und  Rechts- 
anwalt Dr.  Boucek.  In  den  größeren 
Städten  Böhmens  und  Mährens  haben 
wir  Vertrauensmänner  aufgestellt. 
Außer  der  von  uns  herausgegebenen 
Kulturgeschichte  des  tschechischen 
Volkes  (Verfasser:  Dr.  Herbatschek) 
haben  wir  eine  Propagandaschrift 
in  10  000  Exemplaren  erscheinen 
lassen.  Inhalt:  „Beiträge  zur  deutsch- 
tschechischen Frage'*  von  Dr.  Herba- 
tschek, „Nationalismus  und  Chau- 
vinismus" von  Universitätsprofessor 
Dr.  Franz  Krejci  (Prag),  „Ein  deutsch- 
tschechisches Komitee  in  Wien"  von 
Fritz  Telmann,  Zuschriften  vom  öster- 
reichischen Hof,  König  Nikolaus  von 
Montenegro,  Minister  Dr.  Braf,  Hof- 
rat Ernst  Mach,  Dr.  Kronawetter, 
vom  „Bureau  international  perma- 
nent de  la  paix"  in  Bern,  Geheimrat 
Ostwald,  Schriftsteller  Krejci  usw. 
(Wien  1912,  Verlag  des  deutsch- 
tschechischen Komitees,  I  Biber- 
straße 22).  Am  22.  November  gaben 
wir  im  Beethovensaale  in  Wien  — 
man  muß  betonen  in  Wien  — 
eine  Feier  zum  Andenken  Jaroslav 
Vrchlickys  mit  folgendem  Programm: 

1.  Der  Dichter  VrchUcky,  Gedenk- 
rede gehalten  vom  Universitäts- 
dozenten Dr.  Otokar  Fischer  (Prag), 

2.  Aus  „Farbige  Scherben"  von 
Jaroslav  Vrchlicky,  Vortrag  von 
Fräulein  Deila  Zampach,  Mitglied 
der  Residenzbühne,  3.  Fantasie  aus 


der  Oper  „Die  verkaufte  Braut" 
von  Smetana,  vorgetragen  vom 
Kammervirtuosen  Franz  Ondricek, 

4.  Lieder  mit  Texten  von  Vrchlicky, 
gesungen  von  der  Konzertsängerin 
Olga  Dubsky,  am  Klavier:  Professor 
Karl  Lafite,  5.  Gedichte  von  Jaroslav 
Vrchlicky,  in  deutscher  Übersetzung 
von  Bronislaw  Wellek  und  Friedrich 
Adler,  vorgetragen  von  E.  Sekler, 
Mitglied  des  Theaters  in  der  Josef- 
stadt. Der  etwa  800  Personen 
fassende  Saal  war  gut  besucht,  die 
Aristokratie  und  die  höhere  Beamten- 
schaft waren  stark  vertreten.  Die 
eingeladenen  österreichischen  Minister 
hatten  sich  entschuldigt,  zwei  von 
ihnen  ihre  Ehrenkarten  mit  Geld- 
spenden honoriert.  Die  Wiener  Presse 
äußerte  sich  über  den  Abend  sehr 
sympathisch,  allen  voran  die  kaiser- 
liche „Wiener  Zeitung",  das  Amts- 
blatt der  österreichischen  Regierung. 
Von  Prager  Blättern  hat  sich  mit 
dieser  Veranstaltung  wie  überhaupt 
mit  den  Bestrebungen  unseres  Ko- 
mitees am  eingehendsten  das  Tage- 
blatt ,,Öas"  des  Professor  Masaryk 
beschäftigt.  Wir  schulden  diesem 
Manne  und  seiner  Partei  Dank  für 
das  Interesse,  das  er  an  unseren 
Bestrebungen  nimmt.  Als  nächste 
Veranstaltung  planen  wir  einen  ,,J. 

5.  Machar-Abend",  dann  sollen  die 
jungen  tschechischen  Komponisten 
drankommen. 

Friiz  Telmann, 
Wien. 

Italienische  Arbeiterinnen  und 
montenegrinische   Bäuerinnen:  In 

einem  Aufsatz  der  französischen  Zeit- 
schrift „Demain"  wurde  kürzlich  ein 
interessanter  Vergleich  des  Verhält- 
nisses der  italienischen  Arbeiterinnen 
und  der  montenegrinischen  Bäuerin- 
nen in  den  beiden  Kriegen  mit  der 
Türkei  gegeben.  Im  Vorjahre  legten 
sich  die  Frauen  von  Pisa  auf  die 
Bahnschienen,  um  die  Abfahrt  der 
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Militärzüge  zu  verhindern.  Im 
Gegensatz  hierzu  spannten  sich  die 
montenegrinischen  Frauen  vor  die 
Geschütze  und  zogen  sie  durch  Eng- 
pässe den  Schlachtfeldern  zu. 

Gewiß  haben  die  italienischen 
Städterinnen  in  ihrer  Manifestation 
gegen  das  Verheerende  des  Krieges 
im  Einklang  mit  ihrer  organischen 
Funktion  der  Erhaltung  gehandelt. 
Als  aufgeklärte,  dem  Sozialismus 
ergebene  Frauen  sind  sie  einem  neuen 
Ideal  gefolgt. 

Im  Gegensatz  hierzu  sind  die 
BergbewohnerinnenMontenegros  voll- 
ständig mit  dem  Leben  ihrer  kleinen 
sozialen  Gruppen  verbunden,  ihre  Ide- 
ale reichen  nicht  über  den  Selbster- 
haltungstrieb derselben  hinaus  und  sie 
sind  bereit,  für  die  Existenz  der  Gruppe 
alles  einzusetzen.  Sie  handelten 
nach  jahrtausendealter  Frauentradi- 
tion. Sie  haben  sich  eingesetzt  zum 
Schutz  ihrer  Häuser,  die  von  naher 
Gefahr  bedroht  waren.  Und  gerade 
diese  Nähe  der  Gefahr  ist  es,  die 
vielleicht  die  wesentlichste  Ursache 
dieses  so  verschiedenen  Verhaltens 
darstellt.  Für  die  Montenegrinerinnen 
handelte  es  sich  um  einen  Krieg  der 
nächsten  Nähe,  faßbar  ihrem  un- 
mittelbarenBegreifen,  um  einen  Krieg 
mit  einem  bekannten,  gehaßten 
Feinde.  Für  die  Italienerinnen  war 
es  ein  ferner  Krieg  in  Afrika  mit 
einem  unsichtbaren  Feinde,  der  ihnen 
nie  etwas  zuleide  getan  hatte.  Dieser 
Situation  gegenüber  konnten  ihre 
politischen  Ideen  und  konnte  ihre 
frauenhafte  Abneigung  gegen  die 
Todesgefahr  ihrer  Brüder,  Gatten 
und  Geliebten  in  Erscheinung  treten. 

Georges  Costes. 
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Proportionalwahlsystem  in  Zürich : 

Durch  eine  Volksabstimmung  der 
Bürger  des  Kantons  Zürich,  die  am 
22.  Dezember  stattfand,  wurde  die 
Stadt  Zürich  ermächtigt,  ihr  Wahl- 
gesetz dahin  zu  ändern,  daß  die  Mit- 
gheder  des  Großen  Stadtrates  nach 
dem  Verhältniswahlverfahren  gewählt 
werden  können.  Der  Stadtrat  hat 
auch  in  der  Tat  bereits  einen  Ent- 
wurf ausgearbeitet,  dessen  Durch- 
führung überaus  wahrscheinlich  ist. 
Er  sieht  vor,  daß  jede  Partei  eine 
Liste  von  Kandidaten  aufstellt,  und 
daß  ihr  soviel  Mandate  zufallen,  als 
ihr  Anteil  an  der  Gesamtheit  der 
Wählerstimmen  beträgt.  DenWählern 
bleibt  jedoch  anheimgestellt,  den  ge- 
druckten Wahlvorschlag  der  Partei 
zu  durchstreichen  und  ergänzend 
abzuändern.  Sie  können  auch  auf 
der  gleichen  Liste  den  gleichen  Kan- 
didaten zweimal  nennen  und  so  be- 
wirken, daß  gerade  er  eine  größere 
Chance  habe,  unter  den  gewählten 
Parteikandidaten  zu  fungieren. 

Dagegen  darf  ein  Kandidat  nicht 
auf  mehreren  Listen  fungieren. 

Alle  Parteien  der  Stadt  Zürich 
haben  sich  für  das  Proportionalwahl - 
verfahren  ausgesprochen,  so  daß  die 
Volksabstimmung  eine  wesentliche 
Mehrheit  für  die  genannte  Ermäch- 
tigung ergeben  konnte.  Die  prak- 
tischen Ergebnisse  des  Züricher  Ver- 
suches werden  um  so  interessanter 
sein,  als  er  von  allen  Seiten  bereit- 
willig unterstützt  wird  und  eine 
intelligente,  politisch  geschulte  Wäh- 
lerschaft sich  der  neuen  Methode 
wird  bedienen  können. 
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DR.  VON  BOROSINI,  CHICAGO:  HULL  HOUSE  IN 
CHICAGO. 

IE  Idee  des  Settlements  ist  englischen  Ursprungs.  Die  Universität 
Oxford  lieferte  in  den  70er  Jahren  die  ersten  Enthusiasten,  die  es 
vorzogen,  ihre  Ferien  in  den  ärmsten  Quartieren  von  Ost-London 
zu  verleben,  anstatt  sich  auf  dem  Lande  zu  erholen.  Im  Jahre  1884 
wurde  Toynbee  Hall  in  London  unter  der  Leitung  von  S.  A.  Barnett  eröffnet. 
Seine  Kirche  steht  noch  heute  neben  dem  Mutterhaus  aller  Settlements  in 
der  Commercial  Road  in  London.  Fast  alle  Bewohner  der  ersten  Settlements 
in  den  Vereinigten  Staaten  sind  auf  die  Anregung  hin,  die  sie  in  England  er- 
halten hatten,  zu  ähnlichem  Vorgehen  veranlaßt  worden.  Stanton  Goit,  der 
das  erste  amerikanische  Settlement  in  New  York  öffnete,  war  in  Toynbee  Hall 
gewesen,  und  Miss  Jane  Addams,  die  im  Jahre  1889  Hull  House  gründete, 
hatte  ein  Jahr  vorher  die  englischen  Einrichtungen  gesehen. 

Settlement  läßt  sich  nicht  mit  Volksheim  übersetzen.  Die  deutschen 
Volksheime  wollen  zwar  fast  durchgängig  ein  ähnliches  Ziel  erreichen  wie  die 
Settlements,  aber  der  deutschen  Eigenart  entsprechend  wird  den  Bewohnern 
der  ärmeren  Klassen  alles  in  patriarchalischer  Weise  geboten.  Man  sieht 
bei  näherer  Betrachtung,  daß  meistens  die  Erreichung  gewisser  Zwecke  mit 
dem  Unternehmen  in  Verbindung  steht,  z.  B.  die  Jugend  gesitteter  zu 
machen  oder  die  Erwachsenen  vor  den  Einflüssen  der  Sozialdemokratie  zu 
bewahren.  Eine  wirkliche  Bewegungsfreiheit  habe  ich  in  den  deutschen 
Volksheimen  mit  ihren  Besuchsregeln,  Geboten  und  Verboten  nicht  gefunden. 
Der  Hauptunterschied  besteht  meines  Erachtens  darin,  daß  in  den  amerikani- 
schen Settlements,  die  sich  zumeist  in  den  ärmsten  und  zum  Teil  in  den  ver- 
kommensten Quartieren  der  größeren  Städte  befinden,  Angehörige  der  oberen, 
gebildeteren  und  vermögenderen  Schicht  freiwillig  niederlassen,  um  an  dem 
Leben  und  Treiben  der  Nachbarn  teilzunehmen.  Man  darf  nicht  an  europäische 
Verhältnisse  denken,  wo  auf  dem  Kontinent  die  sanitären  und  hygienischen 
Verhältnisse  in  einer  Stadt  überall  verhältnismäßig  ähnlich  sind,  ganz 
gleich,  ob  wir  in  die  armen  Quartiere  gehen  oder  uns  die  Viertel  ansehen,  wo 
die  höchsten  Steuerzahler  wohnen.  In  bezug  auf  Straßenpflaster,  Reinigung, 
Abfuhrwesen  in  den  verschiedenen  Quartieren  der  Städte  in  den  Vereinigten 
Staaten  herrschen  leider  die  größten  Unterschiede,  und  es  kostet  nicht 
wenig  Überwindung  für  den  Neuling,  sich  an  derartige  Verhältnisse  zu 
gewöhnen. 

Es  ist  ganz  bezeichnend,  daß  sich  die  Settlements  besonders  in  der 
englisch  sprechenden  Welt  entwickelt  haben,  weil  hier  das  größte  Bedürfnis 
nach  privater  Liebestätigkeit  vorliegt,  und  besonders  in  der  Union  Staat 
und  Gemeinde  noch  nicht  von  der  Notwendigkeit  durchdrungen  sind,  zum  Wohle 
der  gesamten  Bevölkerung,  hauptsächlich  aber  für  die  arbeitenden  Klassen 
soziale  Einrichtungen  zu  schaffen.  Das  wenige,  was  von  diesen  Einrichtungen 
zurzeit  vorhanden  ist,  wird  größtenteils  von  Leuten  verwaltet,  die  in  Amt 
und  Würden  als  Belohnung  für  treue  Wahlhilfe  gekommen  sind,  die  durchaus 
keine  Vorbildung  gehabt  haben  und  die  ihr  Amt  vielfach  dazu  benutzen,  um 
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sich  zu  bereichern  oder  sich  größeren  politischen  Anhang  zu  verschaffen, 
mit  dessen  Beistand  sie  wiedergewählt  zu  werden  hoffen.  Und  die  Amerikaner, 
die  sich  sonst  rühmen,  die  besten  Geschäftsleute  der  Welt  zu  sein,  lassen  sich 
diese  unwürdigen  Zustände  gefallen. 

Der  privaten  Fürsorge  ist  infolge  des  Versagens  oder  Nichtvorhandenseins 
von  amtlichen  Anstalten  ein  weiter  Spielraum  gegeben,  man  kann  wohl  sagen, 
zum  Glück  für  den  menschlichen  Fortschritt,  denn  viele  Einrichtungen,  ich 
erinnere  nur  an  das  Jugendgericht,  die  Reformscliulen  für  Jugendliche  und 
die  wunderbaren  Parks  und  Spielplätze,  sind  privater  Initiative  zu  danken. 
Ein  anderer  Faktor,  der  in  den  Vereinigten  Staaten  eine  große  Rolle  spielt, 
die  Kirche,  hat  mit  der  sozialen  Entwicklung  bisher  nicht  Schritt  gehalten. 
Ganz  allmählich  hat  sich  in  den  Kreisen  der  protestantischen  Sekten  die  Er- 
kenntnis Bahn  gebrochen,  daß  außer  dem  Gottesdienste  das  Feld  der  inneren 
Mission  einer  weiteren  Ausdehnung  bedarf;  man  hat  die  Nebenräume  der 
Kirche  zeitweilig  als  Klubzimmer  verwendet,  hat  Kindergärten  und  Kinder - 
bewahranstalten  eingerichtet.  Manche  Leiter  von  Settlements  sind  im  Haupt- 
amt Geistliche.  Sogar  die  katholische  Kirche  hat  die  allgemeine  Entwicklung 
mitmachen  müssen,  aus  Sorge,  daß  ihr  ihre  Anhänger  infolge  der  Anziehungs- 
kraft der  Settlements  untreu  werden  könnten.  So  haben  wir  eine  große 
Mannigfaltigkeit  in  den  Vereinigten  Staaten.  Wir  sehen  Settlements,  die 
einer  bestimmten  Religionsgesellschaft  gehören  und  in  ihrem  Geist  geleitet 
werden,  dann  solche,  die  sich  von  jeglicher  religiösen  Beeinflussung  fernhalten. 
Entsprechend  der  Umgebung  finden  wir  solche  für  Juden,  Italiener,  Neger, 
Slaven,  dann  wieder  andere,  die  kein  bestimmtes  nationales  Gepräge  zeigen, 
in  denen  die  umwohnende  Bevölkerung  englisch-amerikanisch  oder  national 
gemischt  ist. 

Nach  ihren  Bewohnern  kann  man  Universitätssettlements  unterscheiden, 
in  denen  alle  Bewohner  eine  Universität  besucht  haben,  und  solche,  die  diese 
Bedingung  nicht  stellen,  in  denen  jeder,  der  sich  für  die  Arbeit  eignet,  will- 
kommen geheißen  wird.  Wir  finden  Settlements  mit  nur  weiblichen  oder 
männlichen  Bewohnern  und  andere,  wo  die  Geschlechter  gleichberechtigt 
nebeneinander  arbeiten. 

Das  bekannteste  Settlement  ist  ohne  Zweifel  Hull  House  in  Chicago,  es 
steht  seinem  moralischen  Einfluß  und  seiner  Größe  nach  an  der  Spitze  der 
amerikanischen  Einrichtungen.  Ich  habe  den  Vorzug  gehabt,  während  5  Jahre 
meines  Chicagoer  Aufenthalts  zu  dem  Hause  zu  gehören,  und  ich  will  in  den 
folgenden  Zeilen  eine  kurze  Schilderung  des  Hauses,  seiner  Veranstaltungen 
und  seiner  Bewohner  zu  geben  versuchen. 

Als  im  Jahre  1856  Mr.  Hull  sich  sein  Haus  in  der  Prärie  baute,  war  Bau- 
grund in  Hülle  und  Fülle  zu  haben,  so  daß  er  sein  Grundstück  mit  Gartenland 
umgeben  konnte.  Die  rasch  wachsende  Bevölkerung  steigerte  die  Boden- 
werte und  so  verschwanden  die  Gärten,  um  Holzhäusern  Platz  zu  machen. 
Die  Halstedstraße,  an  der  Hull  House  liegt,  ist  über  50  km  lang.  Deutsche 
und  Irländer  siedelten  sich  in  der  Gegend  zunächst  an,  später  kamen  Tschechen. 
Sie  alle  bauten  sich  Familienhäuser  mit  geräumigen  Höfen.  Mit  der  Zunahme 
der  italienisclien,  jüdischen  und  griechischen  Einwanderung  änderte  sich  das 
alles.  Die  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  wuchs  unglaublich  rasch,  wo  vorher 
eine  Familie  ein  Haus  bewohnt  hatte,  wohnten  nunmehr  vier  oder  noch  melir 
mit  Schlafburschen  zusammen. 

Die  alten  Ansiedler  zogen,  sobald  sie  ihre  Häuser  günstig  verkaufen 
konnten,  davon,  um  sich  weiter  draußen,  wo  mehr  Platz  vorhanden  war, 
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niederzuJassen.  So  kommt  es,  daß  nur  ganz  vereinzelt  noch  deutsche,  ir- 
ländische und  böhmische  Familien  in  der  Nachbarschaft  gefunden  werden, 
Griechen,  Syrier,  Italiener  und  Juden  haben  die  Erbschaft  angetreten.  In 
den  Vereinigten  Staaten  finden  sich  in  den  größeren  Städten  an  verschiedenen 
Punkten  Quartiere,  die  ausschließlich  von  den  Angehörigen  einer  Nationalität 
bewohnt  werden.  Die  Volksgenossen,  die  der  englischen  Sprache  und  der 
amerikanischen  Gebräuche  unkundig  sind,  fühlen  sich  naturgemäß  zu  ihres- 
gleichen hingezogen,  die  schon  lange  im  Lande  sind  und  die  ihnen  deshalb 
mit  Rat  und  Tat  helfen  können.  Daß  sie  häufig  von  ihren  Landsleuten  in 
unerhörter  Weise  ausgenutzt  werden,  nehmen  sie  als  eine  Fügung  des  Schick- 
sals in  Kauf.  Die  Zusammensetzung  der  Einwanderer  hat  sich  in  den  letzten 
20  Jahren  sehr  verändert,  waren  es  ursprünglich  englisch  sprechende  und 
germanische  Elemente,  so  sind  es  jetzt  vorwiegend  die  Bewohner  von  Südost- 
europa, denen  es  sehr  viel  schwerer  fällt,  sich  zu  akklimatisieren.  Ihre  Sprache, 
ihre  Religion,  katholisch  oder  mosaisch,  ihre  Kultur  sind  so  gänzlich  ver- 
schieden von  der  angelsächsischen.  Infolgedessen  stehen  sie  in  den  Ver- 
einigten Staaten  völlig  isoliert  da,  ihre  einzige  Verbindung  mit  der  Außenwelt 
sind  ihre  Kinder,  die  englisch  lernen,  soweit  sie  nicht  in  die  Kirchenschulen 
gehen.  Die  Italiener  sind  glücklicherweise  zu  arm,  um  solche  Schulen  zu 
unterhalten,  während  die  Slaven,  vor  allen  die  Polen,  reichlich  für  ihre 
Kirchenschulen  geben,  nur  wenige  Juden  schicken  ihre  Kinder  nach  der 
Beendigung  des  öffentlichen  Unterrichts  in  eine  Talmudschule. 

Dieses  Leben  für  sich  in  einer  amerikanischen  Großstadt  bringt  für  die 
Bewohner  alle  möglichen  Härten  mit  sich,  die  nicht  nur  von  ihren  Landsleuten, 
sondern  auch  von  den  Amerikanern  ausgebeutet  werden.  Um  ihnen  in  ihrer 
Bedrängnis  aufzuhelfen,  wurde  das  alte  Haus  von  Mr.  HuU  als  Heim  für  das 
erste  Ghicagoer  Settlement  ausgesucht. 

Die  Leute  schüttelten  zunächst  den  Kopf,  als  sie  von  dem  Unternehmen 
hörten,  aber  die  Nachbarn  erkannten  sehr  bald,  daß  ihnen  uneigennützige 
Hilfe  und  Rat  in  dem  Hause  geboten  wurde. 

Mit  einem  Kindergarten  fing  die  Tätigkeit  im  HuU  House  an,  während 
des  Abends  sich  Frauen  und  Mädchen  zu  einem  Näh-  und  Lesezirkel  zu- 
sammenfanden. Nur  wenige  Zimmer  standen  den  beiden  ersten  Bewohnern, 
die  sich  Residents  nennen,  zur  Verfügung,  aber  bereits  im  zweiten  Jahre 
des  Unternehmens  erhielten  sie  von  der  Besitzerin  die  kostenlose  freie  Be- 
nutzung des  ganzen  Hauses  für  ihre  Zwecke  geschenkt,  in  den  folgenden 
Jahren  wurden  im  ganzen  12  Gebäude  aufgeführt,  zum  größten  Teil  auf  dem 
Grunde,  den  die  Erbin  von  Mr.  Hull  unentgeltlich  zur  Verfügung  stellte. 

Die  Entwicklung  des  Settlements  ging  ihren  natürlichen  Weg,  Sobald 
die  Residents  sich  überzeugt  hatten,  daß  eine  weitere  Ausdehnung  der  Arbeit 
nötig  war,  wurden  zunächst  die  Mittel  dafür  gefunden  und  dann  an  die  Aus- 
führung des  Planes  geschritten.  Ich  erinnere  mich  an  einen  Ausspruch  von 
Miss  Adams,  daß  sie  jederzeit  neue  Mittel  von  ihren  verschiedenen  Freunden  er- 
halten könne,  wenn  sie  ihnen  die  Notwendigkeit  für  die  Ausgaben  klarzumachen 
wüßte.  Es  war  ganz  natürlich,  daß  viele  Versuche  erfolglos  waren,  denn  mit 
Gewalt  lassen  sich  die  Leute  nicht  bekehren,  anderseits  waren  viele  Unter- 
nehmungen so  erfolgreich,  daß  die  Stadt  Chicago  sich  veranlaßt  sah,  ihre 
weitere  Verbreitung  in  die  Hand  zu  nehmen  oder  daß  der  Staat,  nachdem 
er  die  Sache  nachgeprüft  hatte,  Gesetze  erließ,  um  gewisse  Übel  künftig  zu 
verhindern.    Ich  denke  hier  besonders  an  die  Kindergärten,  an  den  Hand- 
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fertigkeits-  und  Haushaltungsunterricht,  an  die  öffentlichen  Spielplätze  und 
an  die  Öffnung  der  Schulen  als  Volksheime. 

Es  ist  ja  so  leicht,  ein  neues  Unternehmen  erst  im  kleinen  im  Settlement 
auszuprobieren,  und  die  Settlements  sind  nur  zu  willig,  die  größere  Mittel 
erheischenden  Aufgaben  finanzkräftigeren  Stellen  zu  überlassen,  um  sich 
selbst  neuen  Aufgaben  zuzuwenden. 

Das  Wunderbare  an  Hull  House  ist,  daß  es  so  gar  nicht  den  Charakter 
eines  Instituts  trägt  und  zeigt,  obwohl  wöchentlich  mehr  als  9000  Personen 
in  seinen  Räumen  weilen.  Jeder  Besucher  empfindet  auf  das  Angenehmste 
seine  Wohnlichkeit.  In  der  Tat  werden  auch  fast  alle  Räume,  die  den  ver- 
schiedenen Zwecken  des  Hauses  dienen  von  den  Residents  tagsüber  bewohnt. 
Ganz  allgemein  sind  die  einzelnen  Zimmer  mit  Bildern  geschmückt,  zum  Teil 
künstlerische  Photographien,  zum  Teil  Gemälde,  die  von  Freunden  gestiftet 
oder  von  Residents  gemalt  worden  sind.  Nirgends  wird  der  Besucher  Regeln 
finden,  die  von  den  Benutzern  des  Hauses  beobachtet  werden  müssen.  Ver- 
stöße gegen  die  gute  Sitte  werden  von  den  Residents  gerügt,  aber  so,  daß 
der  Unbeteiligte  nichts  davon  merkt.  Die  Hilfe  der  Polizei  wird  grundsätzlicli 
im  Hause  nicht  in  Anspruch  genommen,  um  Leute  zu  entfernen,  die  sich  miß- 
liebig gemacht  haben,  oder  die  vielleicht  angetrunken  sind. 

Das  Wohnhaus  von  Mr.  Hull  hat  im  Erdgeschoß  eine  große  Halle,  die  als 
Empfangssaal  dient,  in  dem  alle  Leute  warten  müssen,  bis  der  Resident, 
der  mit  den  betreffenden  Angelegenheiten  betraut  ist,  erscheint.  Die  ganze 
Arbeit  ist  so  verteilt,  daß  Komitees  für  die  einzelnen  Departements  gewählt 
sind.  Im  allgemeinen  wird  dann  das  gerade  anwesende  Mitglied  des  zu- 
ständigen Komitees  geholt,  wenn  nicht,  dann  wird  der  Fall  so  gut  wie  möglich 
vorläufig  gehört  und  behandelt,  gleichzeitig  aber  auch  darauf  gesehen,  daß 
die  maßgebenden  Stellen  benachrichtigt  werden.  Unterstützung  in  bar  gibt 
es  nur  in  Ausnahmefällen,  Hungrige  werden  in  dem  öffentlichen  Speisehaus 
mit  Suppe,  Brot  und  Fleisch  auf  Kosten  des  Hauses  genährt. 

Die  andern  Räume  im  Erdgeschoß  sind  den  Residents  zu  Wohn- 
räume bestimmt.  Der  Eßsaal  dient  zu  allen  möglichen  andern  geselligen  Ver- 
einigungen. Im  2.  und  3.  Stock  sind  die  Quartiere  für  die  weiblichen  Re- 
sidents, die  Männer  wohnen  in  einem  Nebenhaus,  während  die  Ehepaare  ihre 
Wohnungen  um  den  Hof  und  Garten  des  Hauses  haben. 

Das  öffentliche  Restaurant,  von  7  Uhr  morgens  bis  8  Uhr  abends  offen, 
hat  2  Abteilungen,  in  der  ersten  bedienen  Kellnerinnen,  in  der  andern  hilft 
man  sich  selbst  und  die  Preise  sind  niedriger.  Für  die  Gäste  ist  die  Möglichkeit 
gegeben,  sich  nach  dem  Essen  etwas  auszuruhen.  Diese  Ruhezimmer  werden 
von  Kindern  benutzt,  sobald  die  Schulen  aus  sind.  Sie  haben  hier  ihre  Hand- 
arbeitsstunden, Gelegenheit  zum  Spielen  und  Tanzen.  Am  Abend  kommen 
Erwachsene  für  ihren  Unterricht  in  der  englischen  und  andern  Sprachen 
und  andern  Unterrichtsfächern  oder  zu  ihren  Klubsitzungen  oder  andern 
Vergnügungen.  Ein  großer  Saal  im  dritten  Stock  wird  tagsüber  als  Kinder- 
garten für  griechische  Kinder  benutzt,  am  Abend  wird  dort  getanzt  oder 
musiziert.  Im  vierten  Stock  sind  Ateliers  für  den  Zeichen-  und  Malunter- 
richt. 

Über  dem  Restaurant  befindet  sich  das  Theater  mit  Sitzplätzen  für 
280  Personen.  Hier  wird  von  Jugendlichen  und  Erwachsenen  englisch  oder 
in  andern  Sprachen  Theater  gespielt  oder  es  werden  Vorträge  und  Musik- 
aufführungen veranstaltet.  Eine  gute  Orgel  ist  in  die  Galerie  eingebaut. 

Das  nächste  Gebäude  enthält  die  Turnhalle  mit  Brausebädern,  die 
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besonders  im  Sommer  eifrig  von  der  Nachbarschaft  benutzt  werden.  Im 
Erdgeschoß  ist  ein  Museum  der  Arbeit,  in  welchem  Italienerinnen,  Irlände- 
rinnen  und  Skandinavierinnen  mit  der  Handspindel,  dem  Spinnrad  und  dem 
gewöhnlichen  Webstuhl  spinnen  und  weben.  Die  Nebenräume  dienen  jungen 
Mädchen  zur  Erlernung  des  Kochens,  Schneiderns  und  Putzmachens. 

Wir  kommen  nun  zu  dem  größten  Saale,  den  Hull  House  besitzt,  mit 
Platz  für  700  Personen.  Er  dient  für  Tanz-  und  andere  Vergnügungen  aller 
Art,  Sonntag  abend  werden  hier  Vorträge  mit  Lichtbildern  gegeben.  Das 
nächste  Gebäude  ist  ein  Klubhaus  für  die  Jugend,  mit  Arbeitsräumen  für 
Tischler,  Flickschuster,  Klempner,  Photographen,  Telephonisten  und  Ma- 
schinenschreiber, allerlei  Klub-  und  Unterrichtszimmern,  Kegelbahnen, 
Billardzimmer,  einem  großen  allgemeinen  Spielraum  und  einem  großen 
Übungszimmer  für  die  Kapelle  des  Klubs.  Ungefähr  900  Jungen  sind  Mit- 
gheder  des  Klubs  und  der  Turnhalle,  viele  von  ihnen  gehören  zu  den  Pfad- 
findertruppen. Auf  dem  Dache  finden  wir  eine  Schule  für  tuberkulöse  Kinder, 
die  tagsüber  fortgesetzt  im  Freien  bleiben.  Auf  dem  Dache  der  Kinder- 
bewahranstalt  gegenüber  befindet  sich  eine  zweite  derartige  Schule,  beide 
sind  durch  private  Initiative  ins  Leben  gerufen  worden,  das  Lehrpersonal 
wird  von  der  öffentlichen  Schulverwaltung  gestellt.  Die  Kinderbewahranstalt 
ist  zurzeit  unter  der  Verwaltung  der  privaten  Wohltätigkeitsgesellschaft, 
kommt  aber  in  drei  Jahren  an  das  Hull  House.  Hier  können  Mütter,  die  auf 
Arbeit  gehen,  ihre  Kinder  tagsüber  unterbringen.  Für  die  älteren  Kinder 
besteht  ein  Kindergarten  mit  Liegehallen  für  den  Nachmittag.  Frauen 
können  hier  Brotbacken,  Wäscherei  und  Plätten,  die  Hausarbeit  und  Kinder- 
pflege erlernen.  Sie  können  ihre  Kinder  während  des  Lernens  säugen  und 
finden  nach  erfolgreicher  Lernzeit  leicht  eine  Anstellung,  die  recht  gut 
bezahlt  wird. 

An  diese  Anstalt  schließt  sich  ein  Haus  an,  welches  ungefähr  40  Frauen 
als  Wohnung  dient,  die  keinerlei  Familienanschluß  in  Chicago  haben  und  die 
ihre  Ausgaben  durch  dies  kooperative  Zusammenwohnen  und  -essen  sehr 
einschränken  können.  Daß  diese  Einrichtung  ein  sehr  großes  Bedürfnis  für 
viele  Frauen  ist,  kann  man  daraus  ersehen,  daß  die  Warteliste  von  Anwärtern 
sich  beständig  vergrößert. 

Die  Mädchen  sind  natürlich  völlig  frei,  sich  ihr  Heim  so  angenehm  wie^ 
möglich  zu  machen,  sie  wählen  sich  ihre  eigenen  Beamten  nach  ihrem  Gut- 
dünken. 

Im  Hofe  des  Hullhouses  finden  wir  endlich  noch  eine  Musikschule,  in  der 
gegen  150  Kinder  musikalischen  Unterricht  erhalten.  Die  meisten  Veran- 
staltungen des  Hauses  sind  unentgeltlich,  nur  für  die  Turnstunden,  den 
Tanzunterricht  und  die  Benutzung  der  Klubzimmer  muß  gezahlt  werden, 
meistens  nicht  mehr,  als  die  Kosten  für  die  Instandhaltung  und  das  Rein- 
machen betragen. 

Es  ist  ganz  klar,  daß  die  40  Bewohner  des  Hauses  nicht  die  gesamte  Arbeit 
allein  leisten  können.  Die  meisten  von  ihnen  sind  Lehrerinnen  aller  Art, 
Rechtsanwälte,  Kaufleute,  Künstler,  Fürsorger,  Krankenschwestern  und 
Arzte,  alle  darauf  angewiesen,  sich  ihr  Brot  zu  verdienen.  Sie  widmen  frei- 
willig zwei  oder  drei  Abende  in  der  Woche  dem  Hause  zu  irgendwelcher  Tätig- 
keit, die  sie  sich  erwählen.  Außerdem  kommen  noch  regelmäßig  Leute  aus 
der  Stadt,  die  entweder  irgendeine  Klasse  oder  Klub  zu  leiten  haben.  Denn 
grundsätzlich  muß  jeder  Klub,  der  im  Hause  seine  Sitzungen  abhält,  unter 
der  Aufsicht  eines  verantwortlichen  Leiters  stehen.    Einige  wenige  Kräfte-, 
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die  ihre  gesamte  Tätigkeit  in  den  Dienst  des  Settlements  stellen,  werden  für 
ihre  Arbeit  bezahlt.  Die  Residents  bezahlen  natürlich  für  Wohnung  und  Essen. 

Die  Aufgaben  des  Hauses  sind  in  seinem  Freibrief  enthalten,  der  die 
folgende  Stelle  enthält:  Hull  House  will  als  Heim  für  gesellige  Zusammen- 
künfte der  Nachbarschaft  dienen,  will  ferner  auf  dem  Gebiete  des  Unterrichts 
und  der  Fürsorge  vorbildlich  tätig  sein  und  endlich  die  Verhältnisse  in  den 
von  Arbeitern  bewohnten  Quartieren  untersuchen  und  zu  bessern  versuchen. 
Die  Ausgaben  in  der  Höhe  von  jährlich  200  000  M.  werden  durch  die  Ein- 
künfte des  Hauses  aus  Mieten  und  aus  dem  Restaurationsbetrieb  sowie  durch 
Beiträge  von  privater  Seite  gedeckt.  Die  Bewohner  des  Hauses  haben  zu 
jeder  Zeit  das  Ihrige  beigetragen,  um  unwürdige  Zustände  aufzudecken  und 
an  ihrer  Beseitigung  mitzuarbeiten.  Die  Untersuchung  der  Verhältnisse  in 
der  Heimindustrie  führte  zur  Hlinoiser  Fabrikinspektion,  der  erste  Inspektor 
war  ein  weiblicher  Resident. 

Die  Untersuchung  über  das  Schulschwänzen,  das  Hebammenwesen,  den 
Verkauf  von  Kokain  führten  ebenfalls  zum  behördlichen  Einschreiten.  Bei 
allen  Arbeiten  des  Hauses  wird  große  Sorgfalt  auf  das  Zusammenarbeiten 
mit  allen  jenen  Personen  oder  Anstalten  gelegt,  die  wirklich  von  Wert  für  die 
Durchführung  der  Untersuchung  oder  Arbeit  sein  können.  Ich  habe  von 
diesem  selbstlosen,  uneigennützigen  Geiste  bereits  zu  Anfang  gesprochen. 

Miss  Addams  hatte  mehrere  Jahre  hindurch  das  Amt  eines  Inspektors 
des  Abfuhrwesens  in  ihrem  Quartier.  In  ihrer  Ai'beit  wurde  sie  sehr  kräftig 
von  dem  Frauenklub  des  Hauses,  der  über  300  Mitglieder  zählt,  unterstützt. 
Der  erste  öffentliche  Kinderspielplatz  wurde  1893  vom  Hause  eröffnet,  er 
wurde  im  Jahre  1906  von  der  Stadt  übernommen. 

Das  erste  öffentliche  Bad  der  Stadt  Chicago  wurde  dank  der  Propaganda 
des  Settlements  in  seiner  Nähe  gebaut.  In  das  politische  Leben  des  Quartiers 
haben  sich  die  Residents  ohne  Erfolg  gestürzt,  eine  Besserung  hier,  wo  so 
viele  unwissende,  leicht  bestechliche  italienische  und  andere  Wähler  wohnen, 
ist  fast  unmöglich. 

Zwei  Residents  nahmen  lebhaft  teil  an  den  Verhandlungen  über  die 
Errichtung  eines  Jugendgerichts,  mehrere  der  Bewohner  sind  seitdem  stets 
Fürsorger  gewesen,  sowohl  im  Jugendgericht  als  in  der  Kinder schutzgesell- 
schaft,  deren  Hauptquartier  sich  im  Hull  House  befindet. 

Als  ein  Mittelpunkt  für  alle  Anstrengungen,  die  Lage  der  arbeitenden 
Klassen  zu  verbessern,  hat  Hull  House  seit  seiner  Gründung  gegolten,  und 
seine  unparteiische  Stellung  in  vielen  Arbeitskämpfen  hat  ihn  oft  die  Sym- 
pathie und  die  Unterstützung  reicher  interessierter  Freunde  gekostet.  Von 
wirklicher  Redefreiheit  ist  ja  im  freien  Amerika  nicht  die  Rede,  das  hat  man 
bei  allen  möglichen  Streiks  und  andern  Veranlassungen  gesehen,  bei  denen 
mit  Hilfe  der  Polizei  Leute  am  Reden  verhindert  wurden.  Miss  Addams  und 
Hull  House  sind  stets  für  absolute  Redefreiheit  eingetreten,  dadurch  sind 
beide  in  den  Geruch  des  Radikalismus  und  Sozialismus  gekommen,  während 
tatsächlich  nur  zwei  Parteigenossen  zum  Haushalt  zählen.  Daß  die  katholische 
Kirche  dem  Hause  Feind  ist,  kann  ja  nicht  verwundern  bei  den  Anschauungen, 
die  zurzeit  innerhalb  der  Kirche  Geltung  haben.  Wir  haben  aber  die  Genug- 
tuung, mehrere  gläubige  Katholiken  unter  den  Residents  zu  zählen,  ebenso 
wie  mehrere  Juden  und  Anhänger  der  verschiedensten  protestantischen 
Sekten. 

Miss  Addams  und  die  Residents  sind  eifrige  Verfechter  des  Frauen - 
Stimmrechts. 
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Es  war  natürlich,  daß  die  Sorge  für  das  Wohl  der  Einwanderer  von 
Anfang  an  die  Bewohner  des  Hauses  beschäftigte.  Die  Leiterin  des  Chicagoer 
Heims  für  die  Einwanderer,  vor  allen  Dingen  für  die  Mädchen,  die  leicht  von 
gewissenlosen  Leuten  verschleppt  zu  werden  pflegen,  wohnt  im  Hull  House. 
Ein  Rechtsauskunftsbureau  bestand  zeitweilig  im  Hause.  Jetzt  werden  die 
Rechtsanwälte  bei  solchen  Fällen  um  ihre  Hilfe  gebeten. 

Von  Anfang  an  arbeitete  HuU  House  mit  den  privaten  Wohltätigkeits- 
anstalten  zusammen,  einige  der  Residents  sind  im  Distrikts  vorstand,  andere 
sind  freiwillige  Besucher. 

Während  des  Sommers  gehen  die  meisten  Residents  auf  Ferien  nach 
Hause,  die  eigentliche  Tätigkeit  des  Hauses,  wenigstens  in  bezug  auf  Unter- 
richt, ruht.  Dagegen  wird  dafür  gesorgt,  daß  Jugend  und  Erwachsenen  die 
Möglichkeit  zur  Erholung  geboten  wird.  Wir  haben  ein  Sommerheim,  in 
dem  auf  14  Tage  oder,  wenn  nötig,  auch  länger,  Mütter  mit  ihren  Kindern 
und  Schulkinder  verpflegt  werden.  Daneben  werden  noch  wöchentlich  einmal 
Tagesausflüge  entweder  zu  Wasser  oder  zu  Lande  in  die  Umgegend  gemacht. 

Der  Einfluß,  den  Hull  House  durch  Miss  Addams  auf  die  amerikanische 
Nation  ausübt,  ist  ganz  gewaltig,  obwohl  wenig  davon  an  die  Öffentlichkeit 
kommt.  Aber  es  wird  wohl  kein  staatliches  Gesetz  zugunsten  der  Frauen  und 
Kinderarbeit  erlassen,  zu  dem  nicht  Miss  Addams  um  ihre  Meinung  gefragt 
worden  ist. 

Miss  Addams  ist  nicht  die  einzige  Bewohnerin  des  Hauses,  die  sich  zur 
Spezialistin  auf  einem  Gebiet  emporgearbeitet  hat  und  deren  Erfahrungen 
in  den  Vereinigten  Staaten  und  im  Einzelstaat  bei  der  Gesetzgebung  beachtet 
werden. 

Neben  Hull  House  bestehen  in  Chicago  noch  33  andere  Settlements,  The 
Commons  und  das  Settlement  der  Universität  Chicago  sind  die  bedeutendsten 
davon. 

Um  die  Erfahrungen  gegenseitig  austzuauschen,  besteht  eine  Vereinigung 
aller  Settlements,  die  im  Hull  House  zu  tagen  pflegt. 

Neue  Settlements  sind  in  den  letzten  Jahren  nicht  gegründet  worden, 
aber  die  Volksheimidee  hat  gerade  in  der  letzten  Zeit  große  Fortschritte  in 
Chicago  gemacht,  seitdem  sich  die  Leiterin  des  Schulwesens  entschlossen  hat, 
mehrere  öffentliche  Schulen  des  Abends  unter  der  Aufsicht  von  Lehrern  und 
Lehrerinnen  zweimal  in  der  Woche  der  Jugend  als  Lesesäle  und  zu  Spiel, 
Turnen  und  Volkstänzen  zu  öffnen.  Wenn  dieser  Versuch  günstig  ausfällt, 
woran  nicht  gezweifelt  werden  kann,  wird  man  jeden  Monat  neue  Schulgebäude 
für  diese  Zwecke  zur  Verfügung  stellen,  um  so  die  Jugend  vor  Verrohung  zu 
bewahren,  der  sie  ausgesetzt  ist,  wenn  sie  ihr  natürliches  Verlangen  nach 
Unterhaltung  befriedigen  \vill. 


HENRY  DAG  AN,  PARIS:  DER  KAMPF  GEGEN  DIE 
TUBERKULOSE  IN  PARIS. 

IE  die  meisten  andern  Städte  der  Erde,  bildet  auch  Paris  einen 
großen  Tuberkuloscherd,  zu  dessen  Löschung  eine  bewußte  Aktion 
eingeleitet  wurde.    Ein  offizieller  Bericht  des  Chefs  des  Pariser 
Gesundheitsamtes,  M.  Juillerat,  an  die  Regierung,  gibt  eine  Über- 
sicht dessen,  was  in  den  letzten  15  Jahren  gelitten  und  getan  wurde. 
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Vom  1.  Juni  189  4  bis  zum  31.  Dezember  1904  wurden 
101  496  Tuberkulosefälle,  somit  ein  Jahresmittel  von  9226,  konstatiert; 
38  009  Todesfälle,  somit  em  Jahresmittel  von  3455,  verteilten  sich  auf  5  263 
Häuser,  welche  als  Ansteckungsherde  der  Tuberkulose  aufgefaßt  werden 
mußten.  Gerade  die  große  relative  Bedeutung  dieser  Ziffer  zeigt,  eine  wie 
bedeutsame  Verminderung  des  Übels  durch  die  Beseitigimg  dieser  Häuser, 
durch  die  Aufhebung  der  von  ihnen  ausgehenden  Ansteckungsgefahr  mög- 
lich würde. 

Das  Gesundheitsamt  der  Stadt  betrachtet  es  denn  auch  als  seine  vor- 
nehmste Aufgabe,  die  verseuchten  Häuser  ausfindig  zu  machen,  um  dann 
an  Ort  und  Stelle  energische  Maßregeln  ergreifen  zu  können. 

Vom  Oktober  1905  bis  Dezember  1909  wurden  1757  Häuser  mit  165  250 
Zimmern  und  182  452  Einwohnern  eingehend  inspiziert.  Für  die  Unter- 
suchung waren  jene  Häuser  gewählt  worden,  die  den  größten  Sterblichkeits- 
grad  an  Tuberkulose,  wie  er  aus  den  Todesanzeigen  hervorging,  aufwiesen 
und  zwar  von  über  7%o  der  Hausbewohner  pro  Jahr. 

Eines  der  ersten  Resultate  der  Untersuchung  war  die  Feststellung, 
daß  sich  unter  den  165  250  Zimmern  10  527  Zimmer  ohne  Licht  und  Luft 
befanden,  von  denen  3  663  vom  hygienischen  Standpunkt  aus  absolut  unbe- 
wohnbar waren  und  die  tatsächlich  mit  einem  Mietsverbot  belegt  wurden. 
Die  übrigen  6864  Zimmer  wurden  durch  bauliche  Veränderungen  hygienisch 
günstiger  gestaltet.  Die  verseuchten  Wohnungen  wurden  scharf  desinfiziert 
und  die  Statistik  konnte  bald  erfreuliche  Resultate  nachweisen.  Wie  oben 
bemerkt,  waren  in  der  Periode  von  1894 — 1904  im  Jahresmittel  3455  Todes- 
fälle an  Tuberkulose  auf  die  verseuchten  Häuser  entfallen,  gegenüber  einer 
Gesamtzahl  von  9  256  in  der  ganzen  Stadt.  Trotzdem  nun  leider  im  Jahre 
1905  die  Gesamtzahl  der  Tuberkulose -Todesfälle  auf  9  578  stieg,  fiel  die 
Sterblichkeit  in  den  als  Seuchenherde  bezeichneten  Häusern,  von  denen  ein 
Teil  durch  die  Kommission  untersucht  und  entsprechend  behandelt  worden 
waren,  von  3  455  auf  2766.  Mit  dem  Jahre  1907  wurden  noch  strengere 
Präservativmaßregeln  ergriffen,  und  es  gelang  in  den  unter  Kontrolle  stehen- 
den Häusern,  die  Sterblichkeit  in  den  Häusern,  die  im  Jahre  1907  derart 
umgewandelt  wurden  um  1,41^00  zurückzudrängen,  im  nachfolgenden  Jahre 
sogar  um  2,13Voo- 

Im  ganzen,  so  schließt  Juillerat  seinen  Bericht,  ist  die  Tuberkulose - 
Sterblichkeit  in  Paris  von  1904—1909  bloß  um  zwei  Todesfälle  auf  je  10000 
Einwohner  zurückgegangen,  während  der  Rückgang  in  den  als  Herden  be- 
zeichneten Häusern  fünf  pro  10  000  und  in  den  von  der  Kommission  tat- 
sächlich veränderten  Häusern  13  pro  10  000  Einwohner  betrug,  somit  sieben- 
mal mehr  als  in  der  ganzen  Stadt.  Ein  Beweis,  daß  die  Maßregeln,  die  von 
des  Kommission  ergriffen  worden  waren,  tatsächlich  zu  günstigen  Ergeb- 
nissen führen  konnten. 

Juillerat  entnimmt  aus  seinen  Untersuchungen,  daß  der  wesentliche 
Faktor  zur  Verbreitung  der  Tuberkulose  der  Mangel  an  Lüftung  und  vor  allem 
auch  an  Licht  sei,  der  in  so  vielen  .Arbeiterwohnungen  mit  ihren  überfüllten 
Zimmern  herrscht  —  daß  verbesserte  Wohnungsverhältnisse  eben  viel  mehr 
als  alle  Heilanstalten  den  Verheerungen  der  Krankheit  entgegenwirken. 
Ein  Spezialfall  dieses  allgemeinen  Problems  sei  der  hohe  Grad  der  Kinder- 
sterblichkeit in  tuberkulösen  Familien,  der  überwiegend  auf  die  Ansteckung 
in  den  gemeinsam  bewohnten  Räumen  zurückgehe  und  51%  Todesfälle  im 
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ersten  Lebensjahre  betrage,  somit  die  Hälfte  aller  in  solchen  infizierten 
Wohnungen  geborenen  Kinder. 

Aus  dem  Bericht  des  Amtes  sei  noch  ein  charakteristisches  Beispiel,  das 
von  einer  der  Inspektorinnen,  Fräulein  Chaptal,  beigebracht  wurde,  erwähnt  : 
Eine  Familie  von  drei  Personen,  alle  gesund  und  kräftig,  bezogen  eine  Woh- 
nung, früher  von  einen  Tuberkulosekranken  bewohnt.  Boden  und  Mauei- 
des  Zimmers  waren  mit  einer  Kruste  eingetrockneten  Sputums  bedeckt.  Die 
Behörde,  zu  jener  Zeit  noch  minder  eifrig,  als  sie  es  auf  Grund  ihrer  For- 
schungen geworden  ist,  hatte  keinerlei  Desinfektion  veranlaßt  und  der  Frau 
bheb  es  überlassen,  die  Wohnung  zu  reinigen.  Tatsächlich  suchte  sie  auch 
durch  mehrere  Wochen  durch  Kratzen  und  Bürsten  die  Reste  des  Spuktums 
zu  entfernen.  Die  Folge:  Im  Augenblicke,  da  die  Inspektorin  das  Haus 
besuchte,  war  die  Frau  bereits  tuberkulös  im  zweiten  Grad  und  die  Kinder 
gleichfalls  infiziert.    Die  Frau  ist  inzwischen  gestorben. 

Die  allgemeinen  Maßregeln  der  Gesundheitspolizei  mußten  so  als  not- 
wendige Begleitung  der  speziellen  Maßregeln  der  Wohnungspolizei  in  den 
Kampf  gegen  die  Tuberkulose  eintreten. 

Natürlich  darf,  trotz  der  Feststellung  von  Juillerat,  die  auf  den  Zustand 
der  Wohnungen  in  erster  Linie  Gewicht  legt,  nicht  außer  acht  gelassen  werden, 
eine  wie  große  Rolle  in  der  Verbreitung  der  Tuberkulose  die  physische  Über- 
anstrengung, die  gesundheitsschädlichen  Berufe,  die  Anstrengung  in  den 
Werkstätten  und  insbesondere  die  nicht  hinreichend  kräftige  Nahrung  der 
Pariser  spielen,  wenngleich  zugegeben  werden  muß,  daß  die  Nahrungsfrage 
hier  noch  immerhin  weniger  trostlos  ist  als  bei  der  Arbeitsbevölkerung  anderer 
Großstädte,  Daß  die  Tuberkulose  mit  Recht  ein  soziales,  d.  h,  ein  aus  sozialen 
Mißständen  erfließendes  und  mit  ihnen  innigst  zusammenhängendes  Übel 
darstellt,  ist  ja  in  Frankreich  wie  anderwärtig  bekannt.  Aber  eine  immerhin 
sehr  wichtige  Quelle  des  Übels  und  eine  relativ  leicht  durchführbare  Methode 
zu  dessen  Bekämpfung,  in  den  Maßregeln  der  Wohnungspolizei  aufgedeckt 
zu  haben,  bleibt  ein,  für  Frankreich  wenigstens  neues  Verdienst  der  von 
Juillerat  geleiteten  Pariser  Gesundheitskommission. 


ERNST  SCHMERL,  BERLIN:  DER  BEAMTETE 
ARZT  -  EINE  SOZIALE  FORDERUNG. 

I  ÜR  das  Rechtsleben  des  Volkes,  seine  geistige,  seine  religiöse 
Entwicklung  ist  staatlicher seits  seit  Jahrhunderten  gesorgt.  Richter, 
Lehrer,  Pfarrer  sind  vom  Staate  besoldete  Beamte.    Sollte  nicht 

'  in  einem  Kulturstaate,  der  doch  die  harmonische  Ausbildung  aller 
Kräfte  des  Individuums,  auch  der  körperlichen,  ermöghchen  müßte,  eine 
größere  Aktivität  auch  auf  hygienischem  Gebiet  entfaltet  werden  müssen? 
NatürUch  hat  man  die  Forderungen  der  Volkshygiene  nicht  übersehen  können 
—  die  Fortschritte  unserer  Wissenschaft  haben  zu  hart  das  Bestehende 
angegriffen  —  aber  die  bisherige  Tätigkeit  der  staatHchen  Medizinalbehörden 
ist  unzureichend. 

Zwar  sind  die  ärgsten  Seuchen  unter  den  akuten  Infektionskrankheiten: 
Cholera,  Pest,  Pocken,  durch  strenge  Überwachung  ferngehalten,  doch  der 
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Ausbreitung  der  anderen,  wie  Scharlach,  Diphtherie,  wird  in  höchst  unvoll- 
kommener Weise  gesteuert.  Meldepflicht  und  Überwachung  durch  den 
Kreisarzt  genügen  nicht,  solange  die  Absperrungsmaßregeln  so  willkürlich 
gehandhabt  werden  dürfen.  Immerhin  sind  hier  wenigstens  Vorsichtsmaß- 
regeln getroffen,  während  der  Verbreitung  der  meist  nicht  so  gefährlichen 
Erkrankungen,  wie  Keuchhusten,  Masern,  staathcherseits  auch  nicht  der 
geringste  Einhalt  geboten  wird. 

Nicht  besser  steht  es  mit  den  chronischen  Infektionskrankheiten,  deren 
Hauptvertreter  Tuberkulose  und  Syphihs  sind.  Die  Tuberkulose  ist  in 
Deutschland  jetzt  so  verbreitet,  daß,  praktisch  genommen,  jeder  einmal 
mit  diesem  Feinde  zu  ringen  hat  und  ein  Achtel  der  Bevölkerung  unsere» 
Vaterlandes  ihm  erliegt. 

Und  furchtbarer  noch,  weil  heimtückischer  und  schleichender,  ist  die 
Syphilis,  jene  Krankheit,  die  durch  eigenes  Verschulden  der  Menschen  sich 
ausbreitet  und  sich  rächt  an  den  Kindern  bis  ins  dritte  und  vierte  Glied. 
Wen  sie  sich  zum  Opfer  erkoren,  den  gibt  sie  selten  wieder  frei,  denn  der 
Leichtsinn  der  von  ihr  Befallenen,  die  selbst  in  den  ersten  Stadien  nur  geringe 
Beschwerden  fühlen,  unterstützt  wirksam  ihre  langsam  verheerende  Tätig- 
keit, und  die  Heimlichkeit  ihrer  Entwicklung  ermöglicht  die  Ahnungslosigkeit 
der  Mitmenschen  und  macht  sie  der  Ansteckungsgefahr  gegenüber  vöUig 
wehrlos. 

Sollte  nicht  hier  der  Staat  eingreifen  müssen  ?  Findet  doch  sonst  jeder 
Untertan  weitgehendsten  Schutz  vor  den  Gefahren,  die  ihm  im  täglichen 
Leben  drohen,  und  muß  doch  sonst  jeder  Rechenschaft  geben  von  seinem 
Leben  als  Glied  der  staatlichen  Gemeinschaft. 

Die  Waffen  zur  Bekämpfung  der  schHmmen  Feinde  hat  die  Wissenschaft 
jetzt  in  Bereitschaft.  Wir  können  jede  der  eben  erwähnten  Krankheiten  in  ihren 
Anfängen  mit  relativer  Sicherheit  heilen,  in  vorgeschrittenen  Stadien  sie 
zum  mindesten  infektionsunfähig  machen.  Wer  nicht  freiwillig  die  Früchte 
unserer  langen  Arbeit  genießen  will,  d.  h.  wer  sich  im  Krankheitsfalle  nicht 
unbedingt  ärztlicher  Behandlung  unterzieht,  muß  vom  Staate,  dem  Wächter 
über  Volkswohl,  Volksgesundheit,  dazu  gezwungen  werden.  Diese  Forderung 
wäre  sozial  unmöglich,  ginge  nicht  eine  zweite  Hand  in  Hand  mit  ihr:  die 
der  staatlich  geleiteten,  freien  Behandlung.  Aus  einem  äußerhch  freien 
Stande,  der,  sozial  begriffen  mehr  dem  eines  Kaufmannes  als  dem  eines 
Gelehrten  gleicht,  muß  der  Arzt  in  den  Staatsdienst  übertreten. 

Sind  die  Opfer  zu  groß,  die  organisatorischen  Schwierigkeiten  unüber- 
windlich ? 

Sehen  wir  näher  zu.  Die  Freiheit  seines  Berufes  gibt  der  Arzt  auf.  Auch 
die  Möghchkeit,  Reichtümer  zu  erwerben,  geht  ihm  verloren.  Er  erhält 
dafür  eine  gleichmäßige  Tätigkeit,  ein  gleichmäßiges  Einkommen,  Pension. 
Mir  scheint,  gegenwärtige  und  künftige  Vorteile  decken  sich. 

Es  bleibt  eine  Skizzierung  des  staathchen  Unternehmens.  Das  ärzthche 
Studium  wird  in  folgender  Weise  geändert:  am  Ende  des  dritten  Semesters 
wird  eine  naturwissenschaftHche  Vorprüfung,  am  Ende  des  achten  Semesters 
eine  khnische  Vorprüfung  angesetzt.  Je  nach  den  Fähigkeiten,  unter  voller 
Berücksichtigung  persönücher  Wünsche,  werden  die  Studierenden  jetzt  zu 
Spezialärzten  an  KUniken  ausgebildet  und  haben  nach  einiger  Zeit  —  die 
Dauer  richtet  sich  nach  dem  Umfange  des  Spezialfaches  —  ein  endgültiges 
Staatsexamen  abzulegen.  Die  besten  dagegen  werden  nach  ihrem  acht- 
semestrigen  Studium  noch  drei  Semester  an  der  Universität  zurückbehalten, 
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um  nach  einer  dreijährigen  Tätigkeit  als  Assistenzarzt,  deren  Abschluß  ein 
„diagnostisches"  Staatsexamen  bildet,  als  untersuchende  Ärzte  angestellt 
zu  werden.  Das  Land  wird  in  Bezirke  geteilt.  In  jedem  Bezirk  amtieren 
mehrere  untersuchende  Ärzte;  für  die  Spezialfächer  werden  je  nach  Bedarf 
Spezialisten  angestellt. 

Jeder  Bürger  stellt  sich  zweimal  im  Jahr  der  Medizinalbehörde  zu  einer 
allgemeinen  Untersuchung  zur  Verfügung  und  wird  im  Krankheitsfalle  einer 
Spezialklinik  zur  Behandlung  übergeben.  —  Vom  Staate  ist  dafür  zu  sorgen, 
daß  durch  Versäumnis  seines  Amtes  keinem  Patienten  soziale  Nachteile 
erwachsen. 

Natürlich  geht  die  gewaltige  Umwälzung,  die  tief  in  den  inneren  Staats- 
betrieb eingreift,  nicht  ohne  große  pekuniäre  Opfer  ab.  Der  Lebensunterhalt 
des  Arztes,  der  ganze  Apparat  der  Untersuchungsstätten,  der  KHniken,  des 
Krankenpersonals  —  es  ist  eine  gewaltige  Summe  anzufordern,  um  alle 
diese  Ausgaben  zu  decken. 

Doch  darf  man  davor  zurückschrecken,  da  es  gilt,  die  Gesundheit,  die 
erste  Bedingung  für  das  Gedeihen  eines  Volkes,  zu  kräftigen  und  zu  erhalten  ? 
Sollte  nicht  vielleicht  auf  diesem  Gebiete  der  Ausgleich  geschaffen  werden 
können  gegen  den  konzentrierten  Verbrauch  der  Lebensenergie,  wie  er  in 
den  Großstädten  sich  in  so  erschreckender  Weise  bemerkbar  macht  und 
somit  die  staatliche  Ärzteschaft  zu  einer  Macht  werden  können,  die  einen 
Verfall  unserer  Kultur  um  Jahrhunderte  hinausschiebt  ? 


CHRONIK 


GR  Kampf  gegen  die  Tuber- 
kulose   in   Amerika:  Mit 

scharfem  praktischen  Geiste 
geht  man  in  Amerika,  wie  der  Kon- 
greß des  Nationalverbandes  für  Be- 
kämpfung der  Tuberkulose  zeigte,  an 
diese  große  Aufgabe  heran.  Ein  weit- 
gehender Vorschlag  von  Dr.  B.  H. 
Waters,  Tuberkulosekranke,  welche 
nicht  entsprechende  sanitäre  Vorsicht 
gebrauchen  und  eine  Gefahr  für  ihre 
Umgebung  werden,  zwangsweise  aus 
ihrer  Wohnung  entfernen  zu  lassen, 
fand  vielseitige  Zustimmung.  Oberst 
Lüdlov  wieder  wies  darauf  hin,  daß 
die  Verbreitung  der  Tuberkulose  in 
einem  Bezirke  eine  Art  Barometer 
darstelle,  an  dem  die  guten  oder 
schlechten  Wohnungs-  und  Lebens- 


verhältnisse einer  Bevölkerungsgruppe 
abgelesen  werden  können. 

Interessante  Statistiken  wurden 
von  Dr.  H.  M.  King  über  die  Erfolge 
des  Sanatoriums  Loomis  mitgeteilt. 
Die  Lebensdauer  der  aus  dem  Sana- 
torium entlassenen  Patienten  wurde 
in  400  Fällen  untersucht  und  fest- 
gestellt, wie  viel  Prozent  der  Kranken 
in  den  auf  die  Entlassung  folgenden 
9  Jahren  gestorben  sind.  Von  einer 
Gruppe  der  Kranken,  welche  im 
Anfangsstadium  der  Krankheit  dem 
Sanatorium  überwiesen  worden  waren, 
starben  19%,  von  einer  zweiten 
Gruppe  bereits  im  fortgeschrittenen 
Zustand  Eingetretener  46%,  von  der 
dritten  im  weit  fortgeschrittenen 
Zustand  überwiesenen  82%,  Die 
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Wichtigkeit  einer  frühen  Diagnose 
der  Tuberkulose  und  sofortige  Über- 
weisung an  eine  Anstalt  ging  aus 
dieser  Statistik  klar  hervor. 

R.  Leslie. 


Tuberkulosefürsorge  in  New  York: 

Interessante  Ergebnisse  bei  der  Be- 
kämpfung der  Tuber- 
kulose wurden  in  der  Anstalt 
Fasmindale  im  Staate  New  Yersey 
(Amerika),  welche  ausschließlich  der 
Prophylaxe  gewidmet  ist,  erzielt. 
Die  Begründung  der  Anstalt  ging 
auf  die  Erkenntnis  zurück,  daß  in 
den  überfüllten  Kleinwohnungsdi- 
strikten New  Yorks  die  heranwach- 
sende Jugend  weitestgehender  Ge- 
fahr tuberkulöser  Infektion  ausge- 
setzt sei. 

Die  Anstalt  sieht  darum  ihren 
ersten  Daseinszweck  darin,  Kinder 
zwischen  4  und  14  Jahren  aus  den 
verseuchten  Wohnungen  zu  entfernen 
und  ihnen  die  Möglichkeit  zu  bieten, 
in  frischer  Luft  zu  leben  und  gesunde 
Nahrung  zu  sich  zu  nehmen. 

Die  Anstalt  verdankt  privaten 
Stiftungen  ihre  reichen  Mittel,  die  sie 
zur  Erbauung  von  Wohngebäuden 
einfachster  Art  inmitten  eines  weiten 
Waldgebietes  benutzte.  Die  Kinder 
leben  dort  einen  großen  Teil  des 
Tages  im  Freien. 

Sie  werden  der  Anstalt  durch  eine 
städtische  Gesellschaft  für  Tuber- 
kulosebehandlung aus  den  Elends- 
vierteln von  New  York  zugeführt. 
Ärzte  stellen  fest,  bei  welchen  Kin- 
dern die  Entfernung  den  größten 
Nutzen  stiftet,  und  diese  werden  dann 
der  Anstalt  übergeben.  Gleichzeitig 
werden  weibliche  Delegierte  in  die 
Wohnungen  entsandt,  um  für  die 
Rückkehr  des  Kindes  bessere  Be- 
dingungen vorzubereiter.  Desinfek- 
tion, Speibecken,  Reinlichkeit  offene 
Fenster  und  andere  entsprechende 


Vorkehrnngen  werden  den  Eltern  in 
ihrer  Notwendigkeit  dargelegt. 

Nach  der  Rückkehr  der  Kinder 
werden  sie  weiter  beobachtet  und 
nach  Kräften  für  ihre  hygienische 
Pflege  Vorsorge  getroffen. 

R.  Leslie. 


Der  Kampf  gegen  die  Tuberkulose 
in  England:  England  war  dasjenige 
Land,  in  dem  der  Kampf  gegen  die 
Tuberkulose  zuerst  aufgenommen 
wurde.  Im  Jahre  1814  wurde  in  Lon- 
don das  erste  Hospital  für  Lungen- 
kranke gebaut,  dem  im  Jahre  1841  das 
zweite  mit  321  Betten  folgte.  In  diesen 
Hospitälern  werden  die  Lungen- 
kranken nicht  nach  den  modernen 
hygienisch-diätetischen  Grundsätzen, 
sondern  wie  gewöhnliche  Kranke  be- 
handelt. Sie  wirken  daher  auch, 
ebenso  wie  die  Siechenhäuser  und 
Armenpflegeheime,  in  denen  gleich- 
falls Lungenkranke  aufgenommen 
werden,  mehr  alslsolierstation  für  fort- 
geschrittene Kranke  als  wie  Heilan- 
stalten für  Frühstadien.  In  dieser 
Eigenschaft  erfüllen  sie  eine  sehr 
wichtige  Aufgabe,  indem  sie  so  eine 
ungeheure  Zahl  von  Tuberkulose - 
herden  aus  der  Bevölkerung  ent- 
fernen. 

Im  Jahre  1898  wurde  das  erste 
Sanatorium  nach  deutschem  Muster 
mit  80  Betten  errichtet,  dem  bis 
zum  Jahre  1908  25  weitere  mit  zu- 
sammen 1700  Betten  folgten.  Zum 
Teil  wurden  auch  alte  Tuberkulose - 
hospitäler  in  moderne  Heilstätten 
umgebaut.  Auch  private  Anstalten, 
die  nach  demselben  Grundsatze  ge- 
leitet werden,  sind  in  größerer  Zahl 
entstanden. 

Trotzdem  also  eine  nach  dem 
Standpunkt  der  modernen  Tuber- 
kuloseforschung wirklich  rationelle 
Bekämpfung  der  Seuche  in  England 
erst  viel  später  als  bei  uns  eingesetzt 
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hat,  sind  die  erzielten  Erfolge  sehr 
günstige,  wie  aus  folgender  Tabelle 
ersichtlich : 

In  England  und  Wales  entfielen 
auf  10  000  Einwohner: 


1  OUrJ^^ldllO  dll 

Lungön- 

Periode 

Tuberkulose 

luber- 

resp.  Jahr 

überhaupt 

kulose 

1851—1860 

34,83 

26,79 

1861—1870 

32,40 

24,75 

1871—1880 

28,63 

21,16 

1881—1885 

25,40 

18,30 

1885—1890 

23,22 

16,35 

1891—1895 

21,22 

14,63 

J895— 1900 

19,20 

13,60 

1901 

18,06 

12,69 

1903 

•  17,41 

12,62 

1905 

16,32 

11,40 

1907 

16,05 

11,40 

Es  hat  also  in  den  letzten  50 
Jahren  eine  Abnahme  der  Sterblich- 
keit an  Tuberkulose  von  über  50% 
stattgefunden,  der  an  Lungentuber- 
kulose sogar  um  60%. 


Die  Freiluftschule  zur  Bekämpfung 
der  Tuberkulose  in  Frankreich:  In 

Paris  wie  in  anderen  Großstädten 
ist  die  Durchschnittsziffer  der  tuber- 
kulösen Schuljugend  15%.  In  den 
meisten  Fällen  ist  die  Krankheit 
latent  oder  wäre  durch  eine  ver- 
änderte Lebensweise  noch  zu  be- 
seitigen. 

Seit  kurzer  Zeit  ist  nach  dem 
Berliner  Muster  eine  Internatsschule 
in  V  e  s  i  n  e  t  durch  die  Schulkasse 
des  16.  Bezirks  von  Paris  gegründet 
worden.  Die  dort  untergebrachten 
Kinder  werden  bei  ihrer  Aufnahme 
einer  genauen  Untersuchung  unter- 
zogen und  von  vornherein  die  not- 
wendige Dauer  ihres  Aufenthaltes 
ärztlich  bestimmt,  durch  den  bleiben- 
der Erfolg  für  ihren  Zustand  zu 
erhoffen  ist.  Sie  werden  in  Gruppen 
geteilt  je  nach  dem  Grad  ihrer  Er- 


krankung  und  dann,  abgesehen  von 
etwaigen  notwendigen  Spezialbehand- 
lungen, nach  den  Methoden,  die  für 
jede  Gruppe  vorgeschrieben  sind,  im 
Unterricht  wie  in  der  körperlicl^en 
Ausbildung  weitergeführt.  Daß  diese 
Übungen  vom  besten  Erfolg  begleitet 
sind,  ergeben  die  Statistiken,  die 
bei  den  in  Freiluft  unterrichteten 
Kindern  in  den  meisten  Fällen  eine 
Zunahme  des  Gewichtes,  des  Brust- 
umfanges und  der  Muskelkraft  nach- 
weisen konnten. 

G. 

<s> 

Tuberkulosefürsorge  für  franzö- 
sische Beamte:  Eine  Gcsetzesvorlage 
über  die  Pflege  tuberbulös  erkrankter 
Beamten  liegt  der  französischen  Re- 
gierung vor.  Die  wesentlichste  Be- 
stimmung betrifft  die  Gewährung 
langfristigen  Urlaubs  an  die  Beamten 
und  entsprechende  Zuwendungen, 
die  ihnen  die  Aufsuchung  von  Sana- 
torien ermöglichen;  außerdem  werden 
scharfe  Maßregeln  zur  hygienischeren 
Ausgestattung  der  Amtsräume  zwecks 
Verminderung  der  Ansteckungsgefahr 
getroffen. 

Parallel  damit  soll  der  Erlaß 
eines  Gesetzes  gehen,  welches  die  obli- 
gatorische Anzeigepflicht  alier  tuber- 
kulösen Krankheiten  im  allgemeinen 
vorsieht;  doch  haben  sich  gegen  diese 
letztere  gewichtige  Stimmen  erhoben, 
so  daß  dessen  Vorlage  noch  nicht 
gesichert  erscheint. 


Wirtshausref orm :  In  den  „Do- 
kumenten des  Fortschritts"  weist 
Herr  Dr.  J.  Mez  mit  Worten  gi'ößter 
Anerkennung  auf  die  berühmten 
alkoholfreien  Restaurants  des  Zü- 
richer Frauenvereins  hin.    Er  fügt 
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den  Wunsch  hinzu,  daß  ihr  segens- 
reiches Beispiel  auch  in  anderen 
Ländern  Nachahmung  finden  möge. 

Was  nun  Deutschland  betrifft, 
so  hat  die  Bewegung  der  Gasthaus- 
refurm  schon  eingesetzt,  wenn  auch 
erst  mit  bescheidenen  Versuchen. 
Aber  das  soziale  Gewissen  regt  sich 
doch,  und  die  Frauenvereine  werden 
sich  der  dringenden  Notwendigkeit 
einer  Reform  auf  diesem  bedeutungs- 
vollen Gebiete  mehr  und  mehr  be- 
wußt. 

Von  schon  bestehenden  alkohol- 
freien Wirtschaften  sah  ich  eine  in 
Dresden  (Ortsgruppe  des  Bundes 
abstinenter  Frauen),  eine  in  Magde- 
burg (Magdeburger  Frauenverein), 
zwei  in  Heidelberg  (Privatbesitz)  und 
die  von  mir  begründete  des  Vereins 
„Auguste  Schmidt-Haus'*  in  Leipzig. 

Die  Leipziger  Reformwirtschaft 
ist  möglichst  genau  nach  Züricher 
Muster  eingerichtet  und  wird,  soweit 
es  in  dem  ganz  kleinen  Maßstabe 
möglich  ist,  auch  nach  diesem  Vor- 
bilde geleitet.  Es  herrscht  z.  B. 
Trinkgeld  verbot  mit  entsprechender 
Entlohnung  der  Angestellten.  Die 
Bedienung  wird  durch  Töchter  an- 
ständiger Familien  besorgt.  Ferner 
ist  nach  Züricher  Muster  die  Ein- 
richtung getroffen,  daß  auf  allen 
Tischen  frisches  Wasser  in  Karaffen 
steht,  so  daß  die  Bestellung  von 
Getränken  nicht  Zwang  ist.  Es  wird 
auf  Auswahl  in  billigen  alkoholfreien 
Getränken,  auf  Auswahl  in  guten 
Zeitschriften  und  sonstiger  Lektüre 
gesehen,  ein  Ruhezimmer  ist  vor- 
handen, kurz:  Überall  wurde  ver- 
sucht, von  den  Ideen  der  genialen 
Schöpferin  der  Züricher  Wirtschaften, 
der  Frau  Prof.  Orelli,  zu  lernen. 
Das  Unternehmen  ist  vielleicht  noch 
zu  jung  (1^4  Jahre),  um  ein  defini- 
tives Urteil  zu  fällen,  aber  die  Zahl 
der  Gäste  wächst  ständig  trotz 
äußerst  ungünstiger  Lage  des  Lokals 
in  einer  sehr  stillen  Straße.  Der 
Ankauf  eines  eigenen  Hauses  von 


Seiten  des  noch  auf  anderen  sozialen 
Gebieten  tätigen  Vereins  sichert  der 
Reformwirtschaft  vom  nächsten  Jahre 
an  günstigere  Lage  und  größere 
Ausbreitungsmöglichkeit. 

Die  Frequenz  betrug:  1910/1911: 
Oktober  IUI,  November  1410,  De- 
zember 1117,  Januar  1553,  Februar 
1580,  März  1591,  April  1727,  Mai 
3074,  Juni  3009,  Juli  3019,  August 
2000,  September  1838;  1911/1912: 
Oktober  2769,  November  3426,  De- 
zember 2976,  Januar  3399,  Februar 
3614,  März  2468,  April  2649,  Mai 
3447,  Juni  3416. 

Die  Monate  mit  den  niederen 
Frequenzzahlen  bezeichnen  Schul- 
und  Universitätsferien,  denn  eine 
große  Anzahl  unserer  Gäste  besteht 
aus  Lehrerinnen,  Studentinnen  und 
Studenten. 

Das  erste  Geschäftsjahr  ergab 
gegen  alles  Erwarten  nicht  nur  kein 
Defizit,  sondern  sogar  schon  Über- 
schuß. Dennoch  würde  ich  bei 
dem  äußerst  bescheidenen  Maßstabe 
der  Leipziger  Reformwirtschaft  nicht 
über  die  Möglichkeit  einer  Renta- 
bilität alkoholfreier  Gasthäuser  zu 
urteilen  wagen,  wenn  nicht  die  Zü- 
richer Wirtschaften  diese  Renta- 
bilität so  glänzend  bewiesen  hätten, 
und  das  bei  strenger  Innehaltung 
kaufmännischer  Grundsätze. 

Ich  wünsche  nur,  daß  recht  viele 
Frauenvereine  und  auch  Privatper 
sonen  ihre  Kräfte  an  dieser  guten 
Sache  versuchen  mögen. 

In  Frankfurt  a.  M.  ist  jetzt  ein 
alkoholfreies  Restaurant  im  Ent- 
stehen, und  in  Leipzig  soll  in  der 
Nähe  des  Völkerschlachtdenkmales 
nächstes  Jahr  ein  großes  alkoholfreies 
Erholungshaus  vom  deutschen  Bunde 
abstinenter  Frauen  gegründet  werden. 
So  mehren  sich  die  Versuche  in 
Deutschland,  das  leider  noch  so  viel- 
fach im  argen  liegende  Gasthaus 
wesen  zu  reformieren.  Und  das 
leuchtende  Beispiel  des  „Züricher 
Frauenvereins  zur  Gründung  alkohol- 
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freier  Gastwirtschaften"  möge  weiter 
und  weiter  wirken  l 

Vielleicht  wäre  es  recht  ange- 
bracht, von  Zürich  aus  einen  Zu- 
sammenschluß aller  der  Frauenver- 
eino  zu  bewirken,  deren  Ziel  die  Gast- 
hausreform ist.  Die  Jahresberichte 
würden  dann  mit  ihren  Erfolgen  und 
Ratschlägen  gewiß  auch  anderwärts 
Vereine  und  Privatpersonen  anregen, 
dies  segensreiche  Gebiet  zu  beschreiten 
Annie  Pevsner^ 
Leipzig. 


frage  nach  Milch  war,  wurde  er  ab 
April,  auf  dem  andern,  wegen  des 
naturgemäß  geringeren  Bedarfs  und 
sonstiger  Schwierigkeiten  in  der 
heißen  Jahreszeit,  ab  Juli  vorüber- 
gehend eingestellt.  Der  Limonade- 
verbrauch bewegte  sich  in  stark  auf- 
steigender Linie  —  im  Juli  auf  dem 
einen  Schacht  gegen  26  000,  auf  dem 
andern  rund  13  000  Flaschen  — ,  bis 
im  August  mit  der  eintretenden 
kühlen  Witterung  ein  gewisser  Rück- 
gang erfolgte.  Dr.  F. 


Milch  in  Fabriken:  In  den  zu 
Greppin  (Kr.  Bitterfeld)  gelegenen 
Werken  der  Berliner  A.-G.  für  Anilin- 
fabrikation erhalten  in  einer  Fabrik- 
abteilung die  Arbeiter  täglich  1  Liter 
Milch  umsonst  gegen  die  Verpflich- 
tung, während  der  Arbeitszeit  keiner- 
lei Alkohol  zu  genießen.  Da  diese 
Einrichtung  großen  Anklang  fand, 
wurde  an  drei  Stellen  der  Werke  Aus- 
schank von  Milch  eingerichtet,  wobei 
diese  gegen  Zahlung  der  Selbstkosten 
verabreicht  wird.  Die  Einrichtung 
hat  sich  gut  bewährt. 


Milch-  und  Limonaienausschank 
im  Bergbaubetriebe:  Einen  Beweis, 
wie  wohlangelegt  und  willkommen 
eine  solche  Einrichtung  ist,  bildet  der 
Ausschank,  den  gegen  Ende  vorigen 
Jahres  die  Gewerkschaft  Friedrich  der 
Große  in  Herne  (Westf.)  auf  ihren  bei- 
den Schachtanlagen  eingerichtet  hat. 
Es  wurden  in  den  Monaten  Januar 
bis  August  des  laufenden  Jahres  aus- 
geschänkt:  6888  Liter  Milch,  155  194 
Flaschen  Limonade.  Der  Milchver- 
brauch erreichte  seine  höchste  Höhe 
im  Februar  mit  2014  Liter.  Auf  dem 
einen  Schachte,  wo  keine  große  Nach- 


Mütterfürsorge  in  Paris:  Seit 
November  1904  bestehen  in  Paris 
einige  Gaststuben,  von  einer  durch 
Herrn  und  Frau  Coullet  begründeten 
Stiftung,  „Oeuvre  du  lait  maternel", 
unterhalten,  welche  jeder  Mutter,  die 
dieselben  mit  ihrem  Säugling  betritt, 
drei  Mahlzeiten  gewährt.  Keinerlei 
Untersuchung  wird  darüber  ange- 
stellt, ob  die  Mutter  der  Unter- 
stützung würdig  sei;  auch  nach  ihrem 
Namen  wird  nicht  gefragt;  als  einzige 
Legitimation  wird  das  Kind,  das  sie 
im  Arm  trägt,  angesehen. 

Bis  jetzt  sind  184  000  Mahl- 
zeiten in  dieser  Weise  verabreicht 
worden.  Der  reiche  Beifall,  den  die 
Stiftung  fand,  hat  eine  andere  Gesell- 
schaft zur  Gründung  sogenannter 
„Cantines  maternelles**  bewogen,  die 
das  gleiche  System,  jedoch  mit  der 
Abweichung  befolgen,  daß  die  Mütter 
ihre  Kinder  einer  ärztlichen  Unter- 
suchung unterziehen  lassen  müssen; 
ferner  erhalten  sie,  wenn  der  Arzt  es 
verordnet,  Flaschen  sterilisierterMilch 
zum  häuslichen  Gebrauche. 

Wenngleich  beide  Einrichtungen 
naturgemäß  im  Interesse  der  Be- 
teiligten liegen,  ist  die  Zahl  der 
Besucherinnen  der  letzteren  Anstalt 
doch  seit  Aufstellung  dieser  Bedingung 
scharf  zurückgegangen,  da  eben  jeder 
Zwang  als  solcher  gefürchtet  wird : 
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immerhin  entfaltet  auch  die  zweite 
Gesellschaft  eine  rege  Tätigkeit. 


Ein  Erholungsheim  für  Mütter: 

Die  Gartenvorstadt  Hampstead  in 
London  hat  vielartigste  Vereine  ent- 
stehen sehen,  welche  dem  Betäti- 
gungsdrange ihrer  Bewohner,  die  zum 
Teil  bereits  jenseits  des  eigentlichen 
Arbeitsalters  stehen,  ihre  Gründung 
verdanken.  Zu  den  wohltätigsten 
dieser  Verbände  zählen  die  „Lehrkurse 
für  erwachsene  Frauen'^  die  ihrerseits 
unter  anderen  Unternehmungen  ein 
Erholungsheim  für  Mütter  aus  den 
benachbarten  ärmeren  Stadtvierteln 
kürzhch  ins  Leben  gerufen  haben. 

Nach  Entbindungen  können  sie 
unentgelthch  im  genannten  Heim  in 
der  Regel  10 — 14  Tage,  verbringen 
Spaziergänge  in  die  zahlreichen  öffent- 
hchen  Gärten  Hampsteads  unterneh- 
men und  neue  Kräfte  schöpfen  für 
die  schweren  Arbeiten,  die  sie  drau- 
ßen erwarten. 


Ein  Klublokal  für  Landstreicher: 

Eine  eigenartige  Fürsorge 
einrichtung  wurde  vor  einigen 
Monaten  von  dem  anglikanischen 
Geistlichen  Rev.  Rd.  Wilson  in  Step- 
ney,  einem  Vororte  Londons,  ge- 
schaffen, nämlich  ein  Klublokal  für 
Landstreicher  und  Obdachlose.  Er 
mietete  ein  altes,  mehr  oder  minder 
baufälliges  Haus,  möblierte  es  mit 
einigen  alten  Tischen  und  Stühlen, 
legte  einige  alte  Zeitschriften  auf 
und  schmückte  die  Wände  mit  Bil- 
dern aus  alten  Hlustrationen. 

Den  Klubbesuchern,  lauter  Ob- 


dachlosen, bleibt  es  überlassen,  bös- 
artige Elemente  selbst  fernzuhalten. 
Weder  Nachtlager  noch  Erfrischungen 
sind  vorgesehen,  wohl  aber  Waschvor- 
richtungen, die  dem  Obdachlosen  die 
Möglichkeit  bieten,  in  halbwegs 
ordentlichemAufzug  Arbeit  zu  suchen. 
Im  übrigen  soll  das  Lokal  auch  gegen 
schlechte  Witterung  und  Kälte 
schützen.  Ein  mit  Gas  geheizter 
Raum  ist  zum  Trocknen  der  Wäsche 
bestimmt;  Vorrichtungen  zum  Bür- 
sten der  Kleider  und  Schuhe,  Nadel 
und  Zwirn  sind  bereit. 

Beiträge  von  den  Obdachlosen 
werden  nicht  erhoben,  doch  erwwtet 
man  von  solchen,  die  Arbeit  gefunden 
haben,  einen  Wochenbeitrag  von 
16  Pfennig.  Tatsächlich  werden 
diese  Beiträge  willig  bezahlt,  und 
manchmal  ist  genug  Geld  in  der 
Kasse,  um  einem  Klubmitglied,  das 
Arbeit  gefunden,  aber  bis  zur  Ver- 
abfolgung des  ersten  Wochenlohns 
ohne  Bargeld  ist,  ein  Darlehen  zu 


geben. 


Verbot  der  Nachtarbeit  in  den 
Bäckereien  in  Holland:  Das  hol- 
ländische Parlament  hat  vor  kurzem 
einen  Antrag  angenommen,  welcher 
die  Nachtarbeit  in  den 
Bäckereien  verbietet.  Schwere 
Kämpfe  sind  dieser  Abstimmung 
vorausgegangen;  einflußreiche  Par- 
teien wollten  statt  der  eingangs  er- 
wähnten radikalen  Maßregel  eine 
bloße  Regelung  der  arbeitenden 
Bäckereien  resp.  zwangsweise  Ein- 
führung des  Schichtwechsels  vor- 
sehen. Die  Regierung  blieb  aber 
demgegenüber  fest  und  das  absolute 
Nachtarbeitsverbot  wurde  ausge- 
sprochen. 
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MORAUSCHE^RECHTS- 
ENTWICKLUNG 

DIE  ROLLE  DER  GEWALT  IN  DEN  KONFLIKTEN 
DES  MODERNEN  LEBENS. 

Eine  Rundfrage. 

in. 

M.  F.  Buisson,  Mitglied  des  französischen  Parlamentes: 

Was  die  drei  erstgenannten  Formen  kollektiver  Gewaltanwendung 
betrifft,  so  geht  das  Problem  nicht  dahin,  zu  ergründen,  ob  die  Gewalt  der 
wirksamste  Faktor  des  Fortschritts"  oder  zum  wenigsten  gewisser  Fort- 
schritte ist.  Es  ist  eine  Tatsache,  daß  sie  das  erste  Mittel,  um  ihn  herbei- 
zuführen, war,  ja,  lange  Zeit  das  einzige  überhaupt.  Sie  im  Prinzip  zu  ver- 
dammen, wäre  gleichbedeutend  damit,  die  Augen  willkürUch  vor  der  Ge- 
schichte der  Menschheit  zu  schHeßen.  Der  „Widerstand  gegen  die  Tyrannei*', 
oder  noch  allgemeiner  gesprochen,  die  Abwehr  des  Druckes  durch  Gegendruck 
ist  tief  in  den  Trieben,  in  den  Notwendigkeiten  der  ganzen  Natur  verankert 
und  somit  auch  ein  natürhches  Recht,  ein  Instinkt  des  Menschen.  Mit  Gewalt 
mußte  er  beginnen. 

Das  Problem  geht  dahin,  zu  ergründen,  ob  wir  uns  ihrer  auch  fernerhin 
bedienen  sollen.  Ob  wir  nicht  besser  tun,  auf  dieses  gefährUche  Mittel  zu 
verzichten,  dem  der  Makel  der  Brutalität  anhaftet,  und  dessen  Erfolg  all- 
zusehr von  den  Zufälligkeiten  eines  Kampfes  abhängt,  in  dem  die  rohe 
Stärke  allein  entscheidet. 

Ganz  gewiß,  wir  täten  besser  daran,  gerade  deshalb,  weil  die  Geschichte 
uns  lehrt,  daß  immer  wieder  die  Schwachen  vermochten,  durch  engen  Zu- 
sammenschluß mächtig  zu  werden.  Ja,  gerade  dadurch,  daß  sie  ver- 
einzelt nichts  erreichen  können,  und  dadurch,  daß  sie  zusammengeschlossen 
nur  bleiben  können,  wenn  gleiches  Recht,  d.  h.  BilHgkeit  und  Gleichheit, 
unter  ihnen  herrscht,  wird  jede  solche  Vereinigung  von  Menschen,  die  dauert, 
eine  Schule  der  Gerechtigkeit,  ist  sie  gewissermaßen  gezwungen,  Gerechtig- 
keit und  Billigkeit  aus  sich  selbst  heraus  zu  erzeugen.  Weder  der  Krieg, 
noch  die  Revolution  noch  auch  der  Streik  können  einen  günstigen  Ausgang 
nehmen  ohne  eine  starke  und  festgeschlossene  Organisation.  Und  keine 
Organisation  ist  mögHch  ohne  eine  Disziplin,  die  wohl  eisern,  doch  durch- 
führbar ist.  Solch  eine  Disziplin  gewährleistet  nur  Gerechtigkeit  und  Billig- 
keit. Internationales  Schiedsgericht,  Regierung  durch  das  allgemeine,  gleiche 
W ahlrecht,  ein  System  von  Kollektivverträgen,  das  die  Gesellschaft  genehmigt 
und  garantiert:  das  sind  die  drei  Formen  des  Widerstandes  gegen  die  Gewalt, 
die  Krieg,  Revolution  und  Streik  ablösen  werden.  Sie  sind  erst  in  der 
Entstehung  begriffen,  aber  ihre  Umrisse  treten  doch  schon  klar  genug 
hervor,  um  ihre  Überlegenheit  über  die  alte  mechanische  Verteidigung  ge- 
meinsamer Rechte  und  Interessen  durch  die  rohe  Stärke  allein  erkennen 
zu  lassen. 
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Über  die  drei  anderen  Formen  spreche  ich  nicht.  Sie  gleichen  den  drei 
erstgenannten  nur  scheinbar.  Die  „Sabotage*'  ist  nichts  anderes  als  eine 
Folge  einzelner  Handlungen,  die  ihrer  Natur  und  ihrem  Grade  nach  die  Trag- 
weite eines  Verbrechens  oder  des  Ausflusses  übler  Laune  haben  können.  Die 
„Lynchjustiz"  bezieht  sich  auf  ganz  bestimmte  gesellschaftliche  und  sittliche 
Zustände.    Ebenso  das  „Duell". 

Baron  d'Estournelles  de  Gonstant,  Senator: 

Ich  glaube  nicht  und  auch  Darwin  hat  meines  Wissens  niemals  gesagt, 
daß  die  Gewalt  das  letzte  Wort  im  Lebenskampfe  fülire.  Ich  glaube  im 
Gegenteil,  daß  heutzutage  die  Gewalt,  weit  davon  entfernt,  Konflikte 
zu  lösen,  sie  nur  verschärft  und  vervielfacht.  Unser  Irrtum  besteht  darin, 
die  Zukunft  nach  Maßstäben  der  Vergangenheit  zu  betrachten.  Alles  ver- 
ändert sich,  und  der  Sieg  im  Lebenskampfe  wird  nicht  den  Gewalttätigsten, 
sondern  den  Intelligentesten,  den  Voraussichtigsten,  den  best  Organisierten, 
den  Gesündesten  gehören.  Der  Krieg  wird  jeden  Tag  an  Basis  verlieren; 
er  wird  nur  mehr  als  Zurückweisung  eines  Angriffes  Geltung  finden,  aber  da 
der  Angreifer  eine  immer  isoliertere  Stellung  einnehmen  wird,  wird  es  immer 
undankbarer  werden,  anzugreifen. 

Die  Revolution  wird,  wie  der  Krieg,  eine  heilsame  Verteidigung  gegen- 
über der  Unterdrückung  bleiben,  gerade  wie  auch  Streik  und  Lynchjustiz, 
wenn  die  Justiz  versagt. 

Das  Duell  ist  lächerlich  und  überlebt.  Sogar  die  Liebhaber  der  Fecht- 
kunst  verachten  es  im  Ernst. 

*  * 

William  J.  Mo.  Alonan,  Kommandeur  der  Heilsarmee  für 
Deutschland,  Berlin: 

Als  Nachfolger  des  Gottmenschen,  der  uns  das  neue  Gebot,  daß  wir 
einander  lieben  sollen,  gegeben  hat,  halte  ich  alle  Gewaltanwendungen  der 
gedachten  Art  für  höchst  beklagenswert.  Die  Anwendung  der  Gewalt  schadet 
nicht  nur  dem  Schwachen,  Unterliegenden,  sondern  auch  für  den  Sieger 
bringt  sie  große  und  schwere  seelische  Nachteile  mit  sich.  Jeder  neue 
Sieg  der  Gewalt  läßt  in  dem  Überwinder  die  egoistischen  Gefühle  immer  mehr 
erstarken  und  macht  ihn  immer  unempfindlicher  gegen  die  berechtigten 
Ansprüche  seiner  Mitmenschen.  Er  gelangt  zu  seinem  eignen  und  seiner 
Generation  Schaden  mehr  und  mehr  dahin,  sich  als  Herr  und  nicht  als  Glied 
zu  fühlen.  Wirklich  durchgreifende  dauernde  Abhilfe  kann  hier  nur  geschaffen 
werden,  indem  der  einzelne  zurückkehrt  zum  Heiland  der  Welt  und  sich 
bemüht,  nach  Jesu  erhabenem  Vorbild  ein  Diener  der  Brüder  zu  sein.  Dann 
werden  wir  den  Sieg  der  Liebe,  den  Christus  verkündigte,  erleben. 

Solange  dies  Ziel  aber  nur  aus  der  Ferne  winkt,  gibt  es  ein  Mittel,  das 
besser  ist  als  alle  Schiedsgerichte,  und  das  ist,  daß  die  strittigen  Punkte  in 
Güte  zwischen  Mensch  und  Mensch  erledigt  werden.  Handelt  man  so,  dann 
hat  man  sich  einen  Bruder  gewonnen  und  diesem  selbst  und  der  Menschheit 
einen  großen  Dienst  geleistet.  Sonst  aber  sind  unparteiische  Schiedsgerichte, 
zu  denen  BeteiHgte  und  Unbeteiligte  Zutrauen  haben,  gut  geeignet,  die 
Anwendung  jeder  Gewalt  zu  verhindern. 
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Pfarrer  Otto  Umfrid,  Stuttgart: 

Ich  halte  alle  ungesetzliche  Gewaltanwendung  für  durchaus  und  in  jeder 
Hinsicht  verfehlt.  Die  sogenannten  Lösungen,  die  auf  dem  Weg  der  Gewalt 
herbeigeführt  werden,  sind  immer  nur  scheinbar;  in  Wirklichkeit  sind  jedosraal 
Unterdrückungen  gewisser  Gegenströmungen  damit  verbunden,  die  neuen 
Anlaß  zu  Konflikten  geben  und  schwere  Komplikationen  herbeiführen.  Die 
letzteren  werden  ,  sobald  die  Gelegenheit  für  die  Unterdrückten  günstig  ist, 
in  neuen  Explosionen  sich  Luft  machen.  Man  sagt  uns:  Druck  erzeugt  Gegen- 
druck: ein  unterdrücktes  Volk  hat  das  Recht,  sich  auf  kriegerischem  Wege 
zu  befreien  oder  durch  eine  Revolution  die  Tyrannenmacht  zu  brechen. 
Das  ist  derjenige  Fall,  den  Schiller  im  Auge  hat,  wenn  er  schreibt:  ,,Wenn 
der  Gedrückte  nirgends  Recht  kann  finden,  wenn  unerträglich  wird  die  Last, 
greift  er  hinauf  getrosten  Mutes  zu  den  Sternen  und  holt  herunter  seine  ewigen 
Rechte**.  ...  In  diesem  Fall  kann  man  die  Gewaltanwendung  verstehen, 
die  Aufgabe  unserer  Zeit  kann  es  aber  nicht  sein.  Zustände  bestehen  zu  lassen, 
in  denen  man  sich  genötigt  sehen  könnte,  Gewalt  zu  brauchen,  sondern  Zu- 
stände zu  schaffen,  welche  die  illegitime  Gewaltanwendung  ausschließen. 
Zustände,  in  denen  das  von  Schiller  noch  vermißte  Recht  gefunden  werden 
kann. 

Der  Krieg  wird  tatsächlich  nicht  bloß  als  ein  verbrecherisches,  sondern 
geradezu  als  ein  überflüssiges  Unternehmen  erscheinen,  wenn  den  Staaten 
ihre  Territorien  garantiert  werden,  wenn  dem  Handel  die  Türen  offenstehen, 
wenn  den  übervölkerten  Staaten  die  Möglichkeit  gegeben  ist,  den  Überschuß 
ihrer  Bevölkerung  in  überseeischen  Ländern  anzusiedeln  auf  Grund  von 
Niederlassungsverträgen  und  in  Anwendung  des  Gesetzes  der  Hospitalität, 
und  wenn  etwaige  Streitigkeiten  auf  demWege  schiedsrichterlicherEntscheidung 
geschlichtet  werden.  Sollte  auch  nach  Aufrichtung  der  internationalen  Rechts- 
ordnung an  irgendeinem  Punkt  der  Erde  eine  diese  Ordnung  durchbrechende 
Erhebung  vor  sich  gehen,  so  müßten  die  verbündeten  Mächte  diese  Erhebung 
mit  Gewalt  niederschlagen,  diese  Gewaltanwendung  aber,  nicht  im  Interesse 
eines  einseitigen  nationalen  Vorteils  ausgeübt,  sondern  im  Namen  und  Auftrag 
des  götthch -menschlichen  Rechts  unternommen,  ist  keine  illegitime  Gewalt, 
kein  Krieg  mehr,  sondern  eine  Polizeiaktion. 

Der  Streik,  wie  er  heute  geübt  wird,  ist  ein  Akt  des  inneren  Kriegs, 
des  Klassenkampfs,  in  dem  wir  uns  befinden,  hervorgerufen  einerseits  durch 
die  Ungerechtigkeiten,  die  mit  der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung 
zusammenhängen,  andererseits  durch  die  Begehrlichkeit  der  nach  der  Herr- 
schaft lüsternen  Arbeiter.  Man  organisiere  die  Berufsgenossenschaften  in 
lückenloser  Weise  innerhalb  der  Grenzen  der  einzelnen  Nationen  nach  Analogie 
der  alten  Zünfte,  aber  nicht  in  Gleichförmigkeit  mit  ihnen;  man  gebe  diesen 
Berufsgenosßenschaften  gesetzgeberische  Vollmachten  innerhalb  ihrer  Branche, 
so  daß  sie  im  Zusammenwirken  mit  anderen  Genossenschaften  Arbeitszeit, 
Lohne  und  Preise  festsetzen  dürfen,  man  setze  einen  Lebenslohn  fest,  der 
lör  eine  Arbeiterfamilie  zum  menschenwürdigen  Leben  reicht,  unter  den  nicht 
heruntergegangen  werden  darf,  man  räume  den  Arbeitern  ein  Mitbestimmungs- 
recht in  der  Verwaltung  des  industriellen  oder  sonstigen  Etablissements  ein, 
man  gebe  ihnen  eine  gründfiche  Ausbildung,  verschaffe  ihnen  einen  Einblick 
in  die  Gesamtheit  des  Betriebs,  lasse  sie  im  ganzen  Fabrikraum  herumkommen 
in  einem  vernünftig  geregelten  Wechsel  der  Tätigkeit;  man  löse  die  Wohnungs- 
frage, man  entziehe  die  notwendigsten  Lebensmittel  der  Spekulation  und 
erstrebe  eine  gesetzmäßige  Festlegung  erschwinglicher  Preise  für  die  Nahrungs- 
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mittel,  und  man  wird  den  sozialen  Frieden  herstellen  und  dadurch  den  Ar- 
beitern die  Veranlassung  zu  Streikbewegungen  und  anderen  revolutionären 
Akten  entziehen.  Eisenbahn-  und  Poststreiks  müßten  im  Interesse  der 
Gesamtheit  unter  allen  Umständen  vermieden  werden.  Dazu  aber  sollten 
beide  Betriebe  schon  heute  immer  und  überall  staatlich  organisiert  werden, 
denn  nur  der  Staat  hat  heute  die  Macht,  für  die  Wohltat  der  Sicherstellung 
seiner  Beamten  auch  das  Äquivalent  unverbrüchlicher  Diensttreue  zu  ver- 
langen und  diese  Treue,  wenn  er  richtig  organisiert  ist,  auch  zu  erzwingen. 

Die  Lynchjustiz  ist  eine  durchaus  verwerfliche  Methode,  ein 
Vergehen  zu  bestrafen,  ein  rohes  Überbleibsel  des  Naturzustandes  der  Völker, 
ein  Ausbruch  der  Rachsucht,  der  um  so  abscheuHcher  ist,  je  weniger  Garantie 
er  bietet  für  die  richtige  Abwägung  des  Strafmaßes,  ja  auch  nur  für  die  Fest- 
stellung des  wahrhaft  Schuldigen.  Der  Ersatz  dafür  ist  die  geordnete  Rechts- 
pflege, die  vielleicht  gegenüber  ausgesprochenen  Roheitsverbrechen  vielfach 
strenger  sein  dürfte,  als  sie  es  tatsächlich  ist.  Man  wende  die  legitime  Gewalt 
in  ausgiebiger  Weise  an,  dann  wird  man  nicht  riskieren,  daß  die  Bestie  im 
Pöbel  die  Ketten  zerbricht  und  zu  illegitimer  Gewaltanwendung  schreitet. 

Revolutionen  scheinen  vielfach  durch  die  Geschichte  sanktioniert 
zu  sein,  so  insbesondere  die  französische  Revolution  vom  Jahre  1789,  die 
russische  aus  dem  Anfang  dieses  Jahrhunderts,  die  portugiesische  vergangenen 
Jahres  usw.  usw.  Man  muß  aber  wohl  unterscheiden  zwischen  den  berechtigten 
Forderungen  der  Revolutionäre  und  der  gewaltsamen  Art  der  Durchführung 
dieser  Forderungen.  Gegen  die  Aufstellung  eines  revolutionären  (d.  i.  um- 
gestaltenden) Programms  ist,  wie  es  von  der  Idee  der  Gerechtigkeit  eingegeben 
wird,  nichts  einzuwenden;  man  muß  dann  aber  auch  der  Gerechtigkeit  und 
Wahrheit  die  Macht  zutrauen,  sich  durchzusetzen,  und  muß  Geduld  haben, 
um  auf  den  Sieg  des  Lichts  zu  warten.  Die  Geschichte  der  französischen 
Revolution  beweist  in  ihren  Anfängen,  welche  Macht  die  Ideen  haben.  Am 
4.  August  1789  haben  die  privilegierten  Stände,  ohne  daß  man  Gewalt  gegen 
sie  gebraucht  hätte,  auf  ihre  Privilegien  verzichtet.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort, 
zu  untersuchen,  wie  es  kam,  daß  die  Revolutionäre  nachher  doch  durch  ein 
Meer  von  Blut  gewatet  sind,  soviel  aber  steht  fest:  die  Sympathie,  die  der 
französischen  Revolution  anfangs  in  der  ganzen  Kulturwelt  entgegengebracht 
wurde,  ist  durch  den  Terrorismus  verscherzt  worden.  In  der  Schreckens- 
herrschaft aber  ist  vieles  zugrunde  gegangen,  was  wert  war,  bestehen  zu 
bleiben,  und  berechtigte  Strömungen  wurden  gewaltsam  unterdrückt,  die 
sich  nachher  für  diese  ihre  Unterdrückung  rächten,  indem  sie  das  Land  nicht 
zur  Ruhe  kommen  ließen.  Eine  Abwehr  blutiger  Revolutionen  läßt  sich 
erzielen,  wenn  die  Prinzipien  der  Gerechtigkeit  in  der  Behandlung  der 
sozialen  Frage  beobachtet  werden,  und  wenn  die  parlamentarischen  Ein- 
richtungen bewegUch  genug  sind,  um  dem  Willen  der  Völker  den  entsprechen- 
den Ausdruck  zu  verleihen.  Die  Fürsten  aber  sollten  klug  genug  sein,  um 
einzusehen,  daß  die  Zeit  des  Absolutismus  unwiederbringHch  vorüber  ist,  und 
daß  die  Gewährung  freiheitlicher  Einrichtungen  im  Volk  die  beste  Stütze 
der  Throne  ist.  Andererseits  sollten  die  Völker  erkennen,  daß  ihr  Glück  nicht 
notwendig  mit  der  republikanischen  Regierungsform  zusammenhängt.  Die 
Solidität  deutscher  monarchischer  Verhältnisse  im  Unterschied  von  der 
weitverbreiteten  Beamtenkorruption  in  Amerika  z.  B.  spricht  nicht  für  die 
absolute  Überlegenheit  der  republikanischen  Staatsform. 

Das  Duell  ist  ein  mittelalterlicher  Unsinn,  namentlich  deshalb, 
weil  schlechterdings  keine  Garantie  für  den  Sieg  des  Beleidigten  und  in  seiner 
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Ehre  Gekränkten  besteht.  Der  Duellant  riskiert,  daß  er  zu  seiner  Ehre  auch 
noch  das  Leben  verüert.  Man  gestatte  den  Ehrengerichten  auch  über  Fragen 
des  intimen  FamiUenlebens  zu  urteilen  und  entsprechende  Strafen  zu  ver- 
hängen, und  man  wird,  wenn  das  Gericht  aus  wirklichen  Ehrenmännern 
besteht,  eine  Entscheidung  erleben,  die  unter  allen  Umständen  befriedigender 
sein  wird,  als  ein  etwaiger  unglücklicher  Ausgang  des  Duells.  Kann  man 
In  England  ohne  Duell  auskommen,  so  sollte  dasselbe  auch  in  anderen  Kuitur- 
iändern  möglich  sein. 

Zum  Schlüsse  möchte  ich  mir  noch  die  Bemerkung  erlauben,  daß  der 
tierische  Kampf  ums  Dasein  auf  die  Menschen  nicht  anwendbar  erscheint, 
einfach,  weil  die  Menschen  vernunftbegabte  Wesen  sind  und  sich  nicht  mit 
Hörnern  und  Zähnen  um  die  Futterplätze  zu  streiten  brauchen.  Sodann 
aber  besteht  dieser  „Kampf  ums  Dasein"  nach  Darwin  in  der  Hauptsache 
überhaupt  nicht  darin,  daß  etwa  die  Tiere  derselben  Gattung  sich  gegenseitig 
zerfleischen,  wie  es  vernunftwidrigerweise  die  Menschen  tun,  sondern  darin, 
vdaß  die  besser  organisierten  die  Schwierigkeiten,  die  der  Entwicklung  ent- 
gegenstehen, besser  überwinden  und  daher  gegenüber  den  minder  gut  organi- 
sierten überleben.  Das  kann  auch  für  die  Menschen  gelten,  aber  dazu  brauchts 
keine  Gewalt. 

*  * 
* 

A.  D.  Xenopol,  Professor  an  der  Universität  von  Jassy,  Mit- 
glied der  rumänischen  Akademie: 

Der  Daseinskampf  vollzieht  sich  in  den  untergeordneten  Lebenssphären 
bei  Tieren  und  Pflanzen  mit  den  Waffen  der  physischen  Kraft.  Der  Stärkere 
siegt  über  den  Schwächeren  sowohl  im  Kampf  der  Gattungen  als  auch  der 
Individuen. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  das  Phänomen  des  Kampfes  ums  Dasein 
auch  für  die  Menschheit  gilt,  und  daß  sich  in  ihren  Anfängen  dieser  Kampf 
ebenfalls  ausschließlich  auf  dem  Boden  der  physischen  Kraft  entspann. 
Aber  der  Mensch  trug  einen  Keim  zum  Geistigen  in  sich:  Ideen  von  Moral 
und  Recht,  die  den  brutalen  Wettstreit  verminderten,  den  Schwachen  gegen- 
über dem  Stärkeren  schützten  im  Dienste  eines  Ideals.  Die  Idee  war  es, 
der  die  Kraft  weichen  mußte  und  die  den  Kampf  ums  Dasein  auf  ein  anderes 
Feld  übertrug.  Und  diese  menschlichste  aller  Tendenzen  war  es,  die  den 
Zusammenschluß  der  Gesellschaften  in  Staaten  ermöglichte. 

Wie  der  Mensch  zugleich  Tier  und  höheres  Wesen  ist,  hat  sein  Kampf 
ums  Dasein  sich  allmählich  von  seinen  primitiven  Formen  losgelöst,  um 
mit  der  Zivilisation  Schritt  zu  halten;  dieser  Aufstieg  war  das  Werk  einer 
langen  Entwicklung  und  noch  ist  er  nicht  beendet.  Der  Unterschied  zwischen 
der  Gewaltanwendung  in  einer  Revolution  und  derjenigen  im  ani- 
malischen Leben  besteht  darin,  daß  die  Revolution  Gewalt  anwendet,  um 
Gerechtigkeit  zu  sichern  oder  zu  erlangen.  Aber  die  Zivilisation  selbst  über- 
windet die  Gruppen,  welche  Macht  und  Reichtum  für  sich  behalten  wollen, 
statt  sie  an  die  Menschheit  zu  gerechtem  Aligenuß  zu  verteilen.  Die  Revo- 
lutionen werden  immer  seltener.  Sie  werden  ersetzt  durch  Streiks,  die 
eine  viel  sanftere  Form  der  Revolution  sind  —  obgleich  sie  die  besitzenden 
Klassen  oft  nicht  wenig  in  Schrecken  versetzen.  Es  ist  immer  Gewaltanwendung 
um  Recht  zu  erringen,  aber  diese  Gewalt  ist  durch  eine  Form  gemildert,  die 
sie  dem  Rechte  entlehnt  hat,  so  daß  sogar  ein  „Streikrecht"  entstehen  konnte. 

Es  wäre  gut,  wenn  die  Menschheit  die  Überzeugung  gewänne,  daß  sie 
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alles  von  der  natürlichen  Entwicklung  der  Gesellschaften  und  von  der  immer 
vollkommeneren  Vorherrschaft  der  Idee  des  Rechtes  zu  erwarten  habe, 
die  endlich  das  von  den  Römern  geträumte  suum  cuique  herstellen  würde. 

In  den  Beziehungen  der  Völker  dringt  die  Rechtsidee  viel  schwerer 
durch,  da  dieses  Recht,  wie  klar  es  auch  von  jedermann  erkannt  werde,  nicht 
aufgedrängt  werden  kann,  weshalb  der  Daseinskampf  unter  den  Völker - 
gruppen  noch  für  lange  —  wenn  nicht  immer  —  die  harte  und  unentwickelte 
Form  aufweisen  wird,  die  er  in  den  untergeordneten  Lebensregionen  besitzt. 


Dr.  August  Forel,   eh.  Professor  der  Universität  Zürich: 

Auf  Ihre  erste  Frage  antworte  ich  im  großen  und  ganzen  mit  „Nein"'. 
Die  Gewalt  ist  ein  verwerf Hches  Mittel,  das  Gewalt  auf  der  Gegenseite  er- 
zeugt. Wohl  aber  gibt  es  gegenwärtig  noch  Ausnahmen,  dort,  wo  ein  Miß- 
brauch der  Macht  oder  der  Stärke  sich  eingeschlichen  hat.  Solche  Ausnahmen 
bilden: 

1.  der  Krieg,  der  sich  auf  die  Verteidigung  beschränkt, 

2.  die  Revolution  gegen  nichtswürdige  Tyrannei  (z.  B.  die  Revolution 
der  Türkei  gegen  Abdul  Hamid), 

3.  der  Streik,  der  durch  den  Mißbrauch  des  übermächtigen  Kapitals 
gerechtfertigt  erscheint,  aber  nur  dann,  wenn  er  sehr  gut  organisiert,  gerecht 
und  seines  Erfolges  sicher  ist. 

Die  Sabotage,  die  Lynchjustiz,  das  Duell  sind  Barbarei,  die  gar  nichts 
rechtfertigen  kann. 

Es  muß  nicht  erst  gesagt  werden,  daß  Krieg,  Revolution  und  Streiks 
nur  das  letzte  und  äußerste  Mittel  der  gerechten  Notwehr  gegen  schreiende 
Übelstände  sein  dürfen. 

Nach  meiner  Ansicht  sollte  der  Krieg  zwischen  ziviUsierten  Völkern 
verdrängt  werden  anfangs  durch  ein  Schiedsgericht  (ich  kann  mich  hier  für 
keine  bestimmte  Form  aussprechen,  weil  ich  die  Materie  zu  wenig  beherrsche), 
später  aber  durch  eine  friedhche  Föderation  aller  Kulturnationen;  diese 
Föderation  ist  ebensowenig  undurchführbar  wie  die  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  oder  von  Deutschland  oder  der  Nationen  in  der  Schweiz. 

Die  Revolution  soll  verdrängt  werden  durch  eine  allmähliche  gesell- 
schaftliche Entwicklung,  die  auf  die  Mündigwerdung  des  Volkes  hinzielt 
durch  eine  alle  Schichten  durchdringende  Bildung,  durch  das  allgemeine 
gleiche  Wahlrecht  für  Männer  und  Frauen  und  durch  die  allmähliche  Beseiti- 
gung von  Kapitalismus  und  Trusts. 

Der  Streik  endlich  soll  nach  und  nach  verdrängt  werden  durch  die 
Kooperation  von  Produktion  und  Verbrauch,  Hand  in  Hand  mit  der  Unter- 
drückung des  Kapitalismus  und  der  Trusts. 

Vom  Standpunkt  der  Höherbildung  der  Rasse  ist  der  moderne  Krieg 
kein  Läuterungsmittel  mehr,  er  bringt  keinen  Aufschwung,  sondern  das 
Gegenteil,  denn  er  vernichtet  die  Stärksten,  während  er  in  alten  Zeiten  die 
Schwachen  ausgemerzt  hat.  An  seine  Stelle  tritt  die  Eugenik  (im  Sinne 
Fr.  Galtons),  d.  h.  die  Selektion  der  Besten,  der  Gesunden,  Ausdauernden, 
Klugen,  Guten,  gepaart  mit  Rassenhygiene  (künstliche  Unfruchtbarkeit 
der  Degenerierten,  Verbot  des  Ausschankes  alkoholischer  Getränke  usw.). 
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Im  Lebenskampf  ist  die  Gewalt  bei  weitem  nicht  der  wichtigste  Faktor. 

Blind  und  wütig,  wie  wir  sie  bei  den  wilden  Tieren  beobachten,  gleicht 
sie  einem  anorganischen,  primitiven  Zustand  und  erklärt  sich  durch  die 
Unwissenheit,  die  Mutter  allen  physischen  und  geistigen  Elends. 

In  einem  höheren  Entwicklungsstadium  macht  die  gegenseitige  Hilfs- 
bereitschaft der  chaotischen  Feindseligkeit  das  Feld  streitig. 

Schon  beim  prähistorischen  Menschen  und  bei  seinen  vierfüßigen  Vor- 
läufern bürgert  solidarisches  Empfinden  sich  ein.  Bei  gewissen  hoch- 
entwickelten Tierai-ten  erreicht  es  einen  bedeutenden  Grad  der  Vollkommenheit ; 
und  in  unserer  heutigen  Menschheit  sind  seine  immer  größeren  Fortschritte 
nicht  zu  leugnen. 

Seit  den  ältesten  Zeiten,  wo  die  Menschen  sich  fraßen,  über  die  Epochen 
der  Sklaverei,  der  Leibeigenschaft  und  in  die  Lohnarbeit  hinein  ist  es  von 
'  Jahrhundert  zu  Jahrhundert  lebendiger  geworden.  Es  ist  also  keine  zu  kühne 
Behauptung,  daß  die  Zivilisation  im  umgekehrten  Verhältnis  zur  Gewalt 
stehe  und  daß  unsere  Gesellschaft,  die  noch  auf  die  Lohnarbeit  gegründet 
ist,  schon  den  Keim  zu  einer  fortgeschritteneren,  den  zeitgenössischen  Not- 
wendigkeiten angepaßteren  Gesellschaft  in  sich  trägt. 

Die  internationalen  Kriege  und  die  Revolutionen  im  tiefen  und  sozialen 
Sinn  des  Wortes  sind  noch  gegenwärtig  die  beiden  charakteristischesten 
Äußerungen  der  Gewalt.  Die  Kriege  hatten  ihre  Daseinsberechtigung,  als 
noch  keinerlei  Solidarität  zwischen  den  Völkern  bestand  und  der  Sieger 
tatsächlich  in  Form  der  Beute  aus  der  Niederlage  des  Gegners  reichen  Gewinn 
zog.    Heute  ist  das  anders. 

Heute  verlöscht  die  kapitalistische  Produktion,  die  den  Erdball  immer- 
mehr einspinnt,  im  Nu  die  nationalen  und  Rassenzwiespälte,  um  nur  den 
Klassenantagonismus  zu  schüren:  zwischen  Besoldeten  und  Besoldern, 
Besitzlosen  und  Besitzenden. 

Die  soziale  Revolution  ist  folglich  eine  altruistische  Notwendigkeit. 
Nur  sie  wird  den  Weltfrieden  herbeiführen,  indem  sie  die  Kluft,  die  den 
Arbeiter  von  seinem  Arbeitsprodukt  trennt,  einer  versöhnten,  gemeinsam 
arbeitenden,  freien  und  solidarischen  Menschheit  zum  Heil,  ausfüllen  wird. 
Aber  es  ist  nicht  erwiesen,  daß  diese  Revolution  unbedingt  eine  gewaltsame 
sein  müsse.  Wenn  sie  es  selbst  sein  müßte,  was  ausschließlich  vom  Grad 
des  Widerstandes  der  Privilegierten  abhängt,  so  wäre  sie  es  gewiß  weniger, 
als  die  dynastischen  und  kapitalistischen  Kriege  es  waren,  die  vom  Beginn 
der  menschlichen  Gesellschaften  unseren  Planeten  mit  Blut  getränkt  haben. 

Als  unvermeidlicher  Abschluß  einer  langen  ökonomischen  und  geistigen 
Entwicklung  wird  die  proletarische  Revolution  alles  unfruchtbare  Rache- 
nehmen verabscheuen,  nur  die  ökonomische  Umwälzung  im  Auge  behaltend. 
Sie  wird  um  so  ärmer  an  Gewaltakten  sein,  als  eine  relative  Freiheit  den 
arbeitenden  Klasse  gestattet  haben  wird,  sich  vollständiger  zu  organisieren 
und  einen  höheren  Begriff  von  ihrer  Stärke  zu  erlangen. 

Ausgedehnt  auf  die  großen  Produktionsmittel  (Eisenbahnen,  Berg- 
werke, Elektrizität,  Post  usw.),  scheint  der  Streik  der  Hebel  werden 
zu  sollen  für  die  Verlegung  der  sozialen  Achse  vom  Kapitalismus  und  seinen 
Günsthngen  nach  der  Seite  der  Arbeit  und  der  gemeinschaftlichen  Produktion, 
die  für  die  Bedürfnisse  der  Gesamtheit  aufkommt. 

Die  Sabotage,  die  bei  der  Verkaufsproduktion  ganz  unten  steht,  ist  an 
und  für  sich  nicht  das  Kampfmittel  der  Arbeiter  und  Revolutionäre.  Der 
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Arbeiter  kennt  seinen  technischen  Wert  zu  gut,  um  frohen  Mutes  zu  diesem 
zweischneidigen  Schwert  zu  greifen. 

Außerhalb  des  Krieges  und  der  Revolution,  die  die  typischen  Beispiele 
der  Gewaltanwendung  sind,  wäre  noch  sehr  vieles  zu  sagen  über  ihre  heuchle- 
rischste und  widerwärtigste  Form,  in  der  die  atavistische  Grausamkeit  der 
menschlichen  Rasse  einherschreitet,  und  die  in  dem  Rechte,  das  die  Nutz- 
nießer der  Gesellschaft  sich  immer  beigelegt  haben,  besteht,  die  Opfer  ihrer 
schlechten  Organisation  zu  strafen  und  zu  züchtigen. 

Den  als  antisozial  berüchtigten  Handlungen  hegt  entweder  ein  natür- 
liches Gebrechen,  eine  unrichtige  Erziehung  oder  graues  Elend  zugrunde. 
Sie  werden  ausgerottet  oder  geheilt  werden  erst  mit  der  Allgegenwart  des 
Lichts  und  des  Wohlstandes. 

,, Strafe"  ist  unter  diesen  Bedingungen  nicht  nur  eine  überflüssige  Pose, 
ein  wahrhaftes  testimonium  paupertatis,  sondern  auch  ein  unheilvolles  Beispiel 
von  sozialer  Lüge  und  dummer,  feiger  Blutgier.  Doch  hier  ist  diese  Frage 
vom  Recht  des  Strafens  nicht  abzutun,  und  habe  ich  sie  nur  gestreift,  um 
meine  Ansicht  über  das  Duell  und  die  Lynchjustiz  schärfer  zu  umgrenzen. 

Das  Duell  als  Gottesurteil"  ist  mit  der  Feudalherrschaft  gefallen.  Was 
übrig  blieb  von  dieser  altertümlichen  Gewohnheit,  in  der  der  Zufall  höchster 
Richter  war,  weckt  nur  Verachtung.  Das  moderne  Duell  ist  wie  etwa  der 
Spiritismus  ein  Zeitvertreib  für  Beschäftigungslose,  ein  mondainer  Sport. 
Hier  wird  der  Zuschauer  halber  gekämpft,  und  wenn  einmal  ein  Todesfall 
dazwischen  kommt,  so  ist  der  Verlust  für  die  Gesamtheit  nicht  allzu  empfindlich. 

Anders  mit  der  Lynchjustiz. 

Als  Reflexerscheinung  althergebrachter  Vorurteile  oder  lang  verhaltenen 
Zornes  ist  die  Lynchjustiz  immer  eine  bedenkhche  Sache. 

An  dem  Wendepunkt  der  Geschichte,  an  dem  wir  angelangt  sind,  werden 
die  Einrichtungen  der  Vergangenheit  durch  die  ökonomische  Entwicklung 
in  Frage  gezogen  und  durch  die  wissenschaftflche  Kritik  in  Stücke  geschlagen. 
Keine  FKckarbeit  wird  fortan  das  UnvermeidUche  aufhalten.  Die  Ver- 
tauschung des  kapitalistischen  Systems  gegen  das  Gesellschaftseigentum,  der 
Beherrschung  des  Menschen  durch  den  Menschen  gegen  die  gemeinsame 
Verwaltung  der  Produktion,  der  theokratisch-juridischen  Ehe  und  Familie 
gegen  die  freie  Liebe  und  freie  Verbindung  ist  unausbleiblich.  Die  Kraftauf- 
wendungen der  herrschenden  Klasse  zur  Verhinderung  dieser  von  der  Ge- 
schichte vorgezeichneten  sozialen  Erneuerung  können  nur  e  i  n  Resultat 
haben:  daß  die  Umwälzung  eine  um  so  gewaltsamere  und  darum  schmerz- 
haftere werde. 

Um  die  Gewalt  zu  vermeiden  oder  wenigstens  auf  ihr  Minimum  zu  redu- 
zieren, wird  ein  Einverständnis  aller  Kräfte,  die  guten  Wiflens  sind,  immer 
unumgänglicher. 


Dr.  N.  R.  af  Ursin,  eh.  Vizepräsident  des  finnischen  Landtags: 

Die  Menschheit  braucht  sicher  Ideale  (positivistische,  individuaHstische 
sozialistische  usw.),  um  Fortschritte  in  Kultur  und  Gesittung  zu  machen. 
Alte  Ideale  verschwinden,  neue  tauchen  auf.  Heutzutage  ist  wohl  das  Ideal 
der  Humanität  am  meisten  verbreitet,  das  von  einigen  zu  einer  Art  von 
Religion  (Feuerbach,  Comte,  Natorp)  erhoben  worden  ist. 

Und  doch  beruht  trotz  afler  Kultur  die  jetzige  Geseflschaft  noch  wesent- 
lich auf  Gewalt.    Sogar  Saint- Simon,  der  größte  Befürworter  friedlicher 
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Entwicklung,  mußte  es  zugeben:  „Jusqu'ä  ce  jour,  les  grandes  evolutions 
qui  se  sont  effectuees  doncles  societes  humaines  ont  eu,  il  est  vrai,  un  autre 
caracterc:  elles  ont  ete  violantes." 

Das  kommt  daher,  daß  die  „zivilisierte"  Gesellschaft  von  alters  her 
in  zwei  große  Klassen  geteilt  ist:  Unterdrücker  und  Unterdrückte,  und  diese 
Zweiteilung  wird  immer  fühlbarer.  Garlyle,  Tolstoj  und  andere  kleinere 
oder  größere  „Propheten**  haben  wohl  in  der  letzten  Zeit  versucht,  durch 
strenge  Predigten  an  die  Oberklasse  eine  Besserung  herbeizuführen,  aber 
mit  verhältnismäßig  wenig  Erfolg.  Denn  die  Kluft  liegt  tief  in  ökonomischen 
Verhältnissen  begründet,  die  eine  Macht  frage  konstituieren  und  ökonomische 
Machtfragen  werden  —  leider  —  wenig  von  bloßen  Strafpredigten  beeinflußt. 
Nur  die  unausgesetzte  Aufrüttelung  der  leidenden  Massen  kann  hier  Wandel 
schaffen,  eine  Aufrüttelung,  die  diese  Massen  in  einer  neuen  Richtung 
aktionsfähig  macht.  Der  Sozialismus  ist  es,  den  ich  meine  *). 
Es  ist  keine  Frage,  die  Gewalt  muß  einmal  aus  der  Menschheit  verschwinden, 
aber  jetzt  ist  es  offenbar  noch  nicht  mögüch  —  leider !  Es  wird  geschehen, 
wenn  die  Unterdrücker  nicht  mehr  da  sind,  wenn  der  Sozialismus,  die  all- 
gemeine Bruderhebe,  die  Welt  regiert. 

Krieg,  Revolution,  Streik  können  nicht  unter  demselben  Gesichtspunkt 
betrachtet  werden.  Im  Krieg  kämpft  eine  niedrigere  Idee 
gegen  eine  höhere,  in  der  Revolution  und  dem  Streik 
gewöhnlich   eine   höhere   gegen   eine  niedrigere. 

Schon  Christus  verdammte  den  Krieg;  Tolstoj,  der  große  Nachfolger 
Christi,  hat  richtig  gesagt,  daß  Krieg  nur  Mord  ist,  nämlich  der  Offensivkrieg. 
Zur  Defensive  genügt  die  Miliz:  das  haben  unparteiische  große  Militär- 
schriftsteller, wie  Bleibtreu,  unwiderleglich  festgestellt.  Schon  Kant  in 
seinem  berühmten  Buche  (Zum  ewigen  Frieden)  verlangte  die  Abschaffung 
von  stehenden  Heeren,  den  eigentlichen  Hervorruf ern  des  Krieges.  Und 
dennoch,  sie  stehen  noch  fast  in  allen  „zivilisierten'*  Ländern  !  Warum  denn  ? 

Die  jetzige  Gesellschaftsordnung  braucht  sie 
notwendig  —  vor  allem  aus  zwei  Gründen.  Sie  ruht  auf  der  Gewalt: 
Laveleye,  der  fromme  Gläubige,  sagt,  daß,  wenn  die  Bajonette  nicht  wären, 
jedes  Land  die  furchtbarsten  Umwälzungen  zu  erdulden  hätte.  Teilweise 
ist  dies  wahr.  Der  „innere  Feind**  kann  rachsüchtig  sein:  er  hat  vielleicht 
zulange  stillgehalten.  Und  dann  der  andere  Grund:  Die  stehenden  Heere 
sind  nötig,  um  die  Kolonisations-  und  Spekulationsgelüste  der  feudahstisch- 
kapitalistischen  Klasse,  der  eigenthchen  Lenker  und  Stützen  der  jetzigen 
Staatsgewalt,  zu  befriedigen.  Man  denke  nur  an  die  Kriege  auf  Madagaskar, 
in  Transvaal,  in  Kiautschou.  Die  meisten  Kriege  werden  heutzutage,  wenn 
man  auf  die  Gründe  geht,   der  Absatzgebiete  wegen  geführt. 

Was  haben  alle  Schiedsgerichtstraktate  vom  Jahre  1848  an  —  die  nicht 
einmal  immer  vom  Mächtigeren  einem  Schwächeren  gegenüber  auf- 
rechtgehalten wurden  — ,  was  haben  ,, Schiedsgerichte**  zustande  bringen 
können,  die  ebensogut  zurückgewiesen  werden  konnten,  wie  es  in  betreff 
des  Burenkrieges  von  seiten  Englands  geschah?  Was  bedeuten  Völker- 
rechtsinstitute,  Friedensligen,  Weltfriedenskongresse,  Haager  Konferenzen, 
wo  man  das  geltende  Kriegsrecht  kodifiziert  und  platonisch  die  Ab- 
rüstungsfrage debattiert?  Es  sind  wenig  bedeutente  PaUiative. 

•)  An  Stelle  von  Kants  Forderung  der  republikanischen  Staatsform  als  Grundlage 
des  ewigen  Friedens  muß  heutzutage  das  sozialistische  Gesellschaftsprinzip  treten. 
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Aber  wenn  in  den  Großstaaten  im  Kriegsfall  die  Hälfte  oder  ein  Drittel 
aller  Männer  zu  den  Waffen  greifen  müssen,  wenn  die  stehenden  Armeen  im 
Durchschnitt  jeden  Großstaat  jährlich  eine  Miüiarde  (1)  kosten,  so  begreift 
man  wohl,  daß  diese  Tatsachen  die  große  Masse  des  Volkes  gegen  den 
Krieg  und  die  stehenden  Heere  empören  können ;  man  begreift,  daß  die 
llekruten  (wie  in  Itahen  beim  abessinischen  oder  in  Spanien  beim  marokkani- 
schen Feldzug)  sich  weigern,  gegen  den  Feind  zu  marschieren  —  und 
versteht  jene  Massenbewegung  im  Proletariat  aller  zivilisierten  Völker,  die 
es  vielleicht  schon  bald  wird  eine  entscheidende  Maßregel  treffen  lassen  — 
(wie  auf  dem  internationalen  Sozialistenkongreß  in  Kopenhagen  vor  kurzem 
zu  vernehmen  war). 

Mit  der  Revolution  und  dem  Streik  steht  es,  wie  schon  gesagt,  insoweit 
anders  als  mit  dem  Kriege,  als  erstere  meist  in  Anwendung  kommen,  wenn 
Unterdrückte  von  ihren  Unterdrückern  bessere  Lebensmöglichkeiten  er- 
kämpfen wollen.  Wenn  z.  B.  ein  Souverän  einen  „Staatsstreich"  vollzieht, 
um  die  bürgerliche  Freiheit  zu  schmälern,  ist  nach  mehreren  Staatsrechts- 
lehrern das  unterdrückte  Volk  vollberechtigt,  Revolution  zu  machen 
Ein  Generalstreik  genügt  zuweilen,  um  eine  wichtige  Forderung,  wie  in  Belgien 
das  allgemeine  Stimmrecht,  durchzusetzen.  Ja,  die  bloße  Androhung  eines 
Generalstreiks  macht  oft  schon  die  herrschende  Klasse  nachgiebig,  wie  vor 
allem  Englands  politische  Geschichte  lehrt.  Sicher  ist  jedenfalls,  daß  frei- 
willig, ohne  drohenden  Druck,  die  beati  possidentes  niemals  auf  wichtige 
Rechte  verzichtet  hat*  nicht  einmal  in  der  berühmten  Nacht  vom  4.  auf  den 
5.  August  1789  !  Auf  politischem  Gebiet  gilt  das  auch  heute  noch  und  ebenso 
auf  sozialem. 

Die  Arbeitgeber  im  allgemeinen  lassen  sich  nur  durch  Streik  oder  Drohung 
von  Streik  etwas  abgewinnen.  Auf  der  letzten  Generalversammlung  der 
Gesellschaft  für  Soziale  Reform  im  Jahre  1906  wurde  einstimmig  betont, 
daß  „zwischen  Arbeitern  und  Unternehmern  Einigungen  vor  allen  Dingen 
durch  starke  Organisationen  auf  beiden  Seiten  ermöglicht 
werden".  Was  beweist  besser  als  dies,  daß  noch  jetzt  die  drohende  „Gewalt"  der 
entscheidende  Faktor  sei  ?  Mit  Recht  hob  vor  der  großen  englischen  Arbeiter- 
kommission ein  ,,witness"  (C.  III.  Min.  23  477)  hervor,  daß  kein  Arbeit- 
geber durch  irgend  welche  Argumente  sich  überreden  läßt,  7  pences 
in  der  Stunde  zu  bezahlen,  wenn  er  glaubt,  daß  er  nur  6%  pences  geben  könne. 

Untersuchen  wir  nun  einmal  die  sozialen  Schiedsgerichte,  sowohl  „fa- 
kultative" als  auch  „obhgatorische"  !  Es  lohnt  sich  natürlich  nicht,  von 
Entscheidungen  in  betreff  des  geltenden  Arbeitsrechts  zu  sprechen.  Nur  Lohn 
und  Arbeitszeit  kommen  hier  in  Frage  I  Wirklich  wichtige  Entscheidungen 
werden  aber  doch  immer  auf  Androhung  von  Gewalt  beruhen,  die  verwirk- 
licht wird  in  dem  Akt  der  Arbeitsniederlegung  oder  der  Aussperrung,  je 
nachdem,  ob  der  eine  oder  andere  stärker  zu  sein  glaubt.  Die  neusee- 
ländischen obligatorischen  Schiedsgerichte  z.  B.,  die  anfangs  gegen  den 
Wunsch  der  Arbeitgeber  ins  Leben  gerufen  worden  waren,  stießen  schon  im 
Jahre  1906  (s.  the  Report  of  ann.  Conf.  held  at  Christchurch  april  1906 
S.  28 — 29)  auf  Schwierigkeiten  bei  den  Arbeitervertretern.  Kein  Wunder  ! 
Wenn  der  Conc.  Board  kein  Übereinkommen  zustande  bringen  kann  (und 
nach  dem  Amendementakt  von  1901  kann  allein  der  andere  Gast  den 
anderen  zwingen,  den  Board  zu  benutzen),  so  geht  die  Sache  „automatically" 
an  das  Schiedsgericht  über,  wo  ein  Richter  des  obersten  Gerichtshofes 
als    Präsident    mit    einem    gewählten    Arbeitgeber    und  Arbeitnehmer 
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die  Sache  „compulsory"  aburteilt  (vgl.  The  Bull,  of  the  Bureau  of  Labor 
n.  49,  p.  1185  f.  und  New  Zeal.  off.  Year-Book  1906,  p.  354).  Wie 
kann  man  voraussetzen,  daß  dieser  Richter,  der  die  Sache  also  eigentlich 
endgültig  entscheidet,  sich  freimachen  soll  von  allen  Vorurteilen  seines 
Standes,  wenn  er  in  den  großen  sozialen  Kampffragen  der  Gegenwart  auch 
bona  fide  aburteilen  wollte  ?  (Vgl.  Webb,  Theor.  n.  Pr.  d.  engl.  Gew.  I,  206.) 
Wie  soll  er  genug  soziale  Kenntnisse  hiefür  haben?  Wie  urteilen  auch  die 
gewöhnlichen  Richter  überhaupt  in  solchen  Fragen?  Unmöglich  können 
die  Arbeiterinteressen  von  einem  bürgerlichen  Richter,  auch  dem  besten, 
hinreichend  gewahrt  werden  ?  W  enn  man  nie  und  nimmer  ein  vollkommen 
unparteiischer  Geschichtsschreiber  sein  kann  (vgl.  Macanlay), 
um  wieviel  weniger  unparteiisch  im  sozialen  Kampfe? 

Ich  komme  also  zu  dem  Schlußergebnis,  daß  „Gewalt'*  heutzutage 
noch  nicht  entbehrt  werden  mag,  daß  Krieg  jedoch  als  konservative  Stütze 
einer  reinen  Klassenherrschaft,  die  verurteilt  ist  unterzugehen,  —  oder 
^luch  einfach  als  eine  andere  Form  des  Menschenmordes  keine  Berechti- 
gung mehr  hat ;  daß  dagegen  Revolutionen  (hoffentlich  nur  un- 
blutige) und  Streiks,  als  „Gewaltmittel"  höheren  Grades,  zur  Hebung 
der  unteren  Schichten  und  somit  zur  Verallgemeinerung  des  menschlichen 
Glückes,  einen  kulturellen  Wert  besitzen,  da  der  Widerstand  der  reaktionären 
Elemente  der  Gesellschaft  wohl  schwerlich  anders  gebrochen  werden  kann. 
Der  Grad  der  „Gewaltanwendung'*  hängt  eben  von  diesem  reaktionären 
Widerstand  ab. 

*  * 
Hauptmann  Henri  Bonnet,  Paris: 

Wie  man  es  auch  nehmen  mag,  die  Gewalt,  der  Ausdruck  der  brutalen 
Stärke,  war  und  wird  immer  der  Menschheit  verderblich  sein:  sie  zerstört 
nur,  sie  kann  nicht  aufbauen.    „Der  Stärkere  hat  immer  recht." 

Die  Moral  jedoch  sollte  das  wahre  Recht  aufsuchen  und  dieses  kann 
wieder  nur  der  Ausdruck  der  Gerechtigkeit  sein,  wie  die  Gewalt 
der  Ausdruck  der  Stärke  ist. 

Wer  kann  denn  nun  Konflikte  eigentlich  schlichten?  Die  einzige  Ant- 
wort auf  diese  Frage  bezeichnet  wieder  einen  Konflikt:  Die  Stärke 
oderdasRecht. 

Wenn  das  Recht  in  Wahrheit  besteht,  ist  es  zuverlässig  und 
die  Stärke  muß  ihm  weichen. 

Im  gegenteiligen  Fall  „hat  der  Stärkere  immer  recht".  Dies  genügt, 
glaube  ich,  um  verstehen  zu  lassen,  daß  alles  auf  die  Frage  hinausläuft:  W  as 
ist  das  Recht? 

Paul  Magueritte,  Mitglied  der  französischen  Akademie: 

Ich  hoffe  von  unseren  fernen  Enkeln,  daß  sieder  Gewalt  werden  entraten 
können. 

Georges  Renard,  Professor  am  College  de  France: 

Die  Gewalt  immer  mehr  auszuschalten,  ist  die  Tendenz  des  menschheit- 
lichen Fortschritts.  Geschichte  und  Vernunft  stimmen  in  dieser  Erkenntnis 
überein. 
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Der  Handel,  der  zuerst  kriegerisch  war,  der  später  zur  Zeil  des 
Faustrechts  Schlag  mit  Schlag  vergalt,  die  Güter  der  Unschuldigen  einzog, 
da  er  den  Schuldigen  nicht  erreichen  konnte,  hat  sich  an  das  Handels- 
recht gewöhnt  und  schlichtet  seine  Konflikte  vor  besonderen  Gerichten. 

Was  die  Arbeit  anlangt,  so  hat  sich  die  Sklaverei  in  die  Leibeigenschaft 
und  diese  in  ein  Lohnsystem  verwandelt.  Der  Streik  sogar,  der  eine  Art 
Krieg  im  Frieden  ist,  hat  gesetzliche  regelrechte  Formen  angenommen. 

Der  Gewissenszwang,  der  den  religiösen  Glauben  verfolgte,  der  Bekennt- 
nisse durch  die  Folter  zu  entreißen  nicht  verschmähte,  und  durch  Kerker  und 
Scheiterhaufen  den  freien  Gedanken  bändigen  wollte,  versuchte,  wagt  es 
heute  kaum  mehr,  sich  blicken  zu  lassen. 

Das  Duell,  das  zu  feudalen  Zeitepochen  unausweichliche  Forderung 
war,  ist  heute  nicht  mehr  als  ein  eleganter  Sport. 

Das  moderne  politische  Leben,  selbst  in  seinen  blutigsten  Revolutionen, 
duldet  keinen  Vergleich  mit  den  unausgesetzten  Metzeleien,  den  haarsträuben- 
den Unmenschlichkeiten,  die  die  Kämpfe  der  griechischen  Städte  im  Altertum 
kennzeichneten  oder  der  italienischen  Repubhken  im  Mittelalter  oder  der 
Katholiken  und  Protestanten  im  16.  Jahrhundert. 

Der  Krieg,  wie  schhmm  er  auch  heute  sein  möge,  auch  er  hat  sich  ver- 
menschhcht,  er  gestattet  nicht  mehr  die  Tötung  der  Ver^vundeten,  die  Schän- 
dung der  Toten;  die  Unterworfenen  können  nicht  mehr  massenweise  zu 
Diensten  gezwungen  oder  ihres  Eigentums  beraubt  werden.  Und  man  hat 
große  Staaten  wie  England  und  Nordamerika  gesehen  Zwistigkeiten  durch 
ein  Schiedsgericht  entscheiden;  Nationen,  die  in  früheren  Zeiten  sich  gewürgt 
hätten,  um  eins  das  andere  zu  unterjochen,  haben  sich  friedlich  verglichen, 
wie  Schweden  und  Norwegen. 

Aber  noch  gibt  es  wilde  und  primitive  Völker,  noch  gibt  es  in  den  zivili- 
siertesten Völkern  einen  Bodensatz  atavistischer  Leidenschaften,  ferner 
gibt  es  noch  unterdrückte,  geknechtete  Völker,  wie  es  auch  noch  ganze  Klassen 
gibt,  die  ungerechterweise  von  Licht  und  Luft  abgeschnitten  sind. 

Auch  die  Tradition  übt  noch  ihren  starken  Bann.  Es  liegt  eben  etwas 
Furchtbares  in  der  Gewalt:  sie  ruft  wieder  Gewalt  hervor.  Der  Fortschritt 
hat  sowohl  gegen  Offensive  als  auch  Defensive  zu  kämpfen. 

Um  den  Weg  des  Fortschritts  möglichst  zu  ebnen,  bedarf  es  dreier  Dinge : 

1.  die  Gerechtigkeit  ehrlich  und  stark  w^olien,  sich  und  andere  mit  allen 
Kräften  zu  ihr  erziehen; 

2.  durch  die  Schule,  durch  Bücher,  Vorträge,  Zeitungen  der  Gewalt 
entgegentreten,  die  einzelnen,  die  Gruppen,  die  Nationen  über  ihren  rück- 
ständigen Charakter  aufklären; 

3.  endhch  eine  Organisation  aller  jener  herbeiführen,  denen  der  Menschen- 
mord ein  Greuel  ist,  und  aus  Schiedsgerichten,  Abkommen,  Verträgen  und 
allen  rechtlichen  Mitteln  ebenso  viele  Dämme  bilden,  die  sich  den  Rück- 
fällen in  die  Barbarei  der  Vorfahren  entgegenstellen.*) 

*)  Wir  fahren  mit  der  Veröffentlichung  der  Antworten  auf  unsere  Rundfrage  im 
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^ItCrrit    die  sich  der  Erziehung  ihrer  EKinder  nicht  genügend  widmen  können,   freunde  besonnener 
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^«rgfUüge,  äntlich  beanfsiditigte  ZKörper- 
pfl^g^'    Wanderungen  und  Studienreisen. 

Unterricht    durch    berufsfreudige  £ehrer. 
(Ziel:  Selbständig,  wissenschaftl.  Slrbeit). 
Graste    fKunstpflege.      Spiel    und  Sport. 
Qartenbau.    Grzichung  zu  iBflichterfüllung 
und    feiner    Sitte.      3{armonisdies  Qe- 
mcinschaftsleben.   Sichere  'Vorbereitung  zu 
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Zusammenschluß 
der  freien  Geister! 

Wer  die  Bestrebungen  des 
Deutschen  Freidenkerbundes 
fördern  helfen  will: 


unter  Beiseitelassung-  der  Politik  für  Humanität, 
religiöse  Aufklärung,  wissenschaftliclie  Er- 
kenntnis und  Bildung-,  Wahrung  der  vollen 
Glaubens-  und  Gewissensfreiheit,  der  freien 
Selbstbestimmung  in  allen  religiösenAngelegen- 
heiten  gemäß  den  Grundsätzen  der  fortschrei- 
tenden Vernunft  und  Wissenschaft  zu  wirken: 

Der  erkläre  seinen  Beitritt! 

Mindestbeitrag  4  Mark  jährlich,  wofür  die  Zeit- 
schrift »Der  Freidenker«,  Organ  des  Deutschen 
Freidenkerbundes,  monatlich  zweimal  kosten- 
los geliefert  wird. 

Geschäftsstelle: 

München  2,  NW.  18 


Ethische  Kultur 

Halbmonatsschrift 
für  ethisch -soziale  Reformen 

Begründet  von  GEORG  VON  GIZYCKI 

Mit  der  Monatsbeilage  „Kinderiand",  Blätter  für 
ethische  Jugenderziehung,  u.  der  Vierteljahrsbei- 
lage: „Weltliche  Schule".  (Mitteilungen  des  Deut- 
schen Rundes  für  weltl. Schule  u.Moraluntei'richt.) 

Herausgeg.  von  DR.  RUDOLF  PENZIG 

Verlag:  Verlag  für  ethische  Kultur 
Richard  Bieber,  Berlin  SO.l  6,Rungest.27 

Die  im  21.  Jahrgange  erscheinende  Halbmonats- 
schrift »Ethisclie  Kultur«  mit  ihren  wertvollen 
Beiblättern  Kinderland  und  Weltliche  Schule  ist  mit 
stetig  wachsendem  Erfolge  bemüht,  gegenüber  der 
zum  Teil  unvermeidlichen  Zersplitterung  moderner 
fortschrittlicher  Kulturentwicklung  nachdrücklich 
deren  E  i  n  h  e  i  t  zu  betonen  und  festzuhalten  und  so- 
mit eine  gemeinschaftliche  Basis  zu  schaffen,  auf  der 
alle  freiheitlichen  Gedankenrichtungen  sich  begeg- 
nen, und  alle  vorwärts  gerichteten  Elemente  sich 
zusammenfinden  können. 

Die  »Etiiische  Kultur«  mit  der  Monatsbeilage 
»Kinderland«,  Blätter  für  ethische  Jugenderziehung, 
und  der  Vierteljahrsbeilage  »Weltliche  Schule«  (Mit- 
teilungen des  Deutschen  Bundes  für  weltliche  Schule 
und  Moralunterricht)  erscheint  am  i.  und  15.  jeden 
Monats.  Preis  vierteljährlich  Mk.1.60.  Man  abonniert 
bei  allen  Buchhandlungen  und  Postahstalten,  sowie 
direkt  beim  Verlaee  Berlin  SO.  16,  Rungestraße  27, 
der  auf  Verlangen  Probenummern  gratis  und  franko 
versendet. 


Franz  Oppenheimer 

Theorie  der  reinen 
und  politischen 

Ökonomie 

2.  Aufl.  Geh.  14  Mk.  Geb.  15  Mk. 

Berliner  Tageblatt : 

Jetzt  hat  nun  wieder  ein  tapferer  Kämpe 
den  Kampfplatz  betreten  und  sein  Bestes  her- 
gegeben, damit  Frieden  auf  Erden  werde  und 
den  Menschen  ein  Wohlgefallen.  Mit  dem 
ganzen  Rüstzeug  unsererWissenschaft  gewappnet, 
müht  sich  der  frühere  Menschen-  und  jetzige 
Volksarzt  Franz  Oppenheiraer  mit  seinem  vor 
kurzem  erschienenen  inhaltsschweren  Werke: 
»Theorie  der  reinen  und  politischen  Ökonomie. 
Ein  Lehr-  und  Lesebuch  für  Studierende  und 
Gebildete«,  die  Erkrankung  unseres  sozialen 
Körpers  zu  erkennen.  .  .  . 

Oppenheimers  Lehre  ist  —  kurz  charakte- 
risiert —  das  System  des  liberalen  Sozialismus, 
das  an  Adam  Smiths  Untersuchungen  angeknüpft, 
aber  im  Gegensatz  zur  bürgerlichen  Klassen- 
theorie von  Carey  und  Dühring  weiter  entwickelt 
wurde.  Getragen  von  einer  wundervoll  opti- 
mistischen Stimmung,  glaubt  diese  liberal-soziale 
Menschheitstheorie  an  eine  Gesellschaftsordnung, 
in  der  das  wirtschaftliche  Selbstinteresse  seine 
Herrschaft  bewahrt  und  sich  in  völlig  freiem 
Wettbewerb  durchsetzt.  Nur  eine  Art  von  Ein- 
kommen gibt  es :  das  Arbeitseinkommen.  Kapital- 
profit und  Grundrente  sind  verschwunden. 


Im  Januar  1913  begann  der  IX.  Jahrg.  der  Zeitschrift: 

Sexual-Probleme 

Zeitschriftfür  Sexualwissenschaft 
und  Sexualpolitik 

Herausgeber  Dr.  med.  Marcuse 

Preis:  Halbjährlich  (6  Hefte)  Mark  4.— 
Einzelheft  80  Pfg. 

Mit  den  »Sexual-Problemen«  wollen  wir  ein  er- 
schöpfendes Quellen-  und  Sammelwerk  für  die  ge- 
samte Sexualwissenschaft  und  ein  großzügigesOrgan 
für  praktische  Sexualpolitik  bieten.  Eine  stattliche 
Reihe  angesehener  Fachschriftsteller  a'uf  allen  in 
Betracht  kommendenWissensgebieten  sind  ständige 
Mitarbeiter.  Neben'  ausführlichen,  allgemein  ver- 
ständlichen Aufsätzen  aus  dem  Gebiete  der  Medizin 
und  Hygiene,  der  Naturwissenschaft  und  Völker- 
kunde, der  Rechts-  und  Sozlalwissenschaft,  der 
Philosophie,  Pädagogik  und  Ethik  wird  sich  unsere 
Zeitschrift  auch  die  eingehende  Berichterstattung 
über  die  einschlägige  Literatur,  über  die  aktuellen 
Ereignisse  im  öffentlichen  Leben,  über  die  Fort- 
schritte und  Erfahrungen  auf  sexualwissenschaft- 
lichem Gebiet  angelegen  sein  lassen. 

Abonnements  nehmen  alle  Buchhandlungen  und 
Postanstalten  entgegen. 

Probeheft  mit  ausführlichem  Prospekt 
gratis  und  franko  durch 

J.  D.  Sauerländer's  Verlag 

Frankfurt  a.  M.,Finkenhofstraße  21 
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^LA  HO  MARO 


I 


Monatliche  Esperanto-Revue  für 
fortschrittliche  Kulturbestrebungen 

Esperanto  -  Ausgabe 
der  Dokumente  des  Fortschritts 

Redaktion:  Dr.  med.  Fr.  Uhlmann,  Schussenried  (Württemberg) 
Bureau:  A. Thonney,  18^  Avenue  Bergieres,  Lausanne  (Schweiz) 
Verlag  U.Administration:  Julio  Mangada,  96  S.Bernardo, Madrid 

Jahresabonnement  nach  allen  Ländern  Fr.  2.50  (Mark  2.—) 
^1^^^  Probenummern  gratis  durch  den  Verlag  ^^^^^^^ 

BRITISH  INSTITUTE  OF  SOCIAL  SERVICE 

0  b  j  e  c  t  s :  To  collect,  register  and  disseminate  Information  relating 
to  all  forms  of  Social  Service  in  order: 

1.  To  make  such  Information  available  to  all  concerned 
in  the  improvement  and  elevation  of  our  national  life. 

2.  To  promote  the  Initiation  and  development  in  this 
country  of  the  most  beneficial  and  successful  forms 
of  Social  Service. 

3.  To  give  assistance  to  all  organizations  that  have 
social  aims,  and  to  facilitate  co-operation  between 
them;  and,  as  far  as  possible,  to  prevent  overlapping. 

Progress  serves  as  .the  medium  for  distributing  the  Information 
which  has  been  gathered  and  stored  in  the  Library.  Each 
issue  contains  articles  by  experts  on  the  subjects  with 
which  they  deal,  also  shorter  articles  which  merely  outline 
various  civic,  social  and  industrial  activities  in  order  to 
stimulate  inquiry.  It  contains  in  addition  reviews  of  the 
latest  sociological  books,  with  a  valuable  bibliography  of 
such  books  and  articles  as  have  been  published  during 
the  previous  quarter. 
Office:  4  Tavistock  Place,  London. 
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^imts  Hianöbud)  Dfs  politifrt)  lIDiffensroerten  für  jedermann  oon 

Ilioffmann  unö  lOroti) 

Seif)|}e  Dufloge  -  6ebunöen  fdmt  2.50 

lOeclag  uon  $eorg  Üieimer  in  Berlin  HD  3S 


SZOCIALPOLITIKAI  SZEMLE 

(Sozialpolitische  Rundschau) 

Mitteilungen  aus  dem  Bereiche  der  Sozialpolitik,  Sozialhygiene,  Sozialtechnik,  der  Tarif- 
vereinbarungen zwischen  Arbeitgebern  u.  Arbeitern,  der  Organisation  der  Arbeitgeber  u. 
Arbeiter  u.  des  wirtschaftl.,  technischen  u.  wissenschaftl.  Fortschritts  im  In-  u.  Ausland 

Ungarische  Ausgabe  der  Dokumente  des  Fortschritts 

Herausgegeben  von  Dr.  Eugen  Länczi 

in  Verbindung  mit  Dr.  Marcel  Kadosa 
Erscheint  monatlich  zweimal.  Abonnement  jährlich  20  Kr.  Redaktion  o.  Administration :  Budapest  V.,  Väcistraße  4 


Alle 
M  Tage 
ein  Heft 


Zum  Studium  des  modernen  Sozialismus  und  seiner  politischen 
und  kulturellen  Wirksamkeit  unentbehrlich  ist  die  Lektüre  der  jetzt 
zweiwöchentlich  erscheinenden  Zeitschrift: 

Sozialistische  nionatsbem 

Internationale  Revue         Redigiert  von  Dr.  J.  Bloch 

Preis  pro  Quartal  (6—7  Hefte)  3  M.  Einzelheft  50  Pf. 

Die  SOZIALISTISCHEN  MONATSHEFTE  sind  ein  unabhängiges  Organ  für  Theorie  und 
Praxis  des  Sozialismus,  eine  Revue  des  geistigen  und  sozialen  Lebens. 

An  den  SOZIALISTISCHEN  MONATSHEFTEN  arbeiten  die  ersten  Kräfte  des  inter- 
nationalen Sozialismus  mit,  Wissenschaftler  und  Künstler  ersten  Ranges. 

Rundschau:  kritische  Übersichten  über  alle  Zweigre  des  öffentlichen  Lebens,  der  Wissenschaft, 
Kunst  und  Kultur,  bearbeitet  von  Dr.  J.  Bloch,  Dr.  B.  Borchardt,  G.David,  Dr.  H.Grün,  Dr.  W.  Hau- 
senstein.  G.  Hildebrand,  M.  Hochdorf,  Paul  Kampffmeyer,  Otto  Lang,  Dr.  H.  Leichtentritt, 
Dr.  H.  Lindemann,  F.  Linke,  Dr.  O.  Lipmann,  Dr.  H.  Lux,  Max  Schippel,  Dr.  Conr.  Schmidt, 
Robert  Schmidt,  W.  Schröder,  Dr.  A.  Schulz,  Prof.  F.  Staudinger,  Lisbeth  Stern,  H.  Stühmer, 
P.  Westheim,  H.  Winand,  R.  Wisseil,  Wally  Zepler  u.  a. 

Außer  den  Vorstehenden  seien  nur  noch  folgende  Mitarbeiter  genannt:  von  Politikern, 
Wissenschaftlern  und  Essayisten  Dr.  H.  B.  Adams  Lehmann,  Dr.  Leo  Arons,  Ed.  Bern- 
stein, Dr  L.  Bissolati,  W.  Bölsche,  H.  Branting,  Hedwie  Dohm,  A.  von  Elm,  Prof.  A.  Forel, 
E.  Fourniere,  P.  Göhre,  H.  Greulich,  J.  KeirHardie,  Wolfg.  Heine,  J.  Jaures,  Ellen  Key,  C.Legien, 
Th.  Leipart,  Karl  Leuthner,  J.  R.  Mac  Donald,  Dr.  M.  Maurenbrecher,  J.  Meier-Graefe,  Oda 
Olberg,  E.  Pernerstorfer,  Dr.  A.  Südekum,  Ad.  Thiele,  Joh.  Timm,  Dr.  P.  J.  Troelstra,  F.  Turati, 
E.Vandervelde,  G.  von  Vollmar,  Beatrice  Webb  u.  a.;  von  Künstlern:  R.  Dehmel,  Anatole 
France,  Max  Halbe,  H.  Heijermans,  Georg  Hirschfeld,  Ricarda  Huch,  Heinr.  Mann,  Thomas 
Mann,  Rosa  Mayreder,  Joh.  Schlaf,  Arthur  Schnitzler,  Kenn.  Stehr,  Helene  Voigt-Diederichs, 
Frank  Wedekind  u.  a.  m. 

Porträts  der  für  das  moderne  Geistesleben  charaktei istischen  Persönlichkeiten  werden  als 
Beigaben  gebracht. 

Für  Bibliotheken  bilden  g cb  u  n  d  e  n  c  B  ä  n  d e  der  SOZIALISTISCHEN  MONATSHEFTE 
ein  wertvolles  Nachschlagematerial. 

Zu  haben  in  allen  Buchhandlungen,  Kiosken,  Postanstalten  etc. 
Probehefte  stehen  auf  Verlringen  jederzeit  kostenfrei  zur  Verfügung  : 
VERLAG  DER  SOZIALISTISCHEN  MONATSHEFTE,  Potsdamer  Str.  121  H,  Berlin  W.  35 
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VERLAG  VON  C.L.  HIRSCHFELD  IN  LEIPZIG 


Zum  Abonnement  empfehlen  wir: 

Archiv  für  die  Geschichte  des  Sozialismus  und  der 
Arbeiterbewegung. 

Unter  Mitwirkung  namhafter  Fachmänner  aller  Länder  herausgegeben  von  Dr.  Carl 
Grünberg,  o.  ö.  Professor  der  politischen  Ökonomie  in  Wien. 
Jährlich  erscheinen  drei  Hefte  zum  Preise  von  Mk.  12.—  pro  Band  bei  einem 
Gesamtumfange  von  32  Bogen. 

Zu  beziehen  durch  jede  Buchhandlung.  Bei  direktem  Bezüge  durch  den  Verlag 
Mk.  12.70  im  Inland,  Mk.  13.20  im  Auslande.  —  Ausführlicher  Prospekt  gratis 
und  franko. 


Qrundzüge  der  Sozialpolitik. 

Von  Dr.  R.  van  der  Borght,  Kaiserlicher  Präsident  a.  D. 

'     Preis  Mk.  16.50, 

gebunden  Mk.  18.50 

Lehrbuch  der  Volkswirtschaftspolitik. 

Von  Dr.  Fr.  von  Kleinwächter,  k.  k.  Hofrat  und  Professor  emer.  der  Staatswissen- 

schaften an  der  Franz- Josef -Universität  in  Czernowitz. 

Preis  Mk.  5.— 

,  gebunden  Mk.  6.70 

Staatsideale  unserer  Klassiker. 

Von  Dr.  G.  Falter. 

Irrels  Mk.  8.  - 

Der  Arbeiterschutz.  Seine  Theorie  und  Politik. 

Von  Dr.  Kuno  Frankenstein.                     Preis  Mk.  11.—, 

gebunden  Mk.  13. — 

Lehrbuch  der  Nationalökonomie. 

Von  Dr.  Fr.  von  Klein  wächter,  k.  k.  Hof  rat  und  Professor  emer.  der  Staatswissen- 
schaften an  der  Franz-Josef-Universität  in  Czernowitz. 

Zweite  Auflage.    Preis  Mk.  8. — ,  gebunden  Mk.  10. — 


Der  wirtschaftliche  Fortschritt,  sein  Verlauf  u.Wesen. 

Dargestellt  an  der  Hand  der  wirtschaftlichen  Entwickelung  von  der  Höhe  des  Mit- 
telalters bis  zu  der  neuesten  Zeit.  Von  Prof.  Dr.  Waldemar  Mitscherlich  in  Posen. 

Preis  Mk.  5. — ,  gebunden  Mk.  6.— 


Reichsversicherungsordnung  nebst  dem  Einführungsgesetz. 

Textausgabe  mit  ausführlichem  Sachregister.  Preis  gebunden  Mk.  2.— 

Unsere  Ausgabe  wird  besonders  wertvoll  durch  die  dem  Buche  beigegebene  Zu- 
sammenstellung der  Paragraphen  der  Reichsversicherung  und  der  alten  Arbeiter- 
versicherungsgesetze. 
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Observatorium  der 
wissenschaftlichen  Weltliteratur 

Auf  allen  Wissensgebieten  wird  der  Einzelne  heute  mit  einer  ungeheuren 
Anzahl  von  literarischen  Erzeugnissen  geradezu  überschüttet,  so  daß  es  selbst 
auf  ganz  engen  Fachgebieten  schlechthin  unmöglich  geworden  ist,  diese 
Literatur  ohne  größeren  Aufwand  an  Zeit  und  Geld  planmäßig  zu  verfolgen. 

Diesem  Übelstande  abzuhelfen,  sind  seit  1905  in  Berlin  vier  gemeinnützig- 
wissenschaftliche Vereine  gegründet  worden,  die  mit  Unterstützung  zahl- 
reicher Korrespondenten  im  In-  und  Auslande  die  neueste  Bücher-,  Brochüren- 
und  Patentliteratur,  ferner  die  Aufsätze  aus  etwa  4000  Zeitschriften  und  den 
wichtigsten  Tageszeitungen,  sowie  die  Reden  auf  Kongressen  und  in  den  Par- 
lamenten systematisch  zusammenstellen,  wobei  nicht  nur  dieTitel,  sondern  auch 
kurze  Inhaltsangaben  und,  wo  nötig,  bildliche  Darstellungen  gegeben  werden. 

Diese  Zentralstellen,  quasi  das  Observatorium  der  Weltliteratur,  haben  die 
Doppelaufgabe: 

l.in  Monatschrilten  eine  Übersicht  aller  Neuerscheinungen  der  einzelnen 
Wissenschaften  und 

2.  in  einer  Auskunftstelle  über  alle  Fragen  der  Fachliteratur  Auskunft  zu 
geben,  Literaturzusammenstellungen  über  spezielle  Fragen  zu  liefern  und 
damit  dem  schnellen  Austausch  der  Erfahrungen  und  des  Wissens  zu  dienen. 


riiP  Qn7i2i1wiccf^ticrli5iff  deutschen  Reichsmitteln  lau- 

LflC  OUZ.l<tlWl^^l;ll^Cll(lil  fend  subventionierten  internationalen  Institutfür 
Sozial -Bibliographie,  E.V.,  bearbeitet.  Jahresbeitrag  25  Mk.  (für  Studierende,  Ge- 
lehrte und  Schriftsteller  Ermäßigung).  Organ:  Blätter  für  die  gesamten  Sozial- 
wissenschaften, S.Jahrgang  1912. 

riiA  Pprlifcwiccpncrfiüf^  ^^e^^andelt  das  Internationale  Institut  fürBiblio- 
LFlCnCUll^Wl^^CIl^Cll<lll  grapWe  der  Rechtswissenschaft,  E.V.  Jahres- 
beitrag 20  Mk.  (Ermäßigung).  Organ:  Zentralblatt  der  Rechtswissenschaft.  32.  Jg.  191 2. 

riiA  MprIiTin  ^^^^  Internationalen  Institut  für  Bibliographie  der  Medizin, 
lilC  iTivUlZin  £^  V.,  zunächst  in  zwei  selbständigen  Abteilungen  bearbeitet: 
I.  Biologie  —  II.  Biophysik  und  Biochemie.  Jahresbeitrag  15  Mk.  3.  Jahrgang  1912. 

Torrfinilr  urtA  fn/l«ic^i*iA  bearbeitet  das  Internationale  Institut  für  Techno- 
leCnniK  Una  mUUhirie  Bibliographie,  E.V.  7  Abteilungen:  I.Maschinen- 
technik —  II.  Elektrotechnik  —  III.  Bautechnik  —  IV.  Berg-  und  Hüttenwesen  — 
V.  Chemie  —  VI.  Militär-  und  Marinetechnik  —  VII.  Supplement.  Jahresbeitrag  25  Mk. 
(Ermäßigung).    Organ:  Technische  Auskunft,  4.  Jg.  1912.  Erscheint  in  7  Ausgaben. 


Prospekte  und  Probenummern 
von  den  Geschäftsstellen  der  Institute  oder  deren  Verlag: 

Bibliographischer  Zentral -Verlag,  Berlin  W.  50,  Spichernstr.  17 
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VERLAG  VON  GEORG  REIMER  IN  BERLIN  W  35 


T 


EXTBÜCHER  ZU  STUDIEN  ÜBER 
WIRTSCHAFT  UND  STAAT 

HERAUSGEGEBEN  VON  PROF.  DR.  J.  JASTROW 


Bandl 


Handelspolitik 

In  biegsames  Leinen  gebunden  Preis  3  Mark 

Ein  auf  diesem  Gebiete  anerkannter  Fachmann  hat  es  unternommen,  aus 
den  weitzerstreuten,  teils  umfangreichen,  teils  alten  Quellen  ein  Büchlein  zu- 
sammenzutragen, das  auf  beschränktem  Räume  alles  das  gibt,  was  in  den 
Lehrbüchern  über  Handelspolitik  fehlt.  Kurz  und  knapp,  in  Form  eines 
Taschenbuches  (Baedeker-Format),  bietet  der  Band  das  Wichtigste  aus  den 
maßgebenden  Urkunden  zur  älteren  wie  neueren  Handelspolitik;  das  geltende 
Zolltarifgesetz  wie  die  älteren  Gesetze  der  freihändlerischen  Periode  Deutsch- 
lands, Dokumente  der  Anti-Cornlaw-Liga,  Reden  Bismarcks,  Caprivis,  Cham- 
berlains,  Überblicke  über  die  Vertragsbeziehungen  zu  allen  Ländern  der 
Erde,  internationale  Ein-  und  Ausfuhrstatistik,  Auszüge  aus  freihändlerischen 
und  schutzzöllnerischen  Theoretikern  (Adam  Smith,  List)  und  Übersichten 
über  die  Vertretung  der  beiden  Richtungen  in  der  Tagespresse  der  Haupt- 
kulturländer. Das  Buch  eignet  sich  insbesondere  für  akademische  Vorlesungen 
und  Übungen,  aber  auch  für  jeden,  der  auf  eigene  Hand  sich  über  unsere  oder 
anderer  Länder  Handelspolitik  unterrichten  will.  Denn  es  ist  nicht  nur  Deutsch- 
land, sondern  es  sind  auch  Frankreich,  England,  Nordamerika  usw.  berücksichtigt 
worden.  Für  vollständigere  Studien  sind  überall  die  Quellen  angegeben. 


Band  II 


Arbeiterschutz 

In  biegsames  Leinen  gebunden  Preis  3  Mark 

Auch  der  zweite  Band  der  Textbücher  ist  lediglich  praktischen  Bedürf- 
nissen entsprungen.  Einem  Textbuche  zum  Arbeiterschutz  erwächst  aus  der 
wenig  einladenden  äußeren  Gestalt  der  meisten  einschlägigen  Gesetze  eine 
nicht  geringe  Schwierigkeit.  Für  eine  erste  Lektüre  dieser  Gesetze  muß 
daher  grundsätzlich  die  Auswahl  als  der  richtige  Weg  angesehen  werden. 
Durch  Anführung  billiger  Gesetzesausgaben  ist  überall  die  Anleitung  ge- 
geben, wie  auch  bei  beschränkten  Mitteln  eine  kleine  Büchersammlung  über 
Arbeiterschutz  zusammengestellt  werden  kann.  Als  Beispiel  der  Ideenent- 
wicklung über  Arbeiterpolitik  im  allgemeinen  sind  einige  Abschnitte  aus  dem 
kommunistischen  Manifest  und  der  Enzyklika  Rerum  Novarum  sowie  die 
kaiserlichen  Erlasse  von  den  Jahren  1881  und  1890  abgedruckt  worden.  Die 
internationale  Seite  des  Arbeiterschutzes  ist  dadurch  gewahrt,  daß  neben 
Deutschland  namentlich  auch  England  sowie  dessen  koloniale  Entwicklung 
in  Neuseeland  und  Australien  berücksichtigt  sind. 

Das  Register  ist  so  eingerichtet,  daß  man  mit  seiner  Hilfe  für  jedes  nur 
einigermaßen  wichtige  Gewerbe  zum  mindesten  die  Einsatzpunkte  für  weitere 
Studien  auffinden  kann. 
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DIE  FRAUENBEWEGUNG 

Herausgegeben  von  MINNA  CAUER 

Mit  der  Beilage: 

ZEITSCHRIFT  FÜR  FRAUENSTIMMRECHT 

Monatsschrift  für  die  staatsbürgerliche  Bildung  der  Frau 

„DIE  FRAUENBEWEGUNG" 

behandelt  alle  sozialen,  kulturellen  und  politischen  Fragen 
der  Gegenwart  mit  Beziehung  auf  das  Leben  der  Frau 

„DIE  ZEITSCHRIFT  FÜR  FRAUENSTIMMRECHT" 

bringt  neben  Nachrichten  über  den  Fortgang  der  Stimmrechtsbewegung 
in  allen  Ländern  orientierende  Artikel  zur  staatsbürgerlichen  Erziehung 

1 

Das   Blatt  erschpint  am  1    iinH  1 ifdpn  Monat«?  und  ist 

A^uo     J^iati     wiowiiwiiil    Ulli     !•    Ull^     iKj»    IvVaWll    iviwliuio    uiiu  lOL 

durch  alle  Buchhandlungen,  Postämter,  sowie  durch  den 
Verlag  W.  &  S.  LÖWEN  THAL,  Berlin  C.  19,  zu  beziehen 

Preis  für  beide  Blätter  zusammen  vierteljährlich  1  Mark 

■ 

Probenummern  gratis  durch  das  Pressekomitee  „Frauenbewegung" 
Berlin,  Neue  Winterfeldtstrasse  17 

1 

■ 

■ 

■  1 

■ 

IM  SCHATTEN  DES  KONGOSTAATES 

Bc^ilbcrung  bcv  ccflcn  Reifen  bei*  6eutfd)cn  inncv  afvifani^d^tn  ,jforf4)un08= 
c)i*pcbition  von  I$04  bis  I$0<5;  bcvcn  ^forfcbungcn  unb  3cobad)tun0cn  auf 
0cograp^ifc|)em  unb  f oIoniaI=tt>irtfd)aftIic|>cm  (Bebtet.  JTtit  $  :Sai*tctt,  33  <CafcIn 
unb  über  300  'Ubbilbungcn  unb  (Bclänbcbacjlellungen  im  ^e^t 

Von  Cco  ^robenius,  Cbcf  öcr  beutfc^en  inner=afriEanifc^en  5orr4)ung«e)rpct)ition. 
<Sc|)cftet  H  macf,  gebunben  J5  tUaif  50  Pfg. 

5robc?iiuft,  &ci-  öa?  Su4)  „3"t  Bcl)attcn  &eS  llongoftantcö."  gcfcbriebcn  bat,  ift  mi$  bcfamit 
burcb  jene  itirimc  IM en^d>Ud) feit,  mit  bcr  er  t>as  Zeben  öcr  naturr>ölEer  gcrct>ilbcrt  unt) 
unrcrem  "OcntäubniS  nafyc  bringen  gcrucfor  bat.  3n  bicfem  23iid)e  \'cbe»  tpir  ibn  mit 
t>en  großen  fc^ivar^cn  'Kinöern  am  aben*Öli4>cn  ^euer  auf  bcr  UXattc  liegen  un&  plau&ern. 
f^v  jtubiert  t^r  ^^cnncn  unb  X»crmögcn,  er  3cigt  an  /-gppcrimenten,  in  vrelAer  TDeife  fte 
jur  l^ulturlei^tung  er3ogen  werben  fönncn;  er  ^etgt  ibve  ©ct>iväc^en  unb  ©tärfen  unb 
vertieft  fi4>  in  ibve  (Befc^e,  1\ed)rs)treirigfctren  uiib  Sitten,  um  il>rc  Urt  3U  burc|>bringcn. 
TDir  fc^cn  i^n  auf  jenen  tüegen  voanbcln,  bie  feiner3cit  beutfd:)e  tliänncr,  roie  tüi§mann 
unb  Poggc,  r».  5ro'i9oiS  unb  tüolff,  eröffnet  l)aben;  icie  er  bie  feit  bem  Fortgänge  ber 
beutfc^cn  'Kulturpioniere  abgejiorbenc  5orf4>ung  neu  belebt  unb  fovtfübvt.  bringt 
bur4>  bcn  von  3ix->ergen  beiuo^nten  Uricalb  3U  ben  weit  im  ©üben  gelegenen  iDunber» 
vollen  tüajTcrfäUcn,  er  laufest  ben  poetifc^en  unb  pl^ilofop^>if4»en  y:r3äblungcn,  bie  au6 
alter,  untergegangener  l^ultur3eit  na(l)flingen,  unb  übcrivinbet,  3urücffel>renb,  bie  @d)iDic= 
rigfeiten,  bie  ibm  bereitet  werben,  alö  ängftlid)  geworbene  £eutc  fcben,  baf?  er  fcl^r  tief 
in  bie  'Dcrl)ältni|Te  bes  £anbeö  gefcl)aut  l^at.  'i)er  Leiter  ber  ifppcbition  batte  ft4)  3um 
35egleiter  einen  ^cid>nev  geiväl^lt,  bcffen  mit  ^cbcr,  2Mei  unb  pinfel  aufgenommene«, 
wifienf4>aftli4>  toie  fünftlcrifc^  überaus  wertüoUeö  tllaterial  bem  Werfe  einen  befonbercn 
■itnfd)auung6=  unb  B4)C'nl)citSwcrt  ücrleil^t. 
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Französische  Ausgabe 

„Les  Documenis  du  Progrös" 

Revue  Internationale 
Directeur:  Dr.  R.  Broda  Paris,  59  rue  Claude  Bernard 

Englische  Ausgabe 

„Progress" 

Published  bythe  British  Institute  of  Social  Service,  London 

Russische  Ausgabe 

„Saprossi  Schisni" 

Herausgeber:  Prof.  Kowalewsky  und  Dr.  R.  Blank,  St.  Petersburg 

Ungarische  Ausgabe 

SZOCIÄLPOLITIKAI  SZEMLE 

Herausgegeben  von  Dr.  Eugen  Länczi 
in  Verbindung  mit  Dr.  Marcel  Kadosa,  Budapest 

Esperanto-Ausgabe 

Homaro 

Herausgeber:  Dr.  Uhlmann,  Schussenried 

Probenummern  aller  Ausgaben  erhältlich  durch  das 
Hauptbureau,  59  rue  Claude  Bernard  Paris. 


CD  (ZJ  (2  CD  INSTITUT   CD  CD  Gl  C3 

für  internationalen  Austausch 
fortschrittlicher  Erfahrungen 


Durch  Einsendung  eines  Jahresbetrages  von  15  Mark 
an  das  Hauptbureau.  Paris,  59  rue  Claude  Bernard 
werden  nachstehende  Rechte  erworben. 

i  Bezug  der „DOKUMENTEDESFORTSCHRinS" 
und  simtlicher  anderen  im  Laufe  des  betr. 
Jahres  vom  Institut  herausgegebenen  Publi« 
kationen. 

2.  Benutzung  des  internationalen  Auskunfts- 
bureaus und  leihweise  Ueberlassung  der  im 
Archiv  befindlichen  ausländischen  Zeitschriften. 

3.  Freier  Zutritt  zu  den  Vorträgen  des  Instituts. 


Jede  gewünschte  Auskunft  wird  vom  Generalsekretär 
des  Instituts,  Professor  Dr.  R.  Broda,  Paris,  59  rue 
Claude  Bernard  eiieilL 


MENTEDES 
FORTSCHRITTS 

MTBWIAnONAU  REVUE 


VERLEGT  BEI  GEORG  REIMERiBERUN 


Neuer  deutscher 

Hausrat 


■  n 

-  -  ci 


In  Gemelnsdialt  mit  bedeutenden  Künstlern 
haben  wfa-  bestimmte  Arbeitsarten,  Ma^e  und 
Normen  festgelegt  und  damit  eine  wesentliche 
Verbillignng  unserer  Arbeit  erreicht.  Wir 
streben  mit  diesem  zweckdienUdien  und  zeit« 
gemA^en,  schönen  und  preiswerten  Hausrai 
nadi  einem  deutschen  StiL  Das  Ergebnis  14Jähri« 
ger  Arbeit  zeigt  unser  neues  Preisbuch  D82  mit 
Ober  150  Bildern.  Preis  M.  1.80  das  Stade  Dazu 
D.FriedrichNaumanns  neue  Schrift  (Preis  50 Pf.) 

Der  deutsche  Stil 


Deutsche  Werkstätten 


Hcllerau 

bei  Dresden 

Mündien 

Wittekb.PLl 


Berlin 

Bellevuestr.lO 


Dresden 

Ringstr.  15 

Hannover 

Königshr.  37a 


Stoffe  3f  Tcppiche  ^  Beleuchtungskörper 

■  Ii :::::: :::::>:  Gartenmöbel 


INSTITUT  FÜR  INTERNATIONALEN  AUSTAUSCH 
FORTSCHRITTLICHER  ERFAHRUNGEN. 


BERICHT  ÜBER  DIE  GRÜNDUNG  NEUER  ORTSGRUPPEN. 

In  der  Februarnummer  der  „Dokumente  des  Fortschritts"  haben  wir 
der  Begründung  der  Ortsgruppen  in  Breslau,  Liegnitz,  Görlitz,  Königsberg, 
Berhn,  Bremen,  Hannover,  Leipzig,  Gera  und  Mainz  Erwähnung  getan. 
Die  letzte  dieser  Versammlungen  (in  Mainz)  fand  am  29.  Januar  statt. 

Am  2.  Februar  wurde  im  Anschluß  an  einen  Vortrag  des  Unterzeichneten 
eine  Ortsgruppe  des  Instituts  in  Essen  a.  Ruhr  begründet.  Herr  Rechts- 
anwalt Dr.  Levy,  früherer  Vorsitzender  des  demokratischen  Vereins,  und 
seine  Gattin,  frühere  Vorsitzende  des  Rheinischen  Frauenstimmrechts - 
Verbands,  stellten  in  freundhcher  Weise  ihr  Haus  zur  Verfügung  der  kon- 
stituierenden Versammlung,  und  eben  durch  diesen  harmonischen  Geist  des 
privaten  Raumes  ward  der  günstige  Verlauf  der  Verhandlungen  wesentlich 
gefördert.  Unsere  Freunde  in  andern  Städten  seien  gerade  auf  den  Wert 
von  Zusammenkünften  in  befreundetem  Hause  gegenüber  der  Unruhe  und 
kälteren  Stimmung  des  öffentlichen  Lokales  hingewiesen.  Auch  die  Berück- 
sichtigung dieses  äußeren  Momentes  wird  den  Erfolg  weiterer  Gründungen 
erleichtern. 

Ebenso  wird  für  Mitgliederabende  der  Gruppen  im  Verlauf  ihrer  weiteren 
Wirksamkeit  abwechselnde  Gastfreundschaft  der  Mitglieder  viel  günstigere 
Chancen  als  das  Zusammentreffen  in  öffentHchen  Lokalen  bieten. 

In  der  konstituierenden  Versammlung  zu  Essen  wurde  beschlossen, 
Hauptgewicht  auf  regelmäßige  Mitghederzusammenkünfte  (jeden  dritten 
Dienstag  im  Monat)  zu  legen.  Um  die  Lektüre  der  ,, Dokumente  des  Fort- 
schritts" zu  vertiefen,  soll  in  diesen  Besprechungen  durch  Referenten  und 
Korreferenten  das  Problem  des  Hauptartikels  jeder  Nummer  derselben  er- 
schöpfend dargestellt  und  im  Anschluß  daran  von  den  Anwesenden  erörtert 
werden. 

Für  die  erste  Besprechung  wurde  die  Verminderung  der  Kri- 
minalität durch  das  Alkoholverbot  als  Beratungsgegen- 
stand gewählt  (an  Hand  der  Ziffern,  welche  Sir  Robert  Stout  in  der  Januar - 
nummer  unseres  Organs  zusammengestellt  hat).  Die  Versammlung  begegnete 
regstem  Interesse  der  Presse. 

Für  die  zweite  Besprechung  sollen  die  Nachweise  von  Prof.  Milhaud  über 
Gemeindeinitiative  im  Kampfe  gegen  die  Lebensmittelteuerung  als  Grund- 
lage dienen.  Herr  Redakteur  George  übernahm  es,  sich  als  Sekretär  der 
Gruppe  die  Wahl  entsprechender  Referenten  und  Korreferenten  angelegen 
sein  zu  lassen. 

Am  4.  Februar  wurde  im  Haag  die  definitive  Konstituierung  unserer 
Gruppe,  die  zugleich  als  Zentralpunkt  für  die  Begründung  eines  holländischen 
Nationalverbandes  dienen  soll,  vorgenommen.  WesentHche  Aufgabe  von 
dessen  Sekretariat,  das  von  Herrn  Ministerialbeamten  Dr.  de  Vries  über- 
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nommen  wurde,  wird  in  der  Verwertung  ausländischer  Erfahrungen  für  sozial(; 
und  kulturelle  Reformpolitik  Hollands  liegen.  Zu  diesem  Zwecke  wird  sich 
die  Haager  Gruppe  bei  entsprechenden  Ent\yicklungen  der  holländischen 
Politik  an  unsere  Pariser  Zentralstelle  mit  der  Bitte  um  Material  über  aus- 
ländische Parallelerfahrungen,  welche  das  Verständnis  eines  holländischen 
Reformproblems  erleichtern  können,  wenden;  dieses  Material  wird  sodann 
zu  präzisen  Noten  verarbeitet  und  den  Redaktionen  der  holländischen  Zeitun- 
gen übermittelt.  Derart  soll  es  zur  Kenntnis  der  öffentlichen  Meinung 
gebracht  und  eine  entsprechende  Würdigung  des  Problems  erleichtert  werden. 

Am  9.  Februar  wurde  im  Anschluß  an  einen  Vortrag  des  Unterzeichneten 
eine  Ortsgruppe  unseres  Instituts  zu  Lille  begründet.  Herr  Chefredakteur 
Monier,  Präsident  des  Conseil  d'arrondissement  von  Douai,  übernahm  die 
Leitung  der  Gruppe,  welche  sich  in  erster  Linie  der  Berufung  ausländischer 
Vortragender  nach  Lille  widmen  wird. 

Am  10.  Februar  endlich  wurde  in  Möns  (Belgien)  eine  Ortsgruppe  kon- 
stituiert,  welche  unter  Leitung  von  Prof.  Lambilliotte  sowohl  ausländische 
Vortragende  berufen  als  auch  interne  Mitgliederabende  veranstalten  und 
auf  die  Presse  und  öffentliche  Meinung  des  Hennegaus  mit  seinen  drängenden 
Arbeiterproblemen  Einfluß  nehmen  will. 


Werfen  wir  einen  Gesamtüberbhck  über  die  im  Januar  und  zu  Beginn 
des  Februars  begründeten  Gruppen,  so  sehen  wir  eine  vielseitige  Betätigungs- 
möglichkeit  vor  unseren  Augen  erstehen,  welche  die  Anregungen,  die  im 
Jahresberichte  der  Januarnummer  gegeben  wurden,  in  wertvollster  Weise  an 
Hand  der  Praxis  selbst  und  vermöge  der  von  unseren  Freunden  in  den  einzelnen 
Städten  ausgeführten  Gedanken  ergänzt. 

Als  eine  wesentliche  Betätigung  der  Ortsgruppen  wurde  überall  die 
Berufung  ausländischer  Vortragender  anerkannt,  sei  es, 
daß  die  stärkeren  Gruppen  selbst  solche  Vorträge  veranstalten,  sei  es,  daß 
die  schwächeren  sie  im  Einvernehmen  mit  befreundeten  Verbänden  durch- 
führen. 

Sehr  viel  Interesse  fand  auch  in  vielen  Gruppen  der  neue  Gedanke,  die 
Mitgheder  selbst  zu  anspruchslosen,  wechselseitiger  Anregung  dienenden 
regelmäßigen  Zusammenkünften  zu  vereinen  und  in  diesen  Diskussio- 
nen über  Themata,  welche  bereits  im  laufenden  Heft 
der  „Dokumente  des  Fortschritts''  behandelt  wur- 
den, vorzunehmen.  Von  diesen  Diskussionen  erwartet  man  allerseits  eine 
Vertiefung  der  aus  der  Lektüre  der  Zeitschrift  erquellenden  Erkenntnis. 

Die  direkte  Einflußnahme  auf  Staats-,  Landes  -  und 
Kommunalpolitik  wurde  allerseits  als  wertvollster  Endzweck  der 
Gruppen  anerkannt,  ebenso  jedoch  auch  betont,  daß  die  wirkungsvollsten  in 
dieser  Richtung  möglichen  Aktionsmittel:  öffentliche  Versammlungen,  Aus- 
gabe von  Broschüren  und  Flugblättern  usw.  eine  gewisse  Stärke  der  Gruppen 
zur  notwendigen  Voraussetzung  haben.  Bereits  für  die  Gegenwartsarbeit 
jedoch  —  so  sei  unseren  Freunden,  an  Hand  der  ausgezeichneten  Anregungen, 
die  in  der  Haager  Sitzung  erörtert  wurden,  in  Erinnerung  gerufen  —  kann 
eine  solche  Einflußnahme  auf  die  öffentliche  Meinung  durchaus  kostenlos 
und  ohne  jede  Beziehung  zur  Mitgliederstärke  der  Gruppen  dadurch  erfolgen, 
daß  die  Sekretäre  regelmäßig  aus  Paris  ausländisches  Material  zur  Beur- 
teilung aktueller  lokaler  Fragen  einfordern,  in  Preßnoten  zusam- 
menstellen und  in  der  lokalen  Presse  zur  Veröffentlichung  bringen. 
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Damit  erscheint  eine  direkte,  durchaus  zweckdienhche  Methode  zur  Ver- 
breitung der  ausländischen  Erfahrungen  gegeben  und  durch  eine  entsprechende 
Stilisierung  der  Noten  kann  auch  die  Betätigung  der  Ortsgruppen  selbst 
dem  Lesepublikum  der  Stadt  entsprechend  bekannt  gemacht  werden. 

Bereits  in  den  nächsten  Wochen  wird  es  Aufgabe  unserer  Ortsgruppen 
sein,  an  den  Aktionen  unseres  Institutes  zugunsten  deutscher  Schulreformen, 
nach  dem  Muster  des  in  Frankreich  seit  30  Jahren  wohl  sich  bewährenden 
weltlichen  Moralunterrichts  systematisch  mitzuarbeiten. 

Mögen  diese  Zeilen  ebenso  wie  die  Anregungen  an  der  Spitze  der  Januar- 
nummer von  unseren  Freunden,  welche  in  den  Vorstand  der  einzelnen  Gruppen 
gewählt  wurden,  eingehend  überdacht  und  in  Beziehung  zu  den  entsprechen- 
den lokalen  Verhältnissen  gewürdigt  werden!  Möge  der  Gruppenvorstand  in 
ernster  Beratung  überlegen,  wie  er  die  Betätigung  der  eigenen  Gruppe  in 
bester  Anpassung  an  all  diese  Umstände  durchführen  kann!  ; 

Besonders  wertvoll  wäre  es  uns  jedoch,  wenn  uns  das  Ergebnis  solcher 
Beratungen  bzw.  die  eventuelle  Aufdeckung  neuer  Betätigungsmethoden  zur 
Kenntnis  gebracht  würde,  auf  daß  wir  in  den  Institutsnachrichten  der  folgen- 
den Monate  davon  Mitteilung  machen  und  den  andern  Gruppen  im  Austausch 
von  Erfahrungen  zwischen  unseren  einzelnen  Arbeitszentren  hiervon  ent- 
sprechende Kenntnis  vermitteln  können. 

Sehr  gern  werden  wir  an  dieser  Stelle  fortlaufend  über  all  die  Unter- 
nehmungen der  früher  und  der  neuerdings  begründeten  Gruppen  berichten, 
auf  daß  so  das  Leben  selbst  und  die  praktische  Erfahrung  eine  wechselseitige 
Anregung  und  eine  wirksame  Bereicherung,  einen  organischen  Ausbau  des 
theoretisch  Vorgeschlagenen  ermöglichen. 


Die  Mitglieder  unseres  Instituts  werden  durch  das  diesem  Heft  bei- 
Hegende  Programm  des  Bundes  für  Organisierung  menschlichen 
Fortschritts  Kenntnis  von  der  Begründung  desselben,  welche  auf  die 
Initiative  unseres  Instituts  zurückgeht,  erhalten,  und  wenn  diese  Hefte  in 
ihre  Hände  gelangen,  haben  wohl  bereits  die  Vorstandssitzungen  stattge- 
funden, in  welchen  das  definitive  und  enge  Kartellverhältnis  beider  Vereine 
vertraglich  festgelegt  wurde.  Für  die  praktische  Tätigkeit  der  Ortsgruppen 
wird  es  sich  zunächst  empfehlen,  daß  sie  als  Ortsgruppen  des  Instituts  für  inter- 
nationalen Austausch  fortschrittlicher  Erfahrungen  nach  außen  hin  auftreten, 
jedoch  Mitgliedern  des  ,, Bundes  für  Organisierung  menschhchen  Fortschritts'', 
die  in  gleicher  Stadt  wohnen  und  um  Aufnahme  als  außerordentliche  Mitglieder 
ansuchen,  diesen  Wunsch  bereitwillig  gewähren.  Die  zahlenmäßige  Stärke 
und  damit  die  Aktionskraft  unserer  Gruppen  wird  dadurch  gestärkt  werden, 
und  angesichts  der  Identität  in  den  Zielen  beider  Vereine,  die  vermöge  vtr- 
schiedener,  jedoch  paralleler  Methoden  denselben  nachstreben,  kann  es  an 
der  entsprechenden  innerhchen  Kohäsion  nicht  fehlen.  Später,  wenn  die 
Mitgliederschar  des  Bundes  für  Organisierung  menschlichen  Fortschritts 
größer  geworden  sein  wird,  werden  sich  damit  Möglichkeiten  für  weitere 
organisatorische  Ausgestaltung  ergeben,  welche  dann  etwa  im  Herbst  von 
dieser  Stelle  aus  angeregt  werden  sollen.  Insofern  die  Ortsgruppen  unseres 
Instituts  bei  ihrer  Werbung  neuer  Mitglieder  auf  Schwierigkeiten  wegen  der 
relativen  Höhe  unseres  Mitgliedsbeitrags,  der  wieder  durch  das  Recht  auf 
Bezug  unserer  zahlreichen  Pubhkationen  bedingt  ist,  stoßen,  ist  ihnen  das 
Mittel  an  die  Hand  gegeben,  bloßen  Beitritt  zum  Bund  für  Organisierung 
menschlichen  Fortschritts  zu  empfehlen.    Ist  damit  auch  nur  das  Recht  zum 
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Bezüge  ganz  weniger  Publikationen  gegeben,  so  ist  auch  der  Mitgliedsbeitrag 
(5  Mark,  für  Lehrer  und  Studenten  3  Mark)  entsprechend  niedrig  gestellt 
und  damit  solchen  Freunden  unserer  Idee,  welche  nur  über  bescheidenere 
Mittel  verfügen,  trotzdem  die  Möghchkeit  gegeben,  am  ideellen  Ausbau 
unseres  Werkes  mitzuarbeiten. 

Der  Generalsekretär: 
R.  Broda. 

P.  S.  —  Da  diese  Zeilen  eben  in  Druck  gehen,  ist  —  am  18.  Februar  — 
die  Generalversammlung  unseres  Instituts  zu  Paris  zusammengetreten.  Sie 
nahm  den  Rechenschaftsbericht  des  Vorstandes,  speziell  was  unsere  laufende 
Propagandaaktion  für  Invaliditätsvcrsicherung  (Frankreich),  Moralunter- 
richt (Deutschland)  und  Proportionalwahlrecht  (Österreich)  betrifft,  zu- 
stimmend zur  Kenntnis. 

Die  ausscheidenden  Vorstandsmitglieder  wurden  wieder  gewählt  und 
die  Herren  Dr.  Ehrnrooth-Helsingfors,  Dr.  R.  Blank-St.  Petersburg,  Dr. 
Kurnatowsky- Warschau  und  Dr.  Länczi- Budapest  als  Vertreter  der  auf- 
blühenden Ortsgruppen  in  den  genannten  Städten  neu  gewählt. 

Auch  in  Zukunft  wird  darauf  geachtet  werden,  daß  alle  betätigungs- 
starken  Gruppen  die  Möglichkeit  gewinnen,  durch  eine  Persönhchkeit  aus 
ihrer  Mitjte  im  Vorstand  vertreten  zu  werden.  Dieselbe  wird  durch  Zumittlung 
der  Tagesordnungen  der  Vorstandssitzungen  auf  dem  Laufenden  über  unsere 
Tätigkeit  gehalten  und  ist  in  die  Lage  gesetzt,  die  Wünsche  der  Gruppe  in  ent- 
sprechenden Anträgen  zu  unterbreiten.  Der  Unterzeichnete  würde  sich  glücklich 
schätzen,  wenn  er  durch  solche  Vertretung  vieler,  starker,  selbständig  tätiger 
Gruppen  in  besonders  enge  Fühlung  mit  dem  Leben  unserer  Mitglieder  an 
all  den  vielen  Zentren  unserer  Tätigkeit,  bis  zur  Peripherie  Europas  hin, 
gelangen  würde.  B, 


Liste  der  Vorstände  unserer  Ortsgruppen, 

sowie  der  Delegierten  des  Instituts  in  den  Städten,  in  denen  wir 
eine  ständige  Vortragstätigkeit  entfalteten. 

a)  Belgien: 

Brüssel:  Delegierter:  Maxime  Fauconnier,  Schriftsteller,  101  aven.  de 
Woluwe-ä  Woluwe  S.  Lambert. 

Gent:  Delegierter:  Louis  Varlißz,  Generalsekretär  des  Internationalen  Ver- 
bandes für  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit. 

Möns  :  Delegierter:  Alfons  LambilUotte. 

b)  Bulgarien: 

Sofia:  Delegierter:  Dr.  M.  Popovilieff,  Universitätsprofessor,  24  rue 
Slavianska. 

c)  Dänemark: 

Kopenhagen:  Dr.  P. Münch,  eh.  Minister  des  Innern,  Osterbrogade  138/11 1. 

d)  Deutschland: 

Aschaffenburg:  Delegierter:  H.  Gerlach,  Rechtspraktikant,  Weißen - 
burgerstr.  50. 
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Berlin  :  Komitee :  Walther  Assmuss, 
Hans  Carl  Jessen, 
Ludwig  Schiff, 
Dr.  Ernst  Schloß. 
Sekretär:  Hans  Carl  Jessen,  Berlin  W.  57,  Bülowstr.  36.. 
Stellvertretender  Sekretär:  Walther  Assmus,  Berlin-Friedenau,  Wilhelm 

Hauffstr.  16. 
Geschäftsstelle:  Berhn  W.  57,  Bülowstr.  36. 
Bielefeld:  Delegierter:  Dr.  Steinbiß. 

Bonn:  Delegierter :  Dr.  Verweyen,  Universitätsdozent,  Königstr.  34. 
Bremen:  Komitee  :^H.  Borcherding,  Prokurist, 

Frl.  Ottilie  Hoffmann, 

F.  Kirchmeyer,  Lehrer, 

Edwin  Korschus, 

Frau  von  Rassow. 
Sekretär:  Edwin  Korschus,  Staderstr.  24. 
Breslau  :  Komitee:  Die  Delegierten  folgender  Vereine: 

Bund  für  Mutterschutz, 

Bund  zur  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten. 
Esperantoverein, 
Frauenstimmrechtsverband, 
Freidenkerverein, 
Friedensgesellschaft, 
Monistenbund. 
Sekretär:  Direktor  Max  Stein,  Gutenbergstr.  30. 
C  ob  lenz:  Delegierter:  Dr.  Gustav  Koeppen,  Rizzastr.  26/IL 
Darmstadt  :  Delegierter:  E.  Staedel,  Rechtsanwalt,  Elisabethenstr.  14. 
Dortmund  :  Komitee:  S.  Grünwald, 

Friedrich  Kohn,  Rechtsanwalt, 
Dr.  F.  Lütgenau. 
Leiter  der  Gruppe:  Friedrich  Kohn,  Rechtsanwalt,  Arndtstr.  2. 
Essen:  Komitee:  Frl.  Edler^ 

Redakteur  George, 
Frau  Frieda  Levy, 
M.  Malibert, 
Prof.  Vogeler, 
Lehrer  Wagner. 
Sekretär:  Redakteur  George,  Essen-West,  Bardelebenstr.  8. 
Frankfurt  a.  M.:  Delegierter:  Jacob  H.  Eppstein,  Hermannstr.  22. 
Freiburg  i.  Breisgau:  Delegierter:  Erwin  Cuntz,  Rechtsanwalt,  Wald- 
kirch im  Breisgau,  Langestr.  14. 
Gera  :  Vorsitzender:  Erich  Dombrowsky,  Redakteur,  Wiesestr.  3. 
Schriftführer:  Hermann  Weilinger. 
Beisitzer:  Dr.  Otto  Plarre, 

Werner  Plarre,  Fabrikant. 
Görlitz:  Delegierter:  Dozent  Clemens  Taesler,  freirehgiöser  Prediger, 

Dresdnerstr.  113/L 
Hamburg:  Delegierter:  Dr.  Paul  Marcus,  Eppendorfer  Landstr.  86/L 
Hannover  :  Komitee :  Christian  G.  Ahrens, 

Ludwig  Gerwig, 
Iwan  Katz, 
Frau  R.  Kießling, 
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Karl  Redderoth,  Tierarzt, 
Franz  Schmidt. 

L 

Sekretär:  Iwan  Katz,  Hannover,  Ferdinandstr.  33. 
Karlsruhe:  Delegierter:  Dr.  Alfons  Fischer,  Herrensir.  48. 
Königsberg  i.  Pr.:  Komitee:  Dr.  Nitz,  Oberlehrer, 

Stud.  Piechowski, 
N.  Wosch,  Bankbeamter. 
Sekretär:  N.  Wosch,  Hardenbergstr.  22. 
Stellvertretender  Sekretär:  N.  Piechowski. 
Leipzig:  Vorstand:  Ehrenvorsitzende:  Geheimrat  Prot.  Dr.  Lamprecht, 

Geheimrat  Prof.  Dr.  Ostwald. 
Vorsitzende:  Frau  Annie  Pevsner,  Schwägrichenstr.  11. 

I.  Schriftführer:  Cornelius  Bergmann,  Sidonienstr.  3. 

II.  Schriftführer:  Edgar  Herzog,  Stud.  phil.,  Brandvorwerk  38. 
Beisitzer:  Dr.  Bornstein, 

Dr.  Goldschmidt, 
Paul  Kuyberg, 
Frl.  Anna  Capellen. 
Liegnitz  :  Delegierter:  Leo  Gaßmann,  Zahnarzt,  Jauen. 
Mainz:  Komitee :  Wilhelm  Christ, 
Dr.  Dillmann, 
Ernst  Hannemann. 
Sekretär:  Wilhelm  Christ,  Hafenstr.  23. 
München  :  Delegierter:  Dr.  Wilhelm  Ohr,  München-Gern,  Wilhelm  Tüll- 
straße 6. 

Sonneberg:  Delegierter:  N.  Karger,  Amtsrichter,  Eichberg  bei  Sonne- 
berg. 

Stuttgart:  Delegierter:  Dr.  Payer,  Rechtsanwalt,  Olgastr.  3. 

e)  England: 

London:  Delegierter:  Mr.  John  Cornelius. 

f)  Finnland: 

Abo:  Leiter  der  Gruppe:  Dr.  N.  af  Ursin,  eh.  Vizepräsident  des  finnischen 
Landtags. 

Sekretärin:  Frl.  Dagmar  Oehrbom,  Lehrerin. 
Helsingfors:  Leiter  der  Gruppe:  Dr.  Werner  Söderhjelm,  Universitäts- 
professor. 

Komitee:  Dr.  Leo  Ehrnrooth,  Direktor  des  kommunalen  Zentralbureaus, 

Frl.  Dr.  Jenny  af  Forselles, 

Dr.  Arv.  Grotenfeldt,  Universitätsprofessor, 

Onni  Hallsten,  Versicherungsinspektor, 

V.  Niskanen,  Student. 
Uleaborg:  Delegierter:  A.  Rantaniemi,  Magister. 
W  i  b  o  r  g  :  Delegierter :  G.  Axel  Gylden,  Architekt. 

g)  Frankreich: 

L  i  m  o  g  e  s  :  Delegierter:  Dr.  Market, 
Lyon:  Delegierter:  M.  Aroud. 
Nantes  :  Delegierter :  Fernand  Le  Goic. 
Nice:  Delegierter:  Frederic  Stackelberg, 
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Paris:  Komitee:  D.  Alf.  Agache,  Architekt,  Paris, 

Josef  Bergeron,  Generalsekretär  des  College  Libre  des 

Sciences  sociales,  Paris, 
Blanchier,  eh.  Senator,  Paris, 
Ferdinand  Buisson,  Parlamentsmitglied,  Paris, 
Jean  Jacques  Caspar,  Advokat,  Paris, 
Justin  Godart,  Parlamentsmitglied,  Paris, 
Jules  Lef^bure,  Advokat,  Paris, 
Dr.  Charles  Marie,  Paris, 
Louis  Marin,  Parlamentsmitglied,  Paris, 
Mlle.  Lydie  de  Pissargevsky,  Paiis, 
Is.  Polako,  Präsident  der  Societe  de  la  morale  de  la 
nature,  Paris, 

Professor  Dr.  Fehx  Regnault,  Paris, 
Gaston  Sauvebois,  Schriftsteller,  Paris, 
Marcel  Sembat,  ParlamentsmitgHed,  Paris, 
N.  Thalamas,  Parlamentsmitglied,  Versailles. 

St.  Etienne:  Delegierter:  Louis  Vinson,  Seidenfabrikant. 

Toulouse  :  Delegierter:  Prof.  Et.  Gillard. 

h)  Holland: 

A  r  n  h  e  i  rn  :  Delegierter :  Frits  van  Raaltse. 

Haag:  Vorbereitendes  Komitee:  Dr.  jur.  B.  de  Jong  van  Beek  en  Donk, 

Dr.  H.  Cannegieter, 
Dr.  P.  N.  Eyckmann, 
L.  Holjenbos,  MitgUed  des  Gemeinderats, 
A.  Hooms, 

G.  Middelburg,  Lehrer, 

J  G.  Oldenboom,  Mitgl.  des  Gemeinderats, 

N.  Son,  Arzt, 

Mme.  Weerts, 

G.  J.  Ph.  Zaalberg,  Arbeitsinspektor, 
Frau  G.  Kapteyn  Muysken. 

Sekretär:  Dr.  de  Vries. 

Beisitzer:  Dr.  jur.B.  de  Jong  van  Beek  en  Donk,  Therisiastreat  51. 

i)  Italien: 

Korn:  Delegierter:  Bidolli,  Rechtsanwalt,  3  via  Venti  Settembre. 

j)  Norwegen: 

Christiania:  Delegierter:  N.  Castberg,  Justizminister. 

k)  Österreich: 

B  (M' a  u  n  :  Delegierter:  Prof.  Milos  Seifert,  am  Realgymnasium. 

Brünn:  Delegierter:  Dr.  Ferdinand  Marek,  Konsulent  der  Handels- 
kammer, Schmerlingstr.  5. 

Czernowitz:  Delegierter:  Vorsitzender  des  Sozialwissenschaftlich -aka- 
demischen Vereins. 

Eger  :  Delegierter:  Dr.  Albert  Ritter  von  Krobshofer. 

Pilsen:  Delegierter:  Dr.  Heinrich  Chylik,  Sekretär  der  Handels-  und 
Gewerbekammer . 
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Prag:  Chechische  Gruppe :  Komitee :  Kaiserl.  Rat  Schuster, 

Dr.  Alfred  Maria  Mayer  und  die  De- 
legierten von  20  fortschrittlichen 
Vereinen. 

Sekretariat:  Gewerbeförderungsinstitut  der  Handels  -  und  Gewerbekammer. 
Wien:  Komitee:  Wilhelm  Börner,  als  Vertreter  der  Ethischen  Gesellschaft, 
Rudolf  Goldscheid,  als  Vertreter  der  Soziologischen  Ge- 
sellschaft, 

Freiherr  von  Hock,  Reichstagsabgeordneter,  als  Ver- 
treter des  Deutsch -demokratischen  Vereins, 
Dr.  Klein,  als  Vertreter  des  Bundes  für  Mutterschutz 
Dr.  Julius  Ofner,  als  Vertreter  des  Vereins  Freie  Schule 
Dr.  Robert  Scheu,  als  Vertreter  der  Kulturpolitischen 
Gesellschaft, 

Georg  Schmiedl,  als  Vertreter  der  Sozialpädagogischen 
Gesellschaft, 

Reichstagsabgeordneter  Wutschel,  als  Vertreter  des  Frei- 
denkervereins,  sowie  Vertreter  desAkademischen  Frie- 
densvereins, des  Akademischen  Vereins  für  Sexual- 
hygiene, des  Frauenstimmrechtskomitees,  des  Vereins 
abstinenter  Frauen. 
Sekretäre:  Dr.  Ernst  Broda,  Wien  IV,  Prinz  Eugenstr.  14, 

Dr.  Egon  Schönhof,  Advokat,  Wien  I,  Schottenring  14. 
Schatzmeisterin  der  Gruppe:  Helene  Bauer,  Wien  II,  Schreigasse  6. 

1)  Polen: 

Kalisz:  Delegierter:  Frl.  Dr.  Melanie  Brokmann.  , 
Komitee:  Dr.  Melanie  Brokmann, 
Architekt  Heymann, 
Prof.  Belczyk. 
Lemberg:  Komitee:  Joachim  Soltys, 

Bronislaw  Laskownicki,  Redakteur, 
Maria  Dulcbianka. 
Leiter  der  Gruppe:  Joachim  Soltys,  Lemberg,  Kleparow. 
Stanislau:  Komitee:  Dr.    Joachim    Fraenkel,    Professor    am  Real- 
gymnasium, 

Ladislaus  Koback,  Leiter  der  Bezirkskrankenkasse, 
Nathan  Sperber,  Schulinspektor. 
Leiter  der  Gruppe:  Dr.  Joachim  Fraenkel,  Realschule. 
Lodz  :  Delegierter:  Ignacy  Berliner,  Paludmowa  42. 
Warschau:  Sekretär:  Alexander  Mogilnicki,  Advokat,  Marszalkowska  113. 
Stellvertretender  Sekretär:  Madame  Jastrzebska. 

m)  PortugaL* 

Lissabon  :  Delegierter:  Carlos  de  Mello. 

Porto  :  Delegierter:  Angelo  Vaz,  Parlamentsmitglied. 

Santarem  :  Joao  de  Queiroz  vaz  Guedes. 

n)  Rumänien: 

Delegierter:  Dr.  Dragicescu,  Universitätsprofessor. 

8 


D okumente  des  Fortschritts,  VI.  Jahr.    3.  Heft. 


o)  Rußland: 

D  0  r  p  a  t  :  Komitee:  Alfred  Grass,  Schuldirektor,  Jacobstr.  42, 

Dr.  E.  Mattiesen,  Redakteur  der  Nordlivländischen 

Zeitung. 
L.  Masing,  Professor. 
Sekretär:  Dr.  E.  Mattiesen,  Wallgraben  4. 
Kieff  :  Delegierter:  Adolf  E.  Haug,  Alexanderstr.  35,  Log.  25. 
R  e  V  a  1  :  Komitee :  Ferdinand  Karlson,  Rechtsanwalt, 
Paul  Kuyberg,  Stud., 
K.  R.  Pusta,  Redakteur  des  Paevaleth, 
Ed.  Wirgo,  Redakteur. 
Leiter  der  Gruppe:  Ed.  Wirgo,  Redakteur  des  Paevaleth. 
Riga  :  Delegierter:  Dr.  W.  Held,  Weidendamm  5. 

St.  Petersburg:  Delegierter:  Dr.  Rubin  Blank,  Herausgeber  der  Sa- 
prossi  Schisni,  Nikolajewskajaul.  37. 

p)  Spanien: 

Katalonische  Sektion.  Komitee: 

Präsident:  Dr.  Queralto,  Präsident  des  Institut  Medico-Social  de  Gatalane. 
Vicepräsident:  Dr.  M.  Segala  Estaleila,  vom  Institut  Medico-Social. 
Generalsekretär:  Dr.  P.  Vilanova,  früherer  Präsident  des  Institut  Medico- 

Farmaceutique  de  Barcelone. 
Stellv.  Sekretäre:    M.  A.  Masö  Lopez,  avocat  fiscal  Substitut  de  la 
Cour  d'appel  de  Barcelone, 
M.  R.  S.  Rocamora,  instituteur  superieur  et  avocat, 
M.  S.  Bavi  Bracons. 
Tresorier:  M.  Charles  Damm. 

Compteur:  M.  J.  Mas  Alemany,  sous-delegue  veterinaire. 
BibHothequaire:    M.  Ciprien  Montoliu,  bibhothequaire  du  Muse  Social. 
Directeur  de  travaux  experimentaux :  Dr.  Pierre  Farreras. 
Vocaux :  Dr.  A.  Cortes  Valls,  pr^sident  du  Gomite  Gatalan  de  Salut  public. 
M.  J.  Carrate, 

M.  I.  Peris  Gal6s,'  president  de  l'Athenee  Ouvrier  de  Barcelonne 

Dr.  Aguad^, 

M.  Jacques  Simo, 

Dr.  Peirö, 

M.  A.  Cabrera, 

M.  F.  Tarrida  del  Marmol,  ingenieur  et  sociologue, 
M.  B.  Tona  Xiberta,  avocat  et  ancien  depute  provincial. 
Gommission  d'etudes  des  contrees: 

President:  Dr.  Escarra  d'Arbos,  vicepresident  du  Gomite  Gatalan  de  Salut 
pubhc. 

Vicepresident:  Dr.  Brianso,  directeur  de  l'Asile  d'ahenes  de  Reus. 
Secretaire:  Dr.  Sola  Espriu,  directeur  du  Laboratoire  d' Hygiene  d'Arenys 
de  Mar. 

Vocaux:  M.  Charles  Rahola,  ecrivain, 

M.  Gubells  Florenti,  directeur  de  Las  Circunstancial  de  Reus, 
Dr.  Estil,  las,  medecin  et  pubHciste. 
Cummission  d'etudes  d'hygiene  de  l'enfance: 

President:  Dr.  Martinez  Vargas,  professeur  ä  la  Faculte  de  Medecine  de 
Barcelone. 
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Vicepresident:  Dr.  Falgar. 
Secretaire:  Dr.  Rodriguez  Ruiz. 
Vocaux :  Dr.  Atnador,  medecin  et  sociologue, 
Dr.  Lucaya,  medecin  et  publiciste, 

Dr.  Puigoert,  vicepresident  de  l'Atlienee  ouvrier  de  S.  Andre. 
Madrid:  Delegierter:  Rogelio  de  Madariaga,  eh.  Deputierter. 
V  a  1 1  a  d  0  1  i  d  :  Delegierter  Enrique  Gavilan  Almuzara,  Advokat. 

q)  Schweden: 

S  t  0  c  k  Ii  ü  1  m  :  Delegierter:  G.  H.  von  Koch,  Lastmakargatan  6. 

r)  Schweiz: 

Bern:  Delegierter:  Dr.  Ernst  Schneider,  Seminardirektor,  Länggasse  68. 
Genf  :  Delegierter:  der  Präsident  unseres  Instituts:  Dr.  Edgar  Milhaud, 

Universitätsprofessor. 
Lausanne  :  Delegierter:  A.  Suter. 
Zürich  :  Delegierter:  Alfred  Knapp,  Bolleystr.  56. 
Neuchatel:  Dr.  Paul  Rümpel,  Privatdozent. 

s)  Türkei: 

Konstantin  opel  :    Vorbereitendes    Komitee:    S.  Excellence  Ahmet 

Midhat  Effendi, 
Mahmond  Essda  Effendi, 

Minister  des  Innern. 

Sekretär:  B.  Tachauer. 

t)  Ungarn: 

Arad  :  Delegierter:  Dr.  Bela  Bacskay,  Arzt. 
Budapest:  Dr.  Oscar  Jaszi,  Värosmajor  utcza  57, 

Dr.  Eugen  Länczi,  Herausgeber  der  Sozialpohtikai  Szemle, 
V,  Vaczi  üt  4. 

Nagyvarad  :  Delegierter:  Dr.  Rene  Berkovitse,  Stadtarzt. 
Pees:  Delegierter:  Prof.  Dr.  Alex  Doktor. 
F  i  u  m  e  :  Komitee:  Dr.  Ludwig  Brajjer, 

Hugo  von  Eidlitz,  Direktor, 

Dr.  Szegö  Gyula,  Advokat, 

Giuseppe  Ruziska, 

Josef  Wertheimer. 

Sekretär  der  Gruppe:   Giuseppe  Wertheimer,  Fiume,  Borsa  Mercantile. 

u)  Amerika: 

Delegierter:  Generalsekretär:    Dr.  Adolf  C.  von  Noe,  Professor  an  der 
Universität  z.  Chicago. 
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BUND  FÜR  ORGANISIERUNG  MENSCHLICHEN 
FORTSCHRITTS. 


Statuten 

des  Bundes  für  Organisierung  menschlichen  Fortschritts, 
beschlossen  in  der  Generalversammlung  vom  14.  Dezember  1912. 

Art.  1. 

Unter  dem  Namen  ,,Ligue  pour  Torganisation  du  progres"  („Bund 
für  Organisierung  menschlichen  Fortschritts'')  wird  nach  Maßgabe  des 
französischen  Gesetzes  vom  1.  JuH  1901  ein  eingetragener  Verein  begründet. 

Art.  2. 

Der  Sitz  des  Vereins  ist  Paris. 

Art.  3. 

Zweck  des  Vereins  ist  es: 

a)  am  Fortschritt  der  Menschheit  planmäßig  mitzuarbeiten: 

b)  dem  Wunsch  nach  Beseitigung  konkreter  Übelstände,  welcher  bisher 
die  verschiedenen  instinktiven  Fortschrittsbestrebungen  erzeugte,  das  Be- 
wußtsein, daß  die  Selbstvervollkommnung  der  Menschheit  im 
Geiste  der  Entwicklungslehre  deren  organische  Pflicht  dar- 
stellt, als  vereinheitlichenden  Faktor  zur  Seite  zu  stellen; 

c)  das  Fortschrittsideal  zur  Schaffung  einer  neuen  Moral-  und  Lebens- 
auffassung heranzuziehen. 

Art.  4. 

Diesen  Zwecken  dienen  nachstehende  Aktionsmittel- 

1.  Herausgabe  von  Flugblättern  zwecks  Aufklärung  der  öffentlichen 
Meinung  über  drängende  Fragen  sozialen  und  kulturellen  Fortschritts. 

2.  Kundgebungen  in  den  Bundesorganen  ,, Dokumente  des  Fortschritts'' 
und  „Documents  du  Progres"  sowie  ihren  Schwesterzeitschriften  in  anderen 
Sprachen. 

3.  Erlaß  von  Kundgebungen  in  der  Presse;  Aufrufe  an  die  zur  Lösung 
solcher  Fragen  berufenen  Körperschaften. 

4.  Veranstaltung  von  Versammlungen  und  Kongressen. 

5.  Begründung  von  SpezialVereinen  zur  Pflege  bestimmter  Reform- 
probleme; Förderung  und  Zusammenfassung  bestehender  Verbände. 

6.  Veranstaltung  von  Untersuchungen  über  fruchtbare  Anwendung 
des  Fortschrittsideals  für  die  Lösung  der  Moral-  und  Lebensprobleme. 

7.  Veranstaltung  von  Versammlungen,  in  denen  die  retrospektive  Wirkung 
des  Fortschrittsideals  auf  die  Lebensauffassung  stimmungsgemäß  in  Er- 
scheinung tritt. 

Art.  5. 

Die  Dauer  des  Vereins  ist  unbeschränkt. 


II 
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Art.  6. 

Die  Eigenschaft  eines  Mitgliedes  wird  durch  Anmeldung  und  Bezahlung 
des  Jahresbeitrages  erworben;  derselbe  beträgt  5  Mark  im  Deutschen  Reich, 
6  Kronen  in  Österreich-Ungarn,  6  Franken  in  allen  übrigen  Ländern. 

Für  Mitglieder  von  Gewerkvereinen,  für  Lehrer  und  Studenten  ist  der 
Beitrag  auf  3  Mark  in  Deutschland,  4  Kronen  inÖsterreich-Ungarn,  4 Franken 
in  allen  übrigen  Ländern  ermäßigt. 

Die  oberwähnten  Beiträge  können  durch  Begleichung  eines  einmahgen 
Gründerbeitrages  von  100  Franken  abgelöst  werden.  Personen,  die  einen 
einmahgen  Beitrag  von  300  Franken  leisten,  werden  als  ,, Stifter"  alljährlich 
im  Organ  des  Bundes  verzeichnet. 

Art.  7. 

Die  Mitglieder  des  Bundes  haben  Anspruch  auf 

1.  diejenigen  Nummern  der  „Dokumente  des  Fortschritts'',  welche 
Mitteilungen  des  Bundes  enthalten; 

2.  alle  Flugblätter  des  Bundes; 

3.  Zutritt  zu  allen  seinen  Versammlungen. 

Art.  8. 

Diejenigen  Bundesmitglieder,  welche  einen  weiteren  Beitrag  von  7  Mark 
leisten,  zusammen  also  12  Mark  (10  Mark  für  Lehrer  und  Studenten),  er- 
halten sämtliche  Nummern  der  Monatsschrift   Dokumente  des  Fortschritts". 

Art.  9. 

Mitglieder,  die  mit  Schluß  des  Jahres  aus  dem  Bunde  auszuscheiden 
wünschen,  haben  dies  spätestens  am  1.  Dezember  dem  Vorstand  schriftlich 
anzuzeigen;  andernfalls  sind  sie  zur  Entrichtung  des  Jahresbeitrages  für  das 
kommende  Vereins  jähr  verpflichtet. 

Der  Vorstand  ist  berechtigt,  den  Ausschluß  eines  Mitgliedes  aus  dem 
Vereine  zu  verfügen,  wenn  der  Jahresbeitrag  nicht  innerhalb  eines  Monats, 
nachdem  der  Schatzmeister  sein  Mahnschreiben  ergehen  ließ,  entrichtet 
wird;  ferner  auch  aus  anderen  schwerwiegenden  Gründen,  doch  ist  in  diesem 
letzteren  Falle  ein  Rekurs  des  Mitgliedes  an  die  Generalversammlung  zulässig. 

Art.  10. 

Organe  des  Bundes  sind: 

1.  die  Generalversammlung, 

2.  der  Vorstand, 

3.  das  Präsidium, 

4.  der  internationale  Ehrenausschuß, 

5.  die  autonomen  Ortsgruppen. 

Art.  11. 

L  Die  Generalversammlung. 
Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  jährhch  einmal  zusammen 
und  kann  von  Vorträgen  und  Diskussionen  über  kulturelle  oder  soziale 
Probleme  von  internationaler  Bedeutung  begleitet  werden.  Ort  und  Zeit 
werden  vom  Vorstande  festgelegt.  Ferner  kann  eine  außerordenthche 
Generalversammlung  jederzeit  vom  Vorstande  einberufen  werden  und 
muß  über  schrifthchen  Antrag  eines  Drittels  der  Mitglieder  einberufen 
werden.  Alle  Mitgheder  des  Bundes  sind  berechtigt,  derselben  beizuwohnen, 
das  Wort  zu  ergreifen  und  an  der  Abstimmung  teilzunehmen.     Die  Fest- 
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Stellung  der  Tagesordnung  dieser  Diskussionen,  sowie  die  Ernennung  von 
Referenten  und  Korreferenten  obliegt  dem  Vorstande. 

Auch  die  Tagesordnung  der  Generalversammlung  selbst  wird  vom  Vor- 
stande festgelegt.  Der  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  steht  dem  Prä- 
sidenten des  Bundes  zu. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  nimmt  den  Rechenschaftsbericht 
des  Vorstandes  entgegen,  erteilt  ihm  Entlastung  für  das  abgelaufene  Ge- 
schäftsjahr und  nimmt  die  erforderlichen  Neuwahlen  vor. 

Die  Generalversammlung  beschließt  über  die  Anträge  des  Vorstandes 
oder  ihrer  Mitglieder.  Solche  Anträge  müssen  spätestens  am  15.  Dezember 
beim  Vorstande  schrifthch  eingebracht  werden;  alle  Anträge  werden  in  der 
Januarnummer  der  Bundesorgane  veröffentlicht,  ebenso  der  Rechenschafts- 
bericht des  Schatzmeisters  und  Datum  und  Tagesordnung  der  General- 
versammlung. 

Die  Abstimmung  erfolgt 

a)  persönUch  durch  solche  Mitglieder,  die  bei  der  Generalversammlung 
anwesend  sind; 

b)  auf  schriftlichem  Wege  durch  diejenigen,  die  an  der  Generalversammlung 
persönlich  teilzunehmen  verhindert  sind; 

c)  durch  Erteilung  einer  Vollmacht  seitens  dieser  letzteren. 

Anträge,  die  ohne  vorherige  Anmeldung  erst  in  der  Generalversammlung 
eingebracht  werden,  können  in  ihr  nicht  verhandelt  werden,  sondern 
werden  als  für  die  nächste  ordentliche  oder  außerordentliche  General- 
versammlung eingebracht  angesehen  und  behandelt. 

Zur  Auflösung  des  Bundes  ist  eine  Dreiviertelmehrheit,  zur  Abänderung 
des  Statuts  eine  Zweidrittelmehrheit  erforderlich.  Sonstige  Beschlüsse  erfolgen 
mit  einfacher  Mehrheit  aller  Abstimmenden. 

Das  Protokoll  der  Generalversammlung  ist  von  einem  der  Sekretäre 
zu  führen. 

Art.  12. 

Im  Falle  die  Generalversammlung  die  Auflösung  des  Bundes  beschließt, 
hat  sie  zugleich  über  die  Verwendung  des  Vereinsvermögens  für  eine  andere, 
sozialen  Bestrebungen  dienende  Unternehmung  zu  verfügen. 

Art.  13. 
II.   Der  Vorstand. 

Der  Vorstand  besteht  aus  dem  Präsidenten,  der  direkt  von  der  General- 
versammlung auf  fünf  Jahre  erwählt  wird,  und  10 — 50  Mitghedern.  Diese 
werden  gleichfalls  auf  die  Dauer  von  fünf  Jahren  durch  die  Generalversamm- 
lung erwählt,  doch  scheidet  ein  Fünftel  der  Mitglieder  alljährlich  aus  und 
gelangt  zur  Neuwahl.  In  den  ersten  vier  Jahren  wird  durch  das  Los  bestimmt, 
welche  Mitglieder  zur  Neuwahl  zu  gelangen  haben. 

Der  Vorstand  ist  berechtigt,  zur  Unterstützung  in  den  laufenden  Arbeiten 
für  die  Zeit  bis  zur  nächsten  Generalversammlung  1 — 5  Mitglieder  des  Bundes 
als  MitgUeder  des  Vorstandes  zu  kooptieren.  Diese  besitzen  für  die  genannte 
Zeitperiode  alle  Rechte  und  Pflichten  der  anderen  Vorstandsmitglieder. 

Der  Vorstand  wählt  aus  seiner  Mitte  zwei  oder  drei  Sekretäre,  einen 
oder  zwei  Schatzmeister  und  zwei  Revisoren  der  Finanzgebarung. 

Der  Präsident  des  Bundes  führt  den  Vorsitz  in  den  Sitzungen  des  Vor- 
standes. 

Die  Sitzungen  des  Vorstandes  werden  vom  Präsidenten  einberufen 
und  müssen  auf  Antrag  von  fünf  Vorstandsmitgliedern  jederzeit  einberufen 
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werden.  Ort  und  Zeit  bestimmt  der  Präsident,  und  hat  derselbe  diese  An- 
gaben allen  Vorstandsmitgliedern  längstens  8  Tage  vor  der  Sitzung  bekannt 
zu  geben. 

Die  Abstimmung  erfolgt: 

a)  entweder  persönlich  durch  solche  Mitglieder,  die  bei  der  Vorstands- 
sitzung anwesend  sind; 

b)  durch  Erteilung  einer  Vollmacht  seitens  dieser  letzteren,  die  jedoch 
bloß  an  ein  anderes  Vorstandsmitglied  übertragen  werden  kann;  kein 
Vorstandsmitglied  kann  jedoch  von  mehr  als  drei  Vollmachten  Gebrauch 
machen. 

Die  persönUche  Anwesenheit  von  mindestens  drei  Vorstandsmitgliedern 
mit  mindestens  sechs  Stimmen  ist  zur  Beschlußfähigkeit  erforderlich.  Im 
Falle  eine  Abstimmung  Stimmengleichheit  ergibt,  so  gibt  die  Stimme  des 
Vorsitzenden  den  Ausschlag. 

Der  Vorstand  bereitet  die  Kongresse  des  Bundes  und  die  Generalver- 
sammlung in  der  oben  genannten  Weise  vor,  nimmt  im  Namen  des  Bundes 
zu  den  Fortschrittsproblemen  der  Zeit  in  öffentlichen  Kundgebungen  Stellung 
und  beschließt  über  die  etwaige  Herausgabe  von  Druckschriften. 

Der  Vorstand  hat  die  ausgedehntesten  Vollmachten  zur  Verwaltung  des 
Vereinsvermögens.  Er  ist  zur  Vornahme  aller  geschäfthchen  Operationen 
(Käufe,  Verkäufe,  Mietsverträge  usw.)  berechtigt  und  kann  diese  Vollmacht 
zu  diesem  Zwecke  dem  Präsidenten  übertragen,  der  im  Namen  des  Bundes 
zeichnet. 

Art.  14. 

III.   Das  Präsidium. 

Der  Präsident  leitet  die  Unternehmungen  des  Bundes  und  ist  berufen, 
in  allen  laufenden  Fragen  selbständig  zu  verfügen;  er  ist  berechtigt  zur  Be- 
sorgung der  Agenden  des  Hauptbureaus  Hilfskräfte  heranzuziehen,  bedarf 
jedoch  der  Zustimmung  des  Vorstandes  für  eine  solchen  Hilfskräften  etwa 
zu  gewährende  Besoldung. 

Er  ist  bevollmächtigt,  die  Beiträge  der  MitgUeder  in  Empfang  zu  nehmen 
und  über  dieselben  zu  quittieren,  resp.  sie  durch  Vertrauensmänner  in  den 
einzelnen  Städten  in  Empfang  nehmen  zu  lassen.  Er  ist  jedoch  gehalten, 
alle  so  einlangenden  Summen  ehetunlichst  an  den  Schatzmeister  des  Bundes 
zu  überweisen. 

Art.  15. 

IV.  Der  internationale  Ehrenausschuß. 
Die  Mitgheder  des  internationalen  Ehrenausschusses  werden  vom  Vor- 
stand auf  Lebenszeit  ernannt ;  sie  erhalten  alle  in  ihrer  Sprache  erscheinenden 
Bundespublikationen,  es  bleibt  ihnen  anheimgestellt,  ob  sie  einen  Jahres- 
beitrag zu  zahlen  wünschen,  sie  bestimmen  gegebenenfalls  selbst  dessen 
Ausmaß. 

Sie  sind  berufen,  den  Bund  in  seinen  Beziehungen  zu  den  Regierungen 
und  der  öffentlichen  Meinung  der  verschiedenen  Staaten  zu  stützen,  sowie 
feierhchen  Kundgebungen  des  Bundes  durch  Ihre  Unterschrift  erhöhte 
Autorität  zu  verleihen. 

Art.  16. 

V.   Die  autonomen  Ortsgruppen. 
Sind  in  einer  Stadt  mindestens  10  Mitglieder  des  Bundes  wohnhaft,  so 
haben  sie  das  Recht,  eine  autonome  Ortsgruppe  zu  bilden,  die  Einzahlung 
der  Mitgliedsbeiträge  selbst  zu  besorgen  und  diese  für  ihre  eigenen  lokalen 
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Zwecke  zu  verwenden.  Bloß  eine  Summe  von  2,50  Mark  pro  Mitglied  im 
Deutschen  Reich  (3  Kronen  in  Österreich,  3  Franken  in  Frankreich  und  sonstigen 
Ländern)  ist  an  die  Zentralleitung  abzuführen,  wofür  an  die  Mitglieder 
mehrere  Nummern  des  Bundesorgans  sowie  die  Flugblätter  (siehe  Artikel  7), 
geliefert  werden.  Sie  zahlen  weitere  7  Mark  für  diejenigen  ihrer  Mitglieder, 
welche  gegen  den  im  Artikel  8  vorgesehenen  Abonnementsbeitrag  von  12  Mark 
resp.  10  Mark  die  „Dokumente  des  Fortschritts"  erhalten. 

Den  Ortsgruppen  stehen  die  gleichen  Aktionsmittel  wie  dem  Bunde 
selbst  (siehe  Artikel  3)  zur  Verfügung;  ferner  alle  sonstigen  Unternehmungen, 
die  sie  zwecks  Förderung  sozialer  und  kultureller  Reform  einzuleiten  für 
gut  befinden. 

Die  Ortsgruppen  erwählen  ihren  eigenen  Vorstand,  welcher  seinerseits 
über  alle  Unternehmungen  der  Gruppen  beschließt.  Der  Vorstand  des  Bundes 
ist  jedoch  berechtigt,  gegenüber  Kundgebungen  und  Unternehmungen  der 
Ortsgruppen,  welche  den  Zielen  des  Gesamtvereins  zuwiderlaufen,  sein  Veto 
einzulegen  und,  im  Falle  demselben  entgegengehandelt  wird,  die  Ortsgruppe 
aufzulösen.  Für  solche  Beschlüsse  des  Vorstandes  ist  eine  Zweidrittelmehrheit 
desselben  erforderlich,  die  Ortsgruppe  kann  von  demselben  an  die  General- 
versammlung des  Bundes  appellieren,  ohne  daß  jedoch  dieser  Appell  auf- 
schiebende Wirkung  besäße. 

Sowie  eine  Ortsgruppe  aufgelöst  und  insolange  sie  nicht  etwa  auf  Be- 
schluß der  Generalversammlung  wieder  hergestellt  oder  unter  einem  neuen 
Vorstande,  welcher  der  Genehmigung  des  Bundesvorstandes  bedarf,  neu 
begründet  wurde,  sind  die  Beiträge  der  in  der  gegebenen  Stadt  wohnhaften 
Bundesmitglieder  direkt  an  die  Zentrale  abzuliefern.  Zuwiderhandelnde 
können  durch  Zweidrittelmehrheit  des  Vorstandes  aus  dem  Bunde  aus- 
geschlossen werden. 

Jede  Ortsgruppe,  welche  mindestens  50  Mitglieder  zählt,  ist  berechtigt, 
einen  Vertreter  in  den  Bundesvorstand  zu  delegieren,  welchem  alle  Rechte 
eines  Vorstandsmitgliedes  zukommen. 

Art.  17. 

Die  Mitglieder  des  Vorstandes,  der  Präsident,  die  Mitglieder  des  Ehren- 
ausschusses, sowie  aller  sonstigen  vom  Bund  eingesetzten  Komitees,  üben 
ihr  Amt  als  Ehrenamt  aus  und  erhalten  als  solche  keinerlei  Geldgebühren. 

Art.  18. 

Bloß  das  Vereinsvermögen  haftet  für  Schulden  des  Bundes.  Seine 
Mitglieder,  die  des  Vorstandes  inbegriffen,  sind  dafür  in  keiner  Weise  haftbar. 

Art.  19. 

Die  vorliegenden  Statuten  wurden  im  Sinne  des  französischen  Gesetzes 
vom  1.  Juli  1901  bei  der  Pariser  Polizeipräfektur  deponiert. 
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IE  in  anderen  Ländern,  so  trat  auch  in  Deutschland  im  Verlaufe 
des  19.  Jahrhunderts  ein  Tiefstand  der  Architektur  ein,  der  durch 
die  dem  Jahrhundert  eigentümliche  Sucht  gekennzeichnet  ist,  die 
Ausdrucksweisen  vergangener  Zeitalter  nachzuahmen.  Als  Selbst- 
verständlichkeit muß  es  betrachtet  werden,  daß  aus  einem  solchen  Bestreben 
heraus  keine  Kunst  entstehen  kann.  Kunst  entsteht  nur  aus  einem  Prozeß 
inneren  Schaffens,  und  es  gehört  zu  diesem  Schaffen  eine  Überzeugtheit 
von  der  Richtigkeit  der  Mittel  des  Schaffens.  Eine  Selbstverleugnung,  wie 
sie  sich  in  der  Wiederholung  vergangener  Stile  zu  erkennen  gibt,  kann  immer 
nur  aus  dem  Gefühle  persönlicher  Schwäche  erwachsen,  denn  sie  bedeutet 
das  resignierte  Eingestehen  der  eigenen  Unfähigkeit. 

Diese  Erwägungen  treffen  auf  die  ganze  europäische  Entwicklung  im 
19.  Jahrhundert  zu.  Die  Architektur  der  einzelnen  Länder  zeigt  aber  dennoch 
eine  sehr  verschiedene  Färbung.  Am  wenigsten  traten  die  archäologischen 
Übungen  der  reinen  Stilarchitektur  in  Frankreich  hervor,  wo  die  Ecole  des 
Beaux  Arts  eine  fortlaufende  echt  nationale  Tradition  einhielt  und  die  nach- 
klassizistischen  Formen  zeitgemäß  weiterentwickelte.  Mochte  diese  Archi- 
tektur mit  der  Zeit  auch  Neigung  zur  Erstarrung  in  Formeln  zeigen,  und 
mochte  eine  akademische  Einseitigkeit  dafür  sorgen,  daß  die  aus  anderer 
Richtung  kommenden  Anläufe  zu  einer  neuen  Stilbildung  keinen  Boden 
gewannen,  so  ist  doch  festzustellen,  daß  eine  wirkhch  einheitliche  Architektur - 
schule  durch  das  19.  Jahrhundert  eigenthch  nur  in  Frankreich  zu  finden  ist. 
In  England  spielten  die  Stilmanöver  zuzeiten  eine  nicht  unbedeutende  Rolle, 
doch  hielten  zwei  Momente  ihren  Einfluß  in  Schranken:  einmal  das  beim 
Engländer  vorhandene  natürhche  Empfinden  für  vernünftige  Einfachheit 
sowie  für  Echtheit  der  Konstruktion  und  des  Materials  (daher  die  fast  nie 
ausgestorbene  englische  Sympathie  für  die  mittelalterhche  Baugesinnung), 
und  zweitens  die  hochentwickelte  Wohnkultur,  die  sich  in  dem  Verlangen  nach 
praktisch  disponierten,  wohleingerichteten  Wohnhäusern  äußerte.  Beide 
Eigentümlichkeiten  wirkten  dahin,  den  Manirismus  der  Stilübungen  wenig- 
stens nicht  völlig  die  Oberhand  gewinnen  zu  lassen.  Aus  dem  Bronnen  der 
häuslichen  Baukunst  entsprang  auch  die  Wiederbelebung  des  ganzen  archi- 
tektonischen Geistes  überhaupt,  die  in  England  schon  mit  den  sechziger 
Jahren  beginnt.  Sie  hat  sich  besonders  im  Landhausbau  zu  erkennen  gegeben 
und  diesen  zu  vorbildlicher  Höhe  erhoben. 

Anders  verlief  die  Entwicklung  in  Deutschland,  wo  sich  die  Folgen  des 
Stilgetriebes  recht  verhängnisvoll  zeigten.  Das  19.  Jahrhundert  ist  nicht 
etwa  arm  gewesen  an  bedeutenden  deutschen  Baukünstlern.  Selbst  in 
den  Perioden  des  Tiefstandes  wird  die  spätere  Geschichte  noch  hervorragende 
Architekten  erkennen,  der  Tiefstand  ist  eben  mehr  dadurch  gekennzeichnet, 
daß  die  Allgemeintätigkeit  im  Bauen  geschmacklich  sehr  stark  sank.  In 
dem  Deutschen  Friedrich  Schinkel  wird  stets  einer  der  größten  Architekten 
des  19.  Jahrhunderts  überhaupt  erkannt  werden.  Sein  Sinn  für  Harmonie, 
seine  nie  versiegende  Erfindungsgabe  und  seine  alle  Künste  beherrschende 
Ausdrucksfähigkeit  stehen  einzig  da.  Er  hat  vollendete  Meisterwerke  hinter- 
lassen, die  zu  den  Perlen  dessen  gehören,  was  Menschen  an  Schönem  ge- 
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schaffen  haben.  Und  es  ist  bezeichnend,  daß  gerade  neuerdings,  wo  wir  in 
Deutschland  wieder  einen  lebhaften  architektonischen  Auftrieb  feststellen 
können,  mit  Eifer  auf  Schinkel  zurückgegriffen  wird,  ein  Beweis,  daß  oi* 
das  Sehnen  der  neuen  architektoniscJien  Generation  am  treffendsten  erfüllt. 
Es  ist  Schinkel  gelungen,  in  Norddeutschland  eine  neuartige  Tradition  zu 
gründen,  die  zwar  ganz  auf  der  Antike  beruhte,  aber  wie  es  nicht  andern 
sein  kann,  doch  eine  von  der  Zeit  beeinflußte  Färbung  annahm.  Vertreter 
dieser  Tradition  sind  Stüler,  Strack,  Gropius  (dessen  Kunstgewerbemuseum 
in  Berlin  als  Schöpfungsbau  angesprochen  werden  muß).  Hitzig,  der  junge 
Ende.  Die  Tradition  dieser  gleichzeitig  strengen  und  doch  so  graziösen  Kunst 
wurde  durch  Hermann  Ende  aus  dem  Bereich  der  Antike  in  das  der  italienischen 
Renaissance  verschoben.  Und  mit  dieser  Verschiebung  war  das  Signal  für 
das  Weiterschreiten  in  der  Adaptierung  vergangener  Stile  gegeben.  Der 
Weg  führte  weiter  in  die  deutsche  Renaissance,  das  Barock,  Rokoko,  Empire^ 
Biedermeier.  Ein  Teil  der  Architekten  genügt  sich  noch  heute  in  der  Repetition 
der  früheren  Ausdrucksweisen.  Bei  ihm  ist  heute  Biedermeier  Trumpf, 
und  das  leichtsinnig-gefällige  Treiben  dieser  geschäftigen  Anpasser  arbeitet 
der  Modeliebhaberei  des  großen  Publikums,  für  das  der  Ausdruck  „Bieder- 
meier" gegenwärtig  geradezu  ein  Kosewort  ist,  erfolg-  und  ertragsreich  in 
die  Hand. 

Nicht  mit  diesen  Modeströmungen  hat  es  eine  ernste  Betrachtung  zu  tun. 
Diese  wird  immer  von  den  wirklichen  Werten  ausgehen,  und  Werte  können 
nur  in  selbständigen  Schöpfungen  bestehen.    Wenn  wir  nun  nach  solchen 
in  der  deutschen  Architekturausübung  Umschau  halten,  so  liegen  die  augen- 
scheinlichsten Erfolge  unbedingt  auf  einem  Nebengebiete  der  Architektur^ 
dem  sogenannten  Kunstgewerbe.    Das  deutsche  Kunstgewerbe  zeigt  sich 
seit  1897  in  einem  völhg  neuen  Gewände.   Der  Begriff  Kunstgewerbe  hatte 
zu  jener  Zeit  schon  etwa  30  Jahre  bestanden,  man  verstand  aber  vor- 
her unter  ihm  fast  lediglich  die  Reproduktion  von  „unserer  Väter  Werken'', 
d.  h.  für  Deutschland  den  Werken  der  deutschen  Renaissance.   1895  wurde 
das  Signal  gegeben,  dieses  ewige  Wiederkäuen  von  schon  gegessener  Kost 
zu  verlassen  und  sich  neuer,  auf  unsere  Zeit  zugeschnittener  Formen  zu 
bedienen.  Von  München  ging  die  Bewegung  aus,  verband  sich  mit  den  aus 
Belgien  kommenden  Anregungen  ähnlicher  Art,  und  verbreitete  sich  von  da 
an  binnen  wenigen  Jahren  über  ganz  Deutschland.  Zwei  Strömungen  lösten 
sich  bald  aus  dem  Chaos  heraus :  die  von  dem  Belgier  van  de  Velde  getragene 
manir istisch -ornamentale,  und  die  mehr  auf  deutschem  Empfinden  fußende 
puristische.  Zunächst  führte  allerdings  der  Anschluß  Unberufener  an  das,  was 
man  „van  de  Veldesche  Linie"  nannte,  zu  einer  großen  Entgleisung  im  soge- 
nannten „Jugendstil".  Dieser  erledigte  sich  aber  bald  selbst  und  ist  heute,  in 
Deutschland  wenigstens,  völlig  erloschen.  Eine  stärkere  Entwicklung  nahm 
der  puristische  Stil,  der  sich  auf  die  reine  Zweckform  und  die  unbedingte  An - 
passung  an  Material  und  Werktechnik  gründete.  Man  predigte  damals,  daß 
die  ungeschmückte  Gebrauchsform  schon  von  selbst  schön  sei,  und  daß  es, 
um  künstlerisch  zu  gestalten,  nur  gälte,  zweckmäßig  zu  gestalten.  Hier  lagen, 
wie  heute  offen  erkannt  wird.  Verkennungen  vor.  Denn  aus  Zweck,  Material 
und  Technik  läßt  sich  noch  keine  Kunst  machen,  diese  ist  allein  ein  Problem 
der  Form,  und  nur  die  Form  macht  einen  Gegenstand  zum  Kunstwerk.  Aber 
wie  alle  künstlerische  Entwicklung  auf  Strömung  und  Gegenströmung  beruht, 
so  ist  das  Streben  jenes  Jahrzehntes  nach  der  Zweckkunst  vor  allem  als 
Reaktion  gegen  die  bis  dahin  bestehende  Überladung  mit  Ornament  auf- 
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zufassen,  von  der  loszukommen  jetzt  die  vornehmste  Sorge  des  Tages  war, 
zumal  der  Ornamentüberfluß  mit  den  sonstigen  praktischen  und  nüchternen 
Zielen  der  modernen  Zeit  nicht  in  Einklang  gebracht  werden  konnte. 

Auf  dem  Boden  der  puristischen  Tendenz  des  Kunstgewerbes  hat  sich 
nun  eine  ganz  neue  im  besten  Sinne  moderne  Entwicklung  angebahnt,  die 
sich  in  Deutschland  eine  nationale  Bedeutung  errungen  hat  und  die  wir 
vom  europäischen  Standpunkte  aus  als  eine  deutsche  kulturelle  Leistung 
wohl  bezeichnen  dürfen.  Es  ist  wahr,  daß  wir  hier  auf  den  Schultern  Englands 
stehen.  Allein  das,  was  Deutschland  in  der  außerordentlich  intensiven  Arbeit 
auf  diesem  Gebiete  geleistet  hat,  trägt  nicht  nur  eine  eigene  Note,  sondern 
die  Leistung  fällt  auch  in  eine  Zeit,  da  in  England  die  Energie  der  Bewegung 
ihren  Höhepunkt  längst  überschritten  hatte.  So  ist  es  im  Konzert  der  Völker 
-überhaupt,  daß  ein  Volk  eine  gewisse  Idee  bis  zu  einem  gewissen  Punkte 
führt,  sodann  das  andere  Volk  gleich  wie  in  der  musikalischen  Fuge  einsetzt 
und  diese  Idee  auf  seine  Weise  weiterspinnt.  Von  der  enghschen  unterschied 
sich  die  deutsche  kunstgewerbliche  Bewegung  dadurch,  daß  sie  sogleich  auf 
das  Ganze  ging,  indem  sie  den  gesamten  Innenraum  als  Kunstwerk  erfaßte 
und  in  der  ,, Raumkunst''  ihr  eigenthches  Ziel  erblickte.  Auf  diese  Weise 
aber  tat  sie  den  Schritt  unmittelbar  in  die  Architektur  hinein,  und  sie  gab 
dieser  einen  mächtigen  Impuls,  indem  nun  sozusagen  ein  Gärungsprozeß 
von  innen  nach  außen  eingeleitet  wurde.  Wirkte  dieser  Impuls  vielleicht 
auch  nicht  sofort,  so  mußte  doch  dadurch,  daß  die  gesamte  Jugend  vom 
Geiste  der  modernen  Kunst  erfaßt  wurde,  fast  von  selbst  auch  der  junge 
Nachwuchs  in  der  Architektenschaft  zu  dieser  hingeführt  werden. 

Eine  andere  Quelle  neuen  Lebens  war  innerhalb  der  Architektur  selbst 
zutage  getreten.  Schon  in  den  achtziger,  noch  mehr  aber  in  den  neunziger 
Jaliren  ließ  sich  geradeso,  wie  es  im  Kunstgewerbe  der  Fall  war,  ein 
Überdruß  gegenüber  dem  ewigen  Wiederholen  gewesener  Stilformen  be- 
obachten. Der  Wunsch  regte  sich,  wieder  selbständig  zu  schaffen.  Paul 
Wallot,  der  Erbauer  des  Reichstagsgebäudes,  war  in  Norddeutschland  der 
erste,  der  sich  bewußt  von  dem  Dogma  der  naturgetreuen  Reproduktion 
alter  Stile  frei  machte  und  das  Recht  für  sich  in  Anspruch  nahm,  in  eigener 
Arbeit,  allerdings  mit  Benutzung  des  historisch  überlieferten  Formenvorrates, 
zu  erfinden  und  zu  gestalten.  Hierin  liegt  seine  Bedeutung  für  die 
Architektengeneration  seiner  Zeit,  zugleich  traf  er  durch  einen  gewissen 
repräsentativen  Reichtum  und  seine  formale  und  ornamentale  Entfaltung 
die  Empfindung,  die  das  neu  erwachte  Nationalbewußtsein  in  den  Jahrzehnten 
nach  1870  in  Deutschland  ausgelöst  hatte.  Wallot  ist  so  der  Vater  des  neuen 
deutschen  Monumentalstiles  geworden.  Eine  Reihe  bedeutender  Archi- 
tekten hat  in  einer  ähnlichen  Ausdrucksweise  in  Norddeutschland  gewirkt, 
an  erster  Stelle  der  geniale  Bruno  Schmitz,  der  Erbauer  des  Völkerschlacht - 
denkmals  in  Leipzig  und  der  Gewinner  vieler  wichtiger  Konkurrenzen.  Von 
hervorragenden  jüngeren  Künstlern  sind  Fritz  Schumacher,  der  Baudirektor 
von  Hamburg,  und  Wilhelm  Kreis,  der  Erbauer  des  zukünftigen  Bismarck - 
Nationaldenkmals  auf  der  Elisenhöhe  in  Bingerbrück,  als  der  Monumental- 
schule angehörig  zu  nennen.  Ihre  Werke  erstreben  bei  hohem  Flug  des  Aus- 
druckes eine  durchaus  selbständige  Gestaltung,  die  sich  von  dem  Schema 
früherer  Stile  freihält.  Völlig  frei  von  alten  Vorbildern  halten  sich  auch  die 
aus  dem  Kunstgewerbe  gekommenen  sogenannten  Malerarchitekten,  bei 
denen  die  Abwendung  von  allem,  was  an  frühere  Ausdrucksformen  erinnerte, 
programmäßig  befolgt  wird.     So  interessante  Einzelwerke  aber  auch  aus 
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ihrer  Hand  entstanden  sind,  so  kann  ihnen  doch  ein  nennenswerter  Einfluß 
auf  die  Entwicklung  der  deutschen  Architektur  nicht  zugestanden  werden. 
Man  könnte  eher  der  Meinung  sein,  daß  ihre  stark  individuahstischen  Werke, 
die  sogleich  von  einem  Heer  von  unbefähigten  Sensationssuchern  in  karikierter 
Form  nachgeahmt  wurden,  störend  auf  die  Allgemeinentwicklung  gewirkt 
liaben.  Sind  doch  viele  der  Meinung,  daß  der  heute  oft  gehörte  Schrei  über 
die  „Entstellung  unseres  Landes**  sich  nicht  zum  letzten  gegen  diese  unreifen, 
modern  sein  wollenden  Abnormitäten  wendet.  In  der  Architektur  kann 
schließhch  das  Heil  nur  in  einer  einheitlichen  Entwicklung  gesucht  werden, 
da  hier  bei  der  starken,  durch  das  Bedürfnis  erforderten  Bautätigkeit  auch 
mit  einem  Heer  von  Nichtbegabten  gerechnet  werden  muß,  bei  denen  eine 
Abweichung  vom  allgemein  begangenen  Wege  nur  zu  Katastrophen  führen 
kann. 

So  ist  denn  auch  festzustellen,  daß  die  für  die  heutige  deutsche  Architektur 
erfolgreichsten  Anregungen  von  solchen  Architekten  ausgegangen  sind,  die 
mit  beiden  Füßen  auf  dem  Boden  der  Überheferung  standen,  aber  doch 
durch  eine  natürhche  Selbständigkeit  zur  Weiterbildung  der  Tradition,  ja 
sogar  zur  Erzeugung  einer  neuen  Tradition  und  neuer  Ausdrucksmittel 
beigetragen  haben.  In  Süddeutschland  sind  hier  in  allererster  Linie 
Gabriel  von  Seidl,  der  Erbauer  des  deutschen  Nationalmuseums  ia 
München,  und  Theodor  Fischer,  in  Norddeutschland  Alfred  Messel,  der 
Erbauer  des  Wertheim  -  Kaufhauses,  zu  nennen.  Seidls  Hauptverdienst 
liegt  in  seiner  Fähigkeit,  sich  in  einer  fast  unbegreiflichen  Weise  in  den 
Stimmungsgehalt  alter  Architekturwerke  einzuleben  und  diesen  Stimmungs- 
gehalt  auf  eigene  Weise  seinen  neuen  Werken  einzuhauchen.  Die  Ai^t 
der  architektonischen  Vertiefung,  die  Behandlung  des  Ganzen  und  des  Ein- 
zelnen sind  unerreicht.  Beim  Wirken  Theodor  Fischers  liegt  der  erziehe- 
rische Wert  in  der  Klarheit  des  Gebäudezuschnittes,  in  der  Echtheit  der 
werkmäßigen  Empfindung,  in  einer  hohen  Befähigung  in  städtebauhcher  Hin- 
sicht. Beide  Meister  haben  zum  mindesten  in  Süddeutschland  einen  sehr 
großen  Einfluß  ausgeübt  und  wohl  am  meisten  dazu  beigetragen,  daß  das  Ali - 
gemeinniveau  der  süddeutschen  Architektur  heute  ein  besseres  ist  als  das 
norddeutsche.  Das,  was  Alfred  Messel  schuf,  ist  vielleicht  dadurch,  daß  er 
kühner  und  freier  gestaltete,  von  noch  größerem  Werte.  In  seinem  Waren- 
liause  A.  Wertheim  in  Berlin  hat  er  nicht  nur  den  Typ  einer  neuen  Gebäude - 
gattung  geschaffen,  sondern  er  hat  auch  in  der  Ausbildung  des  Äußeren  wie 
des  Inneren  soviel  Neues,  Eigenartiges  und  Schönes  hinterlassen,  daß  das 
Gebäude  für  den  jüngeren  Nachwuchs  eine  förmliche  architektonische  Schatz- 
kammer geworden  ist.  Messels  Einfluß  ist  in  Norddeutschland  nicht  minder 
stark  wie  der  Seidls  und  Fischers  in  Süddeutschland.  Das  Bedeutsamste 
an  seiner  Kunst  ist  eine  geschmackvolle  persönliche  Auffassung  der  Architektur 
um  1800,  die  er  in  Filtration  durch  sein  fein  empfindendes  Selbst  wiedergab. 
In  dieser  Bauart  sind  besonders  seine  zahlreichen  Wohnhäuser  gehalten, 
und  hierin  hat  er  in  Berlin  am  meisten  Schule  gemacht.  Er  wirkte  hier  aus 
dem  speziellen  Kunstempfinden  seines  Jahrzehntes  heraus,  das  mit  Sehnsucht 
auf  die  Zeit  von  vor  100  Jahren  zurückblickte  und  im  Empire  und  Bieder- 
meier einen  aparten  Reiz  fand.  Freilich,  das  darf  nicht  unterlassen  werden 
hinzuzufügen,  kopierte  er  nicht  einfach,  sondern  durchtränkte  die  Formen 
mit  seinem  Geist. 

Bei  der  heutigen  Prüfung  des  Standes  der  deutschen  Architektur  prägt 
sich   dem  Beobachter  die   Ungeklärtheit  einer  Übergangszeit  auf.  Die 
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Architektur  hat  unbedingt  eine  neue  glückliche  Entwicklung  angetreten, 
eine  Reihe  tüchtiger  schöpferischer  Kräfte  ist  am  Werke,  nach  vielen  Rich- 
tungen wird  Neues,  ja  Vorbildliches  geschaffen.  Gleichzeitig  aber  steht  die 
große  Allgemeinproduktion  im  Bauen  noch  auf  einem  üblen  Standpunkte. 
Es  ist  jene  Produktion  gemeint,  mit  der  geschulte  Architekten  nichts  zu 
tun  haben,  sondern  die  vom  Bauunternehmer  besorgt  wird.  Diese  in  Deutsch- 
land immer  noch  überwiegende,  an  Geschmacklosigkeiten  überreiche  Pro- 
duktion ist  weniger  ein  Beweis  für  die  geringe  Leistungsfähigkeit  der  Archi- 
tekten, als  für  die  Rückständigkeit  der  Bauherren.  Es  wird  in  Deutschland 
noch  von  vielen,  die  bauen  wollen,  für  nützlich  gehalten,  den  Architekten 
zu  vermeiden,  um  dadurch  das  Architektenhonorar  zu  sparen.  Selbst  wichtige 
Aufgaben  werden  über  den  Architekten  hinweg  an  irgendein  Bauunter - 
-  nehmungsbureau  gegeben.  Der  Mangel,  der  hier  zutage  tritt,  liegt  in  dem 
noch  nicht  weit  genug  entwickelten  Geschmack  des  breiten  Publikums. 

Da  aber,  wo  der  Architekt  zu  Worte  kommt,  kann  die  deutsche  Architektur 
heute  schon  auf  wh'kliche  Taten  und  neue  Leistungen  blicken.  Für  eine  Reihe 
von  Gebäudegattungen,  besonders  solche  neuartigen  Charakters,  wie  sie  der 
mächtig  entwickelte  Verkehr  erfordert,  sind  glückliche  architektonische 
Lösungen  gefunden,  und  es  wird  auf  diesen  Gebieten  eine  erfreuliche  Tätigkeit 
entfaltet.  Unter  dieser  Art  von  Gebäuden  ist  vielleicht  das  Auffälligste  das 
Geschäfts-  und  Bureauhaus.  Gerade  in  Deutschland  hat  sich  für  die  modernste 
aller  kaufmännischen  Verkaufsstätten,  das  Warenhaus,  ein  eigener  Typ 
entwickelt,  dessen  klarster  Ausdruck  wohl  in  dem  schon  erwähnten  Waren - 
hause  A.  Wertheim  gefunden  ist.  Straffe  vertikale  Gliederung  mit  möglichst 
großen  Glasflächen  zeichnen  es  im  Äußeren,  weiträumige  Verhältnisse  mit 
überdeckten,  durch  die  ganze  Gebäudehöhe  reichenden  Lichthöfen  im  Innern 
aus.  Von  dem  Warenhaus  ausgehend  ist  ein  verwandter  Typ,  das  Bureau- 
haus, in  ähnlichem  Sinne  beeinflußt  worden,  wenn  auch  hier  die  lichtgebenden 
Glasflächen  naturgemäß  eine  geringere  Rolle  spielen.  Mit  Freuden  ist  fest- 
zustellen, wie  in  den  sich  rasch  entwickelnden  deutschen  Städten  die  Geschäfts- 
straßen mit  Gebäuden  dieser  Art  besetzt  werden,  die  zum  großen  Teil  archi- 
tektonisch gut  gefaßt  sind,  hier  und  da  sogar  Glanzleistungen  einer  neu- 
artigen, den  Stempel  unserer  Zeit  tragenden  Architektur  darstellen.  Auch 
die  Stätten  des  öffentlichen  Verkehrs,  wie  die  Bahnhöfe,  die  Ausstellungs- 
gebäude, die  Konzerthallen  erscheinen  heute  im  neuen  Gewände  und  können 
als  Zeugen  einer  unserer  Zeit  Rechnung  tragenden  Kunst  betrachtet  werden. 
Besonders  hervorzuheben  ist,  daß  auch  ein  Gebiet,  an  das  früher  keinerlei 
künstlerische  Anforderungen  gestellt  wurden  und  das  dem  Ingenieur  allein 
vorbehalten  war,  der  Industriebau,  unter  dem  Gesichtspunkte  einer  guten 
architektonischen  Ausbildung  behandelt  wird.  Es  ist  sogar  eine  lebhafte 
künstlerische  Entwicklung  im  Bau  von  Fabriken  festzustellen,  die  schon 
recht  gute  Ergebnisse  gezeitigt  hat. 

In  der  großen  Bauproduktion,  die  sich  auf  die  menschhche  Wohnstätte 
bezieht,  sind  die  Leistungen  noch  durchaus  gemischt,  eben  weil  hier  der 
Architekt  nur  an  einen  verhältnismäßig  kleinen  Teil  der  Aufgaben  heran- 
gelangt. Doch  bringt  die  mit  dem  wachsenden  Wohlstand  verbundene  Er- 
höhung der  Ansprüche  und  das  steigende  Verständnis  für  häuslichen  Komfort 
von  Jahr  zu  Jahr  Besserung.  Ausgezeichnete  Leistungen  sind  schon  heute 
in  der  Ausbildung  der  inneren  Räume  zu  registrieren,  die  als  Vermächtnis 
der  kunstgewerblichen  Bewegung  zu  betrachten  ist.  Auch  überall  da,  wo 
die  kunstgewerbliche  Bewegung  sonst  eingegriffen  hat,  namentlich  auf  den 
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Gebieten  der  Kleinkunst  jeder  Art,  der  Stoffe,  Tapeten,  der  Buchkunst, 
des  Plakats  und  der  kaufmännischen  Anzeige  sehen  wir  hervorragende 
Leistungen  vor  uns,  mit  denen  das  deutsche  Kunstgewerbe  heute  führend 
ist  und  die  Aufmerksamkeit  des  In-  und  Auslandes  erregt.  Dieses  ganze 
Gebiet  wird  im  Jahre  1914  in  Köln  in  einer  kunstgewerblichen  Ausstellung 
vorgeführt  werden.  Die  Ausstellung  wird  vom  Deutschen  Werkbund  ver- 
anstaltet, der  sich  die  Pflege  und  Propagierung  der  neuen  kunstgewerbliche u 
Ideen,  namentlich  auch  in  ihrer  volks-  und  weltwirtschafthchen  Bedeutung, 
zur  Aufgabe  gemacht  hat,  und  dem  alle  maßgebenden  deutschen  Künstler 
und  Fabrikanten,  sowie  viele  Kaufleute  und  Volkswirte  angehören. 

Am  bezeichnendsten  für  das  pulsierende  neue  Leben  in  den  architektoni- 
schen Künsten  Deutschlands  ist  aber  vielleicht  die  außerordentlich  starke 
Bewegung  im  Städtebau.  Angeregt  durch  eine  in  Berlin  veranstaltete 
Städtebauausstellung,  hat  sich  das  Bestreben,  in  die  Anlage  unserer  Straßen 
und  Plätze  eine  straffere  Ordnung  und  Disziplin  zu  bringen,  rasch  in  ganz 
Deutschland  verbreitet.  Im  Zusammenhange  damit  steht  die  Gartenstadt - 
bcwegung,  die  sich  die  Verbesserung  der  Wohnung  namentlich  der  Minder- 
bemittelten zum  Ziele  setzt  und  für  Deutschland  mit  seiner  rasch  wachsenden 
Bevölkerungsziffer  von  großer  Bedeutung  ist.  Eine  vorbildliche  Anlage 
dieser  Art  ist  die  Gartenstadt  Hellerau  bei  Dresden.  Sie  gliedert  sich  an 
die  Arbeitsstätte  eines  der  ersten  kunstgewerblichen  Betriebe,  die  Deutschen 
Werkstätten,  an  und  hat  sich  binnen  wenigen  Jahren  zu  einer  aus- 
gedehnten Siedelung  entwickelt.  Vorerst  stehen  der  Ausbreitung  des  Garten- 
stadtgedankens noch  organisatorische  Schwierigkeiten  im  Wege,  die  sich 
namentlich  auf  die  Finanzierungsmöglichkeiten  erstrecken.  Sind  erst  diese 
behoben,  so  wird  wahrscheinlich  eine  lebhafte  Bautätigkeit  über  ganz 
Deutschland  einsetzen. 

Nachdem  Deutschland  im  19.  Jahrhundert  viele  Jahrzehnte  hindurch 
in  geschmacklicher  Beziehung  zu  einer  zweiten  Stellung  verurteilt  gewesen 
war,  sind  heute  an  allen  Punkten  starke  Kräfte  in  Tätigkeit,  ihm  eine  erste 
Stellung  zu  erringen.  Viel  schöne  Ergebnisse  sind  bereits  erreicht.  Bei 
Beurteilung  der  Sachlage  muß  man  sich  jedoch  klar  machen,  daß  es  einmal 
überhaupt  nicht  leicht  ist,  auf  einem  so  schwierigen  Gebiete  Resultate  in 
der  kurzen  Zeitspanne  von  20  Jahren  zu  erlangen,  und  sodann,  daß  es 
unendlich  schwer  fällt,  einmal  vorhandene  internationale  Vorurteile  zu 
beseitigen.  Solche  pflegen  sich  über  Jahrzehnte  fortzupflanzen  und  auch 
dann  noch  fortzudauern,  w^enn  durch  die  veränderten  Verhältnisse  längst  jede 
Berechtigung  für  sie  geschwunden  ist.  Aber  schließlich  wii^d  sich  das  Gute 
Bahn  brechen,  und  das  in  Deutschland  schon  wirklich  Erreichte  Avird  bald 
auch  von  anderen  Völkern  gewürdigt  werden. 
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ERICH  LILIENTHAL,  BERLIN:  DER  KAMPF  UM 
DEN  GESCHMACK  IN  DEUTSCHLAND. 

I. 

ER  Kampf,  den  man  seit  etwa  zwanzig  Jahren  in  Deutschland 
gegen  den  Parvenüstil  der  siebziger  und  achtziger  Jahre  geführt 
hat,  ist  erfolgreich  gewesen.  Deutschland,  das  seit  vier  Jahr- 
zehnten die  Welt  schon  oft  durch  die  praktische  Verwertung  seiner 
tJieoretisch  gefundenen  Lösungen  verblüfft  hat,  ist  im  Begriff,  vielleicht  nicht 
die  schönste,  aber  auf  jeden  Fall  die  interessanteste  und  ideem^eichste  Archi- 
tektur und  Kunstindustrie  der  Jetztzeit  hervorzubringen.  Das  äußere  Bild 
.  der  deutschen  Städte  und  das  Innere  der  deutschen  Heime  ist  in  einer  radi- 
kalen Umwandlung  begriffen.  Es  sind  nicht  allein  die  technischen  Neuerun- 
gen, die  diese  Veränderungen  bewirken,  denn  die  technische  Entwicklung 
ist  ja  international,  sondern  sie  entspringen  vor  allem  dem  Wunsche,  den 
endlich  gefundenen  neuen  deutschen  Stil  so  schnell  als  möglich  zu  verbreiten. 
Heute  sind  Millionen  von  Deutschen  sich  darüber  klar  geworden,  wie  häßlich 
und  geschmacklos  das  alles  war,  was  in  Deutschland  von  1850  an  etwa  bis  zum 
Jahre  1890  in  der  Architektur  und  an  Gebrauchsgegenständen  für  das  deutsche 
Heim  geschaffen  \yordcn  war.  Fast  die  ganze  Nation  hat  jetzt  begriffen,  daß 
man  auf  einem  falschen  Wege  war  und  daß  das  Wort  vom  schlechten  deut- 
schen Geschmack  aus  der  Welt  geschafft  werden  müsse. 

Man  hat  darüber  gelacht,  daß  die  Deutschen  das  Volk  der  Theorien  par 
excellencc  nun  auch  versuchen  wollten,  theoretisch  zu  lernen,  wie  man  ge- 
schmackvoll wird.  Das  aber,  was  in  Deutlschand  auf  diesem  Gebiet  in  der 
letzten  Zeit  praktisch  geschaffen  worden  ist,  beweist,  daß  bei  einer  anscheinend 
so  inkommensurablen  Aufgabe,  bei  der  gegebenen  Anlage  des  deutschen  Natio- 
nalcharakters, große  Erfolge  möglich  waren.  Diese  Aufgabe  w^ar  nur  eins 
von  den  unzähligen  drängenden  Problemen,  die  von  den  Deutschen  seit  1870 
gelöst  worden  mußten,  und  lange  nicht  das  wichtigste. 

Auf  dem  Boden  dos  jetzigen  Deutschen  Reiches  wohnen  etwa  vierzig 
Millionen  Menschen  mehr  als  vor  hundert  Jahren  und  fast  fünfundzwanzig 
Millionen  mehr  als  vor  vierzig  Jahren.  Für  die  fünfundzwanzig  Millionen, 
um  die  in  etwas  über  einem  Menschenalter  die  deutsciie  Bevölkerung  anwuchs, 
sollten  in  aller  Eile  Heime,  Häuser,  Straßen  und  Städte  geschaffen  werden. 
Diese  fünfundzwanzig  Millionen  wollten  ernährt  und  gekleidet  sein  und  für 
diese  fünfundzwanzig  Millionen  sollte  ein  geeigneter  Regierungs-  und  Ver- 
waltungsapparat geschaffen  werden,  denn  über  den  bisherigen  Rahmen  wai' 
die  Entwicklung  mit  Riesenschnelle  herausgewachsen.  Es  ist  eine  der  größten 
Taten  Deutschlands,  daß  es  imstande  war,  diese  Aufgaben  zu  lösen.  Deutsch- 
land hat  es  möglich  gemacht,  seinen  Millionen  ein  besseres  Brot  und  einen 
besseren  Lebensstandard  zu  verschaffen,  als  sie  je  vorher  gehabt  haben.  Das 
Land  ist  im  Begriff,  aus  einer  der  ärmsten  Nationen  Europas  eine  der  reichsten 
zu  werden. 

Die  Lösung  dieser  ersten  Lebensfragen,  die  alle  fast  im  gleichen  Zeitraum 
brennend  geworden  waren,  Heß  keine  Zeit  mehr  übrig  für  das  Genießen  in  der 
ruhigen,  abgeklärten  Form  der  früheren  Zeit.  Die  eisernen  Forderungen 
des  Augenblicks  brauchten  harte,  eckige  Menschen,  starke  Arbeiter,  nichts 
alf;  .fVrbeiter.  Das,  was  diese  schwer  arbeitenden  Menschen  von  der  Kunst 
verlangten,  war  eine  Verherrlichung  ihrer  Erfolge,  eine  repräsentative  Kunst, 
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die  klar  und  deutlich  zeigen  sollte,  wie  stark  und  mächtig  man  geworden  war. 
An  den  nüchternen  Ziffern,  die  den  steigenden  Wohlstand  in  Mark  und  Pfenni- 
gen dokumentierten,  hatte  das  Bedürfnis  der  Nation  nach  einer  äußerhchen 
Repräsentation  seiner  Leistung  natürlich  nicht  genug.  Man  wollte  die  eigene 
Kraftentfaltung  auch  in  der  Kunst  sehen.  Man  Latte  das  richtige  Gefühl, 
daß  die  einfachen  und  verhältnismäßig  armen  Wohnungen  und  Gebäude  der 
deutschen  Biedermeierzeit  im  Weimar  Goethes  wohl  am  Platze  waren,  nicht 
aber  im  Berlin  Bismarcks.  Hier  versagte  die  deutsche  Kunst  vollständig. 
Man  hatte  kurzerhand  die  vornehme  deutsche  Tradition  abschneiden  müssen 
und  hatte  im  Lande  selbst  keinen  Stil  und  keine  Form,  an  die  man  anknüpfen 
konnte.  Die  historische  und  wirtschafthche  Entwicklung  war  der  Umwand- 
lung der  geistigen  und  künstlerischen  Gefühle  weit  vorausgeeilt.  Das  seelische 
Gleichgewicht  war  durch  die  auf  siebzig  folgende  wirtschaftliche  Entwicklung 
auch  in  künstlerischer  Hinsicht  schwer  erschüttert.  Man  suchte  aus  allen 
Stilarten  der  Welt  das  Prunkvollste  und  Pompöseste  heraus,  was  man  auf- 
treiben konnte.  Man  hatte  das  Empfinden,  daß  man  aus  den  Epochen  fremder 
Kultur  nur  das  gebrauchen  könne,  was  eine  gleich  starke  Kraftentwicklung 
darstellte.  Auf  diese  Weise  entstand  die  neudeutsche  Nachahmung  der 
florentiner  Renaissance.  Da  man  aber  auch  gleichzeitig  fühlte,  daß  Florenz 
im  Verhältnis  zu  dem  neuen  Berlin  nur  eine  Kleinstadt  war,  so  begnügte  man 
sich  nicht  mit  einem  halben  Dutzend  Paläste  im  florentiner  Stil,  sondern  man 
baute  zehntausendweise  diese  Paläste  ringsumher.  Die  Erinnerung  an  die 
alte  Armut  sollte  so  bald  als  möghch  verschwinden.  Das  neue  repräsentative 
Deutschland  sollte  mit  der  wirtschaftHchen  und  politischen  Entwicklung 
Schritt  halten.  Was  in  Florenz  die  Arbeit  einer  Künstlergeneration  w^ar  und 
gleichzeitig  der  Exponent  einer  ganzen  W^eltanschauung,  wurde  in  Deutsch- 
land eilig  und  unsorgfältig  und  im  schlechtesten  Material  aus  dem  Erdboden 
gestampft.  Man  schuf  diese  Art  von  KuHssenarchitektur,  die  Palaststraßen 
vortäuschen  sollten,  Wohnungen  im  Stile  der  Pitti  und  Medicäer  für  reich 
gewordene  Kleinbürger  und  Terrainspekulanten.  Diese  Kraftentfaltung  der 
Geschmacksbarbarei  war  in  ihrer  Ai^t  vielleicht  ebenso  imposant  wie  die  übrige 
deutsche  Entwicklung.  Sie  hat  es  im  Zeitraum  von  nicht  ganz  zwanzig  Jahren 
fertig  gebracht,  derartige  Massen  von  Gebäuden  zu  produzieren,  daß  fast  drei 
Viertel  der  bis  dahin  außerordenthch  schönen  deutschen  Städte  verunstaltet 
wurden.  Außerdem  ist  es  durch  die  deutsche  Industrie,  die  erst  seit  einem 
Jahrzehnt  angefangen  hat,  von  der  Massenproduktion  zur  Qualitätsproduktion 
überzugehen,  möghch  gewesen,  jede  Geschmacklosigkeit  in  Massenwaren  in 
Hunderten  von  Millionen  von  Exemplaren  zu  verbreiten.  Diese  ungeheure 
Produktion  des  Häßlichen  war  es,  die  den  deutschen  Ausstellungskommissar 
Reuleaux  veranlaßte,  die  deutsche  Massenproduktion  als  bilhg  und  schlecht 
zu  charakterisieren.  Dieses  von  einem  Deutschen  geprägte  W^ort,  das  den 
Deutschen  unendlich  viel  geschadet  hat,  war  trotz  alledem  eine  patriotische 
Tat,  denn  seitdem  datiert  der  Kampf  um  den  Geschmack  in  Deutschland. 

Dieser  Kampf  wurde  noch  durch  ein  Moment  besonders  erschwert.  Der 
Reichtum,  der  so  urplötzlich  zu  Gebote  stand,  verleitete  dazu,  daß  man  es 
vollständig  verlernte,  auch  mit  begrenzten  Mitteln  schmücken  zu  können. 
Dies  wiederum  führte  dazu,  daß  man  eine  vornehme  Einfachheit  nicht  mehr 
«ertragen  konnte  und  das,  was  man  an  echten  Mitteln  nicht  zu  Gebote  hatte, 
durch  Imitationen  und  Surrogate  ersetzte.  Die  Entwicklung  war  also  gerade 
umgekehrt  wie  z.  B.  in  Dänemark.  Dort  hat  die  Sparsamkeit  der  vorhandenen 
Mittel  viel,  wenn  Qicht  alles,  für  die  Reinigung  des  Geschmacks  getan. 


DER  KAMPF  UM  DEN  GESCHMACK  IN  DEUTSCHLAND  191 

In  Dänemark  behandelte  man  das  Material  mit  weit  mehr  Vorsicht  und 
setzte  für  die  wenigen  großen  Aufgaben,  die  man  zu  lösen  hatte,  stets  die 
vollen  Energien  ein.  Das  Kopenhagener  Rathaus,  vielleicht  eins  der  schönsten 
modernen  Bauwerke  überhaupt,  ist  das  beste  Beispiel  für  die  fördernde  Wir- 
kung einer  derartigen  Energiekonzentration.  Hier  war,  wie  in  den  Rat- 
häusern, Kirchen  und  Palästen  der  Renaissance,  der  Bau  der  Ausdruck  für 
das  Wollen  einer  ganzen  Generation.  Das  Nyropsche  Werk  repräsentiert 
nahezu  vollkommen  den  Geist  der  Kopenhagener  Bürger  und  bietet  noch 
darüber  hinaus  ein  Abbild  der  büi'gerhchen  Kultur  Dänemarks  überhaupt. 

Die  neuen  deutschen  Rathäuser  dagegen,  die  zu  vielen  Hunderten  seit 
1870  ringsherum  entstanden,  sind  nichts  als  mehr  oder  weniger  gut  gelöste 
Architektenaufgaben;  meistens  sind  sie  von  Männern  geschaffen  worden, 
die  zu  der  Stadt  in  gar  keiner  oder  wenigstens  nur  in  einer  sehr  losen  Be- 
ziehung standen.  Das  Gleiche  gilt  von  fast  all  den  andern  zahllosen  öffent- 
lichen Gebäuden,  Theatern  und  dergleichen,  für  die  sich  plötzlich  ein  Be- 
dürfnis herausstellte.  Die  Fülle  der  Aufgaben  und  die  Eile,  mit  der  sie  gelöst 
werden  sollten,  war  der  gründhchen  Durchbildung  jedes  einzelnen  Projektes 
im  Wege. 

Diese  Periode  umfaßte  rund  fünfundzwanzig  Jahre.  Erst  als  die  brau- 
sende Entwicklung  in  Deutschland  aufhörte,  sich  nach  allen  Richtungen  hin 
unbegrenzt  auszubreiten  und  die  Ziele  anfingen,  sich  mehr  zu  konsolidieren,  kam 
man  auch  zu  einer  mehr  abgeklärten  Behandlung  der  ästhetischen  Probleme. 
Erst  als  das  Geld  begann,  nicht  mehr  von  einer  Wirtschaftskrise  zur  andern 
in  neue  Hände  zu  geraten,  konnte  man  daran  denken,  nicht  mehr  wie  bisher 
auch  die  großen  Aufgaben  en  gros  zu  erledigen.  Man  kämpfte  auf  allen 
Seiten  darum,  den  durch  die  Massenproduktion  verloren  gegangenen  Indivi- 
dualismus wieder  zurückzuerobern. 

Die  ersten  Versuche  mißglückten  vollständig.  Der  sogenannte  Jugend- 
stil war  nichts  als  eine  Oppositionsbewegung  und  eigentHch  überhaupt  kein 
Stil.  Man  wollte  los  vom  Ornament,  los  von  der  ewigen  Wiederholung  der 
Motive  der  deutschen  und  italienischen  Renaissance.  Gegen  die  falschen 
Palastfassaden,  gegen  die  Landsknechte  und  Burgfräuleins  auf  allen  Bier- 
gläsern,  Aschbechern  und  Photographiealbums  wurde  ein  erbitterter  Krieg 
geführt.  Gegen  alle  diese  Geschmacklosigkeiten,  die  den  deutschen  Stil  auch 
im  Auslande  unmöglich  und  lächerHch  gemacht  haben,  gegen  alle  diese  Aus- 
wüchse wurde  die  „reine  Linie"  proklamiert.  Der  Jugendstil  war  outriert 
und  häßhch  und  fand  in  Deutschland  trotz  seiner  gesunden  Grundgedanken 
einen  hartnäckigen  Widerstand. 

Der  Kampf  schien  verloren.  Die  sogenannten  Sezessionisten  wm^den 
mit  so  gut  wie  keiner  der  vielen  gi^oßen  Aufgaben  betraut,  durch  die  sie  sich 
hätten  weiter  entwickeln  können.  Plötzlich  aber  änderte  sich  die  ganze 
Lage.  Die  Hilfe  kam  von  einer  Seite,  auf  die  die  Künstler  am  wenigsten 
gerechnet  hatten.  Fast  gleichzeitig  machten  der  deutsche  Handel  und  die 
deutsche  Industrie  die  Entdeckung,  daß  ihnen  die  bisherige  Geschmacks- 
barbarerei  auch  geschäfthch  viel  geschadet  hätte.  Man  dachte  darüber 
nach,  daß  die  bisher  fast  nur  von  den  Künstlern  angestrebte  Verbesserung 
des  Geschmacks  doch  unter  Umständen  auch  eine  für  Geschäftsleute  recht 
praktische  Sache  sei,  für  die  es  sich  wohl  lohnte  Geld  und  Arbeit  zu 
opfern. 

Als  die  ersten  Versuche  nun  die  den  Künstler  beschäftigenden  Firmen 
große  geschäftliche  Erfolge  verschafft  hatten,  strömten  die  Aufträge  von 
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allen  Seiten  ein,  und  vielerorts  wurde  in  einer  geschmackvollen  und  ge- 
diegenen „Aufmachung"  die  wertvollste  Reklame  erkannt.  Die  ästhetische 
Durchbildung  fast  jeden  Gebietes  des  wirtschaftHchen  Lebens  wurde  in 
Angriff  genommen.  Briefbogen,  Kataloge,  Biergläser  und  Dynamomaschinen, 
Fabriken  und  Warenhäuser,  alles  wurde  unter  den  neuen  Gesichtspunkten 
geprüft  und  neu  geschaffen. 

Die  rasende  Geschwindigkeit,  mit  der  die  Entwicklung  der  modernen 
deutschen  Kunstindustrie  und  Architektur  vor  sich  ging,  ist  nur  von  diesem 
praktischen  Gesichtspunkt  aus  zu  begreifen.  Die  Geschmacklosigkeit  war 
eben  nicht  nur  häßlich,  sondern  vor  allem  unpraktisch.  Auf  diese  Weise 
entstand  unter  anderem  in  Deutschland,  an  Stelle  der  durch  die  Amerikaner 
so  stark  barbarisierten  Reklame,  die  neue  deutsche  Reklamekunst,  deren 
Wirkungen  sich  sehr  bald  im  Auslande  bemerkbar  machen  werden. 

PROF.  D.  ALF.  AGACHE,  PARIS:  PROBLEME  DES 
STÄDTEBAUS. 


EIT  mehreren  Jahren  macht  man  große  Anstrengungen  und  Fort- 
schritte auf  dem  Gebiete  der  städtischen  Gesundheitspflege;  man 
kämpft  gegen  die  Tuberkulose,  gegen  den  Alkoholismus,  gegen  den 
Wohnungsmangel.  Man  bemüht  sich,  dem  Ai'beiter  gesunde  und 
bilhge  Wohnungen  zu  verschaffen,  das  Straßenbild  zu  verschönern,  einen  neuen 
Baustil  zu  erfinden  —  aber  alle  diese  Versuche  sind  schon  zu  oft  von  Spezialisten 
unternommen  worden,  ohne  daß  einer  von  dem  anderen  wußte.  Man  hat 
sich  zu  wenig  Rechenschaft  darüber  abgelegt,  daß  alle  diese  anscheinend 
verschiedenen  Fragen  in  Wirklichkeit  als  ein  gemeinsames,  Untrennbares 
behandelt  vvrerden  müßten. 

Tatsächlich  haben  alle  diese  Probleme  ein  gemeinsames  Grundprinzip: 
die  außerordentliche  Entwicklung  des  Städtelebens,  die  ungeheure  An- 
ziehungskraft, welche  die  Städte  aus  ökonomischen  und  sozialen  Gründen 
auf  die  Bevölkerung  ausüben. 

E  i  n  Bedürfnis  trat  aber  bei  der  Untersuchung  dieser  Fragen  klar  zutage : 
Nicht  nur  durch  fortwährendes  Herumbessern  an  den  alten  Mißständen, 
durch  Korrekturen,  soll  Abhilfe  geschaffen  werden,  sondern  auf  ganz  anderem 
Wege  ,,a  priori*'  mit  Vermeidung  der  bekannten  Übel. 

Es  müssen  demgemäß  großzügige  Pläne  für  die  Ausdehnung  aller  solchen 
Städte  geschaffen  werden,  die  eine  Erweiterung  ihres  Weichbildes  in  nächster 
Zeit  erwarten  lassen.  Bei  diesen  Plänen  dürfen  finanzielle  Spekulationen 
und  private  Interessen  nicht  mitreden;  vom  wirtschaftlichen  Standpunkte 
aus  \vird  man  den  Städten  es  ermöglichen,  sich  so  zu  entwickeln,  wie  es  ihre 
kommerziellen  oder  industriellen  Lebensbedingungen  erfordern;  vom  volks- 
gesundheitlichen  Standpunkte  aus  wird  man  Vorsorge  treffen,  daß  es  später 
an  Luft  und  Licht  nicht  mangle,  indem  man  etwa  vorhandene  Wälder  usw. 
in  der  Umgebung  reserviert,  und  man  wird  das  Bild  der  Stadt  auch  nach  rein 
ästhetischen  Gesichtspunkten  vervollkommnen. 

Die  Stadt  kann  —  allgemein  gesprochen  —  wie  ein  lebender  Organismus 
aufgefaßt  werden;  sie  wird  geboren,  wächst,  entwickelt  sich  und  stirbt.  Die 
Häuser,  die  sich  ursprünglich  wie  Zellgefäße  um  einen  inneren  Kern  —  ein 
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Schloß  oder  eine  Kirche  —  gruppierten,  haben  sich  in  der  Folgezeit  ver- 
mehrt, um  zum  Schlüsse  ein  mehr  oder  weniger  harmonisches  Ganze  zu 
bilden,  dessen  Funktionen  genau  abgegrenzt  und  bestimmt  sind. 

Wie  der  Mensch,  so  besitzt  auch  die  Stadt  ein  Arteriensystem  —  die 
verschiedenen  Verkehrsadern;  ein  Bewässerungs-  und  Kanalisationssystem 
sichert  sozusagen  die  Verdauung;  und  damit  die  Stadt  auch  atmen  kann, 
braucht  sie  Gärten,  Anlagen,  Alleen  —  freie  Plätze. 

Andere  Elemente  von  praktischer  Bedeutung  kommen  noch  hinzu:  die 
einzelnen  Viertel  einer  Stadt  unterscheiden  sich  voneinander  durch  die  Art 
der  menschUchen  Beschäftigungen,  die  in  ihnen  ausgeübt  werden.  Schon  im 
Mittelalter  vollzog  sich  in  dieser  Hinsicht  eine  genaue  Scheidung,  und  in  fast 
jeder  Stadt  fand  man  eine  „Gerberstraße'',  einen  „Goldschmiedwair"  oder 
einen  „Tuchmacherplatz". . . .  Selbst  heute  noch,  um  nur  von  Paris  zu  sprechen, 
können  wir  beobachten,  wie  genau  sich  Geschäftsviertel,  Börsenviertel, 
Boulevards  und  „ Student enviertel"  gegeneinander  abgrenzen. 

Studentenviertel,  Künstlerviertel,  Kaufmanns-,  Handels-  und  Industrie- 
viertel, Militär-  und  Verwaltungsviertel  —  diese  Einteilung  hat  sich  nach 
und  nach  und  von  selbst  vollzogen  in  den  Städten,  die  sich  allmähhch  und 
langsam  entwickelten.  Wirtschaftliche  und  soziale  Gründe  haben  diese 
Einteilung  bedingt^  und  man  muß  ihnen  eingehend  Rechnung  tragen,  wenn 
man  an  einer  solchen  Stadt  Änderungen  vornehmen  will,  mag  man  nun  neue 
Straßenzüge  schaffen  oder  einem  im  Niedergang  begriffenen  Viertel  neues 
Leben  zuführen  wollen,  oder  aber  die  allzu  eng  gewordenen  Teile  gesund - 
heithch  restaurieren. 

Es  kommen  auch  noch  die  allgemeinen  Verkehrsmittel:  Post-,  Telefon- 
und  Telegraphenverkehr  hinzu,  welche  wohlweislich  in  Betracht  zu  ziehen 
sind;  es  ist  dies  das  Nervensystem,  welches  dem  städtischen  Organismus 
eine  unbegrenzte  Entfaltungsmöglichkeit  bietet,  indem  es  zugleich  die  Kon- 
trolle und  Nebeneinanderwirkung  aller  Regionen  dieses  Systems  gestattet. 

Hält  man  sich  diese  Tatsachen  vor  Augen,  so  .wird  man  verstehen,  daß 
die  Vergrößerung  einer  Stadt  eine  außerordentliche,  scMvierige  und  vielseitige 
Aufgabe  ist,  um  so  mehr,  als  es  nicht  genügt,  lediglich  die  praktische  Seite 
der  Frage  zu  betrachten,  wie  dies  vom  Beginn  des  technischen  Zeitalters 
an  getan  wurde ;  man  muß  auch  ganz  besonders  die  künstlerische  Ausgestaltung 
berücksichtigen,  das,  was  ich  den  ,, praktischen  Komfort''  nennen  möchte. 

Der  Fachmann  untersucht  zunächst,  wie  die  alten  Städte  entstanden 
sind,  unter  welchen  äußeren  Einflüssen  sie  sich  entwickelt  haben,  wai'um 
einige  sich  entfaltet,  andere  dagegen  zugrunde  gegangen  sind,  ferner  wie  ihr 
Bild  sich  in  ihrem  Entwicklungsgang  ausgeprägt  hat. 

Hierauf  entwirft  er  das  Schema  der  Stadt  mit  allen  gewünschten  und 
wünschenswerten  Bedingungen,  und  zwar  nicht  nur  für  die  Gegenwart  allein, 
sondern  auch  weitausschauend  für  die  Zukunft. 

Der  analytische  Teil,  das  Studium  der  alten  Städte,  ist  schon  seit  geraumer 
Zeit  der  Gegenstand  zahheicher  Arbeiten  in  England  und  in  Deutschland; 
man  hat  eine  statthche  Anzahl  von  Dokumenten  darüber  gesammelt  und 
verglichen,  der  Kongreß  des  ,,Town-Planning",  der  seit  vier  Jahren  regel- 
mäßig in  London  stattfindet,  hat  nicht  wenig  dazu  beigetragen,  neue  Gesichts- 
punkte und  Forschungsergebnisse  zu  gewinnen. 

Die  Idee,  eine  ganze  Stadt  auf  einem  gegebenen  Platz  mit  ihren  Straßen, 
öffentlichen  Plätzen  und  Gebäuden,  Monumenten,  Verkehrsmitteln  usw. 
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auf  einmal  erstehen  zu  lassen  —  ist  keineswegs  eine  unausführbare 
Hypothese. 

Die  Vereinigten  Staaten  haben  es  bereits  —  und  mit  gutem  Erfolg  — 
getan;  Washington,  die  Bundeshauptstadt,  ist  tatsächlich  auf  Beschluß 
des  amerikanischen  Parlaments  entworfen  und  erbaut  worden.  Südamerika, 
AustraUen  haben  derartiges  bereits  ausgeführt  und  hegen  noch  großzügige 
Projekte,  welche  im  allgemeinen  Gegenstand  internationaler  Wettbewerbe 
sind. 


Für  die  Errichtung  der  australischen  Bundeshauptstadt  Yass  Gam- 
be rra,  deren  Auftrag  mir  bei  solchem  Wettbewerb  in  dritter  Linie  zufiel, 
hat  der  Gommon  Wealth  einen  fast  öden  Platz,  an  der  Grenze  gegen  Neu- 
südwales, heute  noch  einige  hundert  Meilen  von  jeder  menschlichen  Wohn- 
stätte  entfernt,  gewählt. 

Die  Lage  ist  malerisch,  von  Hügeln  umgeben;  ein  noch  nicht  schiffbarer, 
aber  schiffbar  zu  machender  Fluß  durchschneidet  in  Windungen  das  Land. 
Baumateriahen  sind  im  Überfluß  vorhanden;  die  Zuführung  trinkbaren 
Wassers  ist  verhältnismäßig  leicht.  Kurz,  die  natürhchen  Vorbedingungen 
sind  gut. 

Meine  erste  Sorge  war  es  natürlich,  mich  über  den  physischen  Gharakter 
des  Platzes  zu  unterrichten.  Ich  wählte  den  höchsten  Hügel,  um  dort  das 
„Kapitol*',  den  Sitz  der  Bundesregierung,  zu  errichten.  Dem  politischen  und 
administrativen  Gharakter  dieser  Stadt  gemäß  mußte  von  vornherein  den 
Bauwerken,  welche  das  öffentliche  Leben  betreffen,  die  hervorragenste  Stelle 
eingeräumt  werden. 

Darnach  ergab  sich  die  Weiter  eint  eilung  der  Stadtviertel:  Geschäfts- 
und Handelsviertel,  Industrie-  und  Arbeiterviertel  (letzteres  nach  Art  der 
Gartenstädte),  Universitätsviertel  mit  den  akademischen  Gebäuden,  Viertel 
für  Sport  und  Spiele  usw. 

Eine  große  Anzahl  freier  Plätze  wie  Parks,  Gärten,  öffentHche  Anlagen, 
Spielplätze  bildeten  angenehme  Unterbrechungen  und  ermöglichten  einen 
gefälligen  Übergang  der  einzelnen  Quartiers  ineinander.  Die  Straßendisposition 
war  nach  dem  typischen  Schema  vorgenommen.  Eine  „via  triumphaUs'' 
führt,  nach  gegebener  RichtUnie,  nach  dem   K  a  p  i  t  o  1. 

Die  Verzweigung  der  anderen  Straßen  schließt  sich  an  diese  Hauptader 
an  und  endigt  im  weiten  Feld.  Große  Boulevards  verbinden  diese  diver- 
gierenden Straßenzüge  und  erleichtern  den  Verkehr  der  einzelnen  Bezirke 
untereinander. 

Der  nach  diesen  Grundsätzen  entworfene  Plan  trägt  der  Eigenart  der 
Verhältnisse  vollkommen  Rechnung;  seine  Organe  entsprechen  den  ver- 
langten Funktionen,  und  bei  aller  Verschiedenheit  des  Gharakters  der  ein- 
zelnen Viertel  bleibt  die  Einheit  des  Ganzen  gewahrt. 

Ich  habe  darauf  Bedacht  genommen,  die  verschiedensten  perspektivischen 
Bilder  zu  erhalten.  Ein  jedes  hat  als  Hauptpunkt  irgendein  öffenthches 
Gebäude.  Der  Blick  des  Beschauers  wird  so  beständig  durch  sich  folgende 
Bilder  erfreut,  durch  Bauwerke,  deren  Verteilung  in  der  Stadt  zu  den  ent- 
sprechenden Bedürfnissen  vorgenommen  ist. 

Was  den  Baustil  anlangt,  so  hielt  ich  es  für  richtig,  die  pohtischen  und 
administrativen  Bauwerke  in  klassischer  Architektur  auszuführen;  die  haupt- 
sächhchsten  Gebäude  der  Universität  und  etliche  Kirchen  dagegen  in  gothi- 
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schem  Stile  und,  gemäß  ihrem  modernen  Charakter,  alle  diejenigen  Gebäude, 
die,  wie  das  „Volkshaus"  durchaus  neuzeitlichen  Bedürfnissen  gewidmet 
sind,  in  modernem  Stile. 

Es  kommt  selten  genug  vor,  daß  man  das  Problem  zu  lösen  hat,  eine 
ganze  Stadt  zu  schaffen.  Viel  häufiger  handelt  es  sich  einfach 
darum,  neue  Stadtteile  um  bestehende  Städte,  mit  Rücksicht  auf  ihre  zu- 
künftige Entwicklung  zu  entwerfen.  Ist  diese  Aufgabe  auch  weniger  groß- 
artig, so  ist  sie  deshalb  doch  nicht  weniger  interessant ;  ich  möchte  fast  sagen, 
daß  sie  größere  Schwierigkeiten  bietet,  denn  man  muß  in  einem  solchen  Falle 
das  Gegenwärtige  und  Vergangene  zusammenkombinieren,  ehe  man  an  das 
Zukünftige  denken  darf. 

Wie  auch  immer  die  Stadt  beschaffen  sein  mag,  deren  Vergrößerung 
projektiert  wird  (ich  selbst  habe  mich  mit  dem  Vergrößerungsplan  der  franzö- 
sischen Stadt  Dünkirchen  besonders  und  eingehend  befaßt),  muß  man  seinen 
Vergrößerungsplan  in  der  Weise  orientieren,  daß  er  gleichzeitig  folgenden 
Gesichtspunkten  Rechnung  trägt: 

den  nützlichen  und  praktischen, 
den  hygienischen 

und  den  architektonischen  und  künstlerischen  Anforderungen. 
Vom  Nützhchkeitsstandpunkt  aus  ist  es  unerläßlich,  sich  das  Aussehen 
des  Terrains  genau  vorzustellen,  den  professionellen  Charakter  der  schon 
bestehenden  Teile  und  die  mögliche  oder  wahrscheinliche  Entwicklung 
jedes  derselben;  man  muß  die  bequeme  Verbindung  der  Stadtviertel 
unter  sich  durch  die  modernen  Verkehrsmittel  berücksichtigen,  und  ganz 
besonders  muß  man  Wert  legen  auf  eine  innige  Verschmelzung  zwischen 
den  neuen  und  den  alten  Vierteln,  damit  sich  die  Entwicklung  in  normaler 
Weise  und  nicht  sprunghaft  vollziehe  und  die  Stadt  ein  homogenes  Ganzes 
bleibe. 

Deshalb  ist  es  unerläßlich,  daß  man  bei  jeder  Stadt,  deren  Erweiterung 
projektiert  wird,  sorgfältig  bemüht  ist,  sich  zunächst  mit  deren  Entwicklungs- 
geschichte bekannt  zu  machen;  und  mit  einer  solchen  Vorbereitung  wird 
man  ganz  bestimmt  in  genau  dem  Sinne  an  der  Weiterentwicklung  der  Stadt 
arbeiten. 

Die  finanzielle  Seite  des  Projektes  darf  natürlicherweise  auch  nicht 
außer  acht  gelassen  werden,  aber  wenn  sie  großzügig  angefaßt  ist,  wird  sie 
sich  späterhin  rentabel  erweisen. 

In  jedem  großzügigem  Erweiterungsplan  müssen  freie  Flächen  für  die 
Zukunft  vorgesehen  werden,  und  die  städtischen  Behörden  müssen  schon, 
bevor  sie  die  Arbeit  beginnen,  die  Gehölze  kaufen,  welche  man  später  in 
Parks  umwandeln  kann. 

Wenn  in  einer  Stadt,  wie  in  Dünkirchen,  Befestigungswerke  abgetragen 
werden  müssen,  so  liegt  es  nahe,  die  alten  Wälle  in  Gärten  oder  breite,  luftige 
Wege  umzuwandeln. 

Zwei  Möglichkeiten  kommen  hier  in  Betracht: 

Man  kann,  wenn  die  Ausdehnung  des  Festungsgürtels  nicht  allzu  groß 
ißt,  an  seine  Stelle  einen  Park  oder  eine  ringförmige  Promenade  setzen;  es  ist 
dies  die  Lösung,  welche  man  beispielsweise  in  Frankfurt  a.  M.  und  Krakau 
gewählt  hat. 

Entwickelt  sich  aber  die  Stadt  nur  langsam,  so  empfiehlt  es  sich,  ledig- 
lich breite  Flächen  von  Grün  und  Wasser  anzulegen;  dieses  Verfahren  habe 
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ich  für  Dünkirchen  für  zweckmäßig  gehalten,  es  findet  sich  aucli  z.  B.  in 
Köln. 

Besonders  interessant  und  anregend  gestaltet  sich  die  Lösung  in  jedem 
Falle,  wenn  man  einige  alte  historische  Bruchstücke  stehen  läßt,  Teile  der 
alten  Wallmauer  z.  B.,  die,  malerisch  umgestaltet,  die  Annehmhchkeit  er- 
höhen und  zu  gleicher  Zeit  die  Erinnerung  an  die  Vergangenheit  wachhalten. 

Die  Ästhetik,  die  gewissermaßen  eine  moralische  Hygiene  ist,  bestimmt, 
die  Augen  zu  erfreuen  und  das  Herz  zu  erheben  —  darf  niemals  außer  acht 
gelassen  werden:  es  müssen  gute  Perspektiven,  wichtige  Gebäude  an  günstigen 
Plätzen  geschaffen  werden,  Lokalstile  sind  zu  verwenden,  um  den  Städten 
ein  künstlerisch  individuelles  Gepräge  zu  geben,  Gärten  und  Anlagen  sind 
zu  entwerfen  um  architektonische  Wirkungen  zu  erhöhen  usw.  usw.  Alles 
dies  und  noch  anderes  ist  Sache  der  städtischen  Ästhetik. 

Der  malerische  Anblick  alter  Städte  war  oft  das  Ergebnis  eines  mehr 
oder  weniger  glücklichen  Zufalls  und  rührte  oft  nur  von  der  Aufeinanderfolge 
der  verschiedensten  Bauarten  während  der  Jahrhunderte  her. 

Unsere  Waffen  sind  nicht  gleich,  wenn  wir  den  Kampf  mit  dem  altertüm- 
lich Malerischen  aufnehmen  wollten;  wollen  wir  aber  vermeiden,  daß  ein 
neuzeitliches  Stadtviertel  banal  und  langweilig  erscheint,  so  müssen  wir 
darauf  sehen,  daß  die  Straßen  nicht  zu  gerade,  die  Perspektiven  nicht  zu  lang 
sind;  das  Auge  muß  durch  zahlreiche  wechselvolle  Ausblicke  erfreut  und 
häufige  künstlerische  Wirkungen  geschaffen  werden. 

Der  Straßenplan  muß  immer  strahlenförmig  sein;  ein  oder  mehrere 
Ringstraßen  vereinigen  die  Stadtviertel  miteinander  und  von  ihnen  aus 
hat  man  immer  Perspektiven  auf  die  kreuzenden  Straßen.  Das  Auge  muß 
ständig  erfreut,  angezogen,  überrascht  werden  und  Abwechslung  finden. 

Die  Schaffung  von  Perspektiven  und  zahlreichen  Silhouetten,  die  Her- 
stellung eines  guten  Verhältnisses  zwischen  den  Straßenbreiten,  die  Anlage 
von  Gärten  um  die  Häuser,  die  Vereinigung  alter  Erinnerungszeichen  mit 
zukünftigen  Anforderungen  derart,  daß  der  Übergang,  stets  dem  besonderen 
Falle  entsprechend,  sich  fast  unmerklich  vollziehe:  —  alles  dies  ist  Sache 
des  guten  Geschmacks,  und  der  Architekt,  der  zur  Schaffung  eines  Stadt- 
planes berufen  ist,  wird  von  selbst  darauf  kommen,  wenn  er  auch  zugleich 
Künstler  ist  und  man  ihm  Gelegenheit  gibt,  seinen  Ideen  zu  folgen. 

ENGELBERT  PERNERSTORFER,  VIZEPRÄSIDENT 
DES  ÖSTERREICHISCHEN  ABGEORDNETEN- 
HAUSES:   DIE  WIENER  FREIE  VOLKSBÜHNE. 

®i/  ilIE  Entstehung  und  die  bisherige  Geschichte  der  Wiener  „Freien 
Volksbühne"  verdient  eine  eingehende  Darstellung,  denn  sie  darf 
innerhalb  der  deutschen  Theatergeschichte  als  eine  besondere  Er- 
-Ji  scheinung  eine  besondere  Beachtung  beanspruchen.  Zwar  hat  sie 
ihre  großen  Vorbilder  in  der  Berliner  Bewegung  der  Freien  Volksbühnen. 
In  Berhn  war  die  Gründung  der  Freien  Volksbühne  eine  literargeschichtlich 
wichtige  Tat.  Sie  erfolgte  1890,  als  der  deutsche  Naturalismus  seine  großen 
Schlachten  schlug.    Zu  seinem  Siege  trug  sie  nicht  wenig  bei,  und  wenn  er 
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selbst  in  seiner  äußersten  und  ausschließlichen  Form  auch  schon  wieder 
längst  überwunden  ist,  so  hat  doch  sein  leidenschaftlicher  Kampf  viele  leben- 
dige Kräfte  in  Bewegung  gesetzt  und  auf  die  literarische  Entwicklung  be- 
fruchtend gewirkt.  Der  Berliner  Verein  trat  unter  seinem  Zeichen  ins  Leben. 
An  seiner  Spitze  waren  Männer  der  neuen  Richtung,  und  sein  Zweck  war  ein 
doppelter:  den  Massen  das  Theater  zu  erobern  und  durch  die  Massen  den 
literarischen  Naturalismus  zum  Siege  zu  führen. 

Der  Wiener  Verein  hatte  keine  solchen  literarischen  Sonderziele,  er 
beschied  sich  mit  dem  Zwecke,  der  großen  theaterhungrigen  Menge  ein  gutes 
Theater  zu  erobern,  in  dem  der  Spielplan  alles  umfassen  soll,  was  dauernden 
Theaterwert  hat.  Denn  das  ist  das  charakteristische  Merkmal  der  Wiener 
Volksbühnenbewegung,  daß  sie  von  Anfang  an  die  Erwerbung  eines  selb- 
'  ständigen  Theaters  im  Auge  hatte  und  im  Auge  behielt.  Dadurch  ist  diese 
Bewegung  eine  in  der  Theatergeschichte  einzigartige  Erscheinung.  Alle 
bisherigen  Theatergründungen  gingen  so  vor  sich,  daß  man  zuerst  das  Theater 
baute  und  dann  sich  das  Pubhkum  suchte.  Hier  wurde  zum  ersten  Male 
der  umgekehrte  Weg  gegangen:  wir  wollten  zuerst  das  Publikm  suchen  und 
auf  Grund  dieses  vorhandenen  Publikums  das  Theater  bauen. 

Es  dauerte  lange,  bis  das  Berliner  Beispiel  in  Wien  Nachahmung  fand. 
Dies  schien  um  so  sonderbarer,  als  Wien  eigentlich  eine  theaterfreudige  Stadt 
immer  war  und  ist.  Nur  daß  diese  Theaterfreudigkeit  meistens  bloß  in  einer 
ziemlich  oberflächUchen  Schau-  und  Hörlust  besteht  und  durch  die  Vor- 
führung künstlerisch  minderwertiger  Theatervorstellungen  leicht  befriedigt 
wird.  Daher  auch  in  Wien  die  Operette  immer  so  beliebt  gewesen  ist  und 
auch  heute  noch  ist.  Ich  erinnere  mich  aus  meiner  Jugendzeit  der  ersten  Auf- 
führungen der  Stücke  Anzengrubers  am  Wiener  Theater.  Die  Besetzung 
war  glänzend,  aber  der  Besuch  mäßig.  Wie  lange  dauerte  es  noch,  bis  Anzen- 
gruber  ganz  zur  Geltung  kam!  Als  er  die  Bühne  zuerst  betrat,  herrschte 
das  Ausstattungsstück,  das  inhaltlich  völlig  leer,  das  Pubhkum  nur  durch 
Maschinerie  und  Beleuchtungswirkungen  fesselte.  Im  ganzen  hat  das  Wiener 
Theaterpubhkum  auch  heute  noch  diesen  Charakter.  Selbst  das  Burg- 
theater, trotz  alledem  heute  noch  gewiß  das  erste  deutsche  Theater  der  Erde, 
leidet  unter  dieser  Lokalerscheinung  des  Unernstes,  der  es  zwingt,  neben 
klassischen  und  sonst  wertvollen  Aufführungen  viele  minderwertige  Theater- 
stücke in  den  Spielplan  aufzunehmen  oder  in  ihm  weiterzuschleppen,  weil  auch 
die  sogenannten  besseren  Schichten  dieses  Pubhkums  nach  leichter  Kost,  nach 
oberflächlicher  Unterhaltung  verlangen.  Es  ist  bezeichnend,  daß  z.  B.  Ibsen 
in  Wien  immer  einen  schweren  Stand  hatte  und  hat,  und  daß  zwar  die  Ber- 
liner Gastspiele  mit  ihm  Erfolge  erzielten,  seine  Einbürgerung  in  den  ständigen 
Spielplan  des  Theaters  aber  den  größten  Schwierigkeiten  begegnet.  Die 
Behauptung,  daß  eben  die  Darstellungen  der  Berhner  Theater  um  so  vieles 
unvergleichlich  besser  seien  als  die  durch  Wiener  Schauspieler,  stimmt  nur 
zum  Teil.  Es  ist  wahr,  daß  z.  B.  das  Ensemble  Brahms  und  anderer  Berliner 
Direktoren  durch  vielfältige  Übung  einen  eigenen  Ibsenstil  erlangt  hatten, 
dessen  Wert  darin  bestand,  daß  die  schwierigen  Gedankenprobleme  in  fast 
lehrhafter  Weise  deutlich  gemacht  wurden,  aber  es  hat  auch  ganz  vorzüghche 
Darstellungen  Ibsens  auf  Wiener  Bühnen  gegeben.  Die  erste  Aufführung 
des  so  tiefen  und  ernsten  „Rosmerholm**  im  Deutschen  Volkstheater  in  den 
neunziger  Jahren  war  wohl  ausgezeichnet  und  glänzte  durch  die  Rebekka 
der  Sandrock.  Ich  erinnere  an  den  Oswald  des  Kainz  in  den  ,, Gespenstern'' 
im  Burgtheater  und  an  die  erst  vor  kurzem  erfolgte  Aufführung  von  „Ros- 
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mersholm"  in  demselben  Theater.  Wenn  die  Berliner  so  großen  Zulauf  hatten, 
so  lag  und  liegt  der  Grund  in  der  Sucht  des  Wiener  Theaterpublikums,  bei 
ungewöhnlichen  Sachen  „dabei  zu  sein",  also  nicht  in  einem  größeren  Kunst- 
verständnis sondern  im  Trieb  nach  Sensation. 

Es  galt  also  zuerst,  ein  größeres  und  ständiges  Theaterpublikum  zu 
sammeln,  dem  man  zumuten  durfte,  durch  Vorführung  guter  Theaterstücke 
nach  und  nach  einen  besseren  Theatergeschmack  einzuimpfen.  Dabei  war 
CS  wichtig,  nicht  zu  frühe  anzufangen,  sondern  erst  dann,  bis  man  erwarten 
konnte,  einen  Stock  von  einigen  tausend  solcher  ernsterer  Elemente  zu- 
sammenzubringen. Keine  Partei  war  zu  diesen  Unternehmungen  so  geeignet 
als  die  der  sozialdemokratisch  organisierten  Arbeiter.  In  der  ziemlich  allge- 
meinen österreichischen  Verlotterung  werden  die  Anhänger  dieser  Partei 
systematisch  zum  Ernste  erzogen.  Ihre  Bestrebungen  sind  in  erster  Linie 
politischer  und  wirtschaftlicher  Natur,  aber  sie  weisen  programmatisch  auf 
Kulturentwicklung  hin  und  erzeugen  in  ihren  Anhängern  nicht  nur  den 
Drang  nach  politischer  Freiheit  und  wirtschaftlichem  Wohlstand,  sondern  auch 
nach  Anteil  an  den  geistigen  Gütern  der  Nation.  Außerdem  lebt  in  diesen 
Kreisen  der  Drang  nach  dem  Theater  überlieferungsmäßig.  In  den  Arbeiter- 
vereinen hat  man  seit  je  dilettantisch  Theater  gespielt  und  es  hat  Arbeit 
und  Geduld  gekostet,  bis  diese  Art  der  „Kunstbetätigung"  ausgeschaltet 
werden  konnte,  obwohl  sie  noch  ab  und  zu,  besonders  in  der  Provinz  grassiert. 
Der  Schreiber  dieser  Zeilen  hat  einige  dieser  Dilettantenversuche  zu  unter- 
drücken mitgeholfen  und  desgleichen  frühzeitige  Bestrebungen  zur  Bildung 
einer  freien  Volksbühne  verhindert.  Erst  als  im  Jahre  1905  alle  Bedingungen 
gegeben  erschienen,  entstand  der  Wiener  Verein.  Zu  diesen  Bedingungen 
gehörte  vor  allem,  daß  eine  taugliche  Persönlichkeit  gefunden  wurde,  die 
bereit  war,  ohne  Entgelt  sich  der  schwierigen  artistischen  Leitung  anzu- 
nehmen und  weiter  ein  Mann,  der  es  auf  sich  nahm,  den  verwickelten  ad- 
ministrativen Dienst  zu  versehen.  Heute  nach  mehr  als  sieben  Jahren  kann 
man  sagen,  daß  Stefan  Großmann  und  Hans  Kulhanek  die  übernommenen 
Aufgaben  glänzend  durchführten. 

Im  August  1905  erschien  ein  Aufruf  zur  Gründung  der  „Freien  Volks- 
bühne". Erst  am  14.  September  1906  fand  die  Gründungsversammlung 
statt.  Gleich  bei  dieser  Versammlung  sprach  der  Vorsitzende  den  Gedanken 
aus,  daß  das  stete  Augenmerk  des  Vereins  auf  die  schließliche  Erwerbung  eines 
eigenen  Theaters  gerichtet  sein  müsse.  Vorerst  konnte  den  Mitgliedern  nur 
die  Vorführung  guter  Stücke  in  den  vorhandenen  Wiener  Theatern  geboten 
werden,  und  zwar  an  Sonn-  und  Feiertagen  nachmittags.  Mit  diesen  Theatern 
wurden  Verträge  geschlossen.  Mit  dem  Wachsen  der  Mitgliederzahl  wurden 
wir  in  die  Lage  versetzt,  mit  dem  Josefstädter  Theater  einen  solchen  Vertrag 
zu  schließen,  daß  dessen  Sonntagnachmittage  durch  Jahre  hindurch  uns 
gehörten.  Aber  damit  hätten  wir  die  Ansprüche  unserer  Mitglieder  nicht 
vollständig  befriedigen  können,  so  daß  wir  immer  mehr  Theater  in  Anspruch 
nehmen  mußten.  Gleich  von  Anfang  an  ging  unser  Bestreben  dahin,  an  diesen 
Theatern  Stücke  zur  Aufführung  zu  bringen,  die  wir  ausgewählt  hatten  und 
die  durch  uns  ihre  Erstaufführung  in  Wien  erlebten  oder  die  durch  uns  einem 
weiteren  Publikum  zugänglich  gemacht  wurden.  So  wählten  wir  zur  Er- 
öffnung unserer  Tätigkeit,  die  im  Oktober  1906  stattfand,  ein  Stück,  da» 
ohne  uns  nie  in  Wien  zur  Aufführung  gelangt  wäre:  „Zu  den  Sternen",  von 
Leonid  Andrej ew.  Noch  war  die  russische  Revolution  nicht  niedergeschlagen, 
noch  lebten  die  schönsten  Hoffnungen  in  jeder  Brust.    Mit  größtem  Jubel, 
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mit  innerster  Ergriffenheit  nahm  das  Publikum  diese  Offenbarung  eines 
echten  Dichters  auf.  Der  Erfolg  der  vortrefflichen  Aufführung  war  groß, 
und  die  literarische  Kritik  stellte  sich  sofort  fast  einstimmig  auf  die  Seite 
des  Vereins. 

Die  Wahl  dieses  Revolutionsstückes  konnte  den  Verdacht  erregen,  als 
handle  es  sich  bei  der  „Freien  Volksbühne'"  ausschließhch  um  ein  Parteiunter- 
nehmen, das  tendenziöse  Kunst  verzapfen  wolle.  Wohl  waren  die  Gründer 
des  Vereins  wie  auch  alle  Ausschußmitglieder  und  endlich  die  Mehrzahl  der 
Mitglieder  organisierte  Sozialdemokraten.  Aber  der  Verein  hatte  von  Anfang 
an  künstlerische  Interessen  und  verlangte  von  keinem  Mitgliede  den  Nachweis 
der  Parteizugehörigkeit. 

Als  der  Verein  seine  Tätigkeit  begann,  zählte  er  1100  Mitglieder.  Heute 
hat  er  über  20  000  Mitgheder  und  kann  neue  Mitgliedsanmeldungen  nur  vor- 
merken, da  er  vorderhand  nicht  in  der  Lage  wäre,  noch  mehr  Mitglieder  mit 
Vorstellungen  zu  versorgen. 

In  eine  Würdigung  der  großen  Reihe  von  Vorstellungen  seit  1906  soll 
hier  nicht  eingegangen  werden.  Genug,  daß  die  Güte  der  Stücke  und  die 
Güte  der  Aufführungen,  bei  denen  oft  erste  Kräfte  des  Wiener  Schauspieler- 
iums  mitwirkten,  den  Verein  in  immer  größeres  Ansehen  brachte.  Wohl 
mußte  auch  öfter  zu  Vorführungen  gegriffen  werden,  die  im  Spielplan  der  be- 
ireffenden Theater  standen  und  die  nicht  vöHig  unsern  Absichten  entsprachen, 
wohl  mußten  wir  fast  ganz  auf  die  Vorführung  des  großen  klassischen  Drarhas 
verzichten,  aber  wir  brachten  gutes  Neues  und  gutes  Altes.  Ja  wir  wagten 
uns  sogar  an  die  Aufführung  des  Goetheschen  „Faust**.  In  Anerkennung 
dieser  Leistung  erhöhte  die  Unterrichts  Verwaltung  ihre  bisher  in  der  Höhe  von 
3000  Kronen  gewährte  Jahressubvention  auf  4000  Kronen.  Im  laufenden 
Jahre  wurde  sie  abermals  erhöht,  und  zwar  auf  5000  Kronen. 

Neben  den  theatralischen  Aufführungen  veranstaltet  die  „Freie  Volks- 
bühne** jedes  Jahr  regelmäßig  eine  Reihe  von  musikalischen  Veranstaltungen, 
wobei  nicht  vergessen  werden  darf,  daß  zu  den  ersteren  auch  die  Auf- 
führungen von  musikalischen  Bühnenwerken  im  Stadttheater  zu  rechnen  sind. 

Da  der  Verein,  was  er  einnimmt,  auch  wieder  ausgibt,  so  ist  die  Frage 
berechtigt :  Wie  will  er  zu  einem  eigenen  Theater  kommen  ?  Und  in  der  Tat : 
durch  Sparsamkeit  war  es  unter  den  geschilderten  Verhältnissen  wohl  un- 
möglich, zu  einem  eigenen  Theater  zu  gelangen.  Aber  war  nicht  folgender 
Gedankengang  vöUig  einwandfrei  ?:  der  Verein  bezahlte  an  Miete  von  Theatern 
und  Konzertsälen  die  letzten  Jahre  jährlich  200  000  Kronen.  Dabei  konnte 
er  ja  bei  seiner  Mitgliederzahl  von  etwa  14  000  nur  die  Sonn-  und  Feiertage 
benutzen.  Wie,  wenn  die  Mitgliederzahl  so  wüchse,  daß  er  auch  die  Wochen- 
tage in  die  Rechnung  einbeziehen  müßte!  Wäre  er  dann  nicht  in  der  Lage,  ein 
eigenes  Theater  selbständig  zu  erhalten  ?  Wir  wußten,  es  müsse  früher  oder 
später  der  Zeitpunkt  kommen,  wo  entweder  geschäftskundige  Leute  sich  diese 
Lage  überlegten  oder  wir  selbst  gezwungen  wären,  an  die  Erwerbung  eines 
Theaters  zu  schreiten.  Und  das  ist  das  Neue  und  Interessante  an  der  Situa- 
tion. Wir  hatten  kein  Kapital,  aber  sobald  wir  nur  30  000  Mitgheder  hätten, 
wären  wir  imstande,  einem  Theater  für  jeden  Abend  1000  Besucher  zu  gewähr- 
leisten. Nun  geben  diese  1000  Besucher  ja  einen  mäßigen  Preis.  Aber  1200 
Kronen  würden  sie  sicher  entrichten.  Hätte  ein  solches  Theater  noch  außerdem 
einige  hundert  Sitze  zu  freihändigem  Verkauf,  so  wäre  seine  Existenz 
wohl  sichergestellt.  Bevor  wir  mit  unseren  14  000  Mitgliedern  im 
Jahre  1911  noch  an  die  rasche  Verwirklichung  eines  solchen  Planes  dachten, 
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hatte  ihn  Herr  Dr.  A.  Rundt  schon  ins  Auge  gefaßt.  Er  war  bereit,  mit  Ber- 
liner Finanzmännern  es  auch  schon  mit  unseren  14  000  Mitghedern  zu  wagen. 
Es  bildete  sich  eine  „Schauspielhausgesellschaft**,  die  nach  einem  mit  uns 
geschlossenen  Vertrage  sofort  ein  Grundstück  erwarb  und  an  den  Bau  des 
Theaters  schritt.  Dieses  ist  vorerst  nicht  unser  Eigentum.  Aber  der  Vertrag 
sichert  uns  in  bczug  auf  die  ai'tistische  Leitung  einen  solchen  Einfluß,  daß 
wir  das  künftige  Theater  in  einem  gewissen  inneren  Sinne  als  uns  gehörig 
betrachten  können.  Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  das  Haus  herzustellen 
und  in  das  Direktorat  einen  von  uns  genannten  Direktor  zu  bestellen.  Das 
ist  Stefan  Großmann,  der  bisherige  artistische  Leiter  und  Ausschußmitglied 
der  „Freien  Volksbühne".  Ebenso  ist  die  Gesellschaft  bezüghch  des  Spiel- 
planes an  eine  Verständigung  mit  uns  gebunden.  Wir  liefern  dagegen  der 
Gesellschaft  die  Kundschaft,  die  Theaterbesucher,  zu  fixierten  Preisen.  Kaum 
waren  wir  in  der  Lage,  der  Öffentlichkeit  bekannt  zu  geben,  daß  von  Ende  1912 
die  „Freie  Volksbühne'*  ein  eigenes  Theater  haben  wird,  als  sich  auch  sofort 
der  Mitgliederstand  des  Vereins  beträchthch  und  ständig  erhöhte.  Es  ist  mir 
zweifellos,  daß,  sobald  das  neue  Theater  da  sein  wird,  die  Mitghederzahl  in 
einem  Jahre  auf  50  000  hinaufschnellen  wird.  Denn  wir  werden  dann  nicht 
ein,  sondern  zwei  Theater  zur  Verfügung  haben.  Die  Hoffnung,  das  neue 
Theater  schon  Ende  1912  eröffnen  zu  können,  ging  nicht  in  Erfüllung.  Die 
Errichtung  eines  Theaters  ist  in  Österreich  eine  weitläufige  Sache.  Auch 
bei  entgegenkommendem  Verhalten  der  Behörden  verläuft  immerhin  eine 
beträchtliche  Zeit,  bevor  alle  Vorbedingungen  erfüllt  sind.  Übrigens  haben 
es  die  Behörden  an  Wohlwollen  nicht  fehlen  lassen,  bis  auf  die  letzte, 
den  Wiener  Magistrat,  der,  ein  Organ  der  christlichsozialen  Partei,  vielleicht 
aus  parteipolitischen  Gründen  die  letzte  Entscheidung  ungebührHch  lange 
hinauszog.  Das  schadete  übrigens  nicht,  da  inzwischen  die  Gesellschaft  mit 
der  Baufirma,  der  sie  den  Bau  übergeben  hatte,  in  einen  Prozeß  geriet,  der 
zur  Stunde  noch  nicht  beendet  ist.  Da  die  Gesellschaft  durch  den  Vertrag 
mit  der  „Freien  Volksbühne"  verpflichtet  war,  von  Ende  1912  dieser  die  regel- 
mäßigen Theatervorstellungen  zu  leisten,  so  bemühte  sie  sich,  als  einstweiliger 
Ersatz  für  das  im  Bau  begriffene  Theater,  einen  eben  fertig  gewordenen,  für 
ein  Kinotheater  bestimmten  Theatersaal  zu  erwerben,  in  dem  für  die 
Mitglieder  der  „Freien  Volksbühne"  seit  Mitte  Dezember  gespielt  wird.  Die 
Bühne  hier  ist  klein,  die  Dü-ektion  kann  nicht  daran  denken,  auf  dieser  Bühne 
mit  den  lange  ersehnten  klassischen  Vorstellungen  zu  beginnen.  Aber  sie 
hat  durch  die  Aufführung  von  Gerhart  Hauptmanns  „Schilhngs  Flucht"  und 
Ludwig  Thomas  „Magdalena"  ihre  Leistungsfähigkeit  erwiesen.  Wenn  nun, 
wie  doch  wohl  zu  hoffen,  das  neue  Theater,  das  den  Namen  „Schauspielhaus" 
führen  soll,  Ende  1913  seine  Tätigkeit  beginnen  wird,  erscheint  es  voll- 
ständig ausgeschlossen,  daß  die  provisorische  „Volksbühne"  die  ihrige  ein- 
stellen wird.  Der  Verein  wird  bezüglich  der  möglichen  Mitglieder  dann  eine 
Ausdehnungsmöglichkeit  bis  auf  50  000  haben. 

Wir  haben  dann  in  Wien  zwei  Theater,  die  keinerlei  Nötigung  haben, 
auf  minderwertigen  Theatergeschmack  irgendwelche  Rücksicht  zu  nehmen. 
Das  Pubhkum  dieser  Theater  wird  bestehen  aus  Arbeitern,  Angehörigen  des 
sogenannten  Mittelstandes  und  einer  immerhin  beträchtlichen  Anzahl  von 
Intellektuellen.  Man  bedenke,  welche  Theatermöglichkeiten  sich  da  er- 
öffnen. Sowohl  in  Hinsicht  auf  die  Leitung  des  Theaters  als  auch  in  bezug 
auf  das  Publikum.  Der  Spielplan  dieses  Theaters  wird  völlig  unabhängig 
von  den  Launen  des  Publikums.   Das  ständige  Pubhkum  aber  wird  das  beste 
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sein,  das  sich  ein  Theater  wünschen  kann.  Nicht  durch  die  Beschaffenheit 
seines  künstlerischen  Urteils,  aber  durch  den  Ernst  und  die  Empfänglichkeit. 
Dieses  Publikum,  von  dem  jeder  regelmäßig  zehnmal  im  Jahre  Gelegenheit 
haben  wird,  ein  gutes  Theaterstück  zu  sehen,  vielleicht  ebensooft  guten  Kon- 
zerten oder  literarischen  Vorträgen  wird  beiwohnen  können,  jeden  Monat 
um  die  lächerliche  Kleinigkeit  von  10  Hellern  das  literarisch  reichhaltige 
Vereinsorgan,  den  „Strom",  erhält,  dieses  Pubhkum  wird  so  systematisch 
und  doch  ohne  jede  lehrhafte  Aufdringlichkeit  zu  künstlerischem  Verständnis 
erzogen.  Ja  der  Optimist,  und  das  muß  jeder  handelnde  Mensch  sein,  mag 
sich  gern  dem  Gedanken  hingeben,  daß  von  dieser  „Freien  Volksbühne*''  eine 
Reform  des  Theaters  ausgehen  könnte.  Freilich  nicht  auf  einmal,  nicht  mit 
einem  Schlage.   Langsam  zwar,  aber  sicher. 

Die  Geschichte  der  Wiener  „Freien  Volksbühne'',  ihr  Wesen  und  ihre 
Ziele  sind  in  so  hohem  Grade  Zeugnisse  edelster  Kulturbestrebungen,  daß 
von  ihnen  weiteren  Kreisen  Kenntnis  zu  geben,  sehr  wohl  am  Platze  ist, 
und  daß  es  sehr  wohl  am  Platze  ist,  von  ihnen  in  den  „Dokumenten  des 
Fortschritts''  zu  reden.  Denn  des  Fortschritts  letztes  und  erhabenstes  Ziel 
ist  die  Führung  der  Menschheit  auf  den  Gipfel  menschlichen  Geistes-  und 
Gemütslebens  —  und  wer  möchte  daran  zweifeln,  daß  dieser  Gipfel  die 
Kunst  ist.  *) 

ROBERT  BREUER,  BERLIN:  DIE  BEZIEHUNGEN 
DES  ARBEITERS  ZUR  BILDENDEN  KUNST. 

S  soll  hier  keine  Philosophie  getrieben  werden;  es  handelt  sich 
nicht  darum,  metaphysisch  zu  erwägen,  ob  das  Proletariat  als  ein 
stilbildender  Faktor  die  Kunst  zu  beeinflussen  vermag.  Es  sollen 
Tatsachen  zusammengestellt  werden;  es  gilt  zu  zeigen,  welche  Be- 
ziehungen bereits  heute  der  Arbeiter  zur  bildenden  Kunst  einnimmt  und 
pflegt.  Dennoch  ist  es  nötig,  solcher  Registratur  eine  doppelte  Betrachtung 
kritisch -analytischer  Art  voranzuschicken.  Erstens  ist  festzustellen,  daß 
der  Begriff  „Arbeiter"  nicht  so  verstanden  sein  will,  daß  gleichmäßig  alle 
Arbeitnehmenden  des  Proletariats  darunter  rubrizieren.  Man  muß  sich  bei 
Betrachtungen  solcher  Beziehungen  daran  gewöhnen,  die  große  proletarische 
Masse  aufgeteilt  zu  sehen  in  eine  Unterschicht,  die  noch  vöUig  damit  beladen 
ist,  den  täghchen  Kampf  um  das  nackte  Leben  zu  führen,  und  in  eine  Ober- 
schicht, die  bereits  soviel  Zeit  frei  bekam,  um  außer  ihren  rein  berufUchen, 
ihren  gewerkschaftHchen  und  politischen  Interessen  sich  wieder  den  soge- 


*)  Seit  der  Niederschrift  dieser  Zeilen  hat  sich  die  Sachlage  etwas  verschoben. 
Durch  eine  Reihe  von  Umständen  ist  der  Plan  des  Neubaues  eines  neuen  Theaters  vor- 
erst wieder  etwas  in  die  Ferne  genickt.  Die  „Schauspielhausgesellschaft"  hat  den  für 
den  Theaterbau  bestimmten  Grund  verkauft  und  die  „Freie  Volksbühne"  ist  auf  längere 
Zeit  auf  die  kleine  Volksbühne  angewiesen.  Es  könnten  auch  Verhältnisse  eintreten, 
die  sie  zwingen  könnten,  auf  den  alten  Betrieb  (Verträge  mit  Einzeitheatem)  wieder 
zurückzugreifen.  Aber  das  alles  ändert  nichts  an  der  hier  gegebenen  Darstellung.  Das 
von  Anfang  an  im  Auge  behaltene  Ziel  wird  weiter  verfolgt  werden  und  es  ist  kein 
Zweifel,  das  es  auch  erreicht  werden  wird. 
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nannten  idealen  Gütern  zuzuwenden.  Nur  von  diesen  gehobenen  Ai-beitern 
ist  die  Rede.  Und  auch  da  ist  noch  eine  Differenzierung  nach  der  Art  und 
der  Entlohnung  der  Beschäftigung  und  nach  der  Herkunft  des  Arbeiters 
Qotwendig.  Jedenfalls:  die  große,  ungeghederte,  nur  als  Zahl  zu  schätzende 
Masse  kann  in  Betrachtungen  unserer  Art  nicht  eingestellt  werden;  sie  muB 
zuvor  in  ihrer  Struktur  erkannt  sein  als  ein  Menschheitskörper,  der  durcii 
die  zunehmende  Entwicklung  der  gewerkschafthchen  und  politischen  Organisa- 
tion sich  dauernd  schattiert.  Zum  andern  ist  festzustellen,  daß  die  Beziehun- 
gen des  Proletariats  zur  bildenden  Kunst  nicht  verwechselt  werden  dürfen 
mit  dem  Einzug  des  Volkes  in  die  bildende  Kunst.  Es  ist  selbstverständHcIi 
nicht  ein  Zufall,  sondern  eine  Begleiterscheinung  der  Emanzipation  des  Volkes, 
daß  am  Anfang  der  Malgeschichte  nur  Götter  und  Könige  gebildet  wurden, 
und  daß  heute  Liebermann  die  Gassen  von  Amsterdam,  Kodier  den  Holz- 
hauer gestaltet.  Daumier,  Millet  und  Meunier  sind  Konsequenzen  und  selbst 
Glieder  der  proletarischen  Emanzipation;  sie  wären  es,  wenn  sie  sich  auch  da- 
gegen sträuben  würden  (was  ja  zum  Beispiel  sogar  Millet  getan  haben  soll). 
Das  Problem  vom  Eindringen  des  Arbeiters  in  das  Gebiet  der  bildlichen 
Darstellung  ist  charakteristisch  für  den  Wechsel  der  Anschauung,  die  das 
Bürgertum  von  dem  Proletariat  hegt;  es  ist  Rodins  Turm  der  Arbeit  in  nicht 
geringerem  Grade  Symbol  für  die  Wirtschafts-  und  Geistesmacht  der  Gegen- 
wart, als  das  etwa  der  Petersdom  für  das  Papsttum  war.  Aus  solchem  Ideen - 
kreise  kann  leicht  eine  metaphysische  Philosophie  der  proletariscncn  Kunst 
aufkeimen;  es  kann  der  Enthusiasmus  des  Proletariats,  das  sich  in  der  Kunst 
gespiegelt  findet,  sich  zu  einem  Dogma  verdichten.  Über  dieses  Dogma, 
das  nichts  anderes  meint  als  die  Ablösung  der  bürgerlichen  Kunst  durch  eine 
rein  proletarische,  zu  reden,  ist  indes  unfruchtbar.  Wir  beginnen  darum  jetzt 
mit  einer  Reihung  von  Tatsachen,  die  das  Verhältnis  des  gehobenen  Ai^beitors 
y/ur  bildenden  Kunst  einer  durch  ihn  wirtschaftlich  und  politisch  wesentlich 
beeinflußten  Zeit  darlegen  sollen. 

Es  gibt  eine  ganze  Kollektion  von  steinernen  und  papiernen  Zeugen, 
die  uns  beweisen,  daß  das  organisierte  Proletariat  bei  dem  Erwerb  und  der 
Bestellung  von  Kunstformen  sich  durchaus  in  Abhängigkeit  von  dem  schlechten 
Geschmack  eines  instinktunklaren  Bürgertums  befand  und  sich  noch  so  befin- 
det. Man  braucht  nur  auf  die  meisten  Gewerkschaftshäuser,  die  Anfang  dieses 
.Jahrhunderts  gebaut  wurden,  zu  verweisen.  Sie  sind  gedankenlose  Nach- 
ahmungen irgendwelchen  historischen  Stiles  und  im  übrigen  regelrechte 
Mauermeisterei.  Bald  Gothik,  bald  Renaissance,  mit  leerem  Ornament  und 
billigen  Allegorien  behaftet.  Man  spürt  an  ihnen  auch  nicht  den  ge- 
ringsten Hauch  irgendeines  Dranges,  den  Geist  der  neuen  Volksschicht  zu 
materialisieren.  Das  Gleiche  gilt  von  den  Sälen  dieser  Häuser;  sie  sind  voll 
dummer  und  geschmackloser  Malerei  und  unterscheiden  sich  durch  nichts 
von  den  landläufigen  Geistlosigkeiten  jener  Tanzsäle,  in  denen  lü'iegervereino 
zu  hausen  pflegen.  Mit  dem  absoluten  Metaphysikum  kann  man  solchen 
Tatsachen  gegenüber  schlecht  operieren.  Selbst  wenn  man  weiß,  wie  oft 
irgendwelche  Zufälle  oder  verpflichtende  Beziehungen  die  Aufträge  vergeben 
ließen,  bleiben  diese  Bauwerke  Zeugen  dafür,  daß  auch  das  Proletariat  nicht 
von  heute  auf  morgen  einen  Stil  zu  gebären  vermag.  Man  könnte  auch  etwa 
an  die  Grabdenkmäler  der  großen  Parteiführer  erinnern;  was  Liebknecht, 
Auer  und  soeben  erst  wieder  Singer  in  Berlin  auf  das  Grab  gesetzt  bekamen, 
ist  wirklich  um  kein  Atom  lebenswahrer  als  die  Verlogenheiten  der  allegori- 
schen Puppen  an  den  üblichen  Monarchendenkmälern.  Die  geradezu  komische 
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Naivität,  füi'  Singer  einen  biedermeierlichen  Obelisken  gut  zu  heißen, 
zeigt  deuthch,  wie  wenig  Instinkt  für  die  Gewalt  des  formalen  Aus- 
cbuckes  in  den  erprobten,  aber  noch  der  vorigen  Generation  angehörenden 
Führern  der  politischen  Arbeiterpartei  wach  ist.  Man  möchte  fortfahren  und 
von  den  Banalitäten  der  Maifeiern  sprechen;  wie  da  in  vielen  Sälen  das  Fest 
gerichtet  wird,  das  ist  um  nichts  besser,  um  nichts  wahrhaftiger,  als  das  jeder 
Bezirks  verein  zu  machen  weiß.  Mit  Rot  allein  ist  es  eben  nicht  getan,  und 
schlechte  Gipsbüsten  von  Marx  und  Lassalle  können  auch  nicht  viel  helfen; 
erst  wenn  über  solches  Material  der  Wille  zur  Form  kommt,  ist  etwas  zu  er- 
wsupten.  Solch  Wille  aber  ist  noch  fern,  so  lange  sich  in  dem  musikalisch- 
literarischen  Programm  der  Maifeier  sogar  die  Stettiner  Sänger  oder  ähnliche 
Genüsse  entdecken  lassen.  Und  dann  die  Maizeitungen;  sie  sind  wahrlich 
nicht  von  Gavarni  noch  von  Daumier  gezeichnet.  Und  die  „Neue  Welt'S 
die  Beilage  des  Vorwärts  und  vieler  anderer  Parteizeitungen,  unterscheidet 
sie  sich  in  ihrem  Illustrationsmaterial  gar  so  wesentHch  von  irgendeinem 
Familienblatt  ?  Man  sieht,  die  Beziehungen  des  Proletariats  zu  der  bildenden 
Kunst  sind  oft  genug  nicht  nur  gering,  sondern  auch  durch  bürgerlich  Minder- 
wertiges heftig  infiziert. 

Nun  scheint  es  aber  so,  als  wenn  diese  Zeiten  der  Instinktarmut  ab- 
laufen. Besondere  Ausgeburten,  wie  die  sogenannten  sozialdemokratischen 
Haussegen'*,  kommen  wohl  kaum  noch  vor;  und,  wenn  die  Konsumvereine 
auch  heute  noch  gezwungen  sind,  rohbunte  Ansichtskarten  zu  führen,  so 
darf  man  doch  sagen,  daß  sich  bei  allen  Verantwortlichen  die  Erkenntnis 
durchringt:  die  Form  sei  nichts  Gleichgültiges.  Es  lassen  sich  auch  einzelne 
Daten  aufzählen:  die  Maison  du  Peuple  in  Brüssel,  das  Wiener  Volkshaus, 
einige  der  jüngsten  Bürohäuser,  die  Planungen  für  die  Theater  der  Freien 
Volksbühne,  die  in  Wien  wie  in  Berlin  an  Oskar  Kaufmann  übertragen 
wurden.  Dazu  kämen  die  mannigfachen  Versuche,  den  Häusern  der  Arbeiter- 
baugenossenschaften charaktervolle  und  schöne  Formen  zu  geben;  auch  die 
Versuche,  Arbeitermöbel  zu  schaffen,  sind  hier  nochmals  zu  registrieren. 
Schließlich  darf  nicht  unerwähnt  bleiben,  daß  die  sozialdemokratischen  Ver- 
treter in  den  städtischen  Parlamenten  stets  dem  Stadtbaumeister  Helfer 
und  Förderer  sind.  Was  z.  B.  Singer  als  Mitglied  der  Berliner  Verschöne- 
rungskommission für  den  Stadtbaurat  Hoffmann  bedeutete,  kann  nicht  ver- 
gessen sein.  Eine  andere  Reihe  positiver  Leistungen  für  die  Propaganda  der 
Kunst  unter  den  Arbeitern  umfaßt  die  Ausstellungen,  die  z.  B.  im  Berhner 
Gewerkschaftshaus  schon  vor  zehn  Jahren  begonnen  wurden.  Man  zeigte 
Bilder  der  Impressionisten,  aber  auch  Uhde  und  andere  unserer  besten 
Künstler.  Dazu  wurden  Vorträge  und  Führungen  veranstaltet.  Diese  beiden 
Erziehungsmittel,  der  Lichtbildervortrag  und  die  Führung,  haben  inzwischen 
eine  bedeutsame  Ausgestaltung  erlangt.  Wohl  jede  Organisation,  ob  gewerk- 
schaftlich ob  politisch,  setzt  auf  das  Programm  ihres  Winters  einen  oder 
mehrere  derartiger  Lichtbildervorträge,  deren  Besuch  stets  ein  ungewöhn- 
lich starker  und  interessierter  ist.  Die  Referenten  können  nie  genug  loben, 
mit  welcher  stillen,  doch  leidenschaftlichen  Begeisterung  die  feiernden  Massen 
das  Gezeigte  ansehen  und  den  Worten  zuhören.  In  allerletzter  Zeit  wurden 
Vorträge  über  Themen  der  bildenden  Kunst  auch  vor  Jugendlichen  gehalten, 
imd  auch  da  zeigte  sich  ein  freudiges  Mitgehen  und  eine  natürliche  Andacht. 
Aus  w^elcher  Gesinnung  heraus  diese  Vorträge  vor  den  Jugendlichen  veran- 
staltet werden,  dafür  mögen  einige  Worte  aus  einem  Flugblatte,  das  zu  solch 
(jinem  Abend  einlud,  Zeugnis  geben.    Es  heißt  da: 
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„Der  Mensch  lebt  nicht  vom  Brot  allein!  Was  bedeutet  das?  Das  will 
sagen:  es  geht  nicht  an,  daß  man  nur  arbeitet,  um  zu  essen  und  nur  ißt,  um  zu  ar- 
beiten. Solch  mechanischer  Ablauf  des  Lebens  gebührt  den  Tieren.  Der  Mensch 
ist  zu  höherer  Würde  berufen.  Er  soll  alles,  was  diese  Welt  hervorbringt,  sich  zu 
eigen  machen;  mit  seinem  Geiste  soll  er  die  Erde  umfassen,  soll  verstehen  lernen, 
wie  die  Erde  wächst,  wie  die  Zeiten  wurden,  das  Große,  das  Starke  und  das  Schöne. 
Ein  jeder  soll  so  seine  Persönlichkeit  entfalten.  Niemand  soll  sagen,  daß  ihn  dieses 
oder  jenes  nichts  anginge.  Du  sollst  nicht  sprechen:  was  geht  es  mich  an,  was  die 
gelehrten  Leute  über  die  Sterne  oder  über  das  Wesen  der  Elektrizität,  über  die 
„Geschichte  der  alten  Völker"  oder  über  die  Gesetze  des  gegenwärtigen  Wirtschafts- 
lebens gefunden  haben.  Du  sollst  nicht  sagen:  was  geht  es  mich  an,  daß  die  Dichter 
Geschichten  und  Verse  schreiben;  daß  die  Musiker  Noten  auf  das  Papier  bringen; 
daß  die  Maler  Bilder  machen.  Das  alles  geht  dich  unendlich  viel  an;  ja,  eigentlich 
geschieht  es  nur  um  deinetwillen.  Und  wenn  du  über  eines  mißmutig  sein  sollst, 
so  ist  es  dieses:  daß  dir  die  Hetze  der  täglichen  Arbeit  nicht  Zeit  genug  läßt,  all  die 
Weisheit  und  Schönheit,  von  der  die  Welt  voll  ist,  genießen  zu  können.  Indessen, 
und  das  ist  eine  ernste  Frage,  die  du  an  dich  selber  richten  sollst:  Hast  du  nicht 
schon  oft  von  den  wenigen  Stunden,  die  dir  für  die  Weiterbildung  und  die  Verfeine- 
rung deiner  Menschlichkeit  blieben,  soundso  viele  für  dummes  Zeug,  für  die  albernen 
Geschichten  des  Kinematographen,  für  törichte  Kartenspiele,  für  gleichgültiges 
Geschw^ätz  oder  für  das  Lesen  elender  Schauerromane  vergeudet?  Es  gibt  keine 
Wiederkehr  mißbrauchter  Stunden.    Darum:  Nutzet  die  Zeit." 

Durchaus  dem  gleichen  Geiste  gehört  der  Kalender  „Jungvolk'',  der 
von  der  Zentralstelle  für  die  arbeitende  Jugend  Deutschlands  herausgegeben 
wurde.  Er  ist  nach  Ausstattung  und  Inhalt  rund  anzuerkennen;  er  enthält 
einen  hervorragenden  Aufsatz  über  Albrecht  Dürer.  In  diesem  Zusammen- 
hang wäre  dann  noch  anzumerken,  daß  es  nicht  an  Versuchen  fehlt,  die  volks- 
tümlichen Steindrucke  von  Teubner  und  Voigtländer  den  Arbeitern  als  Wand- 
schmuck nahe  zu  bringen;  die  Parteibuchhandlungen  und  Ausstellungen, 
die  zu  besonders  geeigneten  Zeiten  (z.  B.  im  Berliner  Gewerkschaftshause  zu 
Weihnachten)  veranstaltet  werden,  haben  erhebliche  Umsätze  aufzuweisen. 
Auch  dessen  darf  nicht  vergessen  sein,  daß  die  Drucksachen,  die  als  Einladung 
zu  den  Kultur-  und  Kunstabenden  herausgegeben  werden,  die  Programme 
und  Einleitungsschriften  immer  besser  und  schöner  hergerichtet  werden. 
Schließlich  verdient  es  auch  der  Notierung,  daß  alle  Parteizeitungen  der 
bildenden  Kunst  einen  erheblichen  Raum  ihres  Feuilletons  einräumen;  und 
es  ist  nicht  übertrieben,  zu  sagen,  daß  die  Kunstkritik  in  den  Blättern 
des  Proletariats  (man  denke  nur  an  Wilhelm  Hausenstein)  sehr  viel  besser 
und  eindringlicher  ist  als  die  vieler  bürgerlichen  Zeitungen. 

Ein  Gebiet  für  sich  umfassen  all  die  Bestrebungen,  bei  denen  die  Berufs- 
bildung sich  der  Erziehung  zum  künstlerischen  Empfinden  annähert.  Die 
Leistungen  dieser  Art  gehören  vielleicht  zu  den  wertvollsten  und  sind  wohl 
am  besten  geeignet,  das  Proletariat  zu  einem  Miterleber  und  Mitschaffer 
der  Kunst  zu  machen.  Es  ist  nur  typisch,  wenn  in  einer  der  letzten  Nummern 
der  österreichischen  sozialdemokratischen  Monatsschrift  „Der  Kampf*  Emil 
Dittmer  in  einem  Aufsatze  ,, Fachbildung  und  Gewerkspresse"  schreibt: 

„Die  Wertschätzung  der  sogenannten  Qualitätsarbeit  hat  nicht  nur  einen 
kleinen  Kreis  wohlhabender  „Ästheten"  erfaßt,  weit  über  den  Rahmen  fachlicher 
und  künstlerischer  Interessiertheit  hinaus  nehmen  bereits  breitere  Volksschichten 
lebhaften  Anteil  an  der  Weiterentwicklung  des  Kunstgewerbes  wie  auch  der  maschi- 
nellen Herstellung  sachlich  schöner  Gebrauchs-  und  Kunstgegenstände.  Die  immer 
wiederkehrende,  einem  Bedürfnis  entsprechenden  Ausstellungen  von  Wohnungs- 
einrichtungen für  Arbeiter  in  Berlin,  Hamburg,  Rheinland,  Westfalen  bilden  einen 
beredten  Beweis  dafür.  Der  vermehrte  Absatz  von  gutem  Wandschmuck,  die 
größere  Bedeutung  gediegener  Buchausstattungen  unserer  größeren  Parteiverlagc 
und  anderes  mehr  sind  unzweideutige  Zeichen  für  das  allmähliche  Schwinden  der 
verdammten  Bedürfnislosigkeit  der  Arbeiter.    Indessen,  die  soziale  Seite  dieser 
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Entwicklung  steht  hier  nicht  zur  Behandlung.  Es  soll  vielmehr  vorerst  festgestellt 
werden,  daß  als  Folgeerscheinung  erheblich  höhere  Anforderungen 
an  die  fachliche  Tüchtigkeit  zahlreicher  Handwerker- 
und Arbeiterkategorien  gestellt  werde  n." 

Dittmer  meint,  daß  solche  Anforderungen  an  die  fachliche  Tüchtigkeit 
von  den  Arbeitnehmern  selber  sich  auferlegt  wer- 
den, und  er  beweist  dies  durch  eine  Aufzählung  der  von  den  Gewerkschaften 
herausgegebenen  Fachliteratur.  Da  ist  das  Fachblatt  für  Holzarbeiter,  eine 
mustergültige  Monatsschrift,  die  vorzüglich  über  das  ganze  Gebiet  des  Möbel - 
baues  orientiert  und  dabei  an  die  künstlerische  Qualität  der  im  Bilde  ge- 
zeigten Gegenstände  einen  höchsten  Maßstab  legt.  Persönlichkeiten  wie 
Muthesius,  Karl  Scheffler,  Peter  Jessen  sind  Mitarbeiter  dieses  Blattes.  Da 
^  ist  die  treffliche  Zeitschrift  der  typographischen  Gesellschaften;  da  sind 
diese  Vereinigungen  selber,  mit  den  von  ihnen  veranstalteten  Vorträgen  und 
Ausstellungen.  Da  ist  die  letzthin  gegründete  Fach  schau  der  Kunstgewerbe - 
Zeichner,  die  in  ihrem  Einleitungsartikel  sehr  bündig  und  fast  seherisch  die 
Ziele  der  proletarischen  Kulturarbeit  ankündigt: 

„Wir  richten  auch  hier  den  Blick  auf  das  Ganze  und  stellen  uns  gleich  ein 
hohes,  schönes  Ziel;  es  soll  die  Erziehung  der  Zeichner  zur  Qualitätsarbeit,  zum 
verständnisvollen  MitschafTen  an  einem  guten  Kunstgewerbe  sein.  Die  vorhandenen 
guten  Kräfte  wollen  wir  zum  intensivsten  Eindringen  in  ihre  künstlerischen  Auf- 
gaben anregen  und  die  unzulänglichen  dazu  anspornen,  sich  mit  Fleiß  und  Eifer 
ernsthaft  emporzuarbeiten.  Den  zahlreichen  Opfern  der  geschmacksverwüstenden 
Arbeitsmethoden  in  vielen,  namentlich  älteren  Zweigen  des  Berufes,  den  Kollegen, 
die  unkünstlerisch  erzogen,  unkünstlerisch  fühlen  und  arbeiten,  wollen  wir  ihre 
eigentlichen  Aufgaben  zeigen  und  versuchen,  sie  an  sie  heranzubringen." 

Es  bedarf  keiner  weiteren  Erörterung,  daß  diese  Entwicklung  des  künst- 
lerischen Instinktes  aus  der  Berufsbildung  der  sicherste  Weg  ist,  den  Arbeiter 
den  Werken  der  bildenden  Kunst  nahe  zu  bringen.  Jedenfalls  ist  er  der 
einzige,  der  den  Arbeiter  zugleich  produktiv  am  Kunstschaffen  teilnehmen 
läßt.  Ein  Lithograph,  der  sein  Werk  als  Qualitätsarbeit  verrichtet,  ist  in 
einem  gewissen  Grade  ein  Mehrer  der  Form.  Hingegen  sind  Versuche,  wie 
einzelne  bürgerHche  Ideologen  sie  unternommen  haben  und  die  darin  be- 
standen, der  Arbeiter  Maltalent  zu  entdecken,  nur  geeignet,  den  Dilettantis- 
mus zu  fördern  und  das  Proletariat  in  seiner  Eigenentwicklung  zu  belästigen, 
t  .  Es  durfte  kein  Zufall  sein,  vielmehr  eine  Erfüllung  der  Zeit  und  ihres 
Gesetzes,  daß  gerade  in  diesen  Jahren  der  Impressionismus  in  der  bildenden 
Kunst  durch  eine  neue  Monumentalität  abgelöst  wird.  Diese  Maler  der 
^oßen  Linie  verlangen  wieder  nach  Wänden;  wo  könnten  die  ihnen  aber 
besser  werden  als  in  den  Häusern  und  in  den  Sälen,  die  dafür  bestimmt  sind, 
große  Massen  zu  umfangen.  Und  auch  das  andere  darf  nicht  übersehen  sein: 
daß  es  heute  nicht  mehr  die  Schlösser  und  die  Kirchen,  vielmehr  die  Vv'aren- 
häuser,  die  Bureaugebäude  und  selbst  die  Fabriken  sind,  an  denen  die  Archi- 
tekten (man  denke  nur  an  Peter  Behrens)  ihre  beste  Kraft  und  das  Spezifikum 
ihres  Wesens  offenbaren.  Wer  solche  Erscheinungen  richtig  zu  lesen  vermag, 
und  wer  auf  der  andern  Seite  die  sich  dauernd  verfeinernde  Organisation 
des  Proletariats  heraufkommen  sieht,  dem  werden  die  sich  schließenden  Zu- 
sammenhänge nicht  entgehen,  der  wird  spüren,  daß  ein  Jahrhundert  sich 
naht,  in  dem  Kunst  und  Volk  wieder  einmal  Eines  sein  werden. 
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WALTER  ASSMUS,  BERLIN:  DIE  VERSORGUNG 
DER  LÄNDLICHEN  BEVÖLKERUNG  MIT  GUTEM 
LESESTOFF. 


[ER  Verbreitung  der  Bildung  durch  das  Buch  stehen  auf  dem 
Lande  und  in  den  kleinen  Städten  große  Schwierigkeiten  entgegen. 
Zur  Anschaffung  einer  größeren  Bücherei  fehlen  die  Mittel,  eine 
kleine  Bibliothek  hingegen  ist  bad  vollständig  durchgelesen  und 
bleibt,  wenn  ihr  Bestand  nicht  fortgesetzt  verstärkt  und  erneuert  wird,  bal^i 
unbenutzt  stehen.  Die  Staatszuschüsse,  die  in  Deutschland  für  diesen  Zweck 
geleistet  werden,  sind  außerordentlich  gering.  So  stehen  in  Preußen  100  000 
Mark  zu  diesem  Zwecke  zur  Verfügung,  d.  h.  es  entfällt  auf  eine  einzelne 
Ortschaft  etw^a  2  Mark  StaatszuschuB  im  Jahre,  andere  Bundesstaaten, 
z.  B.  Sachsen,  lassen  es  sich  etwas  mehr  kosten.  Immerhin  reichen  diese 
Zuschüsse,  und  das  wird  auch  in  absehbarer  Zeit  so  bleiben,  nicht  aus,  um 
den  kleineren  Orten,  deren  Finanzen  nicht  sehr  gut  sind,  die  Eim'ichtuo!? 
einer  Standbibliothek  zu  ermöglichen.  Man  ist  dcshall)  hier  auf  einen  Ausweg 
verfallen  und  hat  sogenannte  Wanderbüchereien  in  das  Leben  gerufen  und 
zwar  geschah  dies  sowohl  von  privater  wie  auch  von  staatlicher  Seite.  Das 
Charakteristische  füi'  die  Wanderbibhothek  ist  die  Auswechselbai'keit.  Ein 
Ort,  der  heute  eine  größere  oder  kleinere  Wanderbücherei  bezieht,  hat  die 
Möglichkeit,  diesen  Bestand  in  einem  oder  mehreren  Jahren  gegen  neue 
Bücher  umzutauschen  und  zahlt  nur  eine  verhältnismäßig  geringe  Entschädi- 
gung als  Leihgebülu'. 

Vor  allem  muß  hier  der  Tätigkeit  der  Gesellschaft  für  Verbreitung  von 
Volksbildung  gedacht  werden.  Ihre  Wanderbibliotheken  haben  sich  auf  dem 
platten  Lande  überall  Bahn  gebrochen.  Während  im  Jahre  1901  nur  44 
Büchereien  mit  2200  Bänden  abgegeben  wurden,  wai^  diese  Zahl  1905  bereits 
auf  632  Büchereien  mit  30  194  Bänden  gestiegen;  1911  wurden  bereits  2288 
Büchereien  mit  91  230  Bänden  abgegeben.  Der  besondere  Vorzug  dieser 
Wanderbüchereien  liegt  darin,  daß  der  Bücherbestand  ganz  frei  aus  dera 
Katalog  der  Gesellschaft  gewählt  werden  kann.  Die  Büchereien  können 
also  größer  oder  kleiner  bemessen  werden  je  nach  dem  örtlichen  Bedarf. 
Die  Leihgebühr  für  ein  Jahr  beträgt  10%  des  Büchereiwertes.  Für  eine 
Wanderbücherei,  deren  Bücher  einen  Wert  von  80  Mark  darstellen,  sind 
mithin  8  Mark  jährhch  zu  zahlen.  Die  Bücher  können  dann  nach  einem 
Jahr  umgetauscht  oder  auch  längere  Zeit  behalten  werden.  Es  wird  hier 
also  bei  der  Auswahl  jede  Bevormundung  vermieden.  Die  Wanderbüchereien, 
die  anderweitig  zur  Verfügung  gestellt  werden,  haben  den  Nachteil,  daß 
den  einzelnen  Orten  eine  feste  Zusammenstellung  überwiesen  wird  und  jede 
Mitwirkung  der  Büchereiverwaltung  bei  der  Auswahl  der  Bücher  im  einzelnen 
ausgeschlossen  ist. 

Auch  der  Staat  hat  sich  die  Form  der  Wanderbüchereien  zunutze  ge- 
macht, indem  er  in  verschiedenen  Provinzen  die  Ortschaften  durch  Kreis - 
Wanderbüchereien  unterstützt.  Gewöhnlich  wird  der  Austausch  auf  dem 
Landratsamt  vorgenommen.  Naturgemäß  hegt  hier  die  Gefahr  einer  staat- 
lichen Beeinflussung  ziemhch  nahe,  wenn  auch  nicht  verkannt  werden  soll, 
daß  auch  durch  die  staatlichen  Wanderbüchereien  erfreuliche  Resulate 
gezeitigt  werden  können. 
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Besonders  erheblich  sind  die  staatlichen  Leistungen  in  Oberschlesien, 
wo  der  Staat  es  in  sehr  geschickter  Form  verstanden  hat,  die  Bücherei  zum 
Hort  des  Deutschtums  zu  machen.  Im  Jahre  1911  besaßen  15  Kreise  des 
Regierungsbezirks  Oppeln  je  eine  Kreiswanderbücherei,  die  im  ganzen 
107  660  Bücher  enthielten,  damit  wurde  eine  Bevölkerung  von  881 213 
Personen  versorgt.  Auf  eine  Ausgabestelle  entfielen  im  Durchschnitt  106 
l^eser.  Hier  ist  auch  eine  neue  Gliederung  der  Wanderbüchereien,  die  keine 
rein  staatliche  Einrichung  sind,  sondern  dem  Verband  oberschlesischer 
Volksbüchereien  angehören,  der  seinerseits  eine  sehr  starke  staatliche  Unter- 
stützung erhält,  zur  Einfülirung  gelangt.  Die  Kreisv/anderbüchereien  werden 
hiernach  in  eine  Reihe  von  Unterverbänden  zerlegt,  die  ihre  Angelegenheiten 
unter  Aufsicht  der  Landräte  und  Kreisschulinspektoren  im  wesentlichen 
selbständig  regeln.  Es  werden  im  Durchschnitt  8  bis  10  Ortschaften  zu  der- 
artigen Unterverbänden  zusammengeschlossen,  wobei  die  wirtschaftliche 
und  kirchliche  Zusammengehörigkeit,  die  Wegeverhältnisse  und  anderes 
bestimmend  in  Frage  kommen.  Die  Leiter  der  betreffenden  Ausgabestellen 
werden  in  eine  Pflegschaft  zusammengeschlossen,  der  einer  von  ihnen  als 
Obmann  vorsteht.  In  dem  Maße,  wie  die  Kreisverwaltung  sich  zu  entlasten 
wünscht,  überträgt  sie  den  Unterverbänden  einen  größeren  oder  geringeren 
Teil  der  Verwaltungsarbeiten  zur  selbständigen  Erledigung,  so  daß  der  Kreis - 
stelle  schließlich  im  wesentlichen  nur  noch  die  Frage  für  die  Beschaffung 
der  Geldmittel  und  für  einen  geregelten  Fortgang  des  Betriebes  verbleibt. 

Ähnhch  wird  auch  in  anderen  preußischen  Provinzen  gearbeitet,  wenn 
auch,  durch  die  lokalen  Verhältnisse  bedingt,  die  Arbeitsmethode  nicht 
überall  die  gleiche  ist. 

Man  wird  aber  keinesvregs  die  Wanderbücherei  als  das  erstrebenswerte 
Ziel  hinstellen  können.  Das  Ideal  bleibt  die  Standbücherei.  Wohl  aber  lassen 
sich  beide  Formen  miteinander  verbinden  dergestalt,  daß  die  Standbücherei 
die  besten  und  meist  gelesensten  Werke  der  Literatur  enthält,  nun  aber  durch 
die  Wanderbücherei  eine  Ergänzung  erfährt.  Eine  Schwierigkeit,  mit  der 
die  Bücherei  auf  dem  Lande  und  in  der  kleinen  Stadt  zu  kämpfen  hat,  liegt 
in  der  Auswahl  -der  leitenden  Persönlichkeit.  Selbstverständlich  kann  bei 
diesen  kleinen  Büchereien  nicht  ein  fachmännischgeschulter,  hauptamthcher 
Leiter  an  der  Spitze  stehen.  Das  ist  mit  eine  der  Ursachen,  weswegen  manche 
kleine  Bücherei  nicht  den  wünschenswerten  Erfolg  erzielt.  Der  gute  Wille 
allein  tut  es  nicht,  sondern  es  sind  auch  bibliothekstechnische  und  literarische 
Kenntnisse  unbedingt  erforderlich.  In  kleineren  Orten  übernimmt  meisten- 
teils der  Lehrer  oder  der  Pfarrer  nebenamtlich  die  Leitung  einer  solchen 
Bücherei.  Hier  fehlt  es  leider  aber  oft  an  der  nötigen  Ausbildung.  Neuer- 
dings sind  nun  Zentralberatungsstellen  in  das  Leben  gerufen  worden,  die 
einerseits  den  Leitern  der  kleinen  Büchereien  beratend  zur  Seite  stehen 
sollen,  andererseits  auch  Kurse  zur  Ausbildung  der  nebenamtlichen  Bibhotheks- 
teiter  abhalten.  Vorläufig  bestehen  vorerst  nur  vier  derartiger  Zentral - 
beratungsstellen,  und  zwar  für  Oberschlesien,  Posen,  Westfalen  und  die  Rhein- 
provinz. 

Neben  der  leihweisen  Abgabe  der  Bücher  durch  die  Bibhotheken  spielt 
selbstverständlich  die  Frage  des  Bücherverkaufs  eine  wichtige  Rolle.  Der 
Kolportagebetrieb  ist  einerseits  sehr  teuer  und  entsprechen  seine  Erfolge, 
was  die  Verbreitung  guter  Bücher  betrifft,  weder  den  hohen  Unkosten  noch 
den  Erwartungen.  Ist  eine  w^irklich  gut  geleitete  Buchhandlung  am  Orte, 
so  regelt  sich  die  Frage  natürlich  äußerst  einfach.  In  den  kleinen  Orten  wird 
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das  Buchgeschäft  aber  leider  gewöhnlich  von  einer  Papierhandlung  oder 
einem  ähnlichen  Geschäft  nebenbei  betrieben.  Man  hat  es  darum  nicht  unver- 
sucht gelassen,  diese  Geschäfte  zur  Verbreitung  der  guten  Literatur  heran- 
zuziehen. Die  Gesellschaft  für  Verbreitung  von  Volksbildung  beispielsweise 
hat  sich  mit  den  Vorständen  der  örtlichen  Vereine  in  Verbindung  gesetzt 
und  diese  veranlassen  dann  den  Ladeninhaber,  eine  Erklärung  zu  unter- 
zeichnen, nach  der  sie  sich  verpflichtet,  die  von  der  Gesellschaft  gelieferten 
Bücher  nicht  unter  dem  festgesetzten  Ladenpreis  zu  verkaufen  und  mit  der 
Gesellschaft  regelmäßig  abzurechnen.  Ähnlich  ist  auch  der  Rhein-Mainische 
Verband  für  Volksbildung  vorgegangen,  der  ebenfalls  eine  Anzahl  Verkaufs- 
stellen für  gute  Literatur  eingerichtet  hat.  In  Oberschlesien  hat  sich  der 
sehr  rührige  Verband  oberschlesischer  Volksbüchereien  mit  dieser  Angelegen- 
heit beschäftigt  und  die  Sortimentsbuchhändler  dafür  gewonnen,  Ver- 
mittelungsstellen  einzurichten.  So  waren  im  Kreise  Ratibor  etwa  60  Ver- 
kaufsstellen im  Betrieb,  die  durch  zwei  Buchhandlungen  versorgt  wurden. 
Die  Inhaber  der  Vermittlungsstellen  geben  an  die  Wiederverkäufer  in  der 
Regel  mit  20  bis  25%  Rabatt  ab.  In  einigen  Kreisen  sind  die  Interessen- 
sphären der  Vermittlungsstellen  abgegrenzt. 

Empfehlenswert  ist  es  auch  mit  der  Bücherausgabestelle  zu  Weihnachten 
kleine  Bücher ausstellungen  zu  verbinden  und  einen  Händler  im  Orte  zu 
veranlassen,  die  ausgestellten  Werke  zu  führen.  Neuerdings  wird  auch  auf 
Jahrmärkten  und  bei  Messen  vielfach  mit  gutem  Erfolg  eine  Bude  zum 
billigen  Büchermann  errichtet.  Gewöhnlich  übernimmt  irgendein  gemein- 
nütziger Verein  hierbei  den  Verkauf  der  billigen  Büchersammlungen.  Als 
Verkaufsmittel  dürfte  in  Zukunft  auch  der  Bücherautomat  seinen  Einzug 
in  die  kleineren  Orte  halten.  Es  wäre  wohl  denkbar,  den  Reclamschen  Aus- 
wahlautomaten  auch  auf  das  Dorf  hinauszubringen.  Neuerdings  ist  es  einer 
Stettiner  Firma  gelungen,  einen  Bücherauswahlautomaten  zu  konstruieren, 
der  nicht  nur  eine  Sammlung,  sondern  mehrere,  z.  B.  in  der  Preislage  von 
20,  50  Pfennig  und  1  Mark  verkauft.  Daß  diese  Automaten  nicht  den  Buch- 
händler ersetzen  können,  ist  selbstverständlich,  immerhin  bieten  sie  aber 
Gelegenheit,  gute  Bücher  zu  erwerben. 

So  ist  die  Möglichkeit  gegeben,  auch  die  Bevölkerung  auf  dem  Lande 
mit  guter  Literatur  zu  versorgen. 
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PROF.  PETRO  SILVIO  RIVETTA,  ROM:  EINE 
REFORM  DER  CHINESISCHEN  SCHRIFT.*) 


TSCHÜNG  KÜO  JINTS-CHÜI."> 

AUM  ist  seit  Erklärung  der  Republik  ein  Jahr  vergangen,  und 
bereits  konnte  China  dartun,  mit  welcher  Energie  es  sich  auf  dem 
Wege  des  Fortscliritts  einzurichten  weiß. 

Diese  Bewegung  ist  nicht  weniger  tatkräftig  als  diejenige 
es  war,  welche  sich  zur  Go-ischschin-Zeit  (1868)  in  Japan  vollzog.  Die  bis- 
herigen, schon  veralteten  Systeme  werden  verlassen,  und  der  europäische 
Fortschritt  in  allen  seinen  Formen  verbreitet  sich  über  die  Gesamtheit  der 
neuen  Nation.    Das  neuzeitliche  China  will  voran,  und  zwar  rasch  voran. 

Dennoch  ist  diesem  Marschtempo  zum  Fortschritt  noch  ein  dieses  Vor- 
wärtsdrängen lähmendes  Hindernis  in  der  ideographischen  Schreibweise 
gesetzt.  Man  ist  bestrebt  möglichst  Zeit  zu  sparen,  man  gibt  den  Lehrplänen 
eine  durchaus  praktische  Grundlage,  aber  noch  wendet  man  eine  Schrift 
an,  deren  Studium  den  größten  Teil  des  Lebens  erfordert. 

Von  Beginn  seines  ersten  Schuljahres  an  muß  der  Schüler  in  sein  Ge- 
dächtnis Hunderte  und  Aberhunderte  von  Zeichen  häufen,  von  denen  viele 
noch  dazu  außerordenthch  kompliziert  sind. 

Es  gibt  sehr  gewöhnliche  Zeichen  wie  die  für  den  Ausdruck  der  Begriffe 
,, Schere",  „Reiher*',  „Salz''  gebräuchlichen,  welche  jeweils  aus  27,  29  und 
24  Strichen***)  bestehen,  die  sich  mit  beängstigender  Unregelmäßigkeit  kreuzen 
und  verschlingen.  Es  gibt  weniger  häufige  Zeichen,  welche  fast  70  Striche 
enthalten.  Dazu  muß  man  eine  gewisse  Ordnung  in  ihrer  Zeichnung  fest- 
halten und  nicht  allein  alle  diese  Striche,  auch  die  Aussprache  und  die  Be- 
deutung eines  jeden  Zeichens.  Denn  in  dem  Zeichen  ist  an  sich  gewöhnlich 
keinerlei  Element  enthalten,  welches  den  Leser  hinsichthch  der  Aussprache 
unterstützen  könnte. 

Jedes  Zeichen  (Ideogramm)  stellt  unmittelbar  die  Idee  ohne  jede  Bezug- 
nahme auf  Aussprache  dar,  gerade  wie  bei  unseren  arabischen  oder  römischen 
Ziffern.  Das  Zeichen  7  bringt  nicht  den  Laut,  sondern  die  Idee  „7"  vor  unsere 
Vorstellung,  und  ihm  können  alle  Laute,  welche  diese  Zahl  in  den  verschiedenen 
Sprachen  hat,  entsprechen;  dieses  Zeichen  kann  ohne  jede  Beschränkung 


*)  Autorisierte  Übersetzung  von  Wilh.  Neurath,  Wernigerode.  Nach  dem  Esperanto- 
Originalaufsatz  der  Zeitschrift  „La  Revuo"  Paris.  (Verlag  Adler  &  Berel,  G.  m.  b.  H., 
Dresden.) 

**)  Name  der  Gesellschaft  für  die  chinesische  Neuschreibung  in  jetzigen  chinesi- 
schen Zeichen,  sowie  in  chinesischer  Neuschreibung. 

***)  „Schere"  =  8  Striche  des  Wortstamras  +  19  weitere,  „Reiher"  =  11  Striche 
-f  18,  ,SaIz"  =  11  +  13. 
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seiner  Schreibform  jeweils  gelesen  werden  als:  sept,  sette  siete,  septe,  £cptd, 
sieben,  seven,  zeven,  CCMI),  je  nachdem  es  von  einem  Franzosen,  Italiener, 
Spanier,  Rumänen,  Griechen,  Deutschen,  Engländer,  Niederländer  oder 
Russen  ausgesprochen  wird. 

Das  gleiche  ist  der  Fall  bei  jedem  chinesischen  Zeichen.  Nehmen  wir 
z.  B.  das  Wort  „Ohr*',  so  haben  wir  ein  Zeichen,  das  unmittelbar  die  Idee 
ausdrückt  —  deren  objektive  Vorstellung  es  vorher  war  — ,  und  welches 
von  einem  Bewohner  Pekings  wie  erh  (fast  ce'"^)  gelesen  wird,  während  ein 
solcher  von  Kanton  es  wie  i  liest,  und  das  man  der  Reihe  nach  ausspricht 
wie  ngei,  zz,  oe  in  Futschon,  Uentschou,  Jantschou;  aus  demselben  Zeichen 
wird  ngi  im  Ghakka-Dialekt,  örh  in  der  Sz'tschwan  Mundart,  i  im  Koreanischen, 
nji  in  Annam  und  niuni  in  Japan. 

Theoretisch  würde  diese  Schreibweise  die  logischste  sein,  da  sie  sich, 
weil  die  Ideen  immer  die  nämlichen  sind,  der  Übertragung  aus  allen  Sprachen 
anpassen  würde.  Die  Mathematik,  Chemie,  Astronomie,  das  Signalbucb 
der  Marine  (internationaler  Kodex)  verwenden  ein  symbolisches  System, 
das  allen  Nationen  verständlich  ist,  und  das  typisch  dem  chinesischen  ähnelt. 

Wenn  aber  dieses  System  für  Theorie  und  Wissenschaft,  wo  die  aus- 
zudrückenden Begriffe  auf  eine  sehr  geringe  Anzahl  beschränkt  sind,  praktisch 
Wert  hat,  so  wird  es  außerordentlich  verwickelt,  wenn  man  es  für  alle  Ideen, 
die  den  Inhalt  einer  Sprache  ausmachen,  anpassen  will.  Ein  Chinese  mittlerer 
Bildung  benötigt  beispielsweise  eine  Kenntnis  von  nicht  weniger  als  4000 
Zeichen,  und  nicht  weniger  als  6000  verschiedene  Zeichen  sind  für  eine  fließende 
Zeitungslektüre  notwendig.  Das  Normalwörterbuch  Kang-hsi  enthält  nicht 
weniger  als  41 000  voneinander  abweichende  Zeichen,  ungerechnet  diejenigen, 
welche  in  zwei-  oder  dreifachen  Formen  geschrieben  werden  können. 

Es  ist  leicht  verständlich,  daß  bei  Handhabung  eines  derartigen  Schreib - 
Systems  ein  Fortschritt  in  Wissenschaft  und  Praxis  eine  ganz  gewaltige 
Verlangsamung  erleidet.  Ein  Schüler,  der  täghch  viele  Stunden  der  Er- 
lernung seines  „Alphabets'*  sich  zu  widmen  hat,  kann  keinen  wesentlichen 
Fortschritt  in  anderen  Disziplinen,  die  notwendigerweise  nur  einen  sekr 
beschränkten  Stundenplan  haben,  machen.  Jedes  mechanische  moderne 
System  aber  ist  für  die  Chinesen  ausgeschlossen,  denn  eine  Schreib-  oder 
Setzmaschine  würde  einen  Apparat  von  Hebeln  und  Tasten  beanspruchen, 
der  selbst  in  einem  ganzen  Hotelbau  nicht  unterzubringen  sein  würde.  Beim 
Telegraphieren  muß  man  sich  eines  Systems  bedienen,  das  zwar  sehr  ingeniös 
ist,  aber  doch  einen  außerordentlichen  Zeitverlust  bedingt.  Man  katalogisierte 
nämlich  die  Zeichen  unter  Zuhilfenahme  einer  arithmetischen  Tabelle,  so 
daß  man  nur  die  beiden  Zahlen  einer  Abszisse  und  Ordinate  übermittelt; 
die  Übermittlung  und  das  erneute  Aufsuchen  des  empfangenden  Beamten 
erfordert  viermal  soviel  Zeit  wie  das  Arbeiten  nach  unserem  System. 

Um  diesen  Zeitverlust  beim  Unterricht  sowie  in  der  Praxis  überhaupt 
einzuholen,  um  die  Nutzbarmachung  aller  neuen  modernen  Errungenschaften 
in  Wissenschaften  und  Mechanik  für  China  zu  ermöglichen,  wurde  vor  drei 
Jahren  die  „Gesellschaft  für  phonetische  Schreibweise  der  chinesischen 
Sprache'*  (Tschung-kuo  jints-chui)  gegründet,  die  im  südlichen  China  sowie 
unter  den  im  Auslande  sich  aufhaltenden  Chinesen  bereits  Verbreitung  ge- 
funden hat. 

Nach  langem  Studium  der  Frage  und  nach  kritischer  Beurteilung  aller 
Laute  der  gegenwärtigen  chinesischen  Sprache  konnte  diese  Gesellschaft 
ein  Alphabet  aufstellen,  mit  dem  sich  alle  Wörter  der  modernen  chinesischen 
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Sprache  übertragen  lassen;  es  verleiht  somit  auch  dieser  Sprache  alle  Vorteile 
einer  solchen,  welche  über  eine  phonetische  Schrift  verfügt. 

Man  wies  zunächst  jedes  europäische  Alphabet  von  der  Hand,  denn 
tatsächlich  stützt  sich  keins  dieser  gi'aphischen  Gebilde  auf  ein  logisches 
Prinzip.  Die  nämliche  Lauteinheit  wird  in  den  verschiedenen  Sprachen 
verschiedenartig  geschrieben,  der  nämliche  Buchstabe  (z.  B.  der  Buchstabe  c*)) 
erhält  in  den  verschiedenen  Sprachen  ungleiche  Werte.  Das  bedeutet,  daß 
alle  graphischen  Darstellungen  eine  konventionelle,  außerordentlich  mannig- 
faltige Grundlage  haben. 

Alle  diese  Beweggründe  und  noch  weitere  bewii'kten  die  Aufstellung 
eines  neuen  Alphabetes,  um  so  mehr,  als  im  lateinischen  Alphabet  für  alle 
in  der  chinesischen  Sprache  vorkommenden  Laute  keine  Zeichen  vorhanden 
sind.  In  dem  neuen  Alphabete  wandte  man  lateinische,  griechische  und 
russische  Zeichen  an,  die  genau  den  chinesischen  Lauten  entsprechen,  und 
sofern  man  in  einem  der  europäischen  Alphabete  kein  dem  auszudrückenden 
Laute  entsprechendes  Zeichen  vorfand,  so  wurden  andere  Zeichen  gebildet. 
Auf  diese  Weise  erhielt  man  ein  vollständiges  Alphabet,  das  nachstehend 
wiedergegeben  ist: 

Phonetisches     chinesisches     Alphabet,  gedruckt. 
Vokale : 

aecii5uuo 

Konsonanten: 

hkqMlri|tfpmn\]UiXS 

Phonetisches  chinesisches    Alphabet,  geschrieben. 
Vokale : 

Konsonanten: 

Vermittelst  dieses  Alphabetes  vermag  man  alle  Wörter  der  modernen 
chinesischen  Sprache  zu  übertragen. 


*)  K  oder  ss  im  Französischen  und  Englischen,  k  oder  tsch  im  Italienischen, 
k  und  z  im  Deutschen,  k  and  ch  im  Spanischen,  entsprechend  dem  Vokale,  welchem 
das  c  vorangeht. 
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Wohl  wendet  man  ein,  daß  das  einzige  Hindernis  für  die  Annahme  dieser 
phonetischen  Schreibweise  in  der  Verschiedenheit  der  chinesischen  Dialekte 
liege.  China  ist  so  ausgedehnt,  daß  man  in  diesem  Lande  derart  voneinander 
abweichende  Mundarten  spricht,  als  ob  es  sich  um  wirkliche  Sprachen  handelte. 
Gegenwärtig,  wo  in  der  Schrift  die  Laute  unberücksichtigt  bleiben,  kann 
sich  schrifthch  jedermann  leicht  verständigen;  wie  soll  das  aber  geschehen, 
wenn  die  Schrift  mittels  phonetischer  Zeichen,  welche  notwendigerweise 
nur  ein  und  dieselbe  Aussprache  wiedergeben,  umgewandelt  wird  ?  Ein 
Chinese  des  Südens  wird  das  Schriftstück  jemandes  aus  dem  nördlichen 
China  nicht  mehr  verstehen. 

Dieser  Einwand,  nur  in  einigen  nichtchinesischen  Zeitschriften  erhoben, 
beweist  eine  Nichtkompetenz  der  Beurteilung  chinesischer  Verhältnisse, 
Allerdings  sind  die  chinesischen  Mundarten  voneinander  sehr  verschieden^ 
der  südliche  Dialekt  ist  im  Norden  des  Landes  nicht  zu  verstehen,  aber  es  ist 
gleichfalls  zutreffend,  daß  über  diesen  Mundarten  die  amtlich  genehmigte 
chinesische  Sprache  —  des  Kuancho  —  steht;  mittels  dieser  ist  es  möglich^ 
daß  jeder  Chinese  in  seinem  Vaterlande  überallhin  zu  reisen  vermag  und  sich 
doch  vollkommen  verständigen  kann. 

Die  ,, Gesellschaft  für  phonetische  chinesische  Schrift"  wählte  für  die 
Übertragung  diese  Sprache,  und  da  sie  ohne  Zuhilfenahme  von  Ideogrammen 
durchaus  verständlich  ist,  so  wird  sie  in  phonetischer  Schrift  gleichfalls 
verstanden  werden.  Es  genügt  sie  zu  lesen,  um  sie  zu  verstehen,  jedoch  mit 
dem  Vorteile,  daß  man  die  zutreffende  Aussprache  jeden  Wortes  kennen 
und  ferner  nicht  den  jeder  Gegend  eigentümlichen  Sprachmängeln  anheim- 
fallen wird. 

Es  würde  zu  weit  führen  darzulegen,  wie  man  die  zutreffende  Lösung 
für  alle  übrigen  Schwierigkeiten  wie  der  großen  Menge  gleichklingender 
Wörter  und  der  Übertragung  der  „Scheng" -Klänge  usw.  gefunden  hat. 
Diese  letztere  Aufgabe  nahm  die  Beratungen  der  Mitglieder  in  den  wöchent- 
lichen Sitzungen  lange  in  Anspruch. 

Das  Ergebnis  dieser  Sitzungen  wird  in  einer  monatlichen  Druckschrift  *), 
die  in  chinesischer  Sprache  abgefaßt  wird,  zugleich  aber  auch  ein  Resümee 
der  wichtigsten  Artikel  in  französischer  Sprache  enthält,  veröffentlicht. 
Demnächst  wird  man  auch  ein  Resümee  in  Esperanto  hinzufügen.  Da  auch 
die  Esperantosprache  die  Ausbreitung  interner  wie  auch  internationaler 
Beziehungen  sich  zum  Ziel  setzt,  so  hält  die  „Gesellschaft  für  phonetische 
Schrift  der  chinesischen  Sprache"  auch  die  Esperantsprache  für  ein  sehr 
wirksames  Hilfsmittel  zur  Verwirklichung  ihrer  Bestrebungen. 


*)  Ein  Exemplar  wird  nach  Empfang  einer  mit  Antwortkarte  versehenen 
Postkarte  eines  beliebigen  Landes,  welche  an  die  Direktion  „Yints*  hui",  corso  52 
Rom,  gerichtet  wird,  kostenlos  gesandt. 
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GEORGES  RENCY,  GENERALSEKRETÄR  DER 
VEREINIGUNG  BELGISCHER  SCHRIFTSTELLER: 
DIE  GEGENWÄRTIGEN  STRÖMUNGEN  IN  DER 
BELGISCHEN  LITERATUR. 

IN  Belgien  hat  das  literarische  Schrifttum  seinen  besonderen, 
eigenartigen  Charakter,  dessen  Darlegung  vielleicht  nicht  ohne 
Interesse  ist.  Die  Eigentümlichkeit  liegt  in  dem  späten  Aufblühen 

IHpr  Literatur  in  unserem  Lande,  an  die  sich  eine  ganz  unge- 
.  wohnlich  rasche  Ausbreitung  schließt. 

Vor  1880  gab  es  sozusagen  überhaupt  keinen  Schriftsteller  in  Belgien, 
wenn  wir  unter  dieser  Bezeichnung  einen  Künstler  verstehen,  der  dem  Kultus 
der  schönen  Sprache  huldigt  und  von  uneigennütziger  Liebe  zur  Kunst 
des  Schreibens  beseelt  ist.  Man  machte  Verse,  verfaßte  Romane,  von 
denen  es  besser  ist,  überhaupt  nicht  zu  sprechen.  Nichtsdestoweniger  gab 
es  schon  eine  Abteilung  für  schöne  Literatur  an  der  königlichen  Akademie. 
Diese  Abteilung,  die  von  der  Literatur  bloß  den  Namen  borgte,  umfaßte 
jene  ehrenwerten  Vielschreiber,  die  sich  als  berufene  Vertreter  der  belgischen 
Literatur  fühlten.  Da  plötzlich  treten  10,  20  wirkliche  Schriftsteller  von 
starkem  Talent  auf  die  Szene.  Sie  drängen  sich  feurig  und  jung  um  Camille 
Lemonnier,  den  genialen  Vorkämpfer  der  Bewegung,  und  bringen  den  Palm- 
zweig ehrfurchtsvoller  Erinnerung  den  Andenken  Pirmens,  De  Costers,  Van 
Hasselts  dar,  die  alle  zu  früh  gestorben  sind,  um  den  Ruhm  über  ihren 
Werken  und  ihren  Namen  aufgehen  zu  sehen.  Das  ist  die  Generation,  die 
„die  moderne  Kunst"  und  „das  junge  Belgien"  begründet  hat.  Die  Presse 
steht  ihrer  Arbeit  gleichgültig  oder  feindlich  gegenüber.  Sie  müssen  kämpfen, 
vor  allem  gegen  die  königliche  Akademie,  die  die  Jury  für  die  literarischen 
Preise  zusammensetzt.  Den  Repräsentanten  der  neuen  Bewegung  wird 
nicht  der  kleinste  Preis  zuerkannt.  Erst  die  Erfolge  George  Rodenbachs 
in  Paris  konnten  die  belgische  Regierung  bestimmen,  Rodenbach  und  [zu 
gleicher  Zeit  Verhaeren  das  Kreuz  des  Leopoldordens  zu  verleihen.  Das 
Publikum  selbst  will  entweder  gar  nichts  oder  bloß  französische  Literatur 
lesen,  die  Presse  schweigt  oder  spöttelt,  und  die  Pädagogen  weigern  sich, 
der  Jugend  von  ihren  nationalen  Dichtern  zu  sprechen. 

Der  Kampf  dauerte  lange.  Noch  heute  sagt  man,  daß  ein  in  Brüssel 
verlegtes  Buch  gut  gegangen  sei,  wenn  davon  ein  bis  zwei  Auflagen  verkauft 
wurden  !  Aber  die  Auffassung  beginnt  sich  doch  bereits  durchzusetzen,  daß 
es  in  Belgien  begabte  Schriftsteller  gäbe,  und  die  Belgier  beginnen  sogar 
schon,  ein  klein  wenig  stolz  auf  sie  zu  werden.  Der  Staat  hat  endlich  auch 
seine  Pflichten  begriffen:  er  dekoriert  die  Schriftsteller;  er  unterstützt  ihre 
Revuen  und  ihre  Bücher;  er  läßt  es  sich  sogar  angelegen  sein,  ein  National- 
theater ins  Leben  zu  rufen.  Es  ist  nötig,  hier  gleich  zu  sagen:  der  Einfluß 
eines  wohlgesinnten  Königs,  der  geistig  begabt  und  ebenso  bewandert  in  der 
Literatur  wie  in  den  Wissenschaften  ist,  der  Einfluß  einer  iungen  Königin, 
die  gütig  und  künstlerisch  veranlagt  scheint,  sind  nicht  belanglos  für  den  Eifer 
gewesen,  den  die  Minister  und  die  Beamtenschaft  urplötzlich  den  schönen 
Künsten  gegenüber  entfaltet  haben.  Die  Presse  ist  auch  erobert;  ja,  die 
Schriftsteller,  die  gegen  1880  auf  den  Plan  traten,  gehören  ihr  fast  alle  als 
Mitarbeiter  an.    Einzig  allein  die  königliche  Akademie  schmollt  noch  und 
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weigert  sich,  die  Schriftsteller  in  jene  Abteilung  aufzunehmen,  die  so  sehr 
mit  Unrecht  die  der  Literatur  genannt  wird.  Man  weiß  sich  zu  trösten.  Der 
Kampf  scheint  beendet.  Die  heroische  Epoche  hat  ihren  Abschluß  gefunden, 
der  Ring,  den  das  gemeinsame  Kämpfen  um  Sieg  gekettet  hat,  muß  aus- 
einanderfallen. 

Schon  während  des  Feldzugs  ist  es  zwischen  den  Soldaten  des  gleichen 
Lagers  zu  Meinungsverschiedenheiten  gekommen.  Die  Anhänger  der  Devise 
Tart  pour  Part,  eifrige  Parnassier,  Verehrer  der  untadeligen  Form,  haben 
sich  gegen  die  Symbolisten  und  die  Gruppe  derer,  die  den  freien  Rhythmen 
huldigen,  erhoben.  Es  gab  heftige  Parteinahme,  epische  Kämpfe,  lärmende 
Absonderung.  Bei  diesem  Streit  blieb  „das  junge  Belgien*'  Sieger.  Albert 
Girand,  der  bewundernswerte  Dichter  von  „Hors  du  siecle",  ward  von  Emile 
Verhaeren  geschlagen  und  schwieg  seitdem  ein  Schweigen,  das  länger  als 
zehn  Jahre  dauern  sollte.  Der  Symbolismus,  die  freien  Rhythmen  regierten 
unbestritten  in  all  den  unzähligen  kleinen  Revuen,  die  nun  überall  aus  dem 
Boden  geschossen  waren:  denn,  wie  gesagt,  es  gehört,  zum  Charakter 
der  Literatur  in  Belgien,  daß  sie  mit  Plötzlichkeit  auftretend  sofort  weit 
verbreitet  und  ungemein  individualistisch  ist.  Und  das  entspricht  durchaus 
der  Beschaffenheit  unseres  Geistes  und  unserer  Geschichte.  In  diesem  Lande, 
dessen  Wahlspruch  lautet:  „In  der  Einheit  liegt  die  Kraft",  ist  Einheit,  be- 
sonders die  Einheit  der  Ansichten,  die  Zusammenschließung  der  Kräfte, 
die  freiwillige  Unterordnung  unter  einen  überragenden  Einzelnen,  nirgends 
zu  finden.  Jeder  will  sein  eigener  Führer  sein.  Jeder  Schriftsteller  von  einiger 
Bedeutung  will  seine  eigene  Revue  besitzen.  Revuen  gibt  es  bei  uns  im  Über- 
maß.   Es  besteht  das  Bedürfnis  nach  einer  einzigen;  wir  haben  hundert  l 

Aber  man  darf  nicht  vergessen,  daß  Belgien  ein  zweisprachiges  Land 
ist  und  daß  seine  Bevölkerung  vom  Standpunkt  der  Sprache  aus  in  zwei  fast 
gleiche  Hälften  zerfällt.  Zu  gleicher  Zeit,  als  eine  Literatur  in  französischer 
Sprache  erwuchs,  bereicherte  sich  auch  das  flämische  Schrifttum,  das  übrigens 
in  unseren  nördlichen  Provinzen  immer  gepflegt  worden  war,  plötzlich  durch 
eine  Fülle  höchst  bemerkenswerter  Werke. 

Henri  Conscience,  ein  beliebter  Romancier,  lehrte  sein  Volk  lesen.  Aber 
das  dramatisch  Packende  seiner  Erzählungen,  die  zugleich  schlicht  und  er- 
greifend sind,  zog  auch  die  Aufmerksamkeit  des  Auslands  auf  ihn.  Holland 
las  ihn,  Frankreich  übersetzte  ihn.  Nach  ihm  gewinnt  die  flämische 
Literaturbewegung  mehr  und  mehr  an  Ausdehnung.  Bald  glänzen  in  ihr  die 
Namen  von  Albrecht  Rodenbach,  des  Vetters  Georges  Rodenbachs,  des 
Priesters  Guido  Gezelle,  der  eine  Art  Verlaine  des  Nordens  ist,  Styn  Streu vels\ 
August  Vermeylens,  des  Autors  des  „ewigen  Juden",  u.  a.  m. 

Zu  Beginn  der  Bewegung  lebten  in  Belgien  das  neue  französische  und 
das  flämische  Schrifttum  Seite  an  Seite,  ohne  einander  kennen  zu  wollen. 
Die  Flämen  richteten  ihr  Augenmerk  viel  mehr  nach  den  Niederlanden 
und  unterhielten  freundschaftliche  Beziehungen  zu  den  holländischen  Schrift- 
stellern;  die  Wallonen  hingegen  blickten  nach  Frankreich  hinüber,  und  ihr 
Ehrgeiz  war  es,  an  die  französische  Literaturbewegung  Anschluß  zu  finden, 
welcher  Ehrgeiz  auch  reichUch  befriedigt  wurde.  Was  Maeterlinck  betrifft, 
darf  man  wohl  sagen,  daß  sein  Ruhm  die  ganze  Welt  umspannt.  Merkwürdig 
bleibt  es  jedenfalls,  daß  eine  Literatur,  die  erst  30  Jahre  zählt,  schon  eine 
solche  Anzahl  von  bedeutenden,  originalen,  kraftvollen  Talenten  in  ihren 
Reihen  sieht  und  daß  sie  in  so  kurzer  Zeit  die  Aufmerksamkeit  und  die  Be- 
wunderung der  gebildeten  Schichten  zweier  Kontinente  erzwungen  hat. 
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Zwischen  den  beiden  Schwestern,  die  bis  nun  gleichgültig,  wenn  nicht 
feindlich,  sich  gegeneinande*^  v^cfialten  hatten  —  der  belgischen  Literatur 
in  flämischer  Sprache  und  der  Litera|,uj;  in.fr ^tpzösischer  Sprache  —  kann 
man  heute  deutliche  Zeichsn  der  :Ui>tspÄnnupg,und  der  Annäherung  kon- 
statieren. Es  scheii;it,^<iiaß;£:Ue  beide  zur  Einsicht  gekommen  sind,  daß  ein 
Flirt  mit  Holland  oder  mit  Prö,rAkreish;)dai:in  zu  ihrem  Vorteil  gereichen  kann 
und  daß  es  vielmehr  ihr  eigeasf^ö  lj\tte?ösye  ist,  sich  auf  sich  selbst  zu  besinnen, 
sich  in  beständigem  Kontakte  mit  der  eigenartigen  Beschaffenheit  ihres 
Bodens  und  ihrer  Rasse  zu  erhalten  und  sich  gegenseitig  zu  unterstützen, 
um  gemeinsam  den  siegreichen  Kampf  gegen  Unbildung  und  Geschmack- 
losigkeit im  Lande  zu  Ende  zu  führen.  Die  zwei  Vereinigungen,  denen  fast 
alle  französischen  resp.  flämischen  Schriftsteller  Belgiens  angehören,  haben 
jüngst  ein  gemischtes  Komitee  gebildet,  das  von  nun  an  über  die  gemein- 
samen Interessen  der  beiden  Literaturen  wachen  wird.  Das  scheint  vielleicht 
wenig,  aber  in  Wirklichkeit  ist  es  viel.  Die  vielberufene  belgische  Volksseele, 
zu  deren  Verkünder  Edmond  Picard  sich  aufgeworfen  hat,  ist  kein  leeres  Wort, 
wenn  eine  Vereinigung  wie  die  genannte  möglich  ist  zwischen  Männern,  die 
ihre  Sprache,  ihre  Rasse,  Ideen  und  Vorurteile  voneinander  trennen. 

Die  Wahrheit  nötigt  uns  immerhin  zu  gestehen,  daß  auf  der  einen 
wie  der  anderen  Seite  zahlreiche  Gruppen  der  Vereinigung  dem  freund- 
schaftlichen Einverständnis  Widerstand  leisten,  daß  sie  sich  darauf  ver- 
steifen, die  Existenz  einer  originalen  belgischen  Literatur  zu  leugnen.  Es 
sind  natürlich  die  Jungen,  die  diese  starrsinnigen  Gruppen  bilden.  Der  Politik 
der  Flamländer,  die  ihre  eigenen  Wege  geht,  steht  die  begeisterte  Franzosen- 
freundschaft der  woUonischen  Jugend  gegenüber.  Der  Kongreß  der  „Amities 
francaises"  zu  Möns  im  vorigen  Sommer,  die  Enthüllung  des  Denkmals 
von  Jemappes  hat  diesen  feurigen  Sympathien  Gelegenheit  zur  Kundgebung 
verschafft.  Leider  bringen  gewisse  Leute  —  entgegen  dem  Willen  der  Ver- 
anstalter solcher  Feste  —  dabei  eine  Note  in  diese  Feste,  die  ernste  Schrift- 
steller trotz  ihrer  tiefen  und  aufrichtigen  Liebe  zu  Frankreich  zwingt,  sich 
Zurückhaltung  aufzuerlegen. 

All  diese  Gruppenbildungen,  diese  Gegenströmungen,  diese  Gegensätze 
zeigen  klar,  daß  Belgien  noch  immer  das  Land  des  Partikularismu«,  des 
Individualismus  ist.  Baudelaire  hat  gesagt,  ,,die  Belgier  denken  in  Gruppen". 
Kann  sein;  aber  jede  Gruppe  umfaßt  dann  nur  einige  Individuen  und  es  gibt 
in  Belgien  zahllose  Gruppen,  deren  jede  ihren  Ruhm  darein  setzt,  anders  zu 
denken  als  alle  übrigen.  Vom  religiösen  Standpunkte  aus  verhält  es  sich 
geradeso:  die  religiösen  Kämpfe  oder  vielmehr  die  Meinungsverschiedenheiten 
zwischen  Katholiken  und  Freidenkern  haben  in  Belgien  eine  schärfere  Form 
angenommen  als  überall  sonst.  Nur  schwer  wird  man  einen  belgischen  Katho- 
liken dazu  bringen,  zuzugestehen,  daß  auch  ein  Freidenker  ein  rechtschaffener 
Mann  sein  kann;  und  ebenso  gibt  der  belgische  Freidenker  nicht  leicht  zu, 
daß  auch  ein  Katholik  ein  verständiger  und  intelligenter  Mensch  sein  mag. 
Jeder  ist  in  seiner  positiven  oder  negativen  Überzeugung  derart  fest  ver- 
ankert, daß  sie  ihm  in  allem  oberste  Instanz  ist,  auch  in  Fragen  der  Kunst. 
Es  gibt  in  Belgien  Musiker  und  Maler,  die  ihren  Weg  gemacht  haben  dank 
der  melir  oder  weniger  freisinnigen  Schattierung  ihrer  religiösen  und  poli- 
tischen Anschauungen.  Die  Literatur  konnte  weniger  als  jede  andere  Kunst 
(ist  doch  ihr  Reich  das  Reich  des  Gedankens)  dieser  tyrannischen  Abstempelung 
entgehen.  Wir  haben  also  in  Belgien  katholische  und  nichtkatholische  Schrift- 
steller. Die  ersteren  sind  organisiert,  sie  haben  ihre  eigenen  Revuen  und  ihre 
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Vereinigungen;  sie  helfen  sich  untereinander,  sie  fördern  und  stützen  sich. 
Ihr  Wahlspruch  lautet:  „Die  Kunst  zu  (Lettes  Ruhm**. 

Wenn  man  verhalten  /?\r.iir4e,.  ..die,  rem -literarischen  Strömungen  der 
Gegenwart  näher  zu  charaktej^isieron,  ijaen  müß1>$^  npoh  einmal  von  Gegen- 
sätzen, von  Gegenwirkungen  sprechen.  Eine  Scliulo,  an  deren  Spitze  man 
die  zwei  guten  Erzähler  Maurice  dps  Ombiauj?  ^nd  .Delattre  stellen  könnte, 
hat  „Heimatskunst'*  auf  ihre  Fahne  ge&chrielifept  Sic  läßt  sich  ganz  von  der 
Atmosphäre  der  Heimat  durchdringen,  sie  versenkt  sich  in  die  Seele  der  Land- 
schaft und  ihrer  Bewohner,  sie  steht  nach  der  Formel  Barres  in  engem  Kontakt 
mit  der  Heimatserde  und  mit  den  Toten,  die  in  ihr  ruhen.  Diese  Schule  hat 
ganz  ausgezeichnete  Schriftsteller  hervorgebracht,  vielleicht  die  besten,  die 
wir  besitzen,  denn  Lemonnier  und  Verhaeren  gehören  ihr  an  und  Maeterlinck, 
der  weit  entfernt  scheint,  hat  hier  seine  tiefen  Wurzeln.  Die  gegnerische  Schule 
wieder  predigt,  daß  dem  Schriftsteller  der  Kirchturm  seines  Ileimatsdorfes 
nicht  Mittelpunkt  der  Erde  scheinen  dürfe  und  daß  sein  Reich  das  der  großen 
und  allgemeinen  Ideen  sei.  Diese  Schule  hat  nur  Geringschätzung  übrig  für 
alle  Literatur,  die  sie  bodenständig  und  erdnahe  nennt.  Die  erstere  hat  mehr 
Empfindung  als  Intellektualität;  die  zweite  huldigt  weniger  dem  Gefühl 
als  dem  klaren  und  scharfen  Verstände. 

Und  die  Poesie  ?  Sie  ist  in  Belgien  wie  auch  in  Frankreich  in  einer  Krise 
begriffen.  Die  jungen  Dichter  haben  keine  Götter  mehr,  denen  sie  sich  blind- 
lings weihen  können,  seit  die  großen  Symbolisten  von  ihren  Altären  gestürzt 
worden  sind.  Die  fließenden  und  musikalischen  Lieder,  die  subtilen  Gefühls - 
analysen,  die  zarten  und  verschwommenen  Stimmungsbilder  sind  nicht  mehr 
modern  und  interessieren  niemanden  mehr.  Es  scheint,  daß  in  der  allgemeinen 
Verwirrung  die  Losung  der  Parnassier  sich  neue  Anhänger  wirbt.  Das  ist 
die  Vergeltung  Albert  Girands.  Er  ist  auch  aus  seinem  eigensinnigen  Still- 
schweigen herausgetreten  und  hat  uns  letztes  Jahr  eine  Sammlung  gegeben: 
„La  Guirlande  des  dieux",  die  ihn  sich  selber  treu  geblieben  zeigt:  wenn 
er  nichts  gelernt  hat,  so  hat  er  auch  nichts  vergessen.  Es  scheint,  daß  auch 
die  frei  hinflutende  Beredsamkeit,  die  so  lange  Zeit  aus  der  Poesie  verbannt 
war,  sich  anschickt,  ihre  alten  Rechte  zurückzuerobern.  Einige  junge  Dichter 
wagen  es  in  Versen  Begeisterung  oder  Empörung  zu  zeigen.  Der  große  Schatten 
Victor  Hugos  lächelt  ihnen  w^ohlgefällig  zu. 

Im  übrigen  ist  es  das  Theater,  das  gegenwärtig  seine  starken  Verführer - 
künste  besonders  auf  unsere  literarische  Jugend  ausübt.  Begierig  danach, 
sich  endlich  Gehör  zu  verschaffen,  wählte  sie  die  unmittelbarste  Mitteilung, 
als  welche  ihr  die  offene  Szene  erscheint.  Leider  beherrscht  sie,  wenn  ihr  auch 
anmutige  oder  wuchtige  dramatische  Ideen  nicht  fehlen,  die  nötige  Technik 
nicht,  um  sie  zur  Darstellung  zu  bringen.  Ausgenommen  die  Stücke  von 
Gustave  Van  Zype,  dem  kraftvollen  Autor  von  „Etapes**  und  von  „Liens", 
sind  diese  dramatischen  Erzeugnisse  meist  wenig  bühnenwirksam.  Die  Ver- 
fasser beschuldigen  wegen  ihres  Mißerfolges  das  Unverständnis  oder  die  Partei- 
lichkeit des  Publikums,  während  sie  ihn  lieber  ihrem  eigenen  Ungenügen 
zuschreiben  sollten.  Woher  rührt  nun  diese  relative  Unfähigkeit  der  Unsern 
in  der  dramatischen  Literatur  ?  Bloß  daher,  daß,  um  gute  und  bühnenwirk- 
same Stücke  zu  schreiben,  man  vor  allem  das  Bühnenhandwerk  verstehen 
muß  und  daß  dieses  sich  nur  praktisch  erlernen  läßt,  indem  man  die  Er- 
fordernisse des  Theaters  erprobt.  Es  ist  das  ein  circulus  vitiosus:  die  Dramatiker 
Belgiens  erringen  keinen  Erfolg,  weil  sie  das  Handwerk  nicht  verstehen, 
und  sie  können  das  Handwerk  bloß  dadurch  erlernen,  daß  sie  ihre  Stücke 
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aufgeführt  sehen.  Aber  welcher  Direktor  wird  wohl  ein  Stück  aufführen, 
von  dem  er  im  voraus  weiß,  daß  es  ihm  weder  Geld  noch  Ehre  bringt  ?  Damit 
also  das  belgische  Drama  gedeihe  und  sich  entwickle,  muß  man  eine  eigene 
Bühne  gründen,  auf  der  unsere  Autoren  ihre  Werke  spielen  lassen  können 
und  derart  in  die  technischen  Geheimnisse  ihrer  Kunst  eindringen.  Diese 
Bühne  wird  binnen  kurzem  gegründet  sein,  wenn  man  gewissen  Gerüchten 
Glauben  schenken  darf.  Dank  dem  energischen  Drängen  Edmond  Picards 
und  dank  auch  dem  wohlwollenden  Verhalten  des  Königs  wird  die  Regierung» 
wie  wir  schon  oben  erwähnt  haben,  ein  beigisches  Nationaltheater  gründen 
und  unterstützen. 

CÜRT  B ADING,  BERLIN:  DIE  KULTURMISSION 
DES  KINOS. 

S  hat  vom  ersten  Augenblick  an,  da  man  ein  Kinematographen- 
theater  eröffnete,  Leute  gegeben,  die  den  baldigen  Untergang 
der  Schaubühne  prophezeiten,  ihre  Vernichtung  durch  das  Licht- 
bild. Und  es  hat  nicht  weniger  Menschen  gegeben,  die  behaupteten, 
der  „Kientopp"  werde  so  schnell  von  der  Bildfläche  (im  wahren  Sinne  des 
Wortes)  verschwinden,  wie  er  gekommen  sei. 

Weder  die  einen  noch  die  anderen  werden  recht  behalten.  Das  können 
sie,  wenn  sie  die  Augen  öffnen,  heute  schon  erkennen.  Es  wird  hier  sein  wie 
überall  im  Leben.  Das  Alte  wird  vom  Neuen  lernen,  merken,  was  an  ihm 
morsch  und  brüchig  geworden  ist  in  all  der  langen  Zeit,  und  sich  anpassend 
umformen.  Das  Neue  wird  den  Kinderschuhen  entwachsen,  das  Ungestüm 
der  Jugend  wird  der  wohlüberlegenden  Ruhe  weichen.  Und  alles  wird  sich 
in  Wohlgefallen  auflösen.  Beides  wird  nebeneinander  ohne  sich  zu  stören 
bestehen.  (Ich  bin  mir  wohl  bewußt,  daß  dies  keine  tiefe  Weisheit  ist.  Aber 
gegenüber  den  Schreiern  in  beiden  Lagern,  scheint  es  mir  nötig,  einmal  das 
Naheliegende  zu  betonen.) 

Es  wäre  zuviel  verlangt,  wenn  der  Kinematograph  heute  dem  Theater 
Gleichwertiges  leisten  sollte.  Dazu  ist  er  viel  zu  jung.  Und  wenn  er  auch 
nicht  Jahrtausende  gebrauchen  wird  wie  das  Theater,  um  sich  auf  seine 
Kulturmission  zu  besinnen  —  es  geht  ja  heute  alles  so  schnell  — ,  so  muß 
man  ihm  doch  gerechterweise  Zeit  lassen.  Und  wer  genau  zusieht,  merkt 
bald,  daß  er  dazu  auf  dem  besten  Wege  ist. 

Am  17.  Dezember  vorigen  Jahres  wurde  unter  zahlreicher  BeteiUgung 
in  Berhn  vom  Schutzverband  Deutscher  Lichtbildtheater  der  erste  deutsche 
Kinokongreß  eröffnet,  dem  auch  die  Vertreter  der  Regierung  nicht  fern 
blieben.  Aus  den  auf  dieser  Versammlung  gehaltenen  Reden,  die  keineswegs 
einseitig  das  Kinotheater  in  den  Himmel  hoben,  konnte  man  den  ehrhchen 
Willen  aller  Beteihgten  erkennen,  die  Entwicklung  des  Kinematographen 
in  Bahnen  zu  lenken,  die  nicht  nur  ihn  selbst,  sondern  auch  das  ganze  Volk 
zum  erwünschten  Ziele  führen.  Alle  Versuche,  das  Lichtbildtheater  zu  ver- 
werflichen Zwecken  zu  mißbrauchen,  wurden  einstimmig  von  Kinoleuten 
und  den  Zensoren  als  ein  Verkennen  der  hohen  Kulturmission  des  Kinos 
gebrandmarkt.  Jede  Darstellung  unsittlicher  Handlungen,  jede  Vorführung 
von  Verbrechen  wurde  ohne  Ausnahme  verdammt,  wenn  auch  — wie  natür- 
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lieh  —  von  den  Vertretern  der  Zensur  in  schärferer  Weise  und  von  anderen 
Gesichtspunkten  aus  als  den  MitgUedern  des  Schutzverbandes  Deutscher 
Lichtbild  theat  er. 

Das  klingt  sehr  selbstverständhch  und  bedarf  eigentUch  gar  keiner 
Diskussion.  Sieht  man  sich  aber  daraufhin  das  Theater  an,  so  fällt  einem 
plötzlich  auf,  daß  es  auf  diesem  Gebiete  hinter  dem  Kino  herhinkt.  Und 
doch  hat  es  wahrlich  Zeit  genug  gehabt.  Natürlich  —  man  verstehe  mich 
nicht  falsch  I  —  will  ich  hier  nicht  etwa  den  Standpunkt  der  Phihster  ein- 
nehmen, die  da  angeblich  fürchten  (ich  glaube  ihnen  aber  nicht),  das  Volk 
werde  durch  die  Darstellung  einer  Ehebruchsszenc  oder  eines  Verbrechens 
verdorben.  Den  Ehebruch  hat  es  schon  gegeben,  ehe  auch  der  Schlaueste 
an  das  Kino  dachte.  Und  er  wird  nicht  dadurch  verhindert  werden,  daß 
man  ihn  auf  der  Bühne  —  sei  es,  welche  es  sei  —  nicht  darstellt.  Das  Ver- 
brechen ist  —  leider  1  —  ebenso  alt.  Und  es  wird  nicht  aus  der  Welt  ver- 
schwinden, wenn  man  es  von  der  Projektionsfläche  des  Kinos  verbannt. 
Dazu  bedarf  es  der  Umwertung  größerer  Werke,  von  denen  unsere  kapi- 
talistische Gesellschaftsordnung  vielleicht  der  größte  ist. 

Aber:  man  bemüht  sich  doch  in  den  beteiUgten  Kreisen,  alle  Auswüchse 
zu  unterdrücken,  und  ist  des  Beifalls  aller  Gebildeten  sicher.  Und  das  ist  viel. 
Denn  daß  dies  auch  die  Dichter,  die  für  das  Theater  schreiben,  und  die  Direk- 
toren, die  ihre  Werke  akzeptieren,  täten,  kann  niemand  mit  gutem  Gewissen 
behaupten.  Wenn  man  einmal  sine  ira  et  studio  gewissenhaft  registriert, 
was  die  Theater  Deutschlands  oder  auch  nur  Berlins  zum  Teil  für  exorbitanten 
Schund  im  Laufe  einer  einzigen  Saison  herausbringen,  wie  viel  Zoten  trotz 
unserer  mehr  als  gewissenhaften  Zensur  von  der  Bühne  herab  ins  Publikum 
gerufen  werden,  und  —  nicht  zum  wenigsten  —  welchen  freudigen  Beifall 
sie  erwecken,  dann,  ja  dann  muß  man  zugeben,  daß  das  Kino  heutigen  Tages 
sittlich  ein  gut  Teil  höher  steht  als  unsere  Theater. 

Man  werfe  mir  nicht  seine  Auswüchse  vor  !  Ich  kenne  sie,  weiß  aber 
auch,  daß  sie  nicht  so  groß  an  Zahl  sind,  wie  die  der  regelrechten  Bühnen. 
Und  doch  gibt  es  mehr  Kinos  als  Theater.   Das  sollte  man  bedenken. 

Und  damit  ist  auch  die  Lösung  der  Entwicklung  des  Kinos  und  des 
Theaters  gegeben. 

Das  Kino  ist  neu.  Man  mißtraut  ihm  noch.  Man  beobachtet  es  scharf, 
damit  es  ja  nicht  ein  einziges  Mal  über  die  Stränge  schlage.  Dem  alten  Theater 
läßt  man  ein  gut  Teil  mehr  Freiheit.  Denn  „Jugend  hat  keine  Tugend'* 
lautet  ein  altes  Sprüchwort.  Wird  man  aber  das  Kino  zu  sehr  bedrängen, 
wird  man  ihm  die  Grenzen  allzu  enge  ziehen,  wird  es  sich  schreiend  empören. 
Es  wird  auf  das  alte  Theater  weisen  und  sagen:  Seht,  dem  verbietet  ihr 
nichts,  mir  aber  bindet  ihr  die  Hände  !  Und  man  wird  es  erhören.  Aber 
nicht  so,  wie  es  das  guteKino  erhofft.  Man  wird  ihm  kein  bißchen  mehr  Freiheit 
lassen,  bei  Gott  nicht !  sondern  man  wird  plötzHch  die  Auswüchse  des 
Theaters  erkennen  und  —  auch  dieses  fesseln. 

Und  das  ist  gut  1  Ja  wirkhch,  es  ist  gut.  Denn  das,  was  wirkUch  ver- 
dammenswert  ist,  wird  verschwinden.  Und  um  das  zu  Unrecht  Unterdrückte 
ist  mir  nicht  bange.  Es  wird  der  Tag  kommen,  an  dem  wir  uns  von  all  solcher 
Knechtschaft  befreien,  an  dem  wir  die  Ketten  sprengen  und  verächtlich 
von  uns  werfen,  verächtUch,  weil  wir  sie  gar  so  lange  haben  tragen  müssen. 
Und  —  sei  es  mit  Gewalt  ,  sei  es  in  ruhiger  Entwicklung  —  es  wird  aus  dem 
Alten  Neues  entstehen.  Neues,  das  sittlich  rein  und  unantastbar  ist,  trotzdem 
es  alle,  aber  auch  alle  Regungen  der  menschlichen  Seele  und  des  Körpers 
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darstellt.  Und  die  Menschen,  die  es  sehen  und  hören,  werden  es  mit  Ver- 
ständnis und  ohne  Erregung  betrachten,  denn  sie  werden  erhaben  sein  über 
falsche  Scham  und  lächerliche  Scheu  vor  den  natürlichsten  Gefühlen.  Man 
wird  die  schwersten  Verbrechen  mit  allen  Einzelheiten  vorführen  können 
und  der  Zuschauer  wird  sie  als  etwas  längst  Überwundenes  interessiert  be- 
trachten, er  wird  sie  nicht  mehr  verstehen  können,  weil  sie  unmöglich  ge- 
worden sind  in  dem  Staatswesen,  in  dem  er  lebt,  er  wird  vielleicht  —  lachen, 
herzlich  lachen,  wie  man  eben  lacht  über  die  Narrheiten  vergangener  Epochen. 

Wir  Lebenden  werden  diesen  Tag  nicht  —  noch  nicht  —  den  unseren 
nennen  können.  Aber  er  wird  kommen,  wie  alles  gekommen  ist,  was  der 
eine  oder  der  andere  ahnend  voraussah.    Dessen  bin  ich  gewiß. 


So  wird  sich  das  Theater  am  Kino  läutern.  Nicht  wird  es  leiden  durch 
ihn.  Denn  beide  sind  keine  Konkurrenten,  wie  es  wohl  heute  noch  den  An- 
schein haben  mag.  Das  hindert  schon  das  gesprochene  Wort  in  Verbindung 
mit  Mimik  und  Bühnenbild.  Wenn  man  versucht,  das  auf  der  Kinobühne 
zu  imitieren,  ist  man  auf  ganz  falschem  Wege.  Neue  Bahnen  sind  zu  suchen, 
neue  Ziele  winken  in  Menge.  Auf  sie  richte  man  das  Streben !  Von  jeher 
ist  es  der  größte  Fehler  gewesen,  mit  neuen  Mitteln  alte  Erfolge  erzielen  zu 
wollen.  Nichts  anderes  hat  die  Arbeit  der  Maschine  so  verächtlich  gemacht, 
als  ihre  Tendenz,  die  Ai'beit  der  Hand  zu  imitieren.  Hätte  sie  von  Anfang  an 
die  rechte  Bahn  eingeschlagen,  zu  geben,  was  in  ihrer  Art  Hegt,  sie  hätte 
ebenso  Großes  geleistet,  wie  das  Wunderinstrument  der  menschlichen  Hand  — 
nur  anders  wäre  es  gewesen.   Aber  muß  es  deshalb  schlechter  sein? 

So  auch  hier.  Es  ist  eine  Torheit,  bekannte  Bühnenwerke  für  den  Kine- 
matographen  zu  „bearbeiten'',  wie  es  eine  Torheit  ist,  gute  —  durch  sich 
allein  wirkende  —  Dramen  zu  Opern  umzuformen.  Noch  niemals  ist  das 
geglückt.  „Die  versunkene  Glocke''  und  „Parsifal"  auf  der  Leinwand  können 
nur  lächerlich  wirken.  Denn  sie  sind  nicht  allein  auf  Mimik  geschrieben. 
Ein  Drama,  für  den  Kino  gedichtet  und  von  guten  pantomimisch  geschulten 
Künstlern  gespielt,  gibt  einem  guten  Schauspiel,  einer  Oper  nichts  nach. 

Also:  Beschränkung!  Nicht  ein  Gebiet  erobern,  das  einem  anderen 
zugehört !  Ist  auch  gar  nicht  nötig.  Denn  eine  gewaltige  Strecke  neuen 
Landes  ist  zu  kultivieren  !  „Das  Kino  im  Dienste  der  populären  Wissen- 
schaft, der  Volksbildung  1"  wird  die  Losung  sein.  Hier  auf  diesem  Gebiete 
vermag  kein  anderes  Institut  auch  nur  annähernd  Gleiches.  Schon  heute 
sind  wir  in  der  Darstellung  wissenschaftlicher  Vorgänge  reichlich  weit. 
Toxine  und  Antitoxine  kämpfen  vor  unseren  Augen,  als  seien  wir  mitten 
unter  ihnen.  Die  Bewegungen  der  kleinsten  Lebewesen  ist  uns  vertraut, 
als  lebten  sie  in  riesenhafter  Größe  zwischen  uns  Menschen.  Die  Blutkörperchen 
im  Adersystem  der  Menschen  und  Tiere,  ihre  Bewegung,  ihre  Krankheiten 
„werfen"  wir  heute  auf  die  Leinwand,  den  Kindern  zur  Belehrung.  Wo 
werden  wir  in  hundert  Jahren  sein?  Keine  Schule,  keine  Universität  wird 
des  Films  mehr  entraten  können.  Durch  ihn  werden  wir  das  Geheimnis  des 
Lebens  erkennen  ! 

Das  ist  die  Kulturmission  des  Kinos  ! 


* 
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DR.  JOACHIM  VON  BÜLOW,  BERLIN:  THEORIE 
UND  PRAXIS  IN  DER  KUNST. 

I^^^^AS  Interesse  für  die  bildende  Kunst  ist  in  Deutschland  außer- 
|L[^^S  1  ordentlich  stark.  Überall  bilden  sich  Kunstvereine,  die  ihren 
I  "  ^Lr  {Mitgliedern  die  Werke  lebender  Künstler  in  wechselnden  Aus- 
ILsssasJ  Stellungen  vorführen.  Die  Literatur  über  bildende  Kunst  wächst 
ständig,  in  allen  Zeitungen  wird  den  Ausstellungen  eine  eingehende  Erörterung 
gewidmet  und  an  den  Unviersitäten  sind  die  Hörsäle  der  Kunsthistoriker 
überfüllt.  Diesem  theoretischen  Interesse  an  der  Kunst  steht  seltsamerweise 
eine  sehr  hohe  Unterbilanz  im  Umsatz  der  Bildwerke  gegenüber.  Es  ist 
Tatsache,  daß  der  Verkauf  von  Bildwerken  im  Verhältnis  zum  Angebot  ein 
ganz  minimaler  ist.  Nur  jene  Bilder  können  auf  Absatz  rechnen,  die  den 
Stempel  des  Alters  tragen  oder  deren  Verfertiger  einen  Namen  auf  dem  Kunst- 
markt erworben  hat,  was  nicht  unbedingt  im  Zusammenhang  mit  dem  Wert 
seiner  Leistungen  stehen  muß.  Der  Kunsthandel  ist  im  Laufe  der  letzten 
Jahre  zu  einem  reinen  Spekulationsbetrieb  geworden.  Der  Handelswert 
eines  Bildwerkes  ist  von  seinem  ästhetischen  nur  noch  indirekt  abhängig, 
dennoch  kann  dies  allein  kein  ausreichender  Grund  dafür  sein,  daß  der  Bild- 
verkauf  zurückgeht.  Der  berufsmäßige,  spekulative  Handel  mit  Kunst- 
werken liegt  schließhch  doch  nur  in  den  Händen  weniger  PersönUchkeiten, 
die  teils  aus  rein  kapitalistischen  Gründen,  teils  aus  Snobismus  Kunstsamm- 
lungen für  den  Verkauf  schaffen.  Der  Durchschnittsgebildete  wird  gegen 
diese  Art  der  Kunstförderung  stets  einen  instinktiven  Widerwillen  haben, 
er  wird  zwar  ein  Bild  dann  lieber  erstehen,  wenn  er  sich  sagen  kann,  daß  es 
im  Fall  eines  später  eintretenden  Verkaufszwanges  an  Wert  zugenommen 
haben  wird,  doch  wird  dieser  Gedanke  für  ihn  nicht  entscheidend  sien. 

Wenn  trotzdem  der  Übergang  von  Bildern  in  den  Privatbesitz  zu  einer 
immer  selteneren  Erscheinung  wird,  so  muß  das  andere  Gründe  haben.  Ein 
Hauptanlaß  dürfte  die  Übersättigung  mit  Kunst  sein.  Schon  derjenige,  der 
sich  beruflich  als  Kunsthistoriker  oder  Kritiker  mit  künstlerischen  Dingen 
befaßt,  kommt  sehr  schnell  dazu,  in  dem  rein  ästhetischen  Betrachten  und 
Prüfen  keine  Befriedigung  zu  finden.  Ihm  wird  das  Kunstwerk  zum  Gegen- 
stand geistreicher  Erörterungen,  allerhand  Nebenumstände,  die  bei  der 
Entstehung  mitgewirkt  haben,  interessieren  ihn  mehr  als  das  Ergebnis.  Er 
legt  höheres  Gewicht  auf  die  psychologische  Entwicklung  des  Künstlers, 
auf  die  Einflüsse,  die  ihm  von  seinen  Zeitgenossen,  Mitschaffenden  und  Lehrern 
geworden,  als  auf  das  greifbare  Resultat,  das  schließlich  im  abgeschlossenen 
Ganzen  vor  uns  liegt  und  bei  seiner  Entstehung  ebenso  Zufälligkeiten  aus- 
gesetzt war,  wie  die  allzu  häufigen  Veränderungen  durch  die  Zeit  dem  Einfluß 
des  Künstlers  entzogen  sind.  Durch  derartiges  Theoretisieren  gelangt  der 
Kunsthistoriker  allmählich  dazu,  Nebendinge  für  Hauptsachen  anzusehen. 
Ihm  wird  ein  durch  Feuer  teilweise  vernichteter  Rembrandt,  wenn  er  nur 
unzweifelhaft  ist,  viel  interessanter  sein,  als  das  schönste  untadelig 
erhaltene  Werk  eines  Unbekannten.  Der  Einfluß  dieser  Betrachtungs- 
weise macht  sich  auch  bei  den  Kunsthistorikern  geltend,  die  sich  dem 
Studium  der  lebenden  Kunst  zuwandten.  Hier  wird  jede  neue  Erscheinung 
sofort  auf  ihre  psychologische  Seite  hin  geprüft  und  der  Erfolg  ist  umgekehrt, 
daß  gar  mancher  jüngere  Künstler  mit  dem  Hintergedanken  bildet,  Ge- 
schichte zu  schaffen.  Eine  solche  rein  philosophische  Behandlung  der  Kunst 
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ohne  Ansehung  ihrer  ästhetischen  Werte  muß  eine  Unsicherheit  bei  allen 
denen  erzeugen,  welche  Kunstwerke  kauten  wollen.  Wer  nicht  gerade  eine 
Galerie  sein  eigen  nennt,  nimmt  ein  Kunstwerk  in  seinen  engsten  Familien- 
kreis auf  und  lebt  mit  ihm  zusammen,  steht  ihm  also  mit  dem  Gefühl,  das 
durch  den  Verstand  nicht  immer  kontrolliert  wird,  gegenüber.  Wenn  aber 
infolge  der  gewohnheitsmäßigen  theoretischen  Beschäftigung  mit  der  Kunst 
das  verstandesgemäße  Betrachten  überwiegt,  so  tritt  notwendig  ein  Fremd- 
werden gegenüber  dem  schließlichen  Endzweck  aller  bildenden  Kunst;  zu 
schmücken  und  zu  erfreuen,  hervor.  Eine  sehr  charakteristische  Erscheinung 
hierfür  ist,  daß  ein  großer  Teil  unseres  gebildeten  Mittelstandes  Kunstwerke 
nur  insoweit  erwirbt,  als  sie  ihm  in  Form  von  Lotteriegewinnen  zufallen, 
,  da  scheidet  dann  die  Qual  der  eigenen  Wahl  aus  und  wird  durch  die  Hoffnung 
ersetzt,  daß  man  sich  wohl  an  einen  solchen,  zuerst  nicht  immer  freudig 
begrüßten  Hausgenossen  gewöhnen  wird.  Tatsächlich  ist  auch  die  Gewohn- 
heit und  der  Fluch  des  ererbten  Geschmacks  bei  dem  Erwerb  von  Kunst- 
werken maßgebender  als  der  persönHche  Kaufwille.  Bei  der  Anschaffung 
neuer  Bilder  wird  man  stets  darauf  Rücksicht  nehmen,  sie  zu  bereits  Vor- 
handenem passend  zu  wählen  und  durch  solchen  Zwang  häufig  von  dem  ab- 
gedrängt, was  ästhetisch  mehr  befriedigen  würde. 

Ein  weiterer  Feind  des  Kunstschaffens  ist  die  Photographie.  Nicht  so 
sehr  in  ihrem  einzelnen  Erzeugnis,  mit  dem  sie  den  Porträtmalern  Konkurrenz 
macht,  als  dadurch,  daß  sie  der  Menge  einen  Maßstab  an  die  Hand  gibt,  den 
sie  dann  an  Kunsterzeugnis  anlegt,  ohne  daß  er  hierfür  geschaffen  ist.  Die  Photo- 
graphie gibt  ein  seelenloses  Dokument,  dessen  Richtigkeit  nicht  zu  bezweifeln 
ist,  aber  dennoch  bis  zu  einem  gewissen  Grade  irreführt,  da  die  auf  Seherfahrung 
beruhende  Korrektur,  die  wir  dem  uns  durch  die  Linse  des  Auges  übermittelten 
Bilde  zuteil  werden  lassen,  bei  ihr  ausscheidet.  Die  Folge  ist,  daß  das  Publikum 
das  Sehen  verlernt  und  daß  die  Maler,  welche  den  Lehren  der  Photographie 
folgen,  Werke  erzeugen,  die  gleich  jener  seelenlos  sind,  Kunst  ist  nur  da  vor- 
handen, wo  eklektisch  vorgegangen  wird,  die  Photographie  aber  übersetzt 
nichts  und  der  ihr  folgende  Künstler  stellt  das  Nebensächliche  allzusehr 
in  den  Vordergrund. 

Schädlich  ist  die  im  letzten  Grunde  auch  theoretisch  zu  nennende  Beschäf- 
tigung der  Kunstdilettanten.  Mögen  sie  ebenso  häufig  der  Kunst  ÄhnUches 
schaffen  wie  Berufskünstler  das  Gegenteil,  so  entsteht  doch  dadurch,  daß  sie 
regelmäßig  ihre  Machwerke  verschenken,  dem  Kunstmarkt  ein  erheblicher 
Abbruch.  Durch  die  Überproduktion,  die  Künstler  und  Dilettanten  gleich- 
mäßig üben,  wird  dem  Kunsttheoretisieren  ein  unheilvoller  Vorschub  ge- 
leistet. Die  Masse  des  Angebotes  in  den  viele  Tausende  von  Werken  zählenden 
Ausstellungen  bedrückt  den  wilHgen  Käufer  und  trübt  sein  Urteil,  die  Ver- 
schiedenheiten des  Preises  von  Bildwerken,  die  für  den  unerfahrenen  Be- 
schauer kaum  einen  Unterschied  zeigen,  läßt  ihn  Übervorteilung  befürchten 
und  schließUch,  wenn  er  überhaupt  kauft,  nach  dem  bilfigsten  greifen.  So 
erklärt  es  sich,  daß  jene  fabrikmäßig  hergestellten  Bilder  die  einschließUch 
eines  pompösen  Goldrahmens  36  Mark  kosten,  starken  Absatz  finden,  oder 
daß  mehr  oder  weniger  gelungene  Reproduktionen  an  Stelle  eines  Origi- 
nales beschafft  werden.  Hier  hat  der  Erwerber  obendrein  die  Gewißheit, 
daß  es  sich  um  ein  Werk  handelt,  welches  von  sachverständiger  Seite,  zum 
mindesten  von  dem  Leiter  der  Reproduktionsanstalt,  gebilUgt  worden  ist. 
Die  große  Mehrheit  kommt  jedoch  in  den  Ausstellungen  infolge  der  Fülle 
des  zu  Sichtenden  gar  nicht  auf  den  Gedanken,  Bilder  zu  erstehen.  Sie  glaubt 
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die  Kunst  ausreichend  zu  fördern,  indem  sie  solche  Ausstellungen  besucht, 
und  dort  kommt  ihr  allzu  leicht  ein  gewisser  Überdruß,  der  den  Wunsch 
erstickt,  sich  zu  Hause  noch  mit  Kunst  zu  beschäftigen. 

Hierin  wird  die  Allgemeinheit  noch  durch  die  heut  übliche  Zeitungskritik 
unterstützt.  Der  Kritiker  gehört  genau  wie  der  Kunsthistoriker  zu  denen, 
die  in  der  Kunst  nur  Mittel  zum  Zweck  erblicken.  Sie  vergessen  allzu  häufig, 
daß  sie  die  Pflicht  haben,  die  Kunst  in  ihren  Vertretern  zu  fördern  und  dem 
Leserpubhkum,  welches  sich  auf  ihr  Urteil  verläßt,  Liebe  und  Verständnis 
für  Kunst  einzuflösen.  Statt  dessen  betrachtet  der  größte  Teil  unserer  Kritik 
die  Kunst  nur  als  eine  günstige  Gelegenheit,  die  Schärfe  ihrer  Feder  zu  be- 
weisen und  statt  das  Gute  herauszuheben,  tadelt  sie  in  den  meisten  Fällen, 
und  zwar  ohne  Angabe  von  Gründen.  Weiß  auch  jeder  einigermaßen  Ver- 
ständige diese  subjektiven  Meinungsäußerungen  zu  bewerten,  so  bleibt 
doch  immer  ein  Rest  des  absprechenden  Urteils  wirksam.  Der  Zeitungsleser 
gewöhnt  sich  nicht  nur  daran,  mit  den  Augen  des  Kritikers  zu  sehen,  sondern 
nimmt  seinen  Ton  an  und  betrachtet  gleich  ihm  die  Kunst  lediglich  als  Konver- 
sationsgegenstand . 

Es  ist  nicht  leicht,  den  Weg  anzudeuten,  auf  dem  die  Theorie  in  der 
Kunst  sich  mit  der  Praxis  wieder  zusammenfinden  kann.  Wenn  sich  Kunst- 
geschichte und  Kritik  auf  den  rein  nüchternen  Standpunkt  stellen  würden, 
daß  ihre  Existenz  lediglich  davon  abhängt,  daß  es  eine  Kunst  gibt  und  sie 
infolgedessen  nicht  so  sehr  zerpflücken  wie  fördern  müssen,  wäre  vielleicht 
schon  manches  erreicht.  Eine  weitere  Forderung  wäre  die,  daß  nur  solche 
Persönlichkeiten  zur  Kunstbesprechung  zugelassen  werden,  die  tatsächlich 
etwas  davon  verstehen.  In  keinem  anderen  Fach  würde  sich  der  Besprochene 
das  Urteil  eines  Böhnhasen  gefallen  lassen.  Würde  ein  Maler  über  den 
Automobilbau  mit  derselben  Emphase  und  gleichem  Mangel  an  positiven 
Kenntnissen  sich  öffentlich  äußern,  wie  es  heute  in  bezug  auf  die  Kunst  von 
Leuten  geschieht,  welche  tüchtige  Journalisten,  Theologen  oder  Kaufleute 
sein  mögen,  so  würde  dies  sehr  schnell  zu  einer  sach-  und  fachlichen  Ver- 
nichtung des  Kritikers  führen. 

Die  Überproduktion,  der  man  einen  großen  Teil  der  aUzu  theoretischen 
Beschäftigung  mit  der  Kunst  zuschreiben  muß,  kann  nur  durch  einen  Zu- 
sammenschluß aller  Künstler  eingedämmt  werden.  Wenn  durch  diese  fest- 
gestellt wird,  wer  Künstler  und  wer  Dilettant  ist,  so  wäre  schon  ein  Schritt 
gewonnen.  Durch  eine  solche  Organisation  ließe  sich  auch  erreichen,  daß 
die  ungeheuerlichen  Preisdifferenzen  ausgeglichen  werden,  welche  das  Publi- 
kum am  Kauf  verhindern. 

Vor  allem  müßte  es  jedoch  nicht  bei  einer  derartigen  theoretischen 
Erwägung,  wie  sie  im  vorstehenden  gegeben  ist,  bleiben,  vielmehr  müßte 
von  dazu  befähigter  Seite,  sei  es  vom  Staat,  sei  es  durch  eine  Gruppe  wirk- 
licher Mäcene,  eine  Umsetzung  in  die  Praxis  angestrebt  werden. 
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MODERNE  BUCHILLUSTRATION 

(ZU  DEN  ARBEITEN  VON  EMIL  PREETORIUS*)) 


.^.^^  jJIE  Zahl  der  wirklich  bedeu- 
I  j  j  tenden  Buchillustratoren  ist 
verhältnismäßig  gering,  heute 
sowohl  wie  in 
früheren  Zeiten. 
Das  liegt  und  lag 
nicht  nur  an  äu- 
ßeren Umstän- 
den (wie  früher 

vornehmhch 
wohl  an  dem,  daß 
die  Reproduk- 
tionsmöglichkeit 
der  Original- 
zeichnungen eine 
ziemlich  schwie- 
rige war),  son- 
dern mehr  noch 
an  dem  inneren 
Umstände,  daß 
eine  Reihe  von 
sehr  verschieden- 
artigen Eigen- 
schaften zu  einem 
guten  Buchillu- 
strator gehören, 
die  selten  in  ei- 
nem einzigen 
Menschen  ver- 
einigt sind.  Ich 
betone,  daß  ich 
hier    nur  von 


c^ej*  ^-uftsctiiffev, 
Oi&nnoTSLO  c/hebuc3n 


G^manaLCh  für  c/^otroj^ero 
wie  t£ie  urein  »/•Gilten 


*)  Es  konnten  hier  nur  die  reinen 
Schwarzweißarbeiten  Preetorius',  nicht 
seine  mit  Tonwerten  wirkenden  und  mehr- 
farbigen (z.  B.  Schleraihl,  Giannozzo  u.  a.) 
aufgenommen  werden. 


wirklichen  Buchillustratoren  rede, 
von  Künstlern,  die  einen  bestimmten 
literarischen  Stoff  zeichnerisch  dar- 
stellen, mit  dem 
Willen,  diese 
Zeichnungen  zu- 
sammen mit  dem 
Stoff  zu  einer 
Einheit  zu  ver- 
schmelzen. Unter 

Illustratoren 
überhaupt  kann 
man  im  Gegen- 
satz zu  der  Spe- 
zies der  Buch- 
illustratoren alle 
Künstler  verste- 
hen, die  Zeich- 
nungen irgend- 
welcher Art  als 
Selbstzweck  pro- 
duzieren, wie  bei- 
spielsweise Rem- 
brandt  seine  Ra- 
dierungen. Ein 
guter  Buchillu- 
strator muß 
außer  einer  be- 
deutenden zeich- 
nerischen Bega- 
bung überhaupt 
eine  ganz  unge- 
wöhnliche Vor- 
stellungskraft besitzen,  die  ihn  be- 
fähigt, auch  ohne  das  unmittelbare 
Vorbild  der  Wirklichkeit  bildnerisch 
tätig  zu  sein.     Seine  innere  An- 
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schauung  des  Stoffes,  den  er  illustrieren 
will,  muß  so  dicht  und  lebendig  sein, 
daß  er  wie  nach  der  echten  Natur 
danach  gestalten  kann.  Nur  so 
wird  es  ihm  möghch  sein,  den  be- 
treffenden Stoff  zu  illustrieren  oder, 
genauer  gesagt,  ganz  aus  der  Durch- 
dringung von 
diesem  Stoff  her- 
aus seine  Gestal- 
ten zu  schaffen, 
ihn  wirklich  zu 
versinnbildlichen 
und  nicht  nur 
Zeichnungen  zu 
geben,  die  in  gar 
keinem  oder  nur 
ganz  äußerem 
Zusammenhange 
mit  dem  Stoff 
stehen.  Ergän- 
zend gehört  zu 
dieser  Fähigkeit 
natürlich  die  wei- 
tere, daß  der  Illu- 
strator so  viel 
Kultur  und  Geist 
besitzt,  daß  er 
lesen,  d.  h.  von 
der  Lektüre  eine 
wirklich  schöpfe- 
rische Suggestion 
empfangen  kann. 
Der  Vergleich  des 
Illustrators  mit 

dem  reproduzierenden  Musiker,  der 
manchmal  gemacht  worden  ist,  ist  in- 
sofern verfehlt,  als  es  sich  hier  um  eine 
mehr  oder  minder  reine  Wiedergabe, 
dort  um  eine  wiedergebende  Um- 
und  Neubildung  in  eine  andere  Kunst- 
gattung handelt.  Vielmehr  stimmt 
die  Analogie  mit  dem  Porträtmaler 
und  noch  mehr  mit  dem,  der  einen 
historischen  Roman  schreibt.  End- 


Illustration  aus  Freksa,  Phosphor. 


lieh  muß  der  Illustrator  typographi- 
sches Gefühl  besitzen,  und  zwar  dieses 
in  einem  mehr  äußeren  und  inneren 
Sinne.  In  diesem,  daß  er  eine  gewisse 
verobjektivierende  Distanzierung  sei- 
ner Darstellungsart  fähig  ist,  nicht 
nur  im  Sinne  der  äußeren  Stili- 
sierung, sondern 
in  dem  weiteren 
einer  gewissen 
Geschlossenheit 
und  Ruhe  der 
Komposition,  die 
sie  das  gleiche 
Tempo  der  durch 
die  Lektüre  ge- 
gebenen Vorstel- 
lungen einhalten 
läßt,  d.  h.  die 

Nacheinander- 
wirkung  des  Ge- 
schriebenen und 
die  Gleichzeitig - 
Wirkung  des  Ge- 
zeichneten sinn- 
reich miteinan- 
der verbindet; 
und  in  einem 
mehr  äußeren, 
daß  der  Künstler 
eine  Empfindung 
dafür  hat,  eine 
Harmonie  herzu- 
stellen zwischen 
dem  optischen 
Eindruck  des  Bildes  und  der  Text- 
seite  und  allen  den  sonstigen  Mo- 
menten, die  die  äußere  Erscheinung 
eines  Buches  ausmachen.  Der  schöne 
Gedanke,  daß  ein  bedeutendes  lite- 
rarisches Werk  von  einem  bedeu- 
tenden Künstler  illustriert  werden 
muß,  hat  oft  insofern  zu  unglück- 
lichen Resultaten  geführt,  daß  man 
nicht  genügend  der  Wahrheit  ein- 
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gedenk  war,  wiewenig  ein  solcher  im  18.  Jahrhundert  finden  wir  nam- 
Künstler  oft  gerade  die  Eigenschaften  hafte  Künstler,  die  sich  mit  der 
des  Illustrators  besäße.  Die  Er-  echten  Buchillustration  (zum  Teil  so- 
kenntnis  dieser  Wahrheit  haben  heute  gar  ausschließlich)  beschäftigt  haben, 
die  Künstler  weniger  als  je,  was  man  Es  sind  die  sich  bereits  des  Metall - 
.an  mancherlei  Beispielen  zeigen  druckes  (Kupfer-  und  Stahlstich) 
könnte.  Die  Alten  hatten  dagegen  ein    bedienenden  Meister  des  Rokoko: 

Watteau,Greuze, 
Hogarth,  Pira- 
nesi,  Chodowi- 
ecki,  die  Illustra- 
toren Lafontai- 
nes und  viele 
andere.  Danach 
kommen  die  Mei- 
ster des  Stein- 
drucks, allen  vor- 
an Daumier  und 
Dore.  Schöpfun- 
gen moderner 
Buchillustratio- 
nen, worunter 
wir  die  Produk- 
tionen bedeuten- 
der illustrativer 

Zeichnungen 
verstehen,  die 
mit  der  Drucker- 
presse   in  ge- 
druckte Bücher 

vervielfältigt 
werden,  erstan- 
den erst  im  19. 

Jahrhundert. 
Als  eigentliche 

Ohne  hier  eine  nur  irgend  voll-  Schöpfer  kann  man  wohl,  um  nur 
ständige  Darstellung  der  historischen  einige  zu  nennen,  Meissonier,  Menzel, 
Entwicklung  geben  zu  wollen,  sei  Goya  und  Bewick  bezeichnen.  Mit 
gesagt,  daß  neben  Holbein  und  Dürer  Menzel  zugleich  sind  vornehmlich 
als  Illustratoren  vor  allem  die  Holz-  Richter  und  Schwind  als  Illustratoren 
Schnittmeister  der  italienischen  Re-  hervorgetreten,  seit  diesen  aber  bis 
naissance  zu  nennen  sind,  wenn  von  auf  unsere  Zeit  hat  diese  Gattung 
allen  auch  eigentlich  nur  Holbein,  keinen  bedeutenden  Vertreter  mehr 
in  dem  von  uns  bezeichneten  engeren  gefunden.  Erst  im  letzten  Jahrzehnt 
Sinne  Bücher  illustriert  hat.    Erst    des   19.    Jahrhunderts   begann  in 


sehr  feines  Ge- 
fühl für  das,  was 
eine  Illustration 
verlangt  im  Ge- 
gensatz zu  einer 
sonstigen  künst- 
lerischen Leis- 
tung. Die  illu- 
strierenden Ar- 
beiten eines  Hol- 
bein und  Dürer 
sind  nicht  nur 
äußerhch  durch 
die  andere  Tech- 
nik von  ihren 
sonstigen  Arbei- 
ten wesentlich 
unterschieden, 
sondern  gerade 
drnrch  eineMenge 
innerer  Eigen- 
tümlichkeiten, 
die  vornehmHch 
in  der  Art  der 

Komposition 
und    der  Cha- 
rakteristik be- 
stehen. 


Illustration  aus  Freksa,  Phosphor. 


Vignette  aus  Daudet,  Tartarin. 


Deutschland  eine  Bewegung  einzu- 
setzen zunächst  unter  der  Ein- 
wirkung englischer  Vorbilder,  die  auf 
eine  Neugestaltung  des  Buches  an 
sich  und  der  Buchillustration  im  be- 
sonderen hinzielten.  1895  gründete 
Otto  Julius  Bierbaum,  der  eigent- 
liche Pionier 
unseres  mo- 
dernenBuches 
den  „Pan",  in 
dem  Männer 
wieEckmann, 
L.v.  Hofmann, 
Greiner  und 
andere  etwas 
wie  Buch- 
schmuck oder 
Buchillustra- 
tion, meist 
freilich  mit 
wenig  Glück, 
schufen.  Die 
Anregung  fiel 
auf  fruchtba- 
ren Boden, 
zwar  starb  der 
„Pan",  aber 
aus  seiner 
Asche  flatter- 
te der  „Bunte 
Vogel",  in 
dem  vor  allen 
der  Franzose 
Valloton  sich 
mit  bestem 

Willen  bemühte,  diese  an  Anregungen 
reiche  Publikation  mit  seinen  erfin- 
dungsreichen, aber  unendlich  schweren 
Ornamenten  aufzuzieren.  Auf  den 
„Bunten  VogeF*  folgte  zeitlich  „Die 
Insel",  in  der  Heine  mit  schwarz - 
weiß  Zeichnungen  englischen  Ge- 
schmacks debütierte,  die  zwar  nicht 


Illustration  aus  Daudet,  Tartarin. 


an  Originalität,  wohl  aber  an  Feinheit 
und  Eleganz  der  Zeichnung  von  den 
späteren  im  heißen  Tageskampf 
stehenden  SimpHzissimusstar  nicht 
mehr  erreicht  wurden.  In  diese  Zeit 
fällt  das  Bekanntwerden  Beardsleys, 
der  der  großartige  Endpunkt  der 

englischen 
Illustrations- 
schule ist  und 
dessen  enorme 

Bedeutung 
sowohl  darin 
liegt,  daß  er 
sich  mit  dem 
geistvollsten 
Raffinement 
der  mecha- 
nischen Re- 
produktions- 
mittel  bedien- 
te und  in  der 
Art  seiner  an 
japanischem 
Muster  weiter 

gebildeten 
flächenhaften 
DarsteUungen 
der  Schöpfer 
des  eigentlich 

modernen 
Illustrations- 
stils geworden 
ist.  Keiner  der 

modernen 
Illustratoren, 
auch  die,  die  von  ihm  ganz  unabhängig 
scheinen,  sind  ohne  ihn  denkbar,  ebenso 
wenig  wie  vielleicht  das  ganze  mo- 
derne Kunstgewerbe.  Aus  der  „Insel" 
erwuchs  der  Inselverlag  und  gleich- 
zeitig mit  ihm  entstanden  eine  Reihe 
moderner  Verlage,  ich  nenne  nur 
Georg   Müller,    Hans   von  Weber, 


Vignette  aus  Daudet,  Tnrtarin. 


«(^iaßsirer,  S.  Fischer,  Ernst  Rowohlt 
und  viele  andere,  die  sich  die  künstle- 
rische Gestaltung  des  Buches  wieder 
angelegen  sein  ließen. 

Der   Sinn   für   gutes  Material, 
schöne  Schrift  und  alles  das,  was 
man   unter  Typographie  versteht, 
ward  leben- 
dig, es  kamen 
eine  ganze 
Reihe  Buch- 
künstler, so- 
wohl mehr 
buchgewerb- 
licher, wie 
mehr  illustra- 
tiver Art,  die 
Hand  in  Hand 
mit  diesen 

Verlegern 
gute,  zum  Teil 
auch  bedeu- 
tende Erzeug- 
nisse schufen. 
Viele  davon 
können  sich 
den  engli- 
schen Vorbil- 
dern gleich- 
berechtigtan 
die  Seite  stel- 
len, ja,  in 
mancher  Be- 
ziehung müs- 
sen wir  ihnen 
sogar  den  Vor- 
rang zuerkennen.  Letzteres  gilt 
freilich  ganz  besonders  von  der  Buch- 
illustration und  leider  nur  in  viel 
geringerem  Grade  von  dem  rein  buch- 
gewerblichen. 

Von  den  Buchgewerblern  nenne 
ich  nach  der  zeitlichen  Folge  Eck- 
mann,    Behrens,    Hupp,   von  den 


Illustration  aus  Daudet,  Tartarin. 


neueren  Thiemann,  Ehmke,  Koch 
und  den  freilich  zitatenhaften  E.  R. 
Weiß.  Von  den  aller  jüngsten  vor 
allem  Renner,  der  nicht  nur  in 
seinen  buchkünstlerischen  Leistungen, 
sondern  auch  in  seinen  schriftlichen 
Äußerungen  sich  als  ein  schöpferischer 
und  systema- 
tischer Kopf 
präsentiert. 
VondenBuch- 
illustratoren 
wäre  außer 
dem  schon 

genannten 
Heine  Walser, 
Slevogt,  Pas- 
cin,  V.  May, 

Somoff, 
Wölffle  und 
last  not  least 
Emil  Preeto- 
rius  zu  nen- 
nen. Wobei 
ich  abermals 
betone,  daß 
ich  von  Hlu- 
stratoren  im 

weiteren 
Sinne,  deren 

gerade 
Deutschland 
eminente  auf- 
zuweisen hat, 
absehe.  Wenn 
wirPreetorius 
hier  exemplifizierend  anführen,  so 
tun  wir  es,  weil  unserer  Meinung 
nach  an  seinen  Arbeiten  sich  am 
klarsten  die  Momente  aufzeichnen 
lassen,  die  wir  zu  Eingang  als  wesent- 
hch  für  eine  gute  Buchillustration 
bezeichnet  haben.  Wir  glauben 
weder,  daß  Preetorius  als  Zeichner 


ohne  Rivalen 
dasteht,  ja,  daß 
es  nicht  sogar 
Zeichner  gibt, 
die  ihn  an  Viel- 
seitigkeit über- 
treffen, noch 
glauben  wir,  daß 
es  nicht  Künstler 
gibt,  die  ihm  in 
bezug  auf  das, 
was  wir  mit  typo- 
graphischem Ta- 
lent bezeichnen 
möchten,  gleich- 
kommen. Aber 
wir  glauben  aller- 
dings, daß  es 
keinen  modernen 
Illustrator  gibt, 
der  zugleich  ein 
so  guter  Zeichner 
und  zugleich  ein 
so  guter  Typo- 
graph  ist,  und 
bei  dem  sich 
diese  beiden  Ta- 
lente so  eben- 
mäßig die  Wage 

halten.  Vergleicht  man  Walser  mit 
ihm,  so  wird  man  ebenso  dies  absolut 


Jtc6vvrrJ^(Tne.  Ju/ttrrana  rec^t- 


Illustration  aus  Tillier,  Onkel  Benjamir 


Empfinden  Prae- 
tor ius  nahe- 
kommt, seine 

zeichnerische 
Kjaft  vermissen 
wird.  So  sind  die 
bedeutendsten 
Leistungen,  die 
l^ectorius  ge- 
schaffen hat,  die- 
jenigen, wo  diese 
beiden  Arten  von 
Begabung  gleich- 
mäßig wirken 
konnten.  Es  sind 
seine  Buchtitel, 

Katalogtitel, 
Plakate,  Inserat- 
zeichnungen und 
verwandte  Ar- 
beiten, die  fast 
alle  als  muster- 
gültige Lösungen 
einer  mit  reiner 
und  angewand- 
ter Kunst  gleich- 
mäßig arbeiten- 
denDarstellungs- 
art  gelten  kön- 
nen. Von  seinen  reinen  Illustrationen 
gibt  es  viele,  freilich  nicht  alle,  die 


sichere  typographische  Gefühl  ver-  fast  zu  sehr  typogi'aphisch  empfuri- 
missen,  wie  man  andererseits  z.  B.  den  sind  und,  von  seinen  rein  typo- 
an  Christophe,  dessen  typographisches    graphischen  Arbeiten  manche,  die, 


man  erlaube  mir 

diesen  Ausdruck, 
fast  zu  künstle- 
risch sind. 

Ende  1907 
trat  Preetorius 
mit  seinem 

„Schlemihl"  *) 
auf  den  Plan  und 
schuf  damit  einen 
Typus  des  mo- 
dernen illustrier- 
ten Buches,  der 
seitdem  Schule 
gemacht  hat.  Er 
hat  künstlerisch 
und  typogi'a- 
phisch  später  we- 
senthch  Bedeu- 
tenderes geleis- 
tet, aber  als 
Ganzes  ist  dieses 

Erstlingswerk 
voneinemTempo 
und  einer  origi- 
nellen Frische, 
die  den  außer- 
ordentlichen Er- 
folg, den  es  er- 
rungen hat,  wohl  begreifen  läßt. 
Hier  hat  Preetorius  neben  anderen 


Illustration  aus  Tillier,  Onkel  Benjamin. 


sich  der  Sil- 
houette wieder 
bedient,  die  er 
als  Anfangs-  und 
Schlußstücke . 
den  einzelnen 
Kapiteln  mit 
absolut  sicherem 
dekorativen  Ge- 
fühl anfügt,  und 
die  mehr  noch 
als  die  Vollbilder 
in  einer  höchst 
lebendigen  und 

charakteristi- 
schen Weise  die 

merkwürdigen 
Begebnisse  dieser 
wunderbaren  Er- 
zählung spiegeln. 
Die  Form  der 
Silhouette  hat  er 
auch  später  mit 
VorHebe  ver- 
wandt und,  wie 
von  vielen  be- 
hauptet wird, 
mit  einerMeister- 
schaft,  in  der  ihm 
heute  niemand  gleichkommt.  Zuletzt 
verwandte  er  sie  ähnlich  wie  bei  dem 


Porträt  aus  Tillier,  Onkel 
Benjamin. 


Porträt  aus  Tillier,  Onkel 
Benjamin. 


höchst  neuartigen  Einfällen  als  erster 

*)  Charaisso :  Peter  Schlemihl  (Hype- 
rion Verlag  Hans  von  Weber). 


„Schlemihr*,  aber  noch  vollkommener 
und  —  echt  künstlerisch -typogra- 
phisch —  direkt  zusammen  mit  einer 
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Schwarzdruck  eines  mehrfarbigen  Buchtitels. 


Kopneiste  aus  Chamisso,  Peter  Schlemihl. 


xgUDERTOLLB 


Reisendend 
Käufieuteix 

RANK 
WEDEKiND 


von  ihm  geschriebenen  originellen 
Antiqua  in  Daudets  „Tartarin**  *). 
Vornehmlich  der  Silhouette  bedient 
er   sich    auch    in  Tilliers  „Onkel 
Benjamin**  **),  die  er  hier  freilich 
durch  eingezeichnete 
weiße  Linien  und  Mu- 
ster sehr  in  ihrem  je- 
weiligen Ausdruck  be- 
reichert.   Neben  dem 
„Schlemihr*  und  dem 
„Tartarin**  sind  der 
„Giannozzo"  **♦)  und 
das     jüngste  Werk 
„Phosphor**  t)  alsPree- 
torius'  bedeutendste 
illustrative  Leistungen 
anzusehen.  Jener  mehr 
als  Muster  einer  stili- 
stisch vorzüglich  mit 
dem  Stoff  zusammen- 
gehenden Illustration, 
diese,  von  dem  Stoffe  Buchtitel, 
im  einzelnen  unabhän- 
giger, als  eine  an  sich  höchst  originelle 
und  neuartige  Lösung  des  Illustrations- 

*)  Daudet:  Tartariii  von  Tarascon 
(Der  gelbe  Verlag,  Mündt  und  Blumtritt. 
Dachau). 

♦*)  Claude  TiUier:  Mein  Onkel  Ben- 
jamin. Hyperion  Verlag,  Hans  von  Weber. 

***)  Jean  Paul:  Luftschiffer  Giannozzo, 
Insel-Verlag. 

f )  Friedrich  Frecksa,  Phosphor,  Georg 
Müller,  Verlag. 


Problems.  Bemerkenswert  ist  der 
„Phosphor**  auch  deswegen,  weil  hier 
Preetorius  zum  ersten  Male  und  als 
erster  versucht,  in  einer  stilistischen 
Abstraktion   die  moderne  Welt  zu 

 geben,  was  ihm  freilich 

nur  in  wenigen,  aller- 


dings  sehr  bedeut- 
samen Bildern  glückt. 
In  den  meisten  Fällen 
aber  fühlt  man  sich 
unwillkürlich  in  seine 
Lieblingszeit,  um  etwa 
70  Jahre  zurückver- 
setzt. 

Daß    unsere  mo- 
dernen Illustratoren 
samt  und  sonders  Ro- 
koko,    Empire  und 
Biedermeier  unserer 
Zeit    vorziehen,  hat 
wohl  in  der  Haupt- 
sache seine  Gründe  in 
der  oben  besprochenen 
richtigen  Empfindung  des  Illustra- 
tors,   seine  Bilder   in   eine  verob- 
jektivierende   Distanz    zu  rücken. 
Das  berührt  bei  einem  Illustrator, 
wie  Preetorius,  nicht  im  mindesten 
die  künstlerische  Qualität  seiner  Ar- 
beit, die  jeder  sorgfältige  Beschauer 
(auch  wenn  man  nicht  die  absolut 
modernen  Schöpfungen  des  Künstlers : 
Simplizissimus,   Plakate,  Lithogra- 

16* 


Vignette  ati«?  Daudet,  Tartr^rin. 


phien  usw.)  kennt,  als  \Vork  eines 
durchaus  modern  empfindenden  und 
denkenden  Menschen  erscheinen  muß, 

ja  deren   

Hauptreiz  in 
der  nur  einem 

modernen 

Menschen 

möglichen 

Einstellung 
auf  die  ver- 
gangene Zeit 
beruht.  Be- 
denklich und 
zu  einer  Mas- 
kerade wird 
diese  Lieb- 
haberei nur 
dann,  wenn 
sie  ein  den 
äußeren  For- 
men anhaf- 
tendes vorge- 
prägtes Emp- 
findungsge- 
halt an  Stelle 
des  eigenen 

fehlenden 
setzt,  wie  bei- 
spielsweise in 
charakteristi- 
scher Form 

bei  dem  unselbständigen  Wölffle,  der 
sogar  äußerhch  die  Wirkung  des  alten 
Stahlstichs  mit  mechanischen  Repro- 


duktionsmitteln  zu  erreichen  sucht. 

Wir   konnten  hier  nicht  mehr, 
als  einen  kurzen,   imr  andeutenden 
;Vbriß  über 
unsere  Buch- 
illustration 


am  Beispiele 
eines  ihrer 

markan- 
l(3sten  Ver- 
treter  geben; 
iVeuen  wir 
uns,  daß  wir 
wieder  solche 
Künstler  ha  - 
ben,  und  hof- 
l'en  wir  noch 
mehr  davon 
zu  bekommen 
mit  der  fort- 
schreitenden ' 
Kultur  des 
modernen 
Buches. 
Freuen  wir 
uns  schon  um 

deswillen, 
weil  diese 
Künstler  es 
unnötig  ma- 
chen werden, 
lange  Erörte- 
rungen   darüber    anzustellen,  was 
der    Buchkunst     not     tut  und 
frommt. 


Dr.  Arthur  Mayer,  München. 


Scblußvignette  aus  Chamlsso, 
Schlemihl. 
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ER  Verlag  einer  Literatur;  In 

jedem  der  drei  skandinavi- 
j  sehen  Reiche  hat  sich  bereits 
Äcit  Jahrzehnten  eine  selbständige 
blühende  Literatur  entwickelt,  deren 
Wirkung  auf  das  geistige  Leben 
Europas  ja  genügend  bekannt  ist. 
Man  hat  sich  oft  gefragt,  wie  es 


möglich 


ist,   daß   diese   drei  Län- 


der mit  ihren  etw^a  zehn  Millionen 
Einwohnern  imstande  waren,  alle 
i'hre  Schriftsteller  verhältnismäßig 
leicht  zu  ernähren,  da  doch  von  einem 
Massenabsatz  wie  in  den  gr-oßen  Län- 
4ern  kaum  eine  Rede  sein  kann.  Das 
wäre  auch  trotz  des  großen  Lesehun- 
gers der  skandinavischen  Bevölke- 
rung unmöglich  gewesen,  wenn  sich 
nicht  in  allen  drei  Ländern  eine  Kon- 
zentration des  Buchhandels  vollzogen 
})ätte,  die  es  ermöglichte,  daß  relativ 
genügende  Honorare  gezahlt  werden, 
von  denen  die  eingeführten  Schrift- 
steller bequemer  leben  können  als  in 
Deutschland.  So  gibt  es  in  jedem  der 
drei  Länder  im  wesentlichen  einen 
Hauptverlag,  der  den  größton  Teil 
4er  gesamten  Literatur  des  Landes 
imfaßt. 

Am  meisten  durchgeführt  ist  diese 
Konzentration  in  Dänemark,  wo  der 
GyldendalsclH^  Verlag  nahezu  eine 
Monopolstellung  einnimmt.  Daß  diese 
MonopolsctHung  nicht  zum  Schaden 
der  Literatur  des  Landes  wird,  ist  im 
wesentlichen  ein  Verdienst  des  Di- 
rektors Peter  Nansen,  der  nicht  nur 
ein  guter  Sciiriftstellor,  sondern 
gleichzeitig  ein  ausgezeichneter  Ge- 
Pichäftsmann  ist.  Der  Gyldendalsche 
Verlag  enthält  jetzt  ungefähr  ein 
Dutzend  kleinerer  Verlage,  die  er 
samt  allen  Rechten  und  Beständen 
aufgekauft  liat,  und  somit  fast  die 
gesamte  däniscrn.'  und  einen  großen 
Teil  der  norwegiscIienLiteratm'.  Wis- 
senschaftliche Werke,  Schulbücher 
and  nahezu  vollständig  die  schöne 
Literatur  Dänemarks  sind  in  diesem 


Verlage  enthalten.  Es  ist  kaum  an- 
zunehmen, daß  der  Gyldendalsche 
Verlag  an  seinen  jungen  Autoren  bei 
den  von  ihm  gezahlten  Honoraren 
und  den  in  Dänemark  verhältnis- 
mäßig hohen  Herstellungskosten  we- 
sentlichen Verdienst  hat.  Es  scheint 
aber  so,  als  ob  die  Veriagsieitung  es 
als  eine  Ehrenpflicht  betrachtet,  jun- 
gen Talenten  auch  materiell  beizu- 
springen  und  ihnen  zu  mäßigen  Zinsen 
Vorschüsse  zu  geben,  um  sie  so  in  den 
Stand  zu  setzen,  zu  künstlerischer 
Produktion  Muße  zu  finden.  Da  der 
Gyldendalsciie  Verlag  trotz  alledem 
finanziell  anscheinend  sehr  günstig 
steht,  so  läßt  sich  dies  am  besten 
damit  erklären,  daß  er  vielleicht  an 
Sciiu  Ibüchern  und  ähnhchen  Dingen 
die  Verluste  herausschlägt,  die  ihm 
wohl  häufig  durch  das  Durchhalten 
seiner  jungen  Autoren  erwachsen. 
Jedenfalls  ist  der  Gyldendalsche 
Verlag  einer  der  wenigen  monopo- 
listischen Unternehmungen  der  Welt, 
denen  es  geglückt  ist,  sich  seit  Jahr- 
zehnten zu  behaupten,  ohne  all- 
gemeine Antipathien  zu  erwecken. 

Erich  LilienthaL 


Ein  Franzose  über  die  Entwick- 
lung des  deutschen  Kunstgewerbes: 

Bis  jetzt  hat  in  Deutschland  eine 
zusammenfassende  Darstellung  über 
die  Hauptbestrebungen  und  Organi- 
sationen des  deutschen  Kunstgewer- 
bes gefehlt.  Sonderbarerweise  ist  die 
erste  wirklich  übersichtliche  Zusam- 
menstellung von  einem  in  der  Schweiz 
lebenden  französischen  Architekten, 
Charles  E.  Jeanneret,  verfaßt  worden, 
die  das  Resultat  einer  Stipendium- 
reise  des  Verfassers  war.  Leider  ist 
das  Werk  nicht  im  Buchhandel  er- 
hältlich. Es  ist  schade,  daß  die  Ar- 
beit, die  nur  wenige  sachliche  Irr- 
tümer enthält,  nicht  füi'  das  große 
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deutsche  Publikum  nutzbar  gemacht 
werden  kann.  Es  genügt  aber  viel- 
leicht, darauf  hinzuweisen,  daß  man 
an  vielen  Stellen  in  Deutschland  das 
Bedürfnis  empfindet,  eine  klare  und 
kurze,  übersichtliche  Zusammenstel- 
lung der  Organisationen  des  deut- 
schen Kunstgewerbes  zu  erhalten. 
Vielleicht  kann  sich  der  Deutsche 
Werkbund,  dessen  vorzüghches  Jahr- 
buch ja  andere  Ziele  verfolgt,  bei  Ge- 
legenheit dazu  entschheßen,  einen 
handhchen  kleinen  Führer  auszu- 
arbeiten, da  namentlich  vom  Aus- 
lande  her  oft  angefragt  wird,  ob  denn 
nicht  eine  orientierende  Übersicht 
über  die  deutsche  Kunstindustrie  die 
leitenden  Organisationen,  Schulen 
usw.  zu  finden  sei. 

Erich  Lilienthäl. 

Neue  Dichtergruppen  in  Rußland: 

Zwei  Dichtergruppen  haben  sich  in 
letzter  Zeit  eine  gewisse  Stellung 
innerhalb  der  russischen  Literatur 
erworben;  die  eine  nennt  sich  Skor- 
piongruppe und  an  ihrer  Spitze 
stehen  Mereschkowski,  Iwanoff  und 
ein  russischer  Jude,  Block.  Dieser 
letztere,  wohl  der  Ijegabteste  unter 
ihnen,  zeigt  alle  charakteristischen 
Züge  der  Gruppe :  Symbolist  in  seiner 
Auffassung,  hat  er  Gedichte  mit 
schönem  musikalischen  Ton  ge- 
schrieben, viele  Gedanken  in  sie  hin- 
eingelegt, sich  aber  vielfach  in  Un- 
verständlichkeit  verloren. 

Eine  zweite  Gruppe,  die  der 
Musageten,  zählt  etwa  50  Anhänger; 
sie  schreiben  in  schöner,  klarer 
Sprache,  aber  das  Publikum  wirft 
ihnen  vor,  daß  sie  zu  wenig  präzise 
Ideen  in  ihren  Werken  zum  Aus- 
druck bringen,  zuviel  kleine  Stim- 
mungen und  zu  wenig  große  seelische 
Weiten  schildern. 

Auch  eine  dritte  Richtung,  welche 
sich  an  ausländische  Vorbilder  wie 
Whitman,  Ibsen,  Swinburne,  R^gnier, 


Maeterlinck  und  Annunzio  anlehnt, 
hat  in  letzter  Zeit  viel  Einfluß 
gewonnen. 


Owzoff, 


Liselotte  und  Ludwig  XIV:  Die 

vorliegende  Arbeit  —  Karl  Theodor 
von  Heigel  in  München  gewidmet  — 
verdankt  ihre  Entstehung  einem  im 
Archiv  des  Ministeriums 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  zu 
Paris  im  Winter  1910  a  u  f  g  e  - 
fundenen  umfangreichen  Ori- 
ginalschreiben der  Herzogin 
Elisabeth    Charlotte  von 
Orleans  an  König  Ludwig  XIV. 
von  Frankreich.     Dieses  von  dem 
Verfasser  mitgeteilte  Schriftstück  — 
es  darf  wohl  als  das  intimste  in  der 
Gesamtkorrespondenz  Liselottens  be- 
zeichnet werden  —  bietet  ein  recht 
bemerkenswertes   und   zu  - 
gleich    hochinteressantes  Doku- 
ment ihrer  Beziehungen  zu  dem 
französischen  König  und  damit  ihrer 
selbst.   Zugleich  ist  es  —  nach  dem 
heutigen  Stand  der  Forschung  — 
der  einzige  Brief  Liselottens  an 
Ludwig  XIV.,  der  uns  erhalten  ist. 
Nicht  nur  die  Lösung  der  Frage, 
wann  und  warum  die  Herzogin  von 
Orleans  mit  dem  von  ihr  verehrteii 
königlichen    Schwager    nach  einer 
Reihe  glücklicher  Jahre  in  offenen 
Konflikt   geriet,    ermögUcht  dieses 
Recht fertigungsschreiben,  es  läßt  zu- 
gleich die  Vorgänge  im  Leben  Lise- 
lottens seit  dem  Tode  der  franzö- 
sischen Königin  Maria  Theresia  schär- 
fer hervortreten  als  bisher. 

Eine  Würdigung  der  Beziehungen 
Liselottens  zu  König  Ludwig  XIV. 
lag  noch  nicht  vor.  Mit  der  Gesamt  - 
note  „gut"  oder  „schlecht"  ist  ein 

*)  Liselotte  und  Ludwig  XIV.  Vo«i 
Dr.  Michael  Strich.  Band  25  der  Histori- 
schen Bibliothek,  herausgegebm  von  der 
Redaktion  der  Historischen  Zeitschrift^ 
(Verlag  R.  Oldenbourg;  München  und 
Berlin  1912). 
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Verhältnis  zensiert  worden,  das  einen 
Zeitraum  von  mehr  als  40  Jahren 
umfaßte.  So  ist  denn  der  Verfasser 
durch  diesen  wertvollen  Fund  an- 
geregt worden,  dem  Verlauf  dieser 
schwankenden  dramatisch  verlaufen- 
den Beziehungen  in  den  Jahren  1671 
bis  1715  eine  eingehende  Unter- 
suchung zu  widmen,  durch  die  auch 
teilweise  helleres  Licht  auf  die  Vor- 
gänge im  Palais  Royal  zur  Zeit 
Phihpps  l.  von  Orleans  sowie  auf 
einige  PersönHchkeiten  am  Versailler 
Hofe  Ludwigs  XIV.  fällt.  Diese 
Persönlichkeiten  sind:  der  Grand 
Dauphin  und  die  Prinzessin  Conti, 
Frau  von  Maintenon  und  der  Pere 
La  Chaise  und  zur  Zeit  des  spanischen 
Erbfolgekrieges  die  Duchesse  de  Bour- 
gogne  und  die  Herzogin  Maria  Anna 
Orsini. 

Der  Verfasser  ist  im  Verlauf  seiner 
Studien  zu  einer  Auffassung 
der  Liselotte  gekommen,  die 
von  der  bisherigen  Anschau- 
ung vielfach  abweicht.  Ein 
volles  Verständnis  dieser  vielum- 
strittenen  Persönlichkeit  ist  eben  ab- 
hängig von  der  Kenntnis  ihrer  Be- 
ziehungen zu  Ludwig  XIV.  von 
Frankreich.  „War  sie  deutsch  ge- 
sinnt, ludovizisch  war  sie  es  nicht 


minder.* 


Dr,  Michael  Strich, 
München. 


Die  Liebesbriefe  der  Marquise  *) : 

Das  Buch  ist  eine  geschickte  Ver- 
wertung historischer  Kenntnisse  aus 
der  Zeit  vor  der  großen  französischen 
Revolution.    Ein  Roman  in  Brief- 


*)  Die  Liebesbriefe  der  Marquise.  Von 
Lily  Braun.  Verlag  Albert  Langen,  Mün- 
chen.  Preis  7,50  Mk. 


form  gebracht  und  darum  manchmal 
etwas  gequält,  besonders  zu  Anfang. 
Später  verhert  sich  der  Eindruck 
und  die  Empfindung  der  Wahrschein- 
lichkeit wird  stärker.  Die  Fabel  ist 
an  sich  unbedeutend:  Das  junge 
Fräulein  von  Laval,  schon  in  ihrer 
frühesten  Jugend  eine  Schönheit  und 
Herzensbrecherin,  heiratet  den  alten 
Marquis  von  Montjoie,  obgleich  sie 
den  Prinzen  von  Montbeliard  liebt. 
Dieser  geht  als  französischer  Offizier 
nach  Amerika.  Während  seiner  Ab- 
wesenheit tröstet  sich  die  junge  Frau, 
der  leichtsinnigen  Zeit  entsprechend, 
mit  bald  eleganten,  bald  geistreichen 
Verehrern,  das  Kind,  das  sie  von 
dem  ungeliebten  Marquis  hat,  stellt 
sich  als  Mißgeburt  heraus  und  wird 
von  einem  ihrer  Liebhaber  aus  Edel- 
mut beseitigt.  Der  Prinz  kommt 
schließlich  aus  Amerika  zurück,  die 
Liebe  zwischen  der  Marquise  und  ihm 
überwindet  alle  Hindernisse,  so  daß 
sie  eine  Zeitlang  mit  Wissen  des 
Marquis  zusammenleben.  Diesem 
Herzensbunde  wird  ein  gesundes  Kind 
geboren,  das  der  Marquis  als  das  Seine 
anerkennt,  um  seinen  Namen  fort- 
zusetzen. Zwischen  dem  Marquis 
und  den  eigentlichen  Eltern  des 
Kindes  entstehen  um  des  letzteren 
willen  heftige  Kämpfe,  der  Marquis 
will  die  Frau  freigeben,  aber  das  Kind 
behalten,  sie  will  sich  nicht  von  dem 
Kinde  trennen,  und  die  Mutterliebe 
siegt  schließHch  über  die  Neigung 
zu  dem  Freunde. 

Die  tändelnde  Beschäftigung  der 
guten  französischen  Gesellschaft  mit 
den  neuen  Fragen  der  Menschen- 
rechte ist  geschickt  geschildert.  Auch 
ein  paar  Nebenfiguren  wie  der 
deutsche  Ritter  vom  Geiste  Johann 
von   Altenau   sind   gut  herausge- 


arbeitet. 


Dr,  Q.  Bülow. 


RICHTUNGLINIEN 
DES  FORTSCHRITTS 

VON  PROFESSOR  DR*R-BROBA.*£AKI5 

DIE  KULTURAUFGABEN  DES  JAHRHUNDERTS. 

III.  Die  Organisierung  des  Fortschritts. 

in  Blick  auf  die  Weltgc^scLichto  läßt  uns  im  Völkergeschehen  ein. 
großes  Gesetz  der  Aufwärtscntwickhmg,  des  Fortschritts  erkennen, 
aber  ein  W  i  1 1  e  zum  F  o  r  t  s  c  h  r  i  1 1  als  treibender  Faktor 
tritt  nirgends  in  Erscheinung.  Der  soziale  Fortschritt  ist  über- 
wiegend aus  dem  Wunsche  erwachsen,  diesen  oder  jenen  besonders  fühlbaren 
Übelstand  zu  beseitigen,  oder  er  wai'd  durch  den  Kampf  zweier  Völker,  durch 
den  Kampf  zweier  Klassen  herbeigeführt.  In  Krieg  und  Flammen  sind  die 
von  der  Entwicklung  überholten  Völker  und  Staaten  zusammengebrochen; 
von  den  Ruinen  mochte  dann  eine  höhere  Entwicklungsstufe  des  Lebens  ihren 
Ausgang  nehmen.  Unendhch  viel  ICraft,  unendhch  viel  Energie  ist  allüberall 
vergeudet  worden,  um  Verbesserungen  zu  erzielen,  die  mit  so  viel  weniger 
Tränen  und  Arbeit  hätten  erkauft  werden  können;  unendlich  viel  Reformen 
unterblieben,  w^eil  keine  machtvolle  Menschengruppe  ein  Eigeninteresse  an 
der  Beseitigung  von  Mißständen  besaß,  welche  vielleicht  nur  die  Schwachen, 
eigener  ICraftaufwendung  Unfähigen  drückten  oder  nur  ideelle  Möglichkeiten 
verschlossen,  welche  keinen  Klassenkampf  zu  entfesseln  vermochten. 

Gewiß  lag  die  Beseitigung  sozialer  Übel,  die  Niederzwingung  alter  Vor- 
rechte, die  Schaffung  eines  —  neuen  gesellschaftlichen  Notwendigkeiten  ent- 
sprechenden —  sozialen  Zustandes  im  Interesse  all  der  aufstrebenden  Klassen, 
die  so  zu  Fortschrittsträgern  werden.  Aber  wie  vieles  bHeb  abseits  ihrer 
Siegesstraße?  Wie  vieles  blieb  unerreicht,  weil  eine  konzentriertere  Stoß- 
kraft dazu  nötig  wari  —  Daß  sich  also  Klasseninteresse  häufig  mit  Fort- 
schrittsinteresse deckte,  verbürgte  noch  keineswegs  raschestmögliche  fort- 
schrittliche Entwicklung. 

Anarchie  und  reines  Instinktvorgehen  können  eben  nicht  die  gleiche 
Wirkung  haben,  als  wenn  all  die  ungeordneten  Einzelbestrebungen  zu  plan- 
mäßiger fortschrittlicher  Arbeit,  zu  planmäßiger  Selbstvervollkommnung 
der  Menschheit,  zu  einer  bewußten  planvollen,  einheitlichen  Kulturbewe- 
gung zusammengefaßt  werden  könnten. 

Wo  wäre  die  Kraftquelle  zu  solcher  vereinheithch enden  Zusammen- 
fassung zu  finden  ?  —  Ich  glaube,  in  der  Erkenntnis,  daß  die  bewußte  Selbst  - 
Vervollkommnung  der  Menschheit  ihren  höchsten  Naturzweck  darstellt, 
wie  sie  aus  der  modernen  Entwicklungslehre  klar  erfließt.  In  ihrem 
Lichte  erkennen  wir,  daß  all  die  vielen  Generationen  von  Pflanzen,  Tieren 
und  Menschen,  die  im  Laufe  der  JahrmilUonen  versanken,  nur  eines  als 
Spur  ihrer  Erdentage  hinterlassen  haben:  die  Vorbahnung  neuer,  höherer 
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Rassen  und  Arten  *).  In  ihr  allein  verraocliien  sie  der  Natur,  dem  großen 
-Ganzen  gegenüber,  das  sie  selbst  erzeugte,  zu  Gebenden  zu  werden;  in  jener 
Vorbahnung  liegt,  vom  Standpunkte  des  großen  Ganzen  betrachtet,  ihr  im- 
manenter Zweck,  ihre  natürliche  Bestimmung.  So  auch  für  uns:  Wollen  wir 
unseren  Naturberuf  «irfüUen,  müssen  wir  uns  als  nützliche  Glieder  der  großen 
Kette  anschließen,  müssen  ihr  Weitergang  sein  und  müssen  ihn  befördern, 
müssen  bewußt  alles  vorkehren,  was  den  organischen  Entwicklungsgrad  der 
Menschheit  emporhebt. 

Dieser  Fortschrittswille  müßte  allerdings,  um  wü'ksam  in  die  Entwicklung 
einzugreifen,  von  einer  großen  Massenbewegung,  von  einer  umfassenden  i  n  - 
t  ernationalen  Kulturpartei  getragen  werden.  Ihrer  Kraft - 
,  entfaltung  mögen  in  Klassen-  und  Nationalinteressen  heute  noch  vielfach 
Grenzen  gesteckt  sein,  wenngleich  sich  das  Interesse  aufstrebender  Klassen, 
arbeitsfroher,  auf  Werteschaffung  in  friedlicher  Arbeit  mehr  denn  auf 
Expansion  auf  Kosten  anderer  Nationen  bedachter  Völker  vielfach  mit  den 
Imperativen  menschheitlicher  Vervollkommnung  decken  mag;  aber  selbst 
eine  bescheidenere  Kräftegruppe  mag  immerhin  klärend  auf  all  die  vielen, 
instinktiv  aus  dem  Wunsche  nach  Beseitigung  dieses  oder  jenes  besonders 
fühlbaren  Mißstandes  hervorwachsenden  Pxeformbewegungen  wirken. 

Zu  diesem  Zwecke  ward  vor  wenigen  Wochen  der  Bund  für  Or  - 
ganisierung menschlichen  Fortschritts  begründet  *). 

Überaus  schwierig  ist  es  naturgemäß,  den  Grundgedanken  organischen 
Menschheitsfortschritts,  an  biologischen  Maßstäben  gemessen,  auf  all  die 
einzelnen  Probleme  des  Lebens  anzuwenden,  im  einzelnen  nachzuweisen, 
daß  eine  bestimmte  Reform  tatsächlich  eine  organische  Vervollkommnung 
der  menschlichen  Gattung  bedeutet.  Im  Nachstehenden  sei  der  Versuch 
gemacht,  die  einzelnen  Forderungen  des  Bundes  nach  dieser  Richtung  hin 
zu  untersuchen. 

Er  fordert  zunächst:  I.  planmäßige  Fürsorge  für  Gesund- 
heit und  Veredlung  der  Rasse  und  bleibt  gerade  mit  dieser 
Forderung  in  engster  und  unleugbarer  Fühlung  mit  dem  Imperativ  der  or- 
ganischen Vervollkommnung  selbst.  Aus  dem  obengenannten  Grundgedanken 
t^rgeben  sich  dann  naturgemäß  die  weiteren  Reformforderungen: 

1.  Bau  bilhger  und  gesunder  Volkswohnungen  —  die  allein  der  Rassen- 
liegeneration  begegnen  können,  welche  uns  aus  den  Krankheitsherden  über- 
füllter  Massenquartiere  der  modernen  Großstadt  entgegenstarrt,  wo  die 
Kinder  auf  die  Straße  hinausgescheucht  werdcm,  auf  der  Laster  und  Ver- 
fluchung ihrer  harren  — ,  Baugenossenschaften,  wie  deren  jetzt  so  viele 
begründet  werden;  vor  allem  aber  Gemeindeinitiative  im  Niederreißen  von 
Slums  und  Bau  bilhger  Arbeiter  Wohnungen,  Begründung  von  Gartenstädten 
mit  ihren  Möghchkeiten  für  gesundheitliche  Kräftigung  liegen  in  der  Richtung 
fieses  Imperativs. 

2.  Die  Tuberkulose  erwächst  überwiegend  aus  Mangel  entsprechender 
Nahrung  und  guter  Luft,  aus  Schwächung  des  Körpers  durch  ungünstige 
soziale  Verhältnisse.  Sie  rafft  andererseits  gerade  die  arbeitsfähigsten  dahin, 
schädigt  damit  den  Wohlstand  und  bedeutet  den  Untergang  ungezählter 
Familien.  Ihre  Bekämpfung  vor  allem  durch  entsprechende  soziale  Maß- 
nahmen, andererseits  durch  Heilstätten  liegt  darum  in  der  Richtung  unserer 
Forderungen. 

*)  Siehe  Näheres  in  meinem  Aufsatz  „Die  Entwicklimgslelire  und  ihre  Anwen- 
iunf^  auf  Wcltanschaunp:,  Moral  und  Leben"  in  der  Septembemuinmer  J91(>. 
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3.  Schwerstes  Hemmnis  der  Massenkultur  und  ungünstigster  Faktor 
für  Rassenverbesserung  ist  die  Trunksucht.  Ihre  Beseitigung  durch  bloßo 
Überredung  hat  sich  in  der  Praxis  nirgends  durchführen  lassen,  wohl  aber 
die  Schaffung  von  starken  Verbänden,  welche  ihrerseits  wieder  durch  ihrea 
Einfluß  auf  öffentliche  Meinung  und  Gesetzgebung  ein  gesetzüches  Verbot 
besonders  schädhcher  alkoholischer  Getränke,  wie  des  Absinths,  in  manchea 
Ländern  auch  des  Branntweins,  eine  Einschränkung  der  Schenken  überhaupt 
sowie  andererseits  entsprechende  Maßregeln  zur  Einschränkung  der  Trunk- 
sucht haben  erzwingen  können  ♦). 

4.  Die  Beschäftigung  einer  wachsenden  Anzahl  von  Menschen  bei  Bureau  - 
und  Schreibarbeiten,  die  sitzende  Lebensweise,  die  damit  verbunden  ist  und 
die  viele  körperliche  Arbeit  verdrängt  hat,  ebenso  auch  die  Fabrikarbeit^ 
die  meist  in  Räumen  mit  verdorbener  Luft  vorgenommen  werden  muß 
und  nur  einzelne  Körperteile  in  Bewegung  erhält,  während  der  Körper  im 
übrigen  systematischen  Trainings  entbehrt,  lassen  zur  Bewahrung  der  Rasse 
vor  schweren  Beeinträchtigungen  eine  regelmäßige  Sportübung 
unumgänglich  erscheinen.  Je  mehr  in  fernerer  Zukunft  auch  die  militärischen 
Übungen  und  der  Krieg  selbst  in  den  Hintergrund  treten,  wird  ein  Ersatz 
auch  dieser  bei  allen  sonstigen  Schäden  doch  die  Körperkraft  stählenden  Be- 
tätigung ebenfalls  durch  Sport  unentbehrHch  werden.  Pflege  gesundheits- 
fördernder Sportübung  innerhalb  entsprechender  Grenzen  muß  darum  ge- 
fordert werden. 

5.  In  den  Großstädten  leiden  wir  an  der  Plage  des  von  zahlreichen  Fuhr^ 
werken  aufgewühlten  Straßenstaubes,  in  den  Industrievierteln  am  Rauche, 
der  die  Luft,  verpestet.  Beides  sind  Gefahren  für  die  Rassengesundheit,  die 
unserer  Geschichtsepoche  eigentümlich  sind,  die  gerade  aus  zweien  ihrer  be^ 
deutendsten  Fortschritte,  Großstadt-  und  Industrieentwicklung,  erwachsen. 
Gewiß  wäre  es  verfehlt,  um  dieser  immerhin  sekundären  Schäden  willen  die 
Entwicklung  selbst  rückgängig  machen  zu  wollen;  wohl  aber  sind  jene  Schutz- 
Vorkehrungen  einzuleiten  (entsprechende  Straßenreinigung,  Rauchverzeh« 
rungsapparate),  welche  diese  Plagen  verringern  oder  ganz  beseitigen  können, 
Naturgemäß  mag  den  Interessenten  daraus  eine  wesentliche  finanzielle  Be- 
lastung erwachsen,  die  sie  nicht  gern  auf  sich  nehmen,  weil  sie  einen  finan- 
ziellen Gegenwert  hieraus  nicht  zu  erhalten  pflegen.  Sache  einer  Organisa- 
tion, welche  die  in  Geld  nicht  ausdrückbaren,  aber  wahre  Ewigkeitswerte  in 
sich  schließenden  Gesichtspunkte  der  Rassenzukunft  vertritt,  muß  es  sein, 
diesen  Standpunkt  energisch  zu  vertreten. 

Hieran  mag  sich  eine  entsprechende  Eindämmung  der  Lärmplage**),  wie 
sie  in  unseren  Großstädten  überhand  genommen  hat,  anschließen.  Auch  da- 
durch wird  einer  nervösen  Zerrüttung  und  damit  Gefährdung  der  Rassen - 
gesundheit  vorgebeugt. 

6.  Weitaus  wichtiger  noch  ist  es  naturgemäß,  den  Gefahren  der  Rassen - 
degeneration,  die  in  der  überlangen  Fabrikarbeit,  speziell  der  Frauen  und 
Kinder  Hegen,  entgegenzuarbeiten.  In  den  Anfangszeiten  des  Kapitalismus, 
als  die  Arbeitszeit  speziell  der  Frauen  und  Kinder  von  keinen  gesetzlichen 
Schranken  eingeengt  war  und  sich  häufig  bis  auf  12  und  14  Stunden  auj?- 
dehnte,  sind  denn  auch  sofort  schwerste  Degenerationssymptome  aufgetreten. 
Im  Japan  der  Gegenwart  zeigt  sich  dieselbe  gefahrvolle  Erscheinung***). 

•)  Siehe  meinen  Aufsatz  in  der  Januaraumraer  1913. 
**)  Siehe  den  Aufsatz  von  Th.  Lessing  in  der  Januarnummer  1912. 
***)  Siehe  die  Monographie  „Das  moderne  Proletariat",  eine  sozialpsychologische 
Studie,  die  im  Jahre  1910  vom  Institut  f.  i.  A.  f.  E.  herausgegeben  wurde. 
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Vieles  ist  ja  durch  die  Arbeiterschutzgesetzgebung  der  letzten  Jahrzehnte 
geschehen;  gerade  in  letzter  Zeit  ist  wieder  durch  das  Verbot  der  Nachtarbeit 
der  Frauen  ein  neuer  Schritt  auf  gleichem  Gebiete  getan  worden.  Vieles 
bleibt  jedoch  speziell  in  einer  gesetzlichen  Begrenzung  auch  des  Arbeitstages 
der  Männer,  in  einer  Regelung  der  Arbeitszeit  in  den  Fabriken  mit  kon- 
tinuierUchem  Betrieb,  in  denen  sie  heute  noch  vielfach  12  Stunden  beträgt, 
zu  tun  übrig  *).  Auch  eine  schärfere  Fabrikinspektion  nach  der  hygieni- 
schen Seite  hin  (nach  dem  Muster  Australiens),  eine  Minimallohngesetzgebung 
für  die  Heimarbeiter,  um  ihnen  die  Möglichkeit  entsprechender  Ernährung 
zu  bieten  **),  wirken  diesen  Degenerationstendenzen  entgegen.  Ausdehnung 
des  gesetzlichen  Arbeiterschutzes  wird  darum  als  eine  der  Zentralforderungen 
.des  Bundes  für  Organisierung  menschlichen  Fortschritts  anzusehen  sein. 


II.  Auf  daß  das  organische  Niveau  der  Gesellschaft  gehoben  werde, 
der  Imperativ  der  Selbstvervollkommnung  der  Menschheit  sich  erfülle,  muß 
das  geistige  Niveau  der  Massen  durch  systematische  Heran- 
bildung derselben,  durch  Verbreitung  von  Kultur  auch  in  den  breiten  Volks- 
schichten auf  eine  höhere  Stufe  gebracht  werden. 

Wesentlichste  Maßnahme  ist  naturgemäß  eine  unentgeltliche  Volks- 
schule mit  gesetzHchem  Schulzwang,  wie  sie  ja  in  den  führenden  Kulturländern 
bereits  besteht  und  in  den  letzten  Jahrzehnten  mehr  für  die  organische  Ver- 
vollkommnung der  Volksklassen  getan  hat,  als  die  unvollkommenen  Schul- 
systeme der  Vergangenheit  in  langen  Jahrhunderten.  Immerhin  fehlen  speziell 
in  Deutschland  und  Österreich  noch  einige  wichtige  Ergänzungen  des  Prinzips, 
so  die  absolut  unentgeltHche  Verabreichung  der  Lehrmittel  und  die  Ver- 
sorgung der  bedürftigen  Kinder  mit  warmem  Frühstück,  da  der  Unter- 
richt ja  nur  mit  wahrer  Aufmerksamkeit  genossen  werden  kann,  wenn 
nicht  etwa  das  Kind  aus  Hunger  teilnahmslos  in  der  Klasse  sitzt. 

Auch  ein  systematischer  welthcher  Moralunterricht  wird  bis  jetzt  weder 
in  Deutschland  noch  in  Österreich  erteilt,  während  all  die  genannten  Forde- 
rungen im  Nachbarlande  Frankreich  verwirklicht  sind.  In  diesen  Beziehun- 
gen wie  auch  in  der  Behandlung  einer  Reihe  anderer  pädagogischer  Probleme 
ist  noch  vieles  für  geistige  Heranbildung  der  Massen  vorzukehren. 


III.  Für  den  Fortschritt  der  Gattung  kommen  neben  der  organischen 
Vervollkommnung  der  Massen  die  kulturellen  Leistungen  der  Elite,  welche 
neue  Ideen  zeugt,  Entdeckungen  macht,  Reformen  einführt,  in  Frage. 
Diese  Elite  quantitativ  und  qualitativ  zu  stärken, 
heißt  den  Fortschritt  fördern.  Überaus  wichtig  erscheint  es  darum,  im  Lichte 
unseres  Imperativs  alle  jene  Personen,  welche  vermöge  ihrer  natürlichen  Be- 
gabung an  der  Fortbildung  der  Kultur  mitzuarbeiten  befähigt  sind,  tatsächlich 
zu  diesem  Berufe  heranzuziehen,  kein  begabtes  Kind  des  Volkes  aus  Mangel 
an  materiellen  Hilfsmitteln  in  manueller  Arbeit  zurückzuhalten,  jeder  Be- 
gabung die  Möglichkeit  vollständiger  Entwicklung  zu  verschaffen.  Zu  diesem 
Zwecke  ist  es  notwendig,  an  alle  begabten  Volksschüler  systematisch  Sti- 
pendien auszugeben,  die  ihnen  den  Besuch  höherer  Schulen  ermöglichen. 


* 


* 


*)  Siehe  den  Aufsatz  von  Dr.  Ofner  in  der  Novembernummer  1912. 
Siehe  meinen  Aufsatz  in  der  Septembernummer  1911. 
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In  beschränktem  Grade  wird  dies  bereits  in  Fraiiki-eich  geübt,  wo  die 
begabtesten  Sc1iü1(t,  die  i^ewisso  l^rüt'un^en  bestehen,  Stipendien  erhalten. 
Umfassend (^r  ist  dies  in  NouseeJand  verwirkiiclvt,  wo  d\v  Anslese  der  Schüler 
für  höhere  Scluilen  ganz  systematiscli  vorgenommen  wird  und  die  Stipendien- 
e^rteilung  an  alle  begabten  Scliüler  (^ri'o]gt. 

Zunächst  wird  es  sich  darum  handeln,  den  Kindern  der  besitzenden 
Klassen,  welclie  dank  dem  Vermögen  ihrer  EUtun  höhere  Studien  betreiben 
können,  eine  Auslese  der  begabtesten  Kinder  des  Volkes  zuzugesellen.  Als 
icrneres  Zukunl'tsziel  muß  es  jedoch  erscheinen,  dal.»  jed(is  Kind  eben  jene 
]-.aufbahn  ergreife,  für  welche  es  seine  Begabung  prädestiniert,  daß  also  der 
raindcrbegabte  Sohn  des  Keichrn  sich  manueller  Beschäftigung  zuwende  und 
eine  Besorgung  höherer  geistiger  Funktionen  durch  hicTzu  nicht  vollständig 
quahfizierte  Kräfte  vermieden  werde,  währcvnd  diest;  höhere  geistige  Betäti- 
gung ausschließUch  der  tatsächlichen  EIit(^  des  Volkes  vorbehalten  bleibe. 
Das  heutige  Prüfungswesen  läßt  ja  bloß  eiiKi  kleine  Minderheit  der  vollständig 
Unbegabten  ausscheiden,  gestattet  jedoch  auch  den  unter  dem  geistigen 
Mittelniaß(^  Stehenden  den  Aufstieg  zu  d(!n  freien  Berufen.  Die  angedeutete 
Wandlung  würde  uns  bessere  Ärzte,  bessere  Richter  geben;  sie  würde  vor 
allem  dem  Forscherberuf  die  Gesamtheit  aller  für  diese  höchste  soziale  Funktion 
verfügbaren  Kräfte  zuführen. 

Eine  fortschrittliche  Kulturbewegung,  speziell  auch  in  literarischer  Be- 
ziehung, bedarf  der  licsonanz  der  breiten  Volksschichten,  des  Verständnisses 
und  Beifalls  der  Massen  für  die  geistigen  Schöpfungen  der  Elite.  Die  Schul- 
])ildung  allein  kann  dies  Verständnis  nur  in  beschränktem  Ausmaße  geben; 
Volkshoclischulen  in  (](^r  Weise  Dänemarks  und  Norwegene  dagegen  befähigen 
eine  große  Volksschichl,  Anteil  zu  nehmen  am  Wirken  der  Besten,  feuern 
diese  Besten  an,  ilnem  Volke  als  Führer  voranzueilen. 


IV.  Im  Sinne  einer  organischen  Vervollkommnung  der  Gattung  liegt 
es  naturgemäß  auch,  die  soziale  Konstitution  der  Völker 
durch  eine  von  wissenschaftlichen  Gesichtspunkten  geleitete  Politik  sozialer 
Reformen,  Anpassung  der  gesellschaftlichen  Verhältnisse  an  die  sich  wandeln- 
den technischen  und  wirtschaftlichen  Notwendigkeiten  auszubauen. 

Der  Bund  versagt  es  sich  indessen,  zur  Antithese  individualistischer  und 
sozialistischer  Wirtschaftsordnung  Stellung  zu  nehmen,  weil  allzu  heftige 
Klassengegensätze  mit  diesen  Problemen  verknüpft  sind,  als  daß  sich  eine 
Stimme,  die  von  lebensfernen  biologischen  Gesichtspunkten  ausgeht,  im  Lärm 
des  Tages  Gehör  verschaffen  könnte.  Der  Bund  will  naturgemäß  durcii 
diese  Entsagung  keineswegs  die  Bedeutung  dieses  Zentralproblems  moderner 
gesellschaftlicher  Entwicklung  verkleinern,  sondern  bloß  durch  Nichtgeltend - 
machung  einer  zur  Unfruchtbarkeit  verdammten  Einflußnahme  sein  Werk 
auf  andern  Gebieten  vor  jener  Feindseligkeit  schützen,  die  er  sich  durch  Ein- 
grill  in  dieses  dornige  Problemfeld  zuziehen  müßte.)  Nur  in  solchen  Teilfragen 
des  sozialen  Problems,  welche  der  ausschheßhchen  Beherrschung  durch  den 
Klassenkampf  in  gewissem  Grade  entrückt  sind,  wie  der  Übernahme  von 
Betrieben  öffentliclien  Interesses  durch  Staat  und  Gemeinden,  Bau  von  Wohn- 
häusern durch  die  Stadtverwaltungen,  Einführung  gewerblicher  Schieds- 
gerichte *)  usw.,  wahrt  sich  der  Bund  die  Möglichkeit  präziser  Stellungnahme  *). 


*>  Siehe  die  Aulsätze  in  der  Novomberniimmer  1911  und  1912  d.  Z. 
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V.  Wichtigste  Überlegenheit  unserer  heutigen  sozialen  Kultur  gegenüber 
der  der  Vergangenheit  liegt  in  der  Schaft'ung  eines  geordneten  Kechtszu- 
standes,  welcher  die  Konflikte  zwischen  den  Bürgern  der  Bciurteilung  durch 
zuständige  Gerichte  überweist,  die  Selbsthilfe,  die  Vergewaltigung  des 
Schwächeren  durch  den  Stärkern  vermöge  der  Mittel  roher  Gewalt  oder  tücki- 
scher List  ausschließt.  Das  deutsche  Mittelalter  hat  sich  immer  wieder  um 
diese  Beseitigung  des  Faustrechts  bemüht,  die  Ausbreitung  des  Gesichts- 
punktes der  treuga  Dei  angestrebt,  aber  die  Vertreter  der  Idee  wurden  als 
Utopisten  verlacht.  Trotzdem  hat  die  Entwicklung  der  Idee  zum  Siege 
verholfen,  und  auf  dieser  Rechtssicherheib  beruht  einerseits  ein  großer  Teil 
unseres  materiellen  Vv^ohlstandes,  andererseits  die  Beseitigung  all  jenes  un- 
.  endlichen  Leides  der  Schwachen,  wie  es  in  vergangenen  Jahrhunderten  als 
naturgegeben  angesehen  wurde.  Wer  sich  davon  überzeugen  will,  blicke  auf 
reiche  Länder  wie  Marokko,  bei  denen  heute  noch  infolge  des  Verharrens  in 
Verhältnissen,  wie  sie  bei  uns  im  Mittelalter  herrschten,  jede  Erschließung 
der  Naturschätze  unmöglich  ist,  niemand  sich  bemüht,  einen  Acker  mit  Fleiß 
zu  bestellen,  dessen  Früchte  vielleicht  das  nächste  Gefecht  verwüstet.  — 
Aufgabe  unseres  Jahrhunderts  ist  es,  diese  treuga  Dei  von  den 
Grenzen  des  einzelnen  Staates  auf  alle  Staaten  der 
Kulturwelt  auszudehnen,  das  Faustrecht  zwischen  den  Staaten 
genau  so  diu-ch  einen  gesetzlichen  Rechtszustand  zu  ersetzen,  wie  die  letzten 
Jahrhunderte  das  Faustrecht  zwischen  den  Individuen  durch  Schaffung  eines 
geordneten  Zivil-  und  Strafrechts  beseitigt  haben  *).  Ansätze  in  dieser  Rich- 
tung liegen  vor,  speziell  im  Haager  Schiedsgerichtshof,  der  offenbar  den  Beginn 
einer  internationalen  Gerichtsbarkeit  bedeutet;  in  den  vielen  internationalen 
Kongressen  von  Regierungen  und  Verbänden,  welche  bereits  eine  umfassende 
internationale  Gesetzgebung  geschaffen  haben;  in  den  Haager  Konferenzen, 
welche  die  Funktion  eines  VVeltparlaments  in  bezug  auf  Gesetzgebung  über 
völkerrechtliche  Fragen  erfüllen;  im  europäischen  Konzert,  so  den  eben  statt- 
findenden Londoner  Botschafterkonferenzen,  die  offenbar  den  Embryo  einer 
internationalen  Exekutivgewalt  bilden.  All  dies  systematisch  auszubauen, 
die  Vereinigten  Staaten  der  Erde  zu  begründen,  wird  Aufgabe  der  nächsten 
Jahrzehnte  sein.  Früher  mag  die  Lösung  kommen,  weiter  ist  ihr 
bereits  in  ihren  wesentlichsten  konstitutiven  Voraussetzungen  vorgear- 
beitet, als  der  oberflächhche  Beobachter  zu  meinen  geneigt  ist,  der  bloß  die 
letzte  Resultierende  des  ganzen  Problems,  die  Ersetzung  des  Krieges  durch 
andere  Methoden  in  der  Schlichtung  von  Konflikten  zwischen  den  Staaten 
ins  Auge  faßt.  Dieses  letzte  Ziel  kann  im  ganzen  erst  durch  eine  vollständig 
ausgebaute  internationale  Organisation  erreicht  werden;  bis  dahin  werden 
noch  Jahrzehnte  vergehen,  aber  die  unscheinbarere,  jedoch  wichtigere  und 
schwierigere  Arbeit,  die  ersten  Grundfesten  des  neuen  sozialen  Gebildes,  das 
die  Erde  umfaßt,  aufzurichten,  geschieht  vor  unseren  Augen. 

Mitarbeit  an  dieser  größten  Kulturaufgabe  des  Jahrhunderts  wird  auch 
eine  der  wesentHchsten  Aufgaben  des  Bundes  für  Organisierung  menschhchen 
Fortschritts  sein. 

VI.  Auf  daß  die  Menschheit  sich  organisch  vervollkommne,  muß  auch 
ihre  weibliche  Hälfte  geistig  und  seelisch  emporwachsen,  Fühlung  mit  der 


*)  Siehe  meinen  Aufsatz  in  der  Juninnramer  1910. 
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modernen  Hochkultur  gewinnen.  Alle  Talente  auch  in  der  Frauenwelt  müssen 
der  Mitarbeit  an  der  Kultur  erschlossen  werden,  analog  der  oben  geschilderten 
Heranziehung  der  Talente  —  auch  aus  der  breiten  Volksmasse  —  zur  Schaffung 
geistiger  Werte  und  Fortbildung  der  Kultur ;  denn  der  Kulturfortschritt  bedarf 
der  Mitarbeit  aller  befähigten  Köpfe.  Zu  diesem  Zwecke  muß  die  Frauen- 
bildung entsprechend  ausgebaut,  müssen  die  Hindernisse,  welche  der  Berufs- 
tätigkeit der  Frau  auch  auf  den  höchsten  Staffeln  der  sozialen  Leiter  noch 
entgegenstehen,  beseitigt  werden. 

Der  moderne  Parlamentarismus,  der  so  viel  Segensvolles  geleistet  hat, 
leidet  heute  an  einem  gewissen  Übermaß  in  der  Vertretung  von  Interessen- 
forderungen einzelner  Klassen  und  Gruppen;  die  Kinder,  die  Frauen,  die 
Schwachen,  Unorganisierten  und  Unorganisierbaren,  wie  z,  B.  die  Heim- 
arbeiter, finden  dagegen  nicht  entsprechende  Vertretung.  Die  Erfahrung 
Australiens  und  Finnlands  zeigt  demgegenüber,  daß  die  weiblichen  Abgeord- 
neten dieser  Länder  sich  als  geborene  Anwälte  von  Kindern  und  Schwachen 
fühlen,  die  sozialen  und  moralischen  Reformen  mit  Kompetenz  und  edler 
Leidenschaft  vertreten,  der  Friedensidee  und  der  Alkoholbekämpfung  wert- 
volle Kräfte  widmen.  Eine  Heranziehung  der  Frau  als  Wäh- 
lerin und  Gewählte  zum  politischen  Leben  würde  somit 
eine  organische  Vervollkommnung  unserer  parlamentarischen  Einrichtungen 
bedeuten  und  ist  darum  zu  fordern. 


VII.  Unser  allgemeiner  Gesichtspunkt  könnte  naturgemäß  noch  auf 
viele  andere  Detailfragen  des  Lebens  angewendet  werden.  Der  wissenschaft- 
liche Fortschritt  Heße  sich  durch  Ausbreitung  der  Forschungsinsti- 
tute, wie  deren  einige  an  amerikanischen  und  deutschen  Hochschulen 
bereits  bestehen,  systematisch  fördern,  der  technische  Fortschritt  durch  ent- 
sprechende staatliche  Maßnahmen. 

Ebenso  läßt  sich  unser  Gesichtspunkt  in  fruchtbarer  Weise  auf  die  plan- 
mäßige Ausgestaltung  aller  Zweige  des  staathchen  Lebens,  so  z.  B.  auf  die 
Bekämpfung  der  Jugendkriminalität  durch  Einrichtung  von  Jugendgerichten 
und  bedingte  Verurteilung,  anwenden ;  aber  all  diese  Einzelprobleme  werden 
einer  zu  eingehenden  wissenschaftUchen  Durcharbeitung  bedürfen,  als  daß 
sie  in  dieser  Aufzählung  der  wichtigsten,  aus  unserem  Grundprinzipe  des 
organischen  Fortschritts  sich  unmittelbar  ergebenden  praktischen  Forderun- 
gen näher  erwähnt  werden  könnten. 


All  diese  Forderungen  werden  gewiß  schon  heute  von  Einzelverbänden 
vertreten;  all  diese  Verbände  aber  gilt  es,  mit  dem  Bewußtsein 
ihrer  Rolle  im  Gesamtdienste  des  Fortschritts  zu  ep>- 
füllen,  sie  zur  wechselseitigen  Unterstützung  in  einer  internatio- 
nalen Kulturpartei  zusammenzuschließen,  welche  weiß,  warum 
sie  jede  Einzelforderung  vertritt  und  wie  sich  die  Schlagkraft  der  einzelnen 
Bestrebungen  durch  gemeinsames  Handeln  erhöhen  läßt.  Schon  heute  sind 
es  ja  vielfach  die  gleichen  Personen,  welche  in  der  Frauen-  und  Friedens- 
bewegung, den  Verbänden  für  soziale  Reform  und  für  Verbesserung  der 
Volksbildung  in  ihrer  Stadt  zusammenarbeiten.  Sie  gehören  all  diesen  Ver- 
bänden mit  verschiedenen  Seiten  ihres  Wesens  an,  finden  wohl  manchmal, 
„daß  sie  sich  eigentlich  zersplittern".    Demgegenüber  will  der  Bund  für 
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Organisierung  menschlichen  Fortschritts  versuchen,  die  innere  Einheitlich - 
heit  all  dieser  Bewegungen  als  Erscheinungsform  der  großen  Fortschritts- 
bewegung nachzuweisen,  mag  sich  auch  manche  Bewegung  heute  dieses  ihres 
Teilcharakters  noch  nicht  hinreichend  bewußt  sein.  Die  Mitgheder  unseres 
Bundes  werden  an  all  diesen  Bewegungen  teilhaben,  ohne  in  sich  irgend- 
welche Zersplitterung  zu  fühlen,  der  Reichtum  der  Bundesziele  wird  das  Be- 
wußtsein von  der  Bedeutung  der  Mission  nur  erhöhen  können  *). 

Die  Schaffung  dieser  internationalen  Kulturpartei  (welche  die  Bedeutung 
einzelner  Klassenbewegungen  als  notwendigen  Hebels  bestimmter  Teilfort- 
schritte gewiß  nicht  übersieht,  aber  neben  diesen  Klasseninstinkten  den  großen 
Instinkt  der  menschheitlichen  Selbstvervollkommnung  pflegen  will),  ist  das 
V  Endziel,  das  uns  vorschwebt;  zunächst  jedoch  soll  in  unserem  Bunde  eine 
zentrale  Kraftstelle  für  internationale  Kultur- 
politik geschaffen  werden,  von  welcher  Anregungen  ausgehen,  die  all- 
mählich in  ihrer  Verwirklichung  und  ihrer  beispielgebenden,  anfeuernden 
Kraft  die  Zahl  der  Freunde  vermehren,  die  Begründung  der  Kulturpartei 
vorbahnen  mögen. 


*)  Siehe  nähere  Angaben  im  Programm  des  Bundes,  das  diesem  Heft  beiliegt 
Weitere  Information  wolle  man  beim  Sekretariat  des  Bundes;  59,  nie  Claude-Bemard, 
Paris,  einholen. 
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TECHhöSCHE!l©'WI5WCHAFT- 
UCHERFORXSCHRITT 

GEHEIMRAT  PROF.  DR.  WILHELM  FOERSTER, 
BERLIN:  DIE  OSTERFRAGE. 

N  ganz  Europa  bricht  sich  mohr  und  mehr  die  Überzeugung  Bahn, 
daß  die  uralte  Verquickung  des  Osterfestes  mit  den  Gezeiten  des 
Vollmondes,  die  eine  so  außerordentliche  Verschiedenheit  im 
Termin  des  Osterfestes  bedingen,  endgültig  abgeschafft  werden 
muß.  Die  ursprüngliche  Bedeutung,  die  der  Vollmond  für  die  nächtlichen 
Wanderungen  der  Völker  in  heißen  Gegenden  besaß  und  besonders  für  die 
Wanderungen  zu  den  gemeinsamen  Wallfahrtsstätten  und  zu  den  großen 
periodischen  Festen,  besteht  nicht  mehr.  Dagegen  gefährdet  die  Befolgung 
der  alten  Regeln  für  die  Festsetzung  des  Osterfestes  die  Erhaltung  der  so 
wohltuenden  traditionellen  Verbindung  zwischen  den  Zcdten  dur  rehgiösen 
Feste  und  den  Zeiten  des  büi'geriichen  Lebens,  z.  B.  des  Schullebens,  des 
Verwaltungslebens  und  des  kaufmännischen  Lebens,  kurz  in  einer  großen 
Anzahl  von  Fällen,  die  auch  für  die  Gestaltung  des  Familienlebens  von 
erhebhcher  Bedeutung  sind.  Nachdem  beinahe  in  allen  zivilisierten 
Ländern  in  Wort  und  Schrift  während  langer  Jahre  an  der  Vereinfachung 
des  Kalenders  der  christhchen  Feste  gearbeitet  worden  ist,  glaube  ich,  daß 
jetzt  die  Zeit  gekommen  ist,  dem  Heiligen  Stuhl  ohne  weiteres  Zögern  die 
Bitte  vorzulegen,  endhch  den  entscheidenden  Schritt  zu  tun,  indem  er  der 
übergroßen  Veränderlichkeit  der  Daten  des  Osterfestes  durch  folgende  ein- 
fache Erklärung  ein  Ende  macht. 

„Beginnend  mit  dem  Jahre  19  .  .  wird  das  Osterfest 
am  ersten  Sonntag  nach  dem  4.  April  gefeiert  wierden." 
Dieser  Sonntag  wird  im  allgemeinen  mit  dem  dritten  Sonntag  nach  dem 
Frühlingsäquinox  der  nördhchen  Halbkugel  identisch  sein.   Aber  die  vor- 
geschlagene Formel  ist  einfacher  und  weniger  den  kleinen  Unsicherheiten  der 
Auslegung  ausgesetzt. 

Es  ist  ganz  sicher,  daß  eine  solche  Erklärung  des  Heiligen  Stuhles  nicht 
allein  von  der  katholischen  Kirche  befolgt  werden  wird,  sondern  auch  —  und 
ohne  Widerspruch  —  von  den  Protestanten  in  den  Ländern  beider  Kon- 
fessionen und  selbst  auch  von  den  Protestanten  in  denjenigen  Ländern,  die  aus- 
schließlich protestantisch  sind.  Denn  die  Protestanten  sind  alle  einig  darin, 
die  Verdienste  anzuerkennen,  die  sich  der  Heilige  Stuhl  einst  auf  dem  Gebiete 
der  Kalenderreform  erworben  hat.  Sie  sind  auch  einig  darin,  den  sozialen 
und  internationalen  Wert  einer  derartigen  Kundgebung  anzuerkennen,  die 
sogleich  ohne  Schwierigkeit  einen  so  großen  Teil  der  christlichen  Welt  einigt. 
Die  folgende  kleine  Tabelle  zeigt  die  Schwankungen  des  Osterfestes  vom 
Jahre  1913  ab  nach  der  neuen  Regel  im  Vergleich  zu  den  Schwankungen  des 
Osterfestes  nach  den  bisherigen  Regeln. 
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Alto  Ordnung: 


Nouo  Ordnung: 
April  6. 


1913  März  23. 

1914  April  12. 

1915  „  4. 

1916  „  23. 

1917  „  8. 


Ohne  Zweifel  kann  die  neue  Ordnung  nicht  unverzüglich  eingeführt 
werden;  aber  vielleicht  im  Jahre  1915,  wenn  man  nicht  vorzieht,  mit  dem 
Jahre  1917  zu  beginnen,  wo,  wie  man  aus  der  Tabelle  ersieht,  der  alte  Termin 
mit  dem  neuen  zusammenfällt,  was  in  der  Tat  einen  kleinen  Vorteil  bieten 
würde,  da  man  dadurch  auch  noch  etwas  mehr  Zeit  gewinnen  würde,  um 
"  die  einmütige  Annahme  der  Reform  zu  erlangen. 

Die  kleine  Tabelle  läßt  erkennen,  um  wieviel  schon  in  den  wenigen  Jahren 
die  Schwankungen  des  Osterfestes  nach  der  alten  Formel  diejenigen  nach  der 
neuen  Formel  übertreffen.  Die  größte  Verschiedenheit  nach  der  neuen  Ord- 
nung beträgt  im  Maximum  6  Tage,  nach  der  alten  in  obigem  Zeitraum  bis  zu 
31  Tagen  (das  Maximum  kann  bis  zu  35  Tagen  gehen). 

Die  allgemeine  Annahme  dieser  Reform  würde  ernsthch  in  Frage  gestellt 
und  auf  unbestimmte  Zeit  vertagt  werden,  wenn  man  darauf  bestünde, 
diese  zeitgemäße  und  kluge  Reform  mit  einer  Reform  der  Grundlagen 
unseres  Kalenders  zu  verknüpfen.  Man  hat  vollkommen  recht,  unseren 
bisherigen  Kalender  der  ernsthaftesten  Kritik  zu  unterwerfen,  denn  dieser 
Kalender  ist  das  Werk  einer  allmählichen  historischen  Entwicklung  von 
äußerster  KompHziertheit.  Aber  eine  fundamentale  Kalenderverbesserung, 
wenn  sie  auch  durchaus  einleuchtend  und  nützlich  wäre,  ist  noch,  wenn  man 
die  große  Mac-ht  der  Gewohnheit  in  Rechnung  stellt,  so  weit  davon  entfernt, 
allgemein  gebilligt  zu  werden,  daß  es  nicht  klug  wäre,  jetzt  diese  Frage  mit  der 
Frage  des  Osterfestes  zu  verbinden.  Man  muß  sich  vorläufig  mit  einer  an- 
nähernden Lösung  begnügen,  wie  sie  die  Ausschaltung  des  Mondwechsel 
bietet,  die  der  allgemeinen  Zustimmung  sicher  ist.  Ein  voller  Erfolg  dieser 
Reform  wird  sicherlich  zu  der  kommenden  Gesundung  und  Vertiefung  der 
gesamten  chronologischen  Einrichtungen  beitragen,  während  gegenwärtig 
ein  radikaler  Drang  nach  solcher  Neubildung  noch  das  Gegenteil  sozialer 
und  wissenschaftlicher  Klugheit  sein  würde. 

Sehr  oft  erörtert  man  auch  die  Frage,  ob  es  nicht  auf  Grund  inter- 
nationaler Erwägungen  angezeigt  wäre,  auch  mit  der  Reform  des  Osterfestes 
zu  warten,  bis  der  Unterschied  zwischen  den  beiden  christlichen  Kalendern, 
das  heißt  zwischen  dem  Kalender  von  Osteuropa  und  dem  Gregorianischen 
endlich  verschwunden  wäre.  Um  diesen  Einwand  zu  entkräften,  kann  man 
mit  einer  großen  Wahrscheinhchkeit  sagen,  daß  eine  Festlegung  des  Oster- 
festes durch  den  Heiligen  Stuhl  sicherlich  eine  mächtige  Hilfe  wäre,  um  auch 
den  Osten  Europas  für  die  Gemeinsamkeit  des  Datums  und  für  den  Ge- 
danken der  Festlegung  des  Osterfestes  zu  gewinnen. 


<$>  ^ 
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MORAUSCHE^RECHTS- 
ENTWICKLUNG 

DIE  ROLLE  DER  GEWALT  IN  DEN  KONFLIKTEN 
DES  MODERNEN  LEBENS. 

Eine  Rundfrage. 
IV. 

Pierre  Baudin,  Marineministcr,  Paris: 

Man  kann  den  ersten  Punkt  nicht  rein  theoretisch  beantworten. 

Der  Gewalt  ihre  Rolle  bei  der  Lösung  ökonomischer,  politischer  und  per- 
sönlicher Konflikte  absprechen,  hieße  soviel,  als  daß  man  auf  handgreiflichen 
Angriff  nicht  auch  handgreifhch  erwidern  dürfe.  In  Wirklichkeit  werde  ich, 
wenn  man  mich  schlägt,  zurückschlagen,  weil  ich  nicht  bloß  eine  reine  Ver- 
nunft bin,  sondern  ein  Mensch  mit  Nerven,  Muskeln,  Herz  usw. 

Der  langsame  Fortschritt  der  Menschheit  gibt  wohl  Hoffnung  auf  ein 
endUches  Ausscheiden  der  Gewalt.  Aber  so  lange  diese  sich  noch  unter  irgend- 
einer Form  bhcken  läßt,  wäre  es  müßig,  sie  zu  bejammern. 

Die  zweite  Frage  ist  offenkundig  tendenziös:  Sie  veranlaßt  die  Ver- 
teidiger des  Gewalt  Systems  womöghch,  selbst  über  die  Folgen  der  Gewalt - 
Übung  nachzudenken.  So  lehrt  man  die  kleinen  Kinder  ihre  Fehler  beichten 
und  ablegen. 

Gewiß  kann  man  auch  Männer  manchmal  wie  Kinder  behandeln.  An- 
dererseits gibt  es  keine  noch  so  vorzüghche  Erziehung,  die  aus  dem  Indivi- 
duum die  Instinkte  und  Leidenschaften  ausrotten  könnte;  auch  soll  nicht 
die  intensive  Glättung  der  Charaktere  ihnen  ihre  Kanten,  ihre  Originalität 
und  ihre  Verteidigungsmittel  rauben. 

Über  den  dritten  Punkt  werde  ich  noch  kürzer  sein. 

Alles,  was  praktisch  genommen  ein  internationales  Schiedsgericht  fördert, 
ist  heilsam  unter  der  Bedingung,  daß  es  ein  Werk  geduldiger  Überzeugung 
sei  und  daß  jeder  in  den  Konzessionen,  die  er  dieser  internationalen  Gerichts- 
barkeit machte,  Rücksicht  nehme  auf  die  Stellung,  die  sein  Gegner  ihr 
gegenüber  einnimmt.  Man  darf  sich  ihr  nicht  ausliefern,  wenn  der  Gegner 
seinerseits  nur  der  Kraft  vertraut. 

Man  kann  hierüber  eben  nicht  urteilen,  als  wenn  man  nur  allein  im  Spiele 
stünde. 

Man  kann  hierin  auch  nicht  den  allgemein  verbreiteten  Ideen  seines 
Landes  oder  seines  Zeitalters  unverhältnismäßig  voraneilen. 

*  * 

Emile  Floureus,  eh.  Minister  des  Auswärtigen: 
Ich  gehöre  nicht  zu  jenen,  die  meinen,  daß  man  ohne  Ehre,  ohne 
Gerechtigkeit  und  ohne  Freiheit  leben  könne  

*  * 
* 

Victor  Margueritte,  Ehrenpräsident  der  Gesellschaft  der 
Schriftsteller,  Paris: 
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Ich  glaube  an  den  Fortschritt  —  man  kann  daran  glauben  oder  nicht 
daran  glauben  und  steht  je  nachdem  auf  der  einen  oder  der  andern  Seite 
der  Barrikade  — ,  und  darum  baue  ich  auf  Sanftmut  und  Stärke,  die  die 
Klugheit  zur  Voraussetzung  haben. 

Ich  verabscheue  die  Gewalt:  sie  ist  die  Vernunft  der  rohen  Tiere. 

Es  lebe  das  Schiedsgericht  —  es  lebe  alles,  was  zur  Überlegung  anregt! 

In  der  Realität  gibt  es  freilich  ebenso  viele  Lösungen  als  „Fälle". 

Von  Jahrhundert  zu  Jahrhundert  vermindert  sich  die  Gewalt  ein  wenig 
dank  den  Gesetzen,  dank  dem  Wohlstande,  dank  dem  allgemeinen  Fortschritt 
der  Zivilisation. 

Dieselben  Ursachen  werden  sie  selbstverständlich  auch  weiter  ver- 
mindern. 

Aber  sie  wird  aus  der  Menschheit  nur  mit  der  Menschheit  verschwinden 

*  * 
* 

Engelbert  Pernerstorfer,  Vizepräsident  des  österreichischen 
Abgeordnetenhauses : 

Das  letzte  Ziel  der  Menschheitsentwicklung  muß  dahin  gehen,  alle  Ge- 
waltanwendung von  Menschen  auf  Menschen  aufzuheben.  Bis  wir  zu  einer 
solchen  Gestaltung  gelangen,  wird  aber  noch  eine  lange  Zeit  vergehen,  inner- 
halb deren  die  Gewalt  ein  oft  unumgänghches  Mittel  bilden  wird.  So  haben 
die  Völker,  so  lange  sie  unterdrückt  werden,  das  zweifellose  Recht  auf  blutige 
Gewalt,  auf  Revolution,  und  wir  bedauern  z.  B.  lebhaft,  daß  die 
Finnen  nicht  die  Macht  haben,  sich  durch  Gewalt  des  russischen  Druckes  zu 
entledigen.  So  ist  jeder  noch  so  blutige  Krieg  gerechtfertigt,  sobald  es 
um  nationale  Selbständigkeit  geht.  Der  Streik  ist  kein  Gewalt-,  sondern 
ein  friedliches  Abwehrmittel.  Die  Sabotage  ist  grundsätzlich  zu  ver- 
werfen, doch  muß  man  im  Auge  behalten,  daß  sie  unter  äußersten  Um- 
ständen ein  wenn  auch  bedenkhches,  so  doch  entschuldbares  Symptom  der 
Verzweiflung  sein  kann  und  dann  eine  mildere  Beurteilung  verdient.  Da- 
gegen ist  auch  schon  im  heutigen  Gesellschafts  zustande  das  Duell  wie  auch 
die  Lynchjustiz  in  keinem  Falle  weder  gerechtfertigt  noch  entschuldbar . 

*  * 
Georges  Yvetot,  Sekretär: 

Der  Krieg  —  Ich  glaube,  daß  kein  Krieg  erklärt  werden  könnte, 
wenn  die  Arbeiter,  die  alle  Mittel  zum  Kriege  Hefern,  Verständnis 
dafür  hätten,  daß  hier  ihnen  völHg  fremde  Interessen  vertreten  werden. 
Zugleich  würde  kein  Gouvernement  die  Verantwortung  einer  Kriegs- 
erklärung auf  sich  nehmen,  wenn  es  im  voraus  wüßte,  daß  die  Bevölkerung 
zur  passiven  Resistenz  entschlossen  sei  und  ein  Krieg  zugleich  Revolution 
bedeute.  Unter  den  Arbeitern,  sogar  den  deutschen,  verbreitet  sich  glück- 
licherweise immer  mehr  die  Idee,  daß  auf  eine  Kriegserklärung  von  ihrer  Seite 
mit  der  Erklärung  eines  Generalstreiks,  und  auf  den  Mobilmachungsbefehl 
mit  Insurrektion  unmittelbar  zu  antworten  sei.  Diese  energische  Haltung 
einer  einsichtigen  Arbeiterschaft  hat  für  den  Weltfrieden  mehr  getan  als  alle 
Friedenskongresse  und  Schiedsgerichtshöfe.  Die  Furcht  vor  der  Revolution 
ist  der  Anfang  der  Weisheit  bei  den  Finanzmännern  und  allen  Parasiten,  in 
deren  Diensten  die  Regierungen  und  die  Presse-  und  Parlamentspolitiker 
stehen.  Wenn  einer  den  Nobelpreis  verdient,  so  ist  es  der  revolutionär -anti- 
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militaristisch-antipatriotische  Gcwerkscliaftsführer,  der  den  Regierungen 
Frieden  gebietet,  indem  er  sie  mit  der  Revolution  bedroht,  die  er  in  den 
tiefen  Massen  vorbereitet,  die  da  leiden,  nachdenken  und  in  Erwartung  des 
Aufruhrs  werken. 

Die  Revolution.  —  Ich  halte  sie  für  unvermeidlich  und  alle 
Augenblicke  zum  Ausbruch  bereit.  Ich  habe  nur  eine  Furcht:  daß  das  noch 
unwissende  und  leicht  zu  gängelnde  Volk  nicht  die  Fähigkeit  besitzen  wird, 
auf  den  Ruinen,  die  es  überall  angerichtet  haben  wird,  eine  Gesellschaft  freier 
Produzenten  zu  errichten.  Deshalb  ist  Ziel  des  Syndikalismus  die  Befreiung 
des  Arbeiters  durch  sich  selbst.  Darum  muß  jeder  wirkliche  Genosse  und 
Tatmensch  in  unseren  Reihen  in  erster  Linie  Organisator  und  Erzieher  sein. 

Der  Streik  ist  mit  den  Sitten  und  der  Lebensanschauung  der  Arbeiter, 
Angestellten  und  Beamten  bereits  so  sehr  verwachsen,  daß  ein  oder 
mehrere  Gesetze  ihm  den  Lebensodem  nicht  nehmen  werden.  Der 
immer  vollkommenere  Zusammenschluß  der  Unternehmer,  denen  die  Polizei, 
die  Gemeinde  und  die  Armee  immer  wiHigen  Beistand  leisten,  zwingt  die 
Ausgebeuteten,  den  Streik  immer  seltener,  aber  immer  wuchtiger  und  nur 
im  richtigsten  Moment  nach  sorgfältigster  Vorbereitung  der  Schlachtordnung 
bei  besterwogener  GewinnsthofTnung  anzutreten.  Dieser  Zwang  reift  die 
Technik  des  wahren  Generalstreiks,  der  die  erste  Phase  der  sozialen  Revo- 
lution ist. 

Die  Sabotage  ist  eine  Handhabe  für  geschickte,  intelhgente  Ar- 
beiter, um  den  schlechtzahlenden  Arbeitgeber  an  seiner  verwundbaren 
Stelle  anzugreifen.  Was  der  Arbeiter  absichtlich  verdirbt,  ist  immer 
nur  Werkzeug,  nie  geht  es  auf  Personen  über ;  die  Sabotage  des  Unter- 
nehmers besteht  darin,  daß  er  Gesundheit  und  Leben  des  Pubhkums 
angreift,  indem  er  aus  Habgier  und  Gewinnsucht  dem  Kunden  verfälschte 
Ware  verkauft.  Die  Sabotage  des  Arbeiters  ist  logisch  und  ungefährHch, 
die  des  Unternehmers  verbrecherisch. 

Die  Lynchjustiz  entspricht  der  Verwilderung  der  Sitten,  wie  sie 
durch  die  verrohende  und  korrumpierte,  das  Bürgertum  stützende  Presse 
in  dem  Verfall  geweihten  Nationen  hervorgerufen  wird. 

Das  Duell  ist  ein  Zeitvertreib  eitler  Gecken  oder  in  den  Deck- 
mantel einer  atavistischen  Gepflogenheit  sich  verkappender  Bluthunde  .... 
Die  Arbeiter  spotten  seiner. 


^  Dr.  Angelo  Vaz,  Mitglied  des  portugiesischen  Parlamentes: 
Ich  denke,  daß  der  Fortschritt  der  Arten  im  Tierreiche  sowohl  wie  der 
Individuen  viel  mehr  der  gegenseitigen  Hilfe  als  dem  Kampf  aller  gegen 
alle  zu  danken  ist.  Und  da  die  Gesetze  der  Soziologie "  nur  Folge- 
sätze der  biologischen  Gesetze  sind,  muß  man,  so  meine  ich,  in  der 
menschlichen  Solidarität  die  Leitmotive,  diel;  Ideen,  die 
Empfindungen  suchen,  die  eine  aufsteigende  Entwicklung'  zu  fördern 
imstande  sind.  Aber  —  man  darf  nicht  .vergessen  —  auch  in  der  Biologie 
gibt  es  Fälle,  wo  die  Gewalt  notwendig  und  nützlich  ist.  Am  Ende  der 
Schwangerschaft  muß  es  zu  grausamen  Schmerzen  kommen,  bevor  das 
ausgetragene  Kind  vom  Mutterleibe  sich  losreißen  kann,  das  Licht  der 
Welt  zu  erblicken.  Die  Revolutionen  sind  bei  der  Geburt  neuer  Gesell- 
schaftsformen schmerzliche  und  beklagenswerte  Krisen,  aber  sie  sind  nützlich 
und  notwendig.   Ob  man  in  Zukunft  sie  wird  entbehren  können  ?   Ich  hoffe 
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es.  Das  alJgemeine,  gleiche  Wahlrecht,  die  unmittelbare  Volksherrschaft 
mittels  des  Referendums,  die  Idee  der  freien  Wahl  auf  das  wirtschaftliche 
Leben  gerade  so  angewendet,  wie  sie  schon  heute  das  politische  Leben  regelt, 
werden,  das  bin  ich  überzeugt,  regelmäßige  Mittel  zur  Lösung  der  gesell- 
schaftHchen  Konflikte  sein: 

Krieg,  Revolution,  Streik,  Sabotage  werden  alsdann  verlassen  werden 
als  unnütze  und  dem  Fortschritte  der  Menschheit  hinderhche,  veraltete  Dinge. 

Die  Lynchjustiz  und  das  Duell  verwerfe  ich  durchaus  und  unter  jeder 
Bedingung.  Sie  passen  nicht  mehr  in  unsere  Zeit,  und  ein  „Gottesurteil" 
anzurufen  .  .  .  welche  Unvernunft  im  20.  Jahrhundert! 

Paul-Hyacinthe  Loyson,  Schriftsteller,  Paris: 

Die  Apologie  der  Gewalt,  wie  sie  jetzt  eben  so  stark  in  der  Mode  ist,  ist 
ein  Verbrechen;  der  Glaube  an  das  Evangelium  des  Friedens  ist  leider  ein 
Unsinn.  Und  ich  muß  es  aussprechen,  ich,  der  Pazifist,  ich,  der  Antimili- 
tarist:  daß  die  Gewalt  so  lange  dauern  wird,  wie  die  Menschheit  selbst. 

Alles,  was  zu  hoffen  steht,  ist,  daß  die  Formen  der  Gewalt  sich  zivili- 
sieren werden,  daß  der  Gebrauch  der  Waffen  ein  immer  seltenerer  werde. 

Gewiß  ist  die  Gewalt  keineswegs  „das  wirksamste  Mittel  des  Fortschritts''. 

Sie  setzt  im  Dienste  des  Fortschritts  erst  ein,  wenn  die  besseren  Mittel 
versagt  haben;  wie  das  Messer  des  Chirurgen  öffnet  sie  den  Bauch  als  letzte 
Hilfe,  und  zwar  häufig  einen  vollgepfropften  Bauch  (da  meistens  leere  Bäuche 
gegen  volle  kämpfen). 

Gottseidank  scheint  das  Kriegführen  im  Okzident  dank  einer  fünfzig- 
jährigen politischen,  sozialen,  ökonomischen  und  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
moralischen  Entwicklung  mehr  und  mehr  auszusterben.  Der  bewaffnete 
Friede  ist  der  Krieg,  wohl  ein  am  grünen  Tisch  ununterbrochener,  aber  un- 
blutiger Krieg:  er  ist  eine  Geißel  für  die  Steuerzahler  und  Rekruten,  aber 
er  ist  zweifellos  die  ideale  Form  der  Gewaltübung  unter  Nationen. 

Demgegenüber  erscheint  mir  das  erreichte  Stadium  im  Klassenkampf 
ein  weit  unvollkommeneres.  Proletarier  und  Kapitalisten  ein  und  desselben 
Landes  leben  in  viel  direkterer  Beziehung  zueinander  als  die  Nationen  unter 
sich.  Aber  damit  die  Intimität  dieser  Beziehungen  wie  unter  Nationen 
eine  ruhig  gelassene  Rivalität  zur  Schau  trage  und  ein  Ersatz  der  Gewalt 
gefunden  würde,  dazu  haben  die  verschiedenen  Klassen  einander  noch 
zu  wenig  massakriert:  Die  auswärtigen  Kriege  überwiegen  in  der 
Vergangenheit  die  sozialen  allzu  empfindhch.  Zu  viele  Alexander  —  und  zu 
wenig  Spartakuse.  Alles  deutet  darauf  hin,  daß  die  sozialen  Kriege  in  naher 
Zukunft  nachgeholt  werden  sollen.  Fehlt  ja  doch  auch  zwischen  Kapita- 
listen und  Proletariern  jede  diplomatische  Vermittlung!  Hier  gibt  es  nur 
Gendarmen.  Sollte  also  dem  Kapitalismus  während  der  nächsten  50  Jahre 
auf  seinem  Wege  nach  Damaskus  nicht  ein  Licht  aufgehen,  so  wird  der 
Okzident  eine  wohl  ebenso  große  Jakobinade  erleben,  als  Napoleon 
seinerzeit  in  Schlachten  Menschenblut  vergoß. 

Zur  Vervollständigung  der  FestHchkeit  werden  die  ,, Vaterländer'*  ihre 
Kanonen  hineinschleudern,  und  zwar  zum  Schutze  des  einheimischen 
Kapitalismus  den  Kapitalismus  jenseits  der  Grenze  aufs  Korn  nehmen. 

Wenn  endlich  Europa  erschöpft  sein  wird  vom  vielen  Blutverlust,  wird 
Asien  kommen  und  Abrechnung  verlangen.  Denn  tiefer,  unvergleichlicher, 
weibgeborener  als  Klassen-  und  Nationalhaß  scheint  uns  der  Haß  der  Rassen. 
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Die  Gelben  und  wir  haben  nicht  den  gleichen  Affen  zum  Ahnherrn.  Ein  alter 
Urwaldsstreit  wird  wahrscheinlich  im  22.  Jahrhundert  auf  den  Schlacht- 
feldern des  verwüsteten  Europa  ausgetragen  werden. 

Schnell,  Leser,  verblättere  diese  Seite  und  verdamme  mich,  weil  ich  dir 
meinen  Albdruck  ausgeplaudert  habe.    Kindlein,  liebet  einander. 

*  * 
* 

Dr.  Zora  Pri^a,  Sekretärin  der  Nationalvereinigung  serbischer 
Frauen: 

Sie  werden  mich  entschuldigen,  daß  ich  nicht  früher  geantwortet  habe. 
Aber,  wie  Sie  wissen,  verbringen  die  serbischen  Frauen  jetzt  den  größten 
Teil  ihrer  Zeit  am  Lager  ihrer  teuren  Verwundeten,  die  mit  all  der  Hingebung 
und  Leidenschaft  gepflegt  werden,  die  ihre  Taten  verdient  haben.  Dennoch 
will  ich  versuchen,  Ihnen  in  einigen  Worten  meine  Empfindung  der  Frage 
gegenüber,  die  Sie  beschäftigt,  zu  schildern. 

Die  biologischen  Gesetze  besagen  es:  Die  Natur  ist  grausam:  selbst  in 
das  Innerste  ihres  Meisterwerkes,  in  das  Herz  des  Menschen,  hat  sie  die  Feind- 
seligkeit und  den  Haß  gelegt,  und  diese  Triebe  machen  den  Starken  zum 
Despoten. 

Oh,  gewiß  sollte  es  keinen  Krieg  mehr  geben,  wie  überhaupt  keine  Brutali- 
tät und  unbilligen  Gewaltgebrauch.  Aber  —  wer  bürgt  uns  dafür,  daß  — 
ein  Schiedsgericht  nicht  auch  martervolle  Enttäuschungen  bringen,  grau- 
samer Ungerechtigkeiten  fähig  sein  könnte  ?!  Wer  wagte  es,  uns  zu  ver- 
sichern, daß  e  s  nicht  langsam,  Tropfen  um  Tropfen,  unsere  Seelen  ver- 
giften werde,  noch  weniger  gutzumachen  als  der  Schwertstich,  der  nur  den 
Körper  durchbohrt? 

*  * 

Dr.  Heinz  Potthoff,  M.  d.  R.,  Düsseldorf: 

Die  ,, Kritik  der  reinen  Vernunft*'  wird  alle  fünf  Gewalt  mittel  ver- 
werfen und  an  ihre  Stelle  das  Recht  setzen ;  das  heißt  der  Lynchjustiz 
das  geordnete,  amtliche  Strafverfahren;  an  Stelle  des  Duells  das  Ehrengericht; 
an  Stelle  des  Streiks  (und  seines  Gegenstücks:  der  Aussperrung)  Einigungs- 
ämter, Schiedsgerichte  und  Tarifverträge;  an  Stelle  der  Revolution  die 
geseztmäßige  Änderung  der  Verfassung ;  und  an  Stelle  des  Krieges  das  Haager 
Schiedsgericht. 

Aber  die  ,, praktische  Vernunft''  wird  leider  erkennen,  daß  eine  völlige 
Beseitigung  der  fünf  Gewaltmittel  an  Voraussetzungen  gebunden  ist,  die 
gegenwärtig  nicht  bestehen  und  in  absehbarer  Zeit  auch  nicht  zu  erreichen 
sind:  nämlich  ein  tadelloses  Funktionieren  der  Rechtsinstitute;  eine  Ent- 
scheidung, die  stets  der  Gesamtheit  oder  einer  überwiegenden  Mehrheit  der 
Beteihgten  als  gerecht  und  vernünftig  erscheint;  und  eine  Gewalt,  die  auch 
die  andern  nötigt,  den  Spruch  zu  respektieren.  In  welchem  Lande  ist  das 
vorhanden  oder  zu  erwarten  ? 

Die  deutsche  Rechtsprechung  (um  mich  auf  das  eigene  Land 
zu  beschränken)  ist  ebensowenig  immer  sozial  wie  die  Gesetzgebung.  Beide 
entsprechen  oft  weder  den  Bedürfnissen  unserer  fortschreitenden  Entwicklung 
noch  den  Volksanschauungen.  Einen  Ehrenschutz  gewähren  unsere  ordent- 
lichen Gerichte  so  wenig  wie  die  verschiedenen  Standesehrengerichte;  im 
Gegenteile  wachsen  sich  Beleidigungsprozesse  meistens  zu  den  schlimmsten 
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Ehrenkränkungen  des  Klägers  aus.  Das  Arbeitsverhältnis  ist  überhaupt  noch 
nicht  völlig  rechthch  geordnet,  sondern  noch  überwiegend  Gewaltverhältnis; 
und  so  lange  Verwaltung  und  Gericht  ihr  Möglichstes  tun,  in  allen  Streitig- 
keiten unbesehen  die  Partei  der  Arbeitgeber  zu  ergreifen  und  die  Arbeiter 
auch  in  der  Wahrung  allgemeiner  Volksinteressen  zu  hindern,  können  staat- 
liche Zwangsschiedsgerichte  keinen  Erfolg  haben.  Die  Verfassung  ist  ein 
Blatt  Papier  und  keine  Friedensbürgschaft,  so  lange  sie  nicht  von  allen  Ver- 
waltungsorganen peinlichst  eingehalten  wird.  Und  wo  ist  die  Macht,  die 
einen  der  Großstaaten  hindern  könnte,  trotz  internationalen  Schiedsspruchs 
seinen  Anspruch  mit  dem  Schwerte  zu  erkämpfen  ? 

Deswegen  glaube  ich  nicht  an  eine  völlige  Beseitigung  einer  der  Gewalt - 
"  äußerungen  in  absehbarer  Zeit.  Ich  würde  sie  begrüßen,  weil  ich  die  Schädi- 
gungen für  unendHch  größer  halte  als  den  Nutzen.  Allerdings,  so  lange  die 
genannten  Voraussetzungen  nicht  erfüllt  sind,  bleiben  die  Gewaltmittel  nicht 
nur  unentbehrlich,  sondern  oft  auch  nützlich.  Die  Schädigungen  durch  einen 
um  erheblicher,  guter  Interessen  willen  geführten  Arbeitskampf  dürften  in 
der  Regel  geringer  sein,  als  es  die  Schädigungen  der  Gesamtheit  durch  ein 
wirtschaftliches,  gesundheitUches,  kulturelles  Zurückbleiben  der  Arbeiter- 
schaft sein  würden.  Und  eine  Bevölkerung,  die  durch  Vorwärtsstreben  oder 
Rechtsgefühl  zu  Selbsthilfe  und  Gewalt  getrieben  wird,  scheint  mir  bei  weitem 
besser  als  eine,  die  jedes  Unrecht  und  jede  Unterdrückung  schweigend  duldet. 
An  dei  Auslese  durch  den  Kampf  ums  Dasein  glaube  ich  nicht,  denn  es 
bleiben  nicht  die  Besten  übrig.  Im  Gegenteil  dienen  die  Gewaltmittel  großen- 
teils dazu,  die  schlechten  Elemente  zu  schonen  und  die  kräftigen  zu  ver- 
nichten; so  namentlich  der  Krieg  nur  die  feldtaughchen.  Die  Kriegsbereit- 
schaft wirkt  zweifellos  stählend  auf  Körper  und  Geist.  Aber  viel  besser  noch 
wäre  es,  wenn  diese  Stählung  durch  richtige  Erziehung,  Sport,  Kulturarbeit 
in  gefährlichen  Gegenden  usw.  erreicht  und  die  MiUiarden  der  Heeresrüstung 
produktiven  oder  sozialen  Zwecken  dienten.  Die  studentische  Mensur  (mit 
nicht  tötlichen  Waffen)  ist  ein  vortreffHches  Erziehungsmittel,  ein  ritterlicher 
Sport  und  für  die  Verkehrssitten  viel  zuträgHcher  als  Prügeleien  und  Ge- 
richtsszenen. 

Für  die  soziale  Auslese  viel  wichtiger  als  alle  Gewaltmittel  ist  eine  richtige 
Sozialpolitik,  die  sich  von  dem  thörichten  Humanitätsgrundsatze  freimacht, 
Fürsorge  wäre  um  so  nützlicher,  je  unnützer  sein  Gegenstand.  Der  Mensch 
ist  der  Gesamtheit  nur  soviel  wert,  als  er  ihr  leistet.  Nur  der  Gesunde,  Ar- 
beitsfähige ist  ein  Aktivposten  in  der  Bilanz  des  Volkes  und  der  Menschheit. 
Der  dauernd  Leistungsunfähige,  der  Krüppel,  ist  ein  Passivposten.  Ihn  zu 
pflegen  ist  ein  vom  Mitleid  empfohlener  —  Luxus.  Man  sollte  sich  fragen, 
ob  das  Volk  reich  genug  ist,  sich  solchen  Luxus  zu  gestatten.  Deutschland 
ist  m.  A.  nach  nicht  reich  genug  dazu.  Für  jeden  Krüppel,  den  wir  erhalten^ 
gehen  zwei  gesunde  Kinder  aus  Mangel  zugrunde.  Besser  als  Krieg  und 
sonstige  bhnde  Gewaltauslese  ist  eine  Sozialpolitik,  die  Kapital  und  Arbeit 
dahin  verwendet,  wo  es  reiche  Frucht  trägt. 

Im  übrigen  sehe  ich  die  Wege  zur  allmählichen  Annäherung  an  die  im 
Eingang  genannten  Friedenszustände  in  der  Erziehung  der  Menschen 
zur  Wahrheit  und  Gerechtigkeit  und  in  der  Demokratisierung  der 
Staaten  zur  Selbstverwaltung  der  Völker. 


* 


* 


* 
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Prof.  Frederick  J.  Gould,  London: 

Ich  bin  der  Ansicht,  daß  es  nötig  ist,  zur  Gewalt  zu  greifen: 

1.  wenn  das  Recht  der  freien  Rede  in  Versammlungen  usw.  unterdrückt 
oder  eingeschränkt  wird; 

2.  wenn  aus  irgendeinem  Grunde  (mit  Ausnahme  von  Anstandsrück- 
sichten)  die  Presse  der  Zensur  unterworfen  wird. 

Was  die  einzelnen  Erscheinungsformen  der  Gewalt  anbetrifft,  so  sollten 
hinsichtlich  des  Krieges  alle  Regierungen  und  alle  Institutionen  morali- 
schen Charakters  eintreten  für: 

1.  das  Haager  Schiedsgericht; 

2.  die  Ersetzung  der  nationalen  Flotten  durch  eine  internationale  Flotte, 
die  zu  Polizeizwecken  von  allen  Regierungen  gemeinsam  unterhalten 


3.  die  Entwicklung  der  Heere  zu  demokratischen  Bürgerheeren,  die  sich 
allmählich  einer  ausschließlich  polizeihchen  Einrichtung  nähern. 

Streiks  sind  gerechtfertigte  und  notwendige  Protestkundgebungen 
der  Proletarierklasse  gegen  wirtschaftliches  Elend;  wenn  diese  jedoch  ver- 
nünftig organisiert  ist,  kann  sie  auch  ohne  Gewalt  auskommen. 

Was  das  Frauenstimmrecht  anlangt,  so  bin  ich  für  allge- 
meines Stimmrecht  der  Erwachsenen  —  jeder  Mann  eine  Stimme,  jede  (ver- 
heiratete oder  unverheiratete)  Frau  eine  Stimme.  Gewaltausübung  seitens 
der  ,, Frauenrechtlerinnen"  sehe  ich  als  ernstlichen  Verstoß  gegen  die  soziale 
Ethik  an.  Die  Frau  ist  eine  wesentliche  Garantie  der  Ordnung;  das  Beispiel 
gewalttätiger  Frauen  wirkt  ungünstig  auf  die  anarchistischen  Elemente  der 
Menschheit  ein  und  ist  besonders  gefährlich  für  die  Vorstellungswelt  der 
Kinder. 

Das  Duell  endhch  ist  eine  lächerliche  Reliquie  aus  dem  Mittelalter*). 


*)  Weitere  Antworten  bringen  wir  im  nächsten  Heft.     D.  Red. 


würde; 


Verantwortlich   für  die  Redaktion  Erich  Lilienthal  Berlin-Wilmersdort. 
Drnck  von  Goorg^  Reimer  in  Berlin  W.  85. 
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Cyltern,    die  sich  der  Erziehung  ihrer  SKinder  nicht  genügend  widmen  können,   freunde  besonnener 
anternchtsreform,    verlangen    Prospekte    der    in    herrlichem    "Waldgebirge    gelegenen  Sieformanstalt 

Mrmcbule  öocbwaWbausen 

beißauierbacl) 

(Ober-Oessen) 

^•rgfSltig€.  ärxtlich  beaufsichtigte  3(5rper- 
pflege.    Wanderungen  und  Studienreisen. 

m 

Unterricht    durch    berufsfreudige  £ehrer. 
(Ziel:  Selbständig,  wissenschaftl.  Slrbeit.). 
iSrnste    3<unstpflcge.      Spiel    und  Sport. 
Qartenbau.    Erziehung  zu  Pflichterfüllung 
und    feiner    Sitte.      SKarmonisches  Qe- 
meinschaftsleben.   Sichere  'Vorbereitung  zu 
Oberrealschul-u.SlealgymncLSial-Trü fangen. 
(€inf.-Gx.,  Slbitur.).  StUerersteSleferenzen. 

SZOCIALPOLITIKAI  SZEMLE 

(Sozialpolitische  Rundschau) 

Mitteilungen  aus  dem  Bereiche  der  Sozialpolitik,  Sozialhygiene,  Sozialtechnik,  der  Tarif- 
vereinbarungen zwischen  Arbeitgebern  u.  Arbeitern,  der  Organisation  der  Arbeitgeber  u. 
Arbeiter  u.  des  wirtschaftl.,  technischen  u.  wissenschaftl.  Fortschritts  im  In-  u.  Ausland 

UngarischeAusgabe  der  Dokumente  des  Fortschritts 

Herausgegeben  von  Dr.  Eugen  Länczi 

in  Verbindung  mit  Dr.  Marcel  Kadosa 
Erscheint  monatlich  zweimal.  Abonnement  jährlich  20  Kr.  Redaktion  u.  Administration :  Budapest  V.,  Väcistraße  4 


■ 

■ 

■ 

DIE  FRAUENBEWEGUNG 

Herausgegeben  von  MINNA  CAUER 

Mit  der  Beilage: 

ZEITSCHRIFT  FÜR  FRAUENSTIMMRECHT 

Monatsschrift  für  die  staatsbürgerliche  Bildung  der  Frau 

„DIE  FRAUENBEWEGUNG" 

behandelt  alle  sozialen,  kulturellen  und  politischen  Fragen 
der  Gegenwart  mit  Beziehung  auf  das  Leben  der  Frau 

„DIE  ZEITSCHRIFT  FÜR  FRAUENSTIMMRECHT« 

bringt  neben  Nachrichten  über  den  Fortgang  der  Stimmrechtsbewegung 
in  allen  Ländern  orientierende  Artikel  zur  staatsbürgerlichen  Erziehung 

■ 

Das  Blatt  erscheint  am  1.  und  15.  jeden  Monats  und  ist 
durch  alle  Buchhandlungen,  Postämter,  sowie  durch  den 
Verlag  W.  &  S.  LÖWENTHAL,  Berlin  C.  19,  zu  beziehen 
Preis  für  beide  Blätter  zusammen  vierteljährlich  1  Mark 

1 

Probenummern  gratis  durch  das  Pressekomitee  „Frauenbewegung" 
Berlin,  Neue  Winterfeldtstrasse  17 

■ 

■ 

■ 
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Zusammenschluß 
der  freien  Geister! 

Wer  die  Bestrebungen  des 
Deutschen  Freidenkerbundes 
fördern  helfen  will: 


unter  Beiseitelassung;  der  Politik  fürHumanität, 
religiöse  Aufklärung,  wissenschaftliche  Er- 
kenntnis und  Bildung-,  Wahrung  der  vollen 
Glaubens-  und  Gewissensfreiheit,  der  freien 
Selbstbestimmung  in  allen  religiösenAngelegen- 
heiten  gemäß  den  Grundsätzen  der  fortschrei- 
tenden Vernunft  und  Wissenschaft  zu  wirken: 

Der  erkläre  seinen  Beitrittl 

Mindestbeitrag-  4  Mark  jährlich,  wofür  die  Zeit- 
schrift »Der  Freidenker«,  Organ  des  Deutschen 
Freidenkerbundes,  monatlich  zweimal  kosten- 
los geliefert  wird. 

Geschäftsstelle: 

München  2,  NW.  18 


Ethische  Kultur 

Halbmonatsschrift 
für  ethisch -soziale  Reformen 

Begründet  von  GEORG  VON  GIZYCKI 

Mit  der  Monatsbeilage  „Kinderland",  Blätter  für 
ethische  Jugenderziehung,  u.  derVierteljahrsbei- 
lage :  „Weltliche  Schule".  (Mitteilungen  des  Deut- 
schen Bundes  für  weltl.Schule  u. Moralunterricht.) 

Herausgeg.  von  DR.  RUDOLF  PENZIG 

Verlag:  Verlag  für  ethische  Kultur 
RichardBieber,  Berlin  S0.16,Runge8t.27 

Die  im  21.  Jahrgange  erscheinende  Halbmonats- 
schrift »Ethische  Kultur«  mit  ihren  wertvollen 
Beiblättern  Kinderland  und  Weltliche  Schule  ist  mit 
stetig  wachsendem  Erfolge  bemüht,  gegenüber  der 
zum  Teil  unvermeidlichen  Zersplitterung  moderner 
fortschrittlicher  Kulturentwicklung  nachdrücklich 
deren  E  i  n  h  e  i  t  zu  betonen  und  festzuhalten  und  so- 
mit eine  gemeinschaftliche  Basis  zu  schaffen,  auf  der 
alle  freiheitlichen  Gedankenrichtungen  sich  begeg- 
nen, und  alle  vorwärts  gerichteten  Elemente  sich 
zusammenfinden  können. 

Die  »Ethische  Kultur«  mit  der  Monatsbeilage 
»Kinderland«,  Blätter  für  ethische  Jugenderziehung, 
und  der  Vierteljahrsbeilage  »Weltliche  Schule«  (Mit- 
teilungen des  Deutschen  Bundes  für  weltliche  Schule 
und  Moralunterricht)  erscheint  am  i.  und  15.  jeden 
Monats.  Preis  vierteljährlich  Mk.1.60.  Man  abonniert 
bei  allen  Buchhandlungen  und  Postanstalten,  sowie 
direkt  beim  Verlage  Berlin  SO.  16,  Rung-estraße  27, 
der  auf  Verlangen  Probenummern  gratis  und  franko 
versendet. 


Franz  Oppenheimer 

Theorie  der  reinen 
und  politischen 

Ökonomie 

2.  Aufl.  Geh.  14  Mk.  Geb.  15  Mk. 

Berliner  Tageblatt : 

Jetzt  hat  nun  wieder  ein  tapferer  Kämpe 
den  Kampfplatz  betreten  und  sein  Bestes  her- 
gegeben, damit  Frieden  auf  Erden  werde  und 
den  Menschen  ein  Wohlgefallen.  Mit  dem 
ganzen  Rüstzeug-  unsererWissenschaft  gewappnet, 
müht  sich  der  frühere  Menschen-  und  jetzige 
Volksarzt  Franz  Oppenheimer  mit  seinem  vor 
kurzem  erschienenen  inhaltsschweren  Werke: 
»Theorie  der  reinen  und  politischen  Ökonomie. 
Ein  Lehr-  und  Lesebuch  für  Studierende  und 
Gebildete«,  die  Erkrankung  unseres  sozialen 
Körpers  zu  erkennen.  .  .  . 

Oppenheimers  Lehre  ist  —  kurz  charakte- 
risiert —  das  System  des  liberalen  Sozialismus, 
das  an  Adam  Smiths  Untersuchungen  angeknüpft, 
aber  im  Gegensatz  zur  bürg-erlichen  Klassen- 
theorie von  Carey  und  Dühring  weiter  entwickelt 
wurde.  Getragen  von  einer  wundervoll  opti- 
mistischen Stimmung,  glaubt  diese  liberal-soziale 
Menschheitstheorie  an  eine  Gesellschaftsordnung, 
in  der  das  wirtschaftliche  Selbstinteresse  seine 
Herrschaft  bewahrt  und  sich  in  völlige  freiem 
Wettbewerb  durchsetzt.  Nur  eine  Art  von  Ein- 
kommen gibt  es :  das  Arbeitseinkommen.  Kapital- 
profit und  Grundrente  sind  verschwunden. 


Im  Januar  1913  begann  der  IX.  Jahrg.  der  Zeitschrift: 

Sexual-Probleme 

Zeitschriftfür  Sexualwissenschaft 
und  Sexualpolitik 

Herausgeber  Dr.  med.  Marcuse 

Preis:  Halbjährlich  (6  Hefte)  Mark  4.— 
Einzelheft  80  Pfg. 

Mit  den  »Sexual-Problemen«  wollen  wir  ein  er- 
schöpfendes Quellen-  und  Sammelwerk  für  die  ge- 
samte Sexualwissenschaft  und  ein  großzügiges  Organ 
für  praktische  Sexualpolitik  bieten.  Eine  stattliche 
Reihe  angesehener  Fachschriftsteller  auf  allen  in 
Betracht  kommendenWissensgebieten  sind  ständig-e 
Mitarbeiter.  Neben  ausführlichen,  allgemein  ver- 
ständlichen Aufsätzen  aus  dem  Gebiete  der  Medizin 
und  Hygiene,  der  Naturwissenschaft  und  Völker- 
kunde, der  Rechts-  und  Sozialwissenschaft,  der 
Philosophie,  Pädagogik  und  Ethik  wird  sich  unsere 
Zeitschrift  auch  die  eingehende  Berichterstattung 
über  die  einschlägige  Literatur,  über  die  aktuellen 
Ereignisse  im  öffentlichen  Leben,  über  die  Fort- 
schritte und  Erfahrungen  auf  sexualwissenschaft- 
lichem Gebiet  angelegen  sein  lassen. 

Abonnements  nehmen  alle  Buchhandlungen  und 
Postanstalten  entgegen. 

Probeheft  mit  ausführlichem  Prospekt 
gratis  und  franko  durch 

J.  D.  Sauerländer's  Verlag 

Frankfurt  a.  M.,  Finkenhofstraße  21 
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VERLAG  VON  GEORG  REIMER  IN  BERLIN  W  35 


T 


EXTBÜCHER  ZU  STUDIEN  ÜBER 
WIRTSCHAFT  UND  STAAT 

HERAUSGEGEBEN  VON  PROF.  DR.  J.  JASTROW 


Bandl 


Handelspolitik 

In  biegsames  Leinen  gebunden  Preis  3  Mark 

Ein  auf  diesem  Gebiete  anerkannter  Fachmann  hat  es  unternommen,  aus 
den  weitzerstreuten,  teils  umfangreichen,  teils  alten  Quellen  ein  Büchlein  zu- 
sammenzutragen, das  auf  beschränktem  Räume  alles  das  gibt,  was  in  den 
Lehrbüchern  über  Handelspolitik  fehlt.  Kurz  und  knapp,  in  Form  eines 
Taschenbuches  (Baedeker-Format),  bietet  der  Band  das  Wichtigste  aus  den 
maßgebenden  Urkunden  zur  älteren  wie  neueren  Handelspolitik;  das  geltende 
Zolltarifgesetz  wie  die  älteren  Gesetze  der  freihändlerischen  Periode  Deutsch- 
lands, Dokumente  der  Anti-Cornlaw-Liga,  Reden  Bismarcks,  Caprivis,  Cham- 
berlains,  Überblicke  über  die  Vertragsbeziehungen  zu  allen  Ländern  der 
Erde,  internationale  Ein-  und  Ausfuhrstatistik,  Auszüge  aus  freihändlerischen 
und  schutzzöllnerischen  Theoretikern  (Adam  Smith,  List)  und  Übersichten 
über  die  Vertretung  der  beiden  Richtungen  in  der  Tagespresse  der  Haupt- 
kulturländer. Das  Buch  eignet  sich  insbesondere  für  akademische  Vorlesungen 
und  Übungen,  aber  auch  für  jeden,  der  auf  eigene  Hand  sich  über  unsere  oder 
anderer  Länder  Handelspolitik  unterrichten  will.  Denn  es  ist  nicht  nur  Deutsch- 
land, sondern  es  sind  auch  Frankreich,  England,  Nordamerika  usw.  berücksichtigt 
worden.  Für  vollständigere  Studien  sind  überall  die  Quellen  angegeben. 


Band  II 


Arbeiterschutz 

In  biegsames  Leinen  gebunden  Preis  3  Mark 

Auch  der  zweite  Band  der  Textbücher  ist  lediglich  praktischen  Bedürf- 
nissen entsprungen.  Einem  Textbuche  zum  Arbeiterschutz  erwächst  aus  der 
wenig  einladenden  äußeren  Gestalt  der  meisten  einschlägigen  Gesetze  eine 
nicht  geringe  Schwierigkeit.  Für  eine  erste  Lektüre  dieser  Gesetze  muß 
daher  grundsätzlich  die  Auswahl  als  der  richtige  Weg  angesehen  werden. 
Durch  Anführung  billiger  Gesetzesausgaben  ist  überall  die  Anleitung  ge- 
geben, wie  auch  bei  beschränkten  Mitteln  eine  kleine  Büchersammlung  über 
Arbeiterschutz  zusammengestellt  werden  kann.  Als  Beispiel  der  Ideenent- 
wicklung über  Arbeiter  Politik  im  allgemeinen  sind  einige  Abschnitte  aus  dem 
kommunistischen  Manifest  und  der  Enzyklika  Berum  Novarum  sowie  die 
kaiserlichen  Erlasse  von  den  Jahren  1881  und  1890  abgedruckt  worden.  Die 
internationale  Seite  des  Arbeiterschutzes  ist  dadurch  gewahrt,  daß  neben 
Deutschland  namentlich  auch  England  sowie  dessen  koloniale  Entwicklung 
in  Neuseeland  und  Australien  berücksichtigt  sind. 

Das  Register  ist  so  eingerichtet,  daß  man  mit  seiner  Hilfe  für  jedes  nur 
einigermaßen  wichtige  Gewerbe  zum  mindesten  die  Einsatzpunkte  für  weitere 
Studien  auffinden  kann. 
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INSTITUT  FÜR  INTERNATIONALEN  AUSTAUSCH 
FORTSCHRITTLICHER  ERFAHRUNGEN. 


BERICHT  ÜBER  GRÜNDUNG  NEUER  ORTSGRUPPEN. 

Nach  Vorträgen  des  Unterzeichneten  wurden  in  den  letzten  Wochen 
Ortsgruppen  des  Institutes  in  mehreren  französischen  und  spanischen  Städten 
begründet. 

Von  der  Begründung  der  Ortsgruppe  Lille  war  bereits  in  unser  letzten 
Notiz  die  Rede;  seither  konnte  eine  Ortsgruppe  in  Besagnon  unter  Leitung 
von  Dr.  Blaigue,  eine  in  Nimes  unter  Leitung  des  Direktors  der  dortigen 
Lehrerbildungsanstalt,  Philibert,  und  in  Montpellier  unter  Leitung  von  Prof. 
Lagatu  begründet  werden.  In  Lyon  waren  es  einige  junge  Freunde  der 
Universität,  welche  die  Initiative  zur  Gruppe  ergriffen  und  durch  Beitritt 
des  Bürgermeisters  und  Senators  von  Lyon,  Herriot,  zu  ihrem  Organisations- 
komitee  eine  wertvolle  Stütze  gewannen.  Auch  der  Deputierte  Justin  Go- 
dard,  als  Mitglied  unseres  Vorstandes  und  Mitarbeiter  der  Documents  du 
Progres  als  treuer  Freund  unserer  Sache  bewährt,  schloß  sich  dem  Komitee 
der  Lyoner  Ortsgruppe  an,  so  daß  dieselbe  mutig  zu  ihrer  ersten  Versammlung 
im  Palais  du  Commerce  schreiten  konnte.  Wir  wünschen  der  Paarung  von 
ernster  Erfahrung  und  jugendlichem  Feuer,  die  sie  begründet,  herzlichen 
Erfolg. 

Unsere  Ortsgruppe  zu  Barcelona  erlitt  durch  den  Umstand,  daß  ihr 
Präsident  Dr.  Queralto  Barcelona  dauernd  verließ,  einen  schmerzlichen 
Schlag.  Trotzdem  jedoch  konnte  am  5.  März  ein  Vortrag  des  Unterzeichneten 
in  Barcelona  stattfinden,  und  wurde  in  einer  Generalversammlung  der  Gruppe 
am  6.  März  ein  neuer  Vorstand  gewählt,  der  mit  edlem  Eifer  an  den  Ausbau 
der  Gruppentätigkeit  zwecks  Befruchtung  katalonischen  Fortschritts  durch 
die  sozialen  Erfahrungen  des  Auslandes  herantrat. 

In  Madrid,  der  Hauptstadt  des  unseren  Ideen  bisher  minder  zugänglichen 
Spaniens  konnten  am  8.  und  9.  März  zwei  Vorträge  veranstaltet  werden,  die 
am  10.  zur  konstituierenden  Generalversammlung  einer  Madrider  Ortsgruppe, 
die  zugleich  die  Funktionen  einer  Zentralstelle  eines  spanischen  National- 
verbandes unseres  Instituts  erfüllen  soll,  führten.  Herr  Salvador  de  Ma- 
darriaga,  der  sich  um  die  Gründung  der  Gruppe  überaus  verdient  gemacht, 
hat  ihr  Sekretariat  übernommen. 

Zum  Schluß  sei  erwähnt,  daß  unsere  Pariser  Ortsgruppe  am  28.  Febr. 
eine  Demonstrationsversammlung  zugunsten  wirksamen  Ausbaus  der  fran- 
zösischen Invalid itätsver Sicherung  einberief,  die  unter  Vorsitz  des  Deputierten 
Justin  Godard  im  Hotel  des  Societes  Savantes  tagte.  Anschließend  an  die 
Versammlung  kam  die  von  unserm  Institut  ausgegebene  Broschüre  über  die 
Ergebnisse  der  englischen  Invaliditätsversicherung  sowie  der  Tuberkulosen- 
fürsorge im  Rahmen  des  deutschen  Invaliditätsversicherungsgesetzes  zur 
Verteilung.  Diese  Erfahrungen  sollen  für  Ausgestaltung  des  französischen 
Gesetzes  verwertet  werden. 

Der  Gcnnralsokretär 
R.  Broda. 
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GEHEIMRAT  PROF.  DR.  WILHELM  FOERSTER, 
BERLIN-WESTEND:  ZUR  VERSTÄNDIGUNG  ÜBER 
DEN  FORTSCHRITT  DER  MENSCHHEIT. 

IE  Parole  „Fortschritt  der  Menschheit*'  bedarf  eigentlich  der 
Ergänzung  durch  die  Angabe  des  Zieles,  welchem  dieses  Fort- 
schreiten zustreben  will  oder  soll.  Wem  als  das  Ziel  menschlicher 
Vollendung  und  Beseligung  Schopenhauers  Nirvana  gilt,  dem 
besteht  der  ersehnte  Fortschritt  in  der  Kultivierung  der  „Verneinung  des 
Willens  zum  Leben''.  In  diesem  Sinn  hat  Schopenhauer  ausdrückhch  in 
Abrede  gestellt,  daß  die  Erweiterung  und  Vervollkommnung  der  Welt- 
erkenntnis und  der  entsprechenden  sozialen  Kultur  als  Ziel  menschlichen 
Fortschrittes  gelten  könne;  denn  er  behauptet,  daß  das  seit  unvordenklichen 
Zeiten  schon  im  Gange  befindliche  Erkenntnisstreben  schon  längst  viel  höhere 
Erfolge  erzielt  haben  müßte,  wenn  es  in  dieser  Richtung  wirkHche  Fort- 
schritte und  nicht  bloß  Schwankungen  und  Einbildungen  gäbe^  Jene  nihi- 
listische Geringschätzung  der  nach  Welterkenntnis  ringenden  Menschheits- 
entwicklung  darf  aber  jetzt  schon  als  überwunden  gelten,  nicht  bloß  durch 
tiefere  und  umfassendere  BUcke  in  die  Menschheits-  und  Erdgeschichte, 
sondern  auch  durch  unsere  immer  erfolgreichere  und  ergreifendere  Erkenntnis 
und  beginnende  Lenkung  der  Welterscheinungen,  zugleich  mit  einer  immer 
bewußteren  Abwendung  vieler  leitenden  Geister  von  den  letzten  Fernen 
der  Welterkenntnis. 

Nur  für  diese  Fernen,  für  die  Sehnsucht  nach  dem  Erkennen  des 
Ersten  und  des  Letzten,  nach  den  erhabenen  Ewigkeiten  des  Anfanges  und 
des  Endes,  können  die  Worte  Schopenhauers  als  berechtigt  gelten.  In 
diesen  Regionen  des  Denkens  und  Gestaltens  der  Menschenseele  gibt  es 
Fortschritte  der  intellektuellen  Kultur  im  Sinn  höheren 
Seelenfriedens  wirklich  nach  dem  ersehnten  Ziele  hin,  welches  Nirvana  heißt. 

Schon  in  sehr  frühen  Tagen  des  Emporwachsens  menschlicher  Seelen- 
gemeinschaften aus  der  sozialen  Mitteilungsfähigkeit  hatte  sich,  entsprechend 
der  Auffassung  von  jenem  letzten  Ziel,  einst  in  Ostasien  eine  verklärende 
Weltanschauung  entwickelt,  in  welcher  zwar  auch  schon  ein  Emporsteigen 
besonderer  Zweige  des  Welterkennens  begann,  aber  doch  nur  in  engster 
Begrenzung  anschUeßend  an  die  äußere  Sternenwelt  und  an  die  innere  Zahlen- 
welt. Der  Fortschritt,  der  in  diesen  ersten  Stufen  des  Welterkennens 
seinen  Ursprung  nahm,  entsprach  in  der  Tat  mehr  der  Schopenhauer - 
sehen  Auf fassung  von  dem  illusorischen  Wesen  solcher  Leistungen  des  mensch- 
lichen Intellekts;  denn  die  aus  dem  Anschluß  des  Zählens  und  der  inneren 
Zahlenwelt  an  die  Himmelswelt  hervorgehende  Erhebung  der  Menschen - 
seele  zu  den  ersten  hohen  Freuden  weissagender  Verbindung  von  Vergangen- 
heit und  Zukunft  und  zu  deren  Weihe  durch  die  Erfüllung  der  Voraussagungen 
am  Himmel  entwickelte  sich  Jahrtausende  hindurch  fast  nur  zur  Begründung 
und  Verstärkung  von  sozialen  Machtstellungen  leitender  Institutionen.  Es 
entarteten  sogar  vielfach  und  andauernd  die  Anfänge  solcher  wissenschaft- 
lichen Voraussagungserfolge  in  dem  Orakelwesen  zu  den  niedrigsten  Raffine- 
ments der  leitenden  Mächte  in  Selbsttäuschung  und  Täuschung  der  Volks - 
massen. 

In  dieser  langen  Zeit,  in  welcher,  wie  Keppler  sagt,  die  törichte  Tochter 
Astrologie  die  weise  Mutter  Astronomie  ernähren  und  langsame  Fortschritte 
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des  Welterkennens  zustande  bringen  half,  schwebte  dann  schon  in  menschen- 
ähnlichen Gestaltungen,  welche  das  Seelenleben  sich  erschuf,  über  der  Erde 
eine  Himmelswelt,  deren  Idealgebilde  schon  immer  deutUcher  die  Fortschritte 
ersehen  ließen,  welche  das  Welterkennen  auch  in  der  Vertiefung  des  Selbst- 
erkennens der  Menschenwelt  machte.  Aber  so  einfache  Gesetze,  wie  in  den 
Himmelserscheinungen,  deren  beginnende  Erkenntnis  schon  so  früh  zu  den 
erhebenden  Erfolgen  gewisser  Voraussagungen  geführt  hatte,  boten  sich 
nicht  dar  bei  der  Erforschung  des  Menschenwesens  und  seiner  Dauer- 
erscheinungen, sowie  seiner  Beziehungen  zu  der  übrigen  Lebewelt,  zu  der 
menschlichen  Gemeinschaftswelt,  zu  der  eigenen  leiblichen  Umwelt  und 
nun  gar  zu  der  kosmischen  Idealwelt  oder  Himmelswelt.  Angesichts  der 
Unsicherheiten,  die  sich  für  den  Einzelnen  in  diesen  für  das  eigene  Tun  und 
Lassen  so  entscheidenden  Fragen  ergaben,  fand  sich  allerdings  für  viele 
Einzelne  allmählich  wachsende  Erleuchtung  und  Beruhigung  in  der  fort- 
schreitenden Gestaltung  und  Verbreitung  von  besonders  weihevollen  Dar- 
legungen solcher  Lebens-  und  Weltanschauungen  bedeutender  Denker, 
welche  die  Ergebnisse  von  sorgsam  vollständigen  und  genauen  Erfahrungen 
mit  einleuchtenden  Deutungen  derselben  darboten  oder  durch  rührende 
Beispiele  von  Aufopferung  und  Seelengröße  zur  Nachfolge  begeisterten. 

Und  so  trennten  sich  allmählich  die  Wege,  auf  denen  die  Menschen 
individuelle  Befriedigung  ihrer  eigenen  Seelenwelt  und  harmonische  Gemein- 
samkeiten der  Welt-  und  Lebensanschauungen  suchten. 

Die  wissenschaftliche  Erkenntnis  der  Welterscheinungen 
und  die  strenge  schöpferische  Kunst  der  technischen  Gestaltungen  auf 
dem  Gebiete  dieser  Erkenntnis  bieten  immer  weiteren  Kreisen  ein  Feld  von 
unfaßbarer  Größe  und  Herrlichkeit  für  die  Befriedigung  des  Menschen  und 
für  sein  Gemeinschaftsleben  dar.  Das  Maß  der  Befriedigung  und  deren 
Sanktion  ist  hier  wesentlich  und  zweifellos  von  der  Bestätigung  be- 
dingt, welche  die  wissenschaftliche  Erkenntnisarbeit  und  die  „strenge  Kunst" 
der  technischen  Gestaltungen,  unabhängig  von  dem  Gemeinschaftsurteil, 
durch  die  Welterscheinungen  selber  empfängt. 

Die  Gestaltungen  der  Innenwelt  der  Seele  hingegen  und  deren 
schöpferische  Darstellungen  in  der  umgebenden  Welt  durch  die  „schöne 
Kunst"  bieten  zwar  ebenso  ein  Feld  der  Entwicklung  von  namenloser  und  un- 
begrenzter individueller  Befriedigung  dar,  aber  hier  fehlt  die  ebenso  von  dem 
Einzelnen,  wie  von  dem  Gemeinschaftsleben  unabhängige  Bestätigung  des 
objektiven  Erkenntniswertes,  wie  sie  durch  die  Übereinstimmung  der  Ge- 
dankengestaltungen auf  dem  Gebiete  der  Welterforschung  mit  dem  auch 
von  der  Gemeinschaft  völlig  kontrollierbaren  Verlauf  der  Welterscheinung 
gewährt  wird. 

Wo  diese  Bestätigung  durch  die  Weltmacht  selber  fehlt,  verlangt  aber 
die  über  die  wissenschaftliche  Erfahrung  hinausgehende  Weltanschauung, 
zumal  in  dem  Reiche  der  Ewigkeits-  und  Idealgedanken,  nach  einer  Sanktion 
durch  ein  Gemeinschaftsurteil  von  möglichst  verwandter,  aber  auch  möglichst 
eindrucksvoller  und  machtvoller  Art.  Und  hierauf  gründet  sich  die  gewaltige 
soziale  Bedeutung  der  Glaubensgemeinschaften.  Wurde  eine  Glaubens- 
gemeinschaft auf  eine  Gedankenwelt  begründet,  die  in  begeisterten  und 
liebreich  großen  Seelen  an  das  Licht  gekommen  ist,  und  wurde  diese  Gemein- 
schaft dann  in  einem,  jener  Idealwelt  entsprechenden  Sinn  geleitet,  so  konnte 
sie  einen  großen  Fortschritt  der  Gesittungswirkung  darstellen.  Die  Treue 
weitester  Kreise  zu  solcher  Gemeinschaft  kann  sich  aber  zu  so  starken  sozialen 
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Bindungen  entwickeln,  daß  Autorität  und  Machtgefühl  es  wagt,  die  idealen 
Gemeinschaftsgedanken  in  den  Hintergrund  zu  stellen  und  den  Abwehr - 
Instinkten,  die  zur  Vergewaltigung  jeder  Gegenwirkung  drängen,  die  kollektive 
Führung  einzuräumen. 

Der  atavistische  Trieb  zu  lebenzerstörender  Gewalttat,  welcher  in  der 
Blutrache  der  Familie,  im  Existenzkampfe  der  Staaten,  im  geordneten  Zwei- 
kampfe allmählich  immer  festere  Begrenzung  erfuhr,  wurde  dann  in  den  Welt- 
anschauungs-  oder  Religionskämpfen  und  -Verfolgungen  vielfach  sogar  zu 
einem  gesteigerten  Irrwahn,  der  durch  den  bloßen  Hintergrund  von  Ideal- 
gedanken sich  geweiht  glaubte  und  zu  einem  traurigen  Vorgang  für  die  ge- 
walttätige Behandlung  von  Interessentengegensätzen  und  -Streitigkeiten, 
die  uns  jetzt  so  gefährlich  bedrohen,  sich  entwickelte. 

Zugleich  haben  vielfach  die  führenden  Regionen  der  Glaubens-  und 
Weltanschauungsgemeinschaften  eine  feindselig  abwehrende  Haltung  gegen 
die  wissenschaftliche  Welterkenntnis  angenommen,  welche  letztere  selber 
zur  Sanktionierung  ihrer  tiefsten  Überzeugungen  und  Bestrebungen  keiner 
anderen  Resonanz,  als  der  ihr  von  der  großen  Welt  selber  gewährten  bedarf, 
aber  in  der  fortschreitenden  Entwicklung  ihrer  Methoden  und  Gestaltungen 
sowie  ihrer  Arbeitsorganisationen  eine  immer  größere  soziale  Macht  darstellt. 

Der  Kampf,  welcher  in  den  Institutionen  für  Volkserziehung  und  für 
soziale  Kultur  von  den  Glaubensgemeinschaften  und  den  noch  in  vielen 
„Kulturländern"  von  ihnen  inspirierten  Staatsorganen  gegen  die  Anschauungen 
und  gegen  die  erzieherische  Mitarbeit  der  wissenschaftlichen  Welterkenntnis 
geführt  wird,  ist  wahrlich  nicht  geeignet,  zu  einer  höheren  Verständigung  im 
Gemeinschaftsleben  zu  dienen. 

Andererseits  muß  es  doch  auch  gesagt  werden,  daß  die  moderne  Welt- 
erkenntnis bei  ihren  naturwissenschafthchen  Betrachtungen  des  Kosmos  und 
der  Lebenswelt  noch  nicht  genügend  ehrfurchtsvolle  Stellung  genommen  hat 
zu  der  ganzen  geschichtlichen  und  gegenwärtigen  Welt  von  Tatsachen  und 
Gedanken,  die  in  der  Philosophie,  in  der  Religion  und  in  den  Schöpfungen  des 
Reiches  des  Schönen  Gestalt  gewonnen  hat.  Es  war  keine  glückliche  Tat, 
Naturwissenschaft  und  Geisteswissenschaft  zu  unterscheiden,  als  ob  die  Geistes- 
wissenschaften nicht  auch  ein  Gebiet  bildeten,  das  mitten  in  der  Welt- 
erforschung vor  unseren  Blicken  liegt.  Besser  schon  wäre  die  Unterscheidung 
zwischen  Naturwissenschaften  und  Kulturwissenschaften,  wobei  zu  den 
letzteren  auch  die  immer  ergreifender  an  uns  herantretende  Betrachtung  der 
Stellung  der  Seelenwelten,  mitten  in  der  großen  Lebenswelt,  gehört. 

Vor  allem  aber  ist  es  zu  beklagen,  daß  nicht  wenige  der  leitenden  Geister 
der  wissenschaftlichen  Welterkenntnis  den  Fehler  begangen  haben  und  noch 
begehen,  gegenüber  den  Fragen  nach  dem  Ersten  und  Letzten,  wovon  die 
Wissenschaft  nichts  ,, wissen**  kann,  die  aus  ehrwürdiger  Vergangenheit 
herrührenden  Idealgedanken  über  Weltschöpfung  und  Weltregierung  nicht 
bloß  herb  abzulehnen,  sondern  unbestimmte  Verallgemeinerungen  ödester 
Art,  aber  in  wissenschaftlichem  Jargon  an  deren  Stelle  zu  künden. 

Für  den  Ausklang  der  vorliegenden  kritischen  Betrachtungen  und  für 
den  Ausblick  auf  eine  höhere  Verständigung  der  Kulturwelt  gibt  es  außer 
Schillers  Briefen  über  die  ästhetische  Erziehung  kaum  einen  erhabeneren 
Ausspruch  als  jene  Stelle  in  Goethes  Faust,  wo  am  Schlüsse  des  „Prologs 
im  Himmer*  der  ,,  H  e  r  r  **  sich  zu  den  Göttersöhnen  wendet  mit  der 
Weisung 
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„Das  Werdende,  das  ewig  wirkt  und  lebt, 
Umfaß'  euch  mit  der  Liebe  holden  Schranken, 
Und  was  in  schwankender  Erscheinung  schwebt, 
Befestiget  mit  dauernden  Gedanken/* 
Hier  ist  für  die  Menschheit  der  Zukunft  eine  höhere  Harmonie  des  Gemein- 
schaftslebens und  zugleich  die  Hoheit  des  über  den  Wandel  der  Zeiten  sich 
erhebenden  Welterkennens  verkündet. 

Die  unablässig  dahinwandelnde  Welterscheinung  in  dauernden  Gedanken 
festzuhalten,  ist  nicht  nur  eine  erhabene  kosmische  Mission  der  Menschheit, 
sondern  zugleich  die  Lösung  der  höchsten  Aufgabe  jeder  einzelnen  Seelen- 
welt, nämlich  immer  unabhängiger  zu  werden  vom  Augenblick  und  von  den 
veränderlichen  Affekten  der  eigenen  leiblichen  Umwelt,  in  denen  auch  der 
Anreiz  zu  der  tierischen  Gewalttat  wurzelt.  In  der  Harmonie  von  dauern- 
den Gedanken  und  in  der  Umfassung  von  der  Liebe  holden  Schranken 
sind  dann  auch  die  Seligkeitslehren  der  religiösen  Überlieferungen  enthalten, 
auf  deren  erzieherischer  Deutung  und  Vertiefung  sich  auch  die  so  vielfach 
noch  fehlende  Gemeinsamkeit  der  Grundgedanken  der  Lebensführung,  un- 
abhängig von  den  Verschiedenheiten  der  Weltanschauungen,  so  einleuchtend 
aufbauen  läßt.  Hat  doch  auch  in  der  wissenschaftlichen  Welterkenntnis 
selber  die  Einführung  von  grundlegenden  Idealgedanken,  den  sogenannten 
Hypothesen  und  Protothesen^  eine  eminent  förderliche  und  klärende  Be- 
deutung. 

In  jeder  der  beiden  ,, Welten",  der  ,, kosmischen^'  und  der  „religiösen", 
mag  die  Seele  von  der  andern  „Welt"  ausruhen.  Sie  sind  bestimmt, 
einander  immer  tiefer  zu  ergänzen  und  zu  befruchten,  sowohl  im  Leben 
der  Menschheit  als  in  der  einzelnen  Seele. 


GEHEIMRAT  WILHELM  OSTWALD,  LEIPZIG- 
GR.-BOTHEN:  MONISTISCHE  ETHIK. 

Grundlage  der  monistischen  Ethik  liegt  in  der  Gleichung 
ethisch  =  sozial. 
Die  bisherigen  Untersuchungen  über  die  wissenschaftliche 
Grundlegung  der  Ethik  haben  nahe  an  diesen  Punkt  herangeführt. 
Es  scheint  aber,  daß  bei  den  Forschern  noch  eine  gewisse  Sorge  darum  besteht, 
ob  man  die  beiden  Begriffe  ethisch  und  sozial  einfach  gleichsetzen 
dürfe  oder  ob  in  der  Ethik  nicht  noch  andere  Elemente  nachweisbar  wären, 
die  mit  dem  Begriffe  sozial  nichts  zu  tun  haben.  Untersucht  man  die  Fälle 
genauer,  in  denen  solche  weiteren  Bestandteile  der  Ethik  angenommen  werden, 
so  überzeugt  man  sich  leicht,  daß  es  sich  jedesmal  um  mehr  oder  weniger  ver- 
steckte Überbleibsel  aus  der  vorwissenschaftlichen  Periode  der  Ethik  handelt, 
nach  welcher  die  ethischen  Gesetze  nicht  wie  die  andern  wissenschaftlichen 
Gesetze  aus  der  Beobachtung  und  Anwendung  abgeleitet  und  bestätigt 
werden,  sondern  ihre  Quellen  in  irgendwelchen  höheren  und  der  menschUchen 
Kontrolle  entzogenen  Offenbarungen  haben.  Wenn  auch  die  Offenbarungen 
von  einem  außerweltlichen  oder  pantheistisch  gedachten  Gotte  gegenwärtig  in 
wissenschaftlichen  Kreisen  nicht  mehr  als  maßgebend  für  die  Begründung  der 
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Ethik  angesehen  werden,  so  hat  sich  doch  derselbe  Grundgedanke  in  gewisse 
Vorstellungen  von  einem  inneren  Licht,  einer  Intuition,  die  von  der  gewöhn- 
lichen Denktätigkeit  verschieden  und  ihr  weit  überlegen  sei,  und  dergleichen 
zurückgezogen.  Die  Geschichte  derWissenschaft  lehrt  uns,  daß  ähnhche Anschau- 
ungen während  der  vorwissenschafthchen  Periode  auch  in  allen  andern  Gebieten 
geherrscht  haben.  So  ist  beispielsweise  das  Goldsuchen  der  Alchimisten  auf 
das  Engste  mit  mystisch -religiösen  Vorstellungen  verbunden,  und  die  Be- 
hauptung, daß  der  Stein  der  Weisen  nur  von  solchen  gefunden  werden  kann, 
die  sich  eines  frommen  und  asketischen  Lebens  befleißigen,  findet  sich  oft 
genug  in  jener  Literatur  vor.  Von  dem  Augenblicke  an  aber,  in  welchem  man 
mit  dem  Postulate  der  wissenschaftlichen  oder  monistischen  Weltanschauung 
Ernst  macht,  wo  man  nichts  statuiert,  was  der  wissenschaftlichen  Forschung 
entzogen  und  nicht  unter  den  Begriff  wissenschaftlicher  Gesetzmäßigkeit 
gebracht  werden  kann,  hört  mit  der  Notwendigkeit  auch  das  Recht  auf,  für 
die  Grundlegung  der  Ethik  derartig  außerwissenschafthche  Hilfsmittel  heran- 
zuziehen. 

Es  entsteht  vielmehr  die  neue  Aufgabe,  zunächst  genau  festzustellen,  an 
welcher  Stelle  im  System  der  Wissenschaft  die  Ethik  Unterkunft  findet. 
Aus  dieser  grundlegenden  Orientierung  kann  man  nämlich  entnehmen,  welches 
die  allgemeineren  oder  Hilfswissenschaften  für  die  Ethik  sind,  und  in  welcher 
Weise  daher  die  verschiedenen  Seiten  des  ethischen  Problems  wissenschaftlich 
unterteilt  und  untersucht  werden  können.  Hier  hilft  nun  die  Feststellung, 
daß  ethisch  gleich  sozial  ist,  alsbald  dahin,  daß  für  die  wissenschaftliche  Ethik 
der  gesamte  wissenschafthche  Apparat  der  Soziologie  oder,  wie  ich  sie  lieber 
nenne,  der  Kulturwissenschaft  in  Anspruch  zu  nehmen  ist.  Dem  entspricht 
auch  die  unwillkürliche  Wertschätzung  der  Ethik,  wonach  sie  zuoberst  in  dem 
gesamten  Gebiete  menschhch-wissenschaftlicher  Gesetzmäßigkeit  steht. 

Um  aber  die  These,  daß  ethisch  gleich  sozial  ist,  noch  denjenigen  gegen- 
über, die  an  ihrer  Richtigkeit  zweifeln,  grundsätzlich  zu  erweisen,  braucht 
nur  der  Gedankengang  exakt  durchgeführt  zu  werden,  der  für  den  Beweis 
des  Gegenteils  wiederholt  in  Anwendung  gebracht  worden  ist.  Man  denke 
sich  einen  isolierten  Menschen  und  frage  sich,  ob  ein  solcher  ethisch  handeln 
könne,  oder  welche  seiner  Handlungen  man  ethisch  und  welche  man  unethisch 
oder  unmoralisch  nennen  würde.  Die  Antwort  ist  nicht  etwa,  daß  allerdings 
auch  unter  diesen  Umständen  gewisse  ethische  Sätze  in  Kraft  bleiben,  sondern 
daß  ein  derartiges  Gedankenexperiment  überhaupt  sinnlos  wird.  Ein  einzelner 
Mensch  kann  zwar  eine  gewisse  Zeit  vöUig  isoliert  existieren,  vielleicht  sogar 
ein  durchschnittliches  Menschenalter,  wenn  man  ihn  sich  in  eine  Umgebung 
versetzt  denkt,  etwa  eine  Insel  im  Stillen  Ozean,  in  welcher  er  weder  mächtigere 
Feinde  zu  überwinden  noch  sich  um  die  Beschaffung  seiner  Nahrung  besonders 
zu  bemühen  braucht.  Er  wird  auf  keine  W^eise  in  seinem  Handeln  irgend- 
welche moralische  Beurteilung  erfahren  können.  Zunächst  nicht  von  andern, 
weil  er  ja  nach  der  Voraussetzung  von  allen  andern  abgeschlossen  ist.  Sich 
selbst  gegenüber  besteht  für  ihn  aber  nur  das  Problem,  das  zu  tun,  was  er 
eben  möchte.  Ob  er  leben  bleiben  will  oder  das  Leben  zu  langweilig  findet, 
um  es  noch  fortzusetzen,  und  sich  deshalb  den  Tod  gibt,  ist  ganz  und  gar  seine 
Sache.  Ob  er  so  lebt,  daß  er  gesund  bleibt,  oder  so,  daß  sein  Leben  zwischen 
Gesundheit  und  Krankheit  auf  und  ab  schwankt,  ist  ebenfalls  seine  Sache. 
Denn  da  er  schließlich  früher  oder  später  mit  Tod  abgehen  wird,  ohne  Nach- 
kommenschaft zu  hinterlassen  (weil  er  auch  der  Voraussetzung  ja  allein 
auf  der  Insel  ist),  so  besteht  in  bezug  auf  diese  Fragen  keinerlei  ethisches 
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Problem.  Im  übrigen  wäre  dieses  Gedankenexperiment  mit  einem  modernen 
europäischen  Menschen  aus  der  höheren  ,v Kulturschicht  praktisch  undurch- 
führbar, da  ein  solcher  sich  in  seiner  Lebensführung  so  sehr  an  die  Mithilfe 
zahlloser  anderer  Menschen  gewöhnt  hat,  daß  die  Existenz,  die  er  unter  den 
vorausgesetzten  Bedingungen  führen  würde,  den  Verlust  des  allergrößten 
Teiles  seiner  Lebenswerte  bedeuten  und  ihn  aus  Mangel  an  einem  Lebensinhalt 
voraussichtlich  sehr  bald  lebensüberdrüssig  machen  würde.  Wir  finden  also, 
daß  die  Voraussetzung  eines  isoliert  lebenden  Menschen  keiner  irgendwie 
realisierbaren  oder  nachweisbaren  Wirklichkeit  entspricht.  Somit  besteht 
für  eine  rationelle  Begriffsbestimmung  der  Ethik  durchaus  kein  Anlaß ;  es  ist 
methodisch  sogar  unzulässig,  auf  den  unmöghchen  Fall  des  isolierten  Men- 
schen zurückzugreifen.  Schon  die  notwendige  Voraussetzung  für  den  Dauer- 
zustand, daß  nämlich  dieser  Mensch  seine  Existenz  durch  Kinder  fortpflanzt, 
bedingt  die  Mitexistenz  eines  zweiten  Menschen,  einer  .  Frau,  hebt  also  die 
Voraussetzung  der  vollständigen  Isolierung  auf.  Da  im  übrigen  die  modernen 
Ethiker,  auch  wenn  sie  die  vorstehende  Überlegung  nicht  angestellt  haben, 
alle  darüber  einig  sind,  daß  der  Hauptteil  der  Ethik  sich  auf  die  sozialen 
Probleme  bezieht,  so  dürfte  hiermit  die  grundlegende  These,  die  Gleichsetzung 
von  ethisch  und  sozial  hinreichend  begründet  sein. 

Nachdem  die  Gleichung  ,, ethisch  =  sozial"  nach  der  einen  Seite 
erläutert  worden  ist,  nämlich  dahin,  daß  außerhalb  des  sozialen  Lebens  von 
einer  Ethik  nirgends  die  Rede  sein  kann,  ist  nun  andererseits  zu  bestim- 
men, weiche  Seiten  der  sozialen  Betätigung  der  ethischen  Beurteilung  unter- 
liegen. Hier  gewährt  uns  ein  kurzes  Nachdenken  gleichfalls  die  Überzeugung, 
daß  es  keine  Seite  der  sozialen  Betätigung  gibt,  die  der  Kritik  der  Ethik  ent- 
zogen wäre.  Ethisch  nennen  wir  tatsächlich  den  Gesichtspunkt  bei  der  Be- 
urteilung alier  sozialen  Betätigungen,  der  die  Einwirkung  dieser  Betätigung 
auf  das  soziale  Leben,  das  Leben  der  Gesamtheit,  zum  Gegenstande  hat. 
Je  nachdem  die  einzelne  Betätigung  im  Interesse  der  Gesamtheit  liegt  (wobei 
natürlich  Irrtümer  in  der  Beurteilung  dieses  Interesses  nicht  ausgeschlossen 
sind)  oder  nicht,  lassen  wir  solchen  Handlungen  ethische  Billigung  zukommen 
und  umgekehrt.  Auch  die  von  den  Ethikern  vielfach  betonten  Pflichten  des 
einzelnen  gegen  sich  selbst  haben  nur  den  Inhalt,  daß  sie  den  Einzelnen  für 
seine  soziale  Betätigung  brauchbarer  machen  sollen.  Jede  andere  Gestaltung 
des  eigenen  Lebens,  von  der  man  keine  Beeinflussung  der  sozialen  Forderungen 
annimmt,  wird  auch  als  außerhalb  der  ethischen  Regelung  liegend  angesehen. 
Nur  insofern  liegt  eine  Beschränkung  in  der  Gleichsetzung  der  beiden  Be- 
griffe ethisch  und  sozial  vor,  als  unter  Ethik  ausschheßUch  die  Beurteilung 
der  sozialen  Handlungen  in  bezug  auf  ihre  Folgen  für  die  Allgemeinheit 
verstanden  w^rd,  während  wir  das  Wort  sozial  auch  für  urteilsfreie  Beziehungen 
brauchen.  Es  gibt  z.  B.  Gebiete  der  sozialen  Betätigung,  welche  die  technische 
Verwirklichung  der  vom  ethischen  Urteil  gutgeheißenen  sozialen  Zwecke  zum 
Gegenstande  haben.  Hier  hat  die  Ethik  anscheinend  nicht  einzugreifen, 
weil  ihre  Aufgabe  sich  ja  auf  die  Gesamtbeurteilung  des  vorausgenommenen 
Erfolges  dieser  Betätigungen  für  die  Gesamtheit  beschränkt,  während  die 
besonderen  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  zur  Verwirklichung  solcher  ethisch 
gebiUigten  Ziele  Aufgabe  der  Technik  ist.  So  hat  die  Entwicklung  der 
Verkehrsmittel  innerhalb  eines  Landes  und  zwischen  den  verschiedenen  Völ- 
kern eine  grundsätzliche  ethische  Seite,  da  zunächst  die  Frage  zu  beantworte» 
ist,  ob  eine  Steigerung  des  Verkehrs  im  Sinne  der  sozialen  Höherentwicklung 
liegt.   Ist  diese  Frage  beantwortet,  und  daß  sie  bejahend  beantwortet  werden 
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muß,  wird  von  niemand  bezweifelt,  dann  entsteht  die  technische  Frage  nach 
der  Verwirklichung  der  Verkehrsmittel ;  und  die  Frage,  ob  man  den  Verkehrs- 
betrieb auf  Wärmemaschinen  oder  auf  Elektromotoren  gründen 'soll,  und 
ähnliche  andere  Aufgaben  fallen  dann  aus  der  Ethik  heraus.  Indessen  .tritt 
auch  hier  wiederum  die  enge  Beziehung  zwischen  Ethik  und  Technik  zutage, 
indem  auch  in  mannigfaltige  Einzelheiten  der  technischen  Ausführung  ethische 
Erwägungen  hincinwirken,  wie  die  Fragen  nach  der  Arbeiterbehandlung,  des 
Schutzes  bei  Betriebsunfällen  und  deren  Entschädigung,  falls  solche  einge- 
treten sind  usw.  Ja  wir  werden  später  sehen,  daß  ein  wichtiges  ethisches 
Prinzip,  der  energetische  Imperativ,  in  ganz  derselben  Form 
auch  jede  einzelne  technische  Ausführung  sozialer  Unternehmungen  regelt, 
und  daß  somit  wirkhch  die  Grenzen  zwischen  ethischer  und  technischer  Be- 
urteilung sich  überall  als  fließend  erweisen. 

Mit  der  Lokahsierung  der  Ethik  als  eines  höchst  allgemeinen  Gebietes 
der  Soziologie  oder  Kulturwissenschaft  haben  wir  nun  alsbald  auch  den 
Schlüssel  für  die  Systematik  gefunden,  nach  welcher  eine  rationelle  Ethik 
aufzubauen  ist.  Gemäß  der  von  mir  vervollständigten  Pyramide  der  Wissen- 
schaften, wie  sie  Auguste  G  o  m  t  e  aufgestellt  hat,  unterscheiden  wir  mit 
abnehmender  Allgemeinheit  und  zunehmender  Mannigfaltigkeit  die  drei 
großen  Gebiete  der  Ordnungswissenschaften,  der  energeti- 
schen und  endlich  der  biologischen  Wissenschaften.  Zu  den  Ord- 
nungswissenschaften gehören  Logik  und  Mathematik,  zu  den  energetischen 
Physik  und  Chemie,  und  die  biologischen  werden  von  Physiologie,  Psycho- 
logie und  Soziologie  oder  Kulturwissenschaft  gebildet.  Nach  einem  wohl- 
bekannten allgemeinen  Prinzip  treten  alle  niederen  oder  allgemeineren  Wissen- 
schaften zu  den  höheren  oder  spezielleren  in  das  Verhältnis  von  ange- 
wandten Disziphnen.  Daraus  folgt,  daß  für  die  Soziologie,  die  an  der 
Spitze  der  Pyramide  steht,  sämthche  genannten  Disziplinen  zu  Worte  kommen 
müssen.  Wir  werden  deshalb  die  Ethik  zunächst  unter  dem  Gesichtspunkte 
der  Ordnungswissenschaften,  dann  unter  dem  der  energetischen  und  zuletzt 
unter  dem  der  biologischen  Wissenschaften  zu  erörtern  haben.  Jede  dieser 
Wissenschaften  wird  ganz  bestimmte  Prinzipien  zur  Ethik  beitragen,  und 
zwar  sind  diese  Prinzipien  am  allgemeinsten  bei  den  Ordnungswissenschaften, 
und  sie  werden  immer  spezieller,  je  höher  wir  in  der  Pyramide  emporsteigen. 

Was  haben  nun  zunächst  die  Ordnungswissenschaften  mit  der  Ethik 
zu  tun  ?  Auf  diese  Frage  ist  die  Antwort  zu  geben,  daß  de  r  grundlegende  Fort- 
schritt der  modernen  Ethik  gegenüber  der  älteren,  ihre  Einbeziehung  nämlich 
in  das  gesamte  System  der  Wissenschaften,  bereits  eine  außer- 
ordenthch  wichtige  und  weittragende  Leistung  dieser  Beeinflussung  ist.  Da- 
durch, daß  die  Ethik  als  ein  Sondergebiet  in  dem  Gesamtumfange  aller  Wissen- 
schaften erkannt  worden  ist,  wird  festgestellt,  daß  ausschHeßlich  wissenschaft- 
liche Methoden  und  Grundsätze  für  die  Bestimmung  des  materiellen  Inhaltes 
der  Ethik  und  für  die  Feststellung  ihrer  Autorität  in  Anspruch  zu  nehmen 
sind.  Die  ordnungsmäßige  Einbeziehung  der  Ethik  in  das  System  der  Wissen- 
schaften beseitigt  ein  für  allemal  jene  supranaturalistischen  Grundlegungen 
der  Ethik,  seien  sie  gegründet  in  der  alten  groben  Weise  auf  die  Annahme 
eines  außerweltlichen  persönlichen  Gottes  oder  in  etwas  modernerer  Weise 
nach  Kant  auf  die  Annahme  eines  inneren,  vom  übrigen  geistigen  Leben 
des  Menschen  unabhängigen,  es  aber  unerschütterlich  beherrschenden  Sitten- 
gesetzes. Wir  entnehmen  u.  a.  aus  dieser  Einordnung,  den  relativen  Cha- 
rakter der  Ethik,  wir  begreifen,  daß  die  ethischen  Anschauungen  ebendenselben 
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Entwicklungs formen  unterliegen,  denen  alle  übrigen  Besonderheiten  des 
menschlichen  Kulturlebens  unterworfen  sind,  und  daß  demgemäß  jede  Zeit 
ihre  eigene  Ethik  entwickeln  muß,  widrigenfalls  sie  die  ihr  gestellten 
Aufgaben  nicht  erfüllen  und  die  ihr  zukommenden  Fortschritte  nicht  aus- 
führen kann.  Im  besonderen  lehrt  ferner  die  Anwendung  der  Ordnungswissen- 
schaften auf  das  ethische  Problem,  wie  die  Gesamtheit  der  möglichen  ethischen 
Beziehungen  festzustellen  ist.  Dadurch,  daß  die  Ethik  das  Verhalten  der 
einzelnen  oder  kleinerer  Gruppen  gegenüber  größeren  Gruppen  und  schließlich 
der  gesamten  Menschheit  zu  regeln  hat,  ergeben  sich  alsbald  die  Unterabteilun- 
gen der  Ethik.  Diese  hat  erstens  das  Verhalten  gegen  sich  selbst,  d.  h.  die 
Selbsterziehung  des  Individuums  zum  zweckmäßigen  Bestandteil  der  Gemein- 
schaft zum  Gegenstande.  Das  zweite  Kapitel  der  Ethik  bezieht  sich  auf  das 
Verhalten  des  einzelnen  gegen  die  Allgemeinheit.  Hier  stellt  sich  heraus, 
daß  jeder  einzelne  einer  Anzahl  von  Kreisen  verschiedenen  Umfanges  und 
verschiedener  Bedeutung  angehört.  Jeder  dieser  I^reise  macht  ethische, 
d,  h.  soziale  Ansprüche  an  ihn,  und  die  Ausgleichung  der  verschiedenartigen 
Ansprüche  stellt  eines  der  schwierigsten  und  wichtigsten  Probleme  der  prakti- 
schen Ethik  dar.  Diese  Kreise  erweitern  sich  schheßHch  zur  gesamten  Mensch- 
heit, und  in  solcher  Weise  erschöpfen  die  beiden  eben  gekennzeichneten 
Kapitel  die  Probleme  der  Ethik  des  Individuums.  Außerdem  bestehen  aber 
noch  Beziehungen  kleinerer  Kreise  gegen  größere,  die  gleichfalls  der  ethischen 
Beurteilung  unterworfen  sind.  Die  hier  auftretenden  Fragen  werden  wesent- 
lich nach  Analogie  der  Individualethik  zu  behandeln  sein,  erfordern  aber 
einige  wesentliche  Abänderungen,  weil  diese  kleineren  Kreise  keine  Individuen^ 
sondern  einigermaßen  anders  organisierte  Gesamtheiten  sind. 

Die  bisher  erörterten  Kapitel  der  Ethik  hatten  mit  dem  Verhalten  des 
einzelnen  oder  des  kleineren  Kreises  gegenüber  dem  größeren  Kreise  oder 
der  Gesamtheit  der  Gesellschaft  zu  tun.  Diesen  Bezeichnungen  sind  noch 
die  reziproken  Beziehungen  zuzufügen,  welche  das  Verhalten  der  Kreise  zum 
Individuum,  das  der  größeren  Kreise  zu  den  kleineren  und  das  der  Gesamtheit 
zu  den  kleineren  Kreisen  und  dem  Individuum  behandeln.  Damit  scheint, 
soweit  sich  die  Angelegenheit  auf  dem  Boden  der  Ordnungswissenschaften 
übersehen  läßt,  eine  vollständige  Einteilung  und  Übersicht  der  rationellen 
Ethik  gegeben  zu  sein.  Eine  große  Menge  von  Sonderproblemen,  die  sich 
hier  alsbald  geltend  machen,  muß  zunächst  unerörtert  bleiben,  da  es  sich 
nur  um  eine  Skizze  handeln  kann. 

Wir  wenden  uns  nun  zu  der  zweiten  Gruppe  der  ethischen  Beziehungen, 
zu  denen,  für  welche  die  energetischen  Wissenschaften  als  syste- 
matische Grundlage  und  Hilfswissenschaften  dienen.  Deren  Beziehung  auf 
die  ethischen  Probleme  ist  in  der  neuesten  Zeit  sehr  deutlich  in  den  Vorder- 
grund getreten,  und  es  darf  der  energetische  Imperativ:  Vergeude  keine 
Energie,  veredle  sie!  als  ausdrucksvollste  Zusammenfassung  der  energetischen 
Prinzipien  in  ihrer  Anwendung  auf  das  ethische  Problem  angesprochen  werden. 
Da  bereits  an  verschiedenen  Stellen  die  überaus  mannigfaltigen  Anwendungs- 
möglichkeiten  dieses  energetischen  Imperativs  dargelegt  worden  sind,  kann 
ich  mich  hier  auf  diese  summarische  Erwähnung  beschränken.  Es  sei  nur 
folgendes  grundsätzlich  betont.  Da  der  energetische  Imperativ  den  Weg  an- 
gibt, auf  weichem  ein  jeder  Zweck,  eine  jede  Absicht  so  rationell  wie  möglich 
verwirklicht  werden  kann,  so  ist  er  an  und  für  sich  anethisch,  d.h. 
die  energetischen  Gesetze  sind  ebenso  unverletzbar  gültig  für  unethische 
Handlungen  wie  für  ethische.    Sowie  aber  durch  die  ethische  Betrachtung 
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für  die  Handlungen  eine  bestimmte  Richtung  und  ein  bestimmter  Inhalt 
vorgeschrieben  wird,  lehrt  der  energetische  Imperativ,  wie  solche  ins  Augo 
gefaßte  und  ethisch  gebilligte  Zwecke  am  erfolgreichsten  und  geschwindesten 
verwirkhcht  werden  können,  und  erweist  sich  in  solcher  Gestalt  als  ein  wesent- 
liches Hilfsmittel  der  Ethik.  Gleichzeitig  erkennt  man,  wie  zunächst  die 
Ordnungswissenschaften  ihrer  Natur  nach  nur  die  äußeren  oder  formalen 
Verhältnisse  der  Ethik  zu  regeln  hatten,  während  die  energetischen  Wissen  - 
Schäften  schon  sehr  erheblich  auf  die  materielle  oder  technische  Seite  der 
Betätigung  ethischer  Grundsätze  eingehen. 

Eine  noch  genauere  Bestimmung  des  Inhaltes  der  Ethik,  die  zuletzt  bis 
in  jede  Einzelheit  führt,  wird  dann  endlich  durch  das  oberste  der  drei  großen 
Gebiete,  durch  die  biologischen  Wissenschaften  gegeben.  Die  Physio- 
logie kommt  in  ihrer  ethischen  Beziehung  im  wesentlichen  auf  die  private 
wie  öffentliche  Hygiene  hinaus.  Durch  die  genaue  Kenntnis  und  die  restlose 
Verwirklichung  der  Bedingungen  des  Lebens  und  Gedeihens  der  menschlichen 
Gesellschaft  wird  die  notwendige  Grundlage  geschaffen,  um  sie  auch  für  die 
Erfüllung  ihrer  höheren  Zwecke  geeignet  zu  machen.  Gleichzeitig  gewährt 
die  Kenntnis  der  physiologischen  Lebensbedingungen  der  Menschheit  ein 
Hilfsmittel  zur  Kritik  mancher  ethischen  Anschauungen,  die  aus  mißver- 
standener Beurteilung  oder  aus  gänzlicher  Unkenntnis  dieser  Bedingungen 
von  früheren  Gesetzgebern  und  Ethikern  aufgestellt  worden  sind.  Die  nun 
folgende  Wissenschaft,  die  Psychologie,  führt  uns  bereits  unmittelbar  in  die 
Einzelheiten  der  ethischen  Regelung  des  Lebens  hinein.  Auf  Grund  der 
Tatsache,  daß  die  dauerndste  Sicherung  eines  bestimmten  Verhaltens  dadurch 
gegeben  ist,  daß  man  die  Regeln  dieses  Verhaltens  bis  in  das  Unbewußte 
hinunterarbeitet,  lassen  sich  die  Mittel  ableiten,  die  bei  der  Erziehung  der 
Kinder  wie  der  Erwachsenen  anzuwenden  sind,  um  ihr  gesamtes  Verhalten 
im  Sinne  der  besten  ethischen  Betätigung  gründlich  zu  beeinflussen.  Die 
zunehmende  Einstellung  des  gesamten  Denkens  jedes  einzelnen  Menschen 
auf  soziale  Probleme,  wie  sie  sich  aus  dem  täghch  wachsenden  sozialen  Zu- 
sammenhang des  einzelnen  mit  den  übrigen  Menschen  ergibt,  ist  das  allge- 
meinste Mittel,  ethisches  Denken  und  Handeln  soweit  zu  verbreiten  und 
zu  sichern,  daß  man  eine  bestimmte  Summe  ethischer  Voraussetzungen 
schweigend  in  seiner  täglichen  Existenz  annehmen  darf.  Der  Umstand  bei- 
spielsweise, daß  in  Deutschland  von  allen  Ländern  der  Welt  die  wenigsten 
Mordtaten  geschehen,  bedingt,  daß  der  einzelne  in  Deutschalnd  so  gut  wie 
gar  keine  Vorsichtsmaßregeln  gegen  etwaige  Mörder  zu  treffen  hat,  also  auch 
die  Hilfsmittel  zu  zerstörender  Betätigung  des  Zorns  nicht  zur  Hand  zu  haben 
pflegt,  ja  überhaupt  nicht  an  sie  denkt.  In  derselben  W'eise  sind  noch  eine 
Anzahl  anderer  elementarerer  ethischer  Forderungen  bei  den  Kulturvölkern 
durchgesetzt  und  der  Psyche  des  modernen  Kulturmenschen  so  weit  einver- 
leibt, daß  sie  als  selbstverständhche  Voraussetzungen  für  die  Gestaltung  des 
Lebens  gelten.  Auch  hier  muß  ich  es  bei  diesen  wenigen  Andeutungen  be- 
wenden lassen  und  füge  nur  ergänzend  hinzu,  daß  jede  rationelle  Systematik 
der  gesamten  Psychologie  auch  eine  entsprechende  Systematik  der  psycho- 
logischen Seite  der  Ethik  abgibt  und  somit  eine  erschöpfende  Behandlung 
aller  Sonderfragen  sichert. 

Was  nun  endlich  die  Soziologie  oder  Kulturwissenschaft  anlangt,  so  hat 
die  eingangs  gefundene  Gleichsetzung  von  sozial  und  ethisch  zur  Folge,  daß 
wir  grundsätzlich  verlangen  müssen,  daß  letzten  Endes  jede  einzelne  Hand- 
lung jedes  Menschen  sozial  orientiert  und  somit  der  ethischen  Kritik  unter- 
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worfen  sein  soll.  Wir  werden  also  nicht  etwa,  wie  das  zuweilen  geschieht, 
einen  Gegensatz  zwischen  ethischen  und  rechtlichen  Forderungen  anerkennen 
dürfen,  sondern  werden  in  unseren  gegenwärtigen  Rechtssystemen  nur  un- 
vollkommene Verwirklichungen  der  notwendigen  und  unveräußerlichen  ethi- 
schen Postulate  erblicken.  Demgemäß  werden  wir  jedes  Rechtssystem  als 
um  so  vollkommener  ansehen,  je  genauer  das,  was  recht  ist,  übereinstimmt 
mit  dem,  was  wir  ethisch  fordern  müssen.  In  gleicher  Weise  haben  wir  für 
alle  andern  sozialen  Betätigungen,  für  Regierung  und  Verwaltung,  für  das 
Verhältnis  zwischen  den  Nationen,  für  die  Berufstätigkeit  des  einzelnen  und 
was  es  sonst  noch  an  sozialen  Aufgaben  geben  mag,  die  ethische  Sanktion  in 
Anspruch  zu  nehmen,  d.  h.  wir  haben  jeder  Tätigkeit  des  einzelnen  wie  größerer 
Gruppen  gegenüber  die  Frage  zu  stellen:  In  welchem  Verhältnis  steht  der 
vorauszunehmende  Erfolg  dieser  Tätigkeit  zu  den  allgemeinen  sozialen  Be- 
dürfnissen ?  Die  Antwort  auf  diese  Frage  wird  uns  den  Maßstab  dafür  an- 
geben, mit  welcher  Intensität  wir  jede  Sonderunternehmung  auszuführen 
und  zu  unterstützen  oder  zu  beschränken  bzw.  zu  verhindern  haben.  Denn 
der  Mensch  führt  außerhalb  der  Gesellschaft  kein  Leben;  für  den  Kultur- 
menschen ist  gegenwärtig  bereits  das  ganze  Leben  sozialisiert.  Diese  grund- 
legende Forderung  kann  nur  verwirkUcht  werden,  wenn  in  der  hier  darge- 
legten Weise  die  gesamte  Ethik  rationaUsiert  wird,  d.  h.  wenn  zunächst  das 
Wohl  der  Gesellschaft  richtig  erkannt  und  wenn  fernerhin  dieses  Wohl  als 
grundsätzlich  maßgebend  für  die  Ordnung  des  Lebens  auch  des  einzelnen 
anerkannt  wird. 

Die  Durchführung  einer  derartigen  rationellen  oder  wissenschafthchen 
Ethik  zunächst  auf  dem  Boden  der  Theorie,  daneben  und  gleichzeitig  aber  in 
unserem  gesamten  praktischen,  d.  h.  sozialen  Leben,  erscheint  demgemäß 
als  die  große  Aufgabe  unserer  Zeit.  Wir  können  aus  der  Entwicklung  der 
letzten  Jahrhunderte  erkennen,  wie  seit  dem  Durchbruch  des  Prinzips  des 
wissenschaftlichen  Denkens  Wissenschaft  und  Technik  sich  rapid  entwickelt 
haben,  wie  ein  Gebiet  menschlichen  Denkens  und  menschlicher  Betätigung 
nach  dem  andern  sich  derart  ausgestaltet  hat,  daß  das  Leben  glückbringender 
und  erfolgreicher  geworden  ist.  Wenige  Jahrzehnte  sind  es  her,  daß  die 
großen  Prinzipien  der  Energetik  und  der  Biologie  durch  Mayer  und  D  a  r  - 
w  i  n  entdeckt  worden  sind,  und  wir  dürfen  einen  noch  viel  weiter  reichenden 
erhebenden  Einfluß  auf  die  Menschheit  von  der  wissenschaftlichen  Durch- 
arbeitung der  Prinzipien  der  rationellen  Ethik  erwarten. 

ALEXANDRA  DAVID,  BOMBAY:  DAS  PROBLEM 
EINER  WELTLICHEN  MORAL  UNTER  DEM  GE- 
SICHTSPUNKT DER  RATIONALISTISCHEN  ME- 
THODE DES  BUDDHISMUS. 


IE  immer  das  Verhältnis  von  Gut  zu  Schlecht  in  den  Moralkodexen 
der  Vergangenheit  beschaffen  sein  mag,  keinesfalls  erscheinen  sie 
mehr  als  „geheiligt  und  unantastbar".  Mit  dem  Glauben  an  ihren 
göttlichen  Ursprung  haben  wir  den  Glauben  an  ihre  Unveränder- 
lichkeit  verloren.  Mit  den  Fortschritten  unserer  Entwicklung  bessern  wir 
daran  unablässig  herum.    Der  Mensch  ist  nicht  mehr  ihr  ängstlicher  Be- 
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obachter.  Der  Mensch  ist  nicht  mehr  für  die  Moral  gemacht,  die  Moral  muß 
für  ihn  gemacht  werden,  muß  das  Hilfsmittel  zur  Erlangung  von  Wohlstand, 
Sicherheit,  Harmonie  und  Frieden  sowohl  im  privaten  als  auch  im  nationalen 
und  weiter  hinaus  im  Gesamtleben  der  Menschheit  werden. 

Wie  sehr  diese  Ideen  uns  auch  allen  eigen  sind,  so  vollzieht  sich  doch 
eine  derartig  radikale  Umwälzung  nicht  ohne  Sturm  und  ohne  Verwechs- 
lungen. 

Dem  Guten  von  gestern,  dessen  Prinzip  und  Endziel  außermenschlich 
gedacht  war,  stellen  wir  heute  ein  menschlich  begriffenes  Gute  gegenüber. 
Nicht  mehr  dieses  unbestimmte  „Gute",  das  als  eine  Art  mysteriöses  Idol 
das  Opfer  aller  eigentlichen  Wünsche  des  Seins  forderte,  das  an  Leib  und 
V  Seele  verstümmelte,  das  Märtyrer  wollte,  sondern  ein  Gutes,  das  dem  Menschen 
wohl  will,  das  beiträgt  zur  harmonischen  Entfaltung  aller  seiner  Eigenschaften, 
das  seine  Kümmernisse  abtötet.  Das  Gute  —  dessen  Zweck  vielleicht 
zu  wenig  transzendental  ist  in  den  Augen  derer,  die  ein  Paradies  jenseits  der 
Wolken  träumen  —  besteht  darin:  mit  menschlichem  Material  und  mensch- 
licher Werkkraft   Glück   auf   Erden   zu  erzeugen. 

Das  Programm  ist  neu.  Denn  ob  es  schon  in  dem  ersten  Streben  des 
ersten  Herzens,  das  auf  unserem  Planeten  geschlagen  hat,  im  Keime  lag, 
zeichnet  es  sich  doch  erst  seit  kurzem  in  klaren  Umrissen  ab.  Wohl  zeigt  sich 
noch  viel  Unschlüssigkeit,  es  zu  erkennen,  wie  etwa  folgende  Schlagworte 
dartun: 

„Die  religiöse  und  die  a-religiöse  Moral  sind  ein  und  dieselbe." 

„Es  gibt  keinen  Unterschied  zwischen  den  Moralleliren  des  Christen- 
tums und  jenen,  die  eine  Moralerziehung  jenseits  der  christlichen  Dogmen, 
eine  reine  Laienmoral,  predigen  muß." 

Hier  drückt  sich  ein  tiefer  Mangel  an  Nachdenken  über  den  vorliegenden 
Gegenstand  aus,  vielleicht  erzeugt  durch  eine  unbestimmte  Furcht  vor  dem 
Unbekannten,  dem  man  sich  naht,  indem  alle  die  traut  gewordenen  Stützen 
abbrach,  die  unseren  Vätern  und  vielleicht  uns  selbst  bisher  gedient. 

Unwichtig  ist  der  Beweggrund,  aber  schwer  der  Schaden,  der  der  Auf- 
klärung und  dem  Werden  einer  Laienmoral  durch  diese  Irrmeinung  zu- 
gefügt wird. 

Gewiß  weist  die  Moral  der  verschiedensten  Völker  mit  voneinander 
abweichendsten  religiösen  Dogmen  in  manchen  Punkten  Parallelen  auf.  Gewisse 
Fragen  tauchen  eben  in  ähnlicher  Art  in  allen  sozialen  Gemeinwesen  auf. 
An  gewisse  Bedingungen  knüpft  sich  der  Bestand  einer  Gesellschaftsgruppe 
allüberall. 

Doch  auch  hier  können  wir  nur  von  Ähnlichkeiten,  keineswegs  von 
völliger  Identität  sprechen. 

Man  behauptet  oft,  daß  sehr  einfache  Selbstverteidigungsmaßregeln, 
wie:  nicht  töten,  nicht  stehlen  zu  sollen,  in  allen  Moralkodexen  stehen.  Über- 
treibung. Der  Mord  eines  menschlichen  Wesens  wird  sehr  verschieden  be- 
urteilt sowohl  in  unseren  Ländern  als  auch  bei  den  primitivsten  Wilden. 
Und  gar  erst  der  Diebstahl.  .  .  .  Die  Moralisten  konnten  sein  Wesen  bis  heute 
nicht  klar  definieren,  da  die  Menschen  weder  innerhalb  noch  außerhalb  der 
Kirchen  zu  einer  abschließenden  Meinung  über  das  Eigentum  gelangen  konnten. 

Alle  Beweise  sind  hier  nur  Abschweifungen,  die  Laienmoral  bildet 
absolut  ein  Problem.  Die  religiöse  Moral  dient  dem  unerforschlichen  Rat- 
schluß eines  Gottes  mit  außerirdischen  Zielen,  die  nicht  notwendig  mit  dem 
Wohl  der  Menschheit  zusammenfallen.  —  Die  Laienmoral,  die  ihre  Wurzeln 
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in  keinem  übernatürlichen  Prinzip  hat,  jeder  deren  Sätze  der  Kritik  eines 
jeden  unterworfen  ist,  kann  keinen  blinden  Gehorsam  fordern  und  sieht  sich 
gezwungen,  das  Individuum  von  ihrer  Richtigkeit  und  Nützlichkeit  zu  über- 
zeugen. Da  sie  ferner  mit  keiner  Entlohnung  nach  dem  Tode  rechnet,  muß 
sie  den  Vorteil  des  lebenden  Individuums  und  der  Gesellschaft  im  Auge 
haben. 

Mit  der  Erkenntnis  dieser  Unterschiede  wird  man  bei  vorhandenem 
Urteilsvermögen  begreifen,  daß  nicht  nur  die  Methoden  dieser  beiden  Moralen 
tiefgründig  auseinandergehen,  sondern  auch  ihre  Lehren,  die  Tugenden, 
die  sie  krönen,  und  die  Laster,  die  sie  brandmarken,  nicht  die  gleichen  sind. 

Und  da  mag  es  uns  interessieren,  uns  einmal  näher  mit  einer  Philosophie 
zu  beschäftigen,  die  schon  vor  25  hundert  Jahren  das  gleiche  Problem  aufgerollt 
hat,  die  die  Menschen  eine  Moral  ohne  Dazwischenkunft  eines  überirdi- 
schen Prinzips  lehrte,  der  Buddhismus.  Für  die  Ewigkeit  schien  er  gemacht 
in  seiner  Biegsamkeit,  und  noch  dient  er  einem  großen  Teil  der  Menschheit 
als  Leitstern. 

Der  Buddhismus  ist  die  a-religiöse  Philosophie. 
Kein  Kampf  gegen  Götter,  keine  Bestreitung  oder  Verkündigung  ihrer  Existenz. 
Freiheit  seiner  Anhänger  in  allen  Mutmaßungen.  Mögen  sie  transzendentale 
Gewißheiten  besitzen,  Früchte  intimen  Erlebens,  der  Buddhismus  nimmt 
sie  ihnen  nicht;  aber  da  dieselben  mystischer  Natur  und  unbedingt  persönlich 
sind,  sind  diejenigen,  welche  sie  besitzen,  bedeutet,  sie  weislich  für  sich  zu 
behalten,  sie  nicht  den  Menschen  auszuliefern,  für  die  sie  nicht  bestimmend 
sein  können,  da  ihnen  keine  Proben  allgemeingültiger  Erfahrung  zugrunde 
liegen. 

Der  Buddhismus  ist  nicht  die  Religion  eines  Gottes  Buddha.  Mit  diesem 
Namen  wurde  das  Andenken  Siddartha  Gautamas  geehrt,  und  er  bedeutet: 
„Der  Wissende'*.  Der  Buddhismus  ist  die  Lehre  von  der  B  6  d  h  i ,  d.  i.  das 
Wissen,  die  Erkenntnis.  Alle  seine  Prinzipien,  seine  Lehre  entspringen  aus 
dieser  Überallesstellung  des  Wissens.  Und  so,  wenn  unsere  abendländischen 
Religionen  über  die  Frage  des  Heiles  durch  den  Glauben  oder  die  Werke 
diskutieren,  sagt  die  Lehre  Gautamas,  daß  der  „Glaube"  im  religiösen 
Sinn,  jener  auf  erfahrungsgemäße  Vernunft  nicht  gegründete  Glaube,  ver- 
derblich sei,  daß  der  Wert  der  „Werke*'  von  der  erleuchteten  Richtung  ab- 
hänge, die  sie  leitet  zu  praktisch  nützlichen  und  wohltätigen  Zwecken  ,  .  , 
das  Heil,  alle  Arten  von  Heil,  soziale  und  geistige,  sind  Eroberungen  des 
Verstandes. 

Der  Buddhismus,  dem  ein  Vater  im  Himmel,  eine  Gnade  von  oben  fremd 
ist,  erblickt  in  den  Wesen  Kämpfer,  die  nur  auf  ihre  eigenen  Kräfte 
zählen  können.  Durch  unsere  angeerbten  Religionen  gewohnt,  uns  als  Kinder 
unter  der  wachsamen  Vormundschaft  einer  allmächtigen  Vorsehung  zu 
fühlen,  mag  uns  die  Vorstellung  dieses  verwaisten,  sich  selbst  überlassenen 
Menschen  peinlich  und  traurig  erscheinen. 

Der  Buddhismus  hat  dieses  Peinliche,  Traurige  der  seelischen  Einsamkeit 
seinen  Jüngern  auferlegen  zu  müssen  geglaubt.  Sein  Glaube  an  den  Menschen, 
an  die  Macht  menschlichen  Willens  trieb  ihn  zu  den  Grenzen  menschhcher 
Vermessenheit. 

Niemand  reicht  die  Hand  diesem  Reisenden,  niemand  beschützt  ihn.  .  .  . 
Und  so  wacht  er  über  sich  selbst.  In  ihm  ist  die  Vernunft,  in  ihm  ist  die  Er- 
kenntnis. Diese  doppelte  Leuchte  muß  ihn  führen.  Heute  noch  ist  dies  Licht 
schwach  und  flackernd.   Und  doch  ist  sie  das  Beste,  dessen  die  Menschheit 
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fähig  ist,  ist  ihre  einzige  Waffe,  ihre  einzige  Vervollkommnungsmöglichkeit. 
Der  Buddhismus  glaubt  an  sie,  hält  diese  dünne,  schmächtige  Klarheit  für 
berufen,  ein  strahlendes  Leuchtfeuer  zu  werden,  das  alle  Nebel,  in  denen  die 
Menschen  stöhnen,  indem  sie  sich  zerreißen,  wo  sie  einander  beistehen  sollten, 
hinwegfegen  wird.  Der  Buddhismus  glaubt,  daß  dieses  Licht  in  uns  einen 
viel  stärkeren  Trieb  des  wahrhaft  Guten  erwecken  werde,  als  je  ein  Dogma 
ihn  erzeugte,  und  stützt  infolgedessen  seine  Moral  auf  die  Intelligenz. 

* 

Unter  der  klassischen  Bezeichnung  der  „Hohen  Straße  mit  den  acht 
Verzweigungen"  entrollt  der  Buddhismus  sein  Programm. 

Der  erste  Artikel  oder  die  erste  Verzweigung  nennt  sich:  richtiges  Glauben, 
klare  Vorstellungen,  gegründete  Meinungen.  Er  fordert  die  Verwerfung 
-eitler  Einbildungen,  Vorurteile,  Aberglauben,  und  vor  allem  warnt  er  vor 
dem  Vertrauen  auf  die  Wirksamkeit  religiöser  Riten  und  Zeremonien  zur 
Erlangung  moralischer  Verdienste  und  morahscher  Vervollkommnung.  Die 
Natur  des  Menschen  richtig  begreifen,  das  Wesen  der  Elemente,  des  Milieus, 
die  ihn  umgeben;  die  Gesetze  erkennen,  die  die  Organismen  regieren  und  alle 
Lebensäußerungen  der  Umwelt,  die  Fortentwicklung  der  Lebewesen;  die 
Gesetze  von  Ursachen  und  Wirkungen;  ohne  zu  ruhen,  den  Besitz  eines 
ausgebreiteteren  Wissens  erstreben  — dies  die  Prinzipien,  auf  die  der  Buddhis- 
mus seine  moralische  Kultur  aufbaut.  Er  unterscheidet  sich,  außer  dem 
völligen  Verzicht  auf  jenseitigen  Lohn,  auch  insofern  von  allen  religiösen 
Dogmen,  die  dem  Abendlande  geläufig  sind,  daß  die  bloße  „gute  Meinung*' 
und  die  Herzensreinheit  eines  unschuldigen  Wesens  ihm  zur  Erreichung 
höherer  Zwecke  durchaus  nicht  genügend  erscheint.  Er  fordert  wahrhaft 
nützliche  und  wohltätige  Werke  und  seine  Jünger  sollen  nicht  bloß  das 
Rechte  tun  wollen,  sondern  es  so  tun,  daß  der  gewünschte  Erfolg  auch  erreicht 
werde. 

Aber  alle  Wissenschaft  der  Welt,  wenn  sie  nur  kalte  Gelehrsamkeit  bleibt, 
wird  vom  Standpunkt  der  Moral  verloren  sein.  Unser  Geist  kann  ein  Viel- 
faches von  Kenntnissen  umfassen  und  ihnen  gegenüber  sich  doch  verhalten 
wie  das  Regal  einer  Bibliothek  zu  der  Weisheit,  die  in  den  darauf  gestellten 
Büchern  steht.  Und  darum  muß  Nachdenklichkeit  das  Wissen,  das  der  Mensch 
angesammelt  hat,  beleben  und  verwerten. 

Die  Reflexion  ist  die  große  Tugend  des  Buddhismus.  Wir  stehen  hier 
«ben  auf  einem  ganz  anderen  Terrain  als  auf  dem  des  Christentums,  welches 
die  Demut,  die  Unterwerfung,  die  Resignation  krönt.  In  den  Augen  eines 
aufgeklärten  Buddhisten  stellen  diese  nur  betrübliche  Ausflüsse  geistiger 
Schwäche  dar.  Unablässig  nachdenken  über  alles.  .  .  .  Die  Begründung 
jeder  Regung  in  uns  suchen,  jedes  Gefühl  begreifen  wollen,  das  uns  bewegt, 
unsere  Unruhe,  unsere  Freuden  und  unsere  Schmerzen  analysieren,  die 
Elemente  kennen,  die  sie  zusammensetzen,  die  Ursachen,  die  sie  hervorrufen, 
und  die  Resultate  voraussehen,  nach  denen  sie  zielen;  die  gleiche  Klarsicht 
auch  anderen  gegenüber  erwerben;  all  das  betrachtet  der  Buddhismus  als 
die  sicherste  Garantie  für  die  Moralität,  d.  h.  den  guten  und  nützlichen  Lebens- 
wandel des  Individuums. 

Außer  dem  Ringen  nach  Kenntnis  und  Sammlung  und  ihrer  praktischen 
Anwendung  umfaßt  die  „Hohe  Straße"  noch  folgende  Artikel  oder  Ab- 
zweigungen : 


268  DOKUMENTE  DES  FORTSCHRITTS  APRIL  1913 

Casssssaassas^— s-BBSBü^=BBSSS59 

Die  Verfolgung  eines  geraden,  hohen,  eines  intelligenten  Menschen 
würdigen  Zieles. 

Die  gerade,  wohlwollende,  wahrhaftige  Rede. 

Der  vollkommene,  friedliche,  ehrliche,  reine  Lebenswandel. 

Ein  untadeliger  Erwerb,  der  andere  nicht  schädigt,  die  legitimen 
Interessen  keines  Nächsten  verletzt,  weder  aus  der  Schwäche,  noch  den 
schlechten  Neigungen  eines  Menschen  Nutzen  zieht. 

Selbsterziehung  zur  Kraftanstrengung  und  Energie. 

Ausbildung  der  Aufmerksamkeit  und  des  Gedächtnisses,  um  dem  Geist 
die  äußerste  Aktivität  zu  verleihen  und  größtmögliches  Erfahrungsmaterial 
zu  sammeln. 

Hier  folgt  noch  eine  Reihe  von  Vorschriften  in  zehn  Artikeln,  die  unseren 
zehn  Geboten  Gottes  an  die  Seite  zu  stellen  sind,  und  die  Kindern  gelehrt  werden. 
Sie  finden  sich  in  den  allerältesten  Schriften  des  Buddhismus. 

„Nicht  töten,  das  menschliche,  tierische,  pflanzliche  Leben  schonen, 
nichts  unbedacht  zerstören.** 

„Nicht  nehmen,  was  nicht  gegeben  wurde.  Jedermann  helfen,  die  Früchte 
seiner  Arbeit  einzuheimsen.'* 

„Nicht  die  Ehe  brechen,  ein  reines  Leben  führen.'* 

„Nicht  lügen.  Mit  Zurückhaltung  die  Wahrheit  sagen,  nicht  um  jemanden 
zu  verletzen,  sondern  mit  Wohlwollen,  Barmherzigkeit  und  Weisheit. 

„Weder  gegorene  Getränke  trinken,  noch  sich  an  Spezereien  berauschen.*' 

„Sein  Wort  nicht  leichtsinnig  geben.  Nicht  gehaltlose,  schlüpfrige  oder 
schlechte  Gespräche  führen.** 

„Nicht  verleumden  und  üble  Nachrede  üben,  nicht  Verleumdung  und 
üble  Nachrede  anhören.  Nicht  nörgeln  und  tadeln,  sondern  die  guten  Seiten 
unseres  Nächsten  ausfindig  machen,  um  mit  Überzeugung  die  zu  verteidigen, 
welche  angegriffen  sind.** 

„Ohne  Neid  sich  des  Glückes  anderer  freuen.** 

„Bosheit,  Zorn,  Verachtung,  Übelwollen  aus  sich  verbannen.  Keinen 
Haß  auch  gegen  solche  nähren,  die  uns  Böses  zufügen;  zu  allen  lebenden 
Geschöpfen  Gefühle  der  Güte  des  Wohlwollens,  der  Liebe  hegen." 

Und  endlich  das  letzte  Gebot,  das  der  unablässige  Beschäftigung,  Grund- 
lage und  Quintessenz  der  buddhistischen  Lehre  bildet: 

„Die  Unwissenheit  bekämpfen  in  sich  und  rings  um  sich  herum.  Wachsam 
sein  in  der  Nachforschung  der  Wahrheit  aus  Furcht,  der  Zweifel  und  die 
Gleichgültigkeit  und  der  Irrtum  könnten  die  Oberhand  gewinnen  und  uns 
von  dem  Pfade  zum  Frieden  ablenken." 

Es  ist  ein  völlig  weltlicher  Dekalog;  und  doch  wird  man  zugeben,  daß 
die  stolze  Hoheit  seines  Ideals  demjenigen  keines  religiösen  Kodex  nachsteht. 

Das  Leitmotiv  der  buddhistischen  Ethik  lautet:  Gradheit  —  Weisheit. 

„Wie  eine  Hand  die  andere  wäscht,  so  wird  die  Gradheit  durch  Weisheit 
geläutert,  die  Weisheit  durch  Gradheit.  Wo  Weisheit  ist,  ist  Gradheit  und 
wo  Gradheit  ist,  ist  Weisheit.  Und  die  Weisheit  eines  graden  Menschen,  die 
Gradheit  eines  Weisen  haben  in  dieser  Welt  den  größten  Preis"  *). 

Wenn  eine  Moral  aufhört,  sich  für  den  Willensausdruck  einer  dem 
Menschen  übergeordneten  Autorität  zu  halten,  wenn  sie  nicht  mehr  einzig 
und  allein  zur  Wiederholung  von  deren  Aufträgen  zu  sein  vorgibt, 
kann  sie  nicht  in  den  Irrtum,  Detailvorschriften  zu  geben,  verfallen.  Solche 


*)  Sonadanda  Sutta,  Dfgha-Nikäj^a. 
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wären  im  Widerspruch  zu  unserer  Erkenntnis  von  den  unausgesetzten  Wand- 
lungen, von  der  Bewegung  aller  Materie  und  alles  Denkens.  Es  gibt  keine 
Handlungsweisen,  die  unter  allen  Umständen  zu  raten  wären,  keinen  Akt, 
noch  so  ausgezeichnet  im  gegebenen  Augenblick,  der  nicht  bei  anderen  Vor- 
bedingungen verderblich  werden  könnte. 

Die  Rolle  einer  wirksamen  Laienmoral  kann  es  darum  nicht  sein,  eine 
Art  Katalog  guter  und  schlechter  Handlungen  zusammenzustellen  und  die 
Kinder  daraufhin  zu  dressieren,  automatisch  sie  zu  tun  oder  zu  unter- 
lassen. —  Die  Menschheit  hat  grausam  gebüßt,  daß  sie  sich  solange  zu  einem 
tragischen  Hampelmann  hergab.  —  Der  Zweck  der  Laienschule  und  des 
Moralunterrichts,  den  sie  vermittelt,  besteht  darin,  Charaktere  zu  entwickeln, 
die  Intelligenz  wachzurufen,  die  Gehirne  im  gesunden  Urteil  zu  üben. 

Gradheit  —  Weisheit:  die  Erkenntnis,  die  Wissenschaft  und  die  Ge- 
rechtigkeit. Das  Programm  genügt.  Wer  es  verwirklicht,  wird  in  allen  Lebens- 
lagen dem  speziellen,  augenblicklichen  Fall  die  Prinzipien  der  Rechtlichkeit, 
des  guten  Urteils  und  der  Voraussicht  anpassen  und  dadurch  in  der  Lage  sein, 
gut  zu  handeln,  nicht  um  eines  fiktiven  „Guten"'  willen,  sondern  eines  wahr- 
haften Guten,  von  dem  beglückende  Früchte  zeugen. 


Der  Buddhismus  dogmatisiert  nicht,  weder  in  Betracht  der  Moral  noch 
irgendeiner  anderen  Frage.  Er  ist  bestrebt,  den  Menschen  jenseits  flüchtiger 
und  eingebildeter  Befriedigungen  von  dauernden  Interessen  zu  überzeugen, 
aber  er  versucht  nicht,  ihm  irgendwelche  Dinge  abzuringen,  deren  praktischer 
Wert  ihm  unerfindlich  ist. 

Ist  es  übrigens  möglich,  ein  Individuum  gewaltsam  zu  moralisieren  ?  — 
Wir  wissen,  daß  es  trotz  der  lockendsten  Versprechungen  und  der  glühendsten 
Strafandrohungen  den  Religionen  mißlungen  ist.  Immer  gab  es  Leute,  darunter 
die  Rechtgläubigsten,  die  bei  den  verschiedensten  Gelegenheiten  es  vorzogen, 
ihren  Eingebungen  zu  folgen,  statt  den  Prinzipien,  die  man  ihnen  aufdrang. 

Die  Laienmoral,  die  im  Okzident  ein  Neuling  ist,  kann  nicht  beanspruchen, 
ein  Wunder  zu  tun,  das  die  geistige  Tyrannei  und  der  materielle  Zwang  der 
religiösen  Gewalten  in  so  langen  Jahrhunderten  nicht  zustande  brachten. 

Alle  wirksame  Lebensregel  muß  aus  dem  Innern  entspringen,  aus  der 
innigsten  Einwilligung  des  Individuums,  nicht  von  außen  herangetragen. 

Die  Methode  buddhistischer  Moralkultur  ist  ganz  durchtränkt  von  diesem 
Prinzip.  Sie  verkennt  nicht  den  Einfluß  des  Milieus,  aber  sie  weiß,  daß  das 
Milieu  diesen  Einfluß  nur  üben  kann,  wo  entsprechende  Weichheit  (Haltlosig- 
keit) vorhanden  ist,  es  handle  sich  denn  um  die  Wirkungen  eines  lebhaften 
Widerstandes  auf  allzu  heftige  Angriffe  von  Seiten  des  „Milieus"  hin.  Anderer- 
seits gestattet  der  Glaube,  daß  einzig  die  persönliche,  bewußte  Anstrengung 
für  den  inneren  Fortschritt  des  Individuums  von  Wert  sei,  ihm  nicht,  sich 
ausschließlich  an  fremde  Leitsätze  zu  halten. 

Der  Buddhismus  duldet  das  System  der  moralischen  Aneiferung  durch 
eine  gewissermaßen  mechanische  Pflege  solcher  Tendenzen,  die  man  stärken 
oder  erwecken  will;  doch  erscheint  diese  immer  an  einen  Appell  an  die  Vernunft 
gebunden,  an  die  persönliche  Prüfung  des  Wertes  der  Tugenden,  zu  denen 
angeeifert  wird. 

Die  Tugend  wird  wie  die  Gesundheit  gepflegt  durch  Mittel,  die  nicht 
wenig  an  jene  der  Therapeutik  gemahnen.  Die  Tugend,  deren  Besitz  keiner 
Gefahr  mehr  ausgesetzt  sein  soll,  muß  zur  Gewohnheit  geworden  sein.  Trotz- 
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dem  verlangt  der  Buddhismus,  daß  seine  Anhänger  sich  derselben  immer 
bewußt  seien  und,  mit  ihren  Wirkungen  bekannt,  aus  freiem  Willen  sich 
unterordnen  den  Praktiken  der  Tugendübung,  die  er  als  nützhch  bezeichnet, 
und  die  ihren  Bedürfnissen  und  ihren  verschiedenen  Temperamenten  ent- 
sprechend gewählt  werden. 

Eine  Broschüre  jungen  Datums,  die  in  Ceylon  unter  dem  Titel  „Die 
geistige  Kultur"  erschien,  drückt  sich  folgendermaßen  in  betreff  der  Ent- 
faltung der  für  gut  befundenen  Tendenzen  aus: 

„Wenn  wir  eine  Handlung  so  und  so  oft  begangen  haben,  wenn  ein  und 
derselbe  Gedanke  eine  so  und  so  häufige  Wiederholung  in  unserem  Gehirne 
erfahren  hat,  entsteht  in  uns  ein  Trieb,  dieselbe  Handlung,  denselben  Ge- 
danken auch  weiterhin  zu  erneuern.  Es  hat  also  den  Anschein,  als  könnten 
wir  nichts  an  unserer  natürlichen  Beschaffenheit  ändern,  nicht  unsere 
schlechten  Eigenschaften  vermindern  und  unsere  guten  Anlagen  steigern. 
Indes  kann  die  Energie,  die  zur  Betätigung  dieser  letzteren  drängt,  als  solche 
gleichzeitig  zur  Unterdrückung  des  Schlechten  und  Förderung  des  Guten 
in  uns  ausgenutzt  werden.  Ein  Mensch  mit  starker  Neigung  zum  Zorn,  zur 
Grausamkeit,  kann  darüber  Herr  werden,  indem  er  täglich  eine  gewisse  Zeit 
der  Betrachtung  der  Duldsamkeit  und  des  Mitleids  widmet.  Durch  diese 
Übung  stärkt  er  systematisch  auch  diese  Tendenzen  seines  Geistes, 
während  die  entgegengesetzten  aus  Mangel  an  Nahrung  verkümmern  und 
von  den  guten  Trieben  überwuchert  werden.*)  Diese  Methode  nimmt  im 
buddhistischen  Moralunterricht  einen  großen  Raum  ein.  Die  tägUche  Ver- 
senkung in  das,  was  „die  vier  unendlichen  Gefühle"  genannt  wird:  die  Liebe, 
das  Mitleid,  das  Verständnis  für  alle  Wesen  und  die  heitere  Ruhe  der  Seele, 
ist  allen  ausübenden  Buddhisten  Lebensregel  und  der  treibende  Gedanke 
dabei,  diese  Gefühle  all  ihre  Handlungen  einhüllen  zu  lassen. 

Die  angegebene  Methode  ist  für  Erwachsene  bestimmt.  Kindern  gegen- 
über muß  sehr  sorgfältig  vermieden  werden,  durch  bloße  Heranziehung  von 
Beispielen  (was  man  nicht  tun  soll  usw.)  Instinkte  der  Gewalttätigkeit, 
Grausamkeit,  Selbstsucht,  die  bewußt  vielleicht  in  ihnen  noch  gar  nicht 
aufgetaucht  sind,  zu  wecken  und  so  alle  moralische  Unterweisung  in  ihr 
Gegenteil  zu  verwandeln. 

Man  wird  mir  aber  zugeben,  daß  die  gleiche  Gewissenserforschung  für 
Erwachsene  ein  nicht  überflüssiges  Gegenmittel  bilden  würde  gegen  alle 
die  ungesunde  Irritierung  der  Sinne  durch  Zeitungsberichte  über  Schreckens- 
szenen, durch  alle  die  weitverbreiteten  Illustrationen  blutiger  Vorgänge, 
wie  sie  besonders  auf  minder  Begabte  Eindruck  machen. 

Es  fehlt  mir  der  Raum,  um  in  ihren  Details  die  minutiösen  Behandlungs- 
weisen  wiederzugeben,  die  der  Buddhismus  zur  seelischen  und  körperlichen 
Läuterung,  zur  Erreichung  vollkommener  Herrschaft  über  sich  selbst  seinen 
Bekennern  angedeihen  läßt.  —  Ob  dies  alles  nun  Moral  in  unserem  Sinne  ist  ? 

Diese  Frage  erscheint  nicht  ausgeschlossen;  denn,  wie  schon  gesagt, 
wir  befinden  uns  einer  völlig  a-religiösen  Lehre  gegenüber,  während 
der  Okzident  wohl  den  Titel  der  Irreligiosität  sich  beigelegt,  in 
Wahrheit  aber  nur  ein  Wort  aufgeopfert  hat:  Gott.  Alle  kategorischen 
Imperative  hat  er  mit  sich  geschleppt,  ohne  inne  zu  werden,  daß,  da 
der  göttliche  Gesetzgeber,  der  ihnen  Gewicht  verliehen  hatte,  verschwunden, 
sie  selbst  zu  hohlen  Phantomen  geworden  sind,  die  nur  noch  der  erlangte 


*)  Ananda  Maitrya,  On  the  Culture  of  Mind. 


DAS  PROBLEM  EINER  WELTLICHEN  MORAL  USW. 


271 


6= 


s9 


Schwung  einige  Zeit  fortrollen  läßt,  während  wir  sie  rings  um  uns  herum 
zusammenbrechen  sehen. 

Das  allgemeine  Suchen  nach  einer  neuen  Moral  ist  der  beste  Beweis 
hierfür. 

Der  Buddhismus  nun  müßte  sich  selbst  widersprechen,  um  "einen  genau 
abgezirkelten  Moralkodex  aufzustellen,  den  verschiedenen  Handlungen 
ihren  ewigkeitsgültigen  Wert  zuzuerkennen.  Er  weiß,  daß  es  eine  Gesetz- 
gebung von  Menschen  für  Menschen  wäre  und  das,  was  ein  menschlicher 
Geist  erdacht,  morgen  von  einem  erleuchteten  Geist  verworfen  wird.  Der 
Buddhismus  kann  uns  also  nicht  sagen,  was  das  moralisch  Gute  ist,  aber  er 
lehrt  uns  die  Fähigkeiten,  um  selbst  an  jedem  Tag,  in  jeder  Lage  unseres 
Lebens  die  schönste  Form  des  Guten,  das  Richtigste,  zu  wählen.  Die  alten 
Schriften  haben  vielmal  das  energische,  stolze  Antlitz  des  idealen  Buddhisten 
gezeichnet : 

„Der  Jünger  ist  stark  und  rüstig,  seine  Kräfte  sind  wohl  verteilt,  er  ist 
weder  von  unmäßiger  Glut,  noch  der  Weichlichkeit  hingegeben.  Dieser 
Gedanke  erfüllt  ihn:  Möge  meine  Haut,  meine  Muskeln,  meine  Nerven,  meine 
Knochen  und  mein  Blut  eher  verdorren,  als  daß  ich  meiner  Anstrengung 
entsage,  bis  ich  nicht  das  voll  erreicht  habe,  was  durch  menschliche  Wach- 
samkeit und  Tatkraft  erreicht  werden  kann." 

Vielleicht  kann  der  AnbHck  dieses  unbegrenzten  Ideals  erträumter 
Vervollkommnung  uns  von  dem  alten  Vorurteil  heilen,  daß  der  Buddhismus 
die  Lehre  der  Apathie,  der  Verzweiflung  sei. 


Und  was  waren  die  Früchte  dieser  Moral? 

Die  Antwort  auf  diese  Frage  ist  dadurch  erschwert,  daß  die  Mehrzahl 
der  Buddhisten,  wie  übrigens  auch  der  Christen,  an  die  Stelle  der  großen 
Lehren  ihres  Bekenntnisses  vielfachen  Aberglauben  gesetzt  haben. 

Dennoch  ist  bekannt,  daß  die  buddhistischen  Bevölkerungen  —  als 
soziale  Erscheinung  —  Gewaltausbrüche,  Morde,  Trunksucht  vermeiden. 
Die  Stellung  der  Frauen  in  verschiedenen  tieforientahschen  buddhistischen 
Ländern  ist  sozial  höher  als  in  manchem  europäischen  Land.  Der  Buddhismus 
ist  vielleicht  das  einzige  Moralsystem,  das  in  der  Ehe  die  Frau  dem  Mann 
nicht  unterstellt.  Die  klassische  Stelle  über  die  Pflichten  der  Ehegatten, 
oder  besser,  über  die  Art,  wie  die  Ehegatten  sich  ihre  gegenseitige  Zuneigung 
beweisen  sollen  (denn  der  Buddhismus  erlegt  keine  Pflichten  auf),  lautet: 

„Der  Gatte  bezeugt  seiner  Frau  seine  Zuneigung,  indem  er  sie  mit  Achtung 
und  Güte  behandelt,  indem  er  ihr  Achtung  bei  anderen  verschafft,  indem 
er  ihr  treu  ist,  indem  er  ihre  Bedürfnisse  befriedigt. 

Die  Frau  bezeugt  dem  Gatten  ihre  Zuneigung,  indem  sie  sein  Haus  mit 
Ordnung  und  Sparsamkeit  verwaltet,  indem  sie  seinen  Verwandten  und 
Freunden  gastfreundlich  entgegenkommt,  durch  keuschen  Lebenswandel, 
durch  eifrige,  geschickte  Erfüllung  aller  ihr  zufallenden  Aufgaben.*' 

Eine  große  Tatsache  aber  steht  im  goldenen  Buch  des  Buddhismus 
unwiderruflich  verzeichnet:  So  minderwertige  Elemente  — geistig  und  physisch 
zurückgeblieben  —  sich  auch  unter  all  den  asiatischen  Bevölkerungen  unter 
seiner  Flagge  vereinigten,  haben  sie  doch  in  der  Geschichte  eine  unvergleich- 
liche Toleranz  bewiesen,  die  keinem  Gegner  gegenüber  zuschanden  wurde. 
Nie  hat  es  in  buddhistischen  Ländern  das  abstoßende  Schauspiel  der  Ver- 
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brennung  der  sogenannten  Hexenmeister,  Gelehrter  und  Denker,  gegeben; 
der  Buddhismus  hat  sich  keiner  Schuld,  an  einem  Giordano  Bruno  begangen, 
zu  schämen.  ,,Wer  für  Angriffe  auf  die  Lehre  oder  Person  Buddhas  Rache 
üben  wollte,  wäre  ein  ungetreuer  Jünger",  heißt  es.  Ein  Ausfluß  der  asiatischen 
Ruhe,  wird  man  vielleicht  meinen.  Die  Geschichte  aber  beweist,  daß  nicht 
alle  Asiaten  eine  solche  Liebe  zur  Toleranz  hegten.  Und  daß  der  Buddhismus 
auch  jenseits  der  asiatischen  Grenzen  und  unter  Volksgenossen  von  sehr 
regem  Blute  seine  Würde  wahrt,  das  bewies  in  jüngster  Zeit  die  Haltung 
der  kleinen  buddhistischen  Gruppe  in  Ungarn,  die  von  der  kathoHschen  Presse 
heftig  angegriffen  war  und  in  allen  Kontroversen  eine  ehrfurchtgebietende 
Ruhe  des  Ausdrucks  beibehielt. 

Soll  ich  aus  all  dem  —  wenn  auch  noch  so  unvollkommen  —  Mitgeteilten 
die  Anwendung  für  unsere  eigene  Moralunterweisung  unseren  Kindern  gegen- 
über machen,  so  wäre  es  diese:  Mit  dem  Buddhismus  die  autoritative,  dog- 
matische Methode  verwerfen,  sie  ist  bei  Kindern  so  wenig  angebracht  wie 
Erwachsenen  gegenüber.  Wenn  man  die  schwache  geistige  Entwicklung 
des  Durchschnitts  der  letzteren  betrachtet,  kann  man  dem  Kind  in  Grenzen 
und  Bereich  seines  Aktionsfeldes  das  Verständnis  der  Akte,  die  es  gehalten 
ist  zu  tun,  nicht  verwehren.  Es  ist  Sache  des  Erziehers,  so  geschickt  zu  sein, 
um  ihm  die  Gründe  in  vereinfachter,  seinem  Alter  angepaßter  Weise  mit- 
zuteilen. Die  alte  befehlende  Art  war  natürlich  bequemer,  die  Androhung 
der  Strafe  war  eine  gute  Stütze,  aber  glaubt  man  wirklich,  daß  mit  diesem 
System  Charaktere  herangebildet  werden,  reine  klare  Gehirne,  wie  die  moderne 
Gesellschaft  sie  braucht  ? 

Wenn  man  wartet,  daß  der  Mensch  25  oder  sogar  bloß  15  Jahre  alt  sei, 
um  ihn  den  Gebrauch  des  selbständigen  Denkens,  der  Selbstprüfung  zu  lehren, 
liegt  die  Tatsache  nahe,  daß  sein  an  die  Aufnahme  fremder  Meinungen  ge- 
wöhnter Geist  nicht  mehr  die  Biegsamkeit  und  Kraft  besitze,  sich  Gewohn- 
heiten beizulegen,  die  einer  größeren  geistigen  Anstrengung  bedürfen. 

Frühzeitig  müssen  Unabhängigkeit,  Verantwortlichkeitsgefühl  erworben 
werden,  soll  später  ihr  Gewicht  nicht  unerträghch  dünken.  Aber  die  Er- 
weckung dieser  Fähigkeiten  im  Kinde  muß  positiver  Natur  sein.  Der 
Wunsch  muß  in  ihm  rege  gemacht  werden,  sich  zu  einem  nützlichen  Glied 
der  menschlichen  Gesellschaft  zu  entwickeln.  Auf  Reisen  traf  ich  einmal 
folgende  Inschrift  auf  den  Mauern  einer  Knabenschule:  ,, Leihe  niemals  Geld. 
Nimm  nie  Dienste  von  anderen  an.  Du  müßtest  sonst  selbst  welche  leisten.*" 

So  wird  menschliche  Solidarität  nicht  gepflegt.  Folgenden  Satz  des 
Buddhismus  möchte  ich  allen  menschlichen  Gehirnen,  den  Kindern  wie  den 
Erwachsenen  eingeprägt  sehen:  „Alle  Wesen  suchen  das  Glück;  darum  schenke 
du  allen  deine  Liebe.*'  Es  ist  der  Ursprung  selbst  der  buddhistischen  Lehre,^ 
denn  bekanntlich  wurde  sie  von  jenem  Prinzen  Siddharta  ja  gezeugt,  um 
den  Wesen  ihr  Leid  zu  nehmen.  ,,Der  Mensch  kann  das  Leiden  aufheben, 
er  kann  es  ohne  übernatürhche  Hilfe;  er  allein  ist  fähig,  sich  davon  zu  be- 
freien." Diese  Idee  bedeutet  das  einzige  Dogma  des  Buddhismus.  Es  mag 
vermessen  sein,  und  doch  könnte  es  vielleicht  zum  Kompaß  einer  neuen 
moralischen  Richtung  in  unseren  Landen  werden.  Vielleicht  könnte  diese 
Stimme  aus  uralten  Zeiten,  die  von  stolzer  Befreitheit,  unsäglicher  Furcht- 
losigkeit und  unbändigem  Glauben  an  die  Macht  der  menschlichen  An- 
strengung spricht,  vielleicht  könnte  sie  unser  Zutrauen  zur  Moral  von  morgen 
stärken.  Diese  Moral  wird  Gerechtigkeit  und  Wahrheit  wollen,  wie  alle  Messien 
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sie  versprochen  haben,  und  wie  keiner  sie  vom  Himmel  herabgeholt  hat,  weil  — 
wie  der  Buddhismus  sehr  richtig  sagt  —  das  nur  das  Werk  menschlicher 
Intelligenz  und  Energie  sein  kann. 

ALTCHINESISCHE  ETHIK  UND  LEBENSWEIS- 
HEIT. 

UiNGFUTSE  rief  den  Herrschern  zu: 

,,Wer  andere  regieren  will,  muß  zuerst  sich  selbst  regieren 


können." 

,,Wer  Alltagsmenschen  zum  Vorbild  dienen  soll,  muß  Wissen 
und  Menschenkenntnis  besitzen." 

Wie  die  Kinder  von  einem  guten  Vater,  will  Kungfutse  das  Volk  von 
dem  Herrscher  behütet  und  geleitet  sehen: 

„Der  Meister  sprach:  Sieh  zu  was  einer  wirkt,  beachte  wovon  er  bestimmt 
wird,  forsche,  wo  er  Befriedigung  findet:  Wie  kann  da  ein  Mensch  entwischen  ?" 
„Das  Wesen  der  Sittlichkeit"  erklärte  Kungfutse  folgendermaßen: 
,,Dsi-Gung  sprach:  Wenn  einer  dem  Volk  reiche  Gnade  spendete  und  es 
vermöchte,  die  gesamte  Menschheit  zu  erlösen,  was  wäre  ein  solcher  ?  Könnte 
man  ihn  sittlich  nennen? 

Der  Meister  sprach:  Nicht  nur  sittlich,  sondern  göttlich  wäre  der  zu 
nennen.  Was  den  Sittlichen  anlangt,  so  festigt  er  andere,  da  er  selbst  wünscht 
gefestigt  zu  werden,  und  klärt  andere  auf,  da  er  selbst  wünscht  aufgeklärt 
zu  sein.  Das  Nahe  als  Beispiel  wählen,  nach  sich  selbst  die  andern  zu  beur- 
teilen verstehen,  das  kann  als  Mittel  zur  Sittlichkeit  bezeichnet  werden." 

Über  Wissen  und  Bildung  urteilt  Kungfutse:  „Der  Wissende  ist  noch 
nicht  so  weit  als  der  Forschende,  der  Forschende  nicht  so  weit  als  der 
heiter  Erkennende." 

Von  Lao-tse  sagt  Julius  Grill:  ,,Lao-tse  bedeutet  den  höchsten  Gipfel 
der  geistigen  Entwicklung  seines  Volkes;  er  tritt  auch  den  gewaltigen  Geistes - 
heroen  aller  Länder,  Völker  und  Zeiten  ebenbürtig  zur  Seite.  Er  ist  einer 
jener  seltenen  Menschen,  die  nicht  für  ihr  Volk  allein,  sondern  für  die  ganze 
Menschheit  gelebt  haben." 

Mehr  als  hundert  Jahre  vor  Sokrates  sagte  Lao-tse:  „Wissen,  daß  man 
nichts  weiß,  ist  das  höchste."  Und  fügt  dann  hinzu:  „Nichtwissen  für  Wissen 
halten,  ist  Leiden.    Nur  wer  an  seinem  Leiden  leidet,  wird  frei  vom  Leiden." 
Ganz  eigenartig  definiert  Lao-tse  das  „Das  Wesen  der  Nachgiebigkeit"; 
„Der  Berufene  hat  kein  Herz  für  sich. 

Er  macht  der  Leute  Herz  zu  seinem  Herzen: 
Zu  den  Guten  bin  ich  gut 

und  zu  den  Nichtguten  bin  ich  auch  gut. 
Denn  das  Leben  ist  das  Gute. 
Zu  den  Treuen  bin  ich  treu 
und  zu  den  Nichttreuen  bin  ich  auch  treu; 
denn  das  Leben  ist  die  Treue. 
Der  Berufene  lebt  in  der  Welt  ganz  still. 

aber  er  macht  sein  Herz  weit  für  die  Welt. 
Die  Leute  starren  auf  ihn  und  horchen, 
der  Berufene  behandelt  sie  alle  als  seine  Kinder." 
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Die  beiden  Zitate  stammen  aus  Richard  Wilhelms  Übersetzung  des 
des  Tao-te-king,  des  Buches  vomTao,  in  dem  Lao-tse  seine  Gedanken  nieder- 
legte. 

Kap.  63  aus  Julius  Grills:  „Lao-tses  Buch  vom  höchsten  Wesen  und  vom 
höchsten  Gut"  ergänzt  gleichsam:  „Das  Wesen  der  Nachgiebigkeit**:  ,,Es 
gilt  zu  wirken,  als  wirke  man  nicht,  zu  schaffen,  als  schaffe  man  nicht,  zu 
genießen,  als  genieße  man  nicht.  Das  Kleine  als  etwas  Großes  zu  behandeln, 
an  Wenigen  Vieles  zu  erkennen,  Feindseligkeiten  mit  Wohlwollen  zu  ent- 
gelten. Schweres  zu  unternehmen,  solange  es  noch  leicht  ist,  Großes  ins  Werk 
zu  setzen,  solange  es  noch  klein  ist.  Die  schwersten  Sachen  in  der  Welt  be- 
ginnen ja  mit  et^as  Leichterem,  die  großen  Dinge  der  Welt  beginnen  ja  mit 
etwas  Kleinerem.  Darum  ist  jeder  imstande,  in  seinem  Teil  etwas  wirklich 
Großes  zu  vollbringen.  Wer  leichthin  etwas  verspricht,  bietet  sicherlich 
wenig  Verlaß.  Wer  vieles  leicht  nimmt,  schafft  sich  sicherlich  viel  Schwierig- 
keiten. Deshalb  faßt  der  vollendete  Weise  eine  Sache  so  an,  als  ob  sie  schwer 
wäre.  Deshalb  gibt  es  bei  dem,  was  er  unternimmt,  überhaupt  nichts,  was 
ihm  zu  schwer  würde."  Die  Ethik  Lao-tses  gipfelt  in  dem  Satze:  „Tugend 
ißt  Güte."  Er  will  die  Menschen  sanft  angefaßt  und  ihnen  die  ursprüngliche 
kindliche  Heiterkeit  erhalten  wissen,  für  die  keine  Weisheit  der  Welt  Ersatz 
bieten  kann:  ,,Laßt  den  gemeinen  Mann  in  der  Schwäche  der  gewohnten 
Einfachheit,  des  unverbildeten  Sinnes." 

Auch  mit  der  Selbstsucht,  die  die  Macht  des  Regierenden  zur  Befrie- 
digung des  eigenen  Ehrgeizes  mißbraucht,  verträgt  sich  die  Taoweisheit  nicht: 
Der  Herrscher  soll  nichts  anderes  sein  wollen,  als  der  erste  Staatsdiener, 
er  soll  in  ruhiger  aufopfernder  Pflichterfüllung  die  unerläßliche  Bedingung 
und  Voraussetzung  seines  Lebensgenusses  finden,  soll  „wirken  ohne  zu 
handeln". 

Nicht  einmal  zu  richten  wagt  der  gerechte  Herrscher,  ,,denn  was  ist 
für  ein  Unterschied  zwischen  Gut  und  Böse  ?"  Selbst  Leute,  „die  Wunder- 
liches tun",  Verbrecher,  wagt  er  nicht  zum  Tode  zu  verurteilen:  ,,Zu  den 
Guten  ist  er  gut,  zu  den  Nichtguten  auch  gut."  Denn  Güte  ist  ein  Wechsel- 
begriff, er  läßt  sich  nicht  fixieren.  Ist  doch  selbst  die  höchste  Tugend,  die 
sich  um  jeden  Preis  behaupten  will,  minderwertig:  sie  ruft  eine  Störung  im 
Weltzusammenhang  hervor:  ,,Wenn  alle  in  der  W'elt  des  Schönen  Schönsein 
erkennen,  sodann  erkennen  sie  auch  das  Häßliche;  erkennen  sie  des  Guten 
Gutsein,  dann  erkennen  sie  auch  das  Gute." 

Und  „sind  die  Paläste  sehr  prächtig,  so  sind  die  Felder  wüst,  die  Speicher 
leer.  Bunte  Kleider  anziehen,  scharfe  Schwerter  umgürten,  sich  füllen  mit 
Trank  und  Speise,  kostbare  Kleinodien  haben,  heißt  mit  dem  Diebstahl 
prahlen,  aber  wahrlich  nicht  Tao  sein."  Kap.  53.  (Julius  Grills  Übersetzung.) 

Und  schließlich  eine  sehr  beachtenswerte  Lehre  für  die  Menschen  von 
heute:  „Das  Reich  erlangen  kann  nur  der  ,welcher  frei  bleibt  von  Geschäftig- 
keit.   Die  Vielbeschäftigten  sind  nicht  geschickt,  es  zu  erlangen." 

,,Das  wahre  Buch  vom  quellenden  Urgrund"  hat  ebenfalls  Richard 
Wilhelm,  der  bei  Diederichs  in  Jena  eine  ganze  Sammlung  von  Werken  aus 
der  chinesischen  Philosophie  herausgibt,  übersetzt.  Es  enthält  die  Lehren 
des  Monisten  Liä  Yü  Kou  (Liä  Dsi)  friedlich  vereint  mit  jenen  des  Pessi- 
misten Yang  Dschu.  Bezeichnend  für  seinen  Inhalt  —  und  wohl  auch  für 
den  Übersetzer  —  ist  es,  daß  jedem  Buch  (Kapitel)  ein  Motto  von  Goethe 
vorausgesetzt  ist. 
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Auch  in  diesem  Buch  findet  der  Leser  die  reife  Ethik  der  alten  chinesischen 
Denker: 

1.  Buch  9:  ,,Liä  Dsi  sprach:  ....  Wenn  eine  Sache  verdorben  und 
zerstört  ist,  und  man  fuchtelt  nachher  herum  mit  Liebe  und  Pflicht,  so  kann 
man  sie  nicht  wieder  gut  machen.*' 

2.  Buch  7  (Tierbändigung):  „  .  .  .  darum  will  ich  dir  mit  einem  Wort 
meine  Art  der  Pflege  der  Tiger  mitteilen.  Geht  es  nach  ihrem  Sinn,  so 
empfinden  sie  Lust;  geht  es  gegen  ihren  Sinn,  so  werden  sie  wütend.  Das 
liegt  in  der  Natur  von  allem  Fleisch  und  Blut.  Aber  Lust  und  Wut  entstehen 
nicht  grundlos,  sondern  nur  als  Gegenwirkung  von  Reizung. 

Wer  Tiger  füttert,  der  soll  sich  wohl  hüten,  ihnen  lebende  Tiere  zu  geben, 
um  der  Wut  willen,  die  beim  Töten  erwacht.  Man  muß  sich  hüten,  ihnen 
ganze  Tiere  zu  geben,  um  der  Wut  willen,  die  beim  Zerreißen  erwacht.  Man 
muß  zur  Zeit  ihren  Hunger  stillen,  um  zum  voraus  ihrer  Wut  zu  begegnen. 
Die  Tiger  sind  wohl  ihrer  Gattung  nach  vom  Menschen  verschieden,  aber 
freundlich  gefüttert  zu  werden,  ist  auch  ihnen  angenehm;  darum  werden 
sie  gereizt,  wenn  sie  etwas  zu  töten  haben.  Da  es  also  ist,  hüte  ich  mich, 
ihnen  zu  Willen  zu  sein,  daß  sie  nicht  in  Lust  kommen.  Denn  Lust  schlägt 
sicher  in  Wut  um,  und  die  Wut  schlägt  immer  wieder  in  Lust  um;  beides 
sind  keine  in  sich  ruhenden  Zustände.  Da  ich  nun  in  meinem  Gefühl  sie 
weder  reize,  noch  ihnen  zu  Willen  bin,  so  sehen  mich  Tiere  und  Vögel  als  ihres- 
gleichen an,  darum  spazieren  sie  in  meinem  Garten  und  denken  nicht  an 
ihre  hohen  Wälder  und  weiten  Sümpfe;  sie  ruhen  in  meinem  Zwinger  und 
sehnen  sich  nicht  nach  verborgenen  Bergen  und  tiefen  Tälern.  Durch  Ver- 
nunft habe  ich  sie  dahin  gebracht." 

2.  Buch  10:  ,,W^er  seinen  Willen  gebraucht  ohne  Zerteilung,  dem  ver- 
dichtet er  sich  zu  einer  geistigen  Macht." 

2.  Buch  17:  (Der  Weg  zum  Sieg.)  „Meister  Yu  sprach:  Willst  du  Härte, 
muß  du  sie  durch  Weichheit  walu-en.  Willst  du  Stärke,  muß  du  sie  durch 
Schwäche  schützen.  Übe  dich  in  Demut,  so  wu^st  du  fest.  Übe  dich  im 
Schwachsein,  so  wirst  du  stark.  W^enn  du  darauf  siehst,  was  einer  übt,  so 
weißt  du,  ob  Glück  oder  Unglück  ihm  naht.  Die  Gewalt  siegt  über  das,  was 
dem  eigenen  Selbst  nicht  gleichkommt.  Das,  was  dem  eigenen  Selbst  gleich- 
kommt, stößt  hart  mit  ihr  zusammen.  Demut  siegt  durch  das,  was  aus  ihrem 
eigenen  Selbst  hervorgeht,  ihre  Macht  ist  ohne  Maß." 

4.  Buch  1:  „  .  .  .  Allein  sein  Selbst  veredeln,  ohne  Rücksicht  auf  Erfolg 
oder  Nichterfolg;  erkennen,  daß  äußere  Schicksale  und  Verluste  nicht  unser 
wahres  Ich  treffen,  und  sich  nicht  die  Gedanken  des  Herzens  verwirren  lassen: 
das  ist  es,  was  du  meinst,  wenn  du  sagst:  wer  Frieden  mit  Gott  hat  und 
seinen  Willen  kennt,  hat  keinen  Kummer." 

4.  Buch  4:  „  .  .  .  .  Als  Guan  I  Wu  schließlich  erkrankte,  da  fragte 
Siau  Be  und  sprach:  „Vater  Dschungs  Krankheit  ist  schwer,  wir  dürfen's 
uns  nicht  verschweigen.  Wenn  es  nun  zum  äußersten  kommt,  wem  kann 
ich  dann  den  Staat  anvertrauen?"  Guan  I  Wu  sprach:  „An  wen  denken 
Eure  Hoheit  ?"  Siau  Be  sprach:  „Gau  Schu  Ya  ist  wohl  geeignet."  Guan  I  Wu 
erwiderte:  ,,Er  ist  nicht  geeignet.  Er  führt  den  Wandel  eines  reichen  unbe- 
stechlichen Gelehrten.  Mit  Leuten,  die  nicht  seine  Lebensrichtung  haben, 
kommt  er  nicht  aus.  Hört  er  einmal,  daß  sich  jemand  etwas  hat  zuschulden 
kommen  lassen,  so  vergibt  er  das  sein  Lebenlang  nicht.  Betraute  man  ihn 
mit  der  Verwaltung  des  Staates,  so  würde  er  den  Fürsten  in  Verwicklung 
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bringen  und  das  Volk  unzufrieden  machen.  Diese  Verfehlungen  dem  Fürsten 
gegenüber  würden  rasch  zum  Ende  führen." 

Siau  Be:  „Ja,  wer  ist  dann  geeignet?  "  Er  erwiderte:  „Es  wird  wohl 
niemand  übrig  bleiben  als  Si  Peng  (der  persönliche  Feind  des  Guan  I  Wu). 
Er  ist  ein  Mensch,  der  sich  nichts  daraus  macht,  wenn  er  in  hoher  Stellung  ist; 
dadurch  entgeht  er  dem  Neid  der  Untergebenen.  Er  stellt  sich  selbst  die 
höchsten  Ziele  und  hat  Mitleid  mit  denen,  die  schlechter  sind  als  er.  Mit 
der  Kraft  des  geistigen  Wesens  die  Menschen  zur  Pflicht  bringen,  das 
ist  die  Sache  des  berufenen  Heiligen;  durch  Spenden  die  Menschen  zur  Pflicht 
bringen,  das  ist  die  Art  der  würdigen  Männer.  Wer  mit  seiner  Würde  von 
oben  her  Menschen  naht,  der  wird  niemals  die  Menschen  für  sich  gewinnen; 
wer  sich  aber  mit  seiner  Würde  unter  die  Menschen  hinuntergibt,  der  wird 
sicher  die  Menschen  gewinnen.  Was  er  im  Staate  an  Besitz  erwirbt,  wird 
nicht  bekannt;  was  er  im  Hause  an  Besitz  erwirbt,  bleibt  ungesehen.  Wenn 
es  also  nicht  anders  geht,  so  ist  Si  Peng  geeignet." 


DR. JAKOB  FROMER,  BERLIN-CHARLOTTENBURG: 
DER  PROPHETISMUS  IM  ALTEN  TESTAMENT. 

^•"™~1NGEFÄH  R  im  9.  vorchristlichen  Jahrhundert  kam  ein  Mann  auf 
den  israelitischen  Thron,  der  sich  ganz  von  seiner  Frau,  die  eine 
Phönizierin  war,  beherrschen  ließ.  Diese  führte  ihren  phönizischen 
^^^^J  Baal  als  Hauptgottheit  in  Israel  ein  und  degradierte  Jehova  zu 
einer  Größe  zweiten  Ranges.  Als  die  Jehovapropheten  sich  diese  Behandlung 
nicht  gefallen  lassen  wollten,  wurden  sie  bis  auf  einen  Mann  hingerichtet. 

Der  übriggebliebene  hieß  Elias  und  war  einer  der  tatkräftigsten  Pro- 
pheten, die  die  israelitische  und  jüdische  Geschichte  aufzuweisen  hat.  Er 
war  kein  Mann  der  langen  Reden,  sondern  des  raschen,  zielbewußten  und 
rücksichtslosen  Zugreifens.  Wenn  er  die  Zeit  zum  Handeln  für  gekommen  hielt, 
tauchte  er  plötzlich  auf,  um  nach  Erledigung  seiner  Mission  ebenso  plötzlich 
zu  verschwinden. 

Nach  der  Hinrichtung  der  Jehovapropheten  trat  er  unvermutet  vor  den 
König  und  sprach:  „So  wahr  Jehova  lebt,  ich  verschließe  den  Himmel  und 
lasse  nicht  regnen,  so  lange  es  mir  gefällt."  Sprach's  und  verschwand.  Seine 
Drohung  traf  ein.  Jahrelang  kam  kein  Regen.  Und  Israel  litt  entsetzlich 
unter  der  Dürre  und  Hungersnot.  In  der  Verzweiflung  sandte  der  König 
Boten  aus,  um  Elias  aufzusuchen  und  ihn  zur  Herausgabe  des  Himmels- 
schlüssels zu  bewegen.  Aber  Elias  war  nirgends  zu  finden.  Endlich  tauchte 
er  auf,  rief  den  König  und  das  Volk  herbei  und  stellte  an  sie  folgende  Ge- 
wissensfrage: „Wie  lange  wollt  ihr  auf  beiden  Seiten  hinken?  Ist  Jehova 
euer  Gott,  so  dienet  ihm,  ist  aber  Baal  euer  Gott,  so  dienet  Baal." 

Da  das  Volk  hierauf  nichts  zu  antworten  wußte,  sagte  er:  „Ich  bin  als 
einziger  Prophet  Jehovas  übrig  geblieben,  der  Baalpropheten  aber  sind  450. 
Man  bringe  nun  zwei  Stiere.  Ich  will  einen  zerschneiden  und  aufs  Holz  legen 
und  Jehova  um  Feuer  bitten,  sie  mögen  mit  dem  andern  Stier  das  gleiche  tun; 
derjenige  Gott,  der  mit  Feuer  antworten  wird,  soll  nun  als  der  wahre  Gott 
anerkannt  werden." 


DER  PROPHETISMUS  IM  ALTEN  TESTAMENT  277 

Man  ging  auf  den  Vorschlag  ein^  und  Jehova  siegte.  Da  ließ  Elias  die  450 
Baalpropheten  ergreifen  und  abschlachten.  Seither  war  die  Alleinherrschaft 
Jehovas  in  Israel  und  Juda  für  alle  Zeiten  befestigt. 

Dem  oberflächlichen  Beobachter  mochte  nunmehr  das  schwierige  Problem, 
den  Wüstengott  Jehova  in  dem  Kulturlande  Kanaan  zu  akklimatisieren, 
als  endgültig  gelöst  erscheinen.  Dem  tiefer  Blickenden  aber  konnte  es  nicht 
entgehen,  daß  es  sich  hier  um  eine  scheinbare  Lösung  handelte.  Wohl  wurde 
nunmehr  Jehova  als  der  alleinige  Herr  Palästinas  anerkannt  und  angebetet. 
Aber  näher  betrachtet,  lief  das  Ganze  schließlich  nur  auf  eine  bloße  Namens- 
änderung hinaus.  Man  übertrug  Jehova  alle  Eigenschaften  und 
Funktionen,  die  man  früher  dem  Baal  beigelegt  hatte,  man  feierte  ihm  die- 
-  selben  Feste  und  brachte  ihm  in  derselben  Weise  Opfer  dar,  ganz  wie  es  seit 
jeher  des  Landes  Brauch  war.  Mit  dem  Kultus  behielt  man  auch  die  kanaa- 
nitische  Lebensweise,  wenn  auch  unter  einer  andern  Etikette,  wesentlich  un- 
verändert bei. 

Es  ist  nun  leicht  begreiflich,  daß  die  Propheten  für  die  Dauer  mit  einer 
solchen  Lösung  sich  nicht  zufrieden  geben  konnten.  Den  entscheidenden 
Stoß,  den  Kampf  für  Jehova  von  neuem  mit  unerbittlichem  Eifer  aufzu- 
nehmen, gaben  die  Ereignisse,  die  sich  auf  der  politischen  Schaubühne  vor- 
bereiteten. 

Vom  Norden  her  wälzte  sich  gegen  800  vor  Christi  das  zahllose  Heer  der 
weltbezwingenden  Assyrer  der  Mittelmeerküste  zu.  Schon  hatten  sie  alle 
Völker,  die  sie  auf  ihrem  Zuge  fanden,  wie  Vogelnester  ausgehoben,  schon 
hatten  sie  das  Bollwerk  Palästinas,  das  im  Norden  Israels  vorgelagerte  mächtige 
aramäische  Reich  weggerafft.  Und  es  gehörte  nicht  viel  politischer  Scharf- 
sinn dazu,  um  für  Israel  schon  in  allernächster  Zeit  dasselbe  Schicksal  voraus- 
zusehen. Aber  die  Israeliten  schienen  sich  über  den  Ernst  der  Situation  nicht 
klar  geworden  zu  sein.  Wohl  kannte  man  die  ungeheure,  unbesiegbare  Macht 
des  assyrischen  Heeres.  Aber  man  hatte  seit  je  her  in  dem  Glauben  gelebt, 
daß  im  Kriege  nicht  die  Stärke  des  Heeres,  sondern  die  Macht  der  Götter 
die  Entscheidung  herbeiführe.  Und  man  zweifelte  keinen  Augenblick,  daß 
Jehova,  der  im  Kriege  gegen  so  viele  mächtige  Feinde  als  Sieger  hervorgegangen 
war,  sich  auch  gegen  den  Gott  der  Assyrer  behaupten  würde  —  und  auch 
mußte.  Denn  die  Assyrer  machten  keine  halbe  Arbeit.  Wenn  sie  ein  Land 
erobert  hatten,  schleppten  sie  die  Bewohner  weg  und  löschten  somit  ihren 
Namen  aus  der  Tafel  der  Nationen  aus.  Mit  der  Nation  war  auch  ihr  Gott 
der  ^Vernichtung  preisgegeben.  Daß  ihnen  und  ihrem  Gotte  ein  derartiges 
Schicksal  widerfahren  könnte,  hielten  die  Israeliten  für  unmöglich. 

Aus  dieser  zuversichtlichen  Stimmung  wurden  sie  durch  einen  gellenden 
Ton,  erschütternde  Wehrufe  und  Klagen  eines  Propheten  gerissen.  Arnos 
hieß  er  und  war  ein  judäischer  Schafzüchter  aus  der  Wüste  am  Toten  Meer. 
Die  Menge  war  gerade  in  Betel,  dem  Heiligtume  Jehovas,  zum  Feste  versam- 
melt. Mitten  in  das  fröhliche  Gelage  ließ  nun  Amos  den  entsetzlichen  Klageruf 
erschallen:  „Gefallen  ist,  steht  nicht  mehr  auf,  die  Jungfrau  Israel,  liegt  hin- 
gestreckt im  eigenen  Lande,  und  niemand  richtet  sie  auf." 

Man  kann  sich  die  Verblüffung  der  Menge  denken,  als  sie  eine  derartige 
Botschaft  aus  dem  Munde  eines  Jehovapropheten  vernahm.  Eine  noch 
größere  Überraschung  brachten  die  weiteren  Ausführungen  des  Propheten. 
Man  vernahm,  daß  die  Herrschaft  Jehovas  sich  gar  nicht  ausschließlich  auf 
Palästina  beschränke,  sondern  sich  über  die  ganze  Welt  ausdehne;  daß  er 
nicht  bloß  der  Gott  Israels,  sondern  auch  ebenso  der  Gott  der  Mohren  und 
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Philister,  der  Ägypter  und  Assyrer  und  aller  andern  Völker  sei;  daß  er  es  sei, 
der  Assyrien  zu  Macht  und  Sieg  verhelfen  habe  und  sie  jetzt  gegen  das  Volk 
Israel  schicke,  um  es  zu  vernichten.  Diesen  geradezu  unfaßbaren  Gedanken, 
daß  Jehova  sein  eigenes  Volk  vernichten  könne,  wußte  der  Prophet  durch  ein 
neues  Paradoxon  einleuchtend  zu  machen.  Jehova,  dem  die  ganze  Welt 
gehöre,  sei  nicht  von  der  Existenz  eines  Volkes  abhängig.  Daß  er  sich  gerade 
Israel  zum  Lieblingsvolke  auserkoren  habe  und  nicht  etwa  die  Mohren  oder 
Philister  oder  Assyrer,  sei  lediglich  geschehen,  weil  Israel  ihm  zu  dienen  und 
nach  seinen  Geboten  zu  handeln  versprochen  habe.  Dieses  Versprechen  habe 
aber  Israel  nie  erfüllt  und  erfülle  es  am  allerwenigsten  jetzt.  Während  sie 
Jehova  zu  dienen  vorgaben,  dienten  sie  dem  Baal,  und  ihr  Lebenswandel  sei 
ein  Greuel  in  den  Augen  Jehovas. 

Aber  die  Israeliten  schienen  wenig  Verständnis  für  die  sonderbaren  Ideen 
dieses  Propheten  gehabt  zu  haben.  Nach  schweren  Kämpfen  hatte  man 
endlich  das  Land  von  den  fremden  Göttern  gesäubert  und  Jehova  zum  alleini- 
gen Landesherrn  eingesetzt.  Man  hatte  ihm  Tempel  und  Altäi'e  gebaut  und 
sie  in  würdigster  Weise  ausgestattet.  Man  brachte  ihm  die  besten  Opfer  und 
Gaben  dar  und  tat  alles,  was  seine  Propheten  für  gut  hielten.  Freilich  war 
man  in  der  Lebensweise  von  den  Traditionen  der  Vorfahren  aus  der  Wüstenzeit 
abgewichen.  Dafür  lebte  man  eben  nicht  mehr  in  der  Wüste,  sondern  in 
Kanaan.  Und  unter  den  kananitischen  Verhältnissen  war  man  mindestens 
so  fromm  und  gut  wie  die  Vorfahren  in  ihrer  anspruchslosen,  jeder  Versuchungs- 
möglichkeit  fernen  Umgebung.  Und  nun  kam  dieser  Mann  und  stellte  so  ziem- 
lich alles  auf  den  Kopf.  Jehova  war  gar  nicht  mehr  der  Gott  Israels,  und 
was  bisher  für  fromm  und  gut  gegolten,  war  jetzt  Lug  und  Trug,  Frevel  und 
Greuel!  Es  war  kein  Zweifel,  dieser  da  war  gar  kein  Prophet  Jehovas.  Über- 
spannt, verrückt  war  er.  Damit  er  das  Volk  mit  seiner  Verrücktheit  nicht 
anstecke,  mußte  er  unschädlich  gemacht  werden. 

Amazia,  der  Priester  zu  Betel,  ließ  nun  zu  Jerobeam,  dem  König  von 
Israel,  senden  und  ihm  sagen:  „Amos  führt  einen  Aufruhr  wider  dich  im  Hause 
Israel.  Das  Volk  kann  seine  Reden  nicht  ertragen,  denn  er  spricht:  ,  Jerobeam 
wird  durch  das  Schwert  sterben  und  Israel  wird  aus  seinem  Lande  gefangen 
weggeführt  werden'."  AJsdann  sprach  Amazia  zu  Amos:  ,,Gehe  hinweg  und 
fliehe  in  das  Land  Juda,  dort  kannst  du  dein  Brot  essen  und  weissagen;  in 
Betel  aber  darfst  du  nicht  weissagen." 

Aber  dieser  überspannte  Mann  sollte  doch  recht  behalten.  Im  Jahre  722 
zerstörte  der  Assyrerkönig  Salmanassar  das  israelitische  Reich  und  schleppte 
das  Volk  in  die  Gefangenschaft. 

Von  nun  an  war  das  Reich  Juda,  das  von  der  assyrischen  Lawine  verschont 
geblieben  war,  der  Tummelplatz  der  neuen  Propheten.  Ihre  Autorität  war 
ins  Ungeheure  gewachsen.  Was  sie  verausgesehen  und  tauben  Ohren  ver- 
kündet hatten,  war  eingetroffen.  Jehova  hatte  mit  seiner  Drohung  Ernst 
gemacht  und  das  sündhafte  Israel  weggerafft.  Demselben  Schicksal  würde 
Juda  unrettbar  verfallen,  wenn  es  nicht  schleunigst  umkehre.  Jetzt  konnten 
sie  mit  der  ganzen  Wucht  ihres  Pathos  dem  andächtig  lauschenden  Volke 
ihre  Strafpredigten  halten. 

„O  du  sündige  Nation,  schuldbeladenes  Volk,  elende  Brut,  die  ihr  Jehova 
verlassen,  den  Heiligen  Israels  gelästert  habt!  Was  soll  man  weiter  an  euch 
schlagen,  so  ihr  in  eurem  Frevel  fortfahret  ?  Von  der  Fußsohle  bis  ans  Haupt 
ist  nichts  Gesundes  an  euch,  Wunden  und  Striemen  und  Eiterbeulen. . . . 
Euer  Land  ist  wüste,  eure  Städte  mit  Feuer  verbrannt.  . . .  Höret  Jehovas 
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Wort,  ihr  Sodomsrichter,  vernimm  die  Weisung  deines  Gottes,  du  Gomorrha- 
volk!  Wozu  mir  eure  vielen  Opfer,  spricht  Jehova.  Ich  bin  der  verbrannten 
Widder  und  des  Fettes  der  Mastkälber  satt.  Meine  Seele  haßt  eure  Neumonde 
und  Feste,  sie  sind  mir  eine  Last.  Und  wenn  ihr  eure  Hände  ausstrecket, 
so  verhülle  ich  mein  Gesicht  vor  euch  .  .  .  eure  Hände  sind  voll  Blut.  Waschet, 
reiniget  euch,  schaffet  euern  bösen  Wandel  mir  aus  den  Augen,  lasset  ab  vom 
Bösen,  lernet  Gutes  tun,  trachtet  dem  Rechten  nach,  weiset  den  Gewalt- 
tätigen in  die  Schranken,  schaffet  der  Waise  Recht,  führet  die  Sache  der 
Witwe!  .  . .  Wenn  ihr  folget  und  gehorsam  seid,  so  werdet  ihr  das  Gute  des 
Landes  genießen.  Wenn  ihr  euch  aber  weigert  und  widerstrebt,  so  wird  das 
Schwert  euch  fressen.    So  spricht  Jehova.*' 

Auch  die  vornehmen  Frauen  Jerusalems  kommen  bei  unserem  Propheten 
schlecht  weg. 

„Weil  die  Frauen  Zions  hochnäsig  einherstolzieren,  im  Gehen  den  Hals 
hochrecken  und  freche  Blicke  werfen,  immerfort  tänzelnd  einhergehen  und 
mit  den  Fußspangen  klirren:  so  wird  Jehova  die  Scheitel  der  Töchter  Zions 
kahl  machen  und  ihre  Scham  entblößen.  An  jenem  Tage  wird  er  abreißen 
die  prächtigen  Fußspangen  und  die  Haarnetze  und  die  Mondlein,  die  Gehänge 
und  Armketten  und  die  Kopfschleier,  die  Prachtgürtel  und  die  Riechfläschchen, 
die  Fingerringe  und  die  Nasenringe,  die  feinen  Mäntel  und  Überwürfe.  .  .  . 
Statt  des  Balsams  gibt's  Moder  und  statt  der  Schärpe  den  Strick.  . 

Die  Wirkung  dieser  Reden  blieb  nicht  aus.  Volk  und  König  wetteiferten 
in  der  Erforschung  des  Willens  Jehovas  und  der  Befolgung  seiner  Gebote. 
Bald  kamen  Bücher  aus  der  guten  alten  Zeit  zum  Vorschein,  in  denen  Moses 
auf  das  Geheiß  Jehovas  jene  Satzungen  und  Lehren  niedergeschrieben  haben 
sollte,  deren  Befolgung  das  Wohlwollen  und  den  Schutz  Jehovas  bewirkte, 
und  an  die  man  sich  jetzt  um  so  ängstlicher  klammerte,  als  die  von  den  As- 
syrern  drohende  Gefahr  immer  näher  heranrückte. 

Das  Drama  hatte  den  Höhepunkt  erreicht.  Bald  mußte  die  Katastrophe 
eintreten  und  die  Tragkraft  der  prophetischen  Dialektik  die  entscheidende 
Probe  bestehen.  Und  einen  Augenblick  schien  es,  als  hätte  das  Geschick  sich 
zugunsten  der  Propheten  entschieden. 

Im  Jahre  701,  also  21  Jahre  nach  der  Zerstörung  des  israelitischen  Reiches, 
überschwemmte  das  Heer  des  Assyrerkönigs  Sanherib  das  Land  Juda.  Alle 
Städte  und  Festungen  hatten  sich  bereits  ergeben.  Nur  Jerusalem  setzte  sich 
unter  dem  frommen  Könige  Hiskia  zur  Wehr  und  ließ  es  auf  eine  Belagerung 
ankommen.  Überrascht  von  diesem  tollkühnen  Widerstand,  ließ  Sanherib 
den  Juden  vor  den  Mauern  Jerusalems  verkünden:  ,, Lasset  euch  nicht  durch 
Hiskia  betrügen,  denn  er  kann  euch  nicht  erretten.  Und  lasset  euch  nicht 
vertrösten  auf  Jehova.  Haben  die  Götter  der  Heiden  ein  jeglicher  sein  Land 
erretten  können  von  der  Hand  des  Königs  der  Assyrer  ?  Wo  sind  die  Götter 
zu  Hamath  und  Arpad  ?  Oder  hat  Jehova  Samaria  vor  meiner  Hand  erretten 
können  ?" 

Unter  dem  niederschmetternden  Eindruck  dieser  Sprache  der  unge- 
schminkten Wirklichkeit  versammelte  man  sich  in  dem  Tempel  Jehovas. 
König  Hiskia  eröffnete  die  Versammlung  mit  dem  ergreifenden  Gebete:  ,,Herr 
Zebaoth,  Gott  Israels,  der  du  über  den  Cherubim  thronest,  der  du  Himmel 
und  Erde  geschaffen  hast  und  alleiniger  Herrscher  aller  Königreiche  bist. 
Herr,  neige  dein  Ohr  und  höre  doch  alle  die  Worte  Sanheribs,  die  er  gesandt 
hat  zu  lästern  den  lebendigen  Gott.  Wahr  ist  es,  o  Herr,  Könige  der  Assyrer 
haben  alle  Königreiche  verwüstete  und  die  Götter  ins  Feuer  geworfen.  Denn 
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sie  waren  eben  nicht  Götter,  sondern  Menschenwerk,  Holz  und  Stein.  Nun, 
o  Herr,  errette  uns  von  seiner  Hand,  auf  daß  alle  Königreiche  auf  Erden  er- 
fahren, daß  du  der  alleinige  Herrscher  bist/' 

Jetzt  betrat  der  Prophet  Jesaias  die  Tribüne  und  sprach:  „Das  ist  das 
Wort,  das  Jehova  Sanherib  sagen  läßt:  Die  Jungfrau  Zions  verachtet  dich 
und  spottet  deiner,  die  Tochter  Jerusalems  schüttelt  das  Haupt  dir  nach. 
Weil  du  wider  mich  tobest  und  dein  Stolz  vor  meine  Ohren  gekommen  ist, 
will  ich  dir  einen  Ring  an  die  Nase  legen  und  ein  Gebiß  in  dein  Maul  und  will 
dich  zurückführen  auf  dem  Wege,  den  du  gekommen  bist." 

Die  Tatsachen  gaben  Jesaias  recht.  Tags  darauf  kam  ein  Engel  Jehovas 
in  das  Lager  der  Assyrer  und  tötete  185  000  Mann.  Der  Rest  kehrte  schleunigst 
nach  Ninive  zurück.    So  erzählt  die  Bibel. 

Daß  die  Assyrer  unverrichteter  Sache  von  Jerusalem  abgezogen  sind, 
wird  auch  durch  den  Keilschriftenbericht  des  Sanherib,  den  wir  aufgefunden 
haben,  bestätigt.  Aus  welchen  Gründen  dies  geschehen  ist,  und  ob  und  wodurch 
die  Assyrer  den  geschilderten  ungeheuren  Verlust  erlitten  haben,  darüber  hat 
man  bisher  Zuverlässiges  nicht  ermitteln  können. 

Aber  was  sich  auch  immer  hinter  den  Kulissen  abgespielt  haben  mochte, 
die  Tatsache,  daß  die  Prophezeiung  eingetroffen  und  Jerusalem  der  Gefahr 
entronnen  war,  genügte,  um  den  Glauben  an  die  prophetische  Fiktion  felsenfest 
zu  begründen  und  die  Zukunftsträumereien  ins  Ungeheure  zu  steigern.  Bald 
erwartete  man  schon  für  die  allernächste  Zeit  die  Ankunft  eines  Sprößlings 
aus  dem  Hause  Davids,  auf  dem  der  Geist  Jehovas  ruhen  werde,  ,,der  Geist 
der  Weisheit,  des  Rates  und  der  Stärke,  der  Geist  der  Erkenntnis  und  der 
Furcht  Jehovas,  der  mit  Gerechtigkeit  die  Armen  richten  und  die  Gottlosen 
töten  werde.  Dann  werde  der  Wolf  mit  dem  Lamme  spielen  und  Löwe  und 
Zicklein  zusammen  weiden.    Aller  Streit  und  Kampf  werde  aufhören". 

Aber  nicht  lange  sollte  man  in  solchen  Illusionen  leben.  Unerbittlich 
trat  die  Wirklichkeit  heran. 

Im  Jahre  606  hatte  der  Babylonierkönig  Nabopolassar  das  Assyrerreich 
weggefegt.  Einige  Jahre  darauf  zog  sein  Sohn  Nabukadnezar  gegen  Jerusalem 
und  führte  den  König  Zidkia  mit  den  Vornehmen  Jerusalems  in  die  Gefangen- 
schaft. Der  in  Jerusalem  zurückgebliebene  Rest  erhielt  einen  neuen  König 
von  Babyloniens  Gnaden  und  fristete  nur  noch  ein  elendes  nationales  Dasein. 

Das  war  also  der  Ausgang  der  kühnen  Erwartungen,  des  felsenfesten 
Vertrauens  auf  Jehova.  Durften  die  Propheten  noch  jetzt,  wie  nach  dem  Falle 
Samarias,  von  einem  Strafgerichte  Jehovas  sprechen  ?  Man  hatte  sich  ja  der 
größten  Frömmigkeit  befleißigt,  man  hatte  Jehova  mit  Leib  und  Seele  gedient; 
warum  dennoch  dieses  unglückselige  Ende  ? 

Aber  die  Propheten  waren  auch  jetzt  um  eine  Antwort  nicht  verlegen. 
Was  ihr  Frömmigkeit  nennt,  riefen  sie  den  Juden  zu,  ist  ja  gar  keine  Frömmig- 
keit. Ihr  wäret  von  jeher  ein  treuloses,  undankbares  und  verlogenes  Volk. 
Wenn  ihr  euch  demütig  eurem  Gotte  genaht  und  ihm  Reue  und  Gehorsam 
gelobt  hattet,  trüget  ihr  Heuchelei  im  Herzen  und  Lug  und  Trug  auf  den 
Lippen.  Niemals  habt  ihr  aufgehört,  heimlich  Götzen  zu  dienen  und  von  den 
Geboten  Jehovas  abzuweichen. 

Und  nun  begannen  sie,  Sünden  und  Freveltaten  von  so  ungeheurer  Art 
zusammenzutragen,  wie  sie  selbst  einer  auf  der  niedrigsten  Kulturstufe  stehen- 
den Menschenklasse  nicht  zugemutet  werden  können;  Ungeheuerlichkeiten, 
die  nur  der  Phantasie  eines  Propheten  entspringen  konnten. 
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Wir  besitzen  ein  Buch,  das  mit  einer  unübertroffenen  Plastik  die  hoch- 
tragische  Stimmung  jener  Zeit  ausmalt.  Der  Verfasser,  wahrscheinlich  ein 
Zeit-  und  Leidensgenosse  des  Propheten  Jeremias,  behandelt  in  dramatischer 
Form  das  Problem :  Wie  das  Leiden  der  Frommen  mit  der 
Gerechtigkeit  Jeliovas  zu  vereinbaren  sei.  Er  verlegt 
den  Schauplatz  in  ein  fremdes  Land  und  macht  statt  der  jüdischen  Nation 
eine  einzelne  Person  zum  Helden  des  Dramas.  Hiob,  ein  Mann  von  gediegen- 
ster Gottesfurcht,  lebt  in  dem  Glauben,  daß  die  Frömmigkeit  belohnt  werde 
und  vor  Unglück  bewahre.  In  diesem  Glauben  wird  er  auf  das  schmerz- 
lichste enttäuscht.  Jäh  bricht  das  Unglück  über  ihn  herein.  In  rascher 
Folge  wird  ihm  Hab  und  Gut  entrissen,  werden  ihm  die  Kinder  hingerafft  und 
-  er  selbst  verfällt  schließlich  einem  qualvollen  und  hoffnungslosen  Siechtum. 
Seine  Freunde,  die  verkappten  Propheten,  suchen  ihn  anfangs  zu  trösten, 
Gott  wolle  nur  seine  Standhaftigkeit  erproben,  wenn  er  sich  brav  halte, 
werde  sich  bald  alles  wieder  zum  Guten  wenden.  Aber  es  wird  von  Tag  zu 
Tag  schlimmer.  Seine  Kräfte  sind  zu  Ende,  und  er  wünscht  den  Tod  herbei. 
Vorher  möchte  er  aber  doch  von  seinen  Freunden  erfahren,  wie  sich  das  alles 
mit  der  Gerechtigkeit  Gottes  vereinbare.  Nun  tritt  die  bekannte  Propheten - 
dialektik  zum  Vorschein.  Seine  Frömmigkeit  sei  stets  nur  Schein  gewesen. 
In  Wirklichkeit  sei  er  der  schlimmste  Bösewicht  auf  Gottes  Erden  gewesen. 
Und  sie  rücken  mit  einem  Register  von  Sünden  und  Freveln  heraus,  die  er 
nie  begangen  und  kein  Mensch  je  begangen  haben  konnte.  Hiob,  entrüstet 
ob  dieser  grundlosen  Beschuldigung,  wirft  nun  alle  Rücksichten  ab  und  sagt 
ihnen  seine  Meinung  ungeschminkt  ins  Gesicht.  Was  sie  da  redeten,  sei  leeres, 
unsinniges  Zeug.  Ob  sie  sich  nicht  schämen,  einen  Unglücklichen,  statt  ihn 
zu  trösten,  mit  Hohn  und  Spott  zu  überhäufen?  Wenn  er  auch  alle  diese 
Frevel,  die  sie  ihm  grundlos  zumuteten,  begangen  hätte,  dann  hätte  Gott 
doch  immer  nicht  das  Recht  gehabt,  ihn,  die  schwache,  sündige  Kreatur, 
die  er  ja  selbst  geschaffen  habe,  so  schwer  zu  bestrafen.  Aber  sie  mögen  es 
sich  gesagt  sein  lassen:  die  Gerechtigkeit  Gottes,  von  der  sie  so  viel  schwatzten, 
sei  ein  leerer  Wahn.  Gott  behandle  die  Guten  und  die  Schlechten,  die  Frommen 
und  die  Frevler  mit  gleichem  Maße;  er  kenne  kein  Schonen,  kein  Erbarmen. 

Der  Verfasser  unseres  Buches  läßt  ganz  tendenziös  und  unmotiviert 
seinen  Helden  schließlich  gut  enden.  Hiob  wird  gesund,  und  Jehova  segnet 
ihn  reich.  Aber  die  Wirklichkeit  spricht  eine  ganz  andere  Sprache.  Sie 
kennt  einzig  das  Gesetz  der  Ursache  und  Wirkung,  und  wer  diesem  Gesetze 
entgegentritt,  wird  zermalmt. 

Das  Rad  der  Geschichte  ist  über  das  prophetische  Judentum  hinweg- 
gegangen, hat  seine  Illusionen  zerstört,  seine  Hoffnungen  geknickt.  Im 
Jahre  588  zog  Nebukadnezar  gegen  die  in  Jerusalem  zurückgebliebenen  Juden, 
die  im  Vertrauen  auf  Jehova  von  neuem  sich  gegen  ihn  zu  empören  gewagt 
hatten,  verwandelte  die  Stadt  in  einen  Schutthaufen  und  schleppte  die 
Bewohner  in  die  Gefangenschaft. 

Auf  den  Trümmern  Jerusalems  saß  Jeremias  und  sann  dem  Hiob- 
probleme  nach.  Auch  er  haderte  mit  Jehova,  schleuderte  ihm  die  heftigsten 
Anklagen  ins  Gesicht.  Auch  er  konnte  sich  mit  der  brutalen  Wirklichkeit 
nicht  abfinden  und  gab  seinem  Drama  einen  günstigen  Schluß.  Da  die 
Gegenwart  ihm  die  Realisierung  dieses  Schlusses  nicht  gewähren  wollte, 
borgte  er  sie  sich  von  der  Zukunft. 
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DIE  ROLLE  DER  GEWALT  IN  DEN  KONFLIKTEN 
DES  MODERNEN  LEBENS. 

EineRundfrage. 
V. 

Charles  Beauquier,  Mitglied  des  französischen  Parlaments: 

Gewiß  wünschte  ich  von  ganzem  Herzen,  daß  die  Gewaltmittel  immer 
und  überall  durch  gesetzliche  Maßnahmen  ersetzt  würden;  aber  Vernunft 
und  Erfahrung  überzeugen  mich,  daß  dies  ein  (wenn  nicht  utopischer)  doch 
recht  schwer  zu  erfüllender  Wunsch  ist.  Die  Anmaßung,  die  Eitelkeit,  das 
Eigeninteresse,  die  Habsucht  und  andere  Leidenschaften  und  andere  Laster 
stellen  sich  dem  definitiven  Triumpf  des  Rechtes  über  die  Stärke  wohl  noch 
für  lange  entgegen. 

In  bezug  auf  den  Krieg  gestehe  ich,  daß  ich  die  Illusion  hatte,  die  zivili- 
sierten Nationen  möchten  sich  dahin  verständigen,  gemeinsam  abzurüsten 
und  alle  ihre  Differenzen  einem  internationalen  Schiedsgericht  zu  über- 
antworten. Nachdem  ich  an  zahlreichen  Friedenskongressen  mit  Hunderten 
von  Parlamentariern  der  verschiedensten  Nationen  teilgenommen  hatte, 
nachdem  ich  14  oder  15  Staaten  sich  unterschriftUch  verpflichten  sah,  ihre 
Konflikte  den  internationalen  Richtern  im  Haag  anheimzustellen,  glaubte 
ich  höchst  naiv,  daß  Europa  der  Frieden  geschenkt  worden  sei,  und  daß  die 
anderen  Weltteile  uns  folgen  würden. 

Doch  ach,  seit  von  internationalen  Schiedsgerichten  die  Rede  ist,  zankt 
man  sich  mehr  denn  je.  Eine  wahrhafte  Räuberpolitik  wird  unter  unseren 
Augen  getrieben.  Sowie  ein  Volk  in  den  Ruf  kommt,  keinen  Widerstand 
leisten  zu  können,  überfällt  es  der  mächtige  Nachbar  und  nimmt  ihm  Land 
und  Freiheit. 

Zeigen  es  denn  nicht  allein  die  kolonialen  Eroberungen,  daß  die  Gewalt 
ihre  Herrschaft  niemals  verleugnet  hat  ?  Anerkannt  muß  werden,  daß  in  der 
heutigen  Gegenüberstellung  der  Staaten  die  Anwendung  der  Stärke  zuweilen 
gerechtfertigt  erscheint.  Um  jeden  Krieg  moralisch  unmögHch  zu  machen, 
müßten  die  menschlichen  Gesellschaften  eines  Tages  alle  in  Gerechtigkeit 
und  Freiheit  organisiert  werden;  man  müßte  damit  anfangen,  alle  Unbillig- 
keiten, alle  Unterdrückung,  die  gewisse  Völker  zu  erdulden  haben,  aus  der 
Welt  zu  schaffen. 

Da  es  als  absolutes  Prinzip  gelten  muß,  daß  eine  Nation  Herrin  ihres 
Schicksals  und  der  Wahl  ihrer  Regierung  zu  sein  hat,  müßte  vor  allem  eine 
jede  in  den  Stand  gesetzt  werden,  diese  Wahl  zu  treffen.  Erst  dann,  wann 
es  nicht  mehr  Unterdrückte  und  Unterdrücker  gäbe,  könnte  ernsthaft  von 
der  Abschaffung  der  Kriege  die  Rede  sein.  Sowie  keine  Nation  mehr  gegen 
ihre  Lage  etwas  einzuwenden  hat,  erscheint  es  entsprechend,  die  hergestellte 
Ordnung  unter  den  Völkern  aufrecht  zu  erhalten. 

Was  vom  Kriege  gilt,  gilt  ebensogut  von  der  inneren  Politik;  das  unter- 
drückte Volk,  das  durch  kein  Wahlrecht  dem,  was  es  für  recht  und  gut  hält, 
zum  Siege  verhelfen  kann,  verdient  keinen  Tadel,  wenn  es  zur  Gewalt  greift. 

Gegen  Streik  und  Duell  müßte  von  heute  an  ein  Schiedsgericht  unver- 
züglich eingesetzt  werden  mit  strengen  Maßregeln  gegen  solche,  die  sich  dessen 
Entscheidungen  nicht  unterordnen  sollten. 
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Th.  Ruyssen,  Prof.  an'  der  IInivert5ität  von  Bordeaux,  Präsi- 
dent der  Gesellschaft  do3  Priedel (S  durch  das  Recht. 

Daß  die  Vernunft  den  Abscheu  dßs  Göfühls  gegen  die  Gewalt  teilen  muß, 
bedarf  kaum  einer  Vetsich^rijnQ^.;  V^^^d^r  beweist  die  Gewalt  etwas  (doch 
nicht  einmal  die  Stärke  -ies  Siegei*»  —  denn  wie  oft  ist  der  Sieg  nur  der  Erfolg 
glücklicher  Zufälle  — )  noch  legt  sie  zu  etwas  dauernden  Grund,  da  sie  bei 
den  Besiegten  das  bittere  Gefühl  der  Auflehnung  erweckte,  das  den  Sieger 
in  einen  Verteidigungszustand  treibt. 

Allemal,  wo  daher  die  gesetzlichen  Mittel  gestatten,  Gewalt  zu  sparen, 
wird  kein  geklärter  Geist  Kraftäußerungen  fordern.  Das  Recht  ist  ja  dazu 
da,  Konflikte  durch  die  direkt  Beteiligten  unter  Ausschluß  der  organisierten 
Gesellschaft  regeln  zu  lassen.  Anerkennen,  daß  Gewalt  vor  Recht  gehen 
könne,  hieße,  dieses  an  der  Quelle  vergiften. 

Aber  so  selbstverständlich  die  Theorie  sich  gibt,  so  schwierig  erscheint 
ihre  Anwendung  all  jenen,  die  das  Gefühl  der  Nuancen  und  einen  Sinn  für 
die  Realität  der  Dinge  haben.  Überall  Recht  vor  Gewalt  gehen  lassen,  das 
ist  leicht  gesagt;  aber  es  hat  auch  nur  Sinn  und  Wirksamkeit,  wo  ein  Minimum 
von  juridischen  Institutionen  mit  einer  genügenden  Einstimmigkeit  an- 
genommen, herrscht  und  da,  wo  diesem  Recht  die  nötigen  Zwangsmittel 
zur  Verfügung  stehen. 

So  ist  in  unseren  Polizeistaaten,  wo  immer  ein  Ehrengericht  zusammeur 
gerufen  werden  kann,  z.  B.  das  Duell,  ein  sinnloses  Rudiment  der  Vergangen- 
heit und  eine  unentschuldbare  Herausforderung  des  Gesetzes,  welches  vor- 
sätzlichen Menschenmord  ahndet. 

Aber  ob  der  Streik  immer  vermeidlich  ist  da,  wo  die  Beziehungen  von 
Arbeit  und  Kapital  noch  uneingeschränkt  dem  anarchischen  Gesetz  von 
Angebot  und  Nachfrage  ausgesetzt  sind  ?  Wie  oft  ist  nicht  in  der  Geschichte 
die  Gewalt  das  verzweifelte  und  erfolgreiche  Mittel  gewesen,  eine  Gerechtigkeit 
herzustellen,  die  keinerlei  Recht  verbürgte.  Und  selbst  dort,  wo  ein  geregeltes 
Recht  besteht,  kann  es  nicht  vorkommen  —  und  die  Geschichte  bejaht  es  — , 
daß  das  Recht,  das  einer  vergangenen  Generation  die  Gerechtigkeit  verbürgte, 
der  nachfolgenden  nicht  mehr  genug  tut,  weil  es  in  seinen  Formeln  stecken 
geblieben  ist,  während  Bedürfnisse  und  Lebensansprüche,  während  das 
soziale  Ideal  sich  weiter  entfaltet  hat ?  Es  läßt  sich  also  kaum,  ohne 
in  Utopien  zu  verfallen,  ein  noch  so  vollkommenes  Recht  denken,  das  für 
immer  alle  Versuchung,  sich  dagegen  zu  erheben,  ja  sogar,  es  zu  zerstören, 
ausschlösse.  Absoluter  Friede,  absolute  Gerechtigkeit  sind  zweifellos  ein 
tausendjähriger  Traum,  den  die  Menschheit  nie  zur  Wahrheit  machen  wird. 

Indessen  kann  uns  eine  Tatsache  beruhigen,  die  eigentlich  mit  den  aller 
idealistischsten  Theorien  übereinstimmt.  Die  Gewalt  auf  Erden  hat  um  so 
mehr  abgenommen,  als  das  Recht  zunahm.  Wohl  ist  die  Ära  der  Gewalt 
noch  nicht  abgeschlossen;  aber  alles  in  allem  genommen,  für  das  Privatleben, 
in  den  kommerziellen  Beziehungen,  in  einem  sehr  weiten  Sinne  auch  für  das 
internationale  Leben  ist  die  Sicherheit  durch  Gesetz  die  Regel,  während 
sie  noch  vor  kurzem  Ausnahme  war;  und  gerade  weil  der  Friede  unter  den 
Individuen,  den  Handelsinteressen,  den  Nationen  schon  einen  wohlgegründeten 
Zustand  darstellt,  fühlen  wir  ihn  schon  nicht  mehr  und  erschrecken  nur  bei 
eintretenden  Störungen  des  Gleichgewichts. 

Wenn  also  die  Unvollkommenheit  des  gegenwärtigen  Rechtes,  ja  die 
Anarchie,  die  noch  in  gewissen  menschlichen  Beziehungen  herrscht,  Gewalt- 
explosionen entschuldigt  oder  hie  und  da  sogar  unvermeidlich  erscheinen  läßt, 
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SO  werden  diese  Krisen  docl^ immer  seltener.'  Und  merkwürdig  genug,  diese 
Konstatierung  ruft  einen  Pt^i^Ciiteni>n*poraliv  hervor  den  die  Vernunft  aus 
sich  selbst  nicht  aufzustellen  gewägt':  Wir  müssen  mit  ailsn  Kräften  zur  Ära 
der  Gewaltentsagung  vordringen,  jaenn  wio  jedes  andere  Werk  vollzieht 
auch  sie  sich  nicht  automatisch.  Wir  rnüssen'd&s  hoffnungsvolle  Werk  der 
Zivilisation  zu  Ende  führen,  die  nationalinternationale  Zentrale  ausbauen, 
in  der  ein  immer  vollkommeneres  Recht,  ununterbrochener  Überprüfung 
und  Anpassung  an  den  Zeitgeist  zugänglich,  seines  Amtes  walten  und  wo  die 
Gewalt  als  absurd  und  unfruchtbar  verworfen,  endgültig  abgesetzt  werden  wird. 

*  * 
* 

iMaurice  Ajam,  Mitglied  des  französischen  Parlaments. 

Die  Gesellschaften  können  so  wenig  als  die  Individuen  im  Zustand  ab- 
soluten Friedens  leben.  Die  Feindschaft  um  Lebenserhaltung  (siehe  Darwin) 
und  der  Zusammenschluß  um  Lebenserhaltung  (siehe  Krapotkin)  sind  zwei 
einander  widersprechende  Bedingungen,  aber  gleich  notwendig  für  das  soziale 
Dasein.  Indem  Auguste  Comte  im  Grunde  der  menschlichen  Natur  den 
Parallelismus  egoistischer  und  altruistischer  Instinkte  klarlegte,  hat  er  die 
Synthese  der  beiden  Auffassungen  gezeigt. 

In  der  Geschichte  der  Zivilisationen  löst  der  altruistische  Friede  die 
selbstsüchtige  Gewalt  ab.  Der  stets  sehr  langsame  Fortschritt,  den  es  aber 
trotz  der  Verneinung  einiger  Philosophen  doch  gibt,  besteht  in  der  Aus- 
breitung des  Friedens  in  der  Einschränkung  der  Gewalt. 

Haß  und  Abneigung  würden  sich  eher  erschöpfen,  wenn  die  führenden 
Geister  einig  wären  —  denn  der  wirkhche  Diktator  der  Gesellschaft  ist  die 
öffentliche  Meinung,  und  diese  geht  immer  von  der  Elite  aus.  Nur  die  Ge- 
schichte zeigt  den  Kampf  der  intellektuellen  Eliten,  die  vor  nichts  zurück- 
weichen, um  die  soziale  Vorherrschaft  zu  erobern.  Die  Revolutionen  wurden 
immer  durch  Eliten  gemacht,  die  nicht  den  ihnen  gebührenden  Platz  ein- 
nahmen. 

Der  Positivismus  sucht  das  Heilmittel  gegen  diese  Anarchie  in  einem 
gemeinsamen  Glauben,  der  die  Kraft  der  Eliten  vereinigte,  denen  die  Massen 
folgten. 

Ehe  diese  Vereinigung  erreicht  ist,  die  vielleicht  erst  die  sozialen  Kata- 
strophen, denen  wir  entgegengehen,  blutig  besiegeln  werden,  ist  es  nicht 
müßig  Palliative  zu  suchen  für  die  Konflikte  zwischen  den  Klassen,  Körper- 
schaften, Völkergemeinschaften  durch  Schiedsgerichte. 

Der  gerichtliche  Prozeß  ist  ein  Fortschritt  gegen  den  Kampf  im  champ 
clos.  Es  handelt  sich  nur  darum,  ein  Verfahren  zu  finden,  das  den  Kräften, 
die  reduziert  werden  sollen,  entspreche.  Der  Staat  ist  mächtig  genug,  um 
die  Individuen  seinem  Willen  zu  beugen,  aber  er  ist  es  eben  nicht  immer 
den  Kollektivitäten  gegenüber,  deren  Stärke  manchmal  die  seinige  aufwiegt. 

Zur  Schhchtung  kollektiver  Konflikte  müßte  es  zur  Bildung  eines  so 
hohen,  so  uneigennützigen,  so  angesehenen  Gerichtshofes  kommen,  daß  er 
allüberall  als  der  wirkliche  Ausdruck  der  öffentlichen  Meinung  gelten  könnte. 

Das  ist  das  Problem  und  die  Lösung,  mit  der  sich  heute  in  allen  Ländern 
die  hervorragendsten  Staatsmänner  beschäftigen. 

Sie  sind,  ohne  es  zu  wissen,  allesamt  Positivisten,  denn  sie  wollen  empirisch 
das,  was  Auguste  Comte  systematisch  wollte:  der  erneuten  Menschheit  ein 
neues  Priestertum  geben. 
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William  H.  Short,  Sekretär  der  New- Yorker  Friedensgesell- 
$chaft: 

Wenn  man  unsere  allgemeine  Definition  der  Gewalt,  nämlich  die  ungesetz- 
liche Anwendung  physischer  Kraft  annimmt,  so  wird  man  meiner  Ansicht 
nach  sagen  müssen,  daß  es  Umstände  gibt,  in  denen  sie  völlig  gerechtfertigt 
ist.  Das  ,,Vigilance  Gommittee'"  hält  die  Ordnung  in  neuen  Ansiedlunge n 
durch  die  ungesetzliche  Anwendung  physischer  Kraft  aufrecht,  und  doch 
ist  die  Wirksamkeit  eines  solchen  Komitees  häufig  notwendig  gewesen.  — 
Revolutionen  nehmen  gleichfalls  zur  Erreichung  ihres  Ziels  zum  ungesetz- 
lichen Gebrauch  physischer  Kraft  Zuflucht.  Die  französische  und  die  ameri- 
^kanische  Revolution  hatten  dieses  Kennzeichen  gemeinsam.  Unser  alter 
amerikanischer  Staatsmann  Thomas  Jefferson  sprach  wegen  seiner  über- 
mäßig großen  Furcht  vor  dem  Anwachsen  der  Tyrannei  in  organisierten 
Staatswesen  die  Hoffnung  aus,  daß  keine  Generation  vergehen  möchte  ohne 
eine  Revolution  gegen  konstituierte  Autorität.  Im  Lichte  der  Geschichte 
einer  125  Jahr  alten  Demokratie  würde  natürlich  keine  verantwortliche 
Persönlichkeit  eine  derart  weitgehende  Ansicht  befürworten.  Die  Gefahr 
der  Tyrannei  ist  jedoch  noch  nicht  vorbei,  und  wir  können  sicher  sein,  daß 
die  Notwendigkeit,  zum  ungesetzlichen  Gebrauch  der  Gewalt  Zuflucht  zu 
nehmen,  noch  immer  besteht. 

Auch  wenn  man  unter  Gewalt  sowohl  die  Anwendung  gesetzlicher  als 
auch  ungesetzlicher  Kraftmittel  versteht,  muß  ich  erwidern,  daß  sie  meiner 
Ansicht  in  der  Vergangenheit  gerechtfertigt  war  und  es  auch  in  der  Zukunft 
sein  wird.  Gäbe  es  keine  Polizei  und  keine  Gerichtshöfe,  so  müßten  wir  unsere 
privaten  Streitigkeiten  häufig  auf  diese  Weise  entscheiden. 

Nur  die  völlige  Ausgestaltung  der  Gesetze  und  des  gerichtlichen  Ver- 
fahrens enthebt  uns  dieser  Notwendigkeit;  nach  dem  gegenwärtigen  Stand 
des  Völkerrechtes  bleibt,  wenn  sich  zwei  Nationen  in  Streit  befinden  und  die 
eine  sich  weigert,  die  strittigen  Punkte  durch  ein  Schiedsgericht  entscheiden 
zu  lassen,  keine  andere  Wahl  übrig  als  zur  Gewalt  zu  greifen:  Mit  anderen 
Worten,  eine  Handlungsweise  kann  gesetzlich  sein,  ja  sogar  einer  Nation 
aufgezwungen  werden,  für  welche  dieselbe  Nation  ihre  Untertanen  zum  Tode 
verurteilen  würde,  wenn  diese  bei  der  Schlichtung  ihrer  privaten  Streitig- 
keiten dieselbe  Handlungsweise  anwendeten.  Dieser  Zustand  kann  nur  durch 
die  Errichtung  internationaler  Gerichtshöfe  und  die  Ausgestaltung  des  gericht- 
lichen Verfahrens  zwischen  den  Nationen  eine  Änderung  erfahren. 

Ich  persönlich  glaube,  daß  es  für  die  Welt  von  großem  Nutzen  wäre, 
sogar  eine  internationale  Polizei  zu  schaffen,  welche  für  die 
Durchführung  der  Verfügungen  internationaler  Schiedsgerichte  verwendbar 
sein  würde.  Daß  dies  bis  jetzt  bei  solchen  durch  schiedsgerichtliches  Ver- 
fahren geregelten  internationalen  Fragen  noch  nicht  notwendig  war,  beweist 
nicht,  daß  dies  auch  in  der  Zukunft  nicht  nötig  sein  wird.  Bisher  haben  die 
Nationen  nur  solche  Fragen  durch  das  Schiedsgericht  regeln  lassen,  welche 
sie  schiedsgerichtlich  regeln  lassen  wollten.  W^enn  wir  in  der  Zukunft 
internationalen  Frieden  haben  wollen,  muß  es  irgendein  System  obligatorischen 
Schiedsgerichtsverfahrens  geben,  und  dieses  wieder  zieht  meiner  Ansicht 
nach  auch  die  Möglichkeit  einer  Durchführung  der  Verfügungen  oder  Ent- 
scheidungen des  Gerichtshofes  durch  internationale  Gewalt  nach  sich. 

Mit  einem  Wort,  die  Bewegung  für  internationalen  Frieden,  welche  jetzt 
so  im  Vordergrund  des  Interesses  steht,  ist  meiner  Ansicht  nach  völlig  ver- 
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schieden  von  der  Arbeit,  einen  Weltzustand  herbeizuführen,  in  welchem 
die  Anwendung  der  Gewalt  nicht  mehr  notwendig  sein  wird.  Innerhalb  der 
Nation  besteht  das  heilige  Recht  auf  Revolution  (Zuflucht  zu  ungesetzlicher 
Gewalt),  wo  und  wann  immer  Tyrannei  sich  die  Herrschaft  anmaßt.  Während 
die  Einsetzung  von  Gesetz  und  gerichtlichem  Verfahren  im  internationalen 
Weltreich  den  Krieg  (unregulierte  und  ungesetzliche  Gewalt)  ersetzen  wird, 
ist  keineswegs  der  Schluß  zu  ziehen,  daß  die  Nationen  es  nicht  zweckdienlich 
finden  werden,  für  ein  Mittel  zu  sorgen,  das  dazu  bestimmt  ist,  eine  wider- 
spenstige Nation  zum  Gehorsam  gegenüber  den  Verordnungen  ihres  höchsten. 
Gerichtshofes  zu  zwingen. 

* 

Desderices  du  Dezert,  Dekan  der  philosophischen  Fakultät 
von  Clermont-Ferrand : 

Wenn  man  den  Menschen  bloß  als  höheres  Tier  auffaßt,  so  ist  der  Kampf, 
der  Streik,  die  Meuterei,  der  Krieg,  mit  einem  Wort,  das  Gesetz  des  Stärkeren, 
ein  für  allemal  das  richtige. 

Wenn  man  aber  annimmt,  daß  der  Mensch  sich  über  die  Tierheit  erhoben 
hat,  fähig,  seinen  geistigen  und  moralischen  Wert  zu  steigern  und  über  ge- 
wisse Gesetze  der  physischen  Welt  zu  triumphieren,  dann  erscheinen  all  diese 
erwähnten  Dinge  nunmehr  als  Überbleibsel  ursprünglicher  Roheit  und  alß 
wahres  Entwicklungsgesetz  der  Menschheit  erscheinen  Friede  und  Ordnung. 

Der  heutige  Zustand  der  menschlichen  Gesellschaft  zeigt  aber  das  gerade 
Gegenteil.  —  Wie  ist  es  nur  möglich,  daß  es  soviel  Haß  geben  kann  ?  Reli- 
gionen, die  einander  hassen,  Völker,  die  einander  zu  vernichten  wünschen, 
Parteien,  Personen,  die  sich  gegenseitig  verfolgen,  verleumden,  betrügen. 
Die  Menschheit  als  Masse  ist  sinnlos  und  widerlich.  Aber  ebenso  sinnlos 
wäre  es,  zum  Menschenfeind  zu  werden,  denn  ein  jeder  kennt  kösthche  Einzel - 
menschen,  die  mit  der  menschhchen  Gattung  aussöhnen. 

Auch  sollte  der  Wert  einer  menschlichen  Gruppe  darnach  berechnet 
werden,  wieviel  edle  Persönlichkeiten  sie  umfaßt.  Diese  Menschen  —  die  der 
Keimpilz  des  Fortschritts  sind,  waren  nie  zahkeich  genug;  alles  was  heute 
noch  undurchführbar  scheint,  würde  möglich,  wenn  sie  einmal  zahlreich 
genug  wären. 

Aber  was  tun,  um  diese  Hervorragenden,  diese  Ausnahmemenschen 
weniger  ausnahmsweise  zu  machen  ? 

Hier  hegt  für  mich  die  große  offene  Frage. 

A.  K  e  u  f  e  r  ,  Generalsekretär  des  französischen  Gewerkvereins  der 
Buchdrucker: 

Die  Gewalt  wird  ihre  Rolle  ausgespielt  haben,  wenn  der  Altruismus 
allgemein  geworden  sein  wird,  wenn  menschhche  Moral  auch  in  die  Pohtik 
Eingang  gefunden  haben  wird.  Unter  Altruismus  verstehe  ich  eine  Art 
Patriotismus  des  Abendlandes;  um  ihn  zu  schaffen,  wird 
es  aber  des  Einflusses  einer  Lehre,  einer  neuen  Religion  bedürfen, 
welche  die  Geister  und  die  Gefühle  bändigt.  Um  einen  so  großen  Umschwung 
herbeizuführen,  der  die  Völker  Europas,  der  ganzen  Welt,  so  tiefgehend  ver- 
wandeln soll,  daß  ein  friedUch-industrielles  Zeitalter  anbrechen  könnte 
bedarf  es  der  Kräfte  des  Herzens. 
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Dr.  Draghicescu.  Professor  an  der  Universität  Bukarest: 
Die  erste  Gedankenassoziation,  die  Ihr  Fragebogen  erregt,  ist  der  Kampf 
der  beiden  Begriffe,  Recht  und  Kraft.  Gewalt,  das  heißt  Kraftanwendung. 
Und  die  meisten  Ihrer  Korrespondenten  haben  auch  zu  Recht  den  alten 
Konflikt  zwischen  Recht  und  Kraft  behandelt.  Aber  dieser  bedeutet  eigent- 
lich einen  Konflikt  zwischen  zwei  Rechten,  die  im  gegebenen  Augenblick 
zwei  Kräfte  werden.  Und  da  der  Stärkere  nun  einmal  immer  recht  behält, 
handelt  es  sich  nur  darum,  herauszubringen,  warum  das  Recht  des 
Stärkeren  immer  das  bessere  ist,  d.  h.,  das  wirkliche,  das  für  die  Gesamt- 
heit zuträglichere. 

Die  Türken  hatten  für  sich  in  Mazedonien  und  Thrazien  das  inter- 
nationale positive  Recht,  das  durch  Eroberung  legitimiert  und  durch  viele 
Jalirhunderte  zur  Tradition  geworden  war.  Die  Bulgaren,  die  Serben  und 
die  Griechen  hatten  auch  seit  noch  älteren  Zeiten  ein  natürliches  und  ideales 
Recht  an  diese  gleichen  Landstriche,  die  von  Rassenbrüdern  bewohnt  waren. 
Der  Konflikt  dieser  beiden  Reiche  währt  selbstverständlich  seit  der  türki- 
schen Okkupation.  Die  größere  Kraft  der  Ottomanen  aber  gab  dem  otto- 
manischen Recht  den  Ausschlag.  Der  Augenblick  kam,  wo  die  Balkan - 
Völker  sich  mit  dieser  Kraft  messen  zu  können  glaubten:  der  Gegensatz  der 
beiden  Rechte  mußte  nun  mit  der  Vernichtung  des  schwächeren  gelöst  wer- 
den. Die  Gewalt  des  Krieges  mußte  entscheiden,  welches  Recht  das  bessere, 
das  richtigere  und  folglich  das  stärkere  war. 

War  diese  Lösung  zu  umgehen  ?  Leider  nein.  Man  konnte  nicht  wissen, 
ob  das  Recht  der  Muselmanen  besser  oder  schlechter  war  als  das  der  Balkan- 
völker. Der  Konflikt  zwischen  diesen  beiden  Abstraktionen  mußte  auf  die 
hier  einzig  mögliche  Weise  durch  einen  Kampf  zwischen  den  Kräften,  auf 
die  die  beiderseitigen  Rechte  sich  stützten,  entschieden  werden.  Hätte  man 
vor  dem  Krieg  ganz  einfach  die  Regimenter,  die  Gewehre  und  die  Kanonen 
auf  beiden  Seiten  abgezählt,  so  hätte  man  daraufhin  nicht  entscheiden 
dürfen.  Die  Türken  glaubten  sich  die  Stärkeren,  ebenso  die  Verbündeten. 
Hätte  Europa  entscheiden  sollen,  auf  welcher  Seite  die  Stärke,  so  hätte  es, 
bloß  nach  den  Ziffern  zu  schließen,  wahrscheinlich  den  Türken  die  Über- 
legenheit und  also  das  Recht  zuerkannt.  Mit  dem  besten  Willen  hätte  ein 
europäisches  Schiedsgericht  den  Balkanvölkern  nicht  das  Recht  zuerkannt, 
daß  sie  sich  mit  den  Waffen  erkämpften.  Und  nun  die  Tatsachen 
sprechen,  sieht  man  auch  von  einem  höhern  und  menschlichen  Standpunkt 
ein,  daß  das  Recht  der  erstarkten  Verbündeten  das  gute  gewesen  ist. 

Aber  ist  diese  kriegerische  Gewalt,  so  nützlich  und  billig  sie  sein  mag, 
auch  der  ZiviUsation  und  dem  Fortschritt  günstig  ?  Diese  Frage  ist  noch 
leichter  zu  beantworten.  Die  Türken  bewohnen  seit  Jahrhunderten  reiche, 
fruchtbare  Gegenden,  ohne  doch  davon  den  möglichen  Nutzen  zu  ziehen 
fähig  zu  sein,  zum  eignen  und  allgemeinen  Vorteil.  Dies  wunderbare  Kon- 
stantinopel, der  Bosporus,  dieser  unvergleichHche  Winkel  Europas,  der  auf 
Erden  seinesgleichen  nicht  hat  —  man  stelle  sich  doch  vor,  was  die  Deut- 
schen oder  Franzosen  oder  selbst  die  Balkanvölker  wirtschaftlich  daraus 
gemacht  hätten  !  Es  steht  fest,  daß  die  Sache  der  Ottomanen  nicht  die 
des  Fortschritts  und  der  Zivilisation  ist.  In  diesem  Fall  also  war  Gewalt 
sehr  wohl  ein  Mittel  des  Fortschrits  und  ihre  Folgen  werden  Mittel  der  Zivi- 
lisation sein. 

Was  von  den  Konflikten  der  Völker  gilt,  findet  genau  auch  auf  diejenigen 
zwischen  den  Klassen  Geltung.    Anders  steht  es  um  individuelle  Konflikte 
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—  Duell  und  dergl.  Es  könnte  den  Anschein  haben,  als  wäre  auch  der 
junge,  schöne  und  arme  Mann  berechtigt,  den  alten  und  reichen  Gatten 
»viner  schönen  Frau  zu  fordern  und  aus  der  Welt  zu  räumen  und  die  Frau 
und  das  Geld  sich  anzueignen  (siehe  den  Fall  Tarnowska)  —  wie  die  jungen, 
schönen  und  starken  Bulgaren  *)  es  mit  dem  alten  Türken  taten. 

Aber  die  Dinge  liegen  eben  anders  im  privaten  und  im  Völkerleben, 
bloß  weil  das  individuelle  Leben  von  selbst  seine  nahe  —  allzunahe  —  Grenze 
lindet,  während  Völker  und  Klassen  ewig  sind. 

* 

Dr.  Scie-Ton-Fa,  Präfekt  von  Nankhig: 

Ja,  im  Grunde  meines  Herzens  verurteile  ich  jede  Form  der  Gewalt. 
Doch  leider  müßte  man  im  Zeitalter  absoluter  Gerechtigkeit  leben  !  ^^'ird 
«iieses  je  kommen  ? 

Ich  spreche  als  Asiat,  als  Chinese.  Jeder  weiß,  bis  zu  welchem  Grad 
Pazifismus  und  schiedsrichterliches  Prinzip  in  China  ausgebildet  sind.  Aber 
die  Welt  gibt  uns  nicht  das  Recht,  diesen  Idealen  zu  leben  !  —  Daher 
müssen  wir  fortan  die  Fähigkeit  zur  Gewalt  in  uns  erstarken  machen,  um 
geachtet  zu  werden,  denn  wir  wollen  unsere  Ehre  bewahren  —  und  für  unsere 

Freiheit  kämpfen.    Die  Erfalirung  hat  es  uns  leider  gelehrt  nur  die 

fäustestarken  Völker  haben  Anspruch  auf  die  Unabhängigkeit,  die  für  auf- 
rechte Würde  unentbehrlich  ist. 

Zusammenfassung. 

Wir  müssen  bei  den  Antworten  auf  unsere  erste  Frage  unterscheiden 
zwischen  jener  Auffassung,  die  die  Gewalt  für  das  beste  Mittel  der  Schlich- 
tung von  Konflikten  hält,  und  der  gegenteiligen  Ansicht. 

Die  erstere  Überzeugung  wird  uns  am  klarsten  von  M.  Ghaleb  bey  aus- 
gedrückt, weshalb  wir  seine  Antwort  an  die  Spitze  stellten. 

Allerdings  ist  es  ein  allgemeines  Gesetz,  daß  die  schwachen  Völker  durch 
die  starken  unterjocht  oder  ausgelöscht  werden.  Aber  hierunter  sind  nicht 
eigenthch  mihtärisch  „starke"  Völker  zu  verstehen:  in  jeder  Hinsicht  starke, 
sozial  starke.  Die  wenig  militaristischen  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika haben  weit  melir  Expansionskraft  als  die  stets  im  Kriege  be- 
findlichen südamerikanischen  Repubhken,  wie  z.  B.  Venezuela.  Seine 
Bürger  vertragen  sich  nicht,  und  das  Land  geht  in  Anarchie  zugrunde. 
Nordamerika  hat  im  Innern  Frieden,  weil  alle  Welt  über  die  wichtigsten 
Punkte  sich  einig  ist. 

Die  Militärgewalt  ist  ein  Nichts,  wenn  hinter  ihr  nicht  soziale  Mächte 
stehen,  die  Fähigkeit,  DiszipHn  zu  halten,  sich  zu  organisieren.  —  Dies  die 
ungefähre  Antwort  der  Engländer  Lund  und  Robinson. 

Nowikow  ist  der  abgesagte  Feind  der  Gewalt.  Sie  ist  ihm  ein  Hindernis 
des  Fortschritts.  Wir  stimmen  ihm  zu,  daß  der  Straßenräuber  den  ruhig 
Arbeitenden  stört.  Aber  um  den  Räuber  unschädlich  zu  machen,  bedarf  es 
eines  Gewaltangriffs.  Auch  Nowikow  selbst  unterscheidet  zwischen  urhebe- 
rischer und  reflektorischer  Gewalt.   Und  diese  letztere  Gewalt  erklärt  er  dem 


•  j  Ich  als  Rumäne  sage  das  ungeachtet  des  Konfliktes,  der  momentan  zwischen 
meinem  Volk  und  dieser  Nation  besteht. 
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Fortschritt  unentbehrlich.  Dies  bestätigt  die  oben  angezogene  These,  daü 
die  arbeitenden,  intellektuellen,  zivilisierten  Kreise  zur  Abwehr  von  Parasiten 
physisch-rohe  Gewalt  zu  ihrer  Verfügung  haben  müssen. 

Ich  glaube,  daß  der  interessanteste  Teil  der  Antworten  jener  ist,  in  dem 
zur  zunehmenden  Einschränkung  der  Gewaltanwendung  praktische  Mittel 
angegeben  werden.  Hierzu  gehört  vor  allem  das  Schiedsgericht.  Gewiß 
könnte  der  Haager  Gerichtshof  in  einer  Reihe  von  Fällen  nützhch  werden 
—  und  ist  es  bereits  geworden,  aber  eine  Internationale  Polizei  wäre  als  seine 
rechte  Hand  unerläßhch. 

Und  auch  zur  Schlichtung  privater  Konflikte  bedarf  es  noch  in  einem 
großen  Teil  der  Welt  gesetzhcher  Einrichtungen.  Schwindet  doch,  propor- 
tional zum  Vordringen  polizeilicher  Organisation,  in  Amerika  die  Lynch- 
justiz. In  Corsica  besteht  noch  eben  aus  dem  Grunde  pohzeiHchen  Versagens 
die  Blutrache.  In  unseren  zivilisierten  Gegenden  ist  es  noch  nicht  so  lange 
her,  daß  die  öffenthchen  Gewalten  nicht  imstande  waren,  Recht  zu  schaffen, 
und  fahrende  Ritter  sich  die  Aufgabe  stellten,  Unrecht  zu  ahnden  und  „Wit- 
wen und  Waisen  zu  beschützen".  In  der  Epoche  des  Cervantes  war  Don 
Quichotte  eine  lächerhche  Figur,  da  Spanien  zu  jener  Zeit  schon  regelrechte 
Gerichte  besaß  —  einige  Jahrhunderte  früher  wäre  er  es  nicht  gewesen. 

Das  Duell  ist  ein  Überbleibsel  jener  fernen  Epoche  und  wurde  als  solches 
einstimmig  verpönt.  Man  weiß,  daß  es  in  den  angelsächsischen  Ländern,  die 
von  allen  Schatten  des  Mittelalters  sich  als  erste  befreiten,  völhg  abgeschafft 
ist. 

Die  Sabotage  als  eigenmächtige  Zerstörung  der  Produktionsmittel  ver- 
greift sich  gar  nicht,  wie  die  Lynchjustiz,  am  lebenden  Menschen,  ist  aber 
ebenso  verwerflich,  da  ein  defektes  Werkzeug  zur  Personenbeschädigung- 
führen  kann. 

Der  Streik  ist  gerechtfertigt,  insofern  er  nicht  gewalttätig  wird.  Starke 
Gewerkvereine  sind  die  beste  Garantie  gegen  derlei  Übergriffe,  die  nur  das 
Eingeständnis  der  Schwäche  sind.  Aber  hierzu  bedarf  es  eben  ähnlicher 
sozialer  Tugenden  wie  zur  Existenz  starker  Völker. 

Dasselbe  wie  vom  Streik  gilt  von  den  Revolutionen,  von  den  Kriegen  .  .  . 
Um  nachhaltigen  Gewinn  zu  bringen,  um  durch  Schiedsgerichte  ausgetragen 
werden  zu  können,  bedarf  es  ausgebildeter  sozialer  Positiva,  der  Gewalt 
gegenüber  steht  nur  die  soziale  Erziehung  der  Massen.  Zwei  Dinge  werden 
der  fortschreitenden  Menschheit  notwendig  sein:  1.  die  soziale  Erziehung, 
die  die  Kräfte  der  Disziplin  und  Zusammenarbeit  entwickelt;  2.  eine  mächtige 
und  klarsehende  Kraftreserve  zur  Bändigung  des  für  Erziehung  unzugäng- 
lichen menschlich-tierischen  Bodensatzes. 

Das  Schiedsgerichtsprinzip  kann  nur  mit  Segen  auf  gleichgut  diszip- 
linierte Parteien  angewendet  werden  und  muß  von  einer  über  den  Parteien 
stehenden  Macht  unterstützt  werden,  immer  bereit,  seine  Entscheidungen  Tat 
werden  zu  lassen. 
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URCH  einen  ganz  natürlichen  Rückschlag  gewann  der  in  Frank- 
reich schon  halb  erloschene  Chauvinismus  neue  Kraft.  Im  Namen 
der  Vaterlandsliebe  erzeugt  sich  ein  ungeheures  Mißverständnis; 
es  hat  seinen  Ursprung  in  äußerst  achtenswerten  Gefühlen,  die  aber 
dank  den  Machinationen  der  Anhänger  der  rohen  Gewalt  völlig  irregeleitet 
sind. 

Dies  Mißverständnis  besteht  in  der  maßlosen  Aufbauschung,  die  gewisse 
Leute  dem  Begriff  des  „Patriotismus**  gegeben  haben.  Absichtlich  faßt 
man  damit  alle  möglichen  und  unmöghchen  Dinge  zusammen. 

In  Wahrheit  versteht  man  unter  „Patriotismus'*  die  Liebe  zu  der  Stätte, 
wo  unsere  Wiege  gestanden  hat,  und  die  Ehrfucht  für  die  Taten  der  Väter. 

Ferner  hat  jeder  den  Wunsch,  daß  jener  bestimmte  Punkt  auf  Erden, 
der  ihm  als  Heimat  zugehört,  Bestandteil  eines  recht  mächtigen  Ganzen 
sein  möge.  In  einer  Art  Erweiterung  seines  Persönlichkeitsbegriffs  träumt 
jeder  Bürger  davon,  daß  sein  Vaterland  recht  ,,groß*'  wäre. 

Was  heißt  „Größe**  des  Vaterlandes?  Hier  teilen  sich  die  Meinungen. 
Entweder  meint  man  darunter  die  rein  materielle  Ausdehnung  oder  man 
möchte,  daß  das  Vaterland,  wie  es  unter  der  großen  Revolution  hieß,  ,,das 
Muster  aller  Tugenden**  sei.  Und  Raymond  Poincare  sagt  uns,  auf  weiche 
Seite  sich  die  wahren  französischen  Traditionen  stellen:  „Wir  er- 
bhcken  in  den  verschiedenen  Nationen  die  notwendigen  Herde  der  universalen 
Zivilisation.** 

Durch  eine  bedauerhche  Verirrung  werden  die  einander  ungleichen 
Begriffe:  Vereinigung  und  Einheitlichkeit,  so  oft  verwechselt.  Wenn  es 
sinnlos  wäre,  für  die  gesamte  Menschheit  Gleichheit  der  Gesetze  und  Gepflogen- 
heiten zu  fordern,  so  muß  man  doch  die  großen  Wohltaten  anerkennen,  die 
aus  dem  föderativen  Prinzip  erwuchsen.  Es  brachte  jenen  Zustand  der  Viel- 
fältigkeit in  der  Eintracht  hervor,  den  wir  in  der  Schweiz  und  den  Vereinigten 
Staaten  finden. 

Alle  diese  Erscheinungen  wahrhaften  Altruismus,  finden  sich  einander 
verwandt  —  aber  in  absteigender  Intensität  von  der  Familie  bis  zur  Mensch- 
heit —  in  der  Liebe  zum  befestigten  Wohnplatz,  zum  Landstrich,  zum  Vater - 
lande,  zum  Weltteil  (es  gibt  auch  einen  europäischen  Patriotismus).  Das 
Bild  ist  das  gleiche  wie  beim  Fallen  eines  Körpers  auf  den  Wasserspiegel: 
konzentrische  Kreise,  die  nach  außen  immer  weiter  und  schwächer  werden. 

Um  das  Mißverständnis  aufzuklären,  das  durch  die  Verworrenheit  des 
Begriffes  „Patriotismus**  hervorgerufen  wird,  müßte  man  eine  neue  Bezeich- 
nung erfinden,  um  jenes  spezifische  Gefühl  einer  unpersönlichen  Zärthchket 
ohne  religiösen  Grund  auszudrücken.  Um  dieses  allmenschliche  Ideal,  das 
«jber  den  ,, Patriotismus**  noch  hinausgeht,  ohne  daß  es  ihm  aber  im  mindesten 
zuwiderliefe,  zu  nennen,  bietet  sich  das  Wort:  „Übernationalismus*'. 

Unter  dieser  Parole  einen  sich  alle,  die  die  Abschaffung  aller  Zwangs- 
mittel, die  Verhinderung  jeglicher  Vergeudung,  den  Anbruch  einer  rationellen 
Ordnung  der  ganzen  zivilisierten  Welt  wünschen. 


''^)  Siehe  über  den  ,,Supernationalismus"  den  Aufsatz  von  Erich  Lilienthal  im 
Jnniheft  1910  ,, Internationalismus  und  Nationalirefülil". 
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Trotz  aller  anscheinend  stichhaltigen  Gründe  sind  es  nicht  die  Verfechter 
des  Statusquo,  die  wirklich  praktisch  denken.  Auf  allen  Gebieten  gehört 
das  Vorschauen  zur  guten  Wirtschaft. 

Trotz  aller  Rückschritte  und  Aufenthalte  in  diesem  ,, Vordringen  zur 
Harmonie"  wird  der  Einklang  der  Welt  ein  immer  innigerer.  Er  kommt  1.  von 
der  Vervielfachung  der  internationalen  Beziehungen,  sowohl  in  wissen- 
schaftlicher als  auch  kommerzieller  Hinsicht  unter  Kapitalisten  und  Prole- 
tariern; 2.  von  der  Verbreitung  allgemeiner  Bildung,  welche  das  Wachstum 
demokratischer  und  sozialer  Ideen  begünstigt. 

Das  Wesen  des  patriotischen  Gefühls  verändert  sich;  ,,Antipatrio- 
t  i  s  m  u  s  **  hingegen  ist  ein  Nonsens:  Jeder  Bürger  ist  integrierender  Be- 
^  standteil  der  Kollektivität;  man  müßte  antipatriotisch  übersetzen  mit  selbst- 
gegneriech. 

Demgegenüber  wird  der  Begriff  Patriotismus  geklärt,  von  allen  Schlacken 
des  Hasses  und  der  Mißgunst  gereinigt.  Der  Mensch  wird  dereinst  nur  zwei 
generöse  Gefühle  kennen:  den  „Patriotismus",  das  Heimatsgefühl  mit  seinem 
Kult  der  Vergangenheit,  und  den  Übernationalismus,  die  Laienreligion  der 
Menschheit  ! 

„Keiner  kann  sagen,  daß  er  niemandes  bedürfe;  und  seit  ich  das  weiß, 
habe  ich  sie  alle  geliebt." 

Weit  früher  als  Sully  Prud'homme  haben  die  edelsten  Geister  meines 
Vaterlandes  die  Aussöhnung  der  Völker  gepredigt,  de  Vigny,  Ronsard, 
Pascal,  Fenelon,  Voltaire,  Diderot,  Gondorcet,  Beranger,  Lamartine,  Victor 
Hugo,  Maupassant,  Anatole  France  verabscheuten  den  Krieg,  und  Michelet, 
ein  Patriot  in  allen  Fiebern  seines  Herzens,  schrieb:  ,,Im  20.  Jahrhundert 
wird  Frankreich  den  Weltfrieden  erklären."  Er  sah  dies  als  den  höchsten 
Ruhmestitel  an  und  nahm  ihn  für  sein  Vaterland  in  Anspruch. 

In  allen  Nationen  kommen  übrigens  die  gleichen  Gefühle  zum  Vorschein: 
R.  Goldscheid,  der  österreichische  Soziologe,  sagt:  ,,Wenn  der  Mensch  erst 
sich  selbst  entdeckt  haben  wird,  wird  er  den  größten  Reichtum  erlangt  haben 
(Menschenökonomie)." 

Die  gleichen  Argumente  zugunsten  des  Übernationalismus  wurden  jetzt 
in  den  Vereinigten  Staaten  in  der  Eröffnungsrede  der  18.  Tagung  des  inter- 
nationalen Schiedsgerichtes  von  Lake  Mohonk  vorgebracht. 

,,Was  ist  internationale  Gesinnung?  Ganz  einfach  der  gute  Wille,  die  anderen 
Völker  zu  verstehen,  indem  man  sich  an  ihre  Stelle  denkt,  sie  als  seinesgleichen 
betrachtet,  als  Mitarbeiter  am  Fortschritt  der  Zivihsation,  mit  denen  gemeinsam 
Licht  und  Kultur  über  die  ganze  Erde  verbreitet  werden  sollen.  Einmal  bei  dieser 
Auffassung  angelangt,  wird  es  den  Begriffen  von  Moral  und  Gerechtigkeit  ebenso 
zuwiderlaufend  erscheinen,  sich  eines  fremden  Stückes  Erde  zu  bemächtigen,  als 

dem  Nachbar  die  Börse  aus  der  Tasche  zu  ziehen          Es  drängt  daher  vor  allem, 

daß  die  Nationalisten  international  zu  denken  lernen  damit  die  Grundprinzipien 

der  Moral,  wie  sie  vom  Individuum  für  das  Individuum  gefordert  werden,  ebenfalls 
für  die  menschlichen  Gruppen  durch  aieselben  Anwendung  finden  " 

Wird  man  Professor  Nicholas  Murray  Buttler,  Rektor  der  Columbia- 
universität, wohl  für  einen  Träumer  halten,  da  er  sich  mit  diesen  Worten 
als  Anhänger  des  Übernationalismus  bekennt? 

Die  Lehre  des  Übernationalismus  kann,  wie  folgt,  zusammengefaßt 
werden:  Er  ist  die  tiefe  Liebe  zu  allen  Menschen  vereint  mit  dem  festen 
Willen,  den  brüderhchen  Zusammenschluß  ihrer  politischen  Gruppierungen 
anzustreben.  Es  ist  eine  moderne  Lesart  der  erhabenenen  Worte  des  Naza- 
reners : 

Liebe  den  Ausländer  wie  Deinen  Landsmann." 
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DR.  G.  KURNATO WSKI,  WARSCHAU:  DIE  TREN- 
NUNG VON  STAAT  UND  NATION. 

IE  auswärtige  Politik  Napoleons  III.  war  auf  das  Prinzip  der 
Nationalitäten  gegründet.  Dank  diesem  Prinzip  gleichen  die  Be- 
griffe Staat  und  Nationalität  einander  aus.  Jede  Nationalität  ist 
berechtigt,  sich  als  unabhängiger  Staat  zu  konstituieren.  So  hat 
sich  Italien,  so  das  deutsche  Reicli  gebildet,  so  die  Balkanstaaten  (Rumänien^ 
Serbien,  Bulgai'ien,  Griechenland,  Montenegro),  so  hat  ganz  küi'zlich  Nor- 
wegen sich  selbständig  gemacht.  Jene  bedauernswerten  Nationen,  die  den- 
noch in  einem  fremden  Staate  eingeschlossen  blieben,  hielt  man  für  einen 
numerisch  und  intellektuell  minderwertigen  Rest,  den  zu  assimilieren  sich 
die  herrschenden  Nationen  durch  Güte,  List  und  Gewalt  bemühten. 

Die  fernere  Entwicklung  hat  alle  diese  Kalküls  umgestoßen.  Zuerst 
hat  man  gegen  Ende  des  19.  Jahrhunderts  sich  im  Mittelpunkt  Europas 
ein  großes  Reich  bilden  sehen,  das  sich  keineswegs  auf  eine  einzige  Nationa- 
lität stützt.  Gewiß  gibt  es  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  den  neun 
Nationalitäten  Österreich -Ungarns,  aber  keine  von  ihnen  wäre  allein  im- 
stande, den  Staat  zu  stützen.  Unter  diesen  Verhältnissen  wurde  der  Synoni- 
mismus  zwischen  Staat  und  Nation  ausgelöscht,  und  inmitten  zahlloser  Kämpfe 
entsteht  ein  neues  Prinzip  —  die  ,, Trennung  von  Nation  und  Staat**,  v^-ie 
Alfred  Fried  sich  ausdrückt. 

Nun  werden  auch  die  allereinheitlichsten  Staaten  inne,  daß  sie  die 
nationalen  Minoritäten  eben  doch  nicht  zu  assimilieren  vermögen,  trotz  aller 
Liebe  Müh  1  Deutschland  muß  zusehen,  wie  die  Elsaß -Lothringer  ihre  Eigen- 
art, die  Dänen  Schleswig-Holsteins  und  die  Polen  Deutsch -Polens  ihre  Sprache 
bewahren.  Ebenso  hat  Rußland  keine  einzige  unterjochte  Nation  „russi- 
fizieren**  können.  Und  noch  mehr:  Trotz  aller  Unterdrückungspolitik  der 
russischen  Regierung  haben  in  den  letzten  20  Jahren  sich  nur  die  Sprachen, 
die  im  Volk  gesprochen  werden,  zu  einer  bedeutenden  literarischen  Pro- 
duktion aufgeschwungen,  sind  wahrhaft  literarische  Sprachen  geworden: 
so  das  Litauische,  das  Kleinrussische  (Ukrainische),  Esthnische,  Lettische  usw. 
Die  Polen  haben  natürlich  nie  aufgehört,  sich  ihrer  alten  literarischen  Sprache 
zu  bedienen  und  ihre  Einführung  in  die  offiziellen  Ämter  zu  fordern.  Die 
Eingeborenen  der  großen  europäischen  Kolonien  zivilisieren  sich  rasch 
genug;  aber  zu  gleicher  Zeit  entfalten  sie  mehr  und  mehr  ilire  eingeborenen 
Sprachen.  So  in  Indien,  in  Ägypten,  die  beide  ihre  blühende  moderne  ein- 
geborene Literatur  haben.  Ebenso  in  Tunesien -Algerien  und  Anam.  Kann 
man  wohl  im  Ernst  hoffen,  daß  eines  Tages  alle  Hindus  Englisch  und  alle 
Anamiten  Französisch  sprechen  werden? 

Wenn  nun  das  Nationalitätsprinzip  weder  unser  zeitgenössisches  Gewissen 
befriedigt,  noch  auch  nur  verwirklichungsfähig  erscheint,  wenden  wir  uns 
zum  anderen  Prinzip:  dem  der  Trennung  von  Staat  und  Nation. 

Alfred  Fried,  der  österreichische  Vertreter  der  Generalversammlung 
der  Friedensgesollschaften  zu  Brüssel,  sagte  uns  im  Jahre  1909:  „Österreich - 
Ungarn  ist  für  Europa  ein  nützliches  Versuchsfeld,  und  die  Idee  der  Trennung 
von  Nation  und  Staat  gewinnt  dort  immer  mehr  an  Greifbarkeit.** 

Was  ist  aber  „Trennung  von  Nation  und  Staat?**  Wenn  wir.  vor 
allererst  die  Tatsachen  betrachten,  gewahren  wir,  daß  das  Leben  oft 
fortschritthcher  ist,  als  alle  Theorie.  Die  Idee  der  Nation  beginnt  sich  immer 
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mehr  gegen  die  Idee  des  unabhängigen  und  nationalen  Staates  zu  unter- 
scheiden; dafür  verbindet  sie  sich  immer  mehr  mit  der  Idee  der  nationalen 
Sprachfreiheit.  Die  unterworfenen  Nationen,  die 
diese  Freiheit  erhalten  haben,,  denken  nicht  mehr 
an  Unabhängigkeit.  Um  bis  dahin  zu  g-e langen,  muß  die  Freiheit 
des  Gebrauchs  der  Muttersprache  sich  natürlicJii  au t  aJle.  Zweige  .des  Lebens 
erstrecken:  Schulen,  Universitäten.  CjerkMe,  iB4Jhö".:'de<ii,  lEisenhahnen  usw. 
Man  findet  dann  diese  Minoritäten  in  sozialer  Hinsicht  im  Schöße  eines  Staates 
sehr  leicht  zu  befriedigen,  siehe  Französ^isck-Ranade,  sie'hfe  die  Flämen  in 
Belgien  und  die  dreisprachige  Schweiz.  Hier  wohnen  Deutsche,  Franzosen  und 
Italiener  einmütig  unter  dem  Dache  eines  Staates,  ohne  daß  jemand  sich 
im  Gebrauch  seiner  Muttersprache  gehindert  sähe. 

An  Beispielen  fehlt  es  also  nicht.  Und,  wohl  verstanden,  müßten  sie 
überall,  wo  das  gleiche  Problem  sich  stellt,  unschwer  anzuwenden  sein. 

Ich  glaube  auch,  daß  die  Tendenz  ,,zur  Autonomie**,  wie  ich  sie  nennen 
möchte,  von  der  politischen  Entwicklung  begünstigt  werden  wird.  Die  Groß- 
staaten  der  Erde  erleiden  allerdings  sehr  tiefgehende  Umwandlungen,  aber 
ich  sehe  keine  Anzeichen  dafür,  daß  sie  sich  in  lauter  Kleinstaaten  auflösen 
müßten.  Im  Gegenteil,  die  kleinen  Staaten  genügen  sich  nicht  mehr  und 
wollen  sich  untereinander  zusammentun.  Das  Projekt  einer  Föderation 
der  mittelamerikanischen  Republiken,  das  Bundesprojekt  der  Serben,  Bul- 
garen und  Rumänen  sprechen  hierfür.  Die  Unabhängigkeitspolitik  Norwegens 
selbst,  die  die  außergewöhnliche  geographische  Lage  des  Landes  verständlich 
macht,  kann  sich  sehr  wohl  unter  dem  Einfluß  anderer  Faktoren  in  einen 
skandinavischen  Bund  umwandeln,  wo  Norweger,  Schweden  und  Dänen 
sich  als  Gleiche  zur  Seite  stünden.  Alles  in  allem  besteht  ein  starker  Zug 
zum  Einvernehmen  unter  den  kleinen  Staaten  gleicher  Rasse;  aber  kein  Zug 
zum  Zerfall  der  großen  Staaten  in  kleine  tut  sich  kund. 

Der  Großstaat  hat,  trotz  aller  seiner  Unvollkommenheiten,  eine  gewisse 
Aufgabe  zu  erfüllen.  Über  einen  großen  Bruchteil  des  Erdballs  verbreitet 
er  gleiche  Gewichte,  gleiche  Maße  und  Münzen,  schleift  Zollgrenzen  und 
erleichtert  den  Warenaustausch.  Ihn  heute  brechen  wollen,  hieße  dem 
Beispiel  der  Arbeiterschaft  der  ersten  Hälfte  des  19,  Jahrhunderts  folgen, 
die  die  Dampfmaschinen  zerbrach.  Wir  müssen  erhalten,  was  am  Großstaat 
nützHch  war,  und  müssen  ändern,  was  verwerfhch  ist.  Die  bestehenden 
Grenzen  werden  bereits  unerträglich.  Wer  würde  sie  noch  vervielfältigen 
wollen  ?  Aber  gerade  weil  so  viele  Dinge  sich  internationalisieren,  müssen 
sie  in  so  und  so  viele  Sprachen  übersetzt  werden,  um  allen  zugänglich  zu 
werden.  Der  Bauer  und  der  Arbeiter,  haben  weder  Zeit  noch  Gelegenheit, 
fremde  Sprachen  zu  lernen,  und  selbst  wenn  sie  sie  in  der  Schule  oder  in  der 
Kaserne  gelernt  haben,  so  gewiß  nur  sehr  ungenügend.  Zum  modernen  Leben 
erwacht,  wollen  sie  aber  an  allem  teilhaben,  wollen  alles  verstehen,  haben 
zu  ihrer  Hilfe  aber  nur  die  Muttersprache,  die  täghche  Umgangssprache. 
W  ie  wäre  es  möghch,  daß  sich  da  nicht  einige  Intellektuelle  gefunden  hätten, 
die  eine  Sprache  konstruierten,  im  Notfall  eine  ganz  neue,  um  diesem  Volks- 
bedürfnis  entgegenzukommen  ? 

Die  Verbreitung  der  internationalen  Ideen  und  Tatsachen  bereichert 
nicht  bloß  alle  bestehenden  Sprachen,  sondern  erhebt  auch  die  gesprochenen 
Idiome  zu  wahrhaften  Literatursprachen  *). 


*)  Siehe  das  Proven^-alische,  das  Katalonische. 


294 


DOKUMENTE  DES  FORTSCHRITTS 


APRIL  1913 


6! 


SB 


Nun  können  wir  den  ganzen  Wert  der  seltsamen  Formel:  „Trennung 
Yon  Nation  und  Staat'*  begreifen,  wie  auch  die  Erfahrungen  der  Schweiz 
und  bis  zu  einem  gewissen  Grad  Österreichs  verstehen.  Der  Staat  zwingt 
seine  Bürger  zu  keiner  Sprache.  Sie  wählen  diese  selbst.  Der  Staat  etabliert 
den  Schulzwang,  redigiert  den  Lehrplan  nach  allgemeinen  Gesichtspunkten; 
aber  die  U'iVa*ricl.its&prache  kann  vom  Kronland,  vom  Landstrich,  von  der 
Gemeinde,  Vöii  der  Kolonie,  oder  wia 'die  lokale  Gruppe  heißen  mag,  welche 
zu  der  Unterrichtsar» stalt  Be^ug  hat,  gewählt  werden.  Wenn  es  ungewiß 
ist,  ob  eine  neu^  Vj'.iteVrri^ihtSHnslalt  in  einer  neuen  Sprache  einem  wirk- 
lichen Bedürfnis  der*  ßevölkef ling  entspreche  und  eine  genügende  Schüler- 
anzahl finden  werde,  hat  es  der  Staat  einfach  der  privaten  Initiative  zu  über- 
lassen, den  Versuch  zu  wagen  (selbstverständlich  unter  gewissenhafter  \Valu*ung 
des  gesetzlichen  Lehrplanes).  Gelingt  aber  der  Versuch  der  Privatinitiative, 
indem  sie  während  drei,  fünf  Jahren  sich  des  Zuspruchs  der  Bevölkerung 
erfreut  hat,  so  ist  es  am  Staat,  die  Anstalt  in  seine  Hände  zu  übernehmen, 
ohne  die  Unterrichtssprache  anzutasten.  Das  ist  das  System,  das  in  den 
gemischtsprachigen  Gebieten  Österreichs  Anwendung  findet.  Außer  den 
deutschen  Chauvinisten,  die  immer  unbefriedigt  sind,  ist  jedermann  damit 
einverstanden. 

Gleiche  Verwaltung  bereitet  sich  auf  den  Gerichtshöfen  und  den  ver- 
schiedenen behördhchen  Bureaus  vor. 

Die  Gemeindeangelegenheiten  wickeln  sich  in  der  von  der  Mehrheit 
der  Bevölkerung  gesprochenen  Sprache  ab.  Die  offizielle  Sprache  im  enghschen 
Kanada  ist  das  Französische;  die  Länder  der  österreichischen  Monarchie 
haben  oftmals  zwei  offizielle  Sprachen,  wie  auch  das  belgische  Flandern 
und  die  Kantone  der  Schweiz.  Im  allgemeinen  hat  jede  lokale  Gruppe 
innerhalb  eines  Schweizer  Kantons,  einer  belgischen  Provinz  oder  eines 
österreichischen  Kronlands  nur  eine  einzige  Schriftsprache,  aber  auch  die 
Minderheiten,  die  nicht  z  u  klein  sind,  also  wenigstens  15  %  der  Bevölkerung 
ausmachen,  können  die  Einführung  ihrer  Sprache  als  einer  offiziellen  be- 
antragen. 

Die  zentralen  Angelegenheiten  des  Staates  werden  sich  wohl  in  der  im 
Staat  am  meisten  verbreiteten  Sprache  abwickeln  müssen.  Aber  die  Gesetze 
z.  B.,  die  für  alle  Bürger  bindend  sind,  können  ebensogut  in  allen  Landes- 
sprachen erlassen  werden.  In  alle  Details  einzugehen,  ist  hier  nicht  der  Raum. 
Oftmals  werden  Dolmetscher  nötig  sein;  aber  die  modernen  Staaten,  die 
ihre  Beamtenstellen  oft  unnötigerweise  vervielfachen,  können  sich  leichtlich 
eine  Truppe  von  Dolmetschen  heranziehen,  die  dann  der  Bevölkerung  wahr- 
hafte Dienste  leisten  würden. 

Ist  es  aber  wirklich  eine  Trennung  der  Nation  vom  Staat,  von  der  wir 
sprechen  ?  Für  meinen  Teil  glaube  ich,  daß  es  sich  um  etwas  anderes  handelt. 
Hier  handelt  es  sich  um  eine  Gleichstellung  von  staatswegen  aller  Sprachen, 
die  von  Bürgern  gesprochen  werden,  indem  diese  Bürger  die  wirklichen 
Herren  des  Staates  sind.  Die  Idee  eines  Staates,  der  über  den  ver- 
schiedensten Sprachen  schützend  steht,  tritt  klar  hervor. 
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aupttagung  des  Bundes  für 
Reform  des  Religionsunter- 
richts *):  In  Wiesbaden  tagte 
am  18.und  19.März  die  Hauptversamm- 
lungdes  Bundes  für  Reform  des 
Religionsunterrichts,  gleich- 
zeitig mit  ihr  die  Generalversammlung 
einer  der  größten  ihm  angeschlossenen 
Organisationen,  des  Vereins  für 
religiöse  Erziehung.  Die  Wies- 
badener „Freie  Evangelische 
Vereinigung"  hatte  durch  einen 
mit  über  hundert  Unterschriften  be- 
deckten Aufruf  den  Kongreß  würdig 
vorbereitet,  und  so  fanden  die  Ver- 
handlungen bei  gefüllten  Sälen  statt. 
Einmal  war  es  das  Thema  des  Volks - 
abends:  Die  Not  des  Reli- 
gionsunterrichts, das  den 
Hörern  es  in  größter  Anschaulichkeit 
vor  Augen  führte,  wie  sehr  immer 
mehr  die  Frage  der  grundsätzlichen 
Reform  des  Religionsunterrichts  zum 
dringlichsten  Kulturproblem  und  weit 
darüber  hinausgewachsen  ist,  eine 
bloße  Schulfrage  zu  sein.  Professor 
D.  Niebergall  -  Heidelberg  refe- 
rierte in  Vertretung  für  den  leider 
verhinderten  Professor  Dr.  Wilhelm 
Rein  über:  Religionsunterricht  und 
Pädagogik,  Frau  Professor  Helene 
Glane-  Jena  über:  Religionsunter- 
richt und  Elternhaus,  und  Schul - 
direktor  Dr.  Reukauf  -  Coburg 
über:  Religionsunterricht  und  die 
Schulpolitik.  Zum  anderen  aber 
zeigten  die  Berichte  der  Delegierten 
in  den  Generalversammlungen  der 
beiden  Vereine,  welch  umfassende 
und  zugleich  tiefgründige  Arbeit  von 
der  Lehrerschaft  in  verschiedenen 
Landesteilen  Deutschlands  seit  Jahren 
geleistet  ist,  und  wie  sehr  es  ihrem 
zielbewußten  und  dem  Kinde  sich 
verantwortlich  fühlenden  Streben  ge- 

*)  Nähere  Auskunft  über  den  Bund 
erteilt  der  1.  Vorsitzende  und  Lehrer  Aug. 
J.  Krohn,  Hamburg  25. 


lungen  ist,  zu  dieser  Arbeit  die  frei 
gerichtete  Geistlichkeit  und  die  Eltern 
zusammenzuschließen.  Aufs  deut- 
lichste trat  dabei  aber  auch  zutage, 
wie  groß  und  stark  noch  die  Wider- 
stände sind,  die  von  Staatsregierungen 
und  der  „Kirche'"  der  Reform  ent- 
gegengesetzt werden.  Immer  wieder 
wurde  es  als  die  dringlichste  Forde- 
rung erhoben:  Trennung  von  Kirche 
und  Schule.  Daß  aber  auch  eine 
„Kirche"  in  vöUigem  Einverständnis 
mit  der  ,, Schule"  an  der  Erziehung 
der  neuen  Generation  arbeiten  kann, 
und  daß  die  Heranbildung  selb- 
ständiger Persönlichkeiten  keine 
Utopie  ist,  zeigte  der  Bericht  des 
Delegierten  aus  Hamburg.  Die 
Erklärung  der  hamburgischen  Landes- 
kirche, daß  ein  großes  Maß  von 
Mannigfaltigkeit  derAn- 
sichten  von  der  evangeli- 
schen Kirche  untrennbar  ist,  die 
aus  christlichen  Persönlichkeiten  be- 
stehen soll,  die  ihre  Glaubensüber- 
zeugung sich  selbständig  er- 
worben haben,  wirkte  in  dem  herben 
und  ernsten  Bilde  von  den  erbitterten 
,, Kämpfen"  um  die  Reform  des 
Religionsunterrichts,  wie  er  besonders 
im  Königreich  Sachsen  seit  Jahren 
geführt  wird,  wie  ein  erwärmender 
und  befruchtender  Sonnenstrahl. 

Zum  Zwecke  einer  umfassenderen 
Propaganda  für  die  Ziele  des  Bundes 
wurde  die  Bereitstellung  größerer 
Mittel  und  die  Errichtung  einer  eige- 
nen Geschäftsstelle  in 
Hamburg  beschlossen. 

Universitätsprofessor  D.  Nieber- 
gall- Heidelberg  wurde  einstimmig 
zum  L  Vorsitzenden  des  Bundes  ge- 
wählt. Er  umfaßt  zurzeit  25  Organi- 
sationen mit  etwa  10  000  Mitgliedern. 
Die  Wiesbadener  Freie  EvangeHsche 
Vereinigung  hat  sich  freudig  dem 
Programm  des  Bundes  angeschlossen. 
So  hat  die  Wiesbadener  T  a  - 
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g  u  n  g  den  Bund  in  seiner  Stellung 
auf  den  „Dresdener  Leit- 
sätzen" und  seinen  „Jenaer 
S  a  t  Zungen  "  aufs  neue  gefestigt. 

Die  Kirchenaustrittsbewegung  in 
Deutschland   und  Österreich:  Die 

unbestreitbare  Entfremdung  weiter 
Volkskreise  von  den  Lehren  und  Ge- 
bräuchen der  herrschenden  Kirchen 
in  Deutschland  und  Österreich  mußte 
naturgemäß  im  Laufe  der  Zeit  auf 
die  äußere  Gestaltung  der  Dinge  von 
Einfluß  werden.  Die  freigeistige 
Bewegung  im  Deutschen  Reiche 
ist  allerdings  erst  etwa  drei  Jahr- 
zehnte alt,  aber  trotz  der  relativ 
kurzen  Zeitspanne,  die  seit  ihrer 
Entstehung  verflossen  ist,  hat  diese 
Bewegung,  zumal  in  den  letzten 
Jahren,  eine  bedeutsame  Zunahme 
erfahren,  so  daß  sie  in  der  Gegenwart 
allenthalben  große  Beachtung  zu 
fmden  und  auch  auf  das  poHtische 
Leben  Einfluß  zu  gewinnen  begonnen 
hat.  So  ist  z.  B.  die  Forderung 
der  Trennung  von  Staat 
und  Kirche  bis  vor  wenigen 
Jahren  völhg  utopisch  gewesen,  seit- 
dem aber  unstreitig  ein  beträchtliches 
Stück  auf  dem  Wege  zur  Verwirk - 
Hebung  vorwärtsgeschritten. 

Das  Jahr  1905  brachte  in  Frank- 
reich die  vollständige  Verweltlichung 
des  Staates,  das  Jahr  1906  in  Preußen 
ein  reaktionäres  Volksschulgesetz,  das 
den  konfessionellen  Charakter  der 
Volksschule  festlegte  und  die  Simul- 
tanschule an  der  Wurzel  bedrohte. 
Beide  Ereignisse  hatten  nicht  nur 
einen  außerordentlichen  Aufschwung 
der  freigeistigen  Bewegung  in  Deutsch- 
land zur  Folge,  in  die  durch  die 
monistische  Bewegung  ein  neuer 
Lebensstrom  geführt  wurde,  und  die 
durch  den  Zusammenschluß  der 
wichtigsten  freigeistigen  Organisatio- 
nen im  Weimarer  Kartell  feste  Richt- 
linien bekam,   sondern  riefen  auch 


eine  bisher  ungeahnte  Kirchen- 
austrittsbewegung  hervor, 
die  voraussichtlich  durch  das  „Ko- 
mitee Konfessionslos'*,  das  sich  viel- 
leicht richtiger  „Komitee  Kirchen- 
austritt'' nennen  sollte,  noch  größere 
Dimensionen  annehmen  wird  *). 

Die  Gründung  dieses  „Komi- 
tees Konfessionslos"  er- 
folgte zu  Beginn  des  Jahres  1911. 
Der  dabei  maßgebende  Gedanke  war, 
eine  Agitation  für  den  organisierten 
Ivirchenaustritt  zu  entfalten  und  ihn 
zu  einer  Massenbewegung  zu  gestalten, 
um  auf  diese  Weise  Bedenken  wegen 
etwaiger  Schädigungen,  die  dem  ein- 
zelnen durch  den  Austritt  aus  der 
Ivirche  entstehen  könnten,  zu  zer- 
streuen und  den  gemeinsamen ICir che n- 
austritt  einer  größeren  Zahl  von  Per- 
sonen an  bestimmten  Stichtagen 
herbeizuführen. 

Die  Werbetätigkeit  erfolgt  durch 
Versammlungen  und  durch  Verbrei- 
tung von  Aufrufen.  In  dem  Aufrufe 
ist  ausdrücklich  betont,  daß  das 
Komitee  sich  nur  an  solche  wende, 
die  innerlich  mit  dem  lürchentum 
gebrochen  haben,  und  daß  es  keines- 
wegs Proselyten  für  irgendeine  neue 
Weltanschauung  zu  machen  beabsich- 
tige, es  wolle  vielmehr  nur  die  Men- 
schen zu  einem  offenen  Bekenntnis 
ihrer  ohnehin  schon  vorhandenen 
Überzeugung  veranlassen. 

Von  den  Persönlichkeiten,  die  mit 
ihrem  Namen  für  das  Komitee  ein- 
treten, seien  erwähnt:  für  Deutsch- 
land :  Arthur  Drews,  Ernst 
Haeckel,  Wilhelm  Ostwald, 
Gustav  T  s  c  h  i  r  n  und  Bruno  W  i  1  le, 
für  Österreich:  Wilhelm  Bör- 
ner, Ludo  M.  Hartmann,  Ernst 
Mach  und  Ludwig  Wut  schal. 
In  etwa  50  Städten  sind  Vertrauens- 
leute des  Komitees  aufgestellt  worden 
als  Stichtage  der  Massenaustritte 
wurden  der  3L  Oktober  1912,  der 

*)  Die  Adresse  des  „Komitees  Kon- 
fessionslos" ist  Berlin  -  Schmargendorf , 
Spandauer  Straße  3. 
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16.  Februar  1913  (der  Geburtstag 
Haeckels)  und  der  15.  Mai  1913  fest- 
gesetzt. Das  Vorgehen  des  Komitees 
hat  bereits  überraschende  Erfolge 
gehabt:  in  der  am  28.  Oktober  1912 
in  Berhn  abgehaltenen  Versammlung 
erklärten  sich  800  Personen  zum 
Austiütt  aus  der  lürche  bereit,  in 
Düsseldorf  sind  gleichfalls  800  Per- 
sonen, in  Dresden  300,  in  Schwein - 
furt  735,  in  Nürnberg  140,  in  Frei- 
burg  i.  B.  50,  in  Jena  400  (unter 
Fülirung  des  Direktors  der  Univer- 
sitätssternwarte Pi'of.  Knopf)  ausge- 
treten usw.  Unter  den  Ausgetretenen 
befinden  sich  mehrere  Hochschul - 
Professoren,  Lehrer,  Beamte  und  zahl- 
reiche sonstige  Angehörige  der  höheren 
Stände. 

Berücksichtigt  man,  daß  in 
Deutschland  bereits  mehr  als  200000 
Dissidenten  gezählt  worden  sind  und 
daß  in  Österreich  die  Zahl  der  Kon- 
fessionslosen in  der  letzten  Volks - 
Zählungsperiode  um  238  %  zuge - 
nommen  hat,  so  dai'f  man  in  der 
vom  „Komitee  Konfessionslos"  so 
planmäßig  geförderten  Kirchenaus- 
trittsbewegung sicherlich  eine  für  die 
künftige  Gestaltung  des  pohtischen 
und  konfessionellen  Lebens  der  er- 
wähnten Länder  bedeutsame  Er- 
scheinung erblicken,  deren  Einfluß 
nicht  zu  unterschätzen  sein  wu^d. 


Dr.  J.  M. 


Zur    freireligiösen  Bewegung: 

Verwandt  den  weltlichen  Kirchen 
Amerikas  und  Australiens,  haben  sich 
auch  in  Deutschland  freireligiöse  Ge- 
meinden gebildet,  welche  die  Er- 
bauung ihrer  Mitglieder  in  regel- 
mäßigen sonntäglichen  Weihever- 
sammlungen und  andererseits  die 
Frage  einer  rein  wissenschaftlichen 
Welt-  und  Lebensanschauung  zu 
vereinen  suchen. 

Unter  ihnen  sei  die  Freireligiöse  Ge- 
meinde von  Mainz  genannt,  die  sich 


besonders  günstig  entfaltet  hat.  Sie 
besitzt  ein  schönes  Kultusgebäude 
mit  großen  Sälen  für  die  Sonntags - 
Versammlungen  und  einer  Reihe  von 
Nebenräumen  für  Komiteesitzungen 
der  Männer  und  der  Frauen,  in  denen 
soziale,  politische  und  Wohltätig- 
keitsfragen behandelt  werden.  Die 
Sonntagsversammlungen  selbst  wer- 
den eingeleitet  mit  Musik  und  Gesang 
und  ebenso  geschlossen,  während  in 
ihrem  Mittelpunkt  ein  Vortrag  des 
Erwählten  der  Gemeinde  über  ein 
soziales  oder  moralisches  Problem 
steht. 

Manchmal  wird  das  gleiche  an 
Hand  biblischer  Erzählungen  er- 
läutert, doch  heute  weniger  wie  ehe- 
dem. 

Die  Bewegung  hatte  in  der  Tat 
als  christliche  Sekte  ihren  Ausgangs- 
punkt genommen,  sich  dann  aber 
weiter  zu  freieren  Auffassungen  ent- 
wickelt und  steht  heute  der  wirk- 
lichen Freidenkerbewegung  so  nahe, 
daß  ein  und  derselbe  Mann,  Prediger 
G.  Tschiern,  zum  Präsidenten  des 
Freidenkerbundes  und  Präsidenten 
freireligiöser  Gemeinden  in  Deutsch- 
land gewählt  werden  konnte,  die 
Ideengemeinschaft  —  bei  aller  Ver- 
schiedenheit der  psychologischen  Me- 
thode —  auch  durch  Personalunion 
zu  bekräftigen. 

Die  genannte  Mainzer  Gemeinde, 
wie  übrigens  auch  viele  andere  in 
sonstigen  deutschen  Städten,  erteilen 
den  Kindern  weltlichen  Moralunter- 
richt. Dieser  wü*d  in  den  vorge- 
schrittenen deutschen  Bundesstaaten, 
so  in  Hessen  selbst,  wozu  Mainz 
gehört,  im  Großherzogtum  Baden 
usw.  als  Ersatz  des  sonst  üblichen 
Religionsunterrichtes  staatlich  unter- 
stützt. 

In  anderen  Staaten  allerdings,  wie 
im  reaktionären  Preußen,  versagen 
die  Behörden  dem  Moralunterricht 
der  freireligiösen  Gemeinden  ihre  An- 
erkennung. Er  kann  also  nur  als 
rein  private  Veranstaltung  betrieben 
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und  muß  aus  den  Mitteln  der  Ge- 
meindemitglieder  bestritten  werden, 
während  Baden  und  Hessen  Ge- 
meindegelder, die  für  Schulzwecke 
bestimmt  sind,  auch  diesem  Unter- 
richtszweck zuführen  bzw.  sie  den 
freireligiösen  Gemeinden  für  ihren 
Moralunterricht  überweisen. 

In  Preußen  geht  man  demgegen- 
über so  weit,  daß  die  Kinder  der  Frei- 
religiösen zum  Religionsunterricht 
einer  anerkannten  Konfession,  also 
überwiegend  der  politischen  Landes- 
kirchen, gezwungen  bzw.  die  Eltern 
in  Strafe  genommen  werden,  wenn  sie 
ihre  Kinder  dem  Unterricht  in  der 
Staatsreligion  entziehen*). 

Ji.  Broda. 

Der  Cercle   Berthelot  in  Paris: 

Eine  neue  Bildung  in  der  französi- 
schen Freidenkerbewegung  liegt  in 
der  Gründung  intimerer  Verbände, 
als  deren  erster  kürzlich  der  Cercle 
Berthelot  ins  Leben  trat.  Im  Gegen- 
satz zur  aktiven  kirchenpolitischen 
Propaganda,  die  bisher  wesentlicher 
Inhalt  der  Freidenkerbewegung  ge- 
wesen war,  wollen  sich  diese  neuen 
Verbände  auf  die  psychische  Heran- 
bildung ihrer  eigenen  Mitglieder 
konzentrieren,  neue  seelische  Werte, 
welche  die  alten  religiösen  Stim- 
mungen ersetzen  sollen,  schaffen. 

Das  Organ  der  französischen  Frei- 
denkerbewegung „La  Raison*'  setzt 
sich  mit  großem  Eifer  für  die  neuen 
Gründungen  ein  und  verspricht  ihnen 
die  warme  Unterstützung  der  be- 
stehenden Freidenkerorganisationen. 
Die  weitere  Entwicklung  der  Idee 
wird  darum  mit  Interesse  zu  ver- 
folgen sein. 

 ^  

*)  Dieser  Zwang  hat  manche 
Familien  dazu  geführt,  die  Herren- 
huterkonfession  .mzunehmen, 
da  diese,  obwohl  staatlich  anerkannt, 
ihrer  schwachen  Anhängerschaft  wegen, 
keinen  Kultus  ausübt. 


Eine  Liga  für  Moralerzidiung  in 
Paris:  In  Paris  wurde  eine  Liga 
für  Moralerziehung  be- 
gründet, deren  leitendem  Ausschuß 
Freidenker,  Protestanten  und  Katho- 
liken angehören,  eine  in  Frankreich 
bisher  durchaus  einzigartige  Erschei- 
nung. Das  Interesse  der  Bevölkerung 
für  die  ersten  Anfänge  der  Gesell- 
schaft war  denn  auch  sofort  ein  sehr 
großes,  und  die  erste  Versammlung 
des  Vereins,  die  im  großen  Festsaal 
der  Universität  abgehalten  wurde, 
fand  5000  Zuhörer. 

Zweck  der  Gesellschaft  ist  es, 
den  bestehenden  weltlichen  Moral - 
Unterricht  der  französischen  Staats - 
schule  auf  Grund  der  Ergebnisse 
pädagogischer  Forschung  wie  auch 
in  Beurteilung  der  Bedürfnisse  des 
praktischen  Lebens  organisch  fort- 
zubilden, sowie  den  Grundsatz  ab- 
soluter Unparteilichkeit  dieser  Moral- 
unterweisung gegenüber  jedweder 
religiösen  oder  philosophischen  An- 
sicht, der  ja  allerdings  bereits  im 
Gesetz  klar  ausgesprochen  ist,  in  der 
Praxis  noch  schärfer  zu  beaufsich- 
tigen. Besonders  charakteristisch 
muß  es  erscheinen,  daß  auch  führende 
Katholiken,  so  Prof.  Bureau  von  der 
katholischen  Hochschule  zu  Paris, 
diesen  Grundsatz  unparteilicher  welt- 
licher Moral  nunmehr  angenommen 
haben  und  bereit  sind,  mit  ihren  frei- 
geistigen  Kollegen  zusammen  an  der 
besseren  Einprägung  der  „allen  ehr- 
lichen Menschen  gemeinsamen  Moral 
des  praktischen  Lebens**  mitzuwirken. 
Der  Grundsatz  der  Moralunterweisung, 
die  an  die  Stelle  des  konfessionellen 
Unterrichts  getreten  war,  wird  damit 
auch  von  katholischer  Seite  endlich 
anerkannt.  ^  ^^^^ 

Die  positivistische  Gesellschaft  in 
Paris  veranstaltet  an  je  einem  Sonn- 
tag jeden  Monats  eigenartige  Weihe- 
versammlungen,    welche  zahlreiche 


CHRONIK  DER  MORALISCHEN  ENTWICKLUNG 


299 


ii 

Mitglieder  und  Freunde  am  Sitze 
der  Gesellschaft  zusammenführen. 
Sie  werden  durch  vorzügliche  Musik- 
darbietungen eröffnet.  Dann  nimmt 
ein  Vorstandsmitglied  das  Wort  und 
hält  die  „Predigt"  im  Sinne  der  von 
Auguste  Gomte  vorgezeichneten  Reihe 
„menschhcher  Feste".  Hierauf  wer- 
den Werke  positivistischen  Gedanken- 
ganges verlesen  und  folgt  wieder 
Musik. 

Der  hervorgebrachte  Eindruck 
läßt  an  Feierlichkeit  nichts  zu  wün- 
schen übrig;  nur  mag  vielleicht  ein- 
gewandt werden,  daß  die  Themen 
der  Predigt  in  ihrer  Bindung  an  die 
von  Auguste  Gomte  eingeführten 
Feste  (z.  B.  am  16.  Juni  d.  J.:  Fest 
der  römischen  Kultur  und  ihrer 
Bedeutung  für  die  Menschheit) 
manchmal  etwas  weit  von  den  Pro- 
blemen des  modernen  Lebens  abliegen. 

A.  Duhois. 


Eine  amerikanische  Religionsge- 
meinde,  die  Vereinigung  der  Ghurches 
of  Ghrists,  hat  die  Einrichtung  ge- 
troffen, daß  der  Gottesdienst  am 
ersten  Sonntag  im  September  den 
Problemen  der  Arbeiterfrage  gewid- 
met sei.  Jeder  Geistliche  hat  das 
Thema  seiner  Predigt  in  diesen  Pro- 
blemen zu  suchen,  ferner  soll  am 
gleichen  Abende  in  der  Kirche  eine 
Volksversammlung  zur  Erörterung 
sozialer  Fragen  vom  christlichen 
Standpunkt  aus  gehalten  werden. 

Die  amerikanische  Gewerkschafts - 
kommission  (American  Federation  of 
Labor)  hat  sich  auf  ihrem  letzten 
Kongreß  in  Toronto  für  Unter- 
stützung dieser  Sonntagsfeiern  aus- 
gesprochen. Auch  besondere  Fragen 
—  wie  Unfallversicherung,  Kinder - 
schütz,  Arbeiterinnenschutz  —  sollen 
in  diesen  Versammlungen  erörtert 
und  ein  Zusammengehen  der  Kirche 
und  der  Gewerkvereine  angebahnt 
werden. 


Überwachung  der  katholischen  Pri- 
vatschulen in  Frankreich :  Vor  einiger 
Zeit  hat  die  französische  Regierung 
dem  Parlament  einen  Entwurf  vor- 
gelegt, welcher  die  Privatschulen, 
die  überwiegend  von  Katholiken  er- 
halten werden,  einer  schärferen  Kon- 
trolle als  bisher  unterwerfen  will. 
Die  Lehrer  müssen  ein  staatliches 
Lehrbefähigungszeugnis  besitzen  und, 
wenn  sie  Kinder  über  13  Jahre  zu 
unterrichten  haben,  das  sogenannte 
„Brevet  superieur'',  für  welches  ver- 
schärftere  Prüfungen  erforderlich  sind. 
Der  Unterricht  soll  durch  staatliche 
Schulinspektoren  überwacht  werden, 
und  diese  haben  die  Aufgabe,  sich 
über  die  Befolgung  der  Regierungs- 
verordnungen zu  vergewissern. 

Im  übrigen  wahrt  das  Gesetz 
die  völlige  Freiheit  des  Unterrichts 
und  hält  sich  von  der  Forderung 
der  radikalen  Richtung  in  der  Re- 
gierungspartei, welche  das  staatliche 
Unterrichtsmonopol  verlangt,  ferne. 

Es  werden  jedoch  gewisse  Maß- 
regeln vorgesehen,  um  die  staatliche 
Schule,  die  keinerlei  Religionsunter- 
richt und  an  seiner  Stelle  weltlichen 
Moralunterricht  vorsieht,  gegen  An- 
griffe seitens  der  Kirche  zu  schützen. 
Insbesondere  war  es  bisher  häufig 
vorgekommen,  daß  Dienstgeber  ihre 
Untergebenen  oder  Grundherren  ihre 
Pächter  durch  Drohung  mit  Dienst- 
entlassung oder  anderen  Nachteilen 
davon  abhielten,  ihre  Kinder  in  die 
Staatsschule  zu  senden,  bzw.  daß  sie 
sie  zwangen,  ihre  Kinder  in  katho- 
lischen Privatschulen  unterrichten  zu 
lassen.  Jede  solche  Drohung  oder 
derartiger  Zwang  sollen  künftig  straf- 
rechtlich geahndet  werden. 

Die  neuen  weltlichen  Feste  in 
Frankreich:  In  Frankreich  sucht 
man  mehr  und  mehr  durch  Ein- 
führung weltlicher  Feste 
jenen   Stimmungen   der  Volksseele 
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entgegenzukommen,  welche  sich  ehe- 
dem m  den  zahlreichen  religiösen 
Festen  kundgegeben  hat.  Als  Bei- 
spiel mag  ein  Fest  angeführt  werden, 
das  kürzlich  von  einer  Gesellschaft 
der  republikanisch  gesinnten  Jugend 
des  zweiten  Pariser  Stadtbezirks  ver- 
anstaltet wurde.  Die  Universitäts- 
verwaltung  stellte  den  großen  Fest- 
saal  der  Sorbonne  zur  Verfügung. 
Die  Feier  war  von  5000  Personen 
besucht.  Zuerst  wurden  einige  An- 
sprachen gehalten,  dann  mit  Unter- 
stützung einiger  Chorvereine  und  Ver- 
bände von  Instrumentalmusikern  so- 
wie einiger  Schauspieler  der  National - 
theater,  die  sich  unentgeltlich  zur 
Verfügung  stellten,  eine  Reihe  von 
Gesängen  und  Gedichten  vorgetragen. 
Eine  erste  Gruppe  hatte  die  Ver- 
herrlichung der  Jugend  und  ihrer 
Kräfte  zum  Inhalt,  eine  zweite 
Gruppe  umfaßte  historische  und 
moderne  Gesänge,  die  den  drei 
republikanischen  Idealen  der  Freiheit, 
Gleichheit  und  Brüderlichkeit  ge- 
widmet waren.  Hierauf  wurden 
einige  vaterländische  Gedichte  re- 
zitiert und  schließlich  eine  Reihe 
von  Hymnen  an  den  Weltfrieden 
und  die  Völkerverbrüderung  ge- 
sungen. 

Durch  die  ganze  Versammlung 
ging  ein  Hauch  seelischer  Erbauung, 
durchaus  verwandt  mit  derjenigen 
der  alten  Kirchenfeste. 

Ein  anderes  Fest,  das  der  Feier 
des  Sommers  gewidmet  war,  fand 
im  Trocaderosaal  vor  6000  Personen 
statt.  Eine  Reihe  künstlerischer 
Darbietungen,  die  den  Sommer  und 
seine  Symbole  behandelten,  sowie 
mehrere    Ansprachen    füllten  den 


Abend. 


R.  Broda. 


Weltliche  Schulen  im  Orient:  Bis 

vor  kurzem  galt  es  als  Tatsache,  daß 
im  Orient  nur  solche  europäische 
Schulen  gedeihen  könnten,  die  von 


christlichen  Missionen  unterhalten 
würden.  Frankreich  hat  mit  dieser 
Tradition  gebrochen;  seit  7  Jahren 
wendet  es  seine  Kräfte  der  Er- 
richtungweltlicher französischer  Schu- 
len auf  türkischem  Gebiet  zu,  von 
der  Ansicht  ausgehend,  daß  nur  so 
wahre  Kultur  verbreitet  werden  könne, 
und  daß  nur  die  völlige  Neutralität 
gegenüber  den  Religionsströmungen 
des  Ostens  ein  wirklich  inniges  Ver- 
hältnis der  östlichen  zur  westlichen 
Kultur  gestatte. 

Eine  der  ersten  dieser  Unter- 
richtsanstalten war  die  weltliche 
Mittelschule  zu  Saloniki,  die  im  Jahre 
1906  begründet  wurde.  Heute  zählt 
sie  schon  600  Schüler,  Mohamme- 
daner, Israeliten,  orthodoxe  Griechen, 
Katholiken  und  Protestanten.  Sie 
umfaßt  1.  ein  Gymnasium,  2.  ein 
Mädchenlyzeum,  3.  eine  Handels- 
schule, 4.  eine  Volksschule,  5.  eine 
Lehrerbildungsanstalt. 

Ähnlich  rasch  hat  sich  das  welt- 
liche Gymnasium  in  Beirut  ent- 
wickelt; erst  im  Jahre  1909  begründet, 
zählt  es  heute  bereits  245  Schüler. 

Auch  weiter  im  Osten,  in  Persien 
und  in  China,  sollen  eben  jetzt  welt- 
liche Schulen  auf  französische  Ver- 
anlassung errichtet  werden. 

F.  Dubois. 

<^ 

Kultursozialismus*) :  Einen  Aufru  f 
zur  Gründung  eines  „Inter- 
nationalen Bundes  der 
Kultursozialisten"  erläßt 
der  ungarische  Staatsanwalt  i.  P. 
Fritz  Paris  in  Sopron.  Die  Aufgabe 
dieses  Bundes  soll  sein,  diejenigen 
Intellektuellen,  die  mit  den  Zielen 
des  Sozialismus  in  kultürlicher  Be- 
ziehung einverstanden  sind,  zu  ver- 
anlassen, an  der  Ausgleichung  der 
sozialen  Gegensätze  und  der  Um- 

*)  „Kultursozialismus"  von  Fritz  Paris. 
Königl.  ung.  Staatsanwalt  i.  P.  Verlag 
Friedrich  Ruhland,  Lichtenrade-Berlin. 
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der  wissenschaftlichen  Notwendigkeit 
erfolgen  könne.  „Bessere  Menschen 
werden  bessere  soziale  Zustände 
schaffen  und  nur  in  besseren  sozialen 
Verhältnissen  können  bessere  Men- 
schen gedeihen/*  Das  ist  die  Grund- 
lage seiner  Beweisführung.  „Man 
muß  Kultur-  und  Wirtschafts- 
politik treiben.*'  Wirtschaft- 
liche Umgestaltung  und 
ethische  Entwicklung  er- 
gänzen sich. 

Ludwig  Hammer  schlage 
Freiburg  i.  B. 
Generalsekretär  des  I.  0.  E.K. 

Die  bulgarischen  Bajackas:  In 

Bulgarien  gibt  es  viele  „Knochenein- 
renker**,  Hexen,  sogenannte  Bajackas. 
Ihr  Einfluß  im  niederen  Volke  ist 
groß,  bei  den  Bauern,  aber  auch 
bei  den  Neurasthenikern  und  erst 
recht  bei  vielen  überspannten  Damen 
der  Gesellschaft.  In  den  genannten 
Miheus  wird  zu  einem  Kranken  stets 
die  Bajacka  gerufen.  Gravitätisch - 
priesterhch  legt  sie  den  Zeigefinger 
auf  die  Stirn  des  Patienten  und 
spricht  langsam:  „Im  Namen  der  hl. 
Mutter  Gottes  entfliehe  der  Böse 
dahin,  wo  die  Hähne  nicht  krähen, 
die  Hunde  nicht  bellen,  wo  die  Hen- 
nen nicht  gackern,  wo  kein  Baum 
wächst,  wo  das  Wasser  nicht  fließt, 
wo  die  Sonne  nicht  wärmt,  wo  der 
Mond  nicht  glänzt,  in  die  einsamen 
Wälder,  in  die  W^üste,  in  die  kahlen 
Felsen! 

Hierauf  legt  die  Bajacka  ihre 
Hand  auf  ein  Gefäß  mit  Wasser  und 
wiederholt  ihre  Beschwörungsformel. 
Mit  dem  besprochenen  Wasser  wäscht 
sie  das  Gesicht  des  Kranken  und 
hernach  gibt  sie  ihm  die  Medizin  ein, 
die  je  nach  der  Krankheit  wechselt. 

Gegen  Rheumatismus  benutzt  die 
Bajacka  ein  frisches  Ei,  das  sie  einige 
Sekunden  über  dem  Haupte  des 
21 


gestaltung  der  sozialen  Verhältnisse 
zu  arbeiten.  Sie  sollen  in  ihren 
Kreisen  die  notwendige  Entwicklung 
der  Kultur  zum  Sozialismus  aus 
Gründen  der  Kultursteigerung  be- 
tonen; sie  sollen  aber  gleichzeitig  die 
Massen  überzeugen,  daß  die  Ent- 
wicklung zum  Sozialismus  nicht  nur 
eine  Frage  des  Wirtschaftslebens  und 
der  Gewalt  sei,  daß  also  die  Inter- 
nationale Sozialdemokratie,  die  ur- 
sprüngHch,  um  die  stumpfen  Massen 
aufzurütteln  und  zu  organisieren, 
mit  dem  Mittel  des  Klassenhasses 
arbeiten  mußte,  jetzt  den  W'eg  von 
der  Klassenpartei  zur  Kulturpartei 
finden  müsse.  Eingehend  weist  der 
Verfasser  des  kleinen  Schriftchens 
nach,  wie  immer  mehr  die  vorurteils- 
los wissenschaftlich  denkenden  Men- 
schen zum  Programm  des  Sozialismus 
kommen  müssen,  wenn  sie  wirklich 
ihre  und  der  Gesamtheit  Aufwärts- 
entwicklung im  Auge  behalten,  m.  a. 
W^,  wenn  sie  nicht  egoistisch,  sondern 
soziologisch  denken;  er  erinnert  aber 
auch  daran,  daß  die  egoistische  Herr- 
schaft einer  kleinen  Schicht  von 
Besitzenden,  die  Turgots  Reformen 
vereitelte,  so  die  Revolution  von  1789 
herbeiführte.  Die  Gefahr  der  sozialen 
Frage  liege  also  nicht  in  ihrer  Lösung 
im  sozialistischen  Sinne,  sondern  im 
Gegenteil  darin,  daß  eine  verblendete 
Herrschaftsschicht  durch  falsch  ver- 
standenen Egoismus  die  Lösung  ganz 
in  die  Hände  der  Massen  spiele  und 
nun  erst  die  Bildungsschicht  dadurch 
bedrohe,  daß  sie  ihr  allen  Kredit 
bei  der  Masse  nehme.  So  dränge 
das  Unverständnis  der  „Gebildeten** 
die  Sozialdemokratie  vom  Weg  der 
Evolution  zur  Revolution.  Besonders 
das  letzte  zusammenfassende  Kapitel 
„Wie  kann  der  Volksstaat  verwirk- 
licht werden**,  gibt  eine  klare  Über- 
sicht über  die  Zusammenhänge  aller 
wirtschafthchen  und  ethischen  Pro- 
bleme und  zeigt  den  Weg,  auf  dem 
stufenweise  ein  Ausgleich  im  fried- 
lichen Sinne  nach  den  Richthnien 
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Kranken  schüttelt,  indem  sie  die 
geisteraustreibenden  Worte  murmelt: 
„Möge  die  hl.  Mutter  Gottes  die 
Schmerzen,  die  der  Teufel  geschickt 
hat,  verjagen  zu  den  Dämonen,  in 
die  Sterne,  wo  der  Mensch  nicht  wan- 
deln kann,  wo  der  Hahn  nicht  fliegen 
und  der  Karpfen  nicht  schwimmen 
kannl" 

Nach  dieser  Rede  sticht  die  Ba- 
jacka  das  Ei  am  breiten  Ende  an, 
schlürft  das  Eiweiß  aus  und  bestreicht 
mit  dem  Dotter  den  schmerzhaften 
Körperteil. 

Gegen  Migräne  verwendet  der  selt- 
same weibliche  Doktor  ein  Blatt  bläu- 
lichen Papiers,  das  mit  einer  Nadel 
durchlöchert  wird  und  hierauf  mit 
Weihrauch  bestreut.  Dieses  Papier 
bekommt  der  Leidende  als  Umschlag 
auf  den  Kopf. 

Die  Bajacka  heilt  angegriffene 
Lungen  mit  vierzig  Löffeln  Milch,  die 
in  vierzig  Tagen  genommen  werden 
müssen  und  von  einer  Frau  kommen 
müssen,  die  ein  Mädchen  stillt,  wenn 
der  Kranke  männlichen  Geschlechts 
ist,  oder  einen  Jungen,  wenn  es  eine 
weibhche  Kranke  ist. 

Die  Gelbsucht  wird  von  der  Ba- 
jacka mittels  eines  Wassers  geheilt,  in 
das  drei  glühende  Kohlen  geworfen 
wurden,  ehe  sie  die  magischen  For- 
meln spricht. 

Ich  wiederhole,  daß  es  nur  das 
niedere  Volk  oder  Hysteriker  sind, 


die  sich  um  die  Bajackas  in  Bulgarien 
kümmern;  die  intelligenten,  gebilde- 
ten Bulgaren  rufen  moderne  Ärzte, 
wie  man  sie  in  der  ganzen  zivilisierten 

Welt  hat.  ...  ^ 

Victor  Germaix. 

Zur  Entwicklung  Indiens:  Im 

indischen  Parlamente  wurde  kürzlich 
ein  Antrag  von  Seiten  des  Abgeord- 
neten Mutolka  eingebracht,  welcher 
entsprechenden  gesundheitlichen 
Schutz  der  Frauen  Indiens  im  Auge 
hat.  Mutolka  wendet  sich  gegen  die 
verderbhche  Sitte,  unmündige  Mäd- 
chen als  „Priesterinnen"  den  Tempeln 
zuzuführen,  da  nach  uralter  Sitte  die 
indische  „Priesterin"  sich  zugleich 
männlichen  Tempelbesuchern  hin- 
gibt, was  einerseits  die  Mädchen  zu 
einem  erniedrigenden  und  gesund- 
heitschädigenden Leben  verurteilt, 
anderseits  einen  Hohn  auf  die  W^ürde, 
welche  jeder  Religionsbetätigung  zu- 
kommen sollte,  bildet.  Es  ist 
charakteristisch,  daß  nach  mehr  denn 
100  Jahren  englischer  Herrschaft 
diese  Devadasis  ihrem  Doppelberufe 
in  althergebrachter  Weise  nachgehen, 
während  Indien  aus  seiner  eigenen 
Mitte  die  fortschrittliche  Partei  zeugte, 
die  nunmehr  diesen  Mißbräuchen  den 

Kampf  erklärt.  ^   ^  . 

G.  Tajore. 
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DIE  KULTURAUFGABEN  DES  JAHRHUNDERTS. 

I  V.^F;  o^.r  tschrittsmoraK 

ENN'wir  das  Wirkender  Moralsysteme  in  der  Menschheitsgeschichte 
überschauen,  finden  wir  eigenartige  Entwicklungslinien,  die  mit  den 
Gesamtfaktoren  des  Völkerlebens  durch  tausend  Fäden  verknüpft 
sind,  finden  wir  wahre  Individualitäten,  die  einander  ausgeprägt 
gegenüberstehen  —  wie  die  griechische  Schönheitsmoral  und  die  Moral  der 
christlichen  Askese  — ;  sehen  wir  das  Märchen  von  der  absoluten,  un- 
wandelbaren Moral  in  nichts  zerflattern.  Und  leicht  mag  sich  unser 
eine  gewisse  Skepsis  gegenüber  allen  und  jeden  moralischen  Thesen  be- 
mächtigen, so  daß  wir  deren  Wert  für  Existenz  und  Vervollkommnung  der 
menschlichen  Gruppen  nicht  mehr  entsprechend  einschätzen.  Eine  andere 
Überlegung  zeigt  uns  jedoch,  daß  solidarische  Arbeit  für  Schaffung  materieller 
und  kultureller  Werte  stets  eine  gewisse  wechselseitige  Bindung  der  Glieder 
einer  sozialen  Gemeinschaft  voraussetzt,  daß  der  Wegfall  aller  Ordnung,  welche 
antisoziale  Handlungen  in  gewissem  Grade  unterdrückt,  schwerste  Schädigung 
aller  kollektiven  und  individuellen  Interessen  mit  sich  bringen  würde. 

Über  alle  Erkenntnis  von  der  Relativität  sämtlicher  Moralsysteme  hinweg 
müssen  wir  also  bei  der  zweiten,  nicht  minder  unumstößlichen  Erkenntnis 
verharren,  daß  das  Bestehen  einer  Moral  eine  soziale  Notwendigkeit  ist,  und 
daß  ihre  Anpassung  an  die  neuen  sozialen  Bedürfnisse  ein  großes  Entwick- 
lungsproblem darstellt. 

Ein  Blick  in  die  Vergangenheit  zeigt  uns,  daß  selten  nur  die  Vertreter 
eines  Moralsystems  sich  mit  dessen  Ableitung  aus  den  Notwendigkeiten  des 
Beisammenlebens  der  Menschen  benügen,  daß  selten  ein  Volk  so  diszipliniert 
und  temperamentlos  wie  das  chinesische  gewesen  und  eine  solch  rein  utilitäre 
Moral  dauernd  befolgt  hat.  Alle  anderen  großen  Moralsysteme  gingen  auf 
machtvolle  Lebensideale  zurück,  die  an  gewisse  zentrale  Kräfte  der  Menschen- 
und  Völkerseele  appellierten,  in  erster  Linie  an  gewisse  mystische  und  rehgiöse 
Stimmungen,  in  zweiter  Linie  an  andere  Ideale  wie  das  Freiheitsideal. 

Ein  überaus  großer  Wert  für  unsere  Kulturentwicklung  würde  also  ge- 
schaffen werden,  wenn  es  gelänge,  ein  modernes  Moralsystem  aufzubauen, 
den  Notwendigkeiten  unserer  Zeit  angepaßt,  die  Lücken  ausfüllend,  die 
durch  den  teilweisen  Zusammenbruch  der  kirchlichen  Moral  gerissen  wurden 
.  .  .  ein  Moralsystem,  gegründet  auf  eine  wissenschaftliche  Idee,  die  sich  ab- 
soluter Wahrheit  hinreichend  näherte,  um  auch  dem  kritischen  Denker  unserer 
Zeit  zu  genügen. 

Unter  all  den  wissenschaftlichen  W  ahrheiten,  die  unser  Geist  im  ver- 
flossenen Jahrhundert  entdeckt,  ist  nur  eine,  welche  in  klarer  Beweisbarkeit 
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und  Fruchtbarkeit  an  Folgerungsmöglichkeiten  diesem  Gesichtspunkte  ent- 
spricht, die  Entwicklungslehre,  wobei  sofort  klargestellt  werden 
soll,  daß  nur  jene  Kerngedanken  der  Entwicklungslehre  gemeint  sind,  die 
den  Ausgang  der  heute  lebenden  Pflanzen,  Tier-  und  Menschenrassen  von 
gewissen  primitiven  Formen  des  Lebens,  die  das  große  Fortschrittsgesetz 
in  der  Natur  aufdecken,  nicht  jene  Ergänzungen,  wie  sie  von  manchen 
Vertretern  der  Entwicklungslehre  angefügt  wurden,  und  denen  zufolge  es  ein 
bestimmter  Faktor,  die  Auslese  der  Besten  im  Kampf  ums  Dasein,  gewesen 
sei,  welcher  alle  Entwicklung  bedingt  habe.  Ob  diese  Ansicht  richtig  oder 
unrichtig  sei,  darüber  gehen  die  Meinungen  der  Fachwelt  auseinander; 
lebensphilosophische  Folgerungen  lassen  sich  nicht  an  sie  knüpfen,  da  die- 
selben eben  auf  Sand  gebaut  wären.  Der  Kern  dor  Entwicklungslehre  ist 
jedenfalls  durch  Aufdeckung  all  der  Mittelglieder  zwischen  den  primitiven 
Lebensformen  und  den  difl'erenzierten  Lebewesen  der  Jetztzeit,  durch  die 
Auffindung  der  versteinerten  Körper  all  dieser  Lebewesen,  durch  die  Ergeb- 
nisse der  paläontologischen  Wissenschaft  derart  anschaulich  und  unwider- 
legbar nachgewiesen,  daß  diese  Lehre  allerdings  zum  Tragbalken  von  Folge- 
rungen, welche  auch  der  Masse  einleuchten,  befähigt  zu  sein  scheint. 

Im  Lichte  der  Entwicklungslehre  begreifen  wir  in  neuer  Weise  unsere 
Stellung  im  Weltall.  Wir  bilden  einen  integrierenden  Bestandteil  der  organi- 
schen Schöpfung,  wir  stehen  auf  dem  derzeit  höchsten  von  ihr  erreichten 
Entwicklungsgrade,  aber  wir  sind  ihren  allgemeinen  Gesetzen  unterworfen. 
Wir  können  aus  diesem  unsere  letzte  Lebensaufgabe  erkennen  *).  Aber  die 
vielen  Generationen  von  Pflanzen  und  Tieren  und  Menschen,  die  in  den 
Tiefen  der  Jahrmillionen  versunken,  haben  eines  hinterlassen  als  Ver- 
mächtnis ihrer  Erdentage:  die  Vorbahnung  neuer,  höherer  Rassen  und  Arten. 
In  ihr  allein  vermochten  sie  der  Natur,  dem  großen  Ganzen  gegenüber,  das 
sie  erzeugt,  selbst  zu  Gebenden  zu  werden,  in  jener  Vorbahnung  liegt  —  vom 
Standpunkt  des  großen  Ganzen  betrachtet, — ihr  eminenter  Zweck,  ihre  natür- 
liche Bestimmung.  So  auch  für  uns:  Wollen  wir  unsern  Naturberuf  erfüllen, 
müssen  wir  uns  als  nützliche  Glieder  der  großen  Kette  anschließen,  müssen 
durch  Selbstvervollkommnung  die  Gattung  steigern  und  durch  bewußtes 
fortschrittliches  Wirken  den  organischen  Entwicklungsgrad  der  Menschheit 
emporheben.  So  kommen  wir  zum  kategorischen  Imperativ,  alle  unsere 
Handlungen  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Förderung  des  Menschheitsfort- 
schritts, sei  es  auch,  daß  die  Einzelhandlung  nur  in  unendlich  kleinen  Folgen, 
in  unendhch  kleinem  Kreise  auf  die  Gesamtentwicklung  Einfluß  habe,  einzu- 
richten. 

Wir  dürfen  uns  weder  von  Alltagssorgen  noch  von  Schmerz  und  Kummer 
am  freien  Überblick,  unablässiger  Gedankenarbeit  verhindern  lassen:  alle 
Ausschweifungen,  die  Körper  und  Geist  zerrütten,  verbietet  uns  die  Moral 
im  Hinblick  auf  unsere  Aufgabe,  die  möghchste  Erhöhung  unserer  indivi- 
duellen und  sozialen  Leistungsfähigkeit  stets  im  Auge  zu  haben. 

Aus  diesen  Grundgedanken  der  Selbstvervollkommnung  und  der  plan- 
mäßigen Mitarbeit  an  der  Vervollkommnung  der  sozialen  Gemeinschaft  er- 
geben sich  dann  unendlich  viele  Einzelfolgerungen,  die  eine  Neuordnung 
moralischen  Betrachtens  der  vielgestaltigen  Probleme  des  Lebens  zulassen. 
Im  nachstehenden  soll  zunächst  versucht  werden,  die  Problemreihen,  wie  sie 


*)  Siehe  meinen  Aufsatz:  Die  Entwicklunj^slehre  und  ihre  Anwendung  auf  Welt- 
anschauung, Moral  und  Leben,  in  der  Septembernummer  1910. 
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das  systematischste  unter  den  Moralsystemen  der  Vergangenheit,  der  Dekalog 
der  Juden,  behandelt,  von  der  neuen  Basis  ausgehend,  parallel  zu  betrachten. 

Das  1.  und  2.  Gebot  rein  religiöser  Natur  kommen  in  dieser  Form  nicht 
in  Frage :  Nicht  zu  glauben,  sondern  zu  forschen  und  durch  unsere  Forschung 
am  Aufstieg  der  Menschheit  zur  letzten  Wahrheit  mitzuarbeiten,  fordert  die 
Entwicklungslehre. 

Das  3.  Gebot  der  Juden  hingegen,  du  sollst  den  Feiertag  heiligen,  ent- 
spricht einer  richtigen  sozialen  Erkenntnis;  um  ernst  und  kraftvoll  arbeiten 
zu  können,  bedürfen  wir  einer  regelmäßigen  Rastmöglichkeit;  um  in  der  Er- 
zeugung materieller  Güter  nicht  unterzugehen,  uns  auch  seelischer  Vervoll- 
kommnung und  seelischem  Genuß  widmen  zu  können,  ist  der  „Feiertag'' 
unumgänglich,  ist  auch  die  Abkürzung  der  täglichen  Arbeitszeit  —  derart, 
daß  entsprechende  Abendstunden  für  Familienleben  und  geistige  Kultur 
frei  bleiben  —  geboten.  Größtmögliche  Intensität  der  Arbeit  innerhalb  der 
Arbeitszeit  und  Begrenzung  derselben  derart,  daß  Mußestunden,  von  nieder- 
drückender Erschöpfung  frei,  für  seelische  Bewegung  zur  Verfügung  stehen 
—  wird  als  Gebot  gelten  müssen. 

Das  4.  Gebot  andererseits  wird  sich  nur  in  begrenztem  Grade  halten 
lassen.  Gewiß  liegt  in  der  Beziehung  zwischen  Eltern  und  Kindern  ein  wert- 
volles Moment  der  Gattungserhaltung,  ein  Bindeglied  der  Kultur,  das  die 
Erhaltung  der  Erbgüter  der  Völker  ermöglicht;  gewiß  ist  die  Achtung  gegen- 
über jenen,  die  uns  gezeugt  haben,  eine  wertvolle  Eigenschaft.  Aber  sie 
darf  nicht  so  weit  gehen,  daß  sie  auf  eigene  kritische  Beurteilung  des  von  der 
abgehenden  Generation  Überkommenen  verzichtet,  sie  muß  die  Freiheit  der 
eigenen  Entschließung,  der  eigenen  Jugendtriebe  gegenüber  den  oftmals 
verknöchernden  materiell  gerichteten  Regeln,  wie  sie  ein  temperament- 
loseres Alter  vorschreiben  mag,  festhalten.  Weitaus  wichtiger  im  Sinne  der 
Entwicklungslehre  als  die  Pflichten  der  Kinder  gegen  ihre  Eltern  sind  die 
Pflichten  der  Eltern  gegen  ihre  Kinder,  gegen  die  Zukunft.  Zunächst  die 
Pflicht  der  Kinderzeugung  an  sich,  die  Pflicht  edler  Völker,  sich  selbst 
zu  erhalten  und  nicht  Rassenselbstmord  zu  begehen  —  wie  dies  nur 
allzu  häufig  bei  verfeinerter  Kultur  geschieht.  —  Dann  gegenüber  den  ge- 
borenen Kindern,  neben  der  selbstverständlichen  Obhut  über  ihr  physisches 
Leben,  die  Pflicht,  alle  großen  Triebe  in  ihnen  zu  wecken,  unter  An- 
wendung der  wissenschaftlichen  Erkenntnisse  von  der  Bildungsfähigkeit 
des  kindlichen  Geistes  der  neuen  Generation  zugleich  das  weitestmögliche  Feld 
natürlicher  Entfaltung  zu  geben.  Kein  Opfer  darf  einem  Elternpaare  zu 
groß  sein,  um  sein  Erziehungssystem  zu  vervollkommnen,  wie  andererseits 
für  den  Staat  die  Pflicht  erwächst,  seinen  Schulen  immer  größere  Vollkommen- 
heit zu  verleihen,  den  schweren  Mißstand  der  Kinderarbeit  durch 
striktes  Verbot  abzuschaffen  und  durch  schärfste  Beaufsichtigung  der  Be- 
dingungen, unter  denen  die  Jugend  arbeitet,  deren  physische  und  psychische 
Degeneration  zu  verhüten,  wie  überhaupt  durch  planvolle  Gesetze  auf  dem 
Gebiet  der  Fabrikhygiene  und  -lnspektion,  des  Arbeiterschutzes,  des  Ver- 
botes gesundheitsschädigender  Frauenarbeit  jedem  Rückschritt  des  mensch- 
lichen Gesamtorganismus  zu  wehren. 

Das  5.  Gebot  der  Juden:  Du  sollst  nicht  töten,  spircht  einen  dauernd 
unwandelbaren  Grundsatz  aus,  das  Kernprinzip  jedes  gesetzhchen  Zusammen- 
lebens, die  unverrückbare  Daseinsgrundlage  jeder  Gruppe.  Dies  Gebot  ist 
festzuhalten  und  in  seinem  Anwendungsgebiet  zu  weiten:  erstens,  indem  es 
von  den  Grenzen  des  eigenen  Volkes  auf  die  der  Menschheit  ausgedehnt  wird, 


306 


DOKUMENTE  DES  FORTSCHRITTS 


APRIL  1913 


9 


womit  die  Verurteilung  des  Krieges  als  legalisierten  Massenmordes  gegeben  — 
zweitens  durch  Vorbahnung  noch  weiter  gesteigerter  Entwicklungsziele, 
welche  die  Tötung  auch  der  tieferstehenden  Lebewesen  dort,  wo  sie  nicht 
durch  die  Gesetze  des  Daseinskampfes  unbedingt  geboten  ist,  mehr  und  mehr 
einschränkt;  drittens  durch  Ausweitung  des  formalen  Prinzips,  Tötung  zu  unter- 
lassen, zur  größern  Idee,  das  Leben  unserer  Mitmenschen  zu  erhalten;  all 
jene  sozialhygienischen  Maßregeln  zu  fördern,  welche  die  Kindersterblichkeit 
eindämmen,  die  Epidemien  bekämpfen,  in  Verbesserung  der  Volkswohnungen 
die  Lebensdauer  verlängern,  in  Verbesserung  der  gewerblichen  Hygiene  usw. 
die  Berufskrankheiten  einzuschränken. 

Von  unserm  Standpunkt  der  Entwicklungslehre  wäre  also  das  Gebot 
dahin  zu  fassen,  all  das  Leben  um  uns,  das  ja  Vorbedingung  jeder  Vervoll- 
kommnung ist,  als  solches  zu  bewahren  und  vor  Gefahren  zu  schützen. 

Auch  das  6.  Gebot  der  Juden:  Du  sollst  nicht  Unkeuschheit  treiben, 
gibt  insofern  ein  bleibendes  soziales  Gesetz  wieder,  als  gewisse  regellose  Ge- 
schlechtsbeziehungen und  insbesondere,  als  gewisse  geschlechtlicheVerirrungen 
Glück  und  Entwicklung  der  neuen  Generation,  Reinheit  des  Seelenlebens, 
Gedeihen  der  sozialen  Gemeinschaften  und  vor  allem  auch  die  Fortpflanzung 
gefährden;  schwieriger  ist  die  Anwendung  allgemeiner  Prinzipien  auf  die 
konkreten  Zweifelsfragen  der  richtigen  Geschlechterbeziehung.  Viele  Gründe 
sozialer  Natur  sprechen  für  die  Einehe,  viele  Gründe  vollständigen  mensch- 
lichen Auslebens  für  die  freie  Liebe.  *) 

Nachstehende  Imperative  mögen  eine  gewisse  AnwendungsmögHchkeit 
unserer  These  auf  die  Mannigfaltigkeit  dieser  Problemreihe  bergen,  ohne  daß 
sie  jedoch  als  einzig  mögliche  angesprochen  werden  wollten: 

Überlegung  —  Prüfung  bis  zum  äußersten  —  ob  die  Bahn  für  große 
Gefühle  wahrhaft  gegeben  sei;  Widerstand  dem  dahineilenden  Rausch,  aber 
Hingabe  in  voller  Inbrunst  an  einmal  erwählte  Verbindung,  Ausschöpfen 
all  jener  Quellen  seelischer  Bereicherung,  die  aus  den  Zentralgefühlen  des 
Tieres  und  des  Menschen  fließen.  Und  wieder,  wenn  das  Gefühl  erstirbt, 
wenn  seine  Heuchelung  zum  lähmenden  Halseisen  wurde:  frei  und  tapfer 
die  Konsequenzen  ziehen.  —  Auch  die  offizielle  Polygamie  des  Ostens,  Feindin 
jedes  großen  einheitlichen  Gefühls  genau  so  wie  ihre  Schwester,  die  unoffizielle 
des  Westens,  ist  mit  der  Moral  der  Entwicklungslehre  unverträglich.  Das 
Nacheinander  großer  Empfindungen  hingegen,  jede  aufs  neue  den  Geist  und 
seine  Kräfte  aufrüttelnd,  vor  langsamem  Dahinschläfern  bewahrend,  läßt 
sich  ebenso  rechtfertigen  wie  die  wahre,  lebenslängliche  Monogamie  konser- 
vativer Naturen,  die  von  der  Epoche  der  himmelstürmenden  Liebe  zu  der  der 
Freundschaft  und  des  gemeinsamen  Schaffens  gelangen.  Auch  die  Gatten- 
wahl an  sich  gibt  Gesichtspunkten  der  Wissenschaft  und  insbesondere  des 
Entwicklungsgedankens  Raum. 

Das  7.  Gebot  der  Juden:  Du  sollst  nicht  stehlen,  gibt  offenbar  nur  eine 
Notwendigkeit  wieder,  die  gewissen  Systemen  der  Eigentumsverteilung  ent- 
spricht. Insolange  das  Privateigentum,  insolange  unsere  kapitalistische  V^'irt- 
schaftsordnung  besteht,  ist  es  unumgänglich,  daß  der  einzelne  sich  an  die  von 
der  Gesamtheit  diktierte  Rechtsgründung  halte,  ist  die  von  manchen 
anarchistischen  Gruppen,  zuletzt  im  Pariser  Banditenprozeß,  vertretene  An- 
sicht, der  einzelne  könne  sich  das  Eigentum  anderer,  das  sitthcher  Grundlagen 


Siehe  meinen  Aufsatz  über  Entwicklungstendenzen  in  Ehe  und  Familie  in  der 
Septembernummer  1908  dieser  Zeitschrift. 
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entbehre,  im  Kampf  aneignen,  offenbar  den  Notwendigkeiten  geordneten  Bei- 
sammenlebens, geregelten  Gesellschaftsbestandes,  die  wieder  Voraussetzung 
jedes  Kulturfortschrittes,  Voraussetzung  aller  Imperative  der  Entwicklungs- 
lehre darstellen,  entgegen.  Dies  Gebot  jedoch  muß  naturgemäß  bei  Übergang 
zu  einer  sozialistischen  Wirtschaftsordnung  in  seiner  heutigen  Form  ver- 
schwinden resp.  wäre  bloß  in  der  Beziehung,  daß  der  einzelne  sich  an  die 
von  der  Gesamtheit  diktierte  Rechtsordnung  halte,  aufrecht  zu 
erhalten. 

Das  8.  Gebot  der  Juden:  Du  sollst  nicht  falsches  Zeugnis  ablegen  wider 
deinen  Nächsten,  ist  als  Voraussetzung  geordneten  Beisammenlebens  und  als 
Ausfluß  der  Selbstachtung  gleichfalls  zu  bewähren.  Es  muß  im  Lichte  der 
Entwicklungslehre  zur  Pflicht  der  Wahrheit  auch  gegen  sich  selbst  geweitet 
werden.  Denn  nur  klare  Erfassung,  vereinheitUchte  Gestaltung,  stolzer 
Ausbau  unserer  Überzeugung  kann  diesen  Wert  verleihen,  kann  sie  zu  wert- 
vollen GHedern  in  der  Überzeugungskette  der  Gesamtheit,  im  geistigen 
Fortschritt,  gestalten. 

Das  9.  und  10.  Gebot  der  Juden  kann  hier  außer  Acht  gelassen  werden. 
Hingegen  müssen  wir  Stellung  nehmen  zu  den  neuen  Geboten  des  Christen- 
tums. Sein  Gesichtspunkt  der  Askese  ist  dem  Ideal  der  Lebensintensität, 
des  Auslebens  all  unserer  Kräfte,  wie  es  aus  der  Entwicklungslehre  erfließt, 
offenbar  diametral  entgegen.  Sein  Gesichtspunkt  der  Nächstenliebe  jedoch 
ist  eines  Ausbaus  zum  Prinzip  sozialer  Solidarität  fähig,  wie  es  dem  Fort- 
schritt der  Gemeinschaft  und  demjenigen  aller  individuellen  Entwicklungs- 
möglichkeiten durchaus  entspricht. 

Neben  diesen  erfahrunggeborenen  Imperativen  der  alten  Religionen  ist 
dann  als  Kernimperativ  der  Entwicklungslehre  selbst  die  Pflicht  jedes  ein- 
zelnen festzuhalten:  jeden  sozialen  Fortschritt,  jede  soziale  Reform,  jede 
fortschrittliche  Bestrebung  in  Wissenschaft  und  Kultur  zu  fördern,  nicht  im 
eigenen  Glück,  sondern  in  der  Arbeit  für  den  Gattungsfortschritt  letztes 
Lebensziel  zu  erblicken.*) 

Die  beiden  Grundgedanken  der  aus  der  Entwicklungslehre  sich  ergebenden 
Moral  ließen  sich  vielleicht  auch  dahin  zusammenfassen: 

1.  Daß  wir  unser  eigenes  Selbst  ausbauen  sollen,  aus  ihm  ein  Kunst- 
werk zu  gestalten,  all  seine  Anlagen  zu  entfalten,  in  uns  selbst  die  Gattung 
fortzuentwickeln. 

2.  Daß  wir  planmäßig  mitarbeiten  an  der  Vervollkommnung  der  sozialen 
Gemeinschaft,  an  der  Selbstvervollkommnung  der  Menschheit. 


*)  Siehe  den  Aufsatz  über  Organisierung  des  Fortschritts  in  der  Märznummer 
1913  d.  Zeitschr. 
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ARMENAK,  KONSTANTINOPEL:  DIE  WIRT- 
SCHAFTLICHE ZUKUNFT  DER  BALKANHALB- 
INSEL. 


IIE  Beseitigung  der  türkischen  Herrschaft  auf  dem  Balkan  eröffnet 
neue  Möglichkeiten  auch  für  das  wirtschaftliche  Leben  dieser 
weiten  Landgebiete,  und  die  Frage  drängt  sich  auf,  welche  Natur- 
schätze und  Erschließungsmöglichkeiten  denselben  zur  Verfügung 
stehen,  und  ob  die  Einführung  moderner  Verwaltungsmethoden  das  Werden 
großer  wirtschaftlicher  Reichtümer  herbeiführen  könne.  Wollen  wir  zunächst 
die  natürlichen  Ausfallstore  des  neuen  Wirtschaftsgebietes  betrachten,  so 
finden  wir  im  Norden  die  Donau,  im  Nordosten  die  bulgarischen  Häfen  am 
Schwarzen  Meer;  aber  von  beiden  führt  die  Straße  nach  einem  entlegenen 
Binnenmeer,  das  nur  durch  die  Dardanellen  mit  dem  offenen  Meere  in  Ver- 
bindung steht,  und  solange  diese  in  türkischem  Besitz  bleiben,  werden  die 
vielen  Formalitäten  und  Verzögerungen  bei  der  Durchfahrt  auch  dem  Handel 
vom  Schwarzen  Meere  her  viel  Schwierigkeiten  zu  bereiten  fortfahren.  Weit- 
aus leichtere  Verbindungen  hat  die  Küste  des  Ägäischen  Meeres,  hat  vor 
allem  Saloniki  und,  wenn  der  Balkanbund  in  seiner  Einheit  verharrt  (ein 
einheitliches  Zollgebiet  bildet,  das  durch  keine  Rivalitäten  zerschnitten  wird), 
so  muß  der  Stadt  Saloniki,  die  neue  Schienenwege  mit  allen  Teilen  der  Halb- 
insel verbinden  werden,  eine  große  wirtschaftliche  Zukunft  zufallen. 

Dies  allerdings  nur  im  Falle,  daß  der  Balkanbund  bestehen  bleibt.  Doch 
erscheint  mir  dies  unwahrscheinlich.  Zwei  verschiedene  Rassen,  Slawen 
und  Griechen,  haben  sich  wohl  dem  gemeinsamen  Feind  gegenüber  verbinden 
können,  der  eben  nur  durch  dieses  Bündnis  unterworfen  werden  konnte; 
aber  sobald  dieser  Zwang  zur  Einigung  verschwindet,  müssen  die  natürlichen 
Gegensätze  in  Temperament  und  Wirtschaft,  in  Geschichte  und  Volksidealen 
neuerdings  zum  Durchbruch  kommen.  Hierzu  tritt  der  Umstand,  daß  eben 
oberwähntes  Saloniki  einen  Zankapfel  zwischen  Bulgaren  und  Griechen 
zu  bilden  bereits  begonnen  hat,  und  daß  der  Streit  darum  allzu  leicht  zur 
Auflösung  des  Bundes  führen  kann. 

Zerfällt  jedoch  der  Balkanbund,  bleibt  Saloniki,  wie  es  den  Anschein 
zu  haben  scheint,  beim  Schwächeren  der  Rivalen,  bei  Griechenland,  dann 
ist  seine  wirtschaftliche  Zukunft  verloren.  Darüber  sind  sich  auch  die  Kauf- 
leute dieser  Stadt,  überwiegend  Israeliten,  mit  scharfem  Blick  für  alle  wirt- 
schaftlichen Möghchkeiten  und  Gefahren  begabt,  vollständig  klar.  Ein  Gegen- 
satz zwischen  Griechenland  und  Bulgarien  würde  es  damit  bedrohen,  daß 
wenige  Kilometer  von  seinen  Toren  eine  bulgarische  und  eine  serbische  Zoll- 
grenze aufgerichtet  werden,  welche  den  wirtschaftlichen  Durchgangsverkehr 
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zwischen  Bulgarien  und  Serbien  einerseits  und  dem  Auslande  andererseits 
auf  dem  Wege  über  Saloniki  wesentlich  teurer  gestalten  als  über  die  eigenen 
Häfen  Bulgariens  wie  Cavalla  und  Dedeagatsch;  ihnen  müßte  Saloniki  im 
\sirtschaftlichen  Wettbewerb  unterliegen. 

Gewiß  würde  seitens  der  Kaufmannschaft  alles  getan  werden,  um  den 
Zusammenbruch  aufzuhalten.  Gewiß  würde  die  griechische  Regierung  alles 
in  gleichem  Sinne  vorzukehren  versuchen,  vielleicht  sogar  Saloniki  zu  einem 
Freihafen  erklären,  derart,  daß  die  Waren  bei  der  Einfuhr  keinerlei  Gebühren 
bezahlen  und  somit  beim  Weitertransport  ins  Hinterland  nicht  schlechter 
gestellt  sind  als  beim  Transport  über  Cavalla  und  Dedeagatsch.  Trotzdem 
würde  es  unter  der  Konkurrenz  dieser  Häfen,  die  ja  indirekt  von  der  bul- 
garischen Regierung  als  eigene  Reichtumszentren  begünstigt  werden  würden, 
schwer  zu  leiden  haben. 

Andererseits  wäre  es  auch  sehr  leicht  möglich,  daß  eine  Ausgestaltung 
des  Bahnnetzes  einen  großen  Teil  des  Verkehrs  auf  den  Landweg  gegen  Ungarn 
und  Österreich  konzentrieren  könnte.  Auch  das  würde  dem  Seehafen  Saloniki 
schaden. 

Gerade  diese  letztere  Möglichkeit  wird  vielleicht  auch  durch  politische 
Gesichtspunkte  stark  bekräftigt  werden,  da  sie  im  Interesse  Österreich - 
Ungai'ns  liegt,  dessen  Verkehr  mit  den  Balkanländern  sich  ja  überwiegend 
auf  dem  Landweg  abspielt  und  bei  Verbesserung  und  Ausbau  der  Bahnen 
dies  noch  ausschließlicher  tun  wird.  Eben  auch  der  wirtschaftliche  Einfluß 
Österreichs  wird  zweifelsohne  sehr  bedeutend  sein,  vor  allem  in  Albanien, 
das  ja  politisch  in  starker  Abhängigkeit  von  Österreich  stehen  wird  und  aus 
dem  Gefühl  der  Dankbarkeit  heraus  Österreich  alle  wirtschaftlichen  Vorteile 
zugestehen  wird.  Serbien  wird  sich  aus  politischen  Gründen  gleichem  Einfluß 
schwer  entziehen  können  und  selbst  im  Namen  Bulgariens  hat  der  Sobranje- 
präsident  Danef  das  Versprechen  geben  müssen,  daß  er  den  Handel  über 
die  Seehäfen  nicht  durch  Differentialtarife  gegenüber  dem  Landhandel  Öster- 
reichs begünstigen  werde. 

Betrachten  wir  zum  Schluß  die  einzelnen  Produktionszweige  der  Halb- 
insel. Ihre  Industrie  ist  gering  und  wird  es  für  lange  bleiben;  ihr  Boden 
dagegen  ist  fruchtbar,  und  wenn  an  Stelle  der  veralteten,  unzulänglichen 
Verfahren,  wie  sie  heute  in  Thrazien  und  Mazedonien,  von  Albanien  ganz 
zu  schweigen,  üblich  sind,  moderne  Methoden  getreten  sein  werden,  so  mag 
hieraus  dem  Lande  eine  Reichtumsquelle  erschlossen  werden. 

Auch  an  unterirdischen  Schätzen  ist  das  Land  reich;  die  Silberminen 
im  oberen  Teil  der  Rafnitza,  die  Eisenbergwerke  bei  Kopanik  und  Lamakov, 
die  Antimonminen  bei  Podrinje,  die  Kohlenbergwerke  bei  Vidin,  all  das  mag 
seinesgleichen  auch  in  den  neu  zu  erschließenden  Gebieten  finden,  derea 
Boden  bis  jetzt  noch  nicht  hinreichend  erforscht  worden  war,  aber  kaum 
ärmer  an  Mineralien  sein  dürfte,  als  Serbien  und  Bulgarien  sind. 
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AS  Treuwaltunternehmen:  Un- 

jsere  Zeit  schaftt  nicht  nur 

 I  neue  Werte,  sie  überträgt  auch 

längst  hergebrachte  Begriffe  auf  an- 
dere Gebiete,  löst  latente  Kräfte  aus 
und  macht  sie  der  Allgemeinheit 
dienstbar. 

Bei  der  ungeheuren  Vielgestaltig- 
keit des  heutigen  wirtschaftlichen 
Lebens,  bei  der  riesenhaften  Ent- 
wicklung des  Verkehrs  und  der 
Technik  ist  es  dem  Einzelnen  nicht 
mehr  möglich,  im  Kampfe  ums 
Dasein  alle  für  ihn  notwendigen  oder 
tatsächlich  vorhandenen  Handhaben 
zu  kennen,  geschweige  denn,  sie  zu 
seinem  Vorteile  sachgemäß  auszu- 
nutzen. 

In  Rechtsfragen  wendet  er  sich 
an  seinen  Anwalt,  von  dem  er  auf 
diesem  beschränkten  Gebiet  aus- 
reichend beraten  wird.  In  allen 
anderen  Dingen  aber  steht  er  ziem- 
lich hilf-  und  ratlos  da.  Was  immer 
es  auch  sei,  er  kann  sich  nur  auf  einen 
sehr  kleinen  Kreis  von  Bekannten 
unbedingt  verlassen. 

Daß  sich  unter  diesen  ein  Sach- 
verständiger gerade  für  seine  Zwecke 
findet,  dürfte  nur  ein  Ausnahmefall 
sein.  Wer  aber  bei  einem  Sach- 
kundigen außerhalb  dieses  engen 
Kreises  sich  Rat  holen  muß,  setzt 
sich  stets  der  Gefahr  aus,  daß  ihm 
keine  uneigennützige,  vielleicht  sogar 
falsche  Auskunft  erteilt  wird. 

Ebenso  kann  von  der  befragten 
Persönlichkeit  aus  der  ihr  offenbarten 
Lage  ein  zwar  durchaus  legaler,  aber 
nicht  immer  moralisch  einwandfreier 
Vorteil  gezogen  werden. 

Der  Mann,  welcher  von  Berufs 
wegen  einen  unabhängigen,  zuver- 
lässigen und  am  Ausgang  materiell 
uninteressierten  Rat  erteilt,  fehlt  oder 
fehlte  bisher.  Diesem  entschiedenen 
Mangel,  den  jeder  fühlen  wird,  der 
sich  die  später  zu  gebenden  Fälle  am 


eigenen  Beispiel  klar  macht,  abzu- 
helfen, hat  die  Geschäftsstelle  der 
wirtschaftlich -technischen  Beratung 
e.  G.  m.  b.  H.  in  Berlin,  Unter  den 
Linden  39  die  Aufgabe. 

In  ihr  sollen  sich  diejenigen  Per- 
sonen vereinigen,  die  sich  durch  ihre 
Kenntnisse  und  Erfahrungen  zur 
Raterteilung  an  andere  berufen  fühlen 
Und  bereit  sind,  sich  und  ihre  guten 
Dienste  ohne  Ansehn  der  Person  und 
Sache,  unabhängig  von  einem  persön- 
lichen Interesse  jedermann  zur  Ver- 
fügung zu  stellen,  der  sie  darum 
ersucht. 

Auf  der  einen  Seite  soll  natürlich 
nicht  allein  die  Bereitwilligkeit  hierzu 
genügen,  sondern  die  Fähigkeit  dafür 
wird  durch  zuständige  Personen  nach- 
geprüft werden.  Auf  der  anderen 
Seite  wird  für  die  Raterteilung  ein 
Honorar  erhoben,  das  sich  dem  vor- 
liegenden Fall  anpaßt  und  so  aus  der 
Raterteilung  ein  Beruf  geschaffen. 
Auf  diese  Weise  ist  dem  Ratsuchenden 
der  erste  Schritt  erleichtert,  sobald 
er  weiß,  daß  es  sich  nicht  um  eine 
bloße  Gefälligkeit  handelt,  und  dann 
schärft  es  dem  Ratgeber  das  Gewissen, 
daß  er  seine  Meinung  nicht  lediglich 
aus  Güte  und  Freundschaft  äußert, 
sondern  dafür  honoriert  wird. 

Da  es  kaum  ein  Gebiet  des  Lebens 
gibt,  wo  nicht  ein  guter  Rat  von  Nöten, 
wo  nicht  durch  das  Dazwischentreten 
eines  unparteiischen  Dritten  eine 
schwierige  Situation  gelöst  werden 
kann,  so  ist  naturgemäß  das  Arbeits- 
feld der  Geschäftsstelle  der  wirt- 
schaftlich-technischen Beratung  un- 
begrenzt und  unbegrenzbar.  W'enn 
der  Überblick  über  das  Tätigkeits- 
feld heut  mit  einigen  hundert  Num- 
mern abschließt,  so  ist  damit  weder 
gesagt,  daß  alle  diese  angeführten 
Gebiete  überhaupt  je  angeschnitten 
werden  müssen,  noch  daß  nicht 
ebensoviele  hundert  unberücksichtigte 
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gerade  in  der  Praxis  in  den  Vorder- 
grund treten  können. 

Das  wesentliche  Bestreben  dieser 
Geschäftsstelle  wird  sein  müssen, 
für  alle  erdenklichen  Fälle  Vorver- 
handlungen mit  geeigneten  Personen 
unternommen  zu  haben,  die,  wenn 
sich  die  praktische  Notwendigkeit 
ergibt,  bereit  sind,  aus  dem  Schatze 
ihrer  Erfahrungen  anderen  etwas  ab- 
zugeben. 

Die  Tätigkeit  solcher  Sachwalter 
oder  Treuwälte  wird  am  schnellsten 
deutlich  werden,  wenn  wir  einige 
Beispiele  anführen:  Der  Ratsuchende 
hat  die  Idee  zu  einem  grundlegenden 
Schriftwerk  über  eine  bestimmte 
Frage.  Er  weiß  weder,  welcher  Verlag 
hier  in  Frage  kommt,  noch  wie  er 
sich  dagegen  sichern  kann,  daß  ihm 
der  gute  Gedanke,  der  gesetzlich 
nicht  zu  schützen  ist,  nicht  von  dem 
Ersten,  an  den  er  sich  wendet,  fort- 
genommen wird.  Er  vertraut  ihn  der 
Geschäftsstelle  an,  und  diese  über- 
weist ihn  dem  betreffenden  sachver- 
ständigen Treuwalt,  der  für  den 
Ratsuchenden  die  Verhandlungen  bis 
zum  Abschluß  vorbereitet  und  durch 
seine  Vertrauensstellung  dafür  bürgt, 
daß  die  Idee  nicht  ausgebeutet  wird. 

Zwischen  nahen  Verwandten  ist  in 
einer  Erbangelegenheit  eine  Meinungs- 
verschiedenheit entstanden.  Es  han- 
delt sich  dabei  mehr  um  Gefühls-  wie 
Rechtsfragen,  so  daß  eine  Vermittlung 
der  Gerichte  sowohl  ausgeschlossen 
wie  bedenklich  erscheint.  Hier  ist  der 
Treuwalt  der  gegebene  Helfer.  Er 
berät  sich  mit  den  Parteien,  jeder 
für  sich,  und  findet  so  eine  Mittellinie 
zu  allgemeiner  Befriedigung. 

Fabrikanten  derselben  Branche 
sehen  die  Notwendigkeit,  sich  in 
einem  Trust  zu  vereinigen,  um  sich 
gegen  auswärtige  Konkurrenz  zu 
schützen.  Keiner  der  führenden  Ge- 
schäftsherren kann  die  Angelegenheit 
in  die  Hand  nehmen,  ohne  in  den 
Verdacht  zu  kommen,  seine  eigene 
Sache  mit  fremder  Hilfe  führen  zu 


wollen  oder  den  Eindruck  zu  er- 
wecken, daß  gerade  sein  Betrieb 
unter  dem  fremden  Wettbewerb  be- 
sonders litte  und  so  seinen  Kredit  zu 
gefährden.  Hier  ist  der  Treuwalt  der 
unparteiische  Vermittler,  erhaben 
über  jeden  derartigen  Verdacht. 

Ein  Patentinhaber  will  seine  Er- 
findung ausbeuten.  Er  kennt  die 
einschlägigen  Unternehmer  nicht,  er 
fürchtet  die  hohen  Kosten  der  heut 
üblichen  Patentvermittlung.  So  gibt 
er  die  Sache  dem  Treuwalt  zu  treuen 
Händen,  und  dieser  schafft  ihm  den 
Abnehmer  herbei. 

Ein  Künstler  hat  einen  Auftrag 
ausgeführt.  Der  Besteller  ist  nicht 
befriedigt,  er  findet  nicht  den  rechten 
Ton,  dies  dem  empfindlichen  Musen- 
sohn zu  sagen,  dieser  aber  will  und 
kann  in  einer  Angelegenheit,  die 
schließlich  Geschmacksfrage  ist,  nicht 
klagen,  darum  wendet  er  sich  an  den 
Treuwalt,  der  durch  seine  diplo- 
matischen Vermittlungen  ein  Ent- 
gegenkommen auf  beiden  Seiten  er- 
reicht. 

Mit  der  Tätigkeit  des  Diplomaten 
hat  die  des  Treuwalts,  wie  man  sieht, 
die  größte  Ähnlichkeit.  Überall  da, 
wo  die  starren  Formen  der  Gesetz- 
gebung und  des  Herkommens  ver- 
sagen, muß  er  eingreifen.  Er  kann 
auf  diese  Weise  nicht  nur  für  den 
Einzelfall  Gutes  wirken,  sondern  auch 
der  Gesetzgebung  für  ungeklärte  Fälle 
vorarbeiten. 

Eine  Sammlung  der  von  ihm  zum 
Abschluß  gebrachten  prägnanten  Fälle 
kann  mit  der  Zeit  dieselbe  Bedeutung 
gewinnen,  wie  die  von  Entscheidungen 
oberer  Gerichte  und  kulturhistorisch 
von  größtem  Interesse  sein. 

Auch  die  scharfe  Ausbildung  des 
Ratgebercharakters  der  Sachwalter 
hat  einen  deutlichen  Vorteil.  Es 
werden  so  Männer  erzogen,  welche 
ihr  Verantwortungsgefühl  schärfen 
und  das  Bewußtsein  zur  Höhe  führen, 
daß  man  der  Allgemeinheit  zu  dienen 
habe  und  daß  soziale  Denkart  und 
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soziale  Handlungsweise  sich  von 
selbst,  nicht  nur  durch  innere  Genug- 
tuung  belolnit.  j  ^  ß^.,^,,,^ 

Berlin. 

Der  Straßenverkehr  in  den 
Weltstädten:  Der  innerstädtische 
Verkehr  der  modernen  Großstädte 
ist  charakterisiert  durch  den  stän- 
digen Rückgang  der  Pferdewagen 
und  das  unaufhaltsame  Vordringen 
der  künstlichen  Triebkraft  in  Motor- 
wagen, Straßen-  und  Untergrund- 
bahnen. In  keiner  Stadt  der  \Yelt 
werden  die  Verkehrsmittel  so  stark 
in  Anspruch  genommen  wie  in  L  o  n  - 
d  0  n.  Selbst  wenn  man  im  Auge 
behält,  daß  London  die  größte  Stadt 
der  Welt  ist,  so  muß  man  doch 
staunen  über  die  Riesenziffern  des 
Londoner  Verkehrs:  Im  Jahre  1912 
wurden  von  Omnibussen,  von  der 
Straßenbahn  und  von  der  Unter- 
grundbahn 1  658  947  013  Menschen 
befördert.  Fast  die  Hälfte  dieser 
Riesenzahl  entfällt  auf  die  Straßen- 
bahn, nämlich  821  819  741, 
436  396  785  auf  die  Untergrundbahn 
und  der  Rest  von  400  628  487  auf 
Omnibusse.  Hierzu  kommen  noch 
die  zahlreichen  Motor-  und  Pferde - 
droschken,  Privatwagen  usw.  Gegen- 
wärtig gibt  es  dort  rund  12  000  Autos. 
Prozentzahlen  der  Straßenbenutzung 
durch 

Motorwagen  u.  Pferdewagen 
i.  J.  1808      1,6  %        98,4  % 
„  „  1908     27,6  %        72,4  % 
„  „  1910     64,0  %        36,0  % 
Uber  Piccadilly  Circus  in  London 
verkehrten   während   einer  Stunde 
nach  einer  im  Jahre  1911  erfolgten 
Zählung  auf  3  Zufahrtsstraßen  1869 
Motor-  und  320  Pferdewagen,  auf 
Regent  Street  wurden  269  Motor- 
wagen gezählt,  ehe  ein  Pferdewagen 
vor  überkam. 

In  Paris  fanden  im  Jahre  1900 
noch  etwa  98  000  Rosse  Beschäfti- 


gung und  Unterkunft;  1910  war 
ihre  Zahl  auf  72  000  gesunken.  Das 
erste  Jahrzehnt  des  AutomobiHs- 
mus  hat  demnacli  26  000  Pferde  aus 
Paris  vertrieben.  Die  Pariser  Omni- 
busgesellschaft  beschäftigte  Ende 
1911  noch  10  000  Pferde;  am  30.  Sep- 
tember 1912  nur  noch  1800.  Und 
auch  dieser  bescheidene  Rest  ver- 
schwand Ende  1912.  Der  Sieg  des 
Automobils,  der  Straßen-  und  Unter- 
grundbahnen erstreckt  sich  auf  alle 
Großstädte  des  Erdballs. 

Die  Intensität  des  Wa- 
genverkehrs der  Weltstädte 
wird  von  einem  amerikanischen  Ge- 
lehrten, Howard,  durch  eine  inter- 
essante Statistik  veranschaulicht, 
worin  die  Gesamtzahl  der  Gefährte 
angegeben  wird,  die  in  der  Zeit  von 
7  Uhr  morgens  bis  7  Uhr  abends  an 
den  belebtesten  Stellen  der  Groß- 
städte vorbeikommen.  Paris  steht 
dabei  weitaus  an  erster  Stelle.  An 
der  Rue  de  Rivoli  kamen  in  der  an- 
gegebenen Zeit  33  232  Gefährte  vor- 
bei, an  der  Avenue  de  l'Opera  29  460, 
am  Boulevard  des  Italiens  20 124, 
am  Boulevard  de  la  Madelaine  17  524, 
an  der  Rue  Saint-Honore  16  598. 
Den  zweiten  Platz  nimmt  in  dieser 
Verkehrsstatistik  London  ein. 
Am  Strand  passierten  16  208  Wagen 
vorbei,  an  Gracechurch  Street  12  148 
und  an  Cheapside  11 019.  Dann 
kommt  Berlin.  Den  Potsdamer 
Platz  überquerten  14  221  Gefährte, 
auf  der  Friedrichstraße  kamen  13  479 
vorbei,  auf  der  Leipziger  Straße  9596. 
Die  Zahl  der  Gefährte,  die  die  Fünfte 
Avenue  von  N  e  w  y  o  r  k  an  der 
58.  Straße  kreuzten,  belief  sich  auf 
8665 ;  am  Broadway,  in  der  Nähe  der 
Franklin  Street,  waren  er  3277,  an 
der  Ersten  Avenue  2301.  Die  be- 
lebteste Stelle  in  Philadelphia 
ist  Broad  Street  mit  6176  Wagen  und 
von  Chicago  Sheridan  Road  mit 
5736  Wagen.  Die  Verkehrsstärke 
an  der  Rue  de  Rivoli  in  Paris  ist  also 
noch  mehr  als  doppelt  so  groß  als 
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am  Strand  von  London,  der  beleb- 
testen Stelle  der  Großstadt,  die  im 
Wagenverkehr  darnach  kommt.  Be- 
rechnet man  die  Zahl  der  Wagen  in 
der  angegebenen  Zeit  auf  einen  Yard 
(0,90  Meter)  der  betreffenden  Straße, 


so  beträgt  sie  2767  für  die  Rue  de 
Rivoli,  für  die  Avenue  de  POpera 
1789;  für  den  Strand  1430,  für  den 
Potsdamer  Platz  1016  und  für  die 
Fünfte  Avenue  673. 

Dr,  I.  M, 


pouTiscHE  EhrrwiafljUNd 

ARVID  NEOVIUS,  HELSINGFORS:  DIE  ERGEB- 
NISSE DES  PROPORTIONALWAHLSYSTEMS  IN 
FINNLAND. 

EN  Lesern  dieser  Zeitschrift  ist  bekannt,  daß  die  Volksvertretung 
Finnlands  durch  eine  neue  Landtagsordnung''  und  ein  Wahlgesetz, 
beide  vom  Landtage  genehmigt,  im  Jahre  1906  umgebildet  worden 
ist.  Das  Wahlrecht  wurde  allgemein  und  gleich  für  alle  Mitbürger, 
Männer  und  Frauen,  die  die  Altersgrenze  von  24  Jahren  überschritten  haben. 
Ein  proportionelles  Wahlverfahren  wurde  eingeführt.  Die  Stimmabgabe 
blieb  wie  vorher  geheim.  Die  ersten  Wahlen  nach  dem  neuen  Gesetze  fanden 
März  1907  statt.  Normal  sollten  die  Wahlen  nachher  jedes  dritte  Jahr,  im 
Juli,  stattfinden.  Inzwischen  hat  sich  die  politische  Lage  wieder  verschlim- 
mert. Die  russische  Regierung  hat  aufs  neue  ihre  gegen  Finnlands  Kon- 
stitution und  Selbständigkeit  feindhche  Politik  aufgenommen.  Und  da 
unsere  Volksvertretung  sich  den  ungesetzHchen  Machtsprüchen  nicht  fügen 
wollte,  wurde  der  Landtag  fast  jedes  Jahr  aufgelöst.  Infolgedessen  haben 
allgemeine  Wahlen  schon  fünfmal  stattgefunden,  nämHch:  im  März  1907, 
Juli  1908,  Mai  1909,  Februar  1910  und  Januar  1911.  Ein  ziemhch  reichhcher 
Erfahrungsstoff,  die  Proportionalwahl  betreffend,  ist  daher  schon  bei  uns  vor- 
handen. Eine  kurze  Darstellung  der  in  Finnland  gesammelten  Ergebnisse 
dieses  Wahlverfahrens  kann  also  vielleicht  auch  außerhalb  des  Landes  von 
Interesse  sein,  besonders  da  die  Frage  von  der  Einführung  der  Proportional - 
wähl  jetzt  in  vielen  Ländern  aktuell  ist. 

Finnland  ist  in  16  Wahlkreise  eingeteilt.  Jede  Provinz  (Län)  schließt 
deren  einen  bis  drei  ein.  Die  200  Landtagsmandate  sind  unter  den  Wahl- 
kreisen nach  der  Zahl  der  Bevölkerung  verteilt.  Gegenwärtig  haben  wir 
1  Wahlkreis  mit  23,  3  mit  17,  1  mit  14,  3  mit  13,  1  mit  12,  4  mit  11,  1  mit 
10,  1  mit  6  und  endlich  1,  der  die  Lappmark,  den  nördhchsten  Teil  des 
Landes,  umfaßt,  mit  nur  1  Mandat.  In  diesem  menschenöden  Landesteii 
hielt  man  nämlich  nur  einfache  Majoritätenwahl  für  möghch. 

Spätestens  30  Tage  vor  der  Wahl  können  Kandidatenlisten,  jede  mit 
höchstens  drei  Namen,  den  Zentralkommissionen  der  Wahlkreise  eingereicht 
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werden.  Jede  Liste  muß  von  mindestens  50  Wahlberechtigten  (von  einem 
sogenannten  Wählerverein)  unterzeichnet  sein.  Die  Zentralkommission  muß 
die  eingereichten  Listen  sofort  veröffentlichen.  Die  Wählervereine,  welche 
in  der  Wahl  zusammenzuwirken  wünschen  (das  heißt,  welche  derselben  Partei 
angehören),  müssen  spätestens  15  Tage  vor  der  Wahl  der  Zentralkommission 
schriftlich  melden,  daß  sie  entschlossen  sind,  einen  Wahlverband  zu  bilden. 
Der  Zentralkommission  liegt  es  jetzt  ob,  den  offiziellen  Wahlzettel  zu  drucken, 
zu  verteilen  und  zu  veröffentlichen.  Auf  dem  Zettel  müssen  alle  die  einge- 
reichten Kandidatenlisten,  nach  den  Wahlverbänden  gruppiert,  zu  finden  sein. 

Jede  Gemeinde  des  Wahlkreises  ist  in  eine  entsprechende  Zahl  Abstim- 
mungsbezirke eingeteilt.  In  jedem  Bezirke  gibt  es  eine  Bezirkswahlkommis- 
sion und  ein  Wahllokal  nebst  Urne.  Jeder  Wähler,  der  seine  Stimme  abzu- 
geben wünscht,  erhält  in  dem  Wahllokal  einen  Zettel.  Auf  diesem  hat  er  — 
hinter  einem  Schirme  —  durch  einen  roten  Strich  anzugeben,  welcher  der 
dreinamigen  Kandidatenlisten  er  seine  Stimme  gibt.  Dabei  ist  er  berechtigt, 
durch  Ziffern  die  Ordnung  der  drei  Namen  der  Liste  nach  Beheben  zu  ändern. 
Will  er  seine  Stimme  keiner  der  Listen  des  Zettels  geben,  kann  er  die  Namen 
seiner  drei  Kandidaten  in  einen  zu  diesem  Zwecke  auf  dem  Zettel  freigelassenen 
Räume  selbst  einschreiben.  Nachher  soll  er  seinen  Zettel  zusammenlegen  und 
in  die  Urne  stecken. 

Die  Berechnung  der  Stimmen  besorgt  die  Zentralkommission  des  Wahl- 
kreises hauptsächlich  in  folgender  Weise: 

1.  Der  erste  (oder  vom  Wähler  als  erster  bezeichnete)  Name  jeder  mit 
dem  roten  Striche  bezeichneten  Liste  auf  jedem  Zettel  erhält  1  Stimme;  der 
zweite  Name  V»  und  der  dritte  Vi-  Man  summiert  dann  für  jeden  Namen 
jeder  Liste  alle  die  Stimmen  und  Stimmenteile,  die  derselbe  Name  innerhalb 
der  genannten  Liste  auf  allen  Zetteln  erhalten  hat.  Die  drei  Namen  der  Liste 
werden  dann  nach  der  Größe  der  Stimmenzahlen  geordnet.  Jetzt  erhalten  sie 
neue,  reduzierte  Stimmenzahlen.  Die  ganze  Zahl  der  roten  Striche,  welche 
der  in  Frage  stehenden  Liste  gegeben  sind,  wird  als  Koeffizient  des  ersten 
Namens  geschrieben.  Der  Koeffizient  des  zweiten  Namens  ist  Va»  der  des 
dritten  Va  des  ersten. 

2.  Nun  summiert  man  die  Koeffizienten  jedes  Namens  eines  Wahlver- 
bandes und  ordnet  alle  diese  Namen  nach  der  Größe  ihrer  Koeffizienten- 
summen. Die  Namen  erhalten  dann  neue  Koeffizienten.  Der  erste  erhält 
als  Koeffizient  die  ganze  Zahl  der  Zettel,  auf  welchen  dem  in  Frage  stehenden 
Verbände  Stimmen  gegeben  sind;  der  zweite  V«  davon,  der  dritte  V«»  der 
vierte  ^  usw.  Kommt  ein  Name  in  mehreren  Verbänden  vor,  legt  man  dessen 
verschiedene  Verbandskoeffizienten  zusammen.  Hat  ein  Name  im  freien 
Räume  einiger  Zettel  Stimmen  erhalten,  wird  deren  Summe  als  ein  Verbands- 
koeffizient betrachtet. 

3.  Man  ordnet  jetzt  alle  Namen  des  Zettels  nach  der  Größe  der  letzt- 
genannten Koeffizienten  (oder  Koeffizientensummen).  Von  den  vordersten 
Kandidaten  der  Reihe  werden  dann  so  viele  als  gewählt  erklärt,  als  es  Mandate 
für  den  Wahlkreis  gibt. 

Man  sieht  hieraus,  daß  das  Verfahren  auf  eine  dreifache  Anwendung  der 
d'Hondtschen  Regel  gebaut  ist  (innerhalb  der  Liste,  des  Verbandes  und  des 
Zettels).  Hierbei  ist  die  schwierige  Frage  von  den  gemeinsamen  Kandidaten 
verschiedener  Listen  ziemhch  einfach  gelöst.  Die  übrigen  Einzelheiten  des 
finnländischen  Wahlverfahrens  müssen  hier  übergangen  werden. 
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Nachdem  der  Leser  eine  Vorstellung  von  dem  Wahlverfahren  erhalten 
hat,  können  wir  zur  Darstellung  der  Ergebnisse  der  fünf  bisherigen  Wahlen 
schreiten  *).  Doch  noch  einige  Ziffern,  welche  die  Allgemeinheit  des  Wahl- 
rechtes veranschauhchen. 


Bevölkerung 

Die  Zahl  der  Wahlberechtigten  nach  den 

Jahr 

am  1.  Januar 

bestätigten  Wahllisten. 

Personen 

Männer 

Frauen 

1907 

2  933  856 

1  272  873 

606  802 

666  071 

1908 

2  974  804 

1  269  177 

604  315 

664  862 

1909 

3  012  849 

1  305  305 

623  309 

681  996 

1910 

3  059  324 

1  324  931 

631  615 

693  316 

1911 

3  117  833 

1  350  058 

642  811 

707  247 

Die  Wahlberechtigten  waren  also  43  7o  der  ganzen  Bevölkerung  und 
87  7o  derjenigen,  welche  die  Altersgrenze  von  24  Jahren  überschritten  hatten. 
Von  1000  Wahlberechtigten  im  ganzen  Lande  waren  477  Männer  und  523 
Frauen,  in  den  Städten  415  Männer  und  585  Frauen,  auf  dem  Lande  487 
Männer  und  513  Frauen.  Im  Durchschnitt  kamen  auf  jedes  Mitghed  des 
Landtages  im  Jahre  1907  6364  und  im  Jahre  1911  6750  Wahlberechtigte. 
In  den  verschiedenen  Wahlkreisen  schwankte  dieser  Durchschnitt  zwischen 
5424  und  7903  im  Jahre  1907  und  zwischen  5659  und  8629  im  Jahre  1911. 

Die  Zahl  derAbstimmungsbezirke  war  2462  im  Jahre  1907  und  2502  im 
Jahre  1911.  Im  Durchschnitt  kamen  auf  jeden  Bezirk  im  Jahre  1907  in  den 
Städten  1373  und  auf  dem  Lande  473,  im  Jahre  1911  bzw.  1542  und  486  Wahl- 
berechtigte. Jeder,  der  durch  einen  Auszug  aus  den  heimatlichen  Wahlhsten 
sein  Wahlrecht  beweisen  kann,  ist  berechtigt,  in  einem  fremden  Bezirke  oder 
Kreise  seine  Stimme  abzugeben. 

Die  Teilnahme  war  bei  der  ersten  vQn  den  fünf  Wahlen  am  größten  und  hat 
seitdem  etwas,  wenn  auch  nicht  stetig,  abgenommen.  Dies  erklärt  sich  teils 
aus  der  Neuheit  der  allgemeinen  Wahl  im  Jahre  1907,  teils  aus  der  verstimmen- 
den Wirkung  der  wiederholten  Auflösungen  und  der  Unproduktivität,  wozu 
die  Arbeit  des  Landtages  gegenwärtig  durch  die  pohtische  Krise  verurteilt  ist. 


Jahr  Die  Zahl  der  an  der  Wahl  teilnehmenden 


Personen 

Männer 

/o 

Frauen 

7o 

1907 

899  347 

70,7 

? 

? 

? 

? 

1908 

817  337 

64,4 

416*373 

68,9 

401  194 

60,3 

1909 

852  683 

65,3 

439  660 

70,5 

413  023 

60,6 

1910 

796  569 

60,1 

409  886 

64,9 

386  683 

55,8 

1911 

807  094 

59,8 

419  491 

65,3 

387  603 

54,8 

Für  das  Jahr  1907  gibt  es  keine  Auskunft  über  die  Verteilung  der  Wähler 
in  Männer  und  Frauen.  Man  hat  doch  keinen  Grund,  anzunehmen,  daß  das 
Verhältnis  ein  wesentlich  anderes  war  als  im  Jahre  1908.  Wir  finden,  daß 
die  Teilnahme  an  den  Wahlen  unter  den  Männern  etwas  lebhafter  war  als 
unter  den  Frauen,  besonders  auf  dem  flachen  Lande.  Von  1000  Wählern 
waren  im  Jahre  1908  509  Männer  und  491  Frauen,  im  Jahre  1909  bzw.  516 
und  484,  im  Jahre  1910  515  und  485,  im  Jahre  1911  520  und  480.  Die  Teil- 
nahme war  überhaupt  lebhafter  auf  dem  Lande  als  in  den  Städten.  Zwischen 
1  und  2%  der  Wähler  stimmten  in  einem  fremden  Wahlkreise,  und  3  Vo  in  einem 
fremden  Bezirke  des  eigenen  Wahlkreises. 


♦)  Vgl.  „Bidrag  tili  Finlands  offlciella  Statistik,  XXIX:  Valstatistik,  1—5, 
Helsmgfors,  1909—11"  und  „Valen  tili  Landtdagen  i  Nylands  läns  valkrets,  1907—11, 
Helsingfors,  1907—11". 
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Von  1000  abgegebenen  Wahlzetteln  sind  9  im  Jahre  1907,  10  im  Jahre 
1908,  7  im  Jahre  1909,  6  im  Jahre  1910  und  6  im  Jahre  1911  kassiert  worden. 
Wenigstens  von  diesem  proportioneilen  VVahlverfahren  könnte  man  also  kaum 
behaupten,  daß  seine  Anwendung  den  Wählern  zu  schwierig  sei. 

Die  folgende  Tabelle  zeigt,  wie  viele  Kandidatenhsten  (von  ebenso  vielen 
Wählervereinen)  im  ganzen  Lande  zur  Aufnahme  auf  die  Wahlzettel  ein- 
gereicht und  wie  viele  Kandidaten  auf  diesen  Listen  genannt  waren,  wie  auch 
die  Zahlen  der  Wahlverbände  und  der  außerhalb  der  Verbände  freistehenden 
Listen. 


Jahr 

Kandidateu- 

Kandidaten 

Verbände 

Freistehende 

list  e  11 

Listen 

1907 

597 

762 

75 

54 

1908 

741 

721 

69 

51 

1909 

727 

660 

70 

15 

1910 

717 

615 

68 

22 

1911 

657 

557 

68 

16 

Eine  Neigung  zur  Minderung  der  Zahl  der  Listen  und  besonders  der  Kandi- 
daten ist  sichtbar.  Dies  ist  teilweise  einer  Minderung  der  Zahl  der  kleineren 
Verbände  und  freistehenden  Listen  zuzuschreiben.  Mit  andern  Worten: 
eine  Neigung  zu  Konzentration  um  wenige  größere  Wahlverbände  scheint 
hervorzutreten.  Um  jedes  Mandat  wetteiferten  durchschnitthch  3  bis  4  Kandi- 
daten, oder  genau  gerechnet:  im  Jahre  1907  3,8,  im  Jahre  1908  3,6,  im  Jahre 
1909  3,3,  im  Jahre  1910  3,1  und  im  Jahre  1911  2,8  Kandidaten.  Dieses  Sinken 
der  Zahl  der  Kandidaten  ist  leicht  zu  erklären.  Nur  die  erste  Wahl  war  eine 
völlig  normale.  Die  übrigen  waren  von  Auflösungen  des  Landtages  ver- 
anlaßt, welche  von  einer  fremden,  gegen  das  Land  feindlichen  Pohtik  hervor- 
gerufen waren.  Sie  fingen  also  mehr  und  mehr  an,  den  Charakter  von  Protest - 
wählen  zu  zeigen.  Man  war  bestrebt,  die  früheren  Repräsentanten  womöglich 
aufs  neue  zu  wählen  und  jeden  heftigeren  Wahlstreit  zu  vermeiden.  Dieses 
Streben  erklärt  auch  teilweise  die  hier  oben  angedeutete  Neigung  zu  Kon- 
zentration. 

Auf  jeder  Liste  waren,  mit  nur  wenigen  Ausnahmen,  drei  Kandidaten 
genannt.  Jeder  Kandidat  war  also  durchschnitthch  im  Jahre  1907  auf  2  bis  3 
und  in  den  folgenden  Jahren  auf  3  bis  4  Listen  in  verschiedenen  Kombinationen 
aufgenommen  (für  die  fünf  Wahlen  waren  die  genauen  Durchschnitte  bzw. 
2,35,  3,08,  3,31,  3,50  und  3,54).  Für  zwei  oder  mehrere  Wahlverbände 
(Parteien)  gemeinsame  Kandidaten  finden  wu*  nur  in  den  Jahren  1607  (35) 
und  1908  (3).  Die  Zahl  der  Kandidaten,  welche  in  mehr  als  einem  Wahlkreise 
aufgestellt  waren,  war  während  der  fünf  Wahlen  bzw.  15,  11,  11,  9  und  8. 
Auf  jedem  Wahlzettel  waren  durchschnitthch  40  bis  49  Listen  in  4  bis  5  Ver- 
bänden und  1  bis  3  freistehenden  Listen  gruppiert.  Die  Zahl  der  Listen  pro 
Verband  war  im  Jahre  1907  durchschnittlich  nur  7,  stieg  dann  etwas  über  10 
und  war  im  Jahre  1911  9  bis  10. 

Die  Wähler  haben  nur  selten  die  Ordnung  der  Namen  der  ausgewählten 
Liste  geändert;  das  geschah  nämhch  im  Jahre  1909  auf  6942,  im  Jahre  1910 
auf  9900  und  im  Jahre  1911  auf  5211  Wahlzetteln,  d.  h.  auf  nur  0,6  bis  1,2/Vo, 
von  allen  abgegebenen  Zetteln.  Noch  seltener  waren  diejenigen  Wähler, 
welche  mit  keiner  der  auf  den  Zetteln  gedruckten  Listen  zufrieden  waren, 
sondern  ihre  Kandidaten  in  den  freien  Raum  des  Zettels  schrieben.  Von 
solchen  Unabhängigen  gab  es  nur  1  auf  1000  Wähler,  nämhch  994  im  Jahre 
1909,  858  im  Jahre  1910  und  675  im  Jahre  1911. 
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Die  folgende  Tabelle  zeigt,  wie  die  abgegebenen  Zettel  —  nach  Abzug 
der  kassierten  —  sich  unter  die  Parteien  (Wahlverbände)  verteilt  haben. 


Parteien 

1907 

1908 

1909 

1910 

1911 

Sozialdemokr,  Partei  . 

329 

946 

310 

826 

337 

685 

316 

951 

321  201 

Altfinnische  Partei  . . . 

243 

573 

205 

892 

199 

920 

174 

661 

174177 

Jungfinnische  Partei  . . 

121 

604 

115 

201 

122 

770 

114 

291 

119  361 

Schwedische  Volksp.  . . 

112 

267 

103 

146 

104 

191 

107 

121 

106  810 

Partei  der  Kleinbauern 

51 

242 

51 

756 

56 

943 

60 

157 

62  885 

Christliche  Arbeiterp.  . 

13 

790 

18 

848 

23 

259 

17 

344 

17  245 

Übrige  Parteien  u.  Wilde 

18 

568 

3 

772 

1 

703 

1 

034 

708 

Summe: 

890 

990 

809 

441 

846 

471 

791 

559 

802  387 

Die  Neigung  zur  Konzentration  um  wenige  größere  Parteien,  von  welcher 
schon  früher  die  Rede  war,  ist  auch  hier  sichtbar.  Unter  den  Ursachen  dieser 
Erscheinung  kann  noch  eine  hervorgehoben  werden:  der  Wahlstreit  fordert 
von  den  kleineren  Parteien  verhältnismäßig  einen  viel  größeren  Aufwand 
an  Kraft  und  Kosten  als  von  den  großen. 

Die  relative  Stärke  der  Parteien  in  Prozenten  ausgedrückt  ist  folgende: 

1907  1908  1909  1910  1911 


Sozialdemokr.  Partei  . 
Altfinnische  Partei  . . 
Jungfinnische  Partei  . 
Schwedische  Volksp.  . 
Partei  der  Kleinbauern 
Christliche  Arbeiterp. 


37,0  38,4  39,9  40,0  40,0 

27,3  25,4  23,6  22,1  21,7 

13,6  14,2  14,5  14,4  14,9 

12,6  12,8  12,3  13,5  13,3 

5,8  6,4  6,7             7,6  7,8 

1,6  2,3  2,8             2,2  2,2 


Übrige  Parteien  u.  Wilde       2,1  0^5  0^2  0^2  04 


Summe: 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Die  200  Mandate  verteilten  sich  unter  den  Parteien 

wie 

folgt: 

1907 

1908 

1909 

1910 

1911 

Sozialdemokr.  Partei  . 

80 

83 

84 

86 

86 

Altfinnische  Partei  . . . 

59 

54 

48 

42 

43 

Jungfinnische  Partei  . . 

26 

27 

29 

28 

28 

Schwedische  Volksp.  . . 

24 

25 

25 

26 

26 

Partei  der  Kleinbauern 

9 

9 

13 

17 

16 

Christliche  Arbeiterp.  . 

2 

2 

1 

1 

1 

Summe: 

200 

200 

200 

200 

200 

Da  die  Zahl  der  Mandate  genau  200  ist,  gibt  die  Hälfte  der  Zahlen  der 
Tabelle  die  prozentuale  Stärke  der  Parteien  im  Landtage  an. 

Man  findet,  daß  die  Verteilung  der  Mandate  ziemlich  genau  proportional 
zu  den  aus  den  Wahlurnen  hervorgegangenen  Stimmenzahlen  der  Parteien 
ausgefallen  ist.  Doch  bemerkt  man  eine  gewisse  Begünstigung  der  größeren 
Parteien  auf  Kosten  der  kleineren.  Dieser  Umstand  ist  der  Einteilung  des 
Landes  in  Wahlkreise  zuzuschreiben.  Hätte  das  ganze  Land  einen  einzigen 
Wahlkreis  ausgemacht,  so  hätten  die  Mandate  sich  wie  folgt  unter  den  Par- 
teien verteilt: 


1907 

1908 

1909 

1910 

1911 

Sozialdemokr.  Partei  . 

76 

78 

81 

81 

80 

Altfinnische  Partei  . . . 

56 

51 

47 

44 

43 

Jungfinnische  Partei  . . 

28 

29 

29 

29 

30 

Schwedische  Volksp.  . . 

26 

25 

25 

27 

27 

Partei  der  Kleinbauern 

11 

13 

13 

15 

16 

Christliche  Arbeiterp.  . 

3 

4 

5 

4 

4 

Summe: 

200 

200 

200 

200 

200 
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Obgleich  die  Frauen  ungefähr  die  Hälfte  aller  Wähler  ausmachten,  sind 
doch,  wie  folgende  Tabelle  zeigt,  nur  wenige  Mandate  Frauen  zugefallen. 


1907 

1908 

1909 

1910 

1911 

Sozialdemokr.  Partei  . . 

9 

13 

12 

11 

9 

Altfinnische  Partei  . . . 

6 

6 

4 

1 

1 

Jungfinnische  Partei  . . 

2 

2 

1 

2 

1 

Schwedische  Volksp.  . . 

1 

3 

4 

3 

3 

Partei  der  Kleinbauern . 

1 

1 

0 

0 

0 

Christliche  Arbeiterp. . . 

0 

0 

0 

0 

0 

19 

25 

21 

17 

14 

Die  kleine  Zahl  der  Frauen  im  Landtage  beruht  darauf,  daß  die  Frauen 
keine  besonderen  weibhchen  Parteien  oder  gar  Wählervereine  gebildet  haben. 
Sie  haben  sich  unter  den  bestehenden  Parteien  verteilt.  Innerhalb  dieser 
haben  sie  nicht  nur  auf  weibhche  Kandidaten  gestimmt,  sondern  auch  unter 
die  männlichen  ihre  Stimmen  verteilt.  Es  ist  nicht  möghch  zu  sagen,  wie 
die  weibhchen  Wähler  unter  den  Parteien  verteilt  gewesen  sind,  da  die  Ab- 
stimmung geheim  ist.  Es  gibt  aber  keinen  Grund,  anzunehmen,  daß  diese 
Verteilung  eine  wesenthch  andere  wäre  als  die  der  Männer.  Man  hat  wohl  die 
Vermutung  ausgesprochen,  daß  die  große  Zahl  der  Sozialdemokraten  im 
Landtage  den  Stimmen  der  Frauen  zuzuschreiben  wäre.  Aber  eine  statistische 
Untersuchung  hat  ergeben,  daß  im  Durchschnitt  die  Zahl  der  sozialdemo-  > 
kratischen  Stimmen  im  allgemeinen  relativ  gar  nicht  größer  war  in  denjenigen 
Gemeinden,  wo  die  Frauen  einen  größeren  Prozentsatz  aller  Wähler  aus- 
machten *). 

Eine  Untersuchung  der  Tabellen  über  die  abgegebenen  Wahlzettel 
und  über  die  Verteilung  der  Mandate  unter  den  Parteien  scheint  die  Meinung 
zu  bestätigen,  daß  die  Proportionalwahl  eine  konservierende  Wirkung  auf  die 
Parteiverhältnisse  hat.  Es  scheint,  als  würden  durch  sie  die  Veränderungen 
gehemmt,  so  daß  sie  nur  allmählich  geschehen  und  plötzliche  Umwälzungen 
der  parlamentarischen  Machtverhältnisse  vermieden  werden. 

Es  kann  von  Interesse  sein  zu  bemerken,  daß  die  Zahl  der  ganz  ohne 
Nutzen  abgegebenen  Stimmen  nicht  groß  gewesen  ist.  Als  solche  kann  man 
alle  die  Stimmen  betrachten,  welche  in  den  verschiedenen  Wahlkreisen  den 
Parteien  gegeben  waren,  die  in  demselben  Kreise  kein  Mandat  erwarben. 
Die  Zahl  solcher  Stimmen  hat  während  der  fünf  Wahlen  zwischen  2V2  und  6  7o 
aller  abgegebenen  Stimmen  geschwankt.  Bei  der  Majoritätswahl  kann  die 
Zahl  nutzlos  verbrauchter  Stimmen  50  %  erreichen  und  bleibt  wohl  selten 
unter  20  Vo- 

Schheßhch  noch  einige  Worte  von  der  Zeit,  welche  die  Berechnung  der 
Wahlergebnisse  erfordert  hat.  In  der  Regel  sind  die  Ergebnisse  der  Wahlen 
im  ganzen  Lande  schon  in  zwei  Wochen  festgestellt  und  veröffenthcht  worden. 
Einzelne  Zentralwahlkommissionen  haben  zuweilen  schon  nach  ungefähr  einer 
Woche  die  Ergebnisse  ihrer  Wahlkreise  festgestellt.  Auch  dies  ist  wohl  einer 
ungeduldigen  Neugierde  eine  lange  Zeit.  Von  praktischer  Bedeutung  aber  ist 
ein  Warten  von  zwei  Wochen  in  diesem  Falle  kaum. 

Um  diese  Darstellung  in  ein  allgemeines  Urteil  zusammenzufassen,  kann 
ich  nur  sagen,  daß  man  bei  uns  in  Finnland  im  großen  und  ganzen  mit  der 
Proportionalwahl  zufrieden  ist.  Wäre  die  politische  Lage  normal,  wäre  es 
nicht  unmöglicli,  daß  man  sich  an  kleineren  Änderungen  der  einen  oder  andern 
Einzelheit  versuchen  würde.    Vielleicht  würde  sich  die  Aufmerksamkeit 


*)  Vgl.  die  Zeitschrift  „Nutid"  (Helsingfors)  H.  2,  1909  und  H.  7,  1911. 
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hierbei  hauptsächlich  auf  die  Abschaffung  der  Einteilung  des  Landes  in  Wahl- 
kreise richten.  Aber  auch  ohne  alle  Änderungen  ist  man,  wie  gesagt,  mit 
dem  neuen  Wahlverfahren  zufrieden. 

<^ 

LOUIS  PEPIN,  MITGLIED  DES  BELGISCHEN 
PARLAMENTS:  DIE  ERGEBNISSE  DES  PROPOR- 
TIONALWAHLRECHTS IN  BELGIEN. 

tfp'^^-  ilAS  Proportionalwahlrecht  wurde  in  Belgien  von  einer  konser- 
H^^^ljvativen  Parlamentsmehrheit  eingeführt;  als  sie  im  Jahre  1894 
Ij^^y  ||gezwungen  wurde,  an  Stelle  des  Zensuswahlrechts  ein,  wenn  auch 
ILssssBldurch  Einführung  von  Pluralstimmen  getrübtes,  allgemeines 
Wahtecht  zu  setzen,  wollte  sie  durch  Einräumung  weitgehender  Rechte 
an  die  Minderheiten  den  Ungestüm  radikaler  Mehrheiten  in  den  großen 
Städten  dämpfen  und  ließ  deshalb  die  Reform  annehmen.  Ein  besonderer 
Grund  lag  auch  darin,  daß  ohne  dieselbe  speziell  in  den  südlichen,  französisch 
sprechenden  Teilen  des  Landes  die  konservative  Partei  ganz  hätte  ausgeschaltet 
werden  können.  Tatsächlich  hat  auch  die  Reform  ausgleichend,  die  Leiden- 
schaft der  politischen  Kämpfe  mildernd  und  in  letzter  Beziehung  konservativ 
gewirkt.  Man  hat  von  der  Proportionalvertretung  gehofft,  daß  sie  die  ab- 
solute Gerechtigkeit  herstellen  und  der  Partei  mit  einer  Mehrheit  von  Wähler- 
stimmen auch  die  Mehrheit  im  Parlamente  geben  würde.  In  der  Tat  jedoch 
sehen  wir,  daß  die  katholische  Partei,  die  im  Jahre  1908  16  000  Stimmen 
weniger  als  ihre  Gegner  erhielt,  trotzdem  eine  Mehrheit  von  sechs  Sitzen 
bewahrte.  Heute  hat  sie  auch  eine  Mehrheit  von  Wählerstimmen,  die  jedoch 
nicht  so  stark  ist,  um  eine  Mehrheit  im  Parlament  von  16  Stimmen  zu  recht- 
fertigen. 

Man  hoffte  ferner  vom  Proportionalwahkecht,  daß  es  den  kleineren 
Parteien  neues  Leben  geben  werde;  in  Wahrheit  sind  jedoch  dieselben,  speziell 
die  christlich-soziale,  ganz  unterdrückt  worden. 

Man  erhoffte  weiter  von  der  Reform,  daß  sie  unmoralische  Wahlbündnisse 
ausschließen  würde;  in  Wirklichkeit  jedoch  haben  sie  sich  zwecks  Ausnutzung 
der  Vorteile,  welche  auch  das  Proportionalwahlrecht  für  die  Mehrheit  übrig 
hat,  überall  behauptet.  —  Wirklichen  Wert  hat  die  Reform  nur  in  ganz  straff 
organisierten  Parteien;  gerade  die  freieren  Volksregungen  wurden  dadurch 
minder  begünstigt.  Die  Parteikomitees  sind  es,  die  das  Land  regieren,  da 
der  Wähler  ihre  Listen  notgedrungen  annehmen  muß;  die  unabhängigen 
Wähler  haben  keine  Chance.  Rasch  anschwellende  Volksbewegungen,  wie 
sie  in  England  die  Regierung  in  enger  Fühlung  mit  der  Volksstimmung  er- 
halten, können  sich  nicht  entsprechend  durchsetzen.  Der  wahre  Geist  des 
parlamentarischen  Systems  erfordert  es,  daß  sich  die  Mehrheit  durchsetze, 
und  daß  der  Minderheit  nur  die  Möglichkeit  verbleibe,  nach  besten  Kräften 
darauf  hinzuarbeiten,  zur  Mehrheit  zu  werden;  alles  andere  sind  Abirrungen*). 

*)  Wir  geben  diese  Meinung  des  belgischen  Abgeordneten  wieder,  um  unseren 
Lesern  auch  den  Gesichtspunkt  der  Gegner  des  Proportionalwahlrechtsystems  mitzuteilen, 
wollen  jedoch  dazu  bemerken,  daß  die  Mehrheit  der  belgischen  Parlamentarier  an- 
derer Ansicht  ist.  D.  R. 

22* 
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IE  Erscheinung,  daß  große  Volksteile  gleichzeitig  von  anormalen 
seelischenErregungszuständen  befallen  werden,  ist  aus  der  Geschichte 
genugsam  bekannt.  Namentlich  zeichnet  sich  das  Mittelalter  durch 
häufige  Manifestationen  einer  psychischen  Massenpathologie  aus. 
Eine  einseitige  überreizte  religiöse  Gefühlskultur  gab  den  günstigen  Nähr- 
boden dafür  ab. 

In  unserer  Zeit  hat  die  religiöse  Vorstellungs-  und  Gefühlswelt  für  die 
große  Mehrheit  der  Kulturmenschen  keine  beherrschende  Kraft  mehr.  Für 
viele  ist  als  Surrogat  der  übertriebene  Kultus  nationaler  Gefühlswerte  getreten. 
Die  Nation  ist  ihnen  zur  Religion  geworden. 

Während  die  großen  Vertreter  der  idealistischen  Philosophie  vor  100 
Jahren,  allen  voran  Johann  Gottlieb  Fichte  in  seinen  berühmten  „Reden  an 
die  deutsche  Nation'*,  nachdrücklichst  betonten,  daß  Wert  und  Wesen  einer 
Nation  nach  ihren  Leistungen  für  die  allgemeine  Höherentwicklung  der  Mensch- 
heit zu  bemessen  sei,  ist  für  die  „Nationalisten'*,  oder  richtiger  gesagt  „Chau- 
vinisten" unserer  Tage  die  eigene  Nation  Selbstzweck.  Sie  ist  ihnen  kein 
Hebel  zur  Förderung  der  Gesamtkultur,  sondern  ein  für  sich  existierendes 
Idol,  das  jenseits  von  Gut  und  Böse  steht,  das  man  verehren  muß  mit  der 
Inbrunst  fanatischer  Ausschließlichkeit,  dem  zu  Ehren  man  die  Werke 
der  friedlichen  Arbeit  vernichten,  Städte  und  Dörfer  einäschern  und  Hundert- 
tausende gesunder  kräftiger  Menschen  in  Haufen  blutiger  zerfetzter  Leich- 
name verwandeln  darf. 

Diese  patriotische  Religion,  das  Zerrbild  eines  gesunden  Nationalgefühls, 
bildet  den  Nährboden  für  die  militaristischen  Massenparoxysmen,  von  denen 
wir  die  großen  europäischen  Kulturnationen  zurzeit  heimgesucht  sehen. 

Solche  Anfälle  ergreifen  heute  viel  breitere  Schichten,  als  dies  bei  den 
Massenmanieen  des  Mittelalters  der  Fall  war.  Ehemals  konnten  suggestive 
Massenerregungen  nur  durch  persönlichen  Kontakt  bewirkt  werden.  Der 
Mangel  an  großen  Verkehrsmitteln  beschränkte  diesen  und  damit  die  Aus- 
breitung der  manischen  Ergriffenheit. 

Heute  beziehen  die  Bewohner  der  zivilisierten  Staaten  ihre  Suggestionen 
aus  den  Zeitungen.  Blitzartig  wirft  der  Telegraph  die  psychischen  Infektions- 
keime über  das  ganze  Land,  und  Millionen  Menschen  atmen  sie  gleichzeitig 
aus  ihren  Zeitungsblättern  ein.  Gleich  einer  kosmischen  Erscheinung  tritt 
dann  die  Wirkung  zutage.  Jeder  fühlt  sie,  ohne  sich  der  Ursache  klar  zu 
werden.  Wohin  er  kommt,  dieselbe  Stimmung,  und  da  die  meisten  Menschen 
Stimmungsmenschen  sind,  denen  die  geistige  Kraft  mangelt,  suggestive  Ein- 
wirkungen kritisch  zu  überwinden,  so  wächst  die  Massenmanie  im  persönlichen 
Kontakt  sich  rasch  zur  vox  populi  aus. 

Es  ist  sehr  nützlich,  sich  dieses  Hergangs  klar  bewußt  zu  werden,  um 
den  Rüstungstaumel,  von  dem  zurzeit  die  Mehrheit  des  deutschen  und  des 
französischen  Volkes  befallen  erscheinen,  in  seiner  Stärke  wie  in  seiner  Schwäche 
zu  verstehen. 

*)  Wir  veröffentlichen  diesen  temperamentvollen  Angriff  gegen  den  Rüstungs- 
tanmel;  möchten  aber  darauf  hinweisen,  daß  wir  die  Anschauungen  des  Verfassers 
über  die  rein  materiellen  Gründe  der  Rüstungsmanie  keineswegs  zu  teilen  vermögen. 

Die  Red. 
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Mit  Hilfe  der  Telegraphen-  und  Korrespondentenbureaus  und  des  zuge- 
hörigen Presseapparates  ist  es  heute  einer  Handvoll  Leuten  möglich,  Millionen 
Menschen  Wahnvorstellungen  und  Erregungszustände  zu  suggerieren.  Was 
ehemals  nur  mühsam  und  langsam  durch  fanatisierende  Predigt  auf  Kanzeln 
und  Märkten  von  starken  Persönlichkeiten  vollbracht  wurde,  das  machen 
heute  einige  hinter  den  KuUssen  bleibende  Drahtzieher  spielend  und  in 
größtem  Maßstabe. 

Wer  ist  diese  Minderheit  die  die  Rüstungsmanie  der  Mehrheit  macht? 

Die  Antwort  lautet  kurz  und  bündig:  die  materiellen  Inter- 
essenten! 

Ich  kenne  die  entrüsteten  Proteste  gegen  diese  Behauptung.  Sie  kommen 
aus  den  Reihen  der  chauvinistischen  Ideologen.  Diese  gelehrten  Leute 
beweisen  aus  der  Geschichte,  daß  Kriege  für  das  Heil  der  Völker  unbedingt 
notwendig  seien.  Dem  wirklichen  Leben  ihres  Volkes  und  ihrer  Zeit  entrückt, 
in  den  Fragen  der  modernen  Volks-  und  Weltwirtschaft  unwissend  wie  die 
Kinder,  verkünden  sie  mit  der  Unfehlbarkeitsgeste  des  doktrinären  Philo- 
sophen die  längst  zum  Unsinn  gewordene  Vernunft  vergangener  Generationen. 
Das  große  werdende  Neue  ihrer  eigenen  Zeit  vermag  ihr  Auge  trotz  seiner 
künstlich  gesteigerten  Sehschärfe  nicht  zu  erfassen. 

Ihre  Motive  in  Ehren  l  Sie  meinen  es  ehrlich.  Die  nationale  Idee  ist 
ein  Stück  ihres  innersten  Lebens  und  erfüllt  sie  mit  Begeisterung.  Aber  sie 
sind  klein  und  beschränkt  in  der  Bestimmung  ihres  Wesens.  Jhr  nationales 
Ideal  ist  ein  chauvinistisches  Idol,  und  es  entgeht  ihrem  gelehrten  „Scharf- 
sinn*', daß  sie  mit  ihrem  schwärmerischen  Kult  nur  die  Geschäfte  der  Kriegs- 
und Rüstungsinteressenten  besorgen. 

Die  chauvinistischen  Ideologen  glauben,  sie  seien  die  Schiebenden;  in 
Wahrheit  gehören  sie  zu  den  Geschobenen.  Die  eigentlichen  Schieber  sind  die 
Profitpatrioten. 

Die  Ausdehnung  und  der  Einfluß  des  in  der  Rüstungsfabrikation  inve- 
stierten Kapitals  ist  heute  gewaltig.  Die  Fabrikation  von  Kanonen,  Ge- 
wehren, Säbeln,  Munition  und  Sprengstoffen,  militärischen  Bekleidungs-, 
Ausrüstungs-  und  Verpflegungsgegenständen  aller  Art,  die  Herstellung  von 
Panzerfahrzeugen  mit  allem  Zubehör  und  neuerdings  der  sich  stürmisch 
entwickelnden  Luftflotte,  hat  sich  in  den  europäischen  Großstaaten  zu  einer 
mächtigen  Industrie  entwickelt,  deren  immanente  Wachstumstendenzen  eine 
fortgesetzte  Erhöhung  der  Militärbudgets  heischen. 

Daran  haben  nicht  nur  die  nominellen  Besitzer  der  Rüstungsmaterial 
fabrizierenden  Betriebe  das  größte  Interesse.  Ein  weiterer  und  wachsender 
Kreis  von  Finanziers,  Aufsichtsräten  und  Aktionären,  zu  denen  einflußreiche 
Politiker  und  Staatsmänner  gehören,  sind  die  Teilhaber  und  Mitgenießer 
jener  lukrativen  Unternehmungen. 

Das  unentbehrliche  Mittel,  ein  Geschäft  heute  in  Schwung  zu  bringen, 
ist  die  Reklame.  Sie  ist  teuer,  aber  sie  macht  sich  reichlich  bezahlt.  Das 
wissen  auch  die  Rüstungsinteressenten,  die  die  Ausbeutung  der  nationalen 
Idee  als  Geschäft  betreiben.  Jede  Heeres-  und  Flottenvorlage  ist  ein  Gold- 
regen für  sie;  jeder  Krieg  ein  Goldwolkenbruch.  Da  kann  man  sich  die  Pro- 
paganda des  Geschäftes  schon  was  kosten  lassen. 

In  Deutschland,  wie  in  Frankreich  und  England,  steht  ein  Teil  der 
Presse  im  Dienst  der  Geschäftspatrioten.  Durch  Zeitungskorrespondenzen 
werden  die  Hetzblätter  mit  billigem  oder  ganz  kostenlosem  Material  ver- 
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sorgt,  das  geeignet  ist,  die  Volksstimmung  zweckentsprechend  aufzu- 
peitschen. 

Die  Methode,  nach  der  dabei  gearbeitet  wird,  ist  verblüffend  einfach 
und  ingeniös.  Scheinbar  sind  die  chauvinistischen  Federhelden  in  Frankreich 
und  Deutschland  die  schlimmsten  Gegner,  die  sich  gegenseitig  niederzuringen 
suchen.  In  Wahrheit  arbeiten  sie  für  das  gleiche  Interesse  des  Rüstungs- 
kapitals und  bedienen  sich  ihrer  gegenseitigen  Geistesprodukte  zu  dem  ge- 
meinsamen Zweck.  Jede  beleidigende  oder  bedrohende  Auslassung,  die  in 
der  Ghauvinistenpresse  des  einen  Landes  erscheint,  wird  sofort  von  der  des 
anderen  Landes  aufgegriffen  und  dem  gutgläubigen  Leser  als  Beweisstück 
für  die  Schlechtigkeit  und  Gefährlichkeit  des  ,, Erbfeindes"  vorgesetzt.  So 
geht  es  herüber  und  hinüber,  wobei  prinzipiell  der  Erguß  jedes  einzelnen 
nationalistischen  Kampfhahns  als  Offenbarung  der  deutschen  oder  der  fran- 
zösischen Volksseele  hingestellt  wird. 

Alles  aber  dient  der  einen  großen  Suggestion,  die  in  Deutschland  lautet: 
Frankreich  plant  einen  Rachekrieg  gegen  Deutschland  I  Und  die  in  Frank- 
reich lautet:  Das  deutsche  Volk  will  das  französische  zerschmettern  1  Darum 
hier  wie  dort:  Rüstet,  rüstet,  rüstet  I 

Mit  dieser  Methode  hat  man  seit  Jahren  die  Rüstungssteigerung  durch- 
gesetzt, und  mit  dieser  Methode  arbeitet  man  auch  diesmal,  um  eine  neue 
gewaltige  Steigerung  der  militärischen  Last  zu  rechtfertigen. 

Der  Balkankrieg  mit  den  daraus  entstehenden  Spannungen  zwischen 
den  Großmächtegruppen  hat  wieder  einmal  gezeigt,  wie  feindselig  uns  Frank- 
reich gesinnt  ist  —  so  verkündet  die  deutsche  Ghauvinistenpresse.  Sie  kann 
eine  Reihe  von  chauvinistischen  Auslassungen  der  französischen  Presse,  die 
die  militärische  Niederlage  der  Türken  auf  das  Konto  der  deutschen  Instruk- 
toren  setzten,  die  deutsche  Politik  bei  den  Friedensbemühungen  in  Konstan- 
tinopel verdächtigten,  einige  deutschfeindliche  Kundgebungen  bei  Theater- 
aufführungen und  ähnliches  mehr  als  Beweisstücke  vorzeigen. 

Rußland  ist  der  willfährige  Diener  Frankreichs,  heißt  es  weiter,  und  der 
Deutschenhasser  Delcasse  geht  als  Botschafter  nach  Petersburg  !  Die  mit 
Frankreich  und  Rußland  eng  liierten  Balkanstaaten  sind  zu  einer  ernst  zu 
nehmenden  militärischen  Macht  erstarkt.  Österreich  ist  davon  unmittelbar 
bedroht  und  das  militärische  Kräfteverhältnis  im  Osten  zu  Ungunsten  des  Drei- 
bundes verschoben.  Das  muß  ausgeghchen  werden  durch  eine  starke  Heeres- 
vermehrung. Die  Sicherheit  des  Vaterlandes  heischt  es.  Kein  Opfer  kann 
da  zu  groß  sein. 

So  lautet  die  Begründung.  Der  friedliche  deutsche  Bürger  hört  sie, 
und  —  obgleich  er  sonst  nichts  fürchtet  in  der  Welt  als  Gott  —  so  wird  ihm 
dabei  doch  bänglich  zu  Mute. 

Gleichzeitig  bringen  die  Chauvinisten  Frankreichs  die  Frucht  ihrer 
Bemühungen  in  die  Scheune.  Die  deutsche  Heeresvermehrung  löst  eine 
solche  in  Frankreich  aus.  Rußland  folgt  nach.  Die  anderen  Staaten  werden 
das  gleiche  tun.  Die  Schraube  ohne  Ende  hat  eine  neue  Umdrehung  auf 
der  ganzen  Linie  erfahren. 

Die  Erwägung,  daß  sich  dadurch  das  gegenseitige  Verhältnis  der  mih- 
tärischen  Kräfte  gar  nicht  geändert  hat,  daß  für  alle  Staaten  zwar  die  Lasten 
gewachsen  sind,  die  Chance  der  kriegerischen  Überlegenheit  sich  aber  für 
keinen  gebessert  hat,  bringt  die  von  der  Rüstungsmanie  Ergriffenen  nicht 
zur  Vernunft.   Die  Angst  trübt  ihnen  den  Verstand. 
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Etwas  wirksamer  schon  für  die  jeweilige  Entnüchterung  der  manisch 
Erregten  ist  der  steigende  Steuerdruck.  Das  Portemonnaie  ist  bei  vielen 
Menschen  die  schmerzempfindlichste  Stelle.  Das  erleben  wir  zurzeit  auch 
in  Deutschland  wieder.  Die  einmaligen  Ausgaben  für  die  Heeresvermehrung 
sollen  durch  eine  einmalige  Abgabe  vom  Vermögen  aufgebracht  werden. 
Die  Kunde  von  diesem  Plan  ist  wie  ein  Meltau  in  die  Rüstungsbegeisterung 
gefallen.  Dazu  kommt  die  Gewißheit,  daß  es  diesmal  unmöglich  sein  wird, 
den  Löwenanteil  der  jährlichen  Mehrausgaben  auf  die  breite  Volksmasse  in 
Gestalt  indirekter  Steuern  abzuschieben.  Auch  dafür  werden  Steuern  auf 
den  Besitz  gelegt  werden  müssen.  Diese  Eingriffe  in  die  Kassenschränke  der 
Besitzenden  werden  bei  vielen  gewiß  eine  heilsame  Wirkung  auslösen. 

Aber  augenblicklich  kann  man  nicht  mehr  mit  Anstand  zurück.  Die 
Suppe,  nach  der  man  im  Taumel  der  Begeisterung  geschrieen  hat,  ist  aufge- 
tragen. Nun  erfordert  es  die  ,, nationale  Ehre",  daß  sie  ausgegessen  wird. 
Die  Verdauungsbeschwerden  werden  die  Merhheit  der  Berauschten  für  einige 
Zeit  vor  neuen  Räuschen  schützen.  Aber  die  zielbewußte  Hetztätigkeit 
wird  weitergehen.    Da  gibt  es  keinen  Stillstand. 

Woher  soll  die  Rettung  kommen? 

Es  gibt  Leute,  die  verzweifelnd  sagen:  Lieber  ein  Ende  mit  Schrecken, 
also  den  Krieg,  als  diesen  Rüstungsschrecken  ohne  Ende.  Das  wäre  allerdings 
eine  Radikalkur.  Ein  Krieg  zwischen  den  großen  Kulturnationen  Europas 
würde  ein  solches  Maß  von  Zerstörung,  von  Schrecken,  Jammer  und  Not  über 
alle  beteiligten  Nationen  bringen,  daß  er  das  Jdeal  der  dauernden  Sicherung 
vor  ähnlichen  Katastrophen  dem  Willen  der  großen  Mehrheit  mit  gewaltigen 
Schlägen  einhämmern  würde. 

Aber  welcher  sozial  fühlende  Mensch  könnte  diesen  Weg  durch  den  Ah- 
grund  wünschen  !  Und  man  braucht  ihn  nicht  zu  wünschen,  da  es  einen 
anderen,  humaneren  und  im  Endziel  sichereren  Weg  gibt.  Es  ist  der,  den  die 
sozialistischen  Parteien  aller  Länder  beschritten  haben:  der  Weg  der  Auf- 
klärung und  Verständigung  der  Völker  von  unten  auf! 

Die  arbeitenden  Massen  in  Handwerk  und  Industrie,  Landwirtschaft 
und  städtischem  Gewerbe  sind  die  ehrlichsten  Friedensinteressenten.  Der 
Friede  ernährt  sie,  der  Krieg,  einerlei,  ob  er  siegreich  oder  unglücklich  für 
das  eigene  Land  verläuft,  schlägt  ihnen  die  tiefsten  Wunden.  Mag  auch 
in  vielen  von  ihnen  heute  noch  der  chauvinistische  Infektionsstoff  nachwirken 
und  sie  den  Suggestionen  der  Hetzpresse  zugänglich  machen,  der  Aufklärungs- 
prozeß schreitet  mächtig  fort. 

Hinter  den  4V2  Millionen  sozialdemokratischer  Reichstagswähler  steht 
ein  volles  Drittel  des  deutschen  Volkes,  das  den  Krieg  verabscheut  und  mit 
ehrlicher  Überzeugung  und  Energie  für  den  Frieden  kämpft.  Die  110  Sozial- 
demokraten im  Reichstag  werden  geschlossen  auch  die  neue  Heeresvorlage 
ablehnen  und  auf  ihrer  Forderung  der  Umwandlung  des  stehenden  Heeres 
in  eine  demokratisch  organisierte  Volkswehr  mit  rein  defensivem  Charakter 
beharren. 

Die  Behauptung  von  einer  militärischen  Strömung  in  der  deutschen 
Sozialdemokratie  widerspricht  schnurstracks  den  Tatsachen.  So  wenig  wie 
die  deutsche  Sozialdemokratie  sich  ihr  Vertrauen  auf  das  treue  Festhalten 
der  französischen  Bruderpartei  an  dem  Ziel  der  friedlichen  Verständigung 
erschüttern  läßt,  so  wenig  haben  unsere  französischen  Freunde  Grund,  an 
unserer  Zuverlässigkeit  im  Kampf  für  das  gemeinsame  Ideal  zu  zweifeln. 
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Das  aus  der  gleichzeitigen  Initiative  der  leitenden  Männer  der  Sozialdemo- 
kratie Frankreichs  wie  Deutschlands  entsprungene  Protestmanifest  gegen 
die  Rüstungstreiberei  muß  jeden  Zweifel  daran  zerstören. 

Und  wir  werden  unser  Ziel,  das  auch  außerhalb  der  sozialistischen 
Parteien  von  den  edelsten  und  erleuchtetsten  Geistern  beider  Nationen  geteilt 
wird,  sicher  erreichen.  Indem  wir  für  das  Ideal  des  dauernden  Friedens 
kämpfen,  kämpft  dieses  Ideal  auch  für  uns.  Es  wird  uns  die  Herzen  neuer 
Millionen  in  allen  Ländern  zuführen,  und  der  erklärte  Wille  der  breiten  Masse 
der  Völker  wird  der  unerschütterbare  Fels  sein,  auf  dem  der  Tempel  des 
Weltfriedens  sich  erhebt. 


Verantwortlioh  für  die  Redaktion  i.V.  Dr.  Hermann  Beck  Berlin. 
Druck  von  Georg  Ileimer  in  Berlin  W.  35. 
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DIE  FRAUENBEWEGUNG 

Herausgegeben  von  MINNA  CAUER 

Mit  der  Beilage: 

ZEITSCHRIFT  FÜR  FRAUENSTIMMRECHT 

Monatsschrift  für  die  staatsbürgerliche  Bildung  der  Frau 

„DIE  FRAUENBEWEGUNG" 

behandelt  alle  sozialen,  kulturellen  und  politischen  Fragen 
der  Gegenwart  mit  Beziehung  auf  das  Leben  der  Frau 

„DIE  ZEITSCHRIFT  FÜR  FRAUENSTIMMRECHT" 

bringt  neben  Nachrichten  über  den  Fortgang  der  Stimmrechtsbewegung 
in  allen  Ländern  orientierende  Artikel  zur  staatsbürgerlichen  Erziehung 

■ 

Das  Blatt  erscheint  am  \.  und  15.  jeden  Monats  und  ist 
durch  alle  Buchhandlungen,  Postämter,  sowie  durch  den 
Verlag  W.  &  S.  LÖWENTHAL,  Berlin  C.  19,  zu  beziehen 
Preis  für  beide  Blätter  zusammen  vierteljährlich  1  Mark 

1 

Probenummern  gratis  durch  das  Pressekomitee  „Frauenbewegung" 
Berlin,  Neue  Winterfeldtstrasse  17 

1 
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Zusammenschluß 
der  freien  Geister! 

Wer  die  Bestrebungen  des 
Deutschen  Freidenkerbundes 
fördern  helfen  will: 


unter  Beiseitelassung  der  Politik  fiir  Humanität, 
religiöse  Aufklärung,  wissenschaftliche  Er- 
kenntnis und  Bildung-,  Wahrung  der  vollen 
Glaubens-  und  Gewissensfreiheit,  der  freien 
Selbstbestimmung  in  allen  religiösenAng'eleg'en- 
heiten  g-emäß  den  Grundsätzen  der  fortschrei- 
tenden Vernunft  und  Wissenschaft  zu  wirken: 

Der  erkläre  seinen  Beitrittl 

Mindestbeitrag-  4  Mark  jährlich,  wofür  die  Zeit- 
schrift »Der  Freidenker«,  Organ  des  Deutschen 
Freidenkerbundes,  monatlich  zweimal  kosten- 
los g-eliefert  wird. 

Geschäftsstelle: 

München  2,  NW.  18 


Ethische  Kultur 

Halbmonatsschrift 
für  ethisch -soziale  Reformen 

Begründet  von  GEORG  VON  GIZYCKI 

Mit  der  Monatsbeilage  „Kinderland",  Blätter  für 
ethische  Jugenderziehung,  u.  der  Vierteljahrsbei- 
lage: „Weltliche  Schule".  (Mitteilungen  des  Deut- 
schen Bundes  für  weltl.Schule  u.Moralunterricht.) 

Merausgeg.  von  DR.  RUDOLF  PENZIG 

Verlag:  Verlag  für  ethische  Kultur 
Richard  Bieber,  Berlin  S0.1 6,Rungest.27 

Die  im  21.  Jahrgange  erscheinende  Halbmonats- 
schrift »Ethische  Kultur«  mit  ihren  wertvollen 
Beiblättern  Kinderland  und  Weltliche  Schule  ist  mit 
stetig  wachsendem  Erfolg-e  bemüht,  gegenüber  der 
zum  Teil  unvermeidlichen  Zersplitterung-  moderner 
fortschrittlicher  Kulturentwicklung  nachdrücklich 
deren  E  i  n  h  e  i  t  zu  betonen  und  festzuhalten  und  so- 
mit eine  gemeinschaftliche  Basis  zu  schaffen,  auf  der 
alle  freiheitlichen  Gedankenrichtungen  sich  begeg-- 
nen,  und  alle  vorwärts  gerichteten  Elemente  sich 
zusammenfinden  können. 

Die  »Ethische  Kultur«  mit  der  Monatsbeilage 
»Kinderland«,  Blätter  für  ethische  Jugenderziehung-, 
und  der  Vierteljahrsbeilag-e  »Weltliche  Schule«  (Mit- 
teilung-en  des  Deutschen  Bundes  für  weltliche  Schule 
und  Moralunterrichtj  erscheint  am  i.  und  15.  jeden 
Monats.  Preis  vierteljährlich  Mk.1.60.  Man  abonniert 
bei  allen  Buchhandlung-en  und  Postanstalten,  sowie 
direkt  beim  Verlage  Berlin  SO.  16,  Rungestraße  27, 
der  auf  Verlangen  Probenummern  g-ratis  und  franko 
versendet. 


Internationaler 
Orden  für  Ethik  und 
Kultur 

Der  I.  O.  E.  K.  ist  eine  Organisation,  welche 
die  praktische  Betätig-ung  einer  auf  Natur- 
erkenntnis und  Kulturbeherrschung  gegründeten 
Lebensanschauung  erstrebt.  Er  bezweckt  die 
Ausgestaltung-  einer  auf  humaner  und  wissen- 
schaftlicher Grundlag-e  gebauten  Ethik  der 
Wahrhaftig-keit.  Er  wirkt  mit  Tat  und  Wort  für 
sozialen  Fortschritt,  geistige  Freiheit  und  Auf- 
klärungf.  Beide  Geschlechter  sind  im  Orden 
gleichberechtig-t.  Sein  Wahlspruch  ist:  Arbeit, 
Erkenntnis,  Menschenliebe  .  .  . 

Mitglied  werden  kann  jede  unbescholtene, 
über  r8  Jahre  alte  Person.  Der  Kandidat  hat 
einen  Aufnahmeantrag  einzureichen.  — 

Auskunft  erteilen  die  Landeszentralen: 
Deutschland  Mannheim  A.  3—6.  Büro  von 
Härder.  Frl.  stud.  rer.  merc.  Annie  Stock.  Schweiz : 
Zürich,  Alfred  Escherplatz  2.  Frl.  Anna  Franz 
und  die  Internationale  Zentrale:  (Vorsitzender 
Prof.  Dr.  A.  Forel).  Generalsekretär:  Ludwig 
H'immerschlag-,   Kirchzarten   bei   Freiburg  i.  B. 


Im  Januar  1913  begann  der  DC.  Jahrg.  der  Zeitschrift: 

Sexual-Probleme 

Zeitschriftfür  Sexualwissenschaft 
und  Sexualpolitik 

Herausgeber  Dr.  med.  Marcuse 

Preis:  Halbjährlich  (6  Hefte)  Mark  4.— 
Einzelheft  80  Pfg. 

Mit  den  »Sexual-Problemen«  wollen  wir  ein  er- 
schöpfendes Quellen-  und  Sammelwerk  für  die  ge- 
samte Sexualwissenschaft  und  ein  großzügiges  Organ 
für  praktische  Sexualpolitik  bieten.  Eine  stattliche 
Reihe  ang-esehener  Fachschriftsteller  auf  allen  in 
Betracht  kommendenWissensg-ebieten  sind  ständig-e 
Mitarbeiter.  Neben  ausführlichen,  allgemein  ver- 
ständlichen Aufsätzen  aus  dem  Gebiete  der  Medizin 
und  Hygiene,  der  Naturwissenschaft  und  Völker- 
kunde, der  Rechts-  und  Sozialwissenschaft,  der 
Philosophie,  Pädagogik  und  Ethik  wird  sich  unsere 
Zeitschrift  auch  die  eingehende  Berichterstattung- 
über  die  einschlägige  Literatur,  über  die  aktuellen 
Ereignisse  im  öffentlichen  Leben,  über  die  Fort- 
schritte und  Erfahrungen  auf  sexualwissenschaft- 
lichem Gebiet  ang-eleg-en  sein  lassen. 

Abonnements  nehmen  alle  Buchhandlung-en  und 
Postanstalten  entgegen. 

Probeheft  mit  ausführlichem  Prospekt 
gratis  und  franko  durch 

J.  D.  Sauerländer's  Verlag 

Frankfurt  a.M.,Finkenhofstraße21 
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Textbücher  zu  Studien  über 

WIRTSCHAFT  UND  STAAT 

Herausgegeben  von  Prof.  Dr.  Jastrow 


Bisher  erschienen 

Band  I:  Handelspolitik 
Band  II:  Arbeiterschutz 
Band  III:    Adam  Smith 

Jeder  Band  in  Leinen  gebunden  3  Mark 

Diese  Bücher  sind  nicht  nur  als  Hilfsmittel  bei  Vorlesungen  und 
Übungen,    sondern    auch   zum   Selbstunterricht   zu  verwenden. 

VERLAG  VON  GEORG  REIMER  IN  BERLIN  W35 
GENTHINER  STRASSE  38 


1  Die  deutsche  Dichter-Gedäcbtnis-Stiftung, 

■  ein  rein  gemeinnütziges  Unternehmen,  unter  Ausschluß  aller  privaten  Erwerbs- 
5  zwecke,  widmet  sich  seit  mehr  als  einem  Jahrzehnt  der  Verbreitung  guter 

2  Literatur  und  der  Bekämpfung  der  Schundliteratur. 

g  Es  wurden  bis  Ende  1912  verteilt: 

S  534029  Bücher  zum  Gesamtladenpreise  von  608837  Mark. 

■  Mit  diesen  Büchern  wurden  unterstützt: 

■  Volksbibliotheken  —  Fortbildungsschulbibliotheken  —  Krankenhausbüchereien 

■  —  Mannschaftsbüchereien  —  Wanderbüchereien  für  Leuchttürme  und  Feuer- 
9  schiffe.    Zur  Massenverbreitung  wurden  von  der  Stiftung  selbst  herausgegeben 

J  mehr  als  Vj^  Million  guter  spannender  Bücher 

B  der  besten  lebenden  Verfasser  zum  Preise  von  10  Pf.  bis  1  M.    Die  kultu- 

■  rellen   und    nationalen   Zwecke    der  Stiftung    sollte   jeder   durch  einen 

■  Jahresbeitrag  von  2  Mark 

S  fördern,  wofür  ein  Stiftungsbuch  nach  freier  Wahl  kostenlos  geliefert  wird. 

mm  Anmeldungen  nimmt  entgegen  die 

i  Kanzlei  der  deutschen  Dichter-Gedächtnis-Stiftung 

■  Hamburg-Großborstel 

■  MT*  Erbitten  Sie  kostenlos  unser  Werbeblatt  ""W^ 
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Dokumente  des  Fortschritts,  VI.  Jahrgang. 
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LA  HOMARO 


Monatliche  Esperanto-Revue  für 
fortschrittliche  Kulturbestrebungen 

Esperanto -Ausgabe 
der  Dokumente  des  Fortschritts 

Redaktion:  Dr.  med.  Fr.  Uhlmann,  Schussenried  (Württemberg) 
Bureau:  A. Thonney,  18^  Avenue  Bergieres,  Lausanne  (Schweiz) 
Vertag  U.Administration:  Julio  Mangada,  96  S.Bernardo, Madrid 

Jahresabonnement  nach  allen  Ländern  Fr.  2.50  (Mark  2.—) 

BRITISH  INSTITUTE  OF  SOCIAL  SERVICE 

0  b  j  e  c  f  s :  To  collect,  register  and  disseminate  informatlon  relating 
to  all  forms  of  Social  Service  in  order: 

1.  To  make  such  information  available  to  all  concerned 
in  the  improvement  and  elevation  of  our  national  life. 

2.  To  promote  fhe  Initiation  and  development  in  this 
country  of  the  most  beneficial  and  successful  forms 
of  Social  Service. 

3.  To  give  assistance  to  all  organizations  that  have 
social  aims,  and  to  facilitate  co-operation  between 
them;  and,  as  far  as  possible,  to  prevent  overlapping. 

Progress  serves  as  the  medium  for  distributing  the  information 
which  has  been  gathered  and  stored  in  the  Library.  Each 
issue  contains  articles  by  experts  on  the  subjects  with 
which  they  deal,  also  shorter  articles  which  merely  outline 
various  civic,  social  and  industrial  activities  in  order  to 
stimulate  inquiry.  It  contains  in  addition  reviews  of  the 
latest  sociological  books,  with  a  valuable  bibliography  of 
such  books  and  articles  as  have  been  published  during 
the  previous  quarter. 
Office:  4  Tavistock  Place,  London. 
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Französische  Ausgabe 

i,Les  Documents  du  Progres'' 

Revue  Internationale 
Directeur:  Dr.  R.  Broda  Paris,  59  rue  Claude  Bemard 

Englische  Ausgabe 

„Progress" 

Published  bythe  British  Institute  of  Social  Service,  London 


Sil 


Russische  Ausgabe 

„Saprossi 

Herausgeber:  Prof.  Kowalewsky  und  Dr.  R.  Blank,  St.  Petersburg 

Ungarische  Ausgabe 

SZOCIALPOLITIKAI  SZEMLE 

Herausgegeben  von  Dr.  Eugen  Linczl 
In  Verbindung  mit  Dr.  Marcel  Kadosa,  Budapest 

Esperanto-Ausgabe 

Homaro 

Herausgeber:  Dr.  Uhlmann,  Schussenried 

Probenummern  aller  Ausgaben  erhältlich  durch  das 
Hauptbureau,  59  rue  Claude  Bernard  Paris. 


(Z)  (Z)  (ZI  (ZI  INSTITUT  (X)  (s  (xi  o 
für  Internationalen  Austausch 
fortschrittlicher  Erfahrungen 


r%urch  Einsendung  einet  Jahresbetrages  von  15  Mark 
*^an  das  Hauptbureau,  PariSi  59  rue  Claude  Bernard 
werden  nachstehende  Rechte  erworben. 

i  Bezugder.,DOKUMENTEDESFORTSCHRinS«« 
und  sämtlicher  anderen  im  Laufe  des  betr. 
Jahres  vom  Institut  herausgegebenen  Publi« 
kationen. 

2.  Benutzung  des  internationalen  Auskunfts- 
bureaus und  leihweise  Ueberlassung  der  im 
Archiv  befindlichen  ausländischen  Zeitschriften. 

3.  Freier  Zutritt  zu  den  Vorträgen  des  Instituts. 


Jede  gewünschte  Auskunft  wird  vom  Generalsekretär 
des  Instituts,  Professor  Dr.  R.  Broda,  Paris,  59  rue 
Claude  Bernard  erteilt. 
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